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Vorwort. 


Einem edeln, geistvollen, menschenfreundlichen Manne ist dieses Werk 
gewidmet. Dr Paulus Leopold Haffner, der Nachfolger des 
Bischofs Wilhelm Emanuel v. Ketteler, hat durch manches ermutigende 
und ermunternde Wort mich gestärkt, nach den Verhältnissen, Mitteln 
und Möglichkeiten meines Berufes alle Kraft einzusetzen für das Werk 
der sozialen Reform. Dankbare Pietät veranlaßt mich daher, die Frucht 
meiner Arbeiten auf das Grab des hochseligen Bischofs niederzulegen. 
Doch auch dem hochwürdigen Klerus der Diözese Mainz, mit dem mich 
so viele Bande inniger Freundschaft verbinden, möge die Widmung als 
Beweis treuer Ergebenheit und herzlicher Liebe gelten. 

Blicke ich zurück auf jene Männer, denen ich meine Ausbildung in 
der Philosophie, Jurisprudenz, Nationalökonomie verdanke, so muß ich 
vor allem den Rechtsphilosophen Theodor Meyer als denjenigen be- 
zeichnen, der nach der philosophischen Seite hin den größten Einfluß auf 
dieses Lehrbuch ausgeübt hat. Dazu kommen als Nationalökonomen 
Erwin Nasse, von den staatswissenschaftlichen Professoren der Ber- 
liner Hochschule namentlich Adolf Wagner, unter den zeitgenössischen 
deutschen Nationalökonomen unbestritten der hervorragendste Theoretiker. 
Seine Vorträge wie seine Schriften befriedigen vielleicht weniger die Neu- 
gierde, um so mehr aber den Geist: seine Werke sind wissenschaftliche 
Leistungen ersten Ranges, die in der Geschichte der nationalökonomischen 
Wissenschaft auf lange Zeit ihren Ehrenplatz bewahren werden. Es ist 
mir geradezu ein Herzensbedürfnis, meinem hochverehrten Lehrer, Herrn 
Geheimrat Wagner, auch vor der Öffentlichkeit zu danken für das auf- 
richtige Wohlwollen, mit welchem er jederzeit den katholischen Geistlichen 
begegnete, welche das Glück hatten, zu seinen Schülern zu gehören. 


viın Vorwort. 


Was nun dieses Lehrbuch selbst betrifft, so habe ich mich bemüht, 
ein einheitliches System der Volkswirtschaftslehre aufzubauen, dessen 
Besonderheit in der konsequenten Durchführung der anthropozentrisch- 
teleologischen Auffassung (der Mensch Subjekt und Ziel der Wirtschaft) 
besteht, in der Verbindung der kausalen und teleologischen Betrachtung, 
in der Betonung des Staatszweckes und seiner Bedeutung für die Er- 
kenntnis des Zieles der Volkswirtschaft, in der Hervorhebung des prak- 
tischen Charakters der Volkswirtschaftslehre, in der Verbindung der in- 
duktiven und deduktiven, der analytischen und synthetischen Methode. 
Das ganze System ist beherrscht von der Idee der sozialen Gerech- 
tigkeit, der Gerechtigkeit nicht nur für den einzelnen, sondern auch 
für das Ganze, jede Klasse, jeden Stand. Das Solidaritätsprinzip, im 
Sinne sozialer Rechtsforderung, erscheint als das höchste und letzte 
Organisationsprinzip der Volkswirtschaft, der Solidarismus als ein zwischen 
Individualismus und Sozialismus vermittelndes System. Den unsere Zeit 
bewegenden besondern Fragen der sozialen Reform soll jedesmal eine 
ausführlichere Behandlung zu teil werden. Ich befinde mich dabei in 
voller Übereinstimmung mit den Lehren, die in dem vortrefflichen Staats- 
lexikon der Görres-Gesellschaft ihre Begründung gefunden haben, sowie 
mit der bewährten Politik des deutschen Zentrums. Indem ich zu- 
nächst als ersten Band des Lehrbuchs die prinzipielle Grundlegung der 
Öffentlichkeit übergebe, hoffe ich, die allgemeine Volkswirtschaftslehre 
bis zum Beginn des nächsten Jahres (1906), die besondere Volkswirt- 
schaftslehre nach Verlauf eines weiteren Jahres (1907) mit Gottes 
Hilfe publizieren zu können. Auch der Andersgläubige wird in dem 
ganzen Werke nicht ein einziges Wort finden, welches ihn verletzen 
könnte, gar manches dagegen, das ihm vielleicht von Nutzen sein kann. 
Mache ich niemals und nirgends aus meiner religiösen Überzeugung ein 
Hehl, so geht doch die Beweisführung, dem Stoff entsprechend, nicht 
von den katholischen Unterscheidungslehren aus, bleibt vielmehr durch- 
weg in der Sphäre philosophischer, historischer, juristischer, volkswirt- 
schaftlicher Erwägungen. 

„Wir müssen am Webstuhl der Zeit den unsern Überzeugungen 
entsprechenden Einschlag geben.“ Mit diesen Worten bezeichnete Ge- 
heimrat Wuermeling in einer auf dem neunten Charitastage zu Breslau 


Vorwort. Iıx 


(1904) gehaltenen Rede klar und treffend die Pflicht des Katholiken in 
unsern kritischen Verhältnissen. Der Beweggrund ist uns durch unsern 
Glauben gegeben. Mich erbarmt des Volkes, sprach der göttliche Er- 
löser. In dieser Gesinnung gehen wir an die Arbeit, wollen wir mithelfen 
nach dem Maße unserer Kraft oder Schwäche zum Wohle unseres Volkes. 
Unvergeßlich bleibt mir ein schönes Wort meines teuern, allzu früh ver- 
storbenen Jugendfreundes und Studiengenossen Leopold Wilhelmi, 
Präsidenten des kaiserlichen statistischen Amtes: „Ernennungen und Aus- 
zeichnungen“, sagte er, „haben mir immer nur einen Tag wirklich 
Freude gemacht; was meinem Herzen Frieden verleiht, das ist das Be- 
wußtsein, etwas für die armen Leute geleistet zu haben.“ In der Tat, 
soziale Arbeit, im Geiste der christlichen Nächstenliebe geübt, das gibt 
Frieden und Gottes Segen für Zeit und Ewigkeit. 


Luxemburg-Stadt (Bellevue), den 8. Dezember 1904. 


Heinrich Pesch S. J. 
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Erstes Kapitel. 
Natur und Mensch. 


l. Die Philosophen haben ihre Wissenschaft als die sichere, natürliche 
Erkenntnis der Dinge aus den letzten Ursachen bezeichnet. In richtiger 
Beschränkung gilt diese Begriffsbestimmung für jede, darum auch für 
die nationalökonomische Wissenschaft. 

Die relativ letzten Ursachen aber, welche innerhalb unserer 
Wissenschaft den unmittelbaren Gegenstand der Forschung bilden, sind: 
der Mensch und die äußere Natur. 

Verschiedene Wissenschaften handeln vom Menschen und der Welt, 
jede unter einer besondern Rücksicht. Welches die für uns entschei- 
denden Gesichtspunkte sind, wird sich bald ergeben. 

Vorläufig sei nur das eine bemerkt: Nicht alle Wahrheiten und Be- 
griffe, deren die Volkswirtschaftslehre bedarf, werden von ihr selbst auf- 
gefunden. Viele Ideen sind dem alltäglichen Leben geläufig, ehe die 
wissenschaftliche Reflexion sich derselben bemächtigt und sie durch klarere 
Fassung, genauere Begrenzung vervollkommnet. Manche Wahrheit, welche 
dem Nationalökonomen als leitender Grundsatz vorschweben muß, hat 
ihre Heimat im Gebiet anderer Wissenschaften, wo sie formuliert, geprüft, 
begründet wird. 

Zu diesen von der Volkswirtschaftslehre vorausgesetzten, zum Teil 
auch in der Anwendung auf das wirtschaftliche Gebiet weiter entwickelten 
Wahrheiten gehören insbesondere gewisse Lehren, die sich beziehen: 

a. auf die Stellung des Menschen zur äußeren Natur, 

b. auf das Verhältnis der Güterwelt zum Menschen, 

c. auf das gesellschaftliche Leben. 

Mit denselben werden wir uns vorerst zu beschäftigen haben. 


81. 
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Literatur: Theod. Meyer, Die Arbeiterfrage und die christl.-ethischen Sozial- 
prinzipien* (1904) 19 f. — Ebenhoch, Wanderungen durch die Gesellschaftspolitik 
(1896) 20 ff. — v. Hermann, Staatswirtschaftl. Untersuchungen ? (1870) 1—103. — 
Roscher, System der Volkswirtschaft, I: Grundlagen der Nationalökonomie, 1. Aufl. 
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1854; 28. Aufl. 1900 (jetzt bearbeitet von Pöhlmann), Kap. 1, $ 1.— Wagner, Lehr- 
und Handbuch der polit. Ökonomie, I: Grundlegung der polit. Ökonomie, 1. Halbband ® 
(1892) 73 fl. — v. Schäffle, Das gesellschaftliche System der menschlichen Wirtschaft 
I (1878) 98 £. — Schmoller, Grundriß der allgemeinen Volkswirtschaftslehre I*-7 (1901) 
22 #. — Conrad, Grundriß zum Studium der polit. Ökonomie I? (1900) 21 ff. — Cohn, 
System der Nationalökonomie, I: Grundlegung (1885) 273 ff. — Jentsch, Grundbegriffe 
und Grundsätze der Volkswirtschaft (1895) 17f. — v. Philippovich, Grundriß der 
politischen Ökonomie I* (1901) 8 f. — Neumann, Grundlagen der Volkswirtschaftslehre 
I (1889) 34 ff. — C.S. Devas, Groundwork of Economics (1883) 47 f 145 ff. — Maurice 
Block, Les Progrös de la Science economique depuis A. Smith I (1890) 81 ff. 


2. Tatsache und Grund der Herrschaft.e Die Tatsache unserer 
Herrschaft über die Welt ist unbestritten; sie findet stets neue Bestätigung 
im Verlaufe der Geschichte durch jeglichen Fortschritt im Bereiche der 
materiellen Kultur. 

Ihren Grund aber hat sie in dem Willen Gottes, der den Stamm- 
vater unseres Geschlechtes zur Herrschaft berief, der dem Menschen die 
vernünftige Natur und damit eine wesentliche Erhebung verlieh über den 
bloßen Stoff. Ohne Voraussetzung dieser Erhebung entbehrt die Beherr- 
schung der äußeren Welt durch den Menschen sowohl in ihrem Anfang 
als in ihrer Weiterentwicklung jeder ausreichenden Erklärung, jeder 
praktischen Bedeutung. 

Hieraus ergeben sich zwei wichtige Folgerungen: 

a) Die Grundlagen jener Herrschaft sind unveränderlich; ihre 
besondere Ausgestaltung ist veränderlich. 

‘ Die vernünftige Natur ist nicht das Werk der Geschichte, sondern 
der Schöpfung. In ihren inneren physischen und metaphysischen Wesens- 
elementen bleibt sie aller historischen Wandelbarkeit entrückt. Immer 
und überall ist der Mensch aus Leib und Seele zusammengesetzt, immer 
und überall ein sinnlich-vernünftiges Wesen. Aber die in seiner Wesen- 
heit einbeschlossenen Eigenschaften und Kräfte ‚gleichen Keimen, die der 
und Ergänzung durch äußere Bedingungen und wandelbare Verhältnisse 
beeinflußt. Insbesondere die tatsächliche Geltendmachung, die Befestigung 
und Erweiterung, die besondere Form und die konkrete Gestaltung der 
Herrschaft des Menschen über die Körperwelt vollzieht sich in der Ge- 
schichte in einem langwierigen, nur allmählich fortschreitenden Prozeß, 
angefangen von der „individuellen N ahrungssuche“ der Urvölker bis zu 
den höchsten Kulturformen einer ausgewirkten Weltbeherrschung. 

Ist somit die Natur des Menschen, in sich selbst, ihrem inneren 
Wesen nach, unveränderlich, so zeigt doch das Leben der Natur, seine 
Betätigung, Entfaltung, Erscheinung in reicher Fülle Veränderung, Wandel, 
Wachstum, Verwesung. Alles ist dabei mannigfaltig, verschiedenartig, 
wechselvoll, von außen bedingt. 

Man wird darum stets wohl unterscheiden müssen zwischen dem All- 
gemeinen und dem Besondern, dem Bleibenden, Naturhaften und dem Vor- 
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übergehenden, Geschichtlichen, zwischen dem, was dem Menschen kraft 
seines Wesens zukommt, und dem, was dem einzelnen in seiner konkreten 
Individualität eigenartig ist, zwischen dem, was immer und überall seine 
-. Wahrheit und Richtigkeit behält, und dem, was nur unter bestimmten, 
konkreten, historischen Voraussetzungen wahr und richtig ist. 

b) Die vernünftige Natur ist das Gemeingut aller Menschen. 
Niemand ist davon ausgeschlossen. Alle sind darum in irgend einer Form 
zur Teilnahme an der Herrschaft über die äußere Welt berufen. Alle 
müssen auch in irgend einer Weise teilnehmen können an den Früchten 
dieser auf die vernünftige Natur gegründeten Herrschaft. 


3. Zweck und Norm der Herrschaft des Menschen über die äußere 
Welt ergeben sich aus unserer Stellung zu Gott, aus den Endzielen- des 
menschlichen Lebens, aus dem alles menschliche Handeln und Streben 
ordnenden. Gesetze Gottes. Die Welt soll uns helfen, unsere Lebens- 
aufgaben im Diesseits und für das Jenseits voll und ganz zu erfüllen. 
Dazu darf und soll der Mensch die Dinge dieser Welt gebrauchen. 
Nur wo und soweit der Gebrauch zum Hindernis würde für die Er- 
reichung der von Gott gewollten diesseitigen und jenseitigen Lebens- 
zwecke, tritt die ernste, wichtige Pflicht der Entsagung an den Men- 
schen heran. 

Ohne den Dienst der äußeren Natur wäre die Voraussetzung und die 
Grundlage jedes höheren Kulturstrebens dem Menschen genommen, ja das 
bloß physische Dasein _ und Fortbestehen unmöglich gemacht. Die Erhal- 
tung und Entfaltung des Lebens, die Entwicklung der körperlichen und 
geistigen Fähigkeiten vollzieht sich vermittelst des Dienstes jener Dinge, 
die uns umgeben. Die Welt ist unsere Wohnung, unser Garten, unser 
Arbeitsfeld. Sie dient dem Geiste als Gegenstand seiner Forschung, führt 
uns zur Erkenntnis und zur Liebe des Schöpfers. Aus ihr können und 
sollen wir unser Leben und unsere Macht ergänzen, diejenigen Gegen- 
stände entnehmen, deren wir zur Fortsetzung und Vervollkommnung unseres 
Lebens benötigen. Wenn daher auch der tiefere, ideale Grund der Herr- 
schaft des Menschen über die Welt in seiner Gotfähnlichkeit, der letzte 
und höchste Zweck in seiner überirdischen Bestimmung gesucht werden 


muß, so hat doch dieselbe Herrschaft zugleich einen höchst reellen näheren ” 


Grund und Zweck, der sich aus den natürlichen Bedingungen unseres leib- 
lichen und geistigen Daseins hienieden ergibt. 

Der ‚Mensch wird durch seine und der Dinge Natur gezwungen, die 
Erde planmäßig und beständig in Dienstbarkeit zu erhalten, da er allein so 
die Befriedigung seiner Bedürfnisse erlangen und sichern kann. 


4. Der Begriff Bedürfnis. Als ein begrenztes Wesen besitzt der 
Mensch in sich selbst nicht alles, dessen er benötigt. Er fühlt und 
erkennt die Möglichkeit und Notwendigkeit einer Ergänzung durch etwas, 
was zur Erhaltung und Entfaltung seines Seins, seiner Fähigkeiten, zur 

1* 
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Befriedigung seiner Wünsche, zu seinem irdischen Glück und Wohlbefinden 
gehört, dessen er daher in geringerem oder größerem Maße und Grade 
bedarf. 

Das Bedürfnis, insubjektiver Betrachtung, ist somit das Gefühl 
und Bewußtsein eines Mangels, verbunden mit dem Begehren, das Fehlende 
zu gewinnen, den Mangel zu beseitigen. 

Im objektiven Sinne bezeichnet „Bedürfnis“ wohl auch die Sache 
selbst, .deren man bedarf. 

“ Die Gesamtheit der Bedürfnisse überhaupt oder in einer bestimmten Be- 
ziehung heißt Bedarf (Lebensbedarf, Bedarf an Kleidung, Nahrung usw.). 


Wenn die Bedürfnisse einerseits eine gewisse Abhängigkeit bedeuten 
oder verursachen, so steht anderseits die Art und der Umfang derselben 
in inniger Beziehung zu der spezifischen Vollkommenheit und Entwick- 
lungsfähigkeit dessen, der die Bedürfnisse hat. Je höher die Gattung ist, 
der ein Lebewesen angehört, je komplizierter sein Lebensprozeß verläuft, 
um so zahlreicher sind seine Bedürfnisse. Der Mensch ist bedürfnisreicher 
als das Tier, und dieses hat mehr Bedürfnisse als die Pflanze. Es ist 
ein Beweis für die wesentliche Erhebung des Menschen über das Tier, 
daß er mit fortschreitender Kultur seine Bedürfnisse erweitern, verfeinern 
und für deren Befriedigung geeignetere Mittel sich verschaffen. kann. So 
legen also die Bedürfnisse Zeugnis ab zugleich von der Schwäche wie 
von der Größe der menschlichen Natur!. 

Die Entwicklung, die Erweiterung der Bedürfnisse kann 
demgemäß nicht als verderblich und verwerflich schlechthin abgewiesen 
werden. Im Gegenteil z zeigt sich darin ein durchaus berechtigter, ja not- 
wendiger Fortschritt, der von selbst mit der fortschreitenden Beherrschung 
der äußeren Welt und der hierdurch eröffneten Möglichkeit erweiterter 
Bedürfnisbefriedigung gegeben ist. 

Da es sich hier um eine Entwicklung handelt, welche ı an die allen 
Menschen gemeinsame vernünftige Natur anknüpft, so ergibt sich als 
logische Folgerung, daß auch alle Menschen berechtigt und berufen 
sind, an den Fortschritten der materiellen Kultur durch erweiterte 
oder verbesserte Bedürfnisbefriedigung in entsprechender Weise teilzu- 
nehmen. 


5. Einteilung der Bedürfnisse. Entsprechend dem sinnlich-geistigen 
Wesen des Menschen und mit Rücksicht auf denjenigen Bestandteil der 
menschlichen Natur, dem unmittelbar das Bedürfnis zugeschrieben wird, 
müssen 


1 J. B. Say, Ausführliches Lehrbuch der praktischen Ökonomie, übersetzt von 
M. Stirner, I (1845) 8. Vgl. M. H. Baudrillart, Manuel d’Economie politique ® 
(1872) 23. Karl Marlo, Untersuchungen über die Organisation der Arbeit oder 
System der Weltökonomie ? (1886) II 501 437; IIT14f. Lehr-Heckel, Grundbegriffe 
der Nationalökonomie? (1901) 51 ft. 
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a) materielle und immaterielle, körperliche und geistige, in- 
tellektuelle und moralische Bedürfnisse unterschieden werden. Wie Geist 
und Körper wesentlich verschiedenen Stufen des Seins angehören, so bilden 
auch die materiellen und immateriellen Bedürfnisse wesentlich verschiedene 
‚Bedürfnissphären. Und wenn der Körper dem Geist nicht bloß unter- 
geordnet sein soll, sondern eben deshalb untergeordnet sein soll, weil er 
ihm seinem innersten Wesen nach untergeordnet ist, so gilt ein gleiches 
von der Befriedigung körperlicher Bedürfnisse in ihrem Verhältnis zur 
Befriedigung der Bedürfnisse der geistigen Ordnung. 

Die natur- und vernunftgemäße Unterordnung alles rein Materiellen unter 
das Immaterielle läßt die wahre Bedeutung des Stofflichen und der materiellen Be- 
dürfnisse unangetastet. Beweist ja doch die tägliche Erfahrung, daß die materielle 
Ordnung: der Dinge in vielfacher Hinsicht die unerläßliche Voraussetzung geistiger 
Befriedigung und Entwicklung darstellt. 


Man unterscheidet sodann je nach_Herkunft und Grund: 

b) angeborene und angenommene Bedürfnisse. Die ersteren 
beruhen auf der Natur, die letzteren auf der Erziehung oder individuellen 
Angewöhnung, oder auf den allgemeinen Forderungen der gesellschaft- 
lichen Kulturstufe. Der zivilisierte Europäer hat mehr Bedürfnisse als 
der Wilde Afrıkas. Je nach dem Aufwande, der im elterlichen Hause 
herrscht, vergrößern oder verringern sich die Bedürfnisse der Kinder. 
Derjenige, der z. B. sich an den Gebrauch des Tabaks gewöhnt hat, wird 
denselben nicht leicht missen können. 

Im Zusammenhange mit der letzten Einteilung steht die Unterscheidung 
zwischen Bedürfnissen, die bloß auf Grund besonderer Umstände, tatsächlicher, 
geschichtlich gegebener Verhältnisse bestehen, vorzugsweise durch Gewohn- 
heit, Sitte, Standesangehörigkeit u. dgl. bedingt sind, und anderseits abstrakt 
allgemeinen Bedürfnissen, deren Befriedigung zur Erhaltung des Lebens not- 
wendig ist, wie regelmäßig Nahrung, Kleidung, Wohnung nicht entbehrt werden 
können. Im gewöhnlichen Leben, aber auch in der Wissenschaft werden die 
Gegenstände, welche zur Befriedigung der Bedürfnisse letzterer Art dienen, 
schlechthin als notwendige, unentbehrliche Bedürfnisse oder Lebensbedürfnisse 
bezeichnet. 


Um den Grad der Dringlichkeit der Bedürfnisse hervorzuheben, be- 
dient man sich auch der Unterscheidung zwischen 


c) Existenz- und Kulturbedürfnissen oder zwischen Natur-, 
Anstands- und Luxusbedürfnissen. Der Name allein erklärt Be- 
deutung und Tragweite dieser Begriffe. 

Aus dem vorhin über die Berechtigung der Bedürfniserweiterung 
Gesagten ergibt sich, daß der geschichtliche Fortschritt dazu berechtigt 
und nötigt, niemand dauernd und unbedingt auf die Befriedigung bloßer 
Existenzbedürfnisse zu beschränken. Die Berücksichtigung des geschicht- 
lichen Momentes ist daher nicht ohne Bedeutung für die richtige Er- 
fassung der Begriffe „Lebenshaltung* und „Existenzminimum“. 
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„Existenzminimum“ bezeichnet die Summe von materiellen 
Gütern, die zur Erhaltung des Lebens als schlechthin notwendig erachtet 
werden. Es handelt sich dabei also bloß um die Existenz- oder Natur- 
bedürfnisse des Menschen, deren Befriedigung durch jenes Minimum ge- 
sichert wird. „Existenzminimum“ ist aber nicht gleichbedeutend mit 
„Darbeminimum‘“; es gewährt vielmehr immer noch eine den Verhält- 
nissen entsprechende, menschenwürdige Existenz; es gestaltet sich ver- 
schieden auf niederen und höheren Kulturstufen, indem die Naturbedürf- 
nisse in Bezug auf Nahrung, Kleidung, Wohnung bei entwickelter Kultur 
auch für die bescheidensten Verhältnisse in anderer Weise Befriedigung 
finden wie zur Zeit des Anfangs der Kultur oder auf niederer Stufe. 

Unter „Lebenshaltung“, standard of life, „Lebensmaßstab“ (Ad. 
Wagner) versteht man den durch Sitte und Gewohnheit bestimmten Um- 
fang und Grad der Bedürfnisbefriedigung, den gewohnheitsmäßigen Be- 
darf zur Erfüllung nicht bloß der Existenz, sondern auch der Anstands- 
und Luxusbedürfnisse. Julius Lehr! nennt „Lebenshaltung“ das, was der 
Mensch braucht, um die von ihm errungene Kulturhöhe, Bildung und Ge- 
sittung zu behaupten. Der Begriff „Lebenshaltung“ ist kein bloß physio- 
logischer, sondern ein kultureller und sozialer Begriff; er nimmt auch auf 
geistige und moralische Güter Bezug; man muß von diesen Notiz nehmen, 
um das Quantum der materiellen Güter kennen zu lernen, das zur Behaup- 
tung des standard of life erforderlich ist. Die Lebenshaltung ist keine 
feste, sondern eine veränderliche, räumlich und zeitlich verschiedene, ja 
innerhalb derselben Gesellschaft von Klasse zu Klasse („Klassenbedarf“), 
nach den mannigfaltigen Abstufungen der Stände wechselnde Größe. 

Je nachdem das Subjekt der Bedürfnisse eine einzelne physische 
Person oder eine Gesamtheit von Personen ist, unterscheidet man zwischen 

d) Individual-(Einzel-) und (Gemein- oder) Kollektivbedürfnissen. 
Wie die Individuen, ihre Eigenschaften, ihre Leistungsfähigkeit, so sind 
auch die individuellen Bedürfnisse sehr verschieden. Wollte man daher 
unter eine Anzahl von Individuen quantitativ und qualitativ gleiche Be- 
friedigungsmittel verteilen, so würde dadurch bei den einzelnen keines- 
wegs die gleiche Befriedigung, der gleiche Genuß, ja wohl bei manchen 
überhaupt keine wirkliche Befriedigung erzielt werden können. 

Gemein- oder Kollektivbedürfnisse sind solche, deren Subjekt und 
Träger die Gesamtheit ist (Hermann). 


Die Terminologie ist übrigens keine feste. Wagner? z. B. nennt Individual- 
bedürfnisse diejenigen, „welche aus dem physisch-geistigen Wesen des einzelnen als 
solchen“, und „Gemeinbedürfnisse (Kollektivbedürfnisse), welche beim einzelnen aus 


! Grundbegriffe ? 52. 

? Grundlegung I 828f. Vgl. dagegen Groß, Wirtschaftsformen und Wirtschafts- 
prinzipien (1888); Artikel „Gemeinwirtschaft“ im Handwörterbuch der Staatswissen- 
schaften IV ® 165. 
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dessen Angehörigkeit zu menschlichen Gemeinschaften hervorgehen. ... Die 
Gemeinbedürfnisse sind daher eine Konsequenz der sozialen (gesellschaftlichen) 
Natur des Menschen. Sie ergeben sich aus den Verhältnissen des menschlichen 
Zusammenlebens in verschiedener Weise nach den Zwecksatzungen der Gemein- 
schaften, welchen der einzelne als Glied angehört.“ 

Wir unterscheiden zwar auch zwischen den rein individuellen und den 
sozialen Bedürfnissen des einzelnen , stellen diese zusammen aber als Individual- 
bedürfnisse der Einzelpersönlichkeit den Gemeinbedürfnissen menschlicher Gemein- 
schaften, der Kollektivpersönlichkeiten, gegenüber. 

Erfordert unmittelbar die öffentliche Wohlfahrt Befriedigung von Bedürf- 
nissen, z. B. wo es sich um Existenz, Betätigung und gedeihliche Entwick- 
lung von Staat, Provinz, Gemeinde handelt, so werden die Bedürfnisse selbst 
auch als öffentliche bezeichnet. Dient aber die Befriedigung von Bedürf- 
nissen unmittelbar lediglich dem Privatwohle, so nennt man die Bedürfnisse 
private. 


Besondere Beachtung beansprucht noch der Unterschied zwischen den 

e) wirklichen und den scheinbaren Bedürfnissen. Letztere 
entsprechen nicht einem wahren, sondern einem eingebildeten Mangel. 
Der Mensch mag subjektiv dabei dasselbe begehren und nach Erreichung 
seines Zieles eine ähnliche Befriedigung empfinden wie bei den wirk- 
lichen Bedürfnissen, aber objektiv kann man insbesondere. die Befriedi- 
gung eines schädlichen und unsittlichen Begehrens oder eine, sei es 
quantitativ, sei es qualitativ, der Vernunft und dem Sittengesetze wider- 
sprechende Art und Weise der Befriedigung wirklicher Bedürfnisse nie- 
mals als naturgemäßes Ziel der Herrschaft des Menschen über die äußere 
Welt anerkennen. Wer nach unsittlichen oder vernunftwidrigen Dingen 
begehrt, ladet eine Schuld auf sein Gewissen. Er schädigt sich moralisch, 
oft auch geistig und materiell!, 


6. Sittliche &renze der Bedürfnisse. Der Nationalökonom kann nicht 
die Askese des Ordensmannes zum obersten Prinzip des wirtschaftlichen 
Fortschrittes machen wollen. Anderseits lehnt er aber auch von seinem 
Standpunkte aus Unordnung und Maßlosigkeit entschieden ab. 

„Nicht eine ziellose Steigerung und Änderung der Bedürfnisse ist es“, 
sagt A. Schäffle?, „was von der Wirtschaft verlangt und erstrebt wird, 
sondern die Ausdehnung der Bedürfnisse bis zum Maße der Entfaltung und 
Erhaltung einer reich ausgebildeten Persönlichkeit, fortschreitend von den 
wichtigsten zu den minder wichtigen Bedürfnissen und inhaltlich wechselnd 
nach Maßgabe der allmählichen Umbildung und Entwicklung sittlich- 
persönlichen Lebens. Die wirtschaftlich richtige Bedürfnisgestaltung ist 
die an wahrer Bildung fruchtbarste Bedürfnisgewöhnung. . . .. Unsere 
Wissenschaft hat wiederholt den Fehler begangen, jede Bedürfniserweite- 


ı E. de Laveleye, Elements d’Economie politique, Paris 1882, 28. 
® Das gesellschaftliche System der menschlichen Wirtschaft I® (1873) 101. 
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rung zu preisen. Nur die an sittlicher Bildung und Beglückung möglichst 
reiche Bedürfnisgestaltung darf von ihr gebilligt werden.“ ! 

Steigerung der Bedürfnisse, der Lebenshaltung, des Genusses. allein 
führt nicht zum Glück. Unruhe und Unbehagen zeigt sich allenthalben 
in der modernen Welt mit ihrer gesteigerten Produktion, ihren gesteigerten 
Bedürfnissen, ihrer gesteigerten und verallgemeinerten Bildung. Es muß 
noch etwas dazu kommen, daß der Mensch glücklich werde. Das ist die 
Religion, die das Sehnen seines Herzens allein zu stillen im stande ist, 
die ihn auch entsagen lehrt, wo Vernunft und Gewissen es fordern ?. 

Die bloß triebhafte Begierde nach Genuß ist in sich ohne genügende 
Schranke und daher leicht maßlos; auch die objektive Möglichkeit des 
Genusses bietet keine ausreichende Grenze der Bedürfnisbefriedigung. 
Einer höheren Norm, der Rücksicht auf die höheren Ziele des mensch- 
lichen Lebens, auf die geistige, sittliche Ordnung bedarf es, um die 
rechte Auswahl und das rechte Maß bei der Bedürfnisbefriedigung 
zu sichern. 


8 2. 
Die Arbeit als Mittel der Weltbeherrschung. 


Literatur: A. M. Weiß, Soziale Frage und soziale Ordnung oder Institutionen 
der Gesellschaftslehre * (1904) 349 f 385 ff. — Klopp, Die sozialen Lehren des Freiherrn 
Karl von Vogelsang, Grundzüge einer christlichen Gesellschafts- und Volkswirtschafte- 
lehre (1894) 55 161 169 176. — S. Weber, Evangelium und Arbeit, apologetische 
Erwägungen über die wirtschaftlichen Segnungen der Lehre Jesu (1898). — Wagner, 
Grundlegung I®, 1, 70 ff. — Schmoller, Grundriß 12f 39 f 185 ff. — Dietzel, Theoretische 
Sozialdkonomik (1895) 156 f.— Antoine, Cours d’Economie sociale ? (1899) 308— 312. — 
Sombart, Der moderne Kapitalismus, I: Die Genesis des Kapitalismus (1902) 3 ff; 
Technik und Wirtschaft, Vortrag, gehalten zu Dresden im Auftrage der Gehe-Stiftung 
(1901). — Neumann, Grundlagen 1 ff. — K.J. Fuchs, Volkswirtschaftslehre (1901) 
12f. — Block, Les Progres 273 # 301 f. 


Gott verlieh dem Menschen das Recht der Weltbeherrschung. Die 
praktische Durchführung vollzieht sich vermittelst der Arbeit. 


1. Das Gesetz der Arbeit gilt allgemein für alle Menschen. Es 
ist ein Gesetz, das sich so weit erstreckt wie das Gesetz des Todes. 
Alle Menschen müssen arbeiten, ernstlich arbeiten, bis sie in den Staub 
zurückkehren, von dem sie genommen sind. 

Die Arbeit ist aber nicht bloß Pflicht für den Menschen. Sie ist 
auch seine Ehre, seine Freude. Mögen dabei harte Opfer persönlicher 
Mühe gefordert werden, unter allem, was auf dem Menschen lasten kann, 
bleibt doch die Arbeit der geringste Druck. 


ı Es ist wohl richtiger gedacht als ausgedrückt, wenn Paul Cauwös (Cours 
d’Economie politique I [1893] 247) bemerkt: „Le mal moral resulte de la direction 
vicieuse, que nous donnons aux besoins et non de leur 6tendue, de leur variete.“ 

® Vgl. Alexander BaumgartnerS. J., Reisebilder aus Schottland ? (1895) 46 ff. 
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Es wäre einseitig und verkehrt, eine Verkennung der sinnlich-ver- 
nünftigen Menschennatur, wenn man lediglich die materielle Betätigung, 
die körperlichen Leistungen, als Arbeit gelten ließe. Auch der Geist 
leistet fruchtbare Arbeit auf allen Gebieten des menschlichen 
Strebens; überall ist er wenigstens der Führer, wo der Mensch als Mensch 
in Tätigkeit tritt. | 

Faßt man daher die Arbeit im weitesten Sinn auf, mit Einschluß aller 
Arten physisch und moralisch möglicher, geistiger oder körperlicher zweck- 
bewußter persönlicher Betätigung, so erscheint sie nicht bloß’ als ein auf der 
Menschheit als solcher ruhendes Menschheitsgesetz, sondern zugleich als Indi- 
vidualgesetz, das jeden einzelnen verpflichtet, wenn nicht besondere Umstände, 
Alter, Krankheit usw. die Möglichkeit einer Betätigung ausschließen. Handelt 
es sich dagegen um die auf Versorgung mit materiellen Dingen zur Bedürfnis- 
befriedigung gerichtete körperliche Arbeit insbesondere. so ist diese zwar 
ein Menschheitsgesetz, aber kein Individualgesetz. Nicht jeder braucht 
den Spaten in die Hand zu nehmen, aber er soll auch nicht von der Arbeit 
anderer leben, ohne jeden Versuch seinerseits, etwas Nützliches zu leisten. 
„Drohnen“ sind das Produkt der Geschichte, persönlicher Verirrung oder sozialer 
Entwicklung, nicht der Natur, nicht der von Gott gewollten Ordnung. 


Die Bedürfnisse melden sich stets von neuem. Wiederholte, stetige 
Arbeit ist erforderlich, um die Gaben der Natur zu erlangen, die ver- 
verbrauchten Dinge durch andere zu ersetzen. Ohne ausdauernde, fort- 
gesetzte, geordnete Arbeit wird die Menschheit nicht erhalten, die äußere 
Welt nicht unterworfen, gibt es keine Entwicklung, keinen Fortschritt, 
nicht für den einzelnen, nicht für die Völker, nicht für unser ganzes 
Geschlecht. 

Das führt uns zu den Begriffen „Wirtschaft“ und „wirtschaftliche 
Tätigkeit“. 

8. Wirtschaft bezeichnet den Inbegriff jener menschlichen Hand- 
lungen und Einrichtungen, welche fortgesetzt und in planmäßiger Ord- 
nung dem Zwecke dienen, eine Person oder eine Gesamtheit von Personen 
dauernd, wenigstens für einen bestimmten Zeitraum, eine „Wirtschafts- 
periode“, mit den zur Deckung ihres Bedarfs erforderlichen materiellen 
Dingen zu versorgen. Allgemeiner und kürzer zugleich: Wirtschaft ist 
die planmäßige Unterhaltsfürsorge!, die Sorge für die Aus- 
stattung, Ergänzung unseres irdischen Seins, Fortbestehens, Könnens mit 
den dazu erforderlichen Sachgütern. 

Unterhaltsfürsorge findet sich auch bei den durch ihren Instinkt ge- 
leiteten Tieren. „Das spezifisch Menschliche ist hier, wie auf allen Ge- 
bieten menschlichen Handelns, das Vernünftige. Der Mensch bewirkt 
seine Unterhaltsfürsorge als vernünftiges Wesen, nach Zwecken, nach... 
einem (vom menschlichen Geiste gestalteten) Plane. Der Unterschied 


I! Vgl. W. Sombart, Der moderne Kapitalisıhus 1 3. 
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zwischen tierischer Unterhaltsfürsorge und menschlicher ist also der des 
planmäßigen. Es gibt sehr viele Baumeister, die weniger gut bauen 
können als eine Biene oder als ein Biber.... Aber der schlechteste 
menschliche Baumeister unterscheidet sich von der am besten bauenden 
Biene dadurch, daß er den vielleicht verkehrten, aber daß er doch immer- 
hin einen Plan des Hauses vorher im Kopfe hat.“ ! 


9. Die wirtschaftliche Tätigkeit ist demnach jener Zweig mensch- 
licher Tätigkeit, welcher die planmäßige Versorgung des Menschen mit 
materiellen Befriedigungsmitteln bezweckt. Im engeren Sinne wird nach 
dem heutigen Sprachgebrauch insbesondere die auf die Beschaffung 
von Dingen, die der Bedürfnisbefriedigung mittelbar oder unmittelbar 
dienen, gerichtete Tätigkeit als „wirtschaftliche Tätigkeit“ bezeichnet. 
Die Verwendung der Sachen dagegen fällt unter den Begriff des 
„Wirtschaftens“. So „wirtschaftet“ z. B. die Frau, die in ihrem 
eigenen Hause bloß bei der Güterverwendung (hier zur unmittelbaren 
Bedürfnisbefriedigung) tätig ist. Dagegen ist die Frau, welche die gleiche 
Arbeit gegen Lohn als Haushälterin eines andern verrichtet und sich auf 
diese Weise die nötigen Mittel zu ihrer eigenen Existenz verschafft, „wirt- 
schaftlich tätig“. 

„Die Frau, die für sich und die Ihrigen backt, kocht, näht*, sagt Fuchs?, 
„wird nicht als wirtschaftlich tätig bezeichnet, wohl aber die Frau, die auf dem Feld, 
in der Mühle, Bäckerei, Schneiderwerkstatt ihres Mannes oder Vaters mitarbeitet. 
Dagegen liegt umgekehrt bei dem Begriff ‚wirtschaften‘ der Schwerpunkt auf der 
Güterverwendung, so daß, wenn Beschaffung und Verwendung nicht in einer 
Hand liegen, z. B. zwischen Mann und Frau geteilt sind, der verwendende Teil 
als der wirtschaftende bezeichnet wird, und — wenn auch nicht rechtlich, so 
doch faktisch — als Subjekt und Träger der Wirtschaft (im Beispiel: der häus- 
lichen Wirtschaft) erscheint.“ | 


10. Betrieb und Wirtschaft. Bezeichnet „Wirtschaft“ im all- 
gemeinen als Artbegriff innerhalb der menschlichen Bestrebungen und 
Veranstaltungen die gesamten planmäßig auf dauernde Versorgung mit 
Sachgütern gerichteten Tätigkeiten und Einrichtungen, dann versteht man 
unter Wirtschaft als „Wirtschaftseinheit“ den Inbegriff der unter 
der zielbewußten Leitung einer physischen oder moralischen Person als 
„Wirtschaftssubjekts* für die Aufgaben, welche „das Wirtschaftssubjekt 
sich stellt oder stellen muß“ ®, verbundenen wirtschaftlichen Tätigkeiten 
und Einrichtungen. In diesem Sinn umfaßt der Ausdruck „Wirtschaft“ 
sowohl die Beschaffung als die Verwendung und Verwertung der wirt- 
schaftlichen Güter. 


1 Sombart, Technik und Wirtschaft 6f. 

% Volkswirtschaftslehre (1901) 13. 

3 Vgl. Wagner, Grundlegung I, 1, 349 ff 370 ff. Philippovich, Grund- 
riß I 8f£. ” 
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Das gesamte ökonomische Leben der Wirtschaftseinheit, der beständige 
Wechsel in dem Bestande der ihr zur Verfügung stehenden Güter, in- 
sofern sich dieser Güterwechsel auf die zielbewußte Tätigkeit des leiten- 
den Wirtschaftssubjekts zurückführt, kann im allgemeinen als „Wirt- 
schaftsbetrieb‘“, auch als „Wirtschaftsprozeß“ bezeichnet werden!. 

Nicht selten findet sich der Ausdruck „Betrieb“ in einem engeren 
Sinn angewendet, so daß er sich innerhalb des allgemeinen Wirtschafts- 
betriebes der Wirtschaftseinheit speziell auf den Prozeß der Güterbeschaffung, 
der Güterherstellung bezieht. So verstanden wäre „Betrieb“ die Organi- 
sation der wirtschaftlichen Tätigkeit bzw. diese organisierte Tätigkeit 
selbst, im Hinblick auf das Zusammenwirken der Mittel und Kräfte, den 
Vollzug der äußeren Operationen zur Herstellung oder Gewinnung von 
Gütern, welche mittelbar oder unmittelbar der menschlichen Bedürfnis- 
befriedigung dienen sollen. Betriebseinheit und Wirtschaftseinheit können 
dabei ungleiche Größen sein, z. B. wenn eine Hauswirtschaft zugleich 
landwirtschaftlichen und gewerblichen Betrieb umschließt. 

Indem Sombart „Wirtschaft“ und „Betrieb“ einander gegenüberstellt, 
versteht er unter „Betrieb“ eine Veranstaltung zu fortgesetzter Werk- 
verrichtung, zur regelmäßigen Wiederholung eines einheitlich, mit Rück- 
sicht auf den Zweck der Gebrauchsgüterherstellung geordneten Arbeits- 
prozesses, unter „Wirtschaft“ die Organisation der wirtschaftlichen Tätigkeit 
durch das Wirtschaftssubjekt mit Rücksicht auf den Verwertungszweck 
(Bedarfsdeckung, Erwerb) als den die gesamte wirtschaftliche Tätigkeit 
der Wirtschaftseinheit beherrschenden Endzweck?. Je mehr der Erwerb 
als Zweck in den Vordergrund tritt, verbindet sich mit dem Begriff der 
Wirtschaft in wachsendem Maße die Vorstellung einer verstandesmäßigen 
und zahlenmäßigen Erfassung und Prüfung der Wirtschaftsvorgänge nach 
Wert und Preis, der Kalkulation und Buchführung, alles mit Rücksicht 
auf einen erhofften und erstrebten Gewinn®, 

Es wäre demnach zu unterscheiden 1. „Wirtschaft“ als Artbegriff zur Be- 
zeichnung einer bestimmten Art menschlicher Betätigung, nämlich der planmäßigen 
Unterhaltsfürsorge, 2. „Wirtschaft“ als Individualbegriff zur Bezeichnung der 
„Wirtschaftseinheit‘, 3. „Wirtschaft“ als Zweckbegriff der Wirtschaftseinheit: 
die Organisation, Veranstaltung im Hinblick auf die Verwertung der Güter. In 
diesem letzten Sinne beherrscht die „Wirtschaft“ die ganze Wirtschaftseinheit, 
ohne jedoch den „Betrieb“ als solchen formell mit Rücksicht auf dessen unmittel- 
baren Spezialzweck begrifflich einzuschließen, während „Wirtschaft“ als „Wirt- 
schaftseinheit“ den „Betrieb“ in sich begreift. 


ı Kurz sei hier schon darauf hingewiesen, wie Heinrich Rosin (Das Recht der 
Arbeiterversicherung I [1893] 209) vom Standpunkte der Arbeiterversicherungs-Gesetz- 
gebung aus den „Betrieb“ definiert. Er sagt: „Betrieb im Sinne des Gesetzes ist 
ein Inbegriff erlaubter wirtschaftlicher Tätigkeiten von verhältnismäßiger Kontinuität 
und Dauer.“ 

3 Vgl. Werner Sombart, Der moderne Kapitalismus 1 (1902) 3 ff S ff 50 ff. 

3 Schmoller, Grundriß I 3. 
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„Wirtschaftsform“ ist nach Sombart! die „von dem Wirtschafts- 
subjekt geschaffene Einrichtung, welche derart gestaltet ist, daß in ihr 
die gesamten Elemente der Produktion in einer dem Endzweck dieser, 
nämlich der Verwertung der Produkte entsprechenden Weise zu einer 
Einheit zusammengefaßt werden; eine ‚Betriebsform‘ ist die bestimmte 
Art und Weise, Arbeitskräfte zu einem Betriebe, d. h. einem einheitlich 
geordneten Arbeitsprozeß zu vereinigen, mit dem Zwe&cke, bestimmte Ge- 
brauchsgüter nach bestimmter Methode herzustellen. Sofern dieser Zweck 
— die Gebrauchsgüterherstellung — bei welcher Betriebsform auch immer 
der gleiche ist, sich aber stets nur als Mittel zu dem Endzweck der Pro- 
duktion, der Verwertung der Produkte, verhält, können wir Wirtschafts- 
und Betriebsformen auch so unterscheiden, daß wir jene als Zweck, diese 
als Mittel bestimmt bezeichnen.“ 

Es ließe sich jedoch, sofern man von der Sombartschen Gegenüber- 
stellung von „Wirtschaft“ und „Betrieb“ absieht, der Ausdruck „Betriebs- 
form“ auch in einem allgemeineren Sinne verstehen zur Bezeichnung der 
besondern Erscheinungs- und Gestaltungsform des gesamten Wirtschafts- 
betriebes einer Wirtschaftseinheit bestimmter Art. 


ll. Technik und Ökonomik. Die Unterwerfung der Erde unter 
die Herrschaft des Menschen ist, wie gesagt, nicht der Erfolg eines 
einmaligen Angriffes, eines kühnen Handstreiches, eines kurzen, aber 
glücklichen Eroberungszuges, vielmehr handelt es sich hierbei um einen 
allmählich verlaufenden, mühsamen und opfervollen Entwicklungsprozeß, 
bei dem der Mensch seine materiellen und geistigen Errungenschaften, 
vor allem auch die Kräfte der Natur selbst benutzt, um die äußere Welt 
seinen Zwecken immer mehr und immer vollkommener untertänig zu 
machen. 

„Technik“ bezeichnet im allgemeinen jedes Kunstverfahren zur 
zweckmäßigen Erzielung eines Erfolges?®. Materielle Technik wäre der 
Inbegriff all der Kenntnisse, Fertigkeiten, Verfahrensarten, die dazu dienen, 
in zweckmäßiger Weise die Dinge der äußeren Natur zu nutzen; so spricht 
man z. B. von einer Technik der Feuerwaffen, der Meßapparate, der 
Musikinstrumente usw. Ökonomische Technik ist derjenige Teil dieser 
materiellen Technik, der den Zwecken des Wirtschaftslebens dient, also 
der zweckmäßigen Herrichtung von Sachgütern für den menschlichen 
Bedarf. Sofern dabei die Kenntnisse und Fertigkeiten in abstracto ins 
Auge gefaßt werden, spricht man von reiner oder abstrakter Technik; 
konkrete oder angewandte Technik kann die Summe derjenigen Ver- 
fahrungsweisen genannt werden, die tatsächlich in einer bestimmten Zeit 
zur Anwendung gelangen. 


I Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik XIV (1899) 313. 
32 Vgl. Sombart, Technik und Wirtschaft (1901) 1 7. 
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Schmoller ! nennt die Technik das ausführende Mittel aller wirt- 
schaftlichen Tätigkeit: „Wir verstehen unter Technik stets die angewandten 
Methoden und die herangezogenen äußeren Hilfsmittel, mit denen wir 
die verschiedenen Aufgaben bemeistern; wir denken, wenn wir von den 
technisch-wirtschaftlichen Eigenschaften reden, an das Maß von Geschick- 
lichkeit, Kenntnissen und Fertigkeiten, womit die Menschen die äußere 
Natur ihren Zwecken dienstbar machen. Die Stoffe und Kräfte derselben 
sind ... nach ihren eigenen Gesetzen tätig; sie dienen zu einem erheb- 
- lichen Teile von selbst dem Menschen; ohne sie hätten Menschen, Tiere, 
Pflanzen nie existieren können; Wärme und Licht, die Hauptquellen alles 
Lebens, haben vor Millionen Jahren wie heute dem Menschen gedient, 
ihm durch ihre Bewegung Stoffe und Kräfte geliefert. Aber ebenso klar 
ist, daß die sich selbst überlassenen Stoffe und Kräfte zu einem erheb- 
lichen Teile das wirtschaftliche Leben hindern, schädigen, ja zerstören; 
hier muß die menschliche Technik eingreifen, die Hindernisse wegräumen, 
die schädlichen Kräfte ablenken, die günstigen durch Hand und Arm, 
durch Werkzeuge und Maschinen so ordnen und leiten, daß endlich eine 
immer weiter gehende, zielbewußtere Beherrschung der Natur gelingt.“ 
Auch die Geschichte der Technik legt ein gewaltiges Zeugnis von dem 
Adel der menschlichen Natur ab. 

Es bedarf kaum der Erwähnung, daß die Gestaltung der Technik von ent- 
scheidendem Einfluß ist auf die Betriebsgestaltung, Betriebsgröße, und daß hin- 
wiederum die Betriebsgestaltung die Verwertung der Güter mitbestimmt ?. 


Bei der Gegenüberstellung von „Wirtschaft“ und „Technik“ erscheint 
die ökonomische Technik innerhalb der Ordnung äußerer Mittel, deren 
sich die Wirtschaft für ihre Zwecke bedient. In der Unterscheidung zwischen 
‚Ökonomik“ und „Technik“ bezieht sich der Ausdruck „Ökonomik“ mehr 
auf eine Eigenschaft oder eine dem Prinzip der Wirtschaftlichkeit entlehnte 
Norm der Wirtschaftsführung. Man kann ein und dieselbe Erscheinung des 
wirtschaftlichen Lebens unter ökonomischen oder unter technischen Gesichts- 
punkten betrachten, Rücksichten der Technik oder der Ökonomik walten 
lassen; etwas kann technisch möglich, wirtschaftlich aber unmöglich bzw. 
unzulässig sein. Auch die Technik beugt sich dem „Prinzip der Wirtschaft- 
lichkeit“, unterliegt dem ökonomischen Kalkül. „Ohne Technik keine Wirt- 
schaft, ohne Ökonomik keine erfolgreiche und heilsame Wirtschaft.“ 3 


12. Das Prinzip der Wirtschaftlichkeit. Der Name „Ökonomie“ 
(von oizos und vouog) findet sich schon bei Xenophon und dient da zur 


ı Grundriß I 189. 

%2 Vgl. Sombart, Der moderne Kapitalismus JI 508 517 £ 520 534. Dagegen I 21 A. 
Dazu Pohles Rezension im Jahrbuch für Nationalökonomie, III. Folge XXVI (1903) 359 f. 

® Vgl. Wagner, Grundlegung I, 1, 350. F.B. v. Hermann, Staatsw. Unter- 
suchungen? (1870) 7ffE 10f 67f. Dagegen X. Dietze], Theoret. Sozialdkonomik 
I 184 #. 
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Bezeichnung einer guten Hausverwaltung. Gut wird aber die Hausver- 
waltung sein, welche die zur Befriedigung der häuslichen Bedürfnisse 
notwendigen materiellen Mittel in ausreichendem Maße beschafft, bewahrt 
und in richtiger, dem Wohle des Hauses und seiner Glieder entsprechen- 
den Weise verwendet. 

Doch auch über die Grenzen einer geordneten Hausverwaltung hinaus 
verknüpft sich der Begriff der Wirtschaftlichkeit, des Wirtschaftlichen 
mit‘ der Idee des Zweckentsprechenden, der Harmonie zwischen Opfer 
und erstrebtem Erfolge, der Ausschließung jeder unnützen Vergeudung 
von Stoff und Kraft. Das „Unwirtschaftliche“ erscheint als unvernünftig, 
weil der vernunftgemäßen Proportion zwischen Mittel und Zweck wider- 
sprechend. 

In diesem Sinne gefaßt, bezeichnet „wirtschaftlich“ nicht so sehr 
die Art der Tätigkeit usw., nicht nur, daß die Tätigkeit zu einer 
Wirtschaft, zum wirtschaftlichen Leben gehört, sondern eine Eigen- 
schaft dieser Tätigkeit, eben die Eigenschaft nämlich, welche man „Wirt- 
schaftlichkeit* nennt. Da nämlich sowohl die äußeren Hilfsmittel als 
auch die menschliche Arbeitskraft stets nur in beschränkter Menge vor- 
handen sind, so wird der vernünftige Mensch mit ihnen „haushalten“, 
sie nicht unnütz vergeuden, vielmehr immer nur so viel aufwenden, als 
zur Erreichung des jeweiligen Zweckes und der Gesamtbefriedigung aller 
Bedürfnisse erforderlich ist. 


Es ist übrigens das „wirtschaftliche Prinzip“ lediglich die Anwendung eines 
allgemeinen Gesetzes der praktischen Vernunft auf das wirtschaftliche Gebiet. 
Immer und überall fordert ja die praktische Vernunft, daß nur solche Mittel 
gewählt werden, die zu den Zielen, Zwecken, erstrebten Erfolgen im richtigen Ver- 
hältnis stehen. Wer ein Ziel will, wird auch die Mittel wollen, und zwar die 
besten, wenn es ihm um die Erreichung des Zieles recht ermstlich zu tun ist. 
Eine Vergeudung von Mitteln und Aufwendungen widerspricht aber stets den 
Forderungen der Klugheit. 

Der Name „Wirtschaftlichkeit“ kann im übertragenen Sinn auf Gegenstände 
und Verhältnisse Anwendung finden, die nicht der wirtschaftlichen Ordnung 
angehören. Auch der Stubengelehrte z. B. „ökonomisiert*, geht „haushälterisch* 
um mit seiner Zeit, seinen Kräften. 

Den Gegensatz zur „wirtschaftlichen Tätigkeit“ als menschlicher Tätig- 
keitsart bildet die „nichtwirtschaftliche*“ Tätigkeit; wenn z. B. der Astronom 
Nebelflecken oder Sterne beobachtet, so werde ich diese Tätigkeit eine „nicht- 
wirtschaftliche“, d. h. eine in sich nicht zum Bereich der Wirtschaft gehörende 
nennen können, nicht aber eine „unwirtschaftliche“. Ein industrielles Unter- 
nehmen dagegen, welches Rohstoffe und Arbeit verschwendet, bleibt eine „Wirt- 
schaft“, gehört dem speziellen Gebiete des Wirtschaftslebens an, ohne jedoch 
das Prädikat der „Wirtschaftlichkeit“ für sich in Anspruch nehmen zu dürfen. 


Das „ökonomische Prinzip“ oder das „Prinzip der Wirtschaftlichkeit‘,, 
auch „Sparprinzip“ genannt, hat in verschiedenen Formeln seinen 
Ausdruck gefunden, z. B.: mit möglichst geringen Anstrengungen und 
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Opfern den größtmöglichen Erfolg erstreben, oder: produzieren mit 
möglichst geringen Kosten bei gleicher Güte des Produktes, oder: die 
wirksamsten Mittel dazu anwenden usw. 


„Bei aller auf Bedürfnisbefriedigung gerichteten Tätigkeit“, sagt Adolf 
Wagner !, „leitet den Menschen — und darf und oft auch soll ihn leiten — das 
ökonomische oder das Prinzip der Wirtschaftlichkeit, ein durchaus psychologisches 
Prinzip, d. h. das Streben, freiwillig nur solche Arbeit vorzunehmen, bei welcher 
nach der inneren Schätzung des ‚Menschen die Annehmlichkeit der Befriedigung 
die Pein der Anstrengung (des Opfers) überwiegt, sowie das fernere Streben nach 
einer möglichst hohen Summe (Maximum) Arbeitserfolg und damit Möglichkeit 
der Befriedigung für ein möglichst geringes Maß (Minimum) nicht in sich selbst 
ihren Zweck und Lohn tragender Anstrengung oder Opfer in der Arbeit.“ Also 
kurz: Minimum der Opfer, Maximum des Erfolges! 


13. Die „wirtschaftliche Natur des Menschen“. Wenn man sich dieses 
Ausdrucks bedient, so denkt man dabei an gewisse Seiten, Eigenschaften, 
Fähigkeiten und Kräfte der menschlichen Natur, die für die wirtschaftliche 
Tätigkeit besondere Bedeutung haben. Es soll also damit keineswegs in 
Abrede gestellt werden, daß stets der ganze Mensch mit seiner vollen Natur 
der konkrete Träger jener Tätigkeit sei. Aber für die wissenschaftliche 
Betrachtung kann es von Vorteil sein, die Aufmerksamkeit auf einzelne 
Elemente innerhalb der menschlichen Natur hinzulenken und diese einer 
speziellen Würdigung zu unterziehen. 

Die wirtschaftliche Natur in sich selbst ist unwandelbar. 
Denn, wie Adolf Wagner richtig bemerkt?, „die Grundzüge der wirt- 
schaftlichen Natur liegen fest in der menschlichen, körperlich-geistigen 
Organisation und verändern sich so wenig wie die äußere Natur... . 
Insofern ist diese ‚wirtschaftliche Natur des Menschen‘ nach diesen ihren 
Grundzügen als eine absolute Kategorie zu betrachten, mit welcher man 
im Wirtschaftsleben stets als mit einem stark mitspielenden, ... ent- 
scheidenden Faktor bei den einzelnen zu tun hat“. 

Aber die habituellen Lebensäußerungen der wirtschaftlichen 
Natur können nach Individuen, Klassen, Ständen, Völkern, Zeitaltern, 
Ländern, nach Sittenzustand und Kultur sehr verschieden sein, so zwar, 
daß der durch stets wiederholte Betätigung, durch die Macht der Ge- 
wohnheit fest gegründete Habitus gewissermaßen wie eine „zweite Natur“ 
erscheint. Der Mangel dieser der Philosophie zu entlehnenden Unter- 
scheidung zwischen „Natur“ und „Habitus“ hat manche Nationalökonomen 
verleitet, die Wandelbarkeit und geschichtliche Differenzierung, welcher 
der „Habitus“, das Habituelle, unterliegt, ohne weiteres auf die „Natur“ 
selbst zu übertragen. 


! Grundlegung I, 1, 80. Vgl. überdies Maurice Block, Les Progres de la 
Science €Economique depuis Adam Smith I, Paris 1890, 273 ff. 
2A.a. 0.1], 1, 82 132 ff. 
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Zu den Potenzen innerhalb der menschlichen Natur, die für das 
wirtschaftliche Leben und Streben von größter Bedeutung sind, und von 
deren Beachtung und richtiger Beurteilung in der Wirtschaftslehre über- 
aus viel abhängt, zählen die natürlichen „Triebe“, insbesondere der 
Erhaltungs-, Fortpflanzungs- und Vervollkommnungstrieb. Sie erfassen 
die ganze menschliche Natur, das sinnliche Begehrungsvermögen wie den 
Willen des Menschen. Aber eben weil der sinnliche Teil der mensch- 
lichen Natur dabei mit in Frage kommt, besteht die Gefahr, daß der 
spontan wirkende Naturtrieb zur maßlosen Begierde verleite. Es ist die 
Aufgabe der menschlichen Vernunft und des alles menschliche Wollen 
und Tun regelnden Sittengesetzes, die Triebe und das Triebleben vor 
einer Abirrung vom naturgemäßen Objekt und von dem vernünftigen 
und sittlich erlaubten Maße zu bewahren. Der Mensch hat höhere Ziele 
als die größtmögliche Summe von Lust für das handelnde Individuum, 
darum auch in seinem wirtschaftlichen Handeln eine höhere Norm als 
das Maximum individueller Lust-, und das Minimum individueller Unlust- 
gefühle! Vernunft und Gewissen, die Furcht vor dem ewigen Richter, 
dem niemand entgehen kann, bieten dem frei handelnden Menschen 
mächtige „Triebfedern‘, höhere sittliche Motive, Beweggründe zum 
rechten Handeln, die wichtiger sind und wirksamer sein können als alle 
Impulse natürlicher Instinkte. 

An den Nationalökonomen tritt daher schon hier die Frage heran, 
ob er von den Voraussetzungen des alten und des modernen Epikureismus 
ausgehen, den wesentlichen Unterschied zwischen Mensch und Tier ver- 
kennen, oder aber ob er auf dem Boden der christlichen Weltanschauung, 
mit voller Wahrung der Menschenwürde, stehen will. Der letztere Stand- 
punkt wird der unsrige sein. 

Wir teilen diesen Standpunkt mit Adolf Wagner'. Auch er stellt an die 
Spitze seiner grundlegenden Erörterungen den Satz: jede wissenschaftliche Er- 
kenntnis müsse mit dem Studium der menschlichen Seele beginnen. „Es zeigt 
sich nämlich, daß volkswirtschaftliche Probleme, weil sie mit dem Menschen, 
seinem Tun und Lassen, daher seinen Motiven und Trieben untrennbar verbunden 
sind, in erster Linie eben überhaupt psychologische Probleme sind und 
als solche aufgefaßt und behandelt werden müssen. So auch in allem, wo es 
sich um Rechts- und ÖOrganisationsfragen der Volkswirtschaft handelt. Die 
Nationalökonomie als Wissenschaft ist in einer Hinsicht angewandte Psychologie.“ 
Was sie in anderer Hinsicht sein muß, das deutet Wagner an, indem er auf jene 
Zeit hinweist, wo die volkswirtschaftlichen Probleme „noch mehr als Teil der 
Ethik, Politik und des älteren Naturrechtes“ behandelt worden seien ?. 

Will man heute der Wissenschaft ihre richtigen Grundlagen wiedergeben, 
so müssen in der Tat vor allem deren naturgemäße Beziehungen zur metaphysi- 
schen Psychologie und zum göttlichen Sittengesetze hergestellt werden. 


! Vgl. Grundlegung I, 1, 14 ft. 
? Vgl. unten 5. Kapitel, $ 1, Individualismus. 
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Nach dem Gesagten erledigt sich leicht und sicher die Frage, ob es gestattet 
sei, die Selbstliebe als Trieb, das instinktive Begehren des Menschen nach Ver- 
besserung seiner Lage, das Verlangen nach Gewinn in den Dienst eines an sich 
berechtigten Strebens zu stellen, etwa als psychologisches Anreizungsmittel zur 
Entwicklung einer regelmäßigen Spartätigkeit usw. zu verwerten. Ohne Zweifel 
dürfen und sollen die natürlichen Triebe dem Menschen bei Verfolgung erlaubter 
Ziele dienen. Dazu’ sind sie ihm gegeben. Sie stellen an und für sich Kräfte 
dar, die der Mensch bezähmen und bewachen muß, die aber in dieser Voraus- 
setzung wohltätig wirken können. Die Leidenschaft im philosophischen Sinne 
besagt noch keinen Exzeß, noch keine Maßlosigkeit, noch kein Abirren vom 
rechten Gegenstand und Ziel. So betrachtet ist die Leidenschaft etwas Gutes, 
der Trieb etwas Berechtigtes, Notwendiges in dem Maße, daß selbst ein be- 
kannter asketischer Schriftsteller (Meschler) sagen konnte: der Mensch ohne 
Leidenschaften sei wie ein gerupftes Huhn. Die passiones seien gewissermaßen 
Pferde am Wagen, nur müsse der Kutscher (Vernunft, Gewissen) auf dem Bocke 
sitzen. Stellt der Mensch seine Leidenschaften in den Dienst schlechter Ziele, 
oder verfolgt er in sich berechtigte Ziele in maßloser, „leidenschaftlicher“ Weise, 
nimmt er dabei keine Rücksichten auf andere, deren Wohl, deren Recht, dann 
allerdings wird die Leidenschaft nicht selten für ihn und seine Umgebung zum 
Verhängnis. 

Sind wir nach Gottes Bestimmung und durch die wesentliche Erhebung 
unserer vernünftigen Natur über alles rein Stoffliche Beherrscher der 
materiellen Welt, ist die wirtschaftliche Tätigkeit das Mittel, durch 
welches wir die äußere Natur unsern irdischen Bedürfnissen dienstbar 
machen, so ergibt sich mit logischer Notwendigkeit, daß 


14. der. Mensch stets und überall als Subjekt und Ziel der Wirt- 
schaft zu gelten hat. Die Natur mit ihren Produkten und Kräften, der 
Boden, der die Früchte spendet, Metall und Kohle in sich birgt, das 
Wasser, dessen Fall ein Rad in Bewegung setzt, der Wind, dessen Wucht 
die Flügel einer Mühle dreht, das Grabscheit, der Pflug, der Hammer, 
die Dampfmaschine, — das alles bildet teils den Gegenstand teils ein 
Werkzeug, ein Mittel der wirtschaftlichen Tätigkeit. Der Mensch aber 
allein ist immer und überall Herr der Naturkraft, der Sachenwelt, steht 
nirgends auf der gleichen Stufe mit ihr, auch wenn er der geringste 
Arbeiter ist und die physische Wirksamkeit der Maschine in der Ord- 
nung materieller Kraftleistung ihn weit übertrifft. 

Kurz: der Mensch ist Mittelpunkt und Beherrscher der 
materiellen Welt nach Gottes Willen durch seine sinnlich-vernünftige 
Natur, die ihn zugleich befähigt, in fortschreitender Entwicklung jene 
Herrschaft zu erweitern, zu vervollkommnen, zu befestigen. 

Er ist niemals bloßes Objekt oder Werkzeug, sondern immer und 
überall Subjekt und Ziel der Wirtschaft und wirtschaftlichen 
Tätigkeit — in steter Unterordnung unter das Gesetz desjenigen, der 
nicht mit abgeleitetem, sondern mit ursprünglichem, völlig souveränem 


Rechte die Welt regiert, die er erschaffen hat. 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I. 2 


18 1. Kapitel. Natur und Mensch. 


Diese anthropozentrisch-teleologische Auffassung be- 
herrscht und bestimmt in letzter Linie unsere Stellung zu allen Problemen 
der wissenschaftlichen Nationalökonomie und zu allen Fragen praktischer 
Sozialpolitik. 

88. 


Der Dienst der äußeren Natur. 


Literatur: v. Wieser, Artikel „Gut* im Handwörterbuch der Staatswissen- 
schaften IV*; Über den Ursprung und die Hauptgesetze des wirtschaftlichen Wertes 
(1884) 42—69. — Sax, Grundlegung der theoretischen Staatswirtschaft (1887) 199—240. 
Philippovich, Grundriß I“ 4—7 (5. Aufl. 1904). — Die hierhin gehörigen Ausführungen 
bei v. Hermann, Staatsw. Untersuchungen ? 103 fi, Roscher, System der Volkswirt- 
schaft 1 2, Wagner, Grundlegung I, 1, 288, Schäffle, Gesellsch. System I 66 ft., 
Neumann, Grundlagen 34 ff. — Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre (1871) 
1—832. — Ilgner, Die volkswirtschaftl. Anschauungen Antonins von Florenz (1904) 
49 ff. — Marshall, Principles of Economics I® (1895) 124—131. — Devas-Kämpfe, 
Grundsätze der Volkswirtschaftslehre (1896) 2—6. — Block, Progres 88 ff. — Für 
„Wert“ 8. 8 4. 

Ist der Mensch, nach Gottes Willen, König der Schöpfung, so bleibt 
doch anderseits 


15. die Welt immerdar 6ottes Eigentum. Niemand und nichts ver- 
mag diese wesentliche Unterordnung unter Gott, welche auf dem Rechts- 
titel der Erschaffung und Erhaltung beruht, zu beseitigen. Gott müßte 
aufhören, Gott zu sein, wenn er sein höchstes Eigentum, seine Ober- 
herrschaft über die geschöpfliche Welt preisgeben wollte. Darum ist 
der Mensch nie und nirgends absoluter Herr, nie und nirgends seine 
Herrschaft über diese Erde eine pflichtenlose. Er kann mit den Dingen 
nicht schalten und walten nach Belieben. Als Lehensträger Gottes 
muß er stets die Bestimmung, die Zwecke beachten, welchen die Erde 
mit ihren Schätzen und Kräften nach Gottes Willen genügen soll, immer 
und überall, beim Erwerb und bei der Verwendung der materiellen Dinge 
der göttlichen Weltordnung sich fügen. Nur so werden die Sachen, die 
uns umgeben, in voller Wahrheit und Wirklichkeit „Güter“ für uns 
sein, „Wert“ für uns haben. Immerhin mag der Mißbrauch der ge- 
schaffenen Dinge zuweilen oder auch nicht selten der Sinnlichkeit, den 
niedern Trieben des Menschen eine gewisse Befriedigung gewähren. 
Was aber bloß den niedern Teil des Menschen befriedigt, ist darum 
noch kein wahres Gut für den ganzen Menschen als ein vernünftiges, 
sittliches, dem höchsten Herrn verantwortliches Wesen. 


16. Der Begriff „Gut“. Bekannt ist Aristoteles’ Ausspruch’ zu Anfang 
der Ethik: Jede Kunst und jede Einrichtung, jede Handlung und jeder 
Plan scheint irgend ein Gut zu erstreben; darum hat man mit Recht 

„Gut genannt, was alle erstreben!. Damit soll keineswegs gesagt sein, 


n Til, Posch, Institutiones logicales II, II (1890) 185 ff, n. 1339 f. C. Frick, 
Ontologia (1894) 100 ff. S. Schiffini, Principia philosophica (1886) 489 f. 
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jedes einzelne Gut müsse von allen Menschen begehrt werden, sondern 
lediglich, daß für alle nur ein wahres oder wenigstens ein scheinbares 
Gut Gegenstand des Strebens sein könne. Der eine verlangt und strebt 
nach diesem, der andere nach jenem Dinge; aber niemand wünscht, ver- 
langt, erstrebt etwas, das nicht unter irgend einer Rücksicht sich ihm 
als ein Gut darstellt. | 

Offenbar genügt jedoch die bloße Beziehung zum Willen, die Fähigkeit 
eines Gegenstandes, unser Begehren und unser Streben anzuregen, noch 
nicht zur vollen wissenschaftlichen Erfassung der „Güte“. Es muß über- 
dies der Grund, die Grundlage jener Anstrebbarkeit in dem objektiven 
Sein, in den Eigenschaften des Dinges beachtet werden, welche die Sache 
befähigen, perfektiv zu sein, d. i. in irgend einer Weise eine Befriedigung 
zu gewähren oder eine Vollkommenheit zu verleihen !. 

Die Güte besteht also ihrem Wesen nach in der auf seinen 
perfektiven Eigenschaften beruhenden Anstrebbarkeit eines 
Dinges. 

Ein und dieselbe Sache kann zugleich in sich selbst gut sein, d. h. die ihr 
entsprechende und von ihr quasi geforderte Vollkommenheit besitzen, und für 
einen andern gut, d. h. Ursache seiner Befriedigung oder Vervollkommnung sein. 
Ja damit ein Ding der Befriedigung oder Vervollkommnung anderer überhaupt 
dienen könne, muß es zunächst in sich selbst gut sein, die seinem Wesen und 
Sein entsprechenden Vollkommenheiten in irgend einem Grade besitzen ?, 

Was für den Menschen ein Gut ist, und was immer er wünscht und 
estrebt, begehrt er entweder als Mittel, um dadurch etwas anderes zu 
gewinnen, oder er verlangt es als Ziel, in welchem der Wille mit Be- 
friedigung ruht und ruhen darf. Ein Gut letzterer Art ist das sittlich 
Gute. Es ehrt, ziert, vervollkommnet den Menschen in sich selbst 
und durch sich selbst. Daneben gibt es Güter, die der vernünftige Mensch 
als Mittel zur Erreichung eines andern Gutes erstrebt, welche darum 
als nützliche, oder insofern der gesuchte Nutzen Ergötzung ist, als 
angenehme Güter bezeichnet zu werden pflegen?®. Unsere Wissenschaft 
hat es mit den nützlichen und angenehmen Gütern zu tun. 

In unmittelbarer Beziehung zur Güte steht 

17. der „Wert“. Jedes Gut und nur ein Gut besitzt Wert. Das 
Übel hat Wert lediglich in der Vorstellung dessen, dem es als Gut er- 
scheint. 

Wenn man den Sprachgebrauch befragt, bemerkt Julius von Costa- 
Rossetti*, so läßt die Synonymie der Worte Wert, Geltung, Schätzung, 


ı 8. Thomas, Quaest. disp. verit. q. 21, a. 1. Schiffini a. a. O. 490. 
?2 Vgl. Suarez, Metaph. d. 10, sect. 1, n. 18. 
s Über die Unterscheidung zwischen bonum honestum, utile, delectabile vgl. 
S. Thomas, S. th. 1, q.5, 8.6 ad 2; Schiffinia. a. O. 495f; T. Pesch, Die 
großen Welträtsel 1? (1892) 743. 
* Allgemeine Grundlagen der Nationalökonomie (1888) 63 f. 
2* 
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wert, würdig, schätzbar, achtbar einen gewissen Zusammenhang zwischen 
den Begriffen des Wertes und des Schätzens sofort erkennen. Man spricht 
von einer Überschätzung und einer Unterschätzung des Wertes; man 
unterscheidet einen inneren Wert, durch welchen die Güter vermöge 
innerer Vorzüge fähig oder würdig sind, geschätzt zu werden, und einen 
äußeren, beigelegten Wert, der in einer auf äußeren Verhältnissen be- 
ruhenden Anerkennung, Geltung derselben besteht. 

Die unverkennbare Beziehung des Wertbegriffes zur Schätzung ist 
somit dasjenige, was am meisten hervortritt, wenn wir auf unser Denken 
reflektieren und die Begriffe prüfen, welche wir mit den Ausdrücken „wert- 
voll“, „wertlos“ u. dgl. verbinden. Wir stoßen dann immer wieder auf die 
Vorstellung des Schätzungswürdigen, des der Schätzung Unwürdigen. 


18. Die Objektivität des Wertes. Gleichwohl gehört die tatsäch- 
liche, aktuelle Schätzung nicht zum Begriffe des Wertes, setzt vielmehr 
den Wert voraus. Die aktuelle Schätzung ist, wie Luigi Taparelli? sich 
ausdrückt, ein Urteil der Anerkennung, ein Urteil, das den Wert nicht 
schafft, sondern das Vorhandensein des Wertes behauptet. Das Ding war 
wertvoll, bevor der menschliche Geist sein Urteil gefällt hat, und es 
bleibt wertvoll, auch wann niemand seiner gedenkt. 


Definitionen, welche den Wert als etwas rein Subjektives hinstellen, treffen 
daher nicht das Richtige; so z. B. wenn Macleod? behauptet, der Wert exi- 
stiere wie Farbe und Schall lediglich im menschlichen Geiste: „Value ... like 
Colour and Sound exists only in the Human Mind. There is neither Colour nor 
Sound nor value in nature. To say, that a thing is useful, is entirely the result 
of a certain state of mind.“ Gerade darin erblickt Ashley * einen tiefgreifenden, 
fundamentalen Unterschied zwischen der scholastisch-kanonistischen Lehre und 
der Auffassung vieler Nationalökonomen, daß bei letzteren der Wert als etwas 
durchaus Subjektives erscheine, während er in der scholastischen Doktrin etwas 
Objektives ist, eine Eigenschaft, die in der Sache begründet, nicht völlig dem 
Belieben der Menschen überantwortet sei, und welche diese als etwas Gegehenes 
im Verkehrsleben anzuerkennen haben. 

Wenn man den Wert eine objektive Eigenschaft des Gutes nennt, so 
soll damit jedoch nicht gesagt sein, daß er in sich eine absolute, etwa 
zum physischen Sein des Dinges gehörige Eigenschaft sei, wie Gewicht, 
Länge u. dgl. Der Wertbegriff faßt die objektive Vollkommenheit des fraglichen 
Gegenstandes vielmehr in ihrer objektiven Relation zu einem Ideal, einem 
Zweck, einem Ziel u. dgl. auf und zur möglichen Schätzung mit Rücksicht auf 
diese Relation. Das Kunstwerk ist schätzbar, weil und insofern es dem künst- 
lerischen Ideale entspricht, ein Andenken an verstorbene Eltern wegen der Be- 
ziehung zu den Dahingeschiedenen, das Nahrungsmittel wegen seines Nutzens für 
den Zweck der Ernährung usw. 


ı Saggio teoretico di diritto naturale I (1855), diss. 4, c. 4, p. 762. 

* The Principles of Economical Philosophy ? (1872), chap. 5, $ 16, p: 321. 

® Economic History I (1888) 140. Vgl. Hohoff, Christl.-soziale Blätter, XXVIl. Jahrg., 
14. Hft, 417 ff. 
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Die objektive Schätzbarkeit kann sich ändern mit dem Milieu. Treten z.B. 
andere Gegenstände hinzu, welche die schätzbaren Eigenschaften des Dinges 
ebenfalls und in höherem Grade besitzen, so wird das erste Objekt wegen seiner 
nunmehrigen verminderten Notwendigkeit oder Bedeutung für Erreichung eines 
bestimmten Zweckes regelmäßig geringer geschätzt werden, weil es eben in der 
Tat objektiv weniger schätzbar ist. Die Objektivität des Wertes verleiht dem- 
selben durchaus nicht den Charakter der Unwandelbarkeit. Ander- 
seits beweist aber auch diese neue Relativität, die dem Wert anhaftet, ebenso- 
wenig, daß derselbe ein rein subjektives Gebilde sei. 

Wo zwei oder mehrere Güter miteinander tatsächlich verglichen werden, 
erscheint ihr Wert naturgemäß in aktueller Schätzung. Auch bedarf es kaum der 
Erwähnung, daß auf das Werturteil der Menschen subjektive Momente mehr 
oder minder großen Einfluß ausüben. „Denn es kann z. B. geschehen“, bemerkt 
F. Bastiat', „und es geschieht oft, daß wir eine Dienstleistung sehr hoch ver- 
anschlagen, weil wir sie für sehr nützlich halten, während sie in der Tat uns 
Schaden bringt. Deshalb haben Eitelkeit, Unwissenheit, Irrtum ihr Teil Einfluß 
auf dieses wesentlich elastische und veränderliche Verhältnis, welches wir Wert 
nennen; und man kann behaupten, daß die Wertschätzung der Dienstleistungen 
sich um so mehr der Wahrheit und absoluten Gerechtigkeit nähert, als die 
Menschen sich mehr und mehr aufklären, bessern und vervollkommnen.“ 


19. Begriffsbestimmung des Wertes. Unter „Wert“ in abstracto 
verstehen wir also die Schätzbarkeit, d. i. die Fähigkeit oder 
Würdigkeit eines Gegenstandes, wegen seiner objektiven, 
einem Ideal, einem Zweck, einer Neigung u. dgl. entsprechen- 
den Eigenschaften oder Vollkommenheiten geschätzt zu 
werden?. 

Spricht man von dem Wert eines konkreten Dinges, so wird 
zngleich an den Grad gedacht, in welchem der Gegenstand die Eigen- 
schaften besitzt, wegen deren er würdig ist, in dieser oder jener Be- 
ziehung geschätzt zu werden. In diesem Sinne kann man sagen: Der 
Wert eines Gegenstandes ist der Grad seiner Schätz- 
barkeit. 


20. „Wirtschaftliches“, „ökonomisches ut“. Der Mensch Beherrscher 
und Ziel der Welt, die äußere Natur Objekt und Mittel dieser Herr- 
schaft, Zweck und Bestimmung ihrer Unterwerfung die Befriedigung 
der menschlichen Bedürfnisse! Es werden somit die materiellen Dinge 
in sich jene Eigenschaften besitzen müssen, die sie befähigen, Befriedi- 
gungsmittel menschlicher Bedürfnisse zu werden, mit andern Worten: 
es sind nützliche Güter, Güter, die dem Menschen als Mittel dienen 
können zur Erreichung seiner Zwecke. 

Die Nützlichkeit aber, welche nicht in wirkliche Brauchbarkeit sich 
umsetzen läßt, bleibt bedeutungslos für uns. Mag es immerhin z. B. auf 


ı Volkswirtschaftl. Harmonien (Übersetzung, 1850) 186. 
2 Vgl. Charles 8. Devas, Political Economy ? (1901) 8. 
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dem Monde Dinge geben, die vermöge ihrer Eigenschaften dem Menschen 
nützlich werden könnten, wenn er sie besäße, tatsächlich gewähren sie 
uns keinen Nutzen. Damit ein Ding wirklich nützlich und brauchbar 
werde, muß es eben für den Menschen physisch erreichbar sein. 

Allein die Nutzbarkeit, die Nützlichkeit und Erreichbarkeit eines 
Dinges genügt noch nicht, um dasselbe als „wirtschaftliches“ Gut im 
herkömmlichen Sinne zu kennzeichnen. Es muß überdies etwas sein, mit 
dem man vernünftigerweise haushalten kann. 

Niemand hält haus mit Gütern, die von der Natur in überflüssiger 
Menge jedermann zur unmittelbaren, freien Verfügung dargeboten werden. 
Hierhin gehört z. B. die Luft, die wir einatmen, das Licht der Sonne, 
das uns leuchtet, das frei fließende Wasser, welches unsern Durst 
stillt usw. Man nennt solche Dinge „freie“ Güter, d. i. Güter, die 
dem Menschen ohne Arbeit zu Gebote stehen, und die einer ausschließ- 
lichen Aneignung unfähig sind. 


Auch die Bezeichnungen: „natürliche Reichtümer“, „natürliches Vermögen“ 
u. dgl., sind hierfür im Gebrauch '. Die natürlichen Reichtümer, sagt Charles 
Comte ?, gehören nicht in die Sphäre der politischen Ökonomie, weil sie weder 
erzeugt noch verteilt noch verbraucht werden können. Sie werden nicht pro- 
duziert, denn wir können die atmosphärische Luft, die den Erdkreis umgibt, nicht 
vermehren, und könnten wir es, so wäre es doch ganz unnütz und vergebens, da 
die Natur allen “ie fertige Luft darbietet. Sie lassen sich ferner nicht verteilen, 
denn niemand sind sie versagt, und da, wo sie fehlen — wie z. B. die Strahlen 
der Sonne um Mitternacht —, sind sie’allen und jedem entzogen. Endlich können 
die freien Güter nicht verbraucht werden, da der Mensch ihre Quantität nicht zu 
vermindern im stande ist. Niemand hat ein Interesse daran, andere von der 
beliebigen Mitbenutzung derselben auszuschließen. Sie gehören allen an, den 
Armen wie den Reichen, insofern jeder sie frei benutzt. „Vermögen“ oder „Reich- 
tümer“ können sie daher auch nur in einem ganz allgemeinen oder philosophi- 
schen, nicht juridischen oder wirtschaftlichen Sinne genannt werden. 

Man unterscheidet ferner zwischen absolut oder urfreien („gemein- 
freien“) und bedingt, zeitweilig freien Gütern („freien Besitzgütern*); 
erstere stehen dauernd in unbegrenzter Fülle zur freien Verfügung eines jeden, 
der sie benutzen will, z. B. Luft und Tageslicht. Die Aneignung ist hier un- 
möglich. Die letzteren sind zwar nicht in unbegrenzter Fülle, aber doch wenig- 
stens für eine Zeitlang in solchem Überfluß vorhanden, daß vorläufig die Aneignung 
zwecklos ist, weil niemand ein Interesse daran hat, andere vom Besitz und 
Gebrauch jener Güter auszuschließen; man denke z. B. an herrenlosen, im Über- 
fluß vorhandenen Boden, Wald u. dgl. vor vollzogener fester Okkupation. 

Güter, die zwar einem Staat, einer Gemeinde, Stiftung gehören, jedoch der 
allgemeinen Benutzung offen stehen (z. B. Straßen, öffentliche Gärten u. dgl.), 


! Vgl. J. B. Say, Ausf. Lehrbuch der prakt. polit. Ökonomie (Übersetzung von 
M. Stirner) I (1845) 81. 

2 Catöchisme d’Economie politique par J. B. ee: 4us &dit. augmentse de notes par 
M. Charles Comte (1836) 205, A. 1. 
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können in gewissem Sinn als „allgemeine“ Güter bezeichnet werden im Gegen- 
satz zu den privaten Besitzgütern, die im Besitz einzelner stehen‘ und zu- 
nächst oder lediglich ihrem Besitzer dienen sollen. Zu den „freien“ Gütern aber 
zählen sie nicht. 


Güter im wirtschaftlichen Sinne sind demnach solche nütz- 
lichen und erreichbaren Sachgüter, die nicht unmittelbar zu 
jedermanns freier Verfügung stehen, und deren Vorrat ein be- 
schränkter, erschöpfbarer ist. 

Gerade deshalb, weil jene Güter nicht unmittelbar verfügbar sind, 
ergibt sich für den Menschen regelmäßig die Notwendigkeit, größere oder 
geringere Arbeiten, Mühen, Opfer aufzuwenden, um die Güter für sich 
zu erhalten. Erst durch diesen Aufwand von Mühen und Opfern treten 
sie in die „physische Unmittelbarkeit“ (Rodbertus) zum Menschen, können 
aktuell gebraucht, zur Befriedigung der Bedürfnisse tatsächlich verwendet 
werden. 


21. Die Materialität der ökonomischen Güter. Spricht man von öko- 
nomischen Gütern, so denkt man dabei zunächst und unmittelbar an 
materielle Güter, Sachgüter. Wird der Ausdruck in einem weiteren Sinn 
zur Bezeichnung alles dessen verwendet, was dem Unterhalt der Menschen, 
ihrer materiellen Wohlfahrt direkt oder indirekt zu dienen geeignet ist, 
dann können auch gewisse persönliche und 'immaterielle Güter, mensch- 
liche Eigenschaften, Vorzüge, Handlungen, wie Intelligenz, Fleiß, Kennt- 
nisse, Geschicklichkeit, Rechte, Vertrauenswürdigkeit, Kredit, persönliche 
Leistungen u. dgl. den wirtschaftlichen Gütern beigezählt werden. Das 
ist noch nicht „materialistisch‘“ gedacht. Denn einesteils werden in dieser 
Auffassung keineswegs alle immateriellen Güter in den Kreis der Wirt- 
schaft gezogen, sondern nur eine bestimmte Gruppe, die in realer Be- 
ziehung zur materiellen Wohlfahrt steht, und auch diese Güter werden 
anderseits durchaus nicht mit den materiellen Gütern auf die gleiche 
Stufe gestellt. Sie sind als persönliche Güter streng von deh Sach- 
gütern geschieden und gehören lediglich in einem weiteren Sinne zu den 
wirtschaftlichen Gütern. Sie nehmen teil an der bevorzugten Stellung des 
Menschen, von dem sie nicht getrennt werden können. Der Mensch aber 
ist und bleibt innerhalb der wirtschaftlichen Ordnung, wie dargelegt wurde, 
immer und überall Subjekt, Beherrscher, Mittelpunkt und Zielpunkt aller 
materiellen Güter, die ihm untergeordnet sind als Objekt, Produkt oder 
Instrument seiner Tätigkeit, seines Wirkens und seines Genusses. Auch 
der im Dienst eines Unternehmers tätige Arbeiter bleibt Mensch, und 
insofern steht er neben dem Unternehmer, mit ihm vereint in der Ord- 
nung des Subjekts der wirtschaftlichen Tätigkeit zur Ausübung der Herr- 
schaft über die äußere Welt. Er ordnet sich dem Arbeitgeber innerhalb 
der subjektiven Ordnung für die Zwecke des Unternehmens unter, aber 


ı Philippovich, Grundriß I 4—6. 
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als Mensch, der sich dem Menschen unterordnet, nicht als Sache, die 
der Herrschaft des Menschen unterworfen ist. Ausdrücke, die von dem 
menschlich Persönlichen an der Arbeit absehen und lediglich die mate- 
rielle Seite ins Auge fassen, bedürfen daher der Erklärung und Einschrän- 
kung, um Mißverständnisse fernzuhalten. So kann man z. B. in einem 
analogen Sinne (partim idem, partim diversum) die Arbeit eine „Ware“ 
nennen, doch nur insofern sie als Ursache eines ökonomischen Nutzens 
einen ökonomischen Wert erwirbt!. 

Manchen auch neueren Anhängern der älteren Nationalökonomie ist freilich 
die Arbeit in der Tat nichts anderes als etwas rein Materielles, eine Produktivkraft, 
die auf der gleichen Stufe steht mit jeder sonstigen mechanischen Kraft?. „On 
vend son travail“, schreibt Yves Guyot?°, „comme l’epicier vend son sel, son 
cafe ou son sucre, comme le boulanger vend son pain, comme le boucher vend 
sa viande.“ Und de Molinari* urteilt: „Au point de vue 6&conomique les tra- 
vailleurs doivent &tre consideres comme de veritables machines, qui fournissent 
une certaine quantite de forces productives et qui exigent en retour certains frais 
d’entretien et de renouvellement, pour pouvoir fonctionner d’une maniere reguliere 
et continue.“ 


22. Einteilung der ökonomischen Güter. I. Die Sachgüter sind 
entweder unbewegliche (Immobilien, wie Häuser, Grundstücke) oder 
bewegliche Güter (Mobilien), welche eine Ortsveränderung zulassen 
(Maschinen, Getreide, Möbel usw.). 

I. Mit Rücksicht auf die Verwendung der Güter kann man unter- 
scheiden 5 zwischen 

1. Gütern von unmittelbarem Werte, welche unmittelbar zur 
Befriedigung menschlicher Bedürfnisse gebraucht oder verbraucht werden 
können und 

; 2. Gütern von mittelbarem Werte; diese sind entweder 

a. Hilfsmittel und Werkzeuge oder 

b. Güter, die zur Herstellung oder Erwerbung anderer Güter ge- 
opfert werden müssen, und zwar | 

a) Güter, die zu diesem Zwecke verzehrt werden (Hilfs- und Roh- 
stoffe), 

P) Güter, die zu diesem Zwecke an andere abgetreten werden (Tausch- 
güter). 

II. Nach der verschiedenen Einwirkung der Verwendung auf den 
Fortbestand des Wertes unterscheidet man: | 

1. Verbrauchsgüter, deren Wert durch die Verwendung zerstört 
wird (Nahrungsmittel, Kohle u. dgl.), 


ı Vgl. Devas-Kämpfe, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre (1896) 2 £. 
Antoine, Cours d’Economie sociale? (1899) 266 f. Vermeersch, Quaestiones de 
iustitia? (1904) 540 543 f. Liberatore, Grundsätze der Volkswirtschaft (1891) 46 f. 

? Antoine a. a. O. 315 f. ® La Tyrannie socialiste 44. 

* Cours d’Econ. polit. 203. 5 Mangoldt, Grundriß 4 f. 
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2. Abnutzungsgüter, welche eine wiederholte Verwendung ge- 
statten mit nur allmählicher Wertzerstörung (Wohnung, Kleidung, Mobi- 
lıar, Werkzeuge u. dgl.), 

. 3. Nutzungsgüter, welche eine dauernde Verwendung ohne Wert- 
verminderung gestatten (z. B. der Fluß, der eine Mühle treibt, mit seiner 
bewegenden Kraft, der Boden bei rationeller Bewirtschaftung usw.). 


23. Ökonomischer Wert, formell als universaler Begriff, bezeichnet die 
Schätzbarkeit wirtschaftlicher Güter auf Grund ihrer: 
Nützlichkeit und ihrer Notwendigkeit für die Befriedigung 
menschlicher Bedürfnisse. 

Der Wert des ökonomischen Einzelgutes, materiell betrachtet, ist der 
Grad seiner Schätzbarkeit als eines ökonomischen Gutes. ‘Der Grad dieser 
Schätzbarkeit aber bemißt sich nach dem Grade der Nützlichkeit und 
Notwendigkeit für die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse. Man kann 
darum auch sagen: Der Wert eines ökonomischen Gutes ist 
der Grad seiner Bedeutung für die Befriedigung mensch- 
licher Bedürfnisse. 

Wird dabei eine Gattung oder Art von Gütern auf allgemein mensch- 
liche Bedürfnisse bezogen, so heißt der Wert abstrakter, generischer, 
Gattungswert. Soll dagegen Rücksicht genommen werden auf das Be- 
dürfnis, das der einzelne einem bestimmten Gute gegenüber hat ver- 
möge seiner konkreten, individuellen Verhältnisse, seiner persönlichen Vor- 
liebe, Gewöhnung, den besondern Möglichkeiten, Vorteil zu ziehen u. dgl., 
so spricht man von dem konkreten, individuellen Wert dieses 
Gutes für die in Frage kommende Persönlichkeit. 

Wenn gesagt wird, die Nützlichkeit gehöre nicht zum Begriffe des Wertes, 
sie bilde lediglich die Grundlage und Voraussetzung des Wertes, so kann 
diese Ausdrucksweise doch zu Mißverständnissen Anlaß bieten. Eine gewisse 
natürliche Vollkommenheit des Gegenstandes ist selbstverständlich die Voraus- 
setzung, damit von Wert überhaupt geredet werden könne. Auch bildet die 
Nützlichkeit für den formellen Wertbegriff die Voraussetzung und Unterlage. 
Denn begrifflich ist der Wert „Schätzbarkeit“, die auf den Eigenschaften und 
Besonderheiten der Sache beruht. Handelt es sich dagegen nicht um den abs- 
trakten Wertbegriff, sondern um den materiell betrachteten Wert eines bestimmten 
konkreten Gegenstandes selbst, so darf der Nutzen, den die Sache gewährt, nicht 
mehr als bloße Voraussetzung des Wertes bezeichnet werden. Er gehört da 
vielmehr zur Substanz des Wertes, ist ein Bestimmungsgrund der Höhe des 
Wertes, der größer oder geringer sein wird je nach der Qualität der Sache, durch 
welche der Grad der Nützlichkeit und damit der Schätzbarkeit bedingt wird. 


24. Die Bemessung des Wertes bestimmter Güter oder Güterklassen 
hängt in letzter Lihie ab 

a) von der Natur und der Dringlichkeit der menschlichen 
Bedürfnisse, die durch jene Güter Befriedigung finden können. Wie 
die Bedürfnisse der Menschen nicht alle gleichartig, sondern von »ver- 
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schiedener Wichtigkeit und Dringlichkeit sind, so entspricht dieser Rang- 
ordnung der Bedürfnisse auf seiten der materiellen Güter eine Rangord- 
nung des Wertes. 

b) von den spezifischen und individuellen Eigenschaften 

des ökonomischen Gutes; solche Güter, welche ein und dasselbe 
Bedürfnis leichter, besser, vollkommener befriedigen als andere Güter, 
sind, mit diesen verglichen, relativ wertvoller. 
c) von der Seltenheit der Güter bzw. vom Verhältnis des 
Vorrates zum Bedarf, in Verbindung damit von der Schwierigkeit, 
Mühe, Arbeit, den Kosten der Beschaffung von nützlichen Gütern einer 
bestimmten Art. 

Der tiefste objektive Grund der Schätzbarkeit und somit des Wertes 
ökonomischer Güter ist, allgemein gesprochen, ihre Nützlichkeit für die 
Befriedigung menschlicher Bedürfnisse. Was hierzu absolut unnütz ist, hat 
keinen wirtschaftlichen Wert. Die relative Menge oder Seltenheit, die 
größere oder geringere Notwendigkeit oder Entbehrlichkeit des einzelnen 
Gutes für den Befriedigungszweck, die größere oder geringere Schwierig- 

"keit, die Mühen und Kosten, die aufgewendet werden müssen, ein Gut zu 
erlangen oder wiederherzustellen, anderseits die Bedeutung und die stär- 
kere oder schwächere Intensität des Bedürfnisses, das sind wichtige oder 
wesentliche Umstände, welche je nach den konkreten Verhältnissen die 
Schätzbarkeit, den Wert eines Gutes bis ins unendliche steigern (z. B. auf 
einem Schiffe bei immer knapper werdenden Vorräten) oder bis auf null 
(freie Güter) herabmindern können. Es beruht insofern der Wert, die 
Schätzbarkeit der einzelnen wirtschaftlichen Güter nicht bloß auf den 
qualitativen, sondern namentlich auch auf den quantitativen Verhält- 
nissen, auf der Menge oder Zahl der für die Bedürfnisbefriedigung ver- 
fügbaren Güter. 

Aus dem Gesagten folgt, daß der Wert eines Gutes im ökonomischen 
Sinne keine absolut feste Größe darstellt, sondern wie bereits angedeutet 
wurde, den mannigfachsten Veränderungen unterliegt je nach dem Wechsel 
im Bedarf und in den Befriedigungsmitteln. Mag auch mit dem Gute 
selbst, in sich betrachtet, keine Veränderung vor sich gehen, wechseln 
z. B. bloß die Quantitätsverhältnisse, die Notwendigkeit oder Entbehr- 
lichkeit des individuellen Einzelgutes, die Abhängigkeit des Menschen in 
seiner Bedürfnisbefriedigung von demselben, dann ändert sich auch sein 
ökonomischer Wert. | 


8 4. 
Der Mensch Herr der Welt inmitten der Gesellschaft. 


Literatur: Zur Gesellschaftslehre vgl. die zum zweiten und dritten Kapitel 
und zu $ 3 des fünften Kapitels zitierten Werke und Aufsätze. Speziell noch: Österreich. 
Monatsschrift für christl. Sozialreform XV. Jahrg. (1893) 152. 

Zur Lehre vom Werte: Knies, Das Geld? (1885) 160 ff; Die nationaldkonomische 
Lehre vom Werte, in der Zeitschrift für die gesamten Staatswissenschaften 1855. — Neu- 
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mann, Grundlagen der Volkswirtschaftslehre I (1889) 122—202; Grundbegriffe, in Schön- 
bergs Handbuch I* 150—170. — Vermeersch, Quaestiones de iustitia (1901) 415—419; 
? (1904) 421—425. — Schäffle, Gesellschaftl. System I? 166—220; Die ethische Seite 
der nationaldkonom. Lehre vom Werte, in Gesammelte Aufsätze I (1885) 184. — Wagner, 
Grundlegung I 320—345. — Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre (1871) 73 ff 
215. — Wieser, Über den Ursprung und die Hauptgesetze des wirtschaftl. Wertes (1884) 
10 ff; Der natürliche Wert (1889). — v. Böhm-Bawerk, Grundzüge der Theorie des 
wirtschaftl. Güterwertes, in Jahrbücher für Nationalökonomie XLVI (1886); Kapital und 
Kapitalzins II? (1900) 135 ff; Artikel „Wert“ im Handwörterbuch der Staatswissen- 
schaften VIl®. — Lexis, Artikel „Grenznutzen* im Handw. der Staatsw.! Supplement- 
band I; gegenüberzustellen dem Artikel „Grenznutzen* von Wieser im Handw. der 
Staatsw.IV?. — Conrad, Grundriß I® 10—18.— v. Philippovich, Grundriß It 196 ff. — 
Cossa, Die ersten Elemente der Wirtschaftslehre * (Moormeister-Görres, 1903) 75fl. — 
Block, Progrös I 111—160. — Marshall, Principles of Economics 1? (1895) 159— 213. — 
Ferner die betreffenden Abschnitte bei A. Smith, Ricardo, J. St. Mill, J.B. Say etc. — 
Beachtenswert sind die Aufsätze von Böhm-Bawerk, Dietzel, Scharling u. a. 
in den Jahrb. für Nationalökonomie, N. F. XIII (1886) ff bis zu den neuesten Bänden, 
so noch Grenznutzentheorie etc. von Will. Scharling in Bd XXVII (1904). — Von 
zahlreichen hierher gehörigen Monographien seien unter andern erwähnt: v. Kuefstein, 
Der wirtschaftl. Wert in Theorie und Praxis (1885). — Liebknecht, Geschichte der 
Werttheorie in England (1902). — Zuckerkandl, Zur Theorie des Preises (1889). — 
Ilgner, Die volkswirtschaftlichen Anschauungen Antonins von Florenz (1904) 49 ff; 
auch die dort 43 ff aufgeführte Literatur. 


25. Die soziale Natur des Menschen. Der Mensch ist von Natur 
aus in mannigfacher Hinsicht der Ergänzung fähig, der Hilfe seiner Mit- 
menschen bedürftig. Zur Erreichung vieler notwendigen und berechtigten 
Lebensziele können wir eines fortgesetzten menschlichen Beistandes nicht 
entraten. Es gibt für uns keine egoistische Selbstgenügsamkeit. Isoliert 
würde der Mensch nicht nur an Kraft verlieren, sondern überhaupt außer 
stande sein, ein menschenwürdiges Dasein zu führen. „Dem Tiere ver- 
lieh die Natur“, sagt Thomas von Aquin!, „Kleidung, Nahrung, Waffen 
zur Verteidigung, den Instinkt — dem Menschen gab sie die Hand zur 
Arbeit, die Vernunft zur Überlegung, die Gesellschaft, damit der eine 
dem andern helfe.“ 

Die Möglichkeit des sprachlichen Verkehrs?, das unabweisbare Natur- 
bedürfnis des Zusammenseins, der natürliche Trieb des Wohlwollens, die 
Erkenntnis gemeinsamer Bedürfnisse, gegenseitiger Interessen, das alles 
zeigt, wie der Natur das bloße Nebeneinanderbestehen von vielen Einzel- 
wesen unseres Geschlechtes nicht genügt, sondern wie sie ein Ineinander- 
greifen, eine Verbindung, Gemeinsamkeit, gesellige Einheit dieser Indi- 
viduen fordert. 

Wenn wir nun hier unsere Aufmerksamkeit vorzugsweise den Erschei- 
nungen des Wirtschaftslebens innerhalb jener geselligen Verbindung zu- 


— 


! De regimine principum 1. 1, c. 1. Der hl. Thomas ist mutmaßlicher Verfasser 
dieses Werkes oder wenigstens eines Teiles desselben. Andere schreiben es einem 
Schüler des heiligen Lehrers zu. 

ı Theod. Meyer, Arbeiterfrage 30 f. 
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wenden, so verkennen wir durchaus nicht, daß sich mit der Wirtschaft 
das soziale Wesen und Wirken des Menschen keineswegs erschöpft. Die 
geistigen und sittlichen Betätigungen, Religion, Kunst und Wissenschafts- 
pflege, erheben sich weit über alle bloß materiellen Lebensbedingungen. 
Gleichwohl bildet die ökonomische Sphäre einen wichtigen Teil des Gesell- 
schaftslebens, ja man kann sagen: die Unterlage und unentbehrliche Voraus- 
setzung aller höheren Lebensbetätigung auch der Gesellschaft. 


Unter den Mitteln aber, durch welche die gegenseitige Ergänzung 
innerhalb der Gesellschaft sich vollzieht, kommen für das Wirtschafts- 
leben vor allem 


26. die Arbeitsvereinigung und die Arbeitsteilung in Betracht. Durch 
die Vereinigung der Kräfte wird vieles erreicht, was der einzelne für 
sich allein nicht erlangen könnte. Die Teilung -der Arbeit aber er- 
möglicht es, daß jeder seine ganze Kraft in einer bestimmten und be- 
grenzten Tätigkeit konzentrieren und sich so zu einer allseitigen besseren 
Leistung befähigen kann. Das gilt sowohl von der berufsmäßigen 
Arbeitsteilung in der Gesellschaft als von der technischen Arbeits- 
teilung in der Werkstätte. Noch mehr, das heutige Geschlecht hilft 
dem zukünftigen, wie es den vergangenen Generationen einen Teil 
seiner Kraft zu verdanken hat. Die eine Generation überliefert der 
andern ihre Errungenschaften, die äußeren Hilfsmittel, welche die Arbeit 
erleichtern und fördern, sowie die Kenntnisse, welche notwendig sind, 
um die übernommenen mechanischen Arbeitsmittel zu erneuern und zu 
vervollkommnen. „Auf diese Weise“, sagt J. Lehr!, „kann jedes 
folgende Geschlecht, auf den Schultern des vorhergehenden stehend, an 
der Arbeit desselben weiterfahren. Man braucht nicht jeweilig wieder 
von vorne zu beginnen, für Versuche und Gedankenarbeit hohes Lehr- 
geld zu zahlen, sondern spinnt einfach an dem übernommenen Faden 
weiter. Die Erfolge einer solchen Ausbeutung der angesammelten Ideen- 
schätze sind um so größer, je mehr dieselben Gemeingut werden und 
auf diese Weise nicht allein fruchtbar verwertet, sondern auch durch 
hinzutretende neue Gedankenarbeit immer mehr bereichert werden können. 
Die Wirkung hiervon ist eine bekannte Erscheinung, nämlich die, daß 
die Kulturentwicklung auf ihren ersten Stufen sehr langsam verläuft.... 
Je mehr aber weitere Fortschritte gemacht werden, um so rascher folgt 
der Wechsel der Gestaltungen, und zwar dies um so mehr, je inniger 
die Verkehrsbeziehungen sind und auf je größere Gebiete sich dieselben 
erstrecken. Gerade die letzten Jahrzehnte bieten im Vergleich mit vor- 
hergegangenen Zeiten hierfür markante Belege.“ 


ı Vgl. Dr. Julius Lehr, Grundbegriffe und Grundlagen der Volkswirtschaft, 
l. Bd des Hand- und Lehrbuchs der Staatswissenschaften, herausgeg. von Kuno Franken- 
stein (1893) 6f; 2. Aufl. herausgeg. von Max v. Heckel (1901) 6. 
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In höchst anschaulicher Weise hat Frederic Bastiat! an dem Beispiel 
eines einfachen Dorfschreiners gezeigt, wie viel der Mensch der Arbeitsteilung 
verdankt: „Jeden Morgen beim Aufstehen kleidet er sich an. Kein einziges von 
seinen zahlreichen Kleidungsstücken hat er selbst verfertigt. Nun mußte aber eine 
große Masse von Arbeit, Industrie, Transport und geistreichen Erfindungen auf- 
geboten werden, um ihm dieselben zur Verfügung zu stellen. Die Amerikaner 
mußten Baumwolle, die Inder Indigo, die Franzosen Wolle und Flachs, die Bra- 
silianer Leder produzieren; alle diese Stoffe mußten in verschiedene Städte trans- 
portiert und dort bearbeitet, gesponnen, gewebt, gefärbt werden usw. — Dann 
frühstückt er. Damit das ‘Brot, das er ißt, jeden Morgen auf dem Tische stehe, 
mußte der Boden urbar gemacht, umzäunt, gepflügt, gedüngt, besät werden; die 
Saat mußte vor Raub und Plünderung bewahrt werden, es mußte in der ungeheuern 
Menschenmenge ein gewisses Maß von Sicherheit herrschen; das Getreide mußte 
geerntet, gemahlen, geknetet und gebacken werden; Eisen, Stahl, Holz und Stein 
mußten zu Werkzeugen verarbeitet werden; einige Menschen mußten sich die Kraft 
der Tiere, andere die Kraft eines Wasserfalles dienstbar machen: alles Dinge, von 
denen ein jedes einzeln genommen eine nach Zeit und Raum ausgedehnte un- 
berechenbare Masse von Tätigkeit erforderte. — Es wird wohl kein Tag vergehen, 
an dem dieser Mann nicht etwas Zucker oder Öl gebraucht und sich verschiedener 
Hausgeräte bedient. Er schickt sein Kind in die Schule, damit es dort einen 
Unterricht empfange, der, wenn er auch bescheiden ist, doch eine alle Einbildungs- 
kraft übersteigende Masse von Forschungen, Studien und Kenntnissen aller Art 
voraussetzt. — Er verläßt sein Haus und findet die Straße gepflastert und be- 
leuchtet. Man macht ihm sein Eigentum streitig: er findet Rechtsanwälte, die 
seine Rechte verteidigen, Richter, die ihn darin schützen, Gerichtsbeamte, die den 
Richtersepruch vollstrecken. Er geht zur Kirche: sie ist ein herrliches Kunst- 
denkmal, und das Buch, das er bei sich trägt, ist ein vielleicht noch herrlicheres 
Denkmal des menschlichen Geistes. Wenn unser Handwerker reisen will, so 
findet er, daß schon andere für ihn Straßen und Brücken gebaut, Wagen her- 
gestellt, die Pferde und den Dampf gebändigt haben usw.“ 


Die ganze höhere Entwicklung des gesellschaftlichen und wirtschaft- 
lichen Lebens beruht eben auf der ausgebildeten Arbeitsvereinigung und 
Arbeitsteilung ?. 


27. Der sittliche Rahmen und das sittliche Band der menschlichen 
Gesellschaft. Die Gesellschaft, zu welcher der Mensch von Natur 
aus, darum durch den Urheber der Natur, berufen ist, erhebt sich 
über das mehr oder minder geordnete Zusammenwirken der geschart 
lebenden Tiere („animalia gregalia“: S. Thomas — man denke z. B. an 
den wundervollen Haushalt der Bienenfamilie) einmal dadurch, daß 
die menschliche Vereinigung nicht bloß materiellen Bedürfnissen dient, 
sondern gleichzeitig auch höhere geistige und sittliche Güter gewährt 


ı Harmonies &conomiques® (1884) 25 fl.. Vgl. auch Cathrein, Moralphilo- 
sophie II* (1904) 456. 

® Vgl. Bruder-Bachem, Artikel „Arbeit“ im Staatslexikon der Görres-Gesell- 
schaft 1? (1900) 243 ff. 
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und erhält; dann aber auch dadurch, daß hier nicht die brutale Macht, 
das naturhafte oder rein tatsächliche Können entscheidet, nicht der bloß 
natürliche Gesellschaftstrieb die Unterlage bildet, sondern über allem das 
göttliche Sittengesetz, das sittliche Pflichtbewußtsein die soziale Verbin- 
dung vollzieht, beherrscht, gestaltet und ordnet. 

Der Urheber der Natur, der den Menschen auf das gesellschaftliche 
Leben anwies, der diesem seine natürlichen Zwecke gegeben hat, mußte 
auch für eine unserer vernünftigen Natur entsprechende, jenen Zwecken 
genügende Ordnung Sorge tragen. Jene Ordnung verwirklicht sich nun 
überall da, wo das Gesellschaftsleben innerhalb des von Gott umschriebenen 
sittlichen Rahmens bleibt und das von Gott gewollte sittliche Band An- 
erkennung und Geltung findet. 

„Die Gemeinsamkeit des gleichen geschöpflichen Adels aus Gottes 
Hand“, sagt Theodor Meyer!, „die Gemeinsamkeit der überirdischen hohen 
Endbestimmung, die Gemeinsamkeit der irdischen Laufbahn zu eben diesem 
Ziele mit ihren Hilfsmitteln, Gefahren, Kämpfen, Hoffnungen und Freuden, 
das ist das allumfassende natürliche Bruderband der gesamten Menschheit; 
es bildet im menschlichen Bewußtsein den allgemeinsten sittlichen 
Rahmen der menschlichen Gesellschaft. Nur innerhalb dieses Rahmens 
können sich wieder engere gesellschaftliche Körper auf Grund engerer 
und untergeordneter Lebensgemeinschaft bilden, ohne deshalb ihre mensch- 
heitliche Zusammengehörigkeit zu verleugnen. Wo hingegen dieses sittliche 
Band der allumfassenden Nächstenliebe seine Wirksamkeit verliert, treten 
notwendig die rein egoistischen Sonderinteressen maßgebend in den Vorder- 
grund. Haß und Neid und brutale Gewalt sind dann die bestimmenden 
Motoren der sozialen Entwicklung. ... Das war bekanntlich der Zustand 
der heidnischen Welt infolge der sündlichen Abirrung von Gott als dem 
einzig möglichen sozialen Zentrum aller Völker und aller Zeiten.“ 

Wenn hier vor allem die Nächstenliebe als das sittliche Band der 
sozialen Verknüpfung schlechthin bezeichnet wird, so bedarf es kaum 
besonderer Erwähnung, daß die Nächstenliebe selbstverständlich die Be- 
obachtung aller Pflichten der Gerechtigkeit schon voraussetzt. Man kann 
den Nächsten nicht lieben und zugleich sein Recht mit Füßen treten. 
Gerechtigkeit und Liebe gehören zusammen. Beide vereint bilden erst 
das vollkommene sittliche Band alles gesellschaftlichen Lebens. 


28. Das Prinzip der Solidarität. Spricht man im Hinblick auf das 
Gesellschaftsleben von Solidarität, so wird dabei wohl zunächst ganz all- 
gemein an den sozialen Zusammenhang, die wechselseitige Abhängigkeit 
der Menschen gedacht. Das Prinzip der Solidarität sagt indes mehr. 
Es nimmt Bezug auf den natürlichen, von Gott gewollten Zweck des 
gesellschaftlichen Lebens. Dieser Zweck besteht in nichts anderem als 
in dem Wohl aller Beteiligten. Unterordnung unter ein gesell- 
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schaftliches Ganze mit Rücksicht auf den Zweck des Ganzen, 
auch positives Zusammenwirken für diesen Zweck, der mittelbar 
die einzelnen beglückt, — das ist die Solidarität als Grundsatz, als sitt- 
liche Pflicht. 

Der wechselseitige Austausch von Gütern und Hilfeleistungen der 
Menschen untereinander, das fortgesetzte und erfolgreiche Zusammen- 
wirken für gemeinsame Ziele wird bedingt durch eine gewisse Fülle von 
Kraft bei denjenigen, die einander helfen sollen. Das Wohl des einen wie 
des andern erscheint darum nicht bloß als das Ergebnis mannigfacher 
sich ergänzender Kräfte, sondern zugleich auch als die Voraussetzung 
eines weiter andauernden und fruchtbareren Zusammenwirkens und in- 
sofern des höheren Wohles aller. 

Die wechselseitige Abhängigkeit von dem Wohlbefinden der andern 
Menschen in der Gesellschaft ist indes kein bloß faktisches Verhältnis. 
Indem nämlich die Gegenseitigkeit und Gemeinsamkeit der Interessen in 
der menschlichen vernünftigen Natur als Forderung derselben, somit in 
Gottes Willen begründet erscheint, stellt die Solidarität zugleich ein von 
der göttlichen Weltordnung gewolltes sittliches Verhältnis des Men- 
schen dar. Selbst wenn der Untergang des Mitmenschen Vorteil brächte, 
darf man ihn nicht wollen, noch weniger herbeiführen. Denn das Zu- 
sammenleben soll nach dem natürlichen Gottesrechte den Menschen zum 
Segen, zur Förderung, nicht aber zum Fluch und zum Verderben ge- 
reichen. Mag darum auch der einzelne seine eigenen Interessen ins Auge 
fassen, stets muß er zugleich Rücksicht nehmen auf die berechtigten 
Interessen anderer, die als Menschen alle natürlichen Anspruch auf 
Glück, auf Wohlfahrt, auf die Früchte des gesellschaftlichen Lebens haben. 


„Die menschliche Gesellschaft“, sagt der Philosoph Tilmann Pesch‘, 
„ist nicht eine Masse von Individualexistenzen, die sich zufällig zusammengefunden 
haben und zufällig aneinander kleben oder sich aneinander reiben. Zuerst gehört 
ein jeder sich selber an. Dann aber ist ein jeder in den organischen Verband 
der Gesamtheit gestellt. Niemand lebt also bloß als Einzelperson, sondern er 
ist zugleich Glied des ganzen Geschleckf®s; er ist deshalb benötigt, Rücksicht 


auf andere zu nehmen, und hat von andern Rücksichten zu erwarten. ... Das 
menschliche Leben hat von Natur aus seine verschiedenen Zwecke, welche nur 
durch geordnetes Zusammenwirken vieler erreicht werden können. ... Dieses 


Naturgesetz der Gemeinsamkeit und Gegenseitigkeit durchzieht sämtliche Lebens- 
sphären, die höheren wie die niedrigeren. Sage darum niemand: Ich lebe nur 
von mir und für mich; das Wohl und Wehe anderer und der Gesamtheit kümmert 
mich nicht. Eine solche Gesinnung wäre unnatürlich; denn von Natur aus ist 
das Benehmen eines jeden einzelnen von Bedeutung für andere und für die Ge- 
samtheit. Und in gewisser Beziehung reißt wiederum die Gesamtheit den einzelnen 
mit sich. Die Ehre und Schmach des einzelnen fällt auf die Gemeinschaft, und 
an dem Werte der Gesamtheit nehmen die einzelnen teil. ... Diese Zusammen- 
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gehörigkeit vieler zu einem gehört zu den natürlichen Voraussetzungen, auf 
welche das Christentum gegründet ist. Viele seiner Lehren, seiner Einrichtungen, 
seiner Gebote können nur verstanden werden, wenn man an die natürliche Soli- 
darität der Menschen untereinander denkt.“ 


Gilt das Prinzip der Solidarität als Norm schon für jede Stufe, jede 
Art des menschlichen Zusammenseins, so gewinnt es doch eine gesteigerte 
Bedeutung in den höheren Formen der Gesellschaft, und auch hier wieder 
nimmt seine Wichtigkeit zu mit wachsender Komplikation der gesellschaft- 
lichen Erscheinungen. Indem Sombart Technik und Wirtschaft einander 
gegenüberstellt, Wirtschaft hier im Sinne von planmäßiger Unterhaltsfür- 
sorge, bezeichnet er als Entwicklungsprinzip der Technik die Freiheit, 
als Entwicklungsprinzip der Wirtschaft die Unfreiheit!. Das technische 
Können hat als Erfolg die Emanzipation des Menschen von den Schranken 
der Natur, in die er eingeschlossen ist. Jede Erfindung, die wir machen 
zur Beherrschung der Kräfte, zur Formung der Stoffe der Natur ist ein 
solcher Akt der Emanzipation. Technische Errungenschaften sind es ge- 
wesen, die uns in gewisser Weise von der Gebundenheit an Ort und 
Zeit befreit haben. Wir verfügen heute über elementare Kräfte, auch 
wo kein Wind weht, kein Wasserlauf vorhanden ist. Wir können über 
den Ozean auch ohne Segel. Die Nachrichten werden rascher befördert, 
die Güter schneller hergestellt. Wir sind unabhängig geworden von dem, 
was man den Örganisierungsprozeß der Natur nennt, brauchen nicht auf 
das Wachstum der Tiere, des Holzes im Walde zu warten. Die uns zur 
Verfügung stehenden mechanischen Kräfte und die Entwicklung der Eisen- 
technik erlaubt uns, Straßenbahnen zu besitzen ohne Pferde, Schiffe zu 
bauen aus Eisen. An die Stelle der organisierten Materie tritt die un- 
organische Materie. Es kürzt uns das, wie die Indienststellung der 
mechanischen Kräfte, Dampf, Elektrizität, den Herstellungsprozeß der 
Güter und vermehrt die Stoffe, über die wir nun zu unsern Zwecken ver- 
fügen können in früher ungeahnter Weise. Das Entwicklungsprinzip der 
Wirtschaft anderseits ist die Unfreiheit, die Bindung: „Alle Entwicklung 
wirtschaftlicher Zustände geht darauf hinaus, daß immer mehr Menschen 
in Beziehung gesetzt werden, deren Zusammenwirken notwendig ist zur 
Herbeiführung des gewünschten wirtschaftlichen Erfolges. Man hat es 
auch so ausgedrückt, daß man gesagt hat, alle Entwicklung ist eine zu- 
nehmende Differenzierung und Integrierung der Funktionen der einzelnen; 
unsere heutige Kulturwirtschaft ist nach und nach in ihrer Struktur 
immer komplizierter geworden, beruht auf dem notwendigen Zusammen- 
wirken unzähliger Einzelwirtschaften. Der Bauer auf seinem Gute, der 
sich noch seine gewerblichen Erzeugnisse selber schuf, der alles aus dem 
Boden selber holte, was er für diese gewerblichen Produkte an Rohstoffen 
und was er an Nahrungmitteln brauchte, das war ein freier Mann, ein 
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wirtschaftlich freier Mann; der moderne Kulturmensch, der nichts mehr 
selbst produziert von dem, was er braucht, sondern der alles von andern 
Produzenten erhält dafür, daß er für alle andern eine Ware produziert 
oder einen Dienst verrichtet, dieser moderne Kulturmensch ist im wach- 
senden Maße wirtschaftlich unfrei, gebunden.“ I Jene Abhängigkeit ist 
zunächst in sich und unmittelbar rein wirtschaftlicher Art, eine Ab- 
hängigkeit ex parte obiecti, in Bezug auf Gegenstand, Instrument, in der 
Ordnung des physischen Bewirkens und der materiellen Erfolge wirt- 
schaftlicher Tätigkeit — allerdings mit unverkennbarer Rückwirkung auf 
die materielle und soziale Lage der Menschen, ihr irdisches Wohlbefinden 
überhaupt. Es ist sodann eine wechselseitige Abhängigkeit, nicht wesent- 
lich ein fortschreitendes Prädominieren des einzelnen über seine Mit- 
menschen. Darum ergibt sich denn auch für die wissenschaftliche Be- 
trachtung keineswegs die Beseitigung der ökonomischen Selbständigkeit 
im persönlichen und juridischen Sinn als das notwendige Endergebnis der 
geschichtlichen Wirtschaftsentwicklung, wohl aber die Forderung einer 
stärkeren rechtlichen Bindung, welche innerhalb der fortgeschrittenen 
ökonomischen Bindung Freiheit, Recht und Wohlbefinden aller Beteiligten, 
die Durchführung des Prinzips der Solidarität in der ganzen Gesellschaft 
zu wahren berufen und geeignet ist. 

Daß dort, wo Menschen unter der Leitung eines bestimmten Wirt- 
schaftssubjekts zu gemeinsamem Zweck nach einheitlichem Plane zusammen- 
wirken, bestimmte Normen das Verhalten des einzelnen regeln und regeln 
müssen, versteht sich von selbst. Aber auch, wenn es sich nicht um 
eine derartige Zusammenfassung vieler individueller Kräfte handelt, wo 
vielmehr nur die an sich juridisch selbständige Wirksamkeit der einzelnen 
in ihrem Vollzug und in ihren Erfolgen wechselseitig bedingt, von dem Ver- 
halten anderer abhängig erscheint, während gleichzeitig die gegenseitige 
Rücksichtnahme, vor allem mit Ausschluß bewußter, gewollter, direkter 
Schädigung als Pflicht sich darstellt, bedarf es einer gewissen Regelung, 
welche der freien Selbstbestimmung Grenzen zieht. Beruht der Kultur- 
fortschritt in der Entwicklung der persönlichen Freiheit, des wahrhaft 


menschlichen Wohlbefindens, dann wird also die absolute rechtliche Frei- 


heit auf wirtschaftlichem Gebiet angesichts der fortschreitenden öko- 
nomischen Bindung als völlig unvereinbar mit jedem wahren Kulturfort- 
schritt zurückgewiesen werden müssen. 

So verknüpft sich mit dem Solidaritätsbegriff die Idee der „Wirt- 
schaftsordnung“ als des Inbegriffs von Normen, welche das wirt- 
schaftliche Verhalten der Menschen äußerlich regeln, mögen sich diese 
Normen nun zurückführen auf Sitte und Rechtsbewußtsein der Menschen 
oder überdies auf die legale Anordnung der gesellschaftlichen Organe 
und Autoritäten. 


iSombarta. ea 0.9f£f. 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I. 3 
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29. Solidarität und ökonomisches Prinzip. Das Prinzip der Solidarität 
enthält auch in gewisser Weise die, für das Wohl der am Wirtschaftsleben 
in der Gesellschaft beteiligten Personen unentbehrliche, ethische Er- 
gänzung des ökonomischen Prinzips. 


„Es ist nur vernünftige Zweckmäßigkeit“, sagt Gustav Cohn', „wenn wir 
aus dem Wesen aller Wirtschaft, daß wir mit Dingen zu tun haben, die beschränkt 
gegeben sind im Verhältnis zu unserem Bedarf, die Folgerung ziehen: wir müssen 
das Verhältnis des beschränkt Gegebenen zu unserem Bedarf so günstig wie 
möglich gestalten, d. h. wir müssen durch sorgsamste Ausnutzung des Beschränkten 
ein möglichst hohes Maß des Bedarfs ausfüllen, wir müssen die Beschränktheit 
soweit wie möglich überwinden durch eine berechnende Klugheit, welche sie 
einem möglichst umfangreichen Bedarf dienstbar macht. Daher also ein Ver- 
halten, welches den Erdboden in dem Maße intensiver benutzt, als eine wach- 
sende Menschenzahl daraus Rohstoffe zu entnehmen hat; daher die wachsame 
Sorge, welche aus dem Aufwand wirtschaftlicher Mittel eine steigende Masse 
von Produkten hervorgehen lassen oder jedes gegebene Quantum des Ertrags 
mit einem verminderten Aufwand erzeugen will; daher die abwägende Über- 
legung, welche das schon fertig geformte Erzeugnis gegen ein anderes aus- 
tauscht, durch die Sorge geleitet, wie man bei diesem Tausch ein möglichst 
hohes Maß des Überschusses des Erworbenen über das Hingegebene erringen 
könne. j 
„Indessen die Grenze dieser vernünftigen Zweckmäßigkeit als eines absoluten 
Leitsterns für unser wirtschaftliches Verhalten reicht nur so weit, als sich der 
Mensch den Sachen gegenüber befindet. Nur die Ökonomie gegenüber der äußeren 
Natur ruht auf einem ‚Prinzip der Wirtschaftlichkeit‘, welches an sich unver- 
änderlich ist. Sowie der Mensch dem Menschlichen gegenübersteht, läßt uns 
diese Richtschnur im Stiche. Es hängt mit dem... Wesen der Arbeit zusammen, 
daß für diese das ‚Prinzip der Wirtschaftlichkeit‘ versagt: wollen wir unsere 
Arbeitsleistung mit äußerster Wirtschaftlichkeit verwerten, so gelangen wir zu 
der Unvernunft des Nichtstuns, und der größte Ökonom ist der Wilde, welcher 
mit der Arbeit weniger Stunden in der Woche die üppige Frucht seiner tropischen 
Heimat zubereitet. Noch entschiedener tritt die gleiche Lücke hervor, wenn wir 
den Verkehr der wirtschaftenden Menschen betrachten, da wir dann finden, daß 
diejenige Wirtschaftlichkeit, welche die Leistung des einen gegen die Leistung 
des andern auf möglichst vorteilhafte Weise auszutauschen trachtet, auf eine sehr 
parteiische und beschränkte Vernünftigkeit deutet. Nur eine solche, keine höhere, 
objektive Vernünftigkeit kann einem Verhalten zu Grunde liegen, welches das 
wirtschaftliche Interesse des Fabrikanten in der Ausnutzung der Kinderarbeit 
befolgt bis zu dem Punkte der ‚Wirtschaftlichkeit‘, wo die objektive Vernunft 
des Staatsgesetzes ihr Halt entgegenruft. Gar keine Vernunft ist in der ‚Wirt- 
schaftlichkeit‘ zu entdecken, welche überhaupt nichts anderes will, als auf der 
einen Seite möglichst hohen Lohn’ für möglichst wenig Arbeitsleistung, auf der 
andern Seite möglichst niedrigen Lohn für möglichst viel Arbeitsleistung, — gar 
keine Vernunft in dem gesamten Streben derer, welche am Verkehr beteiligt sind, 
den Tausch wechselseitig so vorteilhaft wie möglich zu machen. Die Vernunft 
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tritt hier erst als objektives Prinzip hinzu, um die Gegensätze dieser Wirtschaft- 
lichkeit zu versöhnen: aus .der Wirtschaftlichkeit heraus folgt solche Versöh- 
nung nicht.“ | 

Die scharfe Scheidung, welche Cohn zwischen der Stellung des 
Menschen gegenüber der äußeren Natur und gegenüber seinen Mitmenschen 
vornimmt, kann uns mit Rücksicht auf unsern eigenen prinzipiellen 
Standpunkt nur sympathisch berühren. Freilich würde auch der Göttinger 
Nationalökonom denjenigen nicht tadeln wollen, der in der Ausstattung 
seiner Kinder Rücksichten vernünftiger Sparsamkeit walten läßt, der 
dort seine Waren sucht, wo er sie am billigsten bekommt usw. Das 
„ökonomische Prinzip“, die Forderung der praktischen Vernunft, nicht 
unnütze Opfer zu bringen, mit den beschränkt gegebenen Dingen haus- 
hälterisch umzugehen, ist unseres Erachtens eine regelnde Norm nicht 
bloß für das wirtschaftliche Verhalten der Natur gegenüber, sondern 
auch für den Verkehr der wirtschaftenden Menschen untereinander, wo 
eben regelmäßig das sachliche neben dem persönlichen Momente zur 
Geltung kommt. Aber das bleibt zweifelsohne richtig: in keinem Fall 
ist das ökonomische Prinzip, für sich genommen, ein absoluter Leitstern, 
nicht die einzige, nicht die höchste Norm, weil das bloß materielle Inter- 
esse, der bloße materielle Nutzen niemals das oberste, um seiner selbst 
willen allein entscheidende Gesetz des menschlichen Verhaltens dem Men- 
schen gegenüber sein kann und darf. Wird das ökonomische Prinzip in 
diesem ethisch beschränkten Sinne, als eine der Gerechtigkeit und Liebe, 
der Solidarität untergeordnete Norm verstanden, so behält es seinen hohen 
praktischen Wert für das gesamte wirtschaftliche Leben, indem es überall 
die unnütze, vernunftwidrige Vergeudung von Stoff und Kraft von jeder 
gesunden Wirtschaft ausschließt. 


30. Tausch und Tauschverkehr. In den primärsten Verhältnissen er- 
wirbt der Mensch die Güter, deren er bedarf, ausschließlich oder fast aus- 
schließlich in der Form unmittelbarer Selbstbeschaffung, durch Aneignung 
herrenloser Dinge (Okkupation) oder durch Hervorbringung neuer Güter 
(Produktion). Auf den höheren Stufen des Wirtschaftslebens tritt mehr 
und mehr die mittelbare Beschaffung der Güter durch Tausch hinzu. Nur 
durch den Tausch ist die vollkommenere Entwicklung der Arbeitsteilung, 
die Hingabe des einzelnen an eine bestimmte Berufsarbeit überhaupt 
möglich. Der Schuster verfertigt Schuhe, aber er kann dieselben nicht 
unmittelbar zu seiner Nahrung verwenden, höchstens seine eigenen Füße 
damit bedecken. Im übrigen ist er auf den Verkehr mit dem Schneider, 
dem Landmann usw. angewiesen, wie diese auf ihn angewiesen sind !. 

Bezeichnet Verkehr im weitesten Sinne die Berührung der Menschen 
untereinander durch Mitteilung von Gedanken, Gefühlen, Entschlüssen, 
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Tätigkeiten oder äußeren Gegenständen, so versteht man unter wirt- 
schaftlichem Verkehr jede Berührung der Menschen untereinander 
durch Mitteilung wirtschaftlicher Güter, Hilfeleistungen zur Wahrung oder 
Förderung der materiellen Wohlfahrt. 

Wird keine Vergeltung für die Gewährung eines Vorteils geleistet, 
so findet zwar ein Verkehr statt, wie bei der Schenkung, aber kein Tausch- 
verkehr. Der Begriff „Verkehrsgüter“ ist darum auch an und für sich 
weiter als der Begriff „Tauschgüter“. 

Innerhalb der nationalökonomischen Wissenschaft bezeichnet der Aus- 
druck „Verkehr“ die regelmäßige Tauschverbindung und alles das, was 
damit in unmittelbarer oder mittelbarer Beziehung steht. Insofern und 
solange ein bewegliches Gut Gegenstand des Tauschverkehrs ist, wird es 
„Ware“ genannt. 

Der Ausdruck „Güterumlauf“ bezieht sich auf jenen Verkehrs- 
vorgang, durch welchen die Güter aus der Hand des Erzeugers in die 
des Verbrauchers gelangen. Es können Güter hergestellt werden zur 
Deckung des eigenen Bedarfs (Eigenproduktion) oder für einen be- 
stimmten Besteller (Kundenproduktion) oder für den Markt (Markt- 
produktion). Bei höherer Entwicklung der Arbeitsteilung, der Technik 
und der Verkehrsmittel wird der Güterumlauf sich lebhafter gestalten und 
immer weitere Kreise ergreifen. Die Rohstoffe, welche im Bergbau oder 
in der Landwirtschaft gewonnen werden, erhalten in andern Wirtschaften 
neue Formen, werden zu Halb- und Ganzfabrikaten und kommen schließ- 
lich erst durch Vermittlung des Groß- und Kleinhandels in die Hände 
des Verbrauchers. 

Wenn auch die für den eigenen Bedarf produzierende Wirtschaft 
schon als „Unternehmung“ im weiteren Sinne des Wortes gelten kann, 
so wird doch heute die „Unternehmung“ mehr als ein verkehrswirtschaft- 
licher Begriff aufgefaßt. Man versteht darunter einheitlich organisierte 
wirtschaftliche Veranstaltungen, die unter der Leitung und auf die Gefahr 
eines meist kaufmännisch und technisch gebildeten Wirtschaftssubjekts, 
des „Unternehmers“, Waren oder Leistungen für den Markt herstellen 
und gegen Entgelt mit Gewinn absetzen wollen !. 

Arbeitsteilung und Tauschverkehr offenbaren den sozialen Charakter 
der Arbeit innerhalb der Gesellschaft. Der unmittelbare Zweck, auf wel- 
chen die wirtschaftliche Tätigkeit ihrer Natur nach gerichtet ist, der 
Zweck, den der Arbeitende mit derselben natürlichen und sittlichen Not- 
wendigkeit erstrebt, mit welcher er für die Erhaltung seines Lebens und 
des Lebens seiner Familienangehörigen sorgt und zu sorgen die Pflicht 
hat, und den er mit demselben Recht zu erreichen sucht, mit welchem 
er nach Besserung seiner Lage ringt, dieser Zweck ist die Deckung des 
eigenen Bedarfs, die Sicherung und Hebung der eigenen Wohlfahrt. Dazu 
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produziert er, dazu vertauscht er den Überschuß seiner Produkte, die er 
nicht für sich und die Seinigen verwendet; dazu tritt er unter Umständen 
in den Dienst eines andern. Auch hier kommt der natürliche Zweck der 
Arbeit zur Geltung!, daß der Arbeiter in gebührender Weise für sich und 
die Seinen den Unterhalt finde. Dieses Recht und diese Pflicht des 
Arbeitenden, dieser natürliche, unmittelbare Zweck der Arbeit bleibt 
innerhalb der Gesellschaft bestehen, muß hier Anerkennung, Schutz 
und Verwirklichung finden. Das Wohl der Gesellschaft selbst ist dabei 
interessiert 2. 

Indem aber der Arbeitende innerhalb der Gesellschaft arbeitet, in- 
dem das Produkt seiner Arbeit für die Bedürfnisbefriedigung anderer be- 
stimmt ist — mag er für bestimmte Kunden oder für .den Markt ar- 
beiten — nimmt die Arbeit überdies einen sozialen Charakter an, hat 
auch einen sozialen Zweck, ist daher mit sozialen Pflichten belastet. Es 
kann und darf der Gesellschaft nicht gleichgültig sein, ob und in welcher 
Weise für die Befriedigung der Bedürfnisse ihrer Glieder gesorgt wird, 
ob und wie der naturgemäße Zweck des sozialen Zusammenlebens und 
Zusammenwirkens seine Erfüllung finde°. 

Gleichwohl würde es eine Übertreibung des sozialen Charakters der 
Arbeit bedeuten, wollte man sie, ihres sozialen Zweckes und ihrer sozialen 
Pflichten wegen, schlechthin im eigentlichen und vollkommenen Sinne ein 
„Amt“ nennen‘. Das Amt wird: von der Gesellschaft unmittelbar über- 
tragen; es hat seinen unmittelbaren Zweck im Dienste der Gesellschaft 
als sozialer Gesamtheit; die Vergeltung für die Amtsführung ist nicht eine 
Gegengabe, wie die Leistung für das Tauschobjekt im Güterverkehr, son- 
dern der Gehalt. Doch darf man wohl in einem weiteren, analogen 
Sinne die Arbeit als „Amt“ bezeichnen, wie ja auch unter gewissen ge- 
schichtlichen Verhältnissen — man denke an die Stadtwirtschaft und 
das mittelalterliche Innungswesen — das Recht und die Pflicht der Arbeit 
für ein bestimmtes Gebiet nach Art eines Amtes verliehen und ZUBSMIREN 
werden konnte. 

Fürs allgemeine und in der Regel entspricht der Gewinn innerhalb 
des gesellschaftlichen Verkehrs einer vorausgehenden Arbeit, einem Dienst, 
einer Leistung zum Vorteil anderer oder des Ganzen. Der Mensch soll 
arbeiten und innerhalb der arbeitsteiligen Gesellschaft durch seine Arbeit 
sich nützlich machen. 

Ist darum nun aber jeder „mühelose Gewinn“ im Widerspruch mit 
der sittlichen und sozialen Pflicht ? 


i Vgl. Hitze, Kapital und Arbeit (1880) 152. 

2 A.M. Weiß, Soziale Frage und soziale Ordnung I, 3. Aufl., 310 851 f 366 ff 869 f; 
4. Aufl., 396 411 ff 414 f; II* 549. 
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Keineswegs. Wer dauernd, berufsmäßig auf mühelosen Gewinn aus- 
geht und sich so jeder nützlichen und ernsten Beschäftigung entzieht, 
verstößt freilich gegen das allgemeine Gesetz der Arbeit. Verwerflich 
wäre ferner ein Gewinn, der unter Verletzung fremder Rechte, auf Kosten 
und zum Schaden anderer oder der Gesamtheit erworben wird. Sodann 
sind gewisse Formen, Gewinn zu machen, wobei unredliche Mittel an- 
gewendet werden, wenn auch nicht eine bestimmte Person als rechts- 
widrig geschädigt nachzuweisen wäre, ferner Einrichtungen, welche die 
maßlos leidenschaftliche Entwicklung und Betätigung von Gewinnsucht 
und Spielsucht befördern, gewiß auch als sozialschädlich zu bekämpfen. 
Wird aber kein Recht verletzt, die öffentliche Wohlfahrt nicht geschädigt 
oder gefährdet, so läßt sich ein müheloser Gewinn um so weniger ver- 
urteilen, je mühevoller im übrigen für dieselbe Person der Erwerb des 
täglichen Brotes zu sein pflegt. 


3l. Der Güterwert im Tauschverkehr. Nicht mit Unrecht wurde 
der Wertbegriff als der böse Drache bezeichnet, der den Eingang der 
Wirtschaftslehre bewache. Der Kampf mit diesem Drachen ist oben! 
bereits begonnen worden. Jetzt gilt es, denselben zu Ende zu führen. 

„Das Wort Wert“, sagt Adam Smith?, „hat zwei verschiedene Bedeu- 
tungen und drückt bald die Brauchbarkeit einer Sache, bald die durch den 
Besitz dieser Sache gegebene Möglichkeit aus, andere Güter dafür zu 
kaufen. Das eine kann Gebrauchswert, das andere Tauschwert 
genannt werden. Die Dinge, die den größten Gebrauchswert besitzen, 
haben oft wenig oder gar keinen Tauschwert, und umgekehrt haben solche, 
die den größten Tauschwert besitzen, oft wenig oder gar keinen Gebrauchs- 
wert. Nichts ist nützlicher als Wasser, aber man kann selten etwas 
dafür kaufen, selten etwas dafür in Tausch erhalten. Dagegen hat ein 
Diamant kaum irgend einen Gebrauchswert, aber man kann oft eine 
große Menge anderer Güter dafür in Tausch erhalten.“ | 

Man hat jene Unterscheidung deshalb anfechten zu müssen geglaubt, 
weil auch der Tausch eine Art des Gebrauches darstelle®. Allein dieser 
Einwand scheint von geringerem Belang zu sein, da bei der Gegenüber- 
stellung von Gebrauchswert und Tauschwert innerhalb der Wirtschafts- 
lehre der Begriff „Gebrauchswert“ ganz speziell auf produktive oder kon- 
sumtive Zwecke Bezug nimmt, nicht aber auf den Tauschproze£. 

Die Schwierigkeit liegt anderswo. Können Gebrauchswert und Tausch- 
wert in einer Weise nebeneinander gestellt werden, daß sie als zwei Arten 
des „Wertes“ erscheinen? | 


183,819 25. 

®? Untersuchung über das Wesen und die Ursachen des Volkswohlstandes, deutsch 
von F. Stöpel I (1878), Buch 1, Kap. 4, 8. 38 f. | 

® Vgl. J. F. E. Lotz, Revision ‘der Grundbegriffe der Nationalwirtschattslehre 
I (1811) 29. 
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Hält man an dem Grundgedanken fest, daß der Mensch Ziel der 
Güterwelt und die Befriedigung seiner Bedürfnisse Zweck der gesamten 
Wirtschaft ist, so bleibt die fundamentalste, alles beherrschende Frage 
in der ganzen Wertlehre: Was ist das Gut für den Menschen wert? 
Dieser Frage gegenüber erscheint die weitere Frage: Was ist das Gut 
im Vergleich mit andern Gütern wert? als eine ohne Zweifel praktisch 
wichtige, aber für den allgemein menschlichen Standpunkt der ersten, 
zentralen doch immerhin untergeordnete Frage. Von diesem Standpunkt 
aus gilt der Tauschverkehr nicht als Selbstzweck, sondern lediglich als 
das Mittel, um die einzelnen Menschen in den Besitz der Güter zu bringen, 
deren sie zur Erhaltung und Verschönerung des Lebens bedürfen. Für 
den letzten in der Reihe der Tauschenden, an den das Gut gelangt, und 
der es zur Befriedigung der Bedürfnisse verwendet, ist die aktuelle 
Schätzung, die das Gut im Verkehr gefunden hat, eine historische, 
je nachdem angenehme oder unangenehme Erinnerung, aber als wirk- 
licher Wert des Gutes gilt ihm jetzt mit Recht nur noch die Schätz- 
barkeit, welche dem Gute zukommt vermöge seiner Nützlichkeit und 
Notwendigkeit für die Befriedigung seiner Bedürfnisse. Diese endzweck- 
liche Unterordnung des Tausches unter den Gebrauch zur Bedürfnis- 
befriedigung läßt es aber nicht zu, Gebrauchswert und Tauschwert 
nebeneinander in die gleiche Linie zu stellen. Gebrauchswert und Tausch- 
wert sind keine koordinierten Arten des Wertes, sondern einander sub- 
ordinierte Begriffe. 

Man könnte vielleicht, um den Schwierigkeiten auszuweichen, mit 
J. B. Say und Liberatore sagen: Das Wort „Nützlichkeit“ genügt 
uns und ist besser als der Ausdruck „Gebrauchswert“. Wir bedürfen 
der Unterscheidung zwischen Tauschwert und Gebrauchswert über- 
haupt nicht. 

Die Unterscheidung ist nun aber doch allgemein üblich, und darum 
möchten wir lieber versuchen, dieselbe in einer Weise zu erklären, daß 
sie für die wissenschaftliche Erkenntnis fruchtbar bleibe. Das wird 
unseres Erachtens der Fall sein, wenn man unter Gebrauchswert und 
Tauschwert nicht koordinierte Wertarten versteht, sondern ein und den- 
selben ökonomischen Wert, diesen jedoch nach den zwei Stadien der 
Verwendung wirtschaftlicher Güter, Gebrauch und Tausch, teilt: Der 
Gebrauchswert stellt den ökonomischen Wert dar mit Rücksicht auf die 
menschliche Bedürfnisbefriedigung als Endzweck aller ökonomischen Güter, 
der Tauschwert dagegen ebendenselben ökonomischen Wert auf seiner 
Wanderung im Verkehr. 

Mit Bezug auf die unmittelbare Verwendung der Güter und die 
verschiedenen Stadien ebendieser Verwendung kann man nämlich unter- 
scheiden zwischen individuellen Gebrauchsgütern und sozialen Verkehrs- 


ı Liberatore, Grundsätze der Volkswirtschaft (1891) 38 f. 
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gütern!. Die individuellen Gebrauchsgüter sind ökonomische Güter, in- 
sofern sie einer oder mehreren Personen durch persönlichen Gebrauch 
Nutzen zu bringen geeignet sind. Sie erscheinen als Genußmittel, Genuß- 
güter, wenn sie, ohne einer Veränderung zu bedürfen, . unmittelbar dem 
Genusse, oder als Produktionsmittel, produktive Güter, wenn sie den 
Zwecken der Produktion neuer Güter als Gegenstand, Mittel oder Werk- 
zeug dienen sollen. Soziale Verkehrsgüter sind dagegen die ökonomischen 
Güter, insofern sie unmittelbar und zunächst dem wirtschaftlichen Ver- 
kehr zu dienen bestimmt sind. 

Dementsprechend können wir also auch unterscheiden zwischen dem 
individuellen Gebrauchswert eines Gutes, d. h. dem Werte, den ein 
nach Art, Qualität und Quantität bestimmtes Gut für den persönlichen 
Gebrauch eines oder mehrerer bestimmter Individuen hat, und dem 
sozialen Verkehrswert des Gutes, d. i. des Wertes, welcher dem- 
selben in dem und für den Tauschverkehr beigemessen wird. 

Wir haben es bei unserer Untersuchung jetzt mit dem sozialen Ver- 
kehrswert zu tun, und zwar mit dem universalen Gattungsbegriff des Ver- 
kehrswertes, den wir aus der en der konkreten Tauschvorgänge 
abstrahieren müssen. 


„Der Tauschwert“, sagt Karl Marx, „erscheint zunächst als das quan- 
titative Verhältnis, die Proportion, worin sich Gebrauchswerte einer Art gegen 
Gebrauchswerte anderer Art austauschen. Ein solches Austauschverhältnis stellt 
sich dar in einer Gleichung, wie z. B. 1 Quarter Weizen = a Ztr. Eisen. Diese 
Gleichung besagt, daß derselbe Wert in diesen beiden verschiedenen Dingen 
existiert, daß sie beide also einem dritten gleich sind, auf welches jedes, soweit 
es Tauschwert, reduzierbar sein muß. Daß die Substanz des Tauschwertes ein 
von der physisch handgreiflichen Existenz der Ware oder ihrem Dasein als 
Gebrauchswert durchaus Verschiedenes und Unabhängiges ist, zeigt ihr Austausch- 
verhältnis auf den ersten Blick. Es ist charakterisiert eben durch die Abstraktion 
vom Gebrauchswert. Dem Tauschwert nach betrachtet ist nämlich eine Ware 
gerade so gut als jede andere, wenn sie nur in richtiger Proportion vorhanden 
ist. Als Gebrauchsgegenstände oder Güter sind die Waren körperlich verschiedene 
Dinge. Ihr Wertsein bildet dagegen ihre Einheit. Diese Einheit entspringt nicht 
aus der Natur, sondern aus der Gesellschaft. Die gemeinsame gesellschaftliche 
Substanz, die sich in verschiedenen Gebrauchswerten nur verschieden darstellt, 
ist die Arbeit “ | 

Richtig in dieser Auseinandersetzung ist, daß im Tausch Güter, die ihren 
physischen Eigenschaften nach als Gebrauchswerte verschieden sind, einander 
gleichgesetzt werden, daß diese Güter also in sich etwas Gleiches enthalten 
müssen, vermöge dessen sie im gesellschaftlichen Verkehr als gleichwertig behandelt 
werden können. Falsch dagegen ist es, daß die in dem Gute vergegenständlichte 
Arbeit es sei, auf welcher jene Gleichsetzung ausschließlich beruhen könne. Wir 
werden auf diesen Punkt bei der Kritik der Marxschen Werttheorie an anderer 


— 


! Vgl. Costa-Rossetti, Allgem. Grundlagen 54 ff. - 
® Kapital I! 3f. 


$& 4. Der Mensch Herr der Welt inmitten der Gesellschaft. 41 


Stelle zurückkommen. Hier möge es genügen, daran zu erinnern, daß die Güter 
wohl kausal, durch die auf sie verwendete Arbeit ihre Güte mögen erlangt haben, 
daß sie aber nicht formell durch die Arbeit als Güter konstituiert werden. Güter 
sind sie durch ihre Eigenschaften, durch das, was sie in und an sich selbst dar- 
stellen. Nicht die Arbeit ist für den Menschen dasjenige, um dessentwillen er 
ein Ding anstrebt, sondern anstrebbar, ein Gut, ist das Ding wegen seiner selbst, 
seiner Substanz und seiner Qualitäten. Nicht Arbeitsquanta will man beim Tausch 
der Güter gegeneinander umsetzen, vielmehr Gut gegen Gut. Werden aber die 
Güter selbst vertauscht, so sind es auch die Güter, die im Tausch einander 
gleichgesetzt werden. In den Gütern selbst muß daher letztlich auch das Gleiche 
gesucht werden, das die Gleichsetzung überhaupt ermöglicht, nicht in der äußeren 
Arbeit, man mag dieselbe als die konkrete, das Gut produzierende, den Stoff 
veredelnde Arbeit oder als gesellschaftliche Produktivkraft auffassen. Der Stiefel 
hat seinen usus proprius in der Bekleidung der Füße; mit andern Dingen ge- 
meinsam (usus communis) erscheint sein Gebrauch als Tauschobjekt. Aber wie 
Aristoteles schon sagte, auch im Tausche wird der Stiefel als Stiefel gebraucht. 
Es muß daher etwas in ihm selbst stecken, insofern er Stiefel ist, um dessent- 
willen ich ihn gegen Brot vertauschen, dem Brote in bestimmter Proportion 
gleichsetzen kann. 


Der Tauschwert erscheint also — so sagen auch wir — überall 
als das quantitative Verhältnis, die Proportion, worin sich Ge- 
brauchswerte einer Art gegen Gebrauchswerte anderer Art 
austauschen. Ein solches Austauschverhältnis stellt sich dar in einer 
Gleichung, wie z. B. 1 Quarter Weizen —= a Ztr. Eisen. Diese Gleichung 
besagt, daß derselbe Wert in diesen beiden verschiedenen Güterarten und 
Güterquanten existiert. Als Gebrauchsgegenstände sind die Waren körper- 
lich verschiedene Dinge. Ihr Wertsein bildet dagegen ihre Einheit. 

Wie aber gelange ich zu dieser Einheit? Indem ich meine Auf- 
merksamkeit auf das trotz aller Verschiedenheiten der handgreiflichen 
physischen Existenz in den Dingen steckende gemeinsame Gebrauchs- 
wertige richte, d. h. auf ihre gemeinsame Eigenschaft, für die Befriedi- 
gung menschlicher Bedürfnisse Fähigkeit und Bedeutung zu besitzen. 

Um ein Urteil über die relative Schätzbarkeit jedes der zu Tausch- 
zwecken verglichenen Güter zu gewinnen, muß sowohl die Art und In- 
tensität des Bedürfnisses ins Auge gefaßt werden, welches durch jenes 
Gut befriedigt werden kann, als auch das Verhältnis zwischen dem ver- 
fügbaren Vorrat von Gütern solcher Art einerseits und dem gesellschaft- 
lichen Bedarf anderseits. Denn offenbar wächst die Bedeutung des ein- 
zelnen Gutes, wenn der Vorrat an Gütern solcher Art beschränkt ist, 
wie anderseits die Bedeutung jedes einzelnen Gutes abnimmt, wenn Güter 
der gleichen Art in reicher Fülle vorhanden sind. 

Auf diese Weise wird eine solche Vorstellung von dem Gebrauchs- 
wertigen in den fraglichen Gütern gewonnen, die schließlich in den Stand 
setzt, das eine Gut für den Tauschzweck in quantitativen Vergleich mit 
dem andern Gut zu stellen, indem der Gebrauchswert des einen Gutes als 
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vertretbar durch den Gebrauchswert des andern Gutes aufgefaßt wird. 
Dieses „in allen gesellschaftlich anerkannten Gütern vorhandene Quantum 
fungibeln Gebrauchswertes“ nennt Karl Knies! die „Substanz des 
Tauschwertes“. Davon gilt in der Tat, was Marx sagt: „Dem Tausch- 
wert nach betrachtet, ist eine Ware gerade so gut als jede andere, wenn 
sie nur in richtiger Proportion vorhanden ist.“ Ein Quarter Weizen mag 
denselben Tauschwert haben wie ein anderes Quarter gleich guten Weizens, 
stelle ich es aber im Tauschverkehr dem Eisen, der Wolle usw. gegen- 
über, so müssen die Quantitätsverhältnisse der umzutauschenden ver- 
schiedenartigen Güter so bemessen werden, daß das „Quantum fun- 
gibeln Gebrauchswertes“ in beiden Warenmengen gleich ist?. 


Nehmen wir den einfachsten Fall. Zwei Leute bedürfen eines Gutes — der 
eine dieses, der andere jenes — für ihren eigenen Gebrauch. Jeder habe von 
der einen Güterart zu viel, von der andern zu wenig oder gar nichts. Nur durch 
den Tausch kommt er in die Lage, seinen individuellen Bedarf decken zu können. 
Er schätzt das Gut, welches er eintauschen will, nach dem subjektiven Gebrauchs- 
wert, den dasselbe für ihn hat, und ist bereit, von einem für ihn entbehrlichen 
Gut ein bestimmtes Quantum gegen ein bestimmtes Quantum des einzutauschenden 
Gutes abzutreten. Der Empfänger des betreffenden Gutes schätzt dasselbe eben- 
falls nach dem subjektiven Gebrauchswert des Gutes für ihn und bemißt danach 
das Opfer, das er zu bringen bereit ist. Es sind also bestimmte Quanten von 
Gütern, die hier mit Rücksicht auf den subjektiven Gebrauchswert (für den 
Empfänger bzw. Geber) einander gleich gesetzt werden. Diese Quanten gebrauchs- 
wertiger Güter erscheinen im Tausch als fungibel; das eine vertritt das 
andere. 

Was hier zunächst für die beiden Tauschenden in den einfachsten Verhält- 
nissen gilt, verallgemeinert sich in der Gesellschaft im Hinblick auf jene zahl- 
reichen Güter, die immer wieder begehrt zu werden pflegen. Da bilden sich 
allgemeine Urteile über die Vertretbarkeit der Güterquanten für den 
Tauschverkehr. In diesen allgemeinen Urteilen gelangt der soziale Ver- 
kehrswert der Güter zum Ausdruck. 

Doch hören wir Knies ? selbst: „Die Gleichungen des Tauschwertes lassen 
sich nicht, wie Marx meint, erklären aus ‚einer Abstraktion von dem Gebrauchs- 
wert‘, sondern nur aus einer Abstraktion von dem Differenten in den Einzel- 
gestaltungen des Gebrauchswertes, nicht durch Substituierung eines Fremdartigen, 
sondern nur durch Rückgang auf ihre Artgemeinschaft. Und es ist doch nun in 
der Tat so, daß alle verschiedenartigen Gebrauchsgüter eine gemeinsame Einheit 
als Gebrauchsgüter haben. Während die unterschiedlichen Gütergattungen die 
unterschiedlichen Bedürfnisgattungen befriedigen, befriedigen sie zugleich ins: 
gesamt, die einen mit den andern, den summarischen Bestand des fraglichen 
Kreises menschlicher Bedürfnisse. Ebendeshalb enthalten die verschiedenen Spe- 
zies der Güter doch einen Gebrauchswert in genere. Wie jeder einzelne für 

ı Das Geld (1885) 276. | 

? Die „Fungibilität“ wird hier also in einem weiteren Sinne gefaßt, als wenn der 
Jurist von „fungibeln“ Gütern spricht. 

®A.a. 0. 160 fl. 
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die Gesamtheit der von ihm gebrauchten Güter neben dem Unterschied zugleich 
diesen generischen Charakter anerkennt, so wird der letztere auch von der Ge- 
sellschaft als für ihre Mitglieder vorhanden anerkannt. ... Die gesellschaftliche 
Anerkennung des Generischen in dem Gebrauchswert verschiedenartiger Güter- 
gattungen kommt in dem Tauschverkehr bei arbeitsteiliger Produktion als An- 
erkennung eines vertretbaren, fungibeln Gebrauchswertes ... zur tatsächlichen 
Geltung. Werden wirtschaftliche Güter von einer besondern Gattung gegeben 
und genommen, so werden die einen wie die andern als wirtschaftlich gebrauchs- 
wertig und soweithin als artgleich und durcheinander vertretbar und bemeßbar 
anerkannt, wogegen dann, wenn ein Gut für jemand Konsumtionsgegenstand ist, 
die Eigenartigkeit, das Spezifische der besondern Gattung von Gebrauchswert in 
Wirksamkeit gelangt. Wenn die ‚fungibeln Güter‘ (jene res fungibiles) einen 
gleichen (Gebrauchs- und Tausch-) Wert in je einem gleich großen Quantum aus 
derselben Gütergattung vertreten sein lassen, so wird ein gleiches Quantum 
unseres fungibeln Gebrauchswertes, welcher die bedingende Ursache für die 
Gleichung des Tauschwertes ist, durch die verschiedensten Quantitäten verschie- 
dener Güitergattungen repräsentiert sein können, wie dieses in ihren gegenseitigen 
Preisbestimmungen seinen Ausdruck findet. Vgl. 1 Kilo Fleisch = 5 Kilo Brot; 
‚1 Quarter Weizen = a Zentner Eisen‘ usw.“ 

Zu beachten ist, wie Knies hervorhebt, daß im entgeltlichen Verkehr 
neben und an Stelle der Schätzung des Gebrauchswertes in den Güterarten und 
-quantitäten für den individuellen Bedarf der Bedarf der Gesellschaft zur 
Schätzung und Anerkennung gelangt: „Aus der Verkennung dieser Tatsache sind 
mancherlei Angriffe auf einen vermeintlichen Gegensatz zwischen Gebrauchswert 
und Tauschwert der Güter inmitten der nicht sozialistisch organisierten Gesell- 
schaft hervorgegangen. ... Man sagt heute wieder wie früher: Ein Zentner Ge- 
treide ist ein Zentner Getreide. Sein Gebrauchswert ist jetzt und später, hier 
und dort ganz derselbe; sein Tauschwert dagegen ist schwankend und un- 
gleich usw. So kann man eben nur sprechen, wenn man den gesellschaft- 
lich normierten Gebrauchswert der Güterquanta übersieht. Die Gesellschaft 
hat einen summarischen Gesamtbedarf nach Getreide. Dieser soll durch das 
vorhandene Gesamtquantum von Getreide seine Befriedigung erlangen. Sollte 
also beispielsweise dieses Gesamtquantum gegenüber gleich groß gebliebenem 
Gesamtbedarf geringer geworden sein, so wächst der gesellschaftliche In 


wert des einzelnen Zentners Getreide. Ein Zentner Getreide ist = 0000 
oder = Sr je nachdem der Gesamtvorrat eine Million oder zwei Millionen 


Zentner ist usw. Wenn man z. B. den Vorwurf erhebt, daß der Gebrauch des 
Eisens viel nützlicher für die Menschen sei als der des Goldes, während doch 
ein Pfund Gold einen Tauschwert = 25 000 Pfund Eisen habe, so übersieht man 
dabei vollständig die Tatsache, daß dem Gesamtbedarf eines Volkes nach Eisen, 
dessen Befriedigung es zehnmal höher anschlagen mag als die seines Bedarfs 
nach Gold, vielleicht 2'/, Millionen Zentner Eisen, aber nur 10 Zentner Gold 
gegenüberstehen.“ ' 


ı.Wir belassen die Zahlenverhältnisse, da es sich hier lediglich um ein Beispiel 
handelt. Knies verweist noch auf seine Ausführungen in der Tübinger Zeitschrift für 
Staatsw. 1855, 421 ff. Hildebrand, Nationalökonomie der en und Zukunft 
816. Roscher, System I $ 6. ; 
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Der „fungible Gebrauchswert* als „Substanz des Tauschwertes“ im Sinne 
von Karl Knies nimmt also nicht bloß auf die jeweilige Nützlichkeit als 
solche, sondern ebenfalls auf die zur Deckung des Bedarfs der Gesellschaft dis- 
ponible Menge des Gutes Bezug. 

Auch Rodbertus unterscheidet zwischen individuellem und sozialem Ge- 
brauchswert. Doch bestreitet Knies, daß die von ihm gewählte Bestimmung des 
Tauschwertes mit der Erklärung von Rodbertus: „Tauschwert ist gesellschaftlicher 
Gebrauchswert*, gleichbedeutend sei. „Rodbertus’ Erklärung“, sagt er !, „ist ent- 
schieden unrichtig, weil ihr jede Beziehung auf ein Tauschverhältnis zu andern 
Gütern fehlt, wie sie doch notwendig und von mir in dem Worte ‚fungibel‘ und 
‚vertretbar‘ angegeben ist.“ 


32. Begriff des Tauschwertes. Wenn der Nationalökonom vom Tausch- 
werte spricht — für ihn, d. i. innerhalb seiner Wissenschaft, der „Wert“ 
schlechthin — so denkt er nicht so sehr an die allgemeine, abstrakte 
Tauschbarkeit, d. i. die Fähigkeit der ökonomischen Güter, gegen andere 
Güter vertauscht zu werden, oder an die auf dieser Fähigkeit beruhende 
Schätzbarkeit jener Güter (Tauschwert in abstracto). Er setzt jene Fähig- 
keit und Schätzharkeit voraus; genauer gesprochen: er setzt voraus, 1. daß 
es sich um nützliche Dinge handelt, die der zeitlichen Wohlfahrt des 
Menschen dienen können; 2. daß diese Dinge nicht in unbegrenzter Menge 
zur Verfügung stehen; 3. daß sie nützlich sind in jener Gesellschaft, wo 
der Tausch stattfindet (unter Barbaren ist manches unnütz, was in zivili- 
sierter Gesellschaft hohen Nutzen hat); 4. daß es sich nicht um Güter 
handelt, für welche die Möglichkeit des Tausches eine reine Zufälligkeit 
wäre, sondern um Güter, die in jener Gesellschaft mit einer gewissen 
Allgemeinheit als nützlich erkannt und anerkannt: sind. 

Dies alles ‘vorausgesetzt, denkt der Nationalökonom beim Tausch- 
wert an die Tauschkraft, d. i. an die Fähigkeit eines nach Zahl und 
Quantität bestimmten Gutes, gegen andere quantitativ oder numerisch in 
bestimmter Höhe bemessene Güter innerhalb der Gesellschaft vertauscht 
zu werden. Man vertauscht im gesellschaftlichen Leben konkrete, darum 
nach Art, Zahl, Maß, Gewicht bestimmte Güter, nicht Wein gegen 
Getreide, vielmehr ein bestimmtes Quantum Wein gegen ein bestimmtes 
Quantum Getreide. Die Feststellung dieser quantitativen Verhältnisse setzt 
aber eine tatsächliche Vergleichung, eine aktuelle Schätzung voraus. 

Der Tauschwert in concreto darf darum auch kurz bezeichnet 
werden als der Grad der Tauschkraft eines bestimmten Gutes oder 
Güterquantums in gesellschaftlicher Schätzung. 

Je größer die Tauschkraft eines Gutes ist, d. h. je mehr Güter oder 
je wichtigere und bessere Güter für dasselbe auf dem Wege des Tausches 
erlangt werden können, um so größer ist sein Tauschwert. Man kann 
daher den konkreten Tauschwert eines Gutes im Hinblick auf seine Höhe 


ı Das Geld 276, A. 
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(per comparationem) ausdrücken durch die Menge derjenigen 
Güter, die für den Besitz des Gutes im Tauschverkehr ge- 
geben werden. 

Soll die „Substanz des Tauschwertes® direkt und ausdrücklich 
hervorgehoben werden, so kann man sagen: der Tauschwert eines Gutes 
oder Güterquantums ist der ökonomische Wert desselben in seiner 
Vertretbarkeit durch den ökonomischen Wert anderer Güter oder 
Güterquanten, bestimmt und bemessen durch die soziale Schätzung. Oder 
kurz: der Tauschwert eines Gutes ist sein ökonomischer Wert 
als fungibler Wert bemessen in sozialer Schätzung. 

Nähere Erklärung: 1. Der Tauschwert hängt also unmittelbar ab 
von der sozialen, d. i. allgemeinen Schätzung innerhalb der Gesell- 
schaft, der aestimatio communis., 

Die Güter vertauschen sich nicht von selbst, sondern die Menschen 
sind es, welche die Güter austauschen. Auch haben die Güter nicht 
von Natur aus ihren Tauschwert an der Stirne geschrieben, sondern dieser 
Tauschwert muß von dem menschlichen Geist in absoluter und relativer 
Betrachtung aufgefaßt, beurteilt, aktuell abgeschätzt werden. Erst im 
menschlichen Geist erscheint daher der Wert der Güter formell als 
Tauschwert; außer dem Geist ist nur das Gut mit seinen Vollkommen- 
heiten, Eigenschaften, bestimmten Mengenverhältnissen da. 

Wenn ferner der konkrete, individuelle Gebrauchswert !, die besondere 
Bedeutung einer konkreten Quantität eines Sachgutes oder eines bestimm- 
ten Stückes für den einzelnen im Anschluß an seine individuellen Ver- 
hältnisse, Neigungen u. dgl. hinsichtlich des Umsatzes zwar von großer 
Wichtigkeit ist, eine mächtige Anregung zur tauschweisen Erwerbung 
dessen, was man besonders bedarf, darbietet, so wird doch innerhalb 
des allgemeinen Verkehrs der generelle Wert bei der Bestimmung 
des gesellschaftlichen Tauschwertes beachtet, der Wert also, den das 
Objekt für alle oder für viele Menschen hat, welcher daher auch regel- 
mäßig in der Gesellschaft einer mehr oder minder allgemeinen 
Anerkennung sich erfreut?. Der Kreis von Personen, innerhalb dessen 
die „soziale“ Schätzung sich vollzieht, kann sich je nach dem Objekt des 
Tausches oder den äußeren Umständen erweitern oder verengern. Er 
wird vielleicht größer sein, wenn das Tauschobjekt durch ein „tantumdem 
eiusdem qualitatis® vertreten werden kann, weniger umfassend, wo das 
einzelne Stück als solches, ein Haus, ein Pferd, den Gegenstand des Ein- 
tausches hildet. Besondere Eigenschaften, Mängel oder Vorzüge des 
Einzelstückes, die nach dem vernünftigen Urteile der Tauschenden Ein- 
fluß auf die Wertbestimmung ausüben, verringern oder erhöhen den 
Wert des Objekts, Rein persönliche Opfer dagegen, die der Besitzer 


ı Vgl. Karl Heinrich Rau, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre? (1863) 76. 
®2 „Gemeiner Wert“, „Marktwert“ im Gegensatz zum „Interesse“, dem Werte, den 
ein Gut bloß für eine bestimmte.Person hat (Dernburg). 
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bringt, wenn er den Gegenstand im Tausche hingibt, wird er unter Um- 
ständen neben dem Tauschwert in Rechnung setzen können; allein sie 
bilden keinen Bestandteil des gesellschaftlichen Tauschwertes der Sache 
selbst in sich betrachtet. 

Da also die formelle Gestaltung des Tauschwertes das Ergebnis 
einer Vergleichung des ökonomischen Wertes der Güter miteinander ist, 
diese Vergleichung aber durch den menschlichen Geist sich vollzieht und 
ihr Resultat ein soziales Urteil darstellt, so wird auch die Definition 
des Tauschwertes auf die Schätzung innerhalb der Gesellschaft — die 
communis aestimatio — Bezug nehmen müssen. 

2. Darf nach dem Gesagten die allgemeine Schätzung als die un- 
mittelbare Ursache (causa efficiens) bezeichnet werden, welche den 
Tauschwert als soziale Tatsache schafft, so ist doch um so nachdrück- 
licher zu betonen, daß diese Schätzung keine willkürliche ist, sondern 
die objektiven Momente, auf welchen der Grad der Tauschkraft 
beruht, zur Grundlage hat und zur Geltung bringt. 

Jene objektiven Momente müssen wir einmal in dem ökonomischen 
Werte der Güter im allgemeinen und anderseits in den besondern Ver- 
hältnissen der Gesellschaft suchen. 


a. ‚Ökonomischen Wert“ nannten wir die Schätzbarkeit wirt- 
schaftlicher Güter auf Grund ihrer Nützlichkeit und Notwendigkeit für 
die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse. Konkret ist der Wert be- 
stimmter ökonomischer Güter der Grad ihrer Bedeutung für die Befriedigung 
menschlicher Bedürfnisse. z 

Der Grad dieser Bedeutung aber hängt in letzter Linie ab 

einmal von der generischen oder partikularen Qualität des 
Gutes, die es befähigt, Mittel zur Befriedigung menschlicher Bedürfnisse 
zu sein, 

sodann von dem Grade seiner Seltenheit, von den Quantitäts- 
verhältnissen der fraglichen Güterart, von der Notwendigkeit des 
“einzelnen Gutes. 


Wer einen Zweck erreichen will, befindet sich in Abhängigkeit von den 
Mitteln, die notwendig sind, um jenen Zweck zu erreichen. Stehen die Mittel 
jeden Augenblick in beliebiger Menge zur Verfügung, so schätze ich sie vielleicht 
ihrer generischen oder spezifischen Eigenschaften wegen sehr hoch, aber das indi- 
viduelle Ding wird gering geschätzt. Stehe ich an einer reichlich fließenden 
Quelle, so werde ich es nicht achten, wenn auch der eine oder andere Becher 
Wassers verloren geht. Nicht so im Falle, daß eine bestimmte Gattung nütz- 
licher Dinge nur in einer beschränkten Anzahl von Exemplaren vertreten ist. 
Je weniger zahlreich hier die konkreten Träger der Nützlichkeit, die nützlichen 
Objekte sind, um so abhängiger wird das zu befriedigende Bedürfnis von dem 
einzelnen Gegenstand, um so mehr wächst für den Menschen die Bedeutung, die 
Wichtigkeit der individuellen Objekte, die nun gerade auch ihrer relativen Selten- 
heit wegen würdig sind, geschätzt zu werden. Je größer also die Seltenheit, je 
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geringer das vorhandene Quantum von Gütern einer bestimmten Art ist, um so 
höher steigt ihr Wert. 


b. Die besondern Verhältnisse der Gesellschaft, inner- 
halb deren der Tausch stattfindet, bilden sodann 

«) insofern eine objektive Unterlage der allgemeinen Schätzung, als 
diese Rücksicht zu nehmen hat nicht bloß auf die natürlichen Bedürf- 
nisse, sondern auch auf die durch die Sitten bestimmten gewohnheits- 
mäßigen Bedürfnisse. 

#8) Ferner hängt für die Schätzung viel davon ab, in welcher Weise 
und unter welchen Umständen die Güter innerhalb der Gesellschaft jeweilig 
zum Tausch angeboten werden. Sind es viele, die gleichzeitig ihre Güter 
zum Tausch anbieten, so verengert sich für den einzelnen Anbietenden 
ceteris paribus die Möglichkeit des Tausches. Ist die Gelegenheit, zu 
erwerben, eine sehr reiche und ausgedehnte, dann wird man anderseits für 
den tatsächlichen Erwerb geringere Opfer bringen wollen: die Tauschkraft 
des zu erwerbenden Gutes nimmt ab, und umgekehrt. Es ist also nicht 
die absolute Menge der Güter, von welcher ihr Tauschwert unmittelbar 
abhängt, sondern die jeweilig im gesellschaftlichen Tauschverkehr erreich- 
bare Menge, das Verhältnis, das besteht zwischen der zum Tausch an- 
gebotenen und der begehrten Menge, wobei die Nachfrage regel- 
mäßig den jeweilig aktuellen Bedarf der Gesellschaft, das Angebot den 
für den Tauschverkehr disponibeln Gütervorrat darstellt. 


Angebot und Nachfrage schaffen die letzten objektiven Fundamente 
des Wertes nicht; sie werden aber unter normalen Verhältnissen durch ihren 
Wettkampf eine solche Fixierung des Wertes herbeiführen können, welche den 
objektiven Bestimmmungsgründen am meisten entspricht. Für die Entfaltung 
dieser sozial segensreichen Wirksamkeit muß ihnen die erforderliche Freiheit ge- 
wahrt bleiben. 

Weil und soweit Angebot und Nachfrage zu den sittlich freien Hand- 
lungen des Menschen gehören, unterliegen sie dem allgemeinen Moralgesetz und 
den besondern sittlichen Pflichten, die dem Menschen im Hinblick auf das ge- 
sellschaftliche Zusammenleben obliegen. Die allgemeine Schätzung kann ja auch zum 
Schaden der Gesellschaft in ihrer Freiheit behindert und direkt irregeleitet werden 
durch Betrug, Monopolisierung zu Ausbeutungszwecken u. dgl. 

Indem man alle oben aufgeführten Momente zusammenfaßt, darf man sagen: 
Die soziale Schätzung richtet sich nach den allgemein erkannten Vorteilen, welche 
der Erwerb der Sache bietet '. 

Wenn wir es nach allem ablehnen müssen, in dem Tauschwert ein rein sub- 
jektives Produkt menschlicher Schätzung zu erblicken, da diese Schätzung den 
erkannten objektiven Nutzen des Erwerbes der Sache zum Gegenstand hat und 
zum Ausdrucke bringt, so kann anderseits der relative Charakter des 
Tauschwertes nicht bestritten werden. Der Tauschwert ist keine absolute 
Größe, sondern durchaus wandelbar, um so veränderlicher, als beide für jeden 


! Vermeersch, Quaestiones de iustitia 416 f; ed. 2 (1904) 423. 
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Tausch in Betracht kommenden Güter in ihrer objektiven Bedeutung und in der 
Anerkennung, die sie finden, Veränderungen unterliegen können. 

Wer eine Sache besitzt, der besitzt sie nach ihrem Tauschwert. Es 
kommt nicht darauf an, ob er dieselbe persönlich gebraucht oder gebrauchen kann. 
Ihren Wert behält sie gleichwohl. 

Im Tausche werden nicht gleiche Sachen, wohl aber gleiche Werte ver- 
tauscht (Äquivalenzgesetz). Der Tausch ist eben keine Schenkung. Dennoch kann 
der Tausch der verschiedenen Sachen in Verbindung mit der Verschiedenheit der 
Lage, Verhältnisse u. dgl. der Tauschenden für jeden derselben von Vorteil sein. 
Das Nähere hierüber in der allgemeinen Volkswirtschaftslehre. 

Um dem Gegensatze zwischen der Schätzung eines Dinges nach seiner Be- 
deutung und Tauglichkeit für gewisse Personen und der Schätzung eines Dinges 
ohne solche Rücksicht Rechnung zu tragen, sagt F. J. Neumann !, „empfiehlt es 
sich von vornherein, folgende zwei Kategorien von Wertbegriffen zu unterscheiden: 
1. die einen, die subjektiven, die sich eben auf gewisse Personen ... beziehen, 
und 2. die andern, im Gegensatze zu 1. die objektiven genannt, die, von gewissen. 
Personen absehend, vorzugsweise die Tauglichkeit, gewissen Bedürfnissen, Inter- 
essen, Wünschen, Zwecken usw. als solchen zu genügen, betreffen“. 

In seinen „Grundlagen der Volkswirtschaft“ meint dann Neumann ? zu einer 
Vermittlung zwischen den verschiedenen Anschauungen über Wert gelangen zu 
können, wenn „das Interesse an der Verfügungsgewalt über den bezüglichen 
Gegenstand, m. a. W. das Interesse am Eigentum, Besitz oder Erwerb desselben 
in den Vordergrund gestellt und hiernach der Wert (im subjektiven Sinn) als 
die Bedeutung für das Interesse bestimmter Personen bezeichnet wird, welche der 
Verfügungsgewalt über ein Ding beigelegt wird“. Warum soll aber dieses Inter- 
esse nicht auch allgemeiner aufgefaßt werden können, ohne Rücksicht auf be- 
stimmte Personen ? 


Einige Unterscheidungen, die sich auf den Wertbegriff beziehen, mögen 
hier kurz Erwähnung finden. 

Während man von Tauschwert schlechthin redet, wo zwei Personen 
vertragsmäßig rücksichtlich des Austausches überhaupt wie auch hin- 
sichtlich der Höhe des Entgeltes übereinkommen, bestimmt der Tax- 
wert, durch eine maßgebende Autorität festgesetzt, die Höhe des Ent- 
geltes für alle Fälle, wo zwei Personen einen vertragsmäßigen Tausch 
bestimmter Art vollziehen wollen 3. 

Mit Rücksicht auf die subjektiven Zwecke ae Besitzer und die ob- 
jektiven Eigenschaften der Güter kann man zwischen dem Genußwert 
und dem Produktionswert unterscheiden, d. i. dem Werte, der Ge- 
nußmitteln oder Produktionsmitteln als solchen zukommt. | 

Nach der Dauer des Gebrauches läßt sich der Gebrauchswert unter- 
scheiden in Verzehrungs- oder Verbrauchungswert und Benut- 
zungswert. 


ı Wirtschaftl. Grundbegriffe, in Schönbergs Handbuch I* 163. 
? Grundlagen der Volkswirtschaft, 1. Abteilung (1889) 250. 
: Stieve, Artikel „Taxen“ im Staatslexikon der Görres-Gesellschaft V ?, 670 ff. 
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Im Hinblick auf die Grundlagen des Gebrauchswertes kann man 
sprechen von Stoffwert (bei Erzeugnissen der Urproduktion), Form- 
wert (bei Erzeugnissen des Stoffveredelungsprozesses in Gewerbe und 
Industrie), Ortswert (durch den Ort bedingtem Wert, wichtig für den 
Handel) !. 

Schließlich sei noch der sog. Kostenwert genannt, d. i. der Wert 
der für Erlangung oder Wiedererlangung eines Gegenstandes geopferten 
Güter oder auch der Wert, der den ökonomischen Gütern in Rücksicht 
auf die zu ihrer Herstellung oder Erwerbung erforderlichen oder ge- 
brachten Opfer beigelegt wird. 


33. Tauschwert und Kostenwert. Wenn man die verschiedenen Be- 
stimmungsgründe des Tauschwertes zusammenfassen will, so kann man 
sagen, der Wert beruhe 1. auf einer gewissen natürlichen Vollkommen- 
heit der Sache; 2.’auf dem Nutzen, den sie gewährt; 3. auf dem Ver- 
hältnis von Angebot und Nachfrage; 4. auf den verwendeten Kosten 
(Arbeit, Auslagen, Gefahr). 

Bisher haben wir nur von den drei ersten Bestimmungsgründen bzw. 
der Nützlichkeit und Seltenheit der Sache gesprochen. Nach 
diesen bemesse sich, so sagten wir, der Tauschwert in letzter Linie. 

Müssen wir nicht hinzufügen: Auch nach den Kosten, die der 
Mensch auf sich nimmt, um ein Gut er NEN, bemißt sich dessen 
Tauschkraft, sein Tauschwert ? 

Es versteht sich von selbst, daß für den. Tauschwert, der im all- 
gemeinen Verkehr Geltung hat und zum Ausdruck gelangt, überhaupt 
nur die normalen Kosten in Betracht kommen können, also Aufwendungen 
und Opfer an Arbeit und Materialien, die unter den gegebenen örtlichen 
und zeitlichen Bedingungen allgemein notwendig sind für die Herstellung 
der fraglichen Waren, nicht etwa Kosten, die auf Grund der besondern 
Verhältnisse einer bestimmten Wirtschaftseinheit das normale Maß über- 
steigen. 

Ohne Zweifel bedarf es regelmäßig irgend welcher Mühen und Ar- 
beiten, damit ein Gut zum ökonomischen Gut im engeren und vollsten 
Sinne des Wortes, d. i. ein der unmittelbaren Verfügung des Menschen 
unterstelltes Gut werde. Man muß z.B. die Frucht wenigstens pflücken, 
bevor sie verzehrt werden kann. Meistens müssen die Dinge auch in 
ihrer Substanz oder in ihrer äußeren Form modifiziert werden, ehe sie 
den menschlichen Bedürfnissen dienstbar sein können. Das kostet aber 
Arbeit und mannigfache materielle Auslagen. 

Diese Aufwendungen beweisen sodann, daß die fraglichen Güter für 
den Menschen einen Wert haben. Sind sie groß, werden viele Stoffe, 
Werkzeuge, viel Arbeit und Mühe aufgewendet, so offenbaren sie, daß 
die menschliche Schätzung dem Produkt einen hohen Wert beimißt, 


ı Vgl. Wagner, Grundlegung I 332. 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. L 4 
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mindestens den gleichen, meist einen höheren Wert, als die Aufwendungen 
selbst darstellen. 

. Soweit ferner die aufgewendeten Stoffe und Mühen den Gütern eine 
Nützlichkeit verleihen, welche sie vorher nicht besaßen, erscheinen sie 
auch als Ursachen des Wertes. 

Endlich wird der Produzent oder Verkäufer im Tausche wenigstens 
den Ersatz seiner Aufwendungen suchen und danach sein Angebot 
einrichten. Die Gesellschaft aber erkennt dieses sein Bestreben als be- 
rechtigt an, jedoch nur in der Voraussetzung, daß, und in dem 
Maße, als die aufgewendeten Kosten im rechten Verhältnis zum 
Grade der Nützlichkeit und Notwendigkeit des fraglichen Gutes 
geblieben sind. Wo dieses Verhältnis verletzt ist, da sind die Kosten 
unwirtschaftlich verwendet und außer stande, durch sich selbst dem Gute 
einen höheren Grad objektiver Schätzbarkeit zu verleihen. Wird das An- 
gebot im Verhältnis zur Nachfrage überstark, dann kann die allgemeine 
Wertschätzung der angebotenen Waren bzw. das für sie zu erlangende 
Entgelt sich kaum lange auf der Höhe der Kosten halten. Anderseits 
bemißt nicht bloß der Produzent, sondern auch die allgemeine Schätzung 
den Wert einer Ware höher als deren Produktionskosten, solange ein 
starker Bedarf einer relativ begrenzten Produktion, einem beschränkten 
Angebot, gegenübersteht. 

Für Waren, die in beliebiger Menge hergestellt werden können, 
finden sich nun in der Gesellschaft regelmäßig die Produzenten. Ihre Zahl 
und der Umfang der Produktion wird so lange wachsen, als die Produ- 
zenten dabei ihre Rechnung finden, die Produktionskosten ersetzt er- 
halten und wohl noch wenigstens einen kleinen Gewinn machen. Wegen 
der Konkurrenz und des starken Angebotes (der faktischen oder poten- 
tiellen Vermehrung) jener Waren sinkt deren Tauschwert, d. h. die Kon- 
sumenten sind nur mehr bereit, eine geringere Menge anderer Güter da- 
für zu geben, eben weil sie bei (faktisch oder potentiell) wachsendem 
Vorrate die in Frage stehende Ware für diese geringere Menge an- 
derer Güter erhalten können, und zwar sinkt der Tauschwert bei 
ungehinderter Konkurrenz der Produzenten bis zum Niveau der Pro- 
duktionskosten plus einem Durchschnittsprofit in gegebenen . 
Bedingungen für eine bestimmte Branche, im äußersten Falle bis zu den 
Produktionskosten herab. Kann man nun sagen, daß jene Produktions- 
kosten die Wertsubstanz der Ware ausmachen, ihren Tauschwert inner- 
lich konstituleren? Keineswegs. Die Produktionskosten sind nur ein 
äußeres Maß des Tauschwertes gewisser Güter; sie decken sich zwar 
materiell mit dem Tauschwert, bezeichnen die Minimalgrenze, bis zu 
welcher der Tauschwert herabsinkt, allein sie sind nicht die Wertsub- 
stanz selbst. Innerlich konstituiert wird der Tauschwert überall durch den 
fungibeln ökonomischen Wert, gemessen durch die Beziehung des Gutes 
zu den menschlichen Bedürfnissen, dem gesellschaftlichen Bedarf, dem 
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verfügbaren Vorrat, also nach seiner Brauchbarkeit, Wichtigkeit, relativen 
Seltenheit und Entbehrlichkeit. Die Produktionskosten aber wirken un- 
mittelbar auf das Angebot und durch Vermittlung des Angebots auf die 
Höhe des Wertes ein, der wie gesagt für Güter, die in beliebiger Menge 
hergestellt werden können, bei gesteigerter Konkurrenz bis zu dem durch 
die Produktionskosten dargestellten Betrage herabsinken wird. 


Hat die anbietende Partei keine Konkurrenz zu fürchten und ist sie ander- 
seits der Nachfrage sicher, dann zeigt es sich sofort auch hier wieder, wie die 
relative Seltenheit den Tauschwert beeinflußt. Da wird das Angebot außer den Pro- 
duktionskosten einen möglichst hohen Gewinn erstreben und auch erreichen, wenn 
auf der Seite der Nachfrage das Bedürfnis nach der Ware besonders dringend ist '. 

Karl Knies beanstandet überhaupt den Begriff „Kostenwert“. Er sagt?: 
„Mögen wir in unserem praktischen Leben und in unserer Wissenschaft von 
Gebrauchs- oder Tauschwert, Produktions- oder Konsumtionswert, Nährwert oder 
Heizwert usw. sprechen, immer steht dabei vor uns ein Ma&ß der Nutzwirkung 
oder Nutzleistung, ein ‚Grad der Brauchbarkeit‘, eine ‚Bedeutung‘ usw., welche 
wirtschaftliche Güter erkennen lassen, indem sie zur Befriedigung unserer Bedürf- 
nisse als Produktions- oder als Tauschmittel, für Ernährung oder als Heizmaterial 
u. dgl. in Verwendung kommen. Inmitten dieses gesamten Kreises von ‚Wert‘- 
bestimmungen würde ein ‚Kostenwert‘ etwas ganz Disparates darstellen. ... Wert 
ist etwas, das von allen wirtschaftlichen Gütern ausgesagt wird; wenn es also 
wirtschaftliche Güter gibt, welche ohne ein Quantum menschlicher Arbeit ent- 
stehen usw., so kann nicht auch ‚Kostenarbeit‘ zur generellen Substanz des 
Wertes gehören.“ 

„Jeder vernünftige Volkswirt“, meint freilich Macleod°, „hat eingesehen, 
daß man den Nutzen nicht zur Basis des Wertes machen kann.... Wer kann 
den Nutzen einer Flasche Champagner zu 10 sh. und den eines wissenschaftlichen 
Werkes, das auch 10 sh. kostet, miteinander vergleichen? ... Wert ist eine 
Gemütsbewegung und nicht eine Eigenschaft des Gegenstandes.“ Allerdings müßte 
man, um jenen Vergleich zu vollziehen, in nicht unbedenklich gehobener Gemüts- 
bewegung oder Stimmung sein. Wer ein wissenschaftliches Werk für 10 sh. kauft, 
verschafft sich zunächst nur den Nutzen, den das Eigentum eines gedruckten 
Exemplars jenes Werkes ihm gewährt. Er wird das Buch unter Umständen ledig- 
lich zur Vervollständigung der Bibliothek in den Kasten stellen. Ein anderer 
dagegen leiht vielleicht ein Exemplar, um den geistigen Nutzen des Werkes 
sich anzueignen. Man darf freilich nicht den Champagnerrausch auf dieselbe 
Stufe des Nutzens stellen mit der Bereicherung des Geistes durch ein wissen- 
schaftliches Werk. Im Reiche der Imponderabilien ist jeder Versuch der quan- 
titativen sh.-Messung des Nutzens erst nach Genuß des teuern Champagners 
seitens eines im übrigen vernünftigen Volkswirtes denkbar. Oder werden die 
10 sh. pro Exemplar etwa für die geistige Herstellungsarbeit, die der Verfasser 
aufwendet, ein Äquivalent bieten können? Die Verfasser von Romanen, No- 
vellen u. dgl. beziehen hohe Honorare, die Autoren großer, hochwissenschaftlicher 
Werke oft nicht so viel, um ihren Papagei ernähren zu können. 


ı I]]gen, Die volkswirtschaftl. Anschauungen Antonins von Florenz (1904) 77 ff. 
® Das Geld 166. 3 History of Economics (1896) 158. 
4* 
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34. Teleologische Auffassung des Wertes — in dieser Weise möchten 
wir kurz die dargelegte Werttheorie charakterisieren. „Zweck aller 
Wirtschaft ist das Leben des Menschen“, sagt Rodbertus!. „Der Mensch 
lebt nicht, um Güter zu erarbeiten, sondern er erarbeitet Güter, um zu 
leben.“ Ziel der materiellen Dinge ist die Befriedigung der mensch- 
lichen Bedürfnisse. Ihr Wert kann sich daher in letzter Linie nur 
nach dem Maße und Grade bemessen, in welchem sie jenem Ziel und 
Zwecke dienen können. Die Arbeit dagegen ist und bleibt auch für 
die Wertlehre lediglich das Mittel, Güter herzustellen, zu erlangen, 
ihrem Ziel und Zweck anzupassen und zuzuführen. 

Die Verkennung dieser fundamentalsten Wahrheiten aller ökonomischen 
Forschung hat manche Autoren dazu verleitet, den Gebrauchswert allzu 
gering einzuschätzen, das Verhältnis von Tauschwert und Gebrauchswert 
falsch darzustellen, den Wert, statt nach der Beziehung der Güter zu 
ihrem Ziel und Zweck, nach den zu ihrer Erlangung oder Herstellung 
notwendigen Mitteln zu bemessen. 

Wir wollen diese ganze Gruppe von Theorien unter der Bezeichnung 
genetische, kausale Auffassung des Wertes im Gegensatze 
zur teleologischen Auffassung der Gebrauchs- oder Nutzwerttheorie 
zusammenfassen. 

Hierher gehört namentlich die sog. „klassische Werttheorie“ Adam 
Smiths, die „Arbeitstheorie“ David Ricardos und des Marxistischen Sozia- 
lismus. 

Auf die Marxistische Werttheorie werden wir später bei Besprechung 
des Sozialismus zurückkommen. An dieser Stelle genügt eine kurze Dar- 


legung der 


35. Smith-Ricardoschen Werttheorie. Der Gebrauchswert spielt in der 
Smithschen Wertlehre keine besondere Rolle. Zwar bestritt A. Smith nicht, daß 
der Wert einer Sache zuvörderst in ihrer unmittelbaren Nützlichkeit bestehe. Aber 
für die Lehre vom Tauschwert kommt sie nicht in Betracht. „Die Dinge, die 
den größten Gebrauchswert haben, haben oft wenig oder gar keinen Tauschwert“, 
sagt Smith ?, „und umgekehrt haben solche, die den größten Tauschwert haben, 
oft wenig oder gar keinen Gebrauchswert. Nichts ist nützlicher als Wasser, aber 
man kann selten etwas dafür ... im Tausch erhalten. Dagegen hat ein Diamant 
kaum irgend einen Gebrauchswert, aber man kann oft eine große Menge anderer 
Güter dafür im Tausch erhalten.“ 

So leichter Hand läßt sich nun allerdings der Gebrauchswert als Maßstab 
des Tauschwertes nicht beseitigen. Mit Recht bemerkt Lujo Brentano?®: 
„Wenn A. Smith schreibt: die Dinge, welche den größten Gebrauchswert haben, 
hätten häufig einen geringen oder gar keinen Tauschwert, und umgekehrt, so 


! Theophil Kozak, Rodbertus-Jagetzows sozialökonomische Ansichten (1882) 36 f. 

% Untersuchung über das Wesen und die Ursachen des Volkswohlstandes, deutsch 
von F. Stöpel I (1878) 39. 

3 Die Arbeiterversicherung gemäß der heutigen Wirtschaftsordnung (1879) 10 £. 
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begeht er den Fehler, den Wert zweier verschiedener Größen desselben Dinges 
miteinander zu vergleichen. Wenn man nämlich von dem 'Tauschwert eines 
Dinges spricht, d. h. von dessen Fähigkeit, einen Preis zu erlangen, hat man 
notwendig stets eine bestimmte Menge dieses Dinges im Sinne, eine fest abgegrenzte 
Größe; denn einen Preis und damit einen Tauschwert gibt es nur in Beziehung 
- auf bestimmte Mengen. Wenn Smith dagegen sagt: ‚Nichts ist nützlicher als 
Wasser, aber es läßt sich damit kaum irgend etwas eintauschen‘, so hat er da, 
wo er von dem Nutzen des Wassers spricht, das Wasser im allgemeinen, also 
eine ganz unbestimmte Größe, da hingegen, wo er von dessen Tauschfähigkeit 
spricht, notwendig eine fest abgegrenzte Größe vor Augen. Er vergleicht also 
Mengen verschiedener Größe miteinander. Hätte er, wo er vom Nutzen des 
Wassers spricht, gleichfalls eine feste Größe sich vorgestellt, z. B. einen Liter 
Wasser, so würde er wohl nicht behauptet haben, daß Wasser das nützlichste 
Ding sei. Seine Behauptung wäre dann nur für den Fall richtig, daß eben nur 
ein Liter Wasser vorhanden wäre und von diesem die Erhaltung des Lebens ab- 
hinge. In diesem Falle würde aber der Tauschwert des Wassers genau seinem 
Gebrauchswert entsprechen, und für dasselbe würde alles gegeben werden. In 
allen Fällen dagegen, in denen eine im Verhältnis zum Bedürfnis unbegrenzte 
Anzahl Liter Wasser vorhanden wäre, würde nicht nur der Tauschwert, sondern 
auch der Gebrauchswert von Wasser gleich null sein; denn jedes Liter Wasser 
könnte durch eine relativ unbegrenzte Anzahl Liter ersetzt werden. ... Ander- 
seits aber haben auch die Dinge, auf deren Herstellung Kosten verwendet wurden, 
offenbar Tauschwert nur da und nur insoweit, als wir sie brauchen. Die bloße 
Verwendung von Produktionskosten kann keinem Dinge Tauchwert verleihen, 
wenn das Ding keinem Bedürfnis entpricht. Nur der konkrete Gebrauchswert 
ist es, der den Tauschwert der Dinge bedingt.“ 

Für Adam Smith jedoch gilt die Arbeit als der ursprünglichste Maßstab 
des Tauschwertes. Er sagt'!: „Jeder Mensch ist reich oder arm in dem 
Grade, wie er im stande ist, sich die Bedürfnisse, Annehmlichkeiten und Ver- 
gnügungen des menschlichen Lebens zu beschaffen. Nachdem aber einmal die 
Teilung der Arbeit überall Eingang gefunden hat, kann eines Menschen eigene 
Arbeit ihn nur mit einem sehr kleinen Teil dieser Dinge versorgen. Den bei 
weitem größeren Teil derselben muß er von der Arbeit anderer erwarten, und er 
muß reich oder arm sein, je nach der Quantität von Arbeit, über die 
er verfügen oder die er kaufen kann. Der Wert einer Ware ist dem- 
nach für denjenigen, der sie besitzt und der sie nicht selbst zu gebrauchen oder 
zu konsumieren, sondern gegen andere Waren umzutauschen gedenkt, gleich dem 
Quantum Arbeit, welches zu kaufen oder über welches zu verfügen sie ihm ge- 
stattet. Die Arbeit ist also der wahre Maßstab des Tauschwertes aller Waren.... 
Was jedes Ding dem Manne, der es sich verschafft hat und darüber verfügen 
oder es gegen etwas anderes vertauschen will, wirklich wert ist, das ist die Mühe 
und Beschwerde, welche er sich dadurch ersparen und auf andere Leute 
abwälzen kann.“ In dem Anfange des sechsten Kapitels des ersten Buches 
des Wealth of nations *, wo Adam Smith von den Bestandteilen des Warenpreises 
handelt, sagt er: „In dem ersten rohen Zustande der Gesellschaft, welcher der 
Kapitalanhäufung und Landaneignung vorhergeht, scheint das Verhältnis zwischen 
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den Arbeitsmengen, die zur Erlangung der verschiedenen Gegenstände notwendig 
sind, der einzige Umstand zu sein, der einen Maßstab für den Tausch des einen 
gegen den andern bilden kann. Wenn es z. B. unter einem Jägervolke in der 
Regel zweimal so viel Arbeit kostet, einen Biber zu erlegen als ein Reh, so 
müßte naturgemäß ein Biber zwei Rehe wert sein. Es ist begreiflich, daß das- 
jenige, was gewöhnlich das Produkt zweier Tage oder zweier Stunden Arbeit ist, 
doppelt so viel wert sein muß als das, was das Produkt von einer eintägigen 
oder einstündigen Arbeit zu sein pflegt. Wenn die eine Art der Arbeit anstrengen- 
der ist als die andere, so wird natürlich eine Vergütung für die größere Mühe 
zugestanden werden, und das Produkt einer einstündigen schwereren Arbeit kann 
oft dem Produkt einer zweistündigen leichteren Arbeit im Tausch gleich gelten.... 
In diesem Stadium der Dinge (d. i. im ersten rohen Zustande der Gesellschaft) 
gehört das ganze Arbeitsprodukt dem Arbeiter; und die zur Beschaffung oder 
Hervorbringung einer Ware gewöhnlich aufgewendete Arbeitsmenge ist der einzige 
Umstand, nach dem sich diejenige Arbeitsmenge richtet, für welche man jene 
Ware gewöhnlich kaufen oder eintauschen muß.“ 

David Ricardo ist damit nicht ganz zufrieden: „A. Smith“, sagt er, 
„welcher die erste Quelle des Tauschwertes so scharf gezeichnet hat und eigent- 
lich in Übereinstimmung damit zu der festen Behauptung gezwungen war, daß 
alle Dinge mehr oder weniger Tauschwert erhalten, je nachdem mehr oder weniger 
Arbeit auf ihre Hervorbringung verwendet wurde, hat nichtsdestoweniger 
selbst einen andern Maßstab des Tauschwertes aufgestellt und spricht von Dingen, 
die mehr oder weniger Tauschwert hätten, im Verhältnis als sie mehr oder 
weniger von diesem Maßstabe einzutauschen vermöchten. Bald spricht er 
von Getreide bald von der Arbeit als solchem Maßstabe, nicht etwa von der auf 
die Hervorbringung eines Gegenstandes verwendeten Menge von Arbeit, sondern 
von der Arbeitsmenge, über welche derselbe auf dem Markte verfügen kann, als 
ob dies zwei gleichbedeutende Ausdrücke wären, und als ob, weil nun einmal die 
Arbeit eines Menschen doppelten Erfolg habe und derselbe demgemäß zweimal 
so viel von einem Gute hervorbringen könne, derselbe notwendigerweise auch 
doppelt so viel als die frühere Arbeitsmenge im Tausche dafür erhalten müßte.“ 
Seinerseits lehrt Ricardo ?: „Der Wert eines Gutes oder die Menge eines andern 
Gutes, gegeri welche man dasselbe vertauscht, richtet sich nach der verhält- 
nismäßigen Menge von Arbeit, welche zu seiner Hervorbringung 
erforderlich ist, und nicht nach der größeren oder geringeren Vergütung, 
welche für diese Arbeit gegeben wurde.“ 

Die Widerlegung der Smith-Ricardoschen Theorie ist in unsern früheren 
Darlegungen gegeben. Der Wert wird hier in seiner Eigenschaft als Zweck- 
begriff völlig verkannt. Wesen und Größe des Wertes offenbaren sich letztlich 
in dem Verhältnis der Güter zum Zweck, für den sie da sind, nicht in den 
äußeren Ursachen, welchen sie ihre Existenz verdanken. 

Verwandt mit der Smith-Ricardoschen Lehre ist der Wertbegriff, wie 
H. C. Carey denselben entwickelt: Zur Erkenntnis des Wertes führt „die Schätzung 
des Widerstandes, der zu überwinden ist, ehe wir in den Besitz des begehrten Gegen- 
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standes gelangen“ ', oder der Wert ist „das Maß der Übermacht der Natur über 
den Menschen‘ *. Careys Auffassung unterscheidet sich jedoch von der Smith- 
Ricardoschen Lehre dadurch, daß nach ihm nicht die zur Produktion, sondern zur 
Reproduktion erforderliche Arbeit die Werthöhe bemißt: „Fragt er (der Leser) 
sich ..., wie groß der Wert ist, den er dem Stuhle beilegt, auf welchem er sitzt, 
dem Tisch, an dem er schreibt, dem Buche, das er liest, oder der Feder, mit 
welcher er schreibt, so findet er, daß dieser Wert auf den Preis der Reproduk- 
tion beschränkt ist, und daß, je längere Zeit verflossen ist, seitdem diese Gegen- 
stände verfertigt wurden, desto mehr ihr Wert unter den Produktionspreis gesunken 
sein müsse. Die eben erst produzierte Feder kann nur durch die Ausgabe des- 
selben Arbeitsbetrages ersetzt werden, der zu ihrer Produktion erforderlich war, 
und ihr Wert ist unverändert. Der Stuhl und der Tisch, die vielleicht schon 
zehn Jahre alt sind, sind tief unter ihren ursprünglichen Wert gesunken, weil 
seit dieser Zeit Maschinen erfunden wurden, mittels welcher der Dampf auf ver- 
schiedene mit der Fabrikation solcher Lebensbedürfnisse verbundene Prozesse 
angewandt wurde.“ ® Diese Beweisführung Careys widerlegt keineswegs die An- 
nahme, daß für den Tauschwert der jedesmal neu produzierten Güter die jeweiligen 
Produktionskosten entscheiden und auch so lange (von Abnutzung u. dgl. abgesehen) 
bestimmend bleiben, als nicht Güter derselben Art mit geringeren Produktions- 
kosten hergestellt werden. Praktische Bedeutung würde demnach die Careysche Auf- 
fassung in den Fällen gewinnen, wo die technischen Fortschritte (Erfindung arbeit- 
sparender Masehinen usw.), die Ermäßigung der Produktionskosten, in rascherem 
Tempo sich vollziehen. Im übrigen krankt auch Careys Wertlehre an den Mängeln 
jeder bloß genetischen Werterklärung. Sie dringt ebensowenig wie die Produktions- 
kostentheorie bis zum Wesen des Wertes und zum letzten, höchsten Maßstab der 
Werthöhe vor. 

Nach Frederic Bastiat* ist der Wert „das Verhältnis zweier 
ausgetauschter Dienstleistungen. Der Begriff des Wertes trat zum 
erstenmal in die Welt, als ein Mensch zu seinem Bruder sagte: Tue dies für 
mich, und ich tue das für dich, und sie sich einigten; denn da konnte man zum 
erstenmal sagen: die beiden ausgetauschten Dienstleistungen sind eine der andern 
wert.“ Auch Macleod’° meint: der Wert komme in der Wirtschaft nicht zur 
Geltung, bis jemand sein Verlangen nach dem Gut und seine Bereitwilligkeit, es 
gegen ein anderes Gut einzutauschen, kundgebe. Das ist nun offenbar unrichtig; 
denn auch in der isolierten Wirtschaft kann die Schätzbarkeit eines Gutes seiner 
Eigenschaften wegen und die Notwendigkeit, mit Gütern, die nicht in unbeschränkter 
Menge gegeben sind, haushälterisch umzugehen, erkannt und beurteilt werden. 
In der Verkehrswirtschaft aber wird der Wert seiner Substanz nach nicht erst 
durch den Tauschvertrag geschaffen. Die Übereinstimmung der Parteien ist viel- 
mehr lediglich ein Zusammentreffen des beiderseitigen Urteils über die bereits 
vorhandenen objektiven Elemente des Wertes und bildet den Abschluß der Ver- 
handlungen, stellt eine Vereinbarung dar über die Werthöhe, über die Fungibilität 


! Carey, Die Grundlagen der Sozialwissenschaft, herausgeg. von Karl Adler 
1 (1868), Kap. 6, S. 182. 
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der Tauschobjekte gemäß ihrem vorausgesetzten ökonomischen Wert. Auch täuscht 
sich Bastiat, wenn er meint, die Leistungen der Natur seien „gratuits“. Im Ver- 
kehr werden nicht bloß menschliche Dienstleistungen, sondern ebenfalls Natur- 
leistungen bewertet. Die ausschließliche Verbindung des Wertbegriffs mit den 
menschlichen Dienstleistungen ist daher völlig unzulässig. Die Dienstleistung 
faßt Bastiat als eine. Arbeitsersparung für den Empfänger auf. Vernehmen wir 
darüber ihn ' selbst: „Weit entfernt, daß der Wert-... ein notwendiges Ver- 
hältnis zur vollzogenen Arbeit desjenigen habe, der den Dienst leistet, kann 
man im Gegenteil sagen, daß er mit der ersparten Arbeit desjenigen, der die 
Dienstleistung empfängt, im Zusammenhang stehe, und dies ist überhaupt das 
allgemeine Gesetz des Wertes... Die Grundlage des Wertes steckt weniger 
in der vollzogenen Arbeit des Dienstleistenden als in der ersparten Arbeit für 
denjenigen, dem der Dienst geleistet wird.“ Bastiat beleuchtet diese Auffassung 
durch Beispiele. Jemand hat, am Ufer des Meeres spazierend, durch Zufall 
einen prachtvollen Diamanten gefunden, den er jetzt veräußern will: „Die Unter- 
handlung in Betreff unseres Edelsteins setzt ungefähr folgendes Zwiegespräch 
voraus: Mein Herr, geben Sie mir Ihren Diamanten. — Ich bin dazu bereit 
mein Herr, aber geben Sie mir als Bezahlung dafür ein ganzes Jahr Ihrer 
Arbeit. — Aber mein Herr, Sie hatten nicht eine Minute nötig, um ihn zu 
erlangen. — Gut, mein Herr, versuchen Sie es, eine ähnliche Minute zu 
treffen. — Aber nach Fug und Recht müssen wir doch gleiche Arbeit aus- 
tauschen. — Nein, nach Fug und Recht veranschlagen Sie Ihre Dienstleistung 
und ich die meinige. Ich zwinge Sie nicht, warum wollen Sie mich zwingen? 
Geben Sie mir ein ganzes Jahr oder suchen Sie sich selbst einen Diamanten. — 
Aber dazu würde ich zehn Jahre mühsamen und vielleicht vergeblichen Suchens 
nötig haben. Da halte ich es doch für klüger, diese zehn Jahre auf andere 
Weise zu verwenden. — Gerade deshalb glaube ich, Ihnen einen Dienst zu leisten, 
indem ich Ihnen nur ein Jahr abverlange. Ich erspare Ihnen neun, und deshalb 
lege ich viel’ Wert auf diesen Dienst. Wenn Ihnen meine Forderung übertrieben 
scheint, so geschieht es, weil Sie nur an die Arbeit denken, die ich getan; denken 
Sie aber auch an die Arbeit, die ich Ihnen erspare, und Sie werden mich billig 
finden.“ ? Gerade das von Bastiat gewählte Beispiel dürfte jedoch die Unhalt- 
barkeit seiner Wertlehre bis zur Evidenz dartun. Die Arbeit des Finders ist hier 
null und kommt für den Wert nicht in Betracht. Die Schätzung einer angeblich 
ersparten Arbeit zehnjährigen Suchens aber bleibt ganz und gar willkürlich. Wirk- 
lich entscheidend für den Wert des Diamanten ist das Moment der Seltenheit, 
das aber in der Bastiatschen Formulierung verschleiert erscheint, zu keiner un- 
mittelbaren Geltung gelangt. Immerhin mag eine Schätzung des Wertes im Sinne 
Bastiats in vereinzelten Fällen sich nachweisen lassen, das allgemeine Gesetz des 
Wertes bildet sie nicht ®. 

Es wäre zu ermüdend und zwecklos, wollten wir eine größere Anzahl von 
‚Wertdefinitionen und Werttheorien hier aufführen. „Potius de rebus ipsis iudicare 
debemus quam de hominibus, quid quisque senserit, scire!“ Über die Sache 
selbst aber wird jeder leicht sich ein Urteil bilden können, wer immer die 
Mühe nicht scheute, mit Aufmerksamkeit unserer Auseinandersetzung zu folgen. 
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Eine Theorie jedoch bedarf noch ausführlicher Darlegung, da ihre Behand- 
lung in der Tat besonders geeignet ist, ein tieferes Verständnis der Wertlehre zu 
‚vermitteln. 


36. Die „Grenzwerttheorie‘“ wurde zuerst von Gossen (1854), wenn nicht 
schon vorher von dem französischen Ingenieur Dupuit! (1844) aufgestellt, aber 
später in selbständiger Weise insbesondere von Karl Menger, Fr. v. Wieser, 
E. v. Böhm-Bawerk in Österreich, L. Walras in der Schweiz, Stanley 
Jevons in England, Patt en, Clark in Amerika formuliert oder weiter ausgebildet. 

Unbestritten ist die Tatsache, daß regelmäßig jeder Genuß in seiner Größe 
oder in seiner Intensität abnimmt, je länger er dauert oder je häufiger er sich 
wiederholt. Dementsprechend nimmt auch der Nutzen der Güter ab, welche uns 
jene Befriedigung gewähren, je größer der in unserem Besitze befindliche Vorrat 
derselben wird (Law of satiable wants — Law of diminishing utility, Marshall ?). 
Schließlich wird eine Grenze erreicht, über welche hinaus eine weitere Vermehrung 
des Vorrates gar keinen Nutzen mehr brächte, vielleicht sogar Beschwerde ver- 
ursachen würde. Der Nutzen, welchen das letzte Einzelgut jenes Vorrates oder 
die letzte Mengeneinheit desselben, die überhaupt noch ein Bedürfnis befriedigt, 
gewährt, wurde als „«renznutzen“ (Wieser), „final utility* oder „final degree 
of utility* (Jevons), „marginal utility“ (Marshall) bezeichnet. Walras spricht von 
einer „intensite du dernier besoin satisfait“. 

Dabei ist es ohne Belang, ob die Mengeneinheiten des Vorrates zur Be- 
friedigung ein und desselben Bedürfnisses bis zu dessen Sättigungspunkt ver- 
wendet werden, oder ob es sich um Bedürfnisse verschiedener Art mit abnehmender 
Dringlichkeit handelt (Menger). 

Nehmen wir an, jemand verfüge täglich über sechs Gefäße, die mit Wasser 
gefüllt sind. Das erste Gefäß Wasser benutze er zur Stillung des Durstes, das 
zweite zum Kochen der Speisen, das dritte zur Reinigung des Körpers, das vierte 
für das Pferd, das fünfte zum Begießen der Blumen, das sechste zum Waschen 
des Fußbodens. Die Bedürfnisse sind von verschiedener Art und Dringlichkeit; 
je nach dem Grade der Wichtigkeit und Dringlichkeit der verschiedenen Bedürf- 
nisse, die durch jene Wassermenge Befriedigung finden, wird auch die Intensität 
des Begehrens nach den gegebenen Quantitäten Wasser naturgemäß eine ver- 
schiedene sein. Setzen wir den Fall, das sechste Quantum sei das letzte, für 
das noch eine nützliche Verwendung seitens des Besitzers möglich wäre. Die Nutz- 
wirkung jenes letzten Quantums würde also für seinen Besitzer den „Grenz- 
nutzen“ darstellen. Alle die sechs Quantitäten haben ihren Wert; aber der 
Wert jedes einzelnen Quantums wird doch nicht größer sein als der Wert des 
sechsten Quantums, der letzten Mengeneinheit. Nur die Entbehrung dieses letzten 
Quantums würde ich unangenehm empfinden ; denn verlöre ich ein anderes Quantum, 
so würde mir ja das Quantum mit geringster Nutzwirkung Ersatz bieten können. 
Die verschiedenen Mengeneinheiten werden dabei unter sich als völlig gleich, 
die Gesamtmenge als homogen vorausgesetzt. 

So gelangt man zu dem Satze, daß jedes beliebige Einzelquantum, jede 
‚Mengeneinheit des Vorrates homogener Güter den gleichen Wert hat als die 

! De la Mesure d’utilit& des travaux publics, in den „Annales des Ponts et Chausses“ 
1844. Vgl. Charles Gide, Principes d’Economie politique (1898) 62. 
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letzte noch nützliche und verwendbare Portion, daß also der geringste Nutzen, 
den uns die Mengeneinheit eines Gutes gewährt — der „Grenznutzen* — nicht 
bloß den Wert des letzten zur Verwendung kommenden Quantums — den „Grenz- 
wert“ — bestimmt, sondern daß dieser Grenzwert zugleich auch das Maß 
des Wertes jeder beliebigen Mengeneinheit des gesamten dis- 
ponibeln Vorrats darstellt. 

Bezeichnen wir den Wert der sechsten Portion mit x,, so ist der Wert des 
ganzen Vorrates gleich u + +x +x,+x, + x, (Gossen, Böhm-Bawerk), 
der Wert jeder einzelnen aus dem Vorrat herausgegriffenen Portion aber gleich 
x, dem Grenzwert, in der Voraussetzung, daß jene sechs Portionen tatsächlich 
zur Disposition stehen. Vermindert sich der Vorrat, so steigt der Grenznutzen 
und Grenzwert je nachdem auf x, oder x, usw. Nach andern (Wieser, Patten) 
bemißt der Grenzunutzen nicht bloß den Wert jeder einzelnen Mengeneinheit des 
Vorrats, für sich genommen, sondern auch den Wert des ganzen Vorrats in der 
Weise, daß dessen Gesamtwert das entsprechende Multiplum des Grenzwertes 
darstellt; in unserem Falle wäre der Gesamtwert der sechs Portionen also nicht 
xt +8 +x, +% + x, sondern gleich 6x,. Hätte ich eine siebente 
Portion Wasser, die mir gar keinen Nutzen bringen könnte (Grenzwert = 0), 
so wäre der Grenzwert also x; = 0, folglich der Wert des gesamten Vorrats 
7x; = 0. Das wird aber in der Wirklichkeit nur dann der Fall sein, wenn der 
Besitzer des Vorrats die vollkommene Gewißheit hat, daß ihm zu jeder Zeit das 
fragliche Gut in jener überfließenden Fülle zu Gebote steht, und daß für die 
Menschen, mit denen er in Berührung kommt, das gleiche zutreffen werde. Andern- 
falls würde ja doch ein momentan für mich überflüssiges Gut für andere und, 
unter veränderten Umständen, in Zukunft auch für mich nicht ganz ohne Be- 
deutung und Wert sein können. 

Nur kurz sei hier darauf hingewiesen, daß, wer lediglich auf den Standpunkt 
der gegenwärtigen, rein subjektiven Befriedigung der Bedürfnisse sich stellt und 
unter dieser Rücksicht den Wert der ihm zur Verfügung stehenden Mengen- 
einheiten eines homogenen Gütervorrats bemißt, der Wahrheit gemäß jeder ein- 
zelnen Mengeneinheit den Nutzen und den Wert belassen müßte, welcher der von 
ihr wirklich verursachten Befriedigung entspräche. Demgemäß könnte er dann 
den Wert des Gesamtvorrats auch nicht als einfaches Multiplum des Grenzwertes, 
nicht als 6x, oder 7x, (= 0) auffassen, sondern dieser wäre richtig dargestellt 
durch +8 + +, +8, +x (+0 =D). 

Im übrigen müssen wir darauf verzichten, auf Besonderheiten in den An- 
schauungen bei den einzelnen Vertretern der Theorie uns weiter einzulassen. Es 
mag genügen, wenn wir die Theorie selbst in ihren wesentlichen Bestandteilen 
noch aus dem Munde desjenigen Vorkämpfers derselben vernehmen, der sie wohl 
am klarsten entwickelt hat, nämlich Böhm-Bawerks. Auch hier legen wir 
uns die Beschränkung auf, nur das hervorzuheben, was gleichzeitig die leitenden 
Gesichtspunkte der Werttheorie der österreichischen Schule erkennen läßt und 
überdies das richtige Verständnis der Lehre vom Werte zu fördern geeignet ist. 

Böhm-Bawerk ! legt die Grenzwertlehre in folgender Weise dar: Die Beant- 


i Kapital und Kapitalzins II (1889) 145 ff; 2. Aufl. (1900) 145 ff. Desselben Verfassers 
Aufsätze in den „Jahrbüchern für Nationalökonomie“ 1886 1887 1892. Vgl. auch ebd. 
die Aufsätze von Dietzel (1390 1891) und dessen Theoret. Sozialökonomik I 253 277 ff. 
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wortung der Frage nach dem Prinzip, welches die Größe des Güterwertes regiert, 
bildet die Hauptaufgabe, aber auch das schwierigste Problem der Werttheorie. 
Die Schwierigkeiten erklären sich aus dem Zusammentreffen verschiedener Um- 
stände. Einerseits bietet sich nämlich das richtige Prinzip gewissermaßen von 
selbst dar. Denn wenn der ökonomische Wert eine Beziehung zu den mensch- 
lichen Bedürfnissen darstellt, so ist es klar, daß die Größe des Wertes sich be- 
stimmt nach der Größe der Befriedigung und des Wohlfahrtsgewinnes, welcher 
von dem betreffenden Gut für den Menschen abhängt. Anderseits aber scheinen 
dieser Erklärung gewisse Tatsachen zu widersprechen. Jedermann weiß, daß 
Edelsteine im praktischen Leben einen hohen, Güter wie Brot und Eisen einen 
mäßigen, Luft und Wasser gewöhnlich keinen Wert besitzen. Dennoch befriedigen 
Edelsteine nur Schmuckbedürfnisse, Luft, Wasser, Brot dagegen die wichtigsten 
Existenzbedürfnisse. Wer daher an dem Prinzip festhält, daß die Größe des 
Güterwertes durch die Wichtigkeit der von den Gütern abhängigen Wohlfahrts- 
dienste bestimmt wird, der müßte — so scheint es — für Edelsteine einen nie- 
drigen, für Brot und Eisen einen hohen, für Wasser und Luft den höchsten Wert 
erwarten. Die Tatsachen weisen aber das gerade Gegenteil auf. „Diese gewiß 
frappierende Erscheinung wurde für die Werttheorie zu einem harten Stein des 
Anstoßes. Höchster Nutzen und dabei kleinster Wert: welch sonderbarer Wider- 
spruch! Zwar erkannte und benannte man, in der Verwechslung von Nützlichkeit 
und ‚Gebrauchswert‘ begriffen, die Sachlage nicht ganz genau. Indem man 
— fälschlich — dem Eisen hohen, den Diamanten niedrigen ‚Gebrauchswert‘ zu- 
schrieb, hatte man sich nur zu wundern, daß der ‚Tauschwert‘ dieser Güter so 
ganz andere Wege ging. Allein damit war doch nur der Name des Gegensatzes 
verschoben, nichts an seiner Schärfe gemildert. An Versuchen, den fatalen 
Gegensatz durch gewundene Erklärungen zu überbrücken, ließ man es nicht 
fehlen. Allein sie mißlangen, und so begreift es sich, daß von Smith bis auf 
unsere Tage zahllose Theoretiker endlich völlig daran verzweifelten, das Wesen 
und Maß des Güterwertes in einer Beziehung zur menschlichen Wohlfahrt zu 
finden, und auf ganz fremdartige, oft abenteuerliche Erklärungsgründe griffen: auf 
die Arbeit oder Arbeitszeit, auf die Produktionskosten, auf den Widerstand der 
Natur gegen den Menschen und auf andere sonderbare Dinge mehr. Da man 
aber doch die Empfindung nicht los werden konnte, daß der Güterwert mit dem 
Wohlfahrtsnutzen etwas zu tun haben muß, so registrierte man die Disharmonie 
zwischen dem Nutzen und dem Wert der Güter als einen seltsamen, rätselhaften 
Widerspruch, als eine ‚contradiction &conomique‘.“ ' Böhm-Bawerk hält nun daran 
fest, daß wirklich das Maß des Nutzens, welcher von einem Gut abhängt, überall 
auch das Maß seines Wertes sei. 

Um dies zu erhärten, unterscheidet er zwei Fragen, 

erstens: Welches unter mehreren oder vielen Bedürfnissen hängt von einem 
Gut ab? 

zweitens: Wie groß ist die Wichtigkeit des abhängenden Bedürfnisses bzw. 
seiner Befriedigung ? 

Beginnen wir mit der Beantwortung der zweiten Frage. 

Die menschlichen Bedürfnisse sind an Wichtigkeit sehr verschieden. Ja es 
läßt sich eine förmliche Stufenleiter oder Wichtigkeitsskala aufbauen. Obenan 
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stehen die Bedürfnisse, deren Nichtbefriedigung unsern Tod zur Folge hätte. 
Allein an den Ausdruck „Rangordnung der Bedürfnisse“ heftet sich eine Zwei- 
deutigkeit. Man kann nämlich darunter entweder die Rangordnung der abstrakten 
Bedürfnisgattungen verstehen oder die der konkreten Bedürfnisse, der einzelnen 
Bedürfnisregungen. „Beide Rangordnungen weichen ganz wesentlich voneinander 
ab. Stellt man die Bedürfnisgattungen, als Ganzes betrachtet, nach ihrer Be- 
deutung für die menschliche Wohlfahrt in Parallele, so ist gar kein Zweifel, daß 
dem Nahrungsbedürfnis der Rang im ersten Glied, dem Wohnungs- und Kleidungs- 
bedürfnis ein nahezu ebenso hoher, dem Bedürfnis nach Tabak, nach geistigen 
Getränken, nach musikalischen Genüssen schon ein bedeutend geringerer, dem 
Bedürfnis nach Schmuck u. dgl. ein abermals geringerer Rang angewiesen werden 
wird. — Wesentlich anders fällt die Rangordnung der konkreten Bedürfnisse aus. 
Innerhalb einer und derselben Bedürfnisgattung ist nämlich das Bedürfnis durch- 
aus nicht immer gleich stark gespannt. Nicht jede Hungersregung ist gleich 
intensiv und nicht jede Befriedigung einer solchen gleich wichtig. Das konkrete 
Nahrungsbedürfnis z. B. eines Menschen, der seit acht Tagen keinen Bissen zu 
sich genommen hat und dem Verhungern nahe ist, fällt unendlich schwerer ins 
Gewicht als das eines andern, der, an der Mittagstafel sitzend, schon zwei seiner 
gewohnten drei Gerichte verzehrt hat und nun noch ein drittes zu genießen 
wünscht. Das gibt denn auch der Rangordnung der konkreten Bedürfnisse eine 
ganz andere Gestalt und eine viel größere Abwechslung. In der Skala der Be- 
dürfnisgattungen wurde das ‚Nahrungsbedürfnis‘ in Bausch und Bogen den Bedürf- 
nissen nach Tabak, nach geistigen Getränken, nach Schmuck u. dgl. vorangestellt, 
hier durchkreuzen sich die (konkreten) Bedürfnisse aus den verschiedensten Gat- 
tungen. Zwar werden auch jetzt die wichtigsten konkreten Bedürfnisse aus den 
wichtigsten Gattungen an der Spitze stehen, aber die minder wichtigen konkreten 
Bedürfnisse dieser Gattungen werden häufig von konkreten Bedürfnissen tiefer 
stehender Gattungen ... übertroffen werden. ... Es entsteht nun die Frage: 
nach welcher Skala soll man, wenn man die Güter zu bewerten hat, die Wichtig- 
keit der von ihnen abhängigen Bedürfnisse bemessen? nach der Skala der 
Gattungen oder nach jener der konkreten Bedürfnisse? An den Scheideweg 
gestellt — den ersten, der zu einer Irrung Gelegenheit bot —, hat die ältere 
Theorie den falschen Weg gewählt. Sie griff auf die Skala der Bedürfnisgattungen. 
Weil in dieser die Gattung Nahrungsbedürfnis einen der vornehmsten, die Gat- 
tung Schmuckbedürfnis einen untergeordneten Platz einnimmt, fällte sie die Ent- 
scheidung, daß ganz allgemein Brot einen hohen, Edelsteine eine niedrigen ‚Ge- 
brauchswert‘ haben — und hatte sich natürlich sehr zu wundern, daß in der 
Praxis die Geltung, die beiden Güterarten zuerkannt wird, gerade umgekehrt ist.“ ! 
Es war eben dabei übersehen, daß — wie hoch auch das Nahrungsbedürfnis 
innerhalb der Skala der Bedürfnisgattungen rangiert — mit dem konkreten Stück 
Brot doch eben nur die eine oder andere konkrete Hungersregung, wie sie gerade 
auftaucht, befriedigt wird, und daß zugleich für denselben Zweck nicht nur ein 
konkretes Stück Brot, sondern mehr oder minder viele Stücke etc. erreichbar 
sind. Offenbar ganz unpassend wäre es also, die Wichtigkeit des Wohlfahrts- 
dienstes, den das einzelne konkrete Stück Brot mir leisten kann, daran bemessen 
zu. wollen, ob jener universelle Inbegriff hohe oder geringe Wichtigkeit besitzt. 
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Wem sollte es im praktischen Leben auch einfallen, jedes einzelne Stück Brot, 
das er besitzt, als einen Schatz von lebensrettender Wichtigkeit zu verehren ? 
Und doch müßten wir so urteilen, wenn wir die Bedeutung der Gattung „Nah- 
rungsbedürfnis“, an deren Befriedigung ja doch unser Leben hängt, auf die der- 
selben dienenden konkreten Einzelgüter übertragen würden. 

Die Wertschätzung der konkreten Güter hat also weniger mit der Rang- 
ordnung der Bedürfnisgattungen als mit jener der konkreten Bedürfnisse 
zu tun. 

Ohne Zweifel gibt es innerhalb derselben Bedürfnisgattung konkrete Bedürf- 
nisse von verschiedener Wichtigkeit. Das Verlangen nach einem vierten oder 
fünften Gericht wird nicht mehr so dringend empfunden wie das nach dem ersten 
Gericht einer Mahlzeit. Bei fortdauernder Häufung der Gerichte tritt endlich der 
Punkt ein, wo ein fernerer Speisengenuß zum Ekel wird. Analoge Erfahrungen 
wird man bei allen körperlichen Genüssen machen. Man kann daher innerhalb 
derselben Bedürfnisgattung eine Skala konkreter, einzelner Bedürfnisregungen von 
ungleicher, und zwar stufenweise bis zum Nullpunkt abnehmender Bedeutung 
unterscheiden. So erklärt es sich auch, daß manche konkrete Bedürfnisse ganz 
unwichtiger Bedürfnisgattungen, z. B. Bedürfnisse nach Schmuck, nach Tabak 
u. dgl., sich viel stärker geltend machen können als manche konkrete Nahrungs- 
bedürfnisse. 

Wenden wir uns nun zur 

andern Hauptfrage: Welches unter mehreren oder vielen konkreten Be- 
dürfnissen hängt von einem Gute wirklich ab? 

Das erprobt sich am einfachsten daran, daß man zusieht, welches Bedürfnis 
um seine Befriedigung käme, wenn man das zu schätzende Gut nicht hätte. 
Dieses ist aber das mindest wichtige unter allen in Frage kommenden Bedürf- 
nissen. Denn jeder vernünftige Mensch wird die wichtigeren Bedürfnisse zuerst 
befriedigen und die minder wichtigen Bedürfnisse nur dann, wenn der Gütervorrat 
„auch dazu noch ausreicht. Das „letzte*, mindest wichtige Bedürfnis, das noch 
durch den Gütervorrat gedeckt wird, würde keine Befriedigung mehr finden, wenn 
der Gütervorrat sich minderte. Seine Befriedigung hängt ab von dem konkreten 
Gut, welches noch für diesen Zweck verwendet wird. 

„Damit stehen wir am Hauptziel unserer Untersuchung: Die Größe des 
Wertes eines Gutes bemißt sich nach der Wichtigkeit desjenigen kon- 
kreten Bedürfnisses oder Teilbedürfnisses, welches unter den durch den verfüg- 
baren Gesamtvorrat an Gütern solcher Art bedeckten Bedürfnissen das mindest 
wichtige ist. Nicht der größte Nutzen also, den das Gut stiften könnte, 
ist für seinen Wert maßgebend, auch nicht der Durchschnittsnutzen, den ein Gut 
seiner Art stiften kann, sondern der kleinste Nutzen, zu dessen Herbeiführung 
es oder seinesgleichen in der konkreten wirtschaftlichen Sachlage rationellerweise 
noch verwendet werden durfte. Nennen wir... diesen an der Grenze des öko- 
nomisch Zulässigen stehenden kleinsten Nutzen nach dem Vorgange Wiesers kurz 
den wirtschaftlichen Grenznutzen des Gutes, so drückt sich das Gesetz des 
Güterwertes in folgender einfachsten Formel aus: Der Wert eines Gutes 
bestimmt sich nach der Größe seines Grenznutzens“* ! 
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Also noch einmal kurz: 

1. Nicht die abstrakte Bedürfnisgattung, sondern die konkreten Bedürf- 
nisse entscheiden über die Größe des Wertes. 

2. Nicht die höchsten, sondern das niedrigste konkrete Bedürfnis, dessen 
Befriedigung von einem Gut abhängt, mißt dessen Wert. 

Kritische Würdigung der Grenzwerttheorie. Es ist das unbestreitbare Ver- 
dienst der Grenzwerttheoretiker, den teleologischen Charakter des Wertes, die 
Bedeutung des Gebrauchswertes, gegenüber andern Theorien nachdrücklichst be- 
tont und die ganze Wertlehre psychologisch vertieft zu haben. Die Lehre vom 
Grenznutzen und Grenzwerte wird in der Tat dazu dienen können, den Begriff der 
relativen Seltenheit der Güter, die Abhängigkeit der Wertgröße von der vorhandenen 
Gütermenge, die für die Nachfrage nach Gütern bestimmenden Kräfte genauer und 
besser erkennen zu lassen. Auch die sog. „Wertparadoxa“ finden vermittelst jener 
Lehre eine leicht verständliche Erklärung, z. B. daß die nützlichsten Dinge, wie 
Luft und Wasser, im wirtschaftlichen Sinne keinen Wert haben, daß Eisen nie- 
driger im Werte steht als Gold und Diamanten, daß der Totalwert einer Güter- 
menge steigen kann bei Abnahme der Größe des Quantums, und umgekehrt, z. B. 
als die Holländer einen Teil ihrer Gewürze verbrannten, um für den Rest mehr 
zu erhalten u. dgl. (Devas). Allein abgesehen von einer gewissen Überschätzung 
der Theorie im Hinblick auf Neuheit und Tragweite derselben seitens ihrer Ver- 
treter, haften zunächst der gegenwärtigen Formulierung der Grenzwertlehre doch 
noch manche nicht unerhebliche Mängel an, die allerdings keineswegs bei allen 
in Betracht kommenden Theoretikern in gleich hohem Maße sich vorfinden. 

Vor allem muß beklagt werden, daß in der Grenzwerttheorie, wie sie Vor- 
liegt, die Beziehung des Wertes zum Geist und Vernunfturteil des Men- 
schen nicht zum klaren Ausdruck gelangt. Der Wert ist ebensowenig eine 
bloß subjektive Sensation, ein subjektives Gefühl, wie ein rein subjektives Urteil, 
vielmehr die jedem Gefühl und Urteil vorausgehönde objektive Schätzbarkeit eines 
Dinges entsprechend seiner objektiven Güte und Seltenheit. Diese objektiven Eigen- 
schaften und Verhältnisse erfaßt der denkende Geist und bildet hiernach sein Wert- 
urteil. So ist es schon ein Ergebnis geistiger, alle Sensation übersteigender Er- 
wägungen der die objektiven Verhältnisse bemessenden und Vergleiche anstellenden 
Vernunft, wenn man überhaupt von Grenznutzen und Grenzwert reden kann. 

Unsere Bedenken richten sich also namentlich gegen solche Formulierungen, 
welche die Befriedigung augenblicklicher triebhafter sensualer Lust- und 
Unlustgefühle innerhalb der Wertlehre allzusehr oder einseitig in den Vordergrund 
stellen. Ebensowenig wie die Verwendung der Güter zur Befriedigung der Bedürf- 
nisse wird das individuelle Bedürfen ausschließlich durch Triebe, durch instinktive 
Gefühle, sondern ebensosehr, ja noch mehr beim vernünftigen Menschen durch 
geistige und sittliche Erwägungen geregelt. Wo der objektive Charakter des Wertes 
schärfer betont wird, seine Beziehung zum Urteil der Vernunft, zur allgemeirden 
sozialen Schätzung innerhalb der Theorie zum Ausdruck gelangt, ist der Einfluß 
jener geistigen und sittlichen Erwägungen genügend angedeutet. Wenn aber nur 
das subjektive Empfinden von Lust und Unlust berücksichtigt wird — wenigstens 
für die Theorie —, dann tritt das ethische Moment der Selbstbeschränkung 
(Lexis) doch allzusehr in den Hintergrund. Man würde so unter Umständen 
Dingen einen hohen Grad von Bedeutung für den Menschen, einen hohen 
Wert zuschreiben können, obwohl der Gebrauch jener Sachen den Menschen zu 
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Grunde richtet, nicht seinen wahren Bedürfnissen, sondern lediglich der Sättigung 
grenzenloser Leidenschaften dient. 

Auch kann es kaum gebilligt werden, wenn einzelne Vertreter der Grenz- 
werttheorie ihren Gegenstand nicht etwa bloß durch Zahlenbeispiele beleuchten, 
sondern ganz mathematisch behandeln, Gleichungen aufstellen, vermittelst 
deren sie nach einer Unbekannten suchen, dabei aber nicht selten die Berührung 
mit den wirklichen Verhältnissen mehr und mehr verlieren, je länger sie rechnen. 
Intensive Größen können überhaupt kaum mathematisch genau bestimmt werden, 
um so weniger, wenn sie von verschiedener Qualität sind. Es fehlt hier die 
gemeinschaftliche quantitative Einheit, auf welche jene Größen bezogen werden 
könnten. Bedürfnisempfindungen lassen sich ohne Zweifel in Bezug auf Intensität 
nach Art und Umständen miteinander vergleichen, man kann sagen, daß die eine 
so stark wie die andere oder schwächer als die andere sei. Gleichwohl sind sie 
keine Größen, die den Gegenstand exakter mathematischer Berechnungen abgeben. 
Jede rein quantitative Bemessung oder Darstellung derselben ist von vornherein 
mehr oder minder willkürlich, jedenfalls unvollständig, und eben darum führen die 
daran anknüpfenden Berechnungen keineswegs zu einer tieferen Erfassung des 
wirtschaftlichen Prozesses (Lexis). 

Alle diese Einwendungen beziehen sich, wie gesagt, mehr auf die Formulie- 
rung der Grenzwerttheorie. Die Frage, ob die Theorie ihrem wesentlichen Inhalt 
nach richtig sei, ist damit noch nicht entschieden. Man kann nun ein offenes 
Auge bewahren für die eminente Geistesarbeit, welche in der Entwicklung und 
Verteidigung der Lehre vom Grenznutzen und Grenzwert seitens der verdienst- 
vollen österreichischen Nationalökonomen geleistet worden ist, und anderseits doch 
einer auch sachlich abweichenden Auffassung den Vorzug geben. 

Der Einwurf, die Lehre vom Grenznutzen gelte nur für eine isolierte Wirt- 
schaft, scheint uns nicht das Richtige zu treffen. Allerdings läßt sich dort die 
Bestimmung des Wertes der einzelhen, einen abgegrenzten Vorrat bildenden Güter 
durch den Grenznutzen leichter verstehen. Allein auch innerhalb der Volkswirt- 
schaft, wo erfahrungsgemäß für die in großer oder beliebiger Menge vermehrbaren 
Güter unter der Herrschaft der Konkurrenz die Herstellungs- bzw. Reproduktions- 
kosten den Tauschwert bestimmen, könnte an und für sich die Grenzwerttheorie 
ihre Geltung bewahren. Bieten ja doch die Produktionskosten, wie wir oben 
ausführten ', nur einen unmittelbaren äußeren Maßstab für Bemessung der Wert- 
größe gewisser Güterarten; sie bezeichnen die Untergrenze, bis zu welcher der 
Wert herabsinken kann; sie fallen materiell mit dem Wert zusammen, ohne den- 
selben formell zum Ausdruck zu bringen. Die Konkurrenz vermehrt bei Gütern 
der bezeichneten Art die Menge der disponibeln Befriedigungsmittel. Mit dem 
Wachstum der Menge der Güter mindert sich ihr Tauschwert. Bei großer Menge 
der Güter und geringerem Tauschwert werden dieselben auch zur Befriedigung 
weniger wichtiger Bedürfnisse verwendet, aber doch nur so weit, als noch ein 
wirkliches Bedürfnis sich geltend macht. Erscheint das durch die Produktions- 
kosten dargestellte Opfer größer als der Vorteil, den der Tausch mit Rücksicht 
auf die Befriedigung des geringsten Bedürfnisses bringen würde, hört das Be- 
dürfnis überhaupt auf, ein solches Opfer zu rechtfertigen, dann verzichtet man 
lieber auf das Gut. Also auch hier fallen die Produktionskosten lediglich 
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materiell mit dem durch Menge der Güter und menschliches Bedürfnis bestimmten 
Tauschwert zusammen. Die Produktion bewahrt auch hier ihre finale Unter- 
ordnung unter die Konsumtion. Was das Gut als solches für den Menschen be- 
deutet, das beherrscht in letzter Instanz den Einfluß, den Produktions- und Re- 
produktionskosten auf Wertbestimmung, Wertgröße ausüben. 

Gerade die letzten objektiven Momente aber, die entscheidend sind 
für die Wertbemessung, treten vielleicht nicht mit der wünschenswerten Klarheit 
in der Grenzwerttheorie zu Tage. In der Formulierung, wie sie für die teleo- 
logische Erklärung des Wertes unserseits bevorzugt wurde, versteht sich leicht, 
daß ein Gut, welches zur Befriedigung des Schmuckbedürfnisses verwendet wird, 
z. B. ein Edelstein, viel höheren Wert haben kann und in der Regel hat als ein 
Gut, das zur Befriedigung des Nahrungsbedürfnisses dient, z. B. ein Stück Brot. 
Unsere Auffassung gibt aber, wie uns wenigstens scheinen will, überdies unmittel- 
barer, klarer und präziser den tiefsten objektiven Grund dieser Erscheinung an, 
nämlich die mit der Menge des Vorrats, mit der abnehmenden Seltenheit sich 
vermindernde Wichtigkeit, Notwendigkeit des einzelnen Gutes. Wäre nur ein 
Gut vorhanden zur Befriedigung des Nahrungsbedürfnisses — z. B. für den Ver- 
hungernden in der Wüste oder in der belagerten Stadt nur ein Stück Brot —, 
so würde hier auch die das Schmuckbedürfnis übersteigende spezifische Bedeu- 
tung des Nahrungsbedürfnisses zur praktischen Geltung kommen, das eine Stück 
Brot einen höheren Wert gewinnen als die kostbarsten Edelsteine. Die unterste 
Grenze des Wertes anderseits oder sein Nullpunkt wird in unserer Auffassung 
erreicht, wenn der Vorrat an Gütern für die praktischen Bedürfnisse gewisser- 
maßen als unerschöpflich zu gelten hat, wenn z. B. das Brot in gleicher Menge 
und mit ähnlicher Leichtigkeit wie gemeinfreie oder freie Besitzgüter (Luft, 
Wasser etc.) erlangt werden könnte. Nach der Grenzwerttheorie dagegen ist der 
Nullpunkt erreicht, wenn die in der konkreten Bedürfnisskala niedrigsten Bedürf- 
nisse befriedigt sind, eine weitere Konsumtion aber nur Ekel erzeugen würde, 
etwa wie die dem übersättigten Magen zugeführte Speise. Diese Grenzbestimmung 
ist nun offenbar zu subjektiv, darum mißverständlich. Mögen auch die Güter 
in genügender Zahl vorhanden sein, um alle, selbst die niedrigsten Bedürfnisse. 
in einer Weise zu befriedigen, daß die weitere Konsumtion nur Überdruß und 
Ekel erzeugen würde, so behalten dennoch die vorhandenen, bei der tatsächlichen 
und gegenwärtigen Konsumtion nicht verwendeten Güter in jedem Augenblick 
und so lange als Vorrat für potentielle und zukünftige Konsumtion ihren Wert, 
wie dieser Vorrat nicht geradezu als unerschöpflich erscheint '. Das gilt selbst 
für eine isolierte Wirtschaft. Um so mehr gilt es für die Volkswirtschaft. Bei 
Überangebot tritt hier keine vollständige Entwertung ein, sondern eine Einschrän- 
kung der Produktion, eine Zurückziehung der Güter vom Markte. 

Übrigens scheint Böhm-Bawerk selbst anzunehmen, daß die Grenzwert- 
theorie als solche in ihrer vorliegenden Gestaltung den letzten Grund für die 
Bestimmung der Wertgröße nicht bietet. Er sagt?: „Bis jetzt erklärten wir die 
Höhe des Güterwertes aus der Höhe des Grenznutzens.. Wir können jedoch die 
Ursachen der Größe des Güterwertes noch um ein Glied weiter verfolgen, indem 
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wir fragen, von welchen Umständen die Höhe des Grenznutzens selbst wieder 
abhängt. — Hier haben wir zu nennen das Verhältnis von Bedarf und 
Deckung. ... Je umfangreicher und intensiver der Bedarf ist, d. i. je mehr 
und je wichtigere Bedürfnisse ihre Befriedigung erheischen, und eine je geringere 
Menge von Gütern anderseits dazu verfügbar ist, in desto höheren Regionen des 
Bedürfens muß die Befriedigung schon abbrechen, desto höher also der Grenz- 
nutzen bleiben. Umgekehrt, je weniger und dabei geringfügigere Bedürfnisse zu 
befriedigen und je mehr Güterexemplare dazu vorhanden sind, desto tiefer ab- 
wärts reicht die Befriedigung, und desto niedriger fällt der Grenznutzen und der 
Wert aus. Annähernd dasselbe kann man, nur etwas weniger präzis, auch in 
der Form ausdrücken, daß man die Nützlichkeit und Seltenheit der Güter 
als die letzten Bestimmungsgründe ihres Wertes nennt. Insofern nämlich 
der Grad der Nützlichkeit eines Gutes anzeigt, ob es seiner Art nach zu mehr 
oder weniger wichtigen Wohlfahrtsdiensten fähig ist, gibt er zugleich das Maß 
dafür, wie hoch der Grenznutzen äußersten Falles aufragen kann. Die Seltenheit 
aber entscheidet darüber, bis zu welchem Punkte der Grenznutzen im konkreten 
Fall wirklich aufragt.*“ Das genügt uns, wenn überdies noch zugegeben würde, 
daß die Grenzwerttheorie, für sich genommen, die Abhängigkeit des Wertes von 
den mehr individuellen Qualitäten des konkreten Einzelgutes, den Umstand z. B., 
daß der bessere Wein aus dieser oder jener Gegend usw. eben seiner Qualität 
wegen höheren Wert besitzt als der weniger gute, nicht zum klaren Aus- 
druck bringt. 

Wollte die Grenzwerttheorie keine vollständig in sich abgeschlossene Wert- 
theorie sein, sondern eine Ergänzung der Lehre, die in der Nützlichkeit und 
Seltenheit der Güter die letzten Bestimmungsgründe ihres Wertes erblickt, so 
würden die meisten Bedenken wegfallen, die uns eine unbedingte Anerkennung 
jener Theorie erschweren. Jedenfalls steht die Grenznutzentheorie, wie bereits 
gesagt, auf dem Boden der teleologischen Auffassung des Wertes, überhaupt 
unserer Auffassung wesentlich näher als andere Werttheorien, welche die Wert- 
bestimmung unter genetischen Gesichtspunkten mit Rücksicht auf die Entstehung 
und Beschaffung von Wertgütern vollziehen. 


3. Preis, Geld, Kredit. Während der Begriff Tauschwert mehr auf 
einen möglichen Tausch sich bezieht, schließt sich der Preis an die Ver- 
wirklichung dieser Möglichkeit an. 

Preis ist dem abstrakten Begriffe nach der Ausdruck des Tausch- 
wertes eines Gegenstandes durch ein Maß (Tauschäquivalent), in kon- 
kreter Wirklichkeit die Menge anderer Güter, gegen welche ein Gut 
tatsächlich vertauscht wird. Der Preis ist entweder freier „Vertrags- 
preis“ (Konkurrenzpreis) oder durch Autorität festgesetzter „Taxpreis*. 

Geld ist ein Verkehrsgut, welches durch die Gewohnheit zum all- 
gemeinen Tauschmittel und Wertmaß für alle andern Güter geworden 
ist. „Geld“ im engeren und vollen Sinn ist jenes Verkehrsgut, wenn es 
zugleich, nach der bestehenden Rechtsordnung, als gesetzliches Zahlungs- 
mittel (Währungsgeld) gilt, so daß in demselben, unabhängig vom Willen 


ı Vgl. Wagner, Grundlegung 338 ff 342 ff. 
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des Empfängers, Zahlungen rechtlich gültig, mit schuldlösender Wirkung 
(Schuldlösungs-Solutionsmittel) geleistet werden können. 

Bei älteren Autoren wurden die Ausdrücke „Wert“ und „Preis“ vielfach 
synonym gebraucht. „Die sorgfältigsten neueren Schriftsteller“, sagt J. St. Mill ', 
„haben aber, um die verschwenderische Benutzung zweier guter wissenschaftlicher 
Ausdrücke für einen und denselben Begriff zu vermeiden, das Wort „Preis“ an- 
gewendet, um den Wert einer Sache in Rücksicht auf Geld auszudrücken, die 
Summe Geldes, gegen welche dieselbe ausgetauscht werden kann.“ Der Preis 
einer Sache wäre also hiernach ihr Geldwert, der Geldausdruck ihres Wertes. 
Immerhin bleibt zu beachten, was Neurath ? sagt: „Unter Preis wird meist 
mehr eine bloße Tatsache, unter Wert etwas die Sache inniger Angehendes ge- 
dacht. Was man für eine Sache zur Zeit gibt oder geben muß, ist ihr Preis. 
Hier können weit mehr zufällige, kommende und schwindende Umstände von 
Einfluß sein. Was die Sache wert sei — so scheint jeder zu empfinden — hängt 
von tieferen sachlichen und sozialen Ursachen ab. Man fragt: ‚Welches ist der 
Preis dieser Ware?‘ Hat man die Antwort empfangen, so fragt man den un- 
parteiischen Kenner: ‚Ist die Ware so viel wert?‘ In diesen Fragen spiegelt sich 
vielleicht der Unterschied, den das gemeine Bewußtsein — der ‚bon sens‘ — 
zwischen Preis und Wert macht.“ 


Kredit ist das freiwillige Hingeben und Empfangen wirtschaftlicher 
Güter im Vertrauen auf die Zusicherung zukünftiger Gegenleistung®. 
Hier wird also nicht Zug um Zug geleistet, sondern Leistung und Gegen- 
leistung sind zeitlich getrennt. Auch bei der Gleichzeitigkeit der Leistung 
ist Vertrauen erforderlich, aber lediglich mit Rücksicht auf die Qualität 
und Quantität des zu Leistenden; bei dem Kreditgeschäfte dagegen er- 
streckt sich das Vertrauen überdies auf den tatsächlichen Eintritt und 
Vollzug der zukünftigen Leistung. 


38. Das Leben der Einzelwirtschaft in der Gesellschaft. Wenn wir 
den Satz aufstellten, daß eine vollkommene Herrschaft über die äußere 
Welt nur inmitten der Gesellschaft sich verwirklicht, so haben die bis- 
herigen Ausführungen doch auch wiederholt schon gezeigt, wie das Ge- 
sellschaftsleben nicht bloß eine Stärkung der Einzelkräfte bedeutet, sondern 
ebensowohl eine weit und tief greifende Abhängigkeit der Einzelwirtschaft 
von dem gesellschaftlichen Ganzen zur Folge hat. Man muß die Natur 
und den Umfang jener Abhängigkeit vor Augen haben, um das Wirt- 
schaftsleben in seinen wechselvollen Erscheinungen zu verstehen. 

Die Bezeichnung „Einzelwirtschaft“ kann in einem weiteren und in 
einem engeren Sinne verstanden werden. Im weiteren Sinne bedeutet „Einzel- 
wirtschaft“ jede einzelne Wirtschaftseinheit inmitten der Vielheit von Wirtschaften, 
die sich innerhalb eines gesellschaftlichen Ganzen vorfinden. Im engeren Sinne 


! Grundsätze der polit. Ökonomie, übersetzt von A. Soetbeer II (1885), Buch 8, 
Kap. 1, $ 8, S. 102. 

? Volkswirtschaftliche und sozialphilosophische Essays (1880) 419 f. 

® Vgl. Wagner, Kredit und Bankwesen, in Schönbergs Handbuch I* 418. 
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werden die Einzelwirtschaften den „Gemeinwirtschaften“ gegenübergestellt. 
Bei der „Einzelwirtschaft“ ist „eine einzelne Person Träger der Bedürfnisse und 
des leitenden Willens der Wirtschaft“ !, bei der „Gemeinwirtschaft“ eine Mehrheit 
von Personen. Bildet die „Familienwirtschaft“ die ursprünglichste Form der 
Gemeinwirtschaften, dann erwachsen aus den Bedürfnissen des Gemeinschaftslebens 
innerhalb der staatlichen Volksorganisation noch zahlreiche Gemeinwirtschaften, 
die je nach ihrer besondern Organisation als Staats-, Gemeindewirtschaften usw. 
bezeichnet werden. Insofern die Rechtsgrundlagen derselben dem öffentlichen 
Recht angehören, werden sie auch als „öffentliche Wirtschaften“ den 
„Privatwirtschaften“ gegenübergestellt. Die öffentlichen Wirtschaften beruhen 
auf der Zwangsgewalt der politischen Organisation, und eben jene Zwangsgewalt 
steht ihnen im weiten Umfange zur Erreichung ihrer Zwecke zur Verfügung. Dieser 
Eigenschaft und Eigentümlichkeit wegen führen sie den Namen „Zwangs- 
gemeinwirtschaften“ im Gegensatz zu den „freien Gemeinwirtschatf- 
ten“, die sich auf freie Vereinbarung zurückführen und an sich nur über privat- 
rechtliche Befugnisse verfügen. 

Wenn wir nun an dieser Stelle vom Leben der Einzelwirtschaft in- 
mitten der Gesellschaft reden, so wird die „Einzelwirtschaft“ hier nicht 
in Gegensatz gestellt zur „Gemeinwirtschaft“, sondern in dem weiteren 
Sinne verstanden als jede unter der Leitung einer physischen oder mora- 
lischen Person stehende Wirtschaft, welche inmitten eines größeren ge- 
sellschaftlichen Ganzen für ihre Zwecke tätig ist und von außen Ein- 
wirkungen empfängt. Das Leben dieser Einzelwirtschaft inmitten der 
Gesellschaft weist nicht nur eine aktive, sondern auch eine passive Seite 
auf?. Die Einzelwirtschaft wirkt auf die Außenwelt ein, wird aber ander- 
seits von der Außenwelt beeinflußt, und zwar nicht bloß von der materiellen 
Welt, der äußeren Natur, sondern mit wachsender Verkehrswirtschaft 
in steigendem Maße von den Mitmenschen, fremden Einzelwirtschaften, 
den gesellschaftlichen Verhältnissen, nationalen und internationalen Tat- 
sachen, Ereignissen, Zuständen. 

Die zweckbewußte aktive Einwirkung des die Einzelwirtschaft leiten- 
den Wirtschaftssubjekts auf die Außenwelt führt zu einem fortgesetzten, 
mehr oder minder umfassenden „äußeren Güterwechsel“, zu Eingängen 
und Ausgängen von Gütern in den oder aus dem bisherigen Güterbestand 
der Wirtschaft. Das Wirtschaftssubjekt wird diesen äußeren Güterwechsel 
nach Möglichkeit günstig zu gestalten suchen, für wohlfeile Produktion, 
zweckmäßige und genügend reichliche Konsumtion Sorge tragen, auch 
Überschüsse der Eingänge über die Ausgänge bilden wollen zur Sicher- 
stellung für Wechselfälle der verschiedensten Art?, 

Passiv, unabhängig vom Willen und der Tätigkeit des Wirtschafts- 
subjekts wird die Einzelwirtschaft in ihrer Wirksamkeit und ihren Er- 
folgen von der Außenwelt, der Natur, den Vorgängen im gesellschaftlichen 


! v. Philippovich, Grundriß I 9 £. 
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und Verkehrsleben, namentlich auch derart beeinflußt, daß der vielleicht 
quantitativ sich gleichbleibende Güterbestand einen „inneren Wechsel‘, 
„Wertwechsel“ erfährt. So kann es geschehen, daß unter der Einwirkung 
natürlicher Ursachen und der Zeitdauer Änderungen in der Qualität der 
Güter zum Besseren oder Schlechteren stattfinden, die eine Mehrung oder 
Minderung des Gebrauchs- und Tauschwertes derselben bedeuten. Des- 
gleichen vermag die wechselnde Erkenntnis nützlicher oder schädlicher 
Eigenschaften der Dinge eine Wertveränderung herbeizuführen. Besonders 
aber kommen hier in Betracht Änderungen in der „Konjunktur“ mit Rücksicht 
auf die Herstellung, den Bedarf, die Begehrung von Gütern jener Art, wie 
sie in dem Wirtschaftsprozeß der Einzelwirtschaft eine Rolle spielen. 

Als „Konjunktur“ bezeichnet A. Wagner! „die Gesamtheit der 
technischen, ökonomischen, sozialen und rechtlichen Bedingungen, welche 
in der auf Arbeitsteilung und Privateigentum . . . beruhenden Volkswirt- 
schaft die Herstellung der Güter für den Verkehr, ihren Begehr und 
Absatz in demselben, daher den Wert, insbesondere den Tauschwert und 
Preis der Güter allgemein wesentlich ... . mitbestimmen, in der Regel 
ganz oder wenigstens überwiegend unabhängig vom Willen und von den 
Leistungen (Handlungen und Unterlassungen) des Wirtschaftssubjekts 
bzw. des Eigentümers, daher auch von dem individuellen Kosten-(Arbeits-) 
Aufwand für ein bestimmtes Quale und Quantum des betreffenden Gutes 
im konkreten Falle.“ Diese ausführliche Begriffsbestimmung vorausgesetzt, 
versteht sich von selbst die etwas kürzere Definition: „Konjunktur* ist 
das Zusammentreffen der Einzelwirtschaft wertlich günstiger oder ungün- 
stiger, ihr selbst äußerlicher Tatsachen oder Verhältnisse des Verkehrs- 
lebens bzw. der dieses Verkehrsleben in seiner Gestaltung bestimmenden 
oder mitbestimmenden Bedingungen und Ursachen. 

Im Handel bezeichnet „Konjunktur“ direkt die jeweiligen Aussichten für 
geschäftliche Unternehmungen, für den Gang des Geschäftes, wohl auch rasch 
vorübergehende günstige Verhältnisse. 


Als Hauptmomente für die Bildung der „Konjunktur“ führt Wagner?an: 

1. Schwankungen in den allgemeinen Ernteverhältnissen der Haupt- 
nahrungsmittel, namentlich unter dem Einfluß der Witterung. Nicht nur 
von den eigenen Ernteergebnissen hängt die Lage der bäuerlichen Einzel- 
wirtschaft ab, sondern auch von dem allgemeinen Ernteertrag, welcher 
die Preisverhältnisse beeinflußt und dadurch das Schicksal der Einzel- 
wirtschaft bestimmt. | 

2. Den technischen Fortschritt, Einführung neuer Produktionsmittel 
und -methoden, des Maschinenbetriebs an Stelle der Handarbeit mit un- 
vollkommenen Werkzeugen, neuer Maschinen, neuer Verfahrensarten an 
Stelle veralteter u. dgl. Die Möglichkeit, besser und billiger zu produzieren, 
führt zu einer Entwertung der alten Güter und Einrichtungen. 


! Grundlegung I], 1, 387. 2 Ebd. 389 ff. 
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3. Änderungen im Kommunikations- und Transportwesen ziehen 
mannigfache Wert- und Preisverschiebungen nach sich, so bei Grund- 
stücken, unter den Waren namentlich bei Artikeln, die nur in großer 
Masse, in großem Umfange den Transport lohnen, den Produkten des 
Ackerbaues, der Forstwirtschaft, des Bergbaues. Die erleichterte Abfuhr 
erweitert die Möglichkeit des Absatzes — ein Vorteil für den Produzenten, 
ein Nachteil für den Konsumenten am Ort, wo bisher die daselbst auf- 
gehäuften Güter billiger zu erlangen waren. Anderseits bedeutet an sich 
die verstärkte Anfuhr z. B. von Getreide einen Vorteil der Konsumenten, 
einen Nachteil der Produzenten in dem Bezugsgebiete. 

4. Änderungen in den öffentlichen Zuständen des nationalen oder 
internationalen Verkehrsgebietes, die nicht ohne Einfluß auf den Gang 
des Wirtschaftslebens, auf Kredit, Produktion und Absatz bleiben können; 
so namentlich Krieg und Frieden, Störungen der politischen Sicherheit, 
Änderungen in der Rechtsordnung, der Wirtschaftspolitik des In- und 
Auslandes usw. 

5. Änderungen in der Größe, Dichtigkeit, räumlichen Verteilung der 
Bevölkerung wirken ein auf Produktions- und Absatzverhältnisse, auf 
den Wert des Bodens, der durch den Andrang der Bevölkerung in die 
Mittelpunkte des politischen, wirtschaftlichen, geistigen Lebens sich ge- 
waltig hebt. Auch der Wandel in der sozialen und ökonomischen Lage 
der einzelnen Bevölkerungsklassen, die Hebung der Lebenshaltung, Aus- 
dehnung der Bedürfnisse, Geschmacksrichtung und Modewechsel bestimmt 
Produktion und Absatz, entscheidet über die Tätigkeit und die Erfolge 
der Einzelwirtschaft. 

Dürfen wir nach allem daran festhalten, daß der Mensch „Herr der 
Welt“ sei „inmitten der Gesellschaft“, so bildet die Lehre von der Kon- 
junktur zum Teil ‘schon eine Erklärung dafür, wie nicht jede Einzelwirt- 
schaft günstiger Erfolge sich erfreut oder erfreuen kann, wie der eine 
ohne sein persönliches Verdienst vom Glück begleitet erscheint, während 
der andere ohne seine Schuld dem Verderben und Untergang anheim- 
fallen wird — inmitten der Gesellschaft. Die Frage, ob und wie ins- 
besondere durch gesellschaftliche Tätigkeiten und Einrichtungen die Vor- 
aussetzungen geschaffen werden können, unter welchen der Grundsatz 
der Selbstverantwortlichkeit des einzelnen für seine wirtschaftliche Lage 
tatsächlich, in möglichst voller Wahrheit zur Geltung komme, diese Frage 
wird uns in der Folge noch recht oft beschäftigen. Eine praktisch er- 
folgreiche und heilsame Lösung der dabei auftauchenden Probleme ist 
aber nur dann gewährleistet, wenn die Praxis von jenen Grundsätzen 
sich leiten läßt, wie sie seitens einer wohlbegründeten Soziallehre dargeboten 
werden. 
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39. Der Name Gesellschaft wird entweder als Gattungsname gebraucht 
oder als Sammelname. 

Als Gattungsname bezeichnet er wiederum entweder die höchste 
Gattung (genus supremum), die Gesellschaft im weitesten Sinne — ein so 
allgemeiner Begriff, daß er alle Fälle, wo das Wort „Gesellschaft“ An- 
wendung findet, unter sich begreift. Oder er bezeichnet das genus proxi- 
mum, die unterste oder nächste Gattung, die Gesellschaft im engeren 
Sinne. So gefaßt, umfaßt der Name „Gesellschaft“ nur diejenigen Formen 
des gesellschaftlichen Lebens, die als verschiedene Arten’ wirklicher gesell- 
schaftlicher Verbände sich darstellen. 

Im weitesten Sinne (als genus supremum) bezeichnet also „Ge- 
sellschaft“ alle möglichen Zusammenhänge und Wechselbeziehungen, durch 
welche menschliche Individuen sich irgendwie als eine Gemeinschaft 
fühlen können und tatsächlich fühlen. So spricht man von menschlicher, 
christlicher Gesellschaft, zivilisierter, abendländischer, europäischer, feiner, 
gebildeter Gesellschaft usw. 

Im engeren Sinne (als genus proximum) bedeutet „Gesellschaft“ 
die dauernde Vereinigung von Personen, die in irgend einer Weise durch 
gemeinsame Tätigkeit einem gemeinschaftlichen Ziele zuzustreben ver- 
pflichtet erscheinen und durch eine von allen anzuerkennende Autorität 
zum Gesellschaftszwecke hingeleitet werden. Hierzu gehören Familie und 
Staat als natürliche Gesellschaften, die Kirche als eine auf positivem 
göttlichen Rechte beruhende Gesellschaft, die öffentlich-rechtlichen Kor- 
porationen des positiven menschlichen Rechtes (Gesetz oder Gewohnheits- 
recht), ferner die freien, privatrechtlichen, vertragsweise begründeten, in 
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Bezug auf Zweck und Leitung durch freie Vereinbarung im Rahmen des 
Rechts geordneten Gesellschaftsformen. 

Als Sammelname wird die „Gesellschaft“ dem Staate gegenüber- 
gestellt. Sie bezeichnet im weiteren Sinne den Inbegriff menschlicher 
Zusammenhänge und Beziehungen, die zwar innerhalb des Staates sich 
finden, aber doch vom Staate verschieden sind. So wird mit Rücksicht 
auf ihre vielfachen wechselseitigen Beziehungen die Gesamtheit der Bürger 
„bürgerliche Gesellschaft“ genannt. Es gehören hierher ferner die Stände, 
Klassen, Berufs- und Interessengruppen in ihrer Gesamtheit, auch Ge- 
sellschaftsformen im engeren Sinne, wie Familienverbände, Vereinigungen, 
organisierte Berufs- und Interessenverbände usw. Vor allem aber sind 
es die wirtschaftlichen Beziehungen, Zusammenhänge, Verbände, auf welche 
der Kollektivbegriff „Gesellschaft“ im engeren Sinne sich bezieht. Hue 
de Grais! sagt darum einfach: „Die Bevölkerung in ihrer wirtschaftlichen 
Gliederung heißt Gesellschaft.“ 

Zu den wichtigeren Begriffen innerhalb des kollektiven Gesellschafts- 
begriffs gehören die des „Standes“ und der „Klasse“. 

Der Stand bezeichet einmal die Stellung, die eine Person in der 
bürgerlichen Gesellschaft einnimmt. Dann aber versteht man unter 
„Stand“ die Gesamtheit der Personen, die durch Geburt oder Wahl, durch 
Gleichheit der Beschäftigung, des Berufs und der Stellung im Berufe, 
durch Gleichheit des Vermögens, der Lebenshaltung oder Lebensführung, 
durch übereinstimmende, vielfach traditionelle Sitten (früher auch Vor- 
rechte) eine ähnliche oder gleiche Stellung zur Gesamtheit innehaben?. 

Klasse — heutzutage regelmäßig mit Beschränkung auf die wirt- 
schaftliche Seite des Lebens — bezeichnet die Gesamtheit aller wirt- 
schaftlich Tätigen, welche dieselbe Art von Einkommen beziehen. Was 
sich auf die wirtschaftlichen Klassen, ihr Verhältnis zur Gesamtheit oder 
zu andern Klassen bezieht, wird gegenwärtig mit Vorzug und im engeren 
Sinne „sozial“ genannt. Wir werden späterhin noch Gelegenheit haben, 
ausführlich auf diese Begriffe zurückzukommen. 


40. Staat und 6esellschaft.e. Hat auch der Kollektivname „Gesell- 
schaft“ und seine Anwendung den Gesellschaftsbegriff zu einem recht 
schwierigen gemacht®, so möchten wir das doch nicht allzusehr bedauern. 
Denn durch ihn und in ihm kann ein hochbedeutsamös Prinzip zum Aus- 
druck gelangen, ein Grundsatz von entscheidender Wichtigkeit für die 
rechte Gestaltung der gesellschaftlichen (sozialen) Ordnung. Gerade heut- 


ı Handbuch der Verfassung und Verwaltung in Preußen und dem Deutschen 
Reiche '* (1901) 4. 

® Vgl. Bruder, Artikel „Gesellschaft” im Staatslexikon der Görres-Gesellschaft 
II? 816 £. 

® ‚Der Gedanke, Staat und Gesellschaft als Gegensätzliches zu behandeln, ist 
hauptsächlicher Anlaß zu unklarer Erfassung der Gesellschaftslehre geworden.“ So 
Georg von Mayr, Statistik und Gesellschaftslehre I (1895) 3. 
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zutage, wo die Gefahr naheliegt, den Staat ungebührlich mit Aufgaben 
zu belasten, dürfte es ja nicht gleichgültig sein, immer wieder daran zu 
erinnern, daß es innerhalb des Staates eine Ordnung von relativ selb- 
ständigen Zusammenhängen, Beziehungen gibt, welche der Staat nicht 
bildet und welche er auch nicht direkt zu leiten berufen ist. Diesen Dienst 
aber leistet die Anwendung des Begriffes „Gesellschaft“ auf das inner- 
staatliche und doch nicht staatliche Leben. Die einzelnen gesellschaft- 
lichen Kreise haben ihr eigenes Leben und verfolgen ihre Lebenszwecke 
selbst über die Grenzen des Staates hinaus. 

Im allgemeinen fordert die Gesellschaft die Freiheit, der Staat 
die Ordnung!. Volle Harmonie zwischen Staat und Gesellschaft, Frei- 
heit und Ordnung, gehört zu den höchsten Zielen, aber auch zu den 
schwierigsten Problemen der Zivilisation. 


Die der Gesellschaft eigentümliche Lebenskraft bekundet sich mit ihrer re- 
lativen Unabhängigkeit vom Leben des Staates, zum Glück der Völker namentlich 
auch in den Tagen schwerer, politischer Bedrängnis. „Wenn die normale Wirk- 
samkeit der staatlichen Organisation“, sagt Lexis?, „durch außergewöhnliche 
Ursachen, wie durch feindliche Okkupation oder Revolution lahm gelegt ist, so 
genügt, wie die Erfahrung gezeigt hat, jener rein gesellschaftliche Zusammenhang 
wenigstens noch eine Zeitlang, um das Leben des Volkskörpers in Gang zu er- 
halten. So war z. B. während der Herrschaft der Kommune in Paris tatsächlich die 
Staatstätigkeit suspendiert; dennoch aber blieben die Bedingungen und der Verlauf 
des gewöhnlichen Verkehrs im wesentlichen ungeändert.“ Wichtiger freilich als die 
in solchen außerordentlichen Umständen segensreich zu Tage tretende Befestigung 
der Verkehrsgewohnheiten, ist für das Heil der Völker die Wahrung der Grenzen 
staatlicher und gesellschaftlicher Tätigkeit während der Zeiten ruhiger Entwicklung. 

In ganz besonderer Anwendung bezeichnet zuweilen der Ausdruck: „die Gesell- 
schaft“ einen bestimmten Kreis von Personen, die im Hinblick auf ästhetische 
Bildung, Anschauungen über die Sitten des täglichen Lebens eine gewisse Gleich- 
mäßigkeit bekunden, auch durch Vorzüge der Geburt oder des Besitzes sich ein- 
ander näher fühlen °. Stellt man „die Gesellschaft“ als Inbegriff der Leute „von 
Bildung und Besitz“ der besitzlosen Masse der Bevölkerung gegenüber, so „kann 
man“, bemerkt Lexis *, „in nicht seltenen Fällen sagen, daß ‚die Gesellschaft den 
Staat beherrsche‘. Es besteht dann der von der Sozialdemokratie denunzierte 
‚Klassenstaat‘, in dem die herrschenden Klassen die Hilfsquellen und Machtmittel 
des Staates nicht zum Besten des gesamten Volkes, sondern in ihrem eigenen 
Interesse ausnutzen. Eine starke Monarchie ist am ehesten im stande, den 
Egoismus der durch ihre gesellschaftliche Lage begünstigten Klassen in Schran- 
ken zu halten und die Wirksamkeit des Staates auf das Wohl der Gesamtheit 
zu richten.“ 


41. Die Gesellschaftswissenschaft als Inbegriff der Kenntnisse und 
Lehren von der Gesellschaft wird einen verschiedenen Inhalt haben, je 


ı Joh. Jos. Roßbach, Geschichte der Gesellschaft VIII (1875) 4. 

®? In Elsters Wörterbuch der Volkswirtschaft II 576. 

3 Vgl. Faßbender im Staatslexikon der Görres-Gesellschaft V? 103. 
4 Wörterbuch der Volkswirtschaft II 576. 
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nachdem an die „Gesellschaft“ im weitesten Sinn, oder an die gesell- 
schaftlichen Verbände oder endlich an die „Gesellschaft“ im Gegensatze 
zum Staate gedacht wird. 

Die Gesellschaftslehre, soweit sie in der griechischen Philosophie 
bei den Sophisten, bei Plato, namentlich bei Aristoteles Behandlung fand, 
bezog sich vorzugsweise auf die Gesellschaft im engeren Sinne des Wortes 
und ihre verschiedenen Formen. Im Vordergrund steht da der Staat, die 
höchste natürliche Form des Gesellschaftslebens, dem jeder Einzelwille 
und jedes Einzelinteresse, in der Platonischen Staatslehre sogar bis zum 
ausgeprägten Kommunismus, bedingungslos untergeordnet wird. Aristoteles 
hatte die Familie als ursprüngliche Gemeinschaft, xowvwwvia, bezeichnet; 
sie galt ihm auch als Keim des Staates. Anders urteilten manche der 
älteren Sophisten, namentlich aber die Epikureer, die in dem Einzel- 
menschen den Ausgangspunkt der staatlichen Gesellschaft erblickten, den 
Staat auf einen freien Willensentschluß und Vertrag seiner Mitglieder 
zurückführten. 

An die griechische Philosophie vor allem knüpfte die mittelalterliche 
Spekulation an. Die römische Jurisprudenz hatte für die Gesellschafts- 
lehre eben kaum einen wertvollen Gesichtspunkt zu Tage gefördert. „Das 
römische Recht“, sagt Bruder!, „entstammt einer Zeit mit geringer oder 
höchstens unfreier gesellschaftlicher Entwicklung, mit schroffer Trennung 
von Privat- und öffentlichem Recht.“ Ob die römisch-rechtliche Lehre 
von der privatrechtlichen Gesellschaft, wie E. Gothein meint?, auf die 
Rousseausche Vertragstheorie Einfluß ausgeübt, lassen wir dahingestellt. 
Die spätmittelalterliche Vertragstheorie einzelner Scholastiker aber führt 
die Staatsgründung keineswegs auf den freien Willensentschluß der Men- 
schen zurück. Sie war weit entfernt von der individualistischen Ge- 
sellschaftslehre Rousseaus®, blieb vielmehr innerhalb des Rahmens der 
christlichen Grundanschauungen, durch welche die antike Gesellschafts- 
lehre wesentlich verbessert und bereichert wurde. 

Vorzüge der christlichen. Gesellschaftslehre. In doppelter Hinsicht er- 
hebt sich die mittelalterliche Philosophie über die griechische Speku- 
lation. 

1. Einmal bot die christliche Auffassung Schutz gegen den Ab- 
solutismus, 

a. indem sie den Menschen hinwies auf sein höheres, ewiges Ziel, 
das über die Staatssphäre hinausragt; 

b. indem sie die letzte Quelle des Rechts in Gott, nicht im Staate 
suchte; es gibt ein Recht über dem staatlichen Rechte; 

c. indem sie die Kirche als höchste, von Gott und durch positives 
Gottesrecht geschaffene, vollkommene Gesellschaftsform anerkannte. Der 

ı Staatslexikon der Görres-Gesellschaft II? 822. 


3 Handwörterbuch der Staatswissenschaften IV ? 203 f. 
> Theod. Meyer, Institutiones iuris naturalis II (1900) 361 ft. 
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Staat erschöpft somit nicht das ganze menschliche Gesellschaftsleben. 
Das war durch die rechtlich unabhängige Existenz der Kirche klargestellt. 
Um so leichter mußte es da werden, ein öffentliches Recht der „Gesell- 
schaft“ anzuerkennen, da dieses Gesellschaftsrecht der innerstaatlichen 
beruflichen Korporationen, Zünfte u. dgl., unbeschadet aller Autonomie, 
dem öffentlichen Rechte des Staates im wesentlichen sich unterordnete. 

2. Sodann bildet die christliche Lehre eine mächtige Wehr gegen 
“den Individualismus, 

a. indem sie in dem Staat eine notwendige, auf Naturrecht bariliende, 
nicht gewillkürte Gesellschaftsform anerkannte; 

b. indem sie das von Gott gesetzte r&eAoc betonte, den Staatszweck 
mit der Idee der sittlichen Pflicht verknüpfte; 

c. indem sie den organischen Charakter der staatlichen Gesellschaft 
klar erkennen ließ, sowohl mit Rücksicht auf das Entstehen des Staates 
aus der Familie heraus als bezüglich seines Bestandes vermöge des jeder 
individualistisch-mechanischen Auffassung widerstrebenden Solidaritäts- 
prinzips. Damit waren zugleich Abhängigkeit und Selbständigkeit des 
individuellen und des Gesellschaftslebens im Verhältnis zum Staat richtig 
bemessen. „Was kann im letzten Grunde Staat und Gesellschaft er- 
halten? Ihr beiderseitiges Lebensprinzip ist die Solidarität, d. i. die Hin- 
gabe des Einzelnen an das Ganze, des Ganzen für das Einzelne.“! Aber 
das Ganze verschlingt nicht das Einzelne, der Staat absorbiert nicht die 
Gesellschaft. 

Den Kampf gegen den durch die Aufklärungsphilosophie, 
namentlich Rousseau, wiederbelebten Individualismus, das individualistische 
Naturrecht, die Lehre vom Staatsvertrag usw., führten in der neueren 
Zeit mit Nachdruck und erfolgreich neben der christlichen Philosophie, 
allerdings von anderem Standpunkt aus, insbesondere die Vertreter einer 
mehr historischen Auffassung des Staats- und Rechtslebens. 
Auch die historische Nationalökonomie stützte sich bei der Be- 
handlung eines der wichtigsten Teile des menschlichen Gemeinlebens auf 
die anti-individualistische Gesellschaftstheorie der historischen Rechts- und 
Staatslehre. In Bezug auf die prinzipielle Begrenzung der staatlichen 
Aufgaben: herrscht dagegen in der neueren Wissenschaft wenig Überein- 
stimmung und nicht selten große Unklarheit. Die Zeit des aufgeklärten fürst- 
lichen Absolutismus und des Merkantilismus hinterließ einen überspannten 
Staatsbegriff, welcher der Bedeutung der selbständigen Bevölkerungsgruppen 
zwischen Staat und Individuum (der „puissances intermediaires“ Montes- 
quieus) nicht gerecht werden konnte. Auch die französische Revolution 
stand ihnen feindlich gegenüber, sah in allem lediglich das mit Stumpf 
und Stil auszurottende „Privileg“. Die Juristen der damaligen Zeit, in 
römisch-rechtlicher Vorstellung befangen, kannten nur Privat- und Staats- 


1). J. Roßbach, Geschichte der Gesellschaft VIII (1875) 224. 
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recht, im letzteren bloß die Staatsgewalt und die Untertanen. Die sozialen 
Zusammenhänge traten hinter den Staatseinrichtungen fast völlig zurück. 


R. v. Mohl plädierte nun in Deutschland für eine Trennung der Gesell- 
schaftslehre von der Staatslehre. Alle diejenigen Verbände, die irgendwie auf 
Interessengemeinschaft sich gründen und zwischen der Familie als der natür- 
lichen Organisation des Privatlebens und dem Staat als der politischen ÖOrgani- 
sation in der Mitte stehen, sollten den Gegenstand der Gesellschaftslehre bilden. 
H. v. Treitschke dagegen wies auf den politischen Charakter aller sozialen 
Gebilde (nicht bloß der Gemeinden, Provinzen), ihre beständige Wechselwirkung 
mit dem Staat hin und sprach sich gegen die Trennung aus. Für die Trennung 
der Gesellschaftswissenschaft von den Staatswissenschaften entschied sich auch 
Lorenz v. Stein. Er lenkte im übrigen die Aufmerksamkeit vorzugsweise hin 
auf Bildung und Wohlhabenheit als die Ursachen der in der Geschichte fort- 
schreitenden Zivilisation. Auch die niederen Klassen nehmen mehr und mehr 
daran teil, werden zu höheren Lebensansprüchen, aber auch zu einer höheren 
Leistungsfähigkeit erhoben. Der Entwicklungsgedanke, der bei Stein sich 
noch an die Geschichtsphilosophie Herders und Hegels anlehnt, beherrscht dann 
im großen und ganzen die moderne Gesellschaftslehre !. 


42. Philosophische und geschichtliche Betrachtung. Die Gesellschafts- 
lehre hatte in der älteren christlichen Philosophie eine vorwiegend theo- 
retische Behandlung gefunden. Man führte das Gesellschaftsleben auf 
die natürliche Veranlagung des Menschen zurück, untersuchte das Wesen 
der Gesellschaft und der verschiedenen Gesellschaftsformen, betonte überall 
den natürlichen Zweck, zeichnete das Ideal für die innere Struktur, das 
Leben, das Wirken der hervorragendsten Gesellschaftsarten, wobei auch, 
wenigstens der Sache nach, die Beziehung zwischen „Staat und Ge- 
sellschaft“ eine prinzipiell tiefgreifende Behandlung erfuhr. Die ge- 
schichtliche Seite des Gesellschaftslebens fand dagegen weniger Beach- 
tung. Man darf darin vielleicht eine gewisse Einseitigkeit erblicken. 
Dieserhalb einen Tadel gegen die ältere Wissenschaft zu erheben, wäre 
jedoch ungerecht. Auch die Wissenschaft hat ihre Entwicklung. Jede 
Entwicklung aber erfordert Zeit. Die theoretische, prinzipielle Behandlung, 
die in letzter Linie stets von Wirklichkeit des realen Lebens ausging, 
dann auf den Flügeln des Geistes sich erhob, um aus den höchsten 
Höhen der Spekulation neues Licht über diese Welt zu verbreiten — 
sie hatte die zunächst wichtigsten Aufgaben zu erfüllen, die notwendigsten 
Kenntnisse zu vermitteln®. Viel gefährlicher ist jedenfalls die Ein- 


ı L. Stein, Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich (1850); System der 
Staatswissenschaft II: Gesellschaftslehre, 1852—1856, 84. Mohl, Geschichte und Literatur 
der Staatswissenschaften I (1855) 88 ff; Enzyklopädie der Staatswissenschaften (1859, 
2 1872) 84. Treitschke, Die Gesellschaftswissenschaft (1859). — Die Unterscheidung 
v. Steins zwischen „Gesellschaft“ als der „geistigen Ordnung“ unter den Menschen 
im Gegensatz zur „rein materiellen“ Ordnung der Güterwelt und der „rein einheitlichen* 
des Staates ist freilich kaum geeignet, die Klarheit des Denkens zu fördern. 

? Histor.-polit. Blätter CII 789 ff 869 ff; CIII 93 ff 161 ff. 
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seitigkeit, welche nicht selten der neueren Wissenschaft anhaftet: die 
Vernachlässigung des r&Aoc, die Nichtbeachtung der natürlichen, auf den 
Urheber der Natur sich zurückführenden Zwecke und Ziele des mensch- 
lichen und des gesellschaftlichen Lebens, damit die Emanzipation von Gott 
und dem göttlichen Gesetze, die ausschließlich kausale Betrachtung, die 
nur Wirkendes und Bewirktes kennt, die Verwechslung der menschlichen 
und gesellschaftlichen Entwicklung mit einem reinen Naturprozeß usw. 

Als moderne Menschen hegen wir immerhin darüber gar keinen 
Zweifel, daß heutzutage die Gesellschaftslehre nicht mehr zu beschränken 
ist auf die bloß philosophisch-theoretische Behandlung der gesellschaft- 
lichen Erscheinungen, auf die abstrakt wissenschaftliche Begründung der 
sozialen Institutionen. Die spekulative teleologische Betrachtungsweise 
für sich allein genügt uns nicht mehr; auch die richtig gehandhabte 
historisch-genetische und kausale Betrachtungsweise hat ihre Berechtigung. 
Wir wollen etwas, ja möglichst viel wissen über das Werden der Ge- 
sellschaft, die geschichtliche Entwicklung des Gemeinschaftslebens und 
seiner hervorragendsten Formen, wollen wissen, welche sozialen Erschei- 
nungen und Institutionen im Laufe der Menschheitsgeschichte hervortraten 
(Statik), wollen erfahren, welchen Ursachen, Wirkungsfaktoren sie ent- 
stammten, wollen den ursächlichen Zusammenhang der Erscheinungen 
und Zustände verstehen lernen (Dynamik). 


45. Die Soziologie in neuer Form. Die verschiedenen Wissenschaften, 
deren Bereich das Gesellschaftsleben irgendwie berührt, begannen denn 
auch in der Tat, nicht ohne wertvolle Ergebnisse, mit den bezeichneten 
Fragen mehr und mehr sich zu beschäftigen. Ethnologie, vergleichende 
Sprachwissenschaft, demographische und Moralstatistik , vergleichende 
Wirtschaftsgeschichte und Volkswirtschaftslehre, vergleichende Staats- 
lehre und Rechtsgeschichte, vergleichende Religionswissenschaft usw. — 
sie alle bemächtigten sich, jede für ihr Gebiet, des geschichtlichen 
Stoffes. Allein der Zusammenhang, der doch objektiv zwischen den ver- 
schiedenen Betätigungen des sozialen Lebens besteht — so hieß und 
heißt es — könne nun einmal in den Einzelforschungen jener Spezial- 
wissenschaften nicht genügend zur Geltung kommen. Es bedürfe daher 
einer Wissenschaft, welche das Ganze des sozialen Geschehens mit Ver- 
wertung älterer Versuche ähnlicher Art unter einem einheitlichen Ge- 
sichtspunkte zusammenfasse. 

Drei Merkmale kennzeichnen diese neue Wissenschaft: 1. Sie bezieht 
sich auf die Gesellschaft im weitesten Sinn, auf alle Formen und Arten 
gesellschaftlicher Zusammenhänge und Beziehungen. Sie beansprucht für 
sich dieselbe universale Bedeutung, welche der „Philosophie der Geschichte“ 
zuerkannt wurde. Aber sie will die Aufgaben, wie sie Herder und Hegel 
in Deutschland, Montesquieu und Condorcet in Frankreich, Ferguson in 
England, Vico in Italien bei ihren geschichtsphilosophischen Unter- 
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suchungen sich gestellt hatten, in viel höherem, vollkommenerem Grade 
erreichen und erfüllen. Sie sucht nach einer einheitlichen Erklärungsformel 
für alle sozialen Phänomene, und zwar lediglich innerhalb der kausalen 
Ordnung. 2. Natürlich muß jene Soziologie dabei eine exakte Wissenschaft 
sein, mittels der naturwissenschaftlichen Methode nach den unabänder- 
lichen Naturgesetzen der Entwicklung des menschlichen Gesellschaftslebens 
forschen. Hierin haben wir die vornehmlichste Eigentümlichkeit dieser 
modernen Soziologie zu erblicken. 3. Als rein positive Wissenschaft weist 
die Soziologie a priori jede philosophische, theoretische Erörterung gesell- 
schaftlicher Fragen als „Metaphysik“ mit Verachtung zurück. Alle andern 
Wissenschaften erhalten, wie man uns belehrt, von der Soziologie mehr 
oder minder frisches Leben und kräftige Förderung. Nur die philosophische 
Erfassung sozialer Erscheinungen und Probleme werde endgültig den 
Todesstoß empfangen. Theorien und Lehren, die auf Vernunftprinzipien, 
auf vernünftigem Denken beruhen, finden in den Augen der Mehrzahl 
dieser Soziologen keine Gnade. Kaum daß der Logik der Zutritt zur 
Ausübung der „Gedankenpolizei* auf soziologischem Gebiete gewährt wird! 
Sehen wir uns einmal die neue Wissenschaft etwas genauer an. 


5 2. 


Die evolutionistische Soziologie. 


Literatur: Defourny, La Sociologie positiviste, Auguste Comte (1902). — Gruber, 
A. Comte, der Begründer des Positivismus (1889); Der Positivismus vom Tode Comtes 
bis auf unsere Tage (1891). — Barth, Die Philosophie der Geschichte als Soziologie 
(1897) 14—200 289—364. — Loria, Die Soziologie, übersetzt von Heiß (1901). — 
Faßbender, Soziologie, Artikel im Staatslexikon der Görres-Gesellschaft V?. — Lexis, 
Artikel „Soziologie“ in Elsters Wörterbuch der Volkswirtschaft II. — Gothein, Artikel 
„Gesellschaft u. Gesellschaftswissenschaft“, im Handwörterbuch der Staatswissenschaften 
IV®. — Knapp, Darwin und die Sozialwissenschaften, im Jahrbuch für Nationalökonomie 
und Statistik XVIII, 233 ff. — Krohn, Beiträge zur Kenntnis und Würdigung der Sozio- 
logie, in den Jahrbüchern für Nationalökonomie, N. F. 1407; III 1ff. — Meffert, Sozio- 
logische Phantasien in den Histor.-polit. Blättern CXXIX (1902) 649 ff; Zum Evolutionis- 
mus ebd. CXXVII (1901) 609 £. — Cathrein, Die moderne evolutionistische Weltan- 
schauung in ihren Konsequenzen, in den Stimmen aus Maria-Laach LXIV (1903) 164 ff. 
— Überdies vgl. Gutberlets Apologetik I* (1895); Der Mensch, sein Ursprung und 
seine Entwicklung ?; Schneider, Naturvölker (1885); Scheuffgen, Über Urgeschichte 
im Jahrbuch der Naturwissenschaften XVIII (1903); T. Pesch, Die großen Welt- 
rätsel II? (1892); Cathreins Moralphilosophie usw. 


44. Die Aufgabe der Soziologie ist, wenn wir den neuesten Sozio- 
logen glauben dürfen, eine großartige, ihre Ergebnisse sind über- 
wältigend.. Bisher fehlt freilich noch der soziologische Newton oder 
Kepler. Sind sie einmal da, dann wird die Soziologie genau so der 
Stolz des 20. Jahrhunderts werden, wie die politischen und ökonomischen 
Wissenschaften der Stolz des 18. und 19. Jahrhunderts geworden sind. 

Diese junge und doch schon reife, völlig selbständige Wissenschaft 
hat es nämlich mit wachsendem Erfolg übernommen, „den einheitlichen 


78 2. Kapitel. Gesellschaft und Gesellschaftewissenschaft. 


Ursprung der verschiedenen sozialen Erscheinungen, ihre gegenseitige 
Verknüpfung, ihre Struktur und vollständige Entwicklung zu untersuchen, 
die Statik und Dynamik der Gesellschaft, ihre Lebensbedingungen, die 
Phasen, die sie durchlaufen hat, ihre unterscheidenden Merkmale, die 
Gesetze ihrer Aufeinanderfolge und ihre weiter erreichbare Entwicklung 
zu erforschen“ 1. In rein empirischer, historischer Betrachtungsweise 
dringt die Soziologie bis zur einheitlichen Zelle vor, aus der die ver- 
schiedenen sozialen Erscheinungen ihren geschichtlichen Ursprung, ihre 
historische Entwicklung her- und ableiten, sucht und findet das große 
Entwicklungsgesetz, dem das geschichtliche Leben der menschlichen Gesell- 
schaften unterworfen ist, die naturale Kausalität aller fundamentalen Tat- 
sachen der menschlichen Gesellschaft im Sinne des sozialen Determinismus. 

Charakter, Natur, Inhalt der neuen Wissenschaft werden sich leicht, 
sicher und vollkommen beurteilen lassen, wenn wir die geschichtliche 
Entwicklung der evolutionistischen Theorie für unser Gebiet und dement- 
sprechend 


45. die soziologischen Schulen — wenigstens die hauptsächlichsten — 
ins Auge fassen. Freilich besteht auch innerhalb dieser Gruppen durch- 
aus keine Übereinstimmung in den Ansichten, Behauptungen, Lehren. 
Quot capita, tot sensus! Dennoch lassen sich hauptsächlich drei 
„Schulen“ unterscheiden ?: 

1. die intellektuelle Schule von August Comte; 

2. die biologische Schule von Herbert Spencer; 

3. die ökonomische Schule, die nach Karl Marx benannt zu wer- 
den pflegt. 

Manche Ideen, mit denen die spätere Soziologie operiert, finden sich schon 
bei Saint-Simon?°. Gleichwohl gilt Saint-Simon nicht als Begründer der So- 
ziologie, wird vielmehr mit seinen Lehren deren Vorgeschichte zugeteilt. Er 
forderte bereits eine mehr genetische Auffassung des gesellschaftlichen Lebens 
in seiner Gesamtheit. Die neue Politik, die sich nicht auf eine Biographie der 
Macht beschränken, vielmehr den Gang und die Entwicklung der gesamten Zivili- . 
sation verfolgen sollte, müsse sich der Methode der Physik und der andern positiven 
Wissenschaften bedienen. Endziel der physiko-politischen Wissenschaft soll die 
Erkenntnis allgemeiner Gesetze der Entwicklung von Zivilisation und Gesellschaft 
sein. Die wichtigsten Neuerungen, welche Saint-Simon in die politische Betrach- 
tung einführte, faßt Paul Barth * in folgender Weise kurz zusammen: 1. Die 
Politik ist eine positive Wissenschaft, d. h. eine Wissenschaft der Beobachtung, 
so positiv wie etwa die Physik. 2. Nicht die Staatsverfassung, sondern der ge- 
samte Zustand der Gesellschaft ist ihr Gegenstand. 3. Es herrscht im Gange 
der Entwicklung des menschlichen Geistes eine feste Richtung, die in Bezug auf 


! Loria, Die Soziologie 6. 3 Ebd. 7. 

s Oeuvres de Saint-Simonetd’Enfantin (1865—1878). Vgl. G. Weill, Saint- 
Simon et son «uvre (1894). 

* Die Philosophie der Geschichte I 23. 
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die Weltanschauung, von der Theologie durch die Metaphysik hindurch immer 
mehr zur positiven Wissenschaft, im praktischen Leben von kriegerischer Tätigkeit 
zu der friedlichen Arbeit führt. 4. Jede Stufe dieser geistigen Entwicklung, jedes 
philosophische System ist verbunden mit einem politischen System, das darauf 
gegründet ist. Daneben aber beruht jedes politische System auch auf einer be- 
stimmten Ordnung des Eigentums und der Produktion, die eine bestimmte Klassen- 
bildung zur Folge hat. 5. Saint-Simon gibt zum erstenmal eine Skizze der Geschichte 
dieser Klassenbildung, wobei er sich auf Frankreich beschränkt, mit Seitenblicken 
auf England. 6. Er will so die Geschichte aus der Literatur in die Sphäre 
der Wissenschaft erheben. 

Namentlich die Bemerkungen Saint-Simons über den Entwicklungsgang der 
Gesellschaft durch die drei Stadien: das theologische, metaphysische und positive, 
wie auch die Gegenüberstellung von militärischer und industrieller Gesellschaft, 
die Ableitung der politischen Erscheinungen von den wirtschaftlichen Faktoren 
werden wir in den späteren soziologischen Systemen wiederfinden. 


Als eigentlicher Begründer der Soziologie wird August Comte 
gefeiert. Von ihm erhielt die neue Wissenschaft ihren Namen. 


46. Die intellektuelle oder psychologische Schule Comtes!. Der 
positivistische Charakter der Comteschen Denkweise, ihr Gegensatz zur 
Theologie und Metaphysik ist bekannt. Sie will durchaus reell sein, hat 
nichts zu tun mit abstrakten Anfangs- und Endursachen, sondern lediglich 
mit den gegebenen Tatsachen, die sie beobachtet, um die beherrschenden 
Gesetze zu finden. Das gilt insbesondere von der „Physique sociale“ oder 
der „Soziologie“ 2. 

Um die Gesetze der menschlichen Gesellschaft zu finden, 
unterscheidet Comte zwischen sozialer Statik und Dynamik. Erstere 
analysiert die Gesellschaft in ihrem stationären Zustande, die letztere in 
ihrer Bewegung. Diese, die Bewegung, ist nach Comte unaufhörlich und 
progressiv, das Gesetz des Fortschrittes Grundgesetz der Soziologie. 

Aus der sozialen Statik sei hier nur folgendes hervorgehoben. 
In ihrem Bestand erscheint die Gesellschaft als die Frucht bestimmter, 
dem Menschen angeborener psychologischer Veranlagungen und Eigen- 
schaften, die ihn zum gesellschaftlichen Zusammenleben führen: der 
Neigung des Menschen zur Verbindung mit seinesgleichen und des Wohl- 
wollens. Anderseits gibt es in dem Menschen auch egoistische Neigungen, 
die dem gesellschaftlichen Leben zuwider sind. Daher der Antagonismus, 
der Kampf zwischen den altruistischen und den .egoistischen Instinkten. 
Bestand der Gesellschaft wie ihre fortschreitende Entwicklung werden be- 
dingt durch die Übermacht der altruistischen Instinkte über den reinen 


ı A. Comte, Cours de Philosophie positive (1830); Systöme de la Politique 
positive (1851). 

3 Zum näheren Verständnis und für die kritische Beurteilung vgl. insbesondere 
Hermann Gruber, Auguste Comte, der Begründer des Positivismus (1889); Der Posi- 
tivismus vom Tode Comtes bis auf unsere Tage (1891). Auch Gerhart von Schulze- 
Gaevernitz, Zum sozialen Frieden II (1890) 6 ff. 
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und absoluten Egoismus. Familie und Arbeitsvereinigung oder industrielle 
Kooperation, das sind die beiden großen Formen der Vergesellschaftung. 
Mit dem Individuum beschäftigt sich die Soziologie nicht. Denn es ist 
weder die soziale Zelle noch überhaupt Wirklichkeit, sondern eine bloße 
Abstraktion. Wirklichkeit kommt nur der Gesellschaft zu. Auch die Familie, 
nach Comte die soziale Zelle, wird von ihm der Sphäre der biologischen 
Untersuchungen zugeteilt. Sie bildet kein Objekt der Soziologie. Die in- 
dustrielle Vereinigung zu gemeinsamem Zwecke bezeichnet der französische 
Philosoph als eine der fruchtbarsten Erfindungen, zugleich als Merkmal 
der Intelligenz. Narren vereinigen sich niemals. Aber die Arbeitsteilung, 
die mit jener Vereinigung verbunden ist, hat auch ihre Schattenseiten. 
Sie beschränkt die Freiheit, macht aus dem Menschen eine Maschine, ein 
Fragment, ertötet den Geist durch die Monotonie der Beschäftigung. 
Darum bedürfe es, diesen schädlichen Einflüssen abzuhelfen, der Errich- 
tung einer geistigen Macht, welche den fragmentarisch gewordenen 
Menschen mit höheren und allgemeineren Ideen bereichere. 

Bedeutsamer als die Statik ist in dem System Comtes die Theorie 
der sozialen Dynamik, das Studium der Entwicklungsgesetze der mensch- 
lichen Gesellschaft. Als sekundäre Faktoren der Entwicklung bezeichnet 
Comte folgende drei: die Unlust, den Tod, das schnelle Wachstum der 
Bevölkerung. Was für die besitzlosen Klassen der Hunger, das ist für die 
Wohlhabenden die Unlust: ein Antrieb zur Tätigkeit, eine Anregung zu Er- 
findungen usw. Man nehme die Unlust weg, und viele großen Werke hätten 
niemals den Fortschritt der Gesellschaft gefördert. Wären die Menschen 
anderseits unsterblich, dann fehlte der rege Wechsel in dem Streben, die 
stete Erneuerung, Erfrischung des Lebens und Wirkens, der Zusammenprall 
des konservativen Geistes der Alten mit den Neuerungsbestrebungen der 
Jungen. So ist also auch der Tod ein Faktor des Fortschrittes. Aller- 
dings darf er nicht zu früh dem Leben sein Ziel setzen. Eine ephemere 
Flüchtigkeit des Menschenlebens würde jede Entwicklung, jeden Fortschritt 
im Keime ersticken. Das schnelle Wachstum der Bevölkerung endlich, 
das den Umlauf der menschlichen Generationen beschleunigt, fördert 
durch die Verschärfung des Kampfes der individuellen Bestrebungen die 
Lebhaftigkeit, Kraft, Schnelligkeit des Fortschrittes.. Auch die radikalen 
Neigungen der niederen Volksschichten führen sich zum Teil auf die 
Einflüsse zurück, die sich bei früher Eheschließung aus dem rascheren 
Aufeinanderfolgen der Generationen ergeben!. Als Hauptursache der 
sozialen Entwicklung aber erscheint Comte die geistige Entwicklung. Der 
soziale Fortschritt ist ein Produkt des geistigen Fortschrittes, so zwar, daß 
den drei Stadien der geistigen Entwicklung auch drei Stadien der sozialen 
Entwicklung entsprechen: der theologischen Phase entspricht das mili- 
tärısche, der metaphysischen Phase das gesetzliche und der positiven Phase 


! Loria, Die Soziologie 23 f. 
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das industrielle Stadium. Wir können auf die zum Teil sehr willkürlichen 
Ausführungen dieser Gedanken hier nicht näher eingehen. Erinnert sei 
nur daran, daß Comte für das gegenwärtige Zeitalter die Ordnung um- 
kehrt und statt der geistigen Faktoren die ökonomischen Beziehungen 
zur Hauptursache der Bewegung macht, die Entwicklung der Industrie 
bestimmt da die ästhetischen, wissenschaftlichen und militärischen Pro- 
dukte, überhaupt die gesamte Lage und den Fortschritt der Gesellschaft. 
Er hofft jedoch für ein zukünftiges Zeitalter die Wiederbelebung der All- 
macht des geistigen Elementes über die menschliche Kraft und den gesell- 
schaftlichen Fortschritt. 

Der Gedanke, daß die Wissenschaft den Maßstab für die Entwicklung des 
Menschen darstelle, findet sich wieder in der „Sozialen Physik“ Quetelets und in 
Buckles „Geschichte der Zivilisation in England“, während der Glaube an die 
Allgewalt der Ökonomie die materialistische Geschichtsauffassung der Engels- 
Marxschen Theorie beherrscht. 

Auch Littre, de Roberty, de Greef, Lacombe hielten an der Comteschen 
Auffassung mehr oder minder fest. Von andern Soziologen, die von psychologi- 
schen Erwägungen ausgehen, sei namentlich genannt Tarde', der den Nach- 
ahmungstrieb für die Aufstellung soziologischer Gesetze verwertet. Giddings ? 
versuchte ebenfalls der Soziologie eine mehr psychologische Grundlage zu geben. 


Eine aufs Detail eingehende Prüfung des Comteschen Positivismus 
und seiner positivistischen Soziologie ist nicht die Aufgabe der National- 
ökonomie®. Wo und soweit die positivistischen Theorien das national- 
ökonomische Gebiet berühren, werden sie in jedem einzelnen Fall ihre 
Würdigung finden. Maurice Defourny* faßt im allgemeinen sein Urteil 
über die Originalität der Comteschen Gedankenreihen in den Satz zusammen: 
„Il est un arrangeur, non un createur.“ Wichtiger erscheint die Frage: was 
ist von seinem Werke geblieben? Der Name „Soziologie“, einige allgemeine 
Ideen — im übrigen eine „indigesta moles“ von lückenhaftem Stückwerk! 
Comte versprach, die menschliche Gesellschaft zum Gegenstand einer 
positiven Wissenschaft zu machen, die strenge Gesetzlichkeit in allen 
ihren Erscheinungen darzutun. Hat er sein Versprechen gehalten? Wer 
wollte das behaupten? Die soziale Statik ist über kurze, elementare 
Analysen der Familie, der Arbeitsteilung, der Autorität, des sozialen Or- 
ganismus nicht hinausgekommen. Die soziale Dynamik aber weist keine 
Lehre auf, die heute nicht als verlassen und preisgegeben gelten müßte. 
Gleichwohl möchten wir hervorheben, daß sich A. Comte denn doch zum 


i Genauere Angaben bietet Lexis in seinem Artikel „Soziologie“ im Wörterbuch 
der Volkswirtschaft II 579 f. Tarde, Les Lois de l’imitation (1890); La Logique sociale 
(1894); Les Lois sociales (1898). de Greef, Introduction a la sociologie (1886). 

* The Principles of Sociology (1896). 

5 Vgl. hierfür die oben angeführten Schriften Grubers, dann noch unter andern 
Maurice Defourny, La Sociologie positiviste, Auguste Comte (1902). 

“A.a. 0. 350 ff. 

Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I. 6 
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wenigsten durch die Berücksichtigung geistiger, psychologischer Kräfte 
der Entwicklung weit über so manche der späteren Soziologen. erhebt. 
Auch sonst zeichnet sich seine Lehre durch ein gewisses Maßhalten aus. 

In Comtes Klassifikation der Wissenschaften — Mathematik, Astro- 
nomie, Physik, Chemie, Biologie, Soziologie — geht die Biologie der 
Soziologie unmittelbar voraus. Jede frühere Wissenschaft aber erscheint 
ihm als logische Voraussetzung und notwendiges Hilfsmittel für die fol- 
gende, die Biologie somit für die Soziologie. Der Biologe entnimmt der 
Soziologie gewisse allgemeine Begriffe, so den Begriff der Entwicklung, 
der Spezialisierung der Organe, des Consensus, der Harmonie, der Solidarität; 
auch sind biologische Bedingungen der sozialen Evolution anzuerkennen 
und zu beachten. Aber Comte hütet sich im allgemeinen, die Analogie 
zwischen physischem und sozialem Organismus ins Extrem zu treiben. 
Die Entwicklung ist ihm nicht ein quasi-physiologischer Prozeß, und das 
bestimmende Gesetz der Evolution, das Gesetz der drei Stadien, kein 
biologisches, sondern ein erkenntnistheoretisches Prinzip. Über alle rein 
biologischen Einflüsse tritt bei ihm noch der Geist, der Verstand, die 
Erfindungskraft als Grundbedingung der Kultur und der sozialen Entwick- 
lung. Die großen Erfolge der naturwissenschaftlichen Biologie veranlaßten 
dann einen freieren Positivismus, die biologische Seite der Soziologie 
weiter auszubilden und in den Vordergrund des Systems zu stellen. Zu 
den Vertretern der biologischen Soziologie zählen insbesondere Herbert 
Spencer, P. von Lilienfeld, A. Fouillde, Rene Worms u. a, 
in seiner Weise auch Albert Schäffle. Letzterer zeichnet sich jedoch 
vorteilhaft von andern Soziologen aus durch eine viel schärfere Betonung 
des Geistes und der geistigen Kräfte, der sozialen und ethischen Momente 
im Gesellschaftsleben. 


47. Die biologische oder organische Schule von Herbert Spencer ! stellt, 
unter Verwerfung der Lehre, daß der Geist die Entwicklung der Gesellschaft 
beherrsche, das biologische Element in den Vordergrund. Die Biologie liefert 
das einheitliche Prinzip für die Erforschung der gesellschaftlichen Verfas- 
sung. Nicht mit Hilfe einer philosophischen Analyse der geistigen Schöp- 
fungen des Menschen, sondern durch das Studium des Lebens des Indi- 
viduums selbst, der Gesetze seines physischen Organismus, muß die soziale 


1 Spencer, Social Statics (1868); Principles of Sociology, deutsch von Vetter 
(1877); Descriptive Sociology (1873); The Study of Sociology, deutsch von Marquardsen 
(1875); The Man versus the state (1884). Alb. v. Schäffle, Bau und Leben des 
sozialen Körpers, enzyklopädischer Entwurf einer realen Anatomie, Physiologie und 
Psychologie der menschlichen Gesellschaft mit besonderer Rücksicht auf die Volkswirt- 
schaft als sozialen Stoffwechsel, 4 Tle, 1875—1878; ? 2 Bde, 1896. P. v. Lilien- 
feld, Gedanken über eine Sozialwissenschaft der Zukunft (1873); Zur Verteidigung 
der organischen Methode in der Soziologie (1898). R. Worms, La Sociologie (1893); 
Organisme et socis6t6 (1895). Barths Artikel über Spencer im Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften VI? 887” f. Herm. Gruber, Der Positivismus vom Tode Comtes 
bis auf unsere Tage (1891) 10 ff 27 £ 111 fl. 
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Statik und Dynamik erforscht werden. Dabei handelt es sich in dieser 
Auffassung keineswegs um vernünftig behandelte Analogien zwischen dem 
physischen Organismus und dem moralischen Organismus der Gesellschaft, 
nein, es wird eine fast vollkommene Übereinstimmung vorausgesetzt. 
Dieselben Bildungsprinzipien sind maßgebend für die Entwicklung der 
physisch-organischen und der sozialen Körper. Diese Übereinstimmung 
zeigt sich nicht nur in der progressiven Differenzierung der Organe auf 
den verschiedenen Entwicklungsstufen, sondern ebensosehr in der Über- 
einstimmung der Funktionen der Organe, in dem Zusammenwirken dieser 
Funktionen und der durchgängigen Abhängigkeit der einzelnen Teile von- 
einander, der innigsten Solidarität zwischen den unterschiedenen und 
spezialisierten Organen. 

Wir können und wollen hier nicht verweilen bei der genauen Durchführung 
des Vergleiches zwischen dem exodermen Gewebe, dem innerhalb des sozialen Or- 
ganismus die Klasse der Krieger und Richter entspricht, dem endodermen Gewebe 
und der landwirtschaftlich-industriellen Klasse, dem mesodermen Gewebe und der 
kommerziellen Klasse. Ebenso tendenziös erscheint auf den ersten Blick das Bestreben 
der Spencerschen Schule, Merkmale der Übereinstimmung zu finden zwischen den 
Gesellschaften der Biber, Ameisen, Bienen und den Anfangsstufen der menschlichen 
Gesellschaft. Bekannt ist ferner, wie die biologische Schule aus der Schilderung des 
Lebens der Menschen in den Urwäldern Amerikas, Afrikas und Australiens zur Er- 
kenntnis der Urzustände durch kühne Schlußfolgerungen emporzusteigen versucht 
hat usw. Der Fortschritt bewegt sich auch nach Spencer in der Richtung vom mili- 
tärischen zum industriellen Zustand. Je mehr die Gesellschaft von dem ursprüng- 
lichen Zustand kriegführender Horden sich entfernt, um so näher kommt sie jener 
heute noch in weiter Ferne liegenden Form des sozialen Lebens, in welcher der 
einzelne frei und sicher im Schutze des universalen Friedens seine wirtschaftliche 
Tätigkeit entfalten wird. 

Für die Nationalökonomie von größerer, auch praktischer Bedeutung 
ist die Art und Weise des Fortschrittes, der Hauptfaktor der sozialen 
Dynamik in Spencers Lehre, seine Forderung der Freiwirtschaft 
auf Grund biologisch-soziologischer Sätze von der natürlichen Auslese 
im Kampf ums Dasein!, vom Untergange der minderwertigen Formen 
als der Bedingung des gesellschaftlichen Fortschrittes. Gothein? meint 
hierzu, die freiwirtschaftliche Forderung sei für Spencer weniger das Er- 
gebnis als der von vornherein feststehende Zielpunkt seiner Forschungen 
gewesen: Spencer „will nämlich überall zu der Vernunftgemäßheit des 
landläufigen englischen Individualismus gelangen. Unter diesem mehr 
oder minder bewußten Zwange stehen sowohl seine Vernunftschlüsse wie 
seine Auslese der Tatsachen. So dürftige Abstraktionen wie ‚industrieller 
Geist und militärischer Geist‘, die nun auf alle erdenklichen Erschei- 
nungen der Geschichte und der Gegenwart als nie versagendes Reagens 
angewendet werden ... . sind nicht einmal — Metaphysik.“ 

ı Vgl. Jentsch, Sozialauslese (1898). 


3 Artikel „Gesellschaft“ im Handwörterbuch der Staatswissenschaften IV 210. 
6 * 
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Auch Gumplowicz! und Ammon? haben die Lehre von der natürlichen 
Auslese zur Erklärung und Lösung der sozialen Probleme verwertet. Genauer jene 
Verirrungen an dieser Stelle zu behandeln, liegt keine Veranlassung vor, da wir 
bei Besprechung der individualistischen Systeme ausführlich auf dieselben zurück- 
kommen müssen. 

Nur eine kurze Bemerkung über den Wert und die Bedeutung der auf sozial- 
theoretischem Gebiet so reichlich verwendeten Analogien mit der Körperwelt sei hier 
gestattet. „Man kann die mechanische Bewegung der Materie“, sagt sehr richtig 
Faßbender*°, „in Vergleich stellen mit der Änderung von Ideen und Willens- 
äußerungen einer Menschenmenge, das Beharrungsvermögen der materiellen Körper 
mit dem Selbstbehauptungstriebe der Parteien und sozialen Gruppen, Anziehung 
und Abstoßung bei physikalischen Vorgängen mit Liebe und Haß unter den 
Menschen, die Ausdehnung gasförmiger Massen mit der Ausbreitung der politi- 
schen und wirtschaftlichen Macht der Völker, die Wellenbewegung von Wasser 
und Luft mit der Fortpflanzung von Anschauungen und Ideen durch Überlieferung 
und Nachahmung (Lexis). Solche Einordnung von Einzelerscheinungen unter all- 
gemeine Kategorien kann recht nützlich sein für die Forschung in ähnlichem 
Sinne wie die sog. Chrie oder die Topik für die Invention des Schriftstellers; was 
damit aber für die Erklärung der Kausalität der sozialen Erscheinungen gewonnen 
sein soll, ist schwer einzusehen. Wenn man sogar so weit gegangen ist mit der 
Aufzählung von sozialen Schichten, Organen, Segmenten, Gefäßen, motorischen 
Zentren, Nerven und Ganglien, daß man den sozialen Schenkel, den sozialen 
Sympathikus, die soziale Lunge, das soziale Gefäßsystem beschrieben und die 
Betrachtung auch auf die pathologische Anatomie ausgedehnt hat, und wie Loria- 
Heiß von einem Professor der Sorbonne erzählt, sogar das verfettete Nerven- 
gewebe des sozialen Körpers entdeckt hat “, so geben solche Parallelen ebensowenig 
eine Einsicht in die wirkliche Genesis der sozialen Verhältnisse wie sie einen 
Anhalt für die Beurteilung zukünftiger Zustände gewähren. Anderseits gehört 
mit Recht die Idee von dem organisch geordneten Charakter der Gesellschaft im 
allgemeinen doch wieder zu den Axiomen der christlichen Gesellschaftslehre, 
woraus sich auch der Begriff der Sozialpolitik im christlichen Sinn als der Lehre 
von den Beziehungen der öffentlichen Gewalt zu den einzelnen Berufsständen und 
der Gestaltung von deren gegenseitigen Beziehungen mit Rücksicht auf die all- 
gemeine Wohlfahrt ergibt.“ 

In ähnlicher Weise beurteilt Lexis® die soziologischen Übertreibungen 
der Analogie zwischen der Gesellschaft und dem einzelnen lebenden Organis- 
mus, wie sie sich bei Spencer, auch Schäffle, bei P. v. Lilienfeld und R. Worms 
finden. Von der „organischen Methode“, deren Anwendung nach Lilienfeld 
die Existenz der Soziologie bedingt, sagt Lexis: „Sie kommt nicht über 
Abstraktionen hinaus, in denen das Spezifische der Erscheinungen der beiden 


! Grundriß der Soziologie (1885); Soziale Essays (1899). 

° Die Gesellschaftsordnung und ihre natürlichen Grundlagen (1895). 

® Staatslexikon der Görres-Gesellschaft V*? 104 £. 

* Auch v. Below spottet über gewisse Entgleisungen der „organischen Staats- 
lehre“‘, „die sich glücklich schätzte, einen Punkt im ‚Staatskörper‘ mit dem mensch- 
lichen Nabel vergleichen zu können“ (Histor. Zeitschrift LXXXI [1898] 254 f). 

5 Artikel „Soziologie“ in Elsters Wörterbuch der Volkswirtschaft II 579. 
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verglichenen Reihen fallen gelassen ist. Man kann ja beiderseits von Differen- 
zierung der Organe und Arbeitsteilung, von Kapitalisierung und Auslösung von 
Energien, von embryonalen Zuständen und Entwicklung reden und manche Par- 
allele geistreich durchführen, aber eine neue Einsicht in den konkreten Zu- 
sammenhang der gesellschaftlichen Erscheinungen erhalten wir dadurch ebenso- 
wenig als wir befähigt werden, den künftigen Verlauf der Dinge auf einem 
bestimmten Gebiete vorauszusehen. Der Mensch steht nicht in der physiologischen 
Abhängigkeit von der Gesellschaft wie die einzelne Ameise oder Biene von ihrem 
‚Staat‘!. Noch weniger ist die menschliche Gesellschaft wirklicher Organismus im 
Sinne der Zoologie, und die Menschen verhalten sich in ihr nicht wie Zellen, 
schon deshalb nicht, weil ihr die strenge, das Ganze beherrschende Einheit eines 
solchen fehlt, vermöge welcher alle Teile miteinander in steter enger Wechsel- 
wirkung stehen, jede Lebensäußerung des Ganzen durch das Zusammenwirken 
aller Teile bedingt ist und umgekehrt auf alle Teile zurückwirkt. Vor allem aber 
sind die Beziehungen, die zwischen den Menschen in einer Gesellschaft bestehen, 
ihrem ganzen Wesen nach von den zwischen den Zellen eines Organismus ob- 
waltenden verschieden: es sind nicht physikalische, chemische oder physiologische 
Kräfte, sondern Erregungen des Geistes oder des Willens, Empfindungen von 
Bedürfnis und Befriedigung, Lust und Unlust, Haß und Liebe, und unser ganzes 
Interesse am gesellschaftlichen Leben beruht gerade darauf, daß ihm diese spe- 
zifisch menschlichen Triebfedern zu Grunde liegen. ... Scheidet man aus dem 
gesellschaftlichen Zusammenhang das psychologische und bewußte Element aus, 
wie es durch die Parallelisierung mit dem Leben eines Organismus tatsächlich 
geschieht, so verliert die Soziologie gerade das, was sie zu einer besondern und 
selbständigen Wissenschaft machen kann.“ 


Kurz, diese ganze biologische Soziologie reicht nicht hinauf bis zum 
Menschen als Menschen, als vernünftigem, freiem, sittlichem Wesen! Mit 
der einfachen Übertragung naturwissenschaftlicher Begriffe (Zelle bei 
Spencer, Anatomie, Physiologie bei Schäffle usw.) auf den Menschen und 
seine geschichtliche Entwicklung ist darum für das wissenschaftliche 
Verständnis wenig oder nichts gewonnen — eher vieles verdorben und 
verloren 2. 

Immerhin wird das reiche ethnologische Material, welches der Forscher- 
fleiß der Spencerschen Schule aufgehäuft hat, auch in Zukunft manchen 
lehrreichen Aufschluß geben können über den Charakter der verschiedenen 
Völker und die Eigenart ihrer sozialen Institutionen. 


48. Die ökonomische Schule oder die Soziologie auf wirtschaftlicher 
Grundlage im Sinne der Marx-Engelsschen Theorie. Ihr zufolge empfangen 
die sämtlichen sozialen, politischen und geistigen Lebensprozesse ihre Be- 
stimmung und Gestaltung durch die Ökonomie, die Produktionsver- 


ı Vgl. hierzu des bekannten Ameisenforschers Erich Wasmann S. J. Schrift: 
Vergleichende Studien über das Seelenleben der Ameisen und der höheren Tiere? (1900); 
Das Gesellschaftsleben im Tierreich 5 ff 13 gegen Büchner (Geistesleben der Tiere 52), 
Cognetti de Martiis (Le forme primitive nella evoluzione economics [1831]) u. a. 

? Vgl. A. Wagners treflliches Urteil „Grundlegung“ 459. 
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hältnisse. Der Irrtum dieser Lehre springt sofort in die Augen, da 
die Produktionskräfte, die hier als das in letzter Linie bestimmende Mo- 
ment der Entwicklung erscheinen, selbst schon das Erzeugnis auch der 
ideellen Triebkräfte im Menschen sind, ja alle treibenden Kräfte des 
geistigen und kulturellen Lebens umspannen und voraussetzen!. Die 
genauere Darlegung und Kritik der ökonomischen Soziologie erfolgt an 
anderer Stelle bei der Besprechung des modernen, Marxistischen So- 
zialismus. 


49. Rückblick. Überschauen wir die verschiedenen Schulen der mo- 
dernen Soziologie? und die wissenschaftlichen Leistungen ihrer Anhänger, 
so können wir nicht umhin, dem Eifer und dem Fleiße, der hier sich kund- 
gibt, die gebührende Anerkennung zuteil werden zu lassen. Auch besitzen 
wir volles Verständnis für das Bestreben, jenes überaus reiche Material, das 
Anthropologie und Ethnographie, Paläontologie und vergleichende Sprach- 
forschung, Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, vergleichende Rechts-, Sitten- 
und Sagenkunde im letzten Jahrhundert aufgehäuft haben, übersichtlich zu 
gruppieren, in einer besondern Disziplin zusammenzufassen, welche sich mit 
der Gesamtheit der sozialen Tatsachen in ihrem Zusammenhange beschäftigt. 
Die christliche Gesellschaftslehre insbesondere durfte von einer wahr- 
haft wissenschaftlichen Geschichtsforschung und empirischen Soziologie 
wertvolle Aufschlüsse und vielfache Förderung erwarten. Um nur ein 
Beispiel zu erwähnen: die neuere Völkerkunde hat sich das unbestreit- 
bare Verdienst erworben, sagt Wilhelm Schneider®, zwei Illusionen 
zu zerstören, den Rousseauschen Traum vom ungetrübten Menschheits- 
ideal auf entlegener Insel oder in einsamer Wildnis, anderseits den 
Glauben deszendenzfreundlicher Phantasten an affenartige Menschenhorden 
im dunkeln Erdteile. „Sowohl das unschuldige ‚Naturkind‘, in welchem 
Rousseau und seine kulturüberdrüssigen Adepten den Idealmenschen er- 
träumten, als ‚jene affenartige Horde‘, in welcher ‚erst der wirklich und 
beharrlich aufrechte Gang statt des watschelnden oder halb vierfüßigen 
der höheren Affen Mode wurde‘*, sind für immer in das Reich der Fabel 
verwiesen.* 

Allein die Erwartungen wurden im großen und ganzen bitter ge- 
täuscht. Der Mangel an gründlicher philosophischer Schulung des Geistes 
rächte sich schwer und konnte am allerwenigsten durch eine affektierte 
Verachtung der Philosophie überwunden oder ersetzt werden. An die 
Stelle gediegener wissenschaftlicher Forschung, die stets vorsichtig und 
bescheiden macht, trat bei gar manchen Soziologen immer mehr eine 


1 Vgl. Histor. Vierteljahrsschrift V. Jahrgang (1902) 242. 

° Von deutschen Schriften seien noch erwähnt: Achelis, Soziologie (1899); 
Eisler, Soziologie (1903). 

5 Die Naturvölker I (1885) Vorwort ım und 6. 

‘ı David Strauß, Der alte und der neue Glaube (1872) 199. 
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außerordentliche Vorliebe für willkürliche:. Konjekturen, Analogien, Miß- 
deutungen, Mißverständnisse, Verallgemeinerungen, haltloso Schlußfolge- 
rungen zu Tage. „Vorerst tummelt sich die junge Wissenschaft wie ein 
munteres Füllen“, meint Ludwig Stein in einer Besprechung der Eislerschen 
„Soziologie“!1. „Sie schlägt mutwillig rechts und links aus, unbekümmert 
um An- und Aberkennung. ... Freuen wir uns, daß es in unserem durch 
“und durch kritischen Wissenschaftsbetrieb noch ein Fleckchen gibt, wo 
man auf jugendlichen Überschwang und zuversichtliche Hoffnungsfreudig- 
keit stößt, wo man den immer seltener werdenden, ebendarum aber um 
so erfrischenderen Mut zur Naivität antrifft.“ Schon recht, wenn nur 
die Oberflächlichkeit der modernen Modedisziplin sich nicht allzu oft und 
allzusehr gerade mit den gefährlichsten und verderblichsten Irrtümern 
verbunden hätte! 

Man hat neuerdings von dem Einfluß der Weltanschauung auf die 
Methode wissenschaftlicher Forschung gesprochen. Ein solcher Einfluß 
besteht ganz ohne Zweifel, nicht im Hinblick auf die elementaren 
Methoden zur Feststellung des Tatsächlichen, wohl aber, sobald die Nor- 
. mierung der Forschungsziele, die Verwertung, Gruppierung, Kombination, 
Beurteilung auch des rein tatsächlichen Materials im Hinblick auf diese 
Forschungsziele in Frage steht. Von vornherein war es ja für die meisten 
modernen Soziologen ausgemacht, daß die geschichtliche Entwicklung 
der Gesellschaft bestimmten Gesetzen unterliegen müsse, und die Er- 
kenntnis dieser Gesetze wurde als die eigentliche Aufgabe der neuen 
Wissenschaft bezeichnet. Dabei verstand man Gesetz, gesetzliche Ent- 
wicklung natürlich ganz im Sinne der materialistischen bzw. pantheistischen 
Weltanschauung. 


50. Soziologie und Evolutionismus. Die Verbindung dieser beiden 
Worte deutet wohl den tiefsten Grund an, warum die moderne Sozio- 
logie, bei allem Fleiß in der Detailforschung, zu einem abschließenden 
System nicht gelangte und nicht gelangen konnte. Sie steht in den 
weitaus meisten ihrer Vertreter unter dem Bann einer unhaltbaren philo- 
sophischen Voraussetzung, jener evolutionistischen Weltanschau- 
ung, wie sie das heutige Denken und Forschen weithin beherrscht. 
Auch als Nationalökonomen haben wir allen Grund, diese Weltanschauung 
ins Auge zu fassen, weil sie ihre düstern, verwirrenden Schatten vielfach 
auf unser Forschungsgebiet geworfen hat. Welt, Menschheit, Gesellschaft 
sind ihr das Produkt eines allgewaltigen Entwicklungsprozesses, der ohne 
Beihilfe eines persönlichen überweltlichen Schöpfers durch eigene, im- 
manente Kräfte und Triebe alles Große und Herrliche im sichtbaren 
Universum hervorzaubert. 


ı! In Julius Wolfs Zeitschrift für Sozialwissenschaft VI. Jahrgang (1903), 
Hft 11, 738, 
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Vergegenwärtigen wir uns kurz den Inhalt jener evolutionistischen 
Lehre, ihre individuell und sozial verheerende Bedeutung, wie sie Cathrein 
mit bekannter Gründlichkeit in den „Stimmen aus Maria-Laach“ dar- 
gelegt hat!. 

Der Evolutionismus ist wesentlich naturalistisch, ein Feind aller Metaphysik 
und alles Supranaturalismus. Die Fragen nach dem Wesen und Ursprung des 
Menschen sind ihm naturwissenschaftliche Probleme, und seine ganze geschicht- 
liche Entwicklung erklärt er aus immanenten Gesetzen und Kräften. Wer den 
Namen Gottes in der Wissenschaft zu nennen wagt, der gilt als rückständig, ist 
in mittelalterlichen Anschauungen befangen. Selbstverständlich bleibt darum auch 
hier jede gottgewollte Teleologie der Weltgeschichte ein ignotum x oder ein meta- 
physisches Idol. 

Die Religion, vor allem das Christentum, betrachtet der Evolutionismus als 
den Inbegriff von Wahngebilden. Die Moral ist ihm ein von Priestern erfundenes 
und durch den Hinweis auf göttlichen Ursprung fälschlich gestütztes System, in 
dem sich allenfalls die zeitlich, geschichtlich herrschende Sitte widerspiegelt. 
Gegen die Religion des verschwommenen Gefühls der Ehrfurcht vor dem unermeß- 
lichen Universum hat man weniger einzuwenden. Ein derartiges Gefühl stellt ja 
weder an den Verstand noch an den Willen praktische Forderungen. . 

Ist so alles Christliche im Menschen zerstört, dann wendet sich der Angriff 
gegen die spezifischen Vorzüge der menschlichen Natur. Der Mensch ist dem 
Evolutionismus zufolge nur ein höher entwickeltes Tier, nicht wesentlich, sondern 
bloß dem Grade nach von den andern Tieren verschieden. Er besitzt keine in 
ihrem Sein und Wirken innerlich vom Stoff unabhängige Seele. Der Glaube an 
eine persönliche Unsterblichkeit ist eitler Wahn. Man spricht auf evolutionisti- 
scher Seite wohl von der Mitarbeit des Menschen am Gesamtwohl oder am 
Kulturfortschritt als dem höchsten, letzten Zweck unseres Lebens. Wo aber ist 
die höhere Instanz, die uns diesen Zweck gegeben? Ist es der stoffliche Atom- 
wirbel oder das monistische All-eins? Der Stoff und die Bewegung erkennen und 
erstreben keine Zwecke. Das All-eins aber umfaßt alles Sein. Es ist das einzige 
Sein. Es gibt kein Sein, das über das All-eins hinausragt, darum auch keinen 
Zweck, der außer ihm als Ziel erstrebt werden könnte. Jede reale Zweckordnung 
setzt eben eine Mehrheit reell verschiedener Dinge voraus, so zwar, daß die einen 
auf die andern hingeordnet werden können. Mag daher immerhin der einzelne 
Mensch sich Zwecke wählen, die ihm gefallen: einen notwendigen Zweck für die 
Gesamtheit der Menschen, ein Ziel des Menschen, der Menschheit gibt es nicht. 
Ist aber das Leben des Menschen zwecklos, dann ist es auch sinn- und wertlos. 

Der Mensch hat nach dem Evolutionismus keine geistige Seele mit freier 
Selbstbestimmung. Er ist darum auch nicht verantwortlich für sein Tun und 
Lassen. Im Menschen sind letztlich keine andern Kräfte wirksam wie in der 
vernunftlosen Natur. Wenn sich da alles nach völlig unabänderlichen Gesetzen 
abspielt, so auch im Leben des Menschen. Der Willensentschluß ist nur das 
notwendige Ergebnis, die Resultante aus allen auf den Willen einwirkenden Kräften 
und Einflüssen, des äußeren Milieus, der inneren Motive und Triebe, so daß unter 


! Die moderne evolutionistische Weltanschauung in ihren Konsequenzen, in den 
Stimmen aus Maria-Laach LXIV (1903) 164 ff. 


8 2. Die evolutionistische Soziologie. 89 


den jedesmal gegebenen Umständen ein anderer Entschluß einfachhin unmöglich 
ist. Von einer wirklichen Schuld des Verbrechers darf man darum nicht mehr 
reden. „Die Begriffe von ‚Schuld‘ und ‚Sühne‘“, sagt Fr. v. Liszt, „mögen in den 
Schöpfungen unserer Dichter weiterleben, wie bisher; strenger Kritik der geläuterten 
wissenschaftlichen Erkenntnis vermögen sie nicht standzuhalten. Damit tritt auch 
der Begriff der Strafe zurück hinter den der heilenden Besserung und der sichernden 
Verwahrung. Die begriffliche Scheidewand zwischen Verbrechen und Wahnsinn 
fällt und mit ihr die starre Herrschaft des Bes ... der strafrechtlichen 
Zurechnungsfähigkeit.“ 

Gibt es keinen Gott, keinen ewigen ee und Richter, ist der Mensch 
nicht frei in seinen Entschlüssen, dann verliert die ganze sittliche Ordnung Halt 
und Stütze. Jede. wahre Gewissenspflicht hat aufgehört. Das Gewissen ist für 
den Evolutionismus nichts anderes als „organisierte und konsolidierte Erfahrung“. 
Spencer schreibt: „Die durch alle früheren Erfahrungen der menschlichen Rassen 
organisierten und konsolidierten Erfahrungen von dem Nützlichen haben ent- 
sprechende Nervenmodifikationen hervorgebracht, die durch fortgesetzte Vererbung 
und Anhäufung zu gewissen moralischen Anschauungen geworden sind, zu Ge- 
fühlen, die rechtem und schlechtem Handeln entsprechen, aber in den individuellen 
Erfahrungen keine Grundlage zu haben scheinen.“ Also keine höhere Autorität 
spricht in dem Gewissen zum Menschen. Das Gewissen als Produkt allmählicher 
Entwicklung und Anpassung sagt uns nur instinktiv, was nützlich sei. Zwar 
wird es als eine Forderung der Arterhaltung, des Gesamtwohles der Menschheit, 
des Kulturfortschrittes bezeichnet, daß man den Aussprüchen des Gewissens, der 
herrschenden „Sitte“ und „Moral“ sich füge. Aber wer verpflichtet mich dazu? 
Vom evolutionistischen Standpunkt aus ist die Menschheit, die Gesellschaft mir 
nur überlegen durch die Zahl der Fäuste; sie kann mich zwingen, aber nicht 
verpflichten. 

Wie es ohne Gott keine- Gewissenspflicht gibt, so in der Tat auch keine 
Autorität, kein Recht, von andern Gehorsam und Unterwerfung zu verlangen. 
Von wem sollte denn irgend ein Mensch das Recht haben, mir zu befehlen, wenn 
es keinen Gott gibt? Man sagt: der Staat hat doch das Recht, zu befehlen. 
Gewiß, wenn es einen Gott gibt, der es ihm verliehen hat. Sonst nicht. Jedes 
Gesetz des Staates, auch das erste Gesetz, durch welches er Gehorsam fordert, 
setzt die Pflicht, zu gehorchen, schon voraus. Diese Pflicht kann der Staat mir 
nicht erst auferlegen. Sie führt sich allein auf den zurück, der vor dem Staate 
war und über dem Staate steht und der durch sein Gesetz alle Menschen, auch 
die Großen und Mächtigen, zum Gehorsam verpflichten kann. 

Fürst Bismarck hat einmal gesagt: „Wie man ohne Glauben an eine ge- 
offenbarte Religion, an Gott, der das Gute will, an einen höheren Richter und 
ein zukünftiges Leben zusammenleben kann in geordneter Weise, das Seine 
tun und jedem das Seine lassen, begreife ich nicht. ... Wenn ich nicht mit 
Gott rechnete, so gäbe ich nichts auf irdische Herren.“ ' Lobeserhebungen auf 
die Schönheit und Erhabenheit der Tugend reichen fürwahr nicht aus, um den 
Menschen zu bestimmen, dauernd seine Privatinteressen denen des Gesamtwohles 
unterzuordnen. Nur das Pflichtgefühl bewirkt diese Unterordnung, daher Gottes 


i Busch, Graf Bismarck und seine Leute während des Krieges mit Frankreich 
I (1878) 209. 
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Gesetz und — die Sanktion dieses Gesetzes. Wehe dem Staat, in dem die Mehr- 
zahl der Bürger kein Pflichtbewußtsein mehr hat, im Sinne der Evolutionisten 
ohne Glauben an Gott, an Gericht und Ewigkeit dahinlebt! Auch die blutigste 
Tyrannei wird den Bestand eines solchen Staates auf die Dauer nicht sichern 
können. Er ist rettungslos verloren. Eine „religionslose“, „selbständige“ Moral 
erweist sich immer und überall nur zu bald als völlig unzulänglich für das prak- 
tische Leben mit seiner rauhen Wirklichkeit! 

Schließlich stellt der Evolutionismus auch alles Denken und alle Erkenntnis 
in den Fluß der Entwicklung. Für ihn gibt es keine ewigen, unwandelbaren 
Wahrheiten. „Die moderne, historisch genetische Denkweise“, sagt Fr. Paulsen, 
„hat die absoluten Wahrheiten überhaupt aufgegeben. ... Die Wirklichkeit ist 
in beständigem Fluß, ihr folgt die Erkenntnis.“ Wie alle Formen des Lebens, 
so sind auch die Formen des Denkens nicht absolute, sondern „historische Kate- 
gorien*. Damit ist jeder Wissenschaft der Lebensnerv abgeschnitten, weil alle 
Sicherheit und Festigkeit des Erkennens aufgehört hat. Man häuft geschichtliche 
Details in rastlosem Schaffen auf Lager. Aber es fehlt die Verschmelzung, der 
höhere Standpunkt, das universale Prinzip, um das bunte Vielerlei zur Einheit 
der Wissenschaft zu verbinden. Was nützt die Ermittlung des gesamten Er- 
fahrungsbestandes, wenn es keinen Ausweg aus dem Labyrinth gibt? 

Man versuchte es mit den Gesetzen der Entwicklung, womöglich im Sinne der 
Naturgesetze. Aber zu einer wirklich brauchbaren Zusammenfassung und Glie- 
derung des überreichen Stoffes hat dieses Suchen nach dem Gesetz keineswegs 
geführt. „Gegenüber den kecken Zuspitzungen und raschen Verallgemeinerungen 
fehlte es nicht an einer überlegenen Kritik, welche besonnen und klar sowohl 
genau festzustellen suchte, in welchem Sinn überhaupt von Gesetzen auf diesem 
' Gebiete (der Soziologie) die Rede sein kann, als wo die Grenzen dieser Gesetze 
liegen.“ ' Und was sagt die Kritik zu den „soziologischen Gesetzen“? Daß diese 
Gesetze, sowohl des Beharrungszustandes wie der Entwicklung, zum mindesten 
von sehr zweifelhafter Bedeutung, „im wesentlichen nur sehr allgemeine Abstrak- 
tionen sind, durch die man eigentlich nichts Neues über die Wirklichkeit erfährt“ ®. 
Die Hypothese von der „Einheit des Gesetzes“ ® in der anorganischen, organischen 
und sozialen Welt wurde von der Naturwissenschaft selbst abgelehnt. Der Versuch 
der Soziologen, sich auf naturwissenschaftlichem Feld einzunisten, hat sie dem 
allgemeinen Spott preisgegeben. Um der Universalität spekulativer Wissenschaft 
zu entrinnen, begnügte man sich mit Plattheiten, ganz allgemeinen Kategorien 
ohne wissenschaftlichen Wert, ja ohne den Dienst einer klaren Veranschaulichung 
soziologischer Fragen und Probleme. 


bl. Soziologische Selbstkritik. Bei diesem eklatanten Mißerfolge 
soziologischer Forschung kann es nicht in Erstaunen versetzen, daß man 
sich in der Verzweiflung sogar des eigenen Elendes rühmt. Wird die 
Soziologie heute für höchst „unreif“ erklärt, so leitet Achille Loria* 


ı Rudolf Eucken, Die Grundbegriffe der Gegenwart* (1893) 186. 

! Lexis, Artikel „Soziologie“ in Elsters Wörterbuch der Volkswirtschaft II 578. 

® Carey, Einheit des Gesetzes in der Natur- und Sozialwissenschaft, übersetzt 
von Stöpel (1898). 

* Die Soziologie 13. 
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daraus einen Beweis und eine günstige Vorbedeutung ihrer zukünftigen 
Größe her: alle großen und schönen Dinge entstehen ja „vor der Zeit“. 
Der Umstand, daß eingestandenermaßen „noch nicht eine Linie 
Wahrheit erreicht sei“, über welche die Soziologen unter sich einig 
geworden, erscheint Loria geradezu als ein Vorzug seiner Wissenschaft!. 
Indem er mit Geringschätzung auf jene Disziplinen hinweist, in denen 
größere Übereinstimmung der Ansichten herrscht, ruft er mit seinerseits 
gewiß aufrichtiger Tragik aus: „Wehe, wenn die Wissenschaften zu Be- 
gräbnisstätten des Gedankens werden, an denen Dogmengerippe hängen, 
während sie still die entmannte Kritik weniger Glossatoren benagt.“ ? 
Auf „soziologischem* Gebiet eröffnet sich der Kritik freilich ein weit 
größerer Nahrungsspielraum als die Aussicht auf bloße „Dogmengerippe“. 
Es bleibt aber zu befürchten — sofern man beachtet‘, wie die Größen 
der jungen Wissenschaft sich gegenseitig selbst zerfleischen — daß hier 
für die Glosse seitens der Kritik von dem schmackhaften Gerichte nicht 
einmal ein Knochen übrig gelassen werde. 

Kurz, solange die moderne Soziologie sich nicht mehr beschränken 
und bescheiden kann als bisher, solange sie sich nicht von den un- 
bewiesenen Voraussetzungen und Dogmen der evolutionistischen Weltan- 
schauung emanzipiert und in aller Aufrichtigkeit auf den Boden der 
realen Wirklichkeit stellt, bleibt sie im wesentlichen zur Unfruchtbarkeit 
verurteilt. Wenn sie aber speziell die politische Ökonomie ohne Zuhilfe- 
nahme irgend eines sozialen Gedankens, eines sozialrechtlichen Vernunft- 
prinzips, lediglich durch die Darlegung der geschichtlich aufeinanderfolgen- 
den Phasen in der Beziehung von Eigentum und Arbeit u. dgl. zur echt 
sozialen Ökonomie umgestalten will, so gilt da erst recht das Wort: Ich 
höre die Mär’ — mir fehlt der Glaube! 

Nach allem versteht man die Berechtigung der wiederholt auf- 
tauchenden 


52. Frage nach der Möglichkeit einer empirischen Soziologie. Unsere 
Meinung ist folgende: 

1. Die Soziologie im Sinne der meisten bisherigen Soziologen, d. i. als 
positive Wissenschaft, welche eine strenge naturwissenschaftliche Gesetz- 
mäßigkeit in allen Beziehungen und Erscheinungen des menschlichen Ge- 
sellschaftslebens nachzuweisen versucht, ist unmöglich wegen der Un- 
möglichkeit ihres Gegenstandes. 

2. Die Soziologie als universale, zusammenfassende Wissenschaft des 
Ganzen der geschichtlich-gesellschaftlichen Wirklichkeit ist kaum mög- 
lich wegen der allzugroßen Ausdehnung ihres Gegenstandes, der seiner 
Natur nach für die verschiedenen Gebiete eine besondere Vorbildung 
voraussetzt. 


ı Ebd. 11. * Ebd. 12. 
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3. Ob sie möglich sei als geschichtliche Durehforschung gesellschaft- 
licher Beziehungen und Erscheinungen unter besonderer Berücksichtigung 
des Zusammenhanges derselben mit dem Ganzen des sozialen Geschehens 
— das lassen wir vorläufig noch dahingestellt. 

Lexis' zählt eine ganze Reihe von Problemen auf, die der Lösung harren, 
z. B. die Frage nach der Bedeutung der großen Männer in der Gesellschaft. 
Verdankt die Technik alles einzelnen Erfindern, oder erscheint der Erfinder ab- 
hängig von seinem sozialen Milieu, und in welcher Weise? Wie sind die Ähn- 
lichkeiten in den Sitten, Gebräuchen und Einrichtungen der verschiedenen Völker 
zu erklären? Wie verhalten sich die einzelnen Rassen in ihren geistigen Fähig- 
keiten nach Erfindung und Nachahmung? Welche Gründe liegen der Verbreitung 
gewisser Verbrechen, sittlicher Mißstände und moralischer Minderwertigkeiten zu 
bestimmten Zeiten und in bestimmten Gegenden zu Grunde? In welchem Ver- 
hältnis stehen Individuen und Gesamtheit bei den verschiedenen Völkern und in 
den verschiedenen Zeit? wie findet die gegenseitige Beeinflussung von Individual- 
und Gesamtbewußtsein statt? Wie geht die Entstehung des Zeitgeistes und der 
öffentlichen Meinung vor sich? usw. 

Die Sichtung, Gruppierung, Systematisierung des reichhaltigen Stoffes wäre 
den Soziologen selbst zu überlassen. Aber sie hätten da wenigstens ein (Gebiet, 
wo die Soziologie als positive, synthetische Wissenschaft vorläufig ihre Zelte auf- 
schlagen und nach Herzenslust der historischen Methode sich bedienen könnte. 


Freilich ist mit der Anweisung des besondern Forschungsgebietes die 
Berechtigung der: Soziologie, als selbständige Wissenschaft zu gelten, 
‘noch nicht erwiesen. Es muß sich zuerst herausstellen, was denn auf 
jenem Gebiete tatsächlich geleistet werden kann und geleistet wird. Da 
findet Diltheys Wort Anwendung: Im ganzen gleicht die Frage, ob irgend 
ein Teilinhalt der Wirklichkeit geeignet sei, von ihm aus bewiesene und 
fruchtbare Sätze zu entwickeln, der Frage, ob ein Messer, das vor mir 
liegt, scharf sei. Man muß schneiden! Eine neue Wissenschaft wird 
konstituiert durch die Entdeckung wichtiger Wahrheit, aber nicht durch 
die Absteckung eines nicht okkupierten Terrains in der weiten Welt von 
Tatsachen. Wir werden daher jedenfalls vorläufig unsere Belehrung noch 
von den verschiedenen Spezialdisziplinen zu erwarten haben, die das ge- 
sellschaftliche Leben gründlich durchforschen. „Wachsende Ausdehnung 
und Vervollkommnung der Einzelwissenschaften, nicht eine unklare 
und verschwommene einzige große Sozialwissenschaft oder Soziologie!“ 
(A. Wagner). 

Kann man nicht Philosoph sein, so möchte man es wenigstens als 
Prophet versuchen. Aber auch im Prophetenmantel ist die moderne Sozio- 
logie eine komische Figur geblieben. Alles, was die soziologischen Pro- 
pheten uns in Bezug auf die Zukunft sagen können, bleibt doch nur eine 
sehr vage „Konjektur über futurale Probabilitäten“. Niemals erhebt sich 


ı Vgl. Wörterbuch der Volkswirtschaft II 580. Auch Faßbender im Staats- 
lexikon der Görres-Gesellschaft V*® 107. 
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die soziale Dynamik zu wirklicher Universalität. Versteht es die em- 
pirische Soziologie nicht, sich auf das Besondere zu beschränken, so wird 
sie regelmäßig zur bloßen Phantasie über vergangene und zukünftige Ge- 
schichten 1. Sehr übel steht der empirischen Soziologie daher die zur 
Schau getragene Verachtung der theoretischen Gesellschaftslehre an. Ohne 
Zweifel gewinnt auch die philosophische Soziologie — um es noch ein- 
mal zu sagen — durch gebührende Rücksicht auf tatsächliche Ergebnisse 
der empirischen Durchforschung des Gesellschaftslebens. Schon allein die 
Stärkung der geschichtlichen Auffassung, die Erkenntnis, daß mit der 
Entwicklung abstrakter Prinzipien noch nicht alles erreicht ist, und daß 
die Anwendung der Grundsätze das konkrete, geschichtliche Milieu stets 
zu beachten hat, wird für die theoretische Gesellschaftslehre von großem 
Werte sein. Dann aber — diesen richtigen geschichtlichen Takt voraus- 
gesetzt — haben wir denn doch von der theoretischen Gesellschaftslehre 
viel mehr an universaler Belehrung zu erwarten als von der empirischen 
Soziologie. In prinzipiellen Fragen kann letztere uns nicht helfen, und 
mit neuen, praktisch wertvollen Wahrheiten hat sie bis zur Stunde unsere 
Erkenntnis nicht bereichert — weil sie eben vielfach windigen Phan- 
tomen Zeit und Mühe geopfert hat. 

Wundt? glaubt vor der Gefahr warnen zu müssen, daß die philosophische 
Soziologie den positiven Sozialwissenschaften (Ethnologie, Demologie bzw. Sta- 
tistik, Staatswissenschaft) gegenüber nicht etwa in die nämliche unhaltbare 
Stellung komme, wie sie die Geschichtsphilosophie der Universalgeschichte gegen- 
über einnehme: „Gerade so wenig wie jene Geschichtsphilosophie, die nichts 
anderes als eine von philosophischen Bemerkungen begleitete Weltgeschichte ist, 
neben der wirklichen Geschichte auf eine selbständige Aufgabe Anspruch erheben 
kann, gerade so wenig ist das bei einer Soziologie der Fall, die im einzelnen 
nichts bietet als einen allgemeinen Abrik der schon bestehenden allgemeinen 
Sozialwissenschaften, je nach Umständen mit besonderer Bevorzugung der einen 
oder andern unter ihnen und mit hinzugefügten allgemeinen Ergebnissen.“ Allein 
diese Ausführungen richten sich nur gegen eine bestimmte Art sog. „philosophi- 
scher“ Soziologie, jene nämlich, welche auf die zur Domäne der Einzelwissen- 
schaften gehörigen Tatsachen gerichtet ist und zugleich die Tendenz verbirgt, 
diese Tatsachen „willkürlich“ nach frei gewählten Gesichtspunkten zu verbinden. 
Eine philosophische Behandlung der von den Einzelwissenschaften stillschweigend 
vorausgesetzten allgemeinen Begriffe und Prinzipien hat aber auch der Lehre des Leip- 
ziger Philosophen zufolge „ihr gutes Recht“. Ebensowenig läßt sich eine Geschichts- 
philosophie abweisen, die, statt von „willkürlichen“* Voraussetzungen auszugehen, 
auf gediegener wissenschaftlicher Unterlage sich aufbaut. 


53. Neue Vorschläge zur Rettung der empirischen Soziologie. Ganz 
kurz seien hier noch einige Versuche erwähnt, die Frage der Existenzberechtigung 
der Soziologie als selbständiger Wissenschaft durch genauere Umgrenzung ihres 


! Defourny, La Sociologie positiviste (1902) 351. 
* Logik II: Methodenlehre, 2. Abt.* (1895) 446 f. 
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Forschungsgebiets zu entscheiden. So meint z. B. A. D. X&nopol in seinem 
Werke „Les principes fondamentaux de l’histoire“ !, die Soziologie möge sich auf 
die Wiederholungsvorgänge (phenom&nes coexistants) beschränken, d. h. auf die 
Untersuchung jener Vorgänge, die keine Veränderungen zeigen, wenn wir sie an 
diesem oder jenem Orte, zu dieser oder jener Zeit beobachten. Die Geschichte 
dagegen habe es mit sukzessiven Tatsachen (phenom£nes successifs) zu tun, die sich 
im Laufe der Zeit verändern. Zu beachten bleibt dabei, daß nur das metaphysisch 
Allgemeine und das physisch Notwendige im Menschenleben unverändert wieder- 
kehrt, die konkrete, geschichtliche Verkörperung dagegen auch bei Wiederholungs- 
vorgängen 'mancherlei Veränderungen zuläßt und aufweist. Im übrigen scheint 
uns Xenopols Vorschlag doch eher die Existenzberechtigung verschiedener posi- 
tiver soziologischer Disziplinen als die einer einzigen universalen Soziologie zur 
Diskussion zu stellen. 

Auch von anderer Seite wurde die Frage nach der Berechtigung der So- 
ziologie als einer besondern Wissenschaft neuerdings behandelt, so z. B. in 
der Voraussetzung, daß sich die soziologische Forschung mit der Aufdeckung 
sozialpsychischer Elementarvorgänge begnüge, im affırmativen Sinn entschieden ?. 
Nach Willy Hellpach, einem Schüler Wundts, ist die Soziologie, wie sie von 
Comte über Spencer und Tarde hinweg bis in die Gegenwart hinein sich gestaltet 
hat, niemals eine „ganz bodensichere Disziplin* gewesen: „Wenn man Volkswirt- 
schaftler, Anthropologen, Historiker, Psychologen über die Soziologie sprechen 
hört, so geschieht es gewöhnlich mit einem überlegenen Lächeln, das so viel be- 
deutet wie: diese sog. Wissenschaft trägt ja doch nur zusammen, was wir finden. 
In der Tat verbindet man mit dem Namen Soziologie heute einen bloßen Sammel- 
begriff, und der Soziologe gilt, leider nur mit zu viel Recht, als ein Mann, der 
aus allen möglichen Natur- und Geisteswissenschaften Tatsachen entnimmt, um 
mit ihnen eine von ihm ausgeheckte — Sozialphilosophie plausibel zu machen.“ ® 
Dem würde abgeholfen sein, meint Hellpach, wenn innerhalb der sozialpsycho- 
logischen Forschung zwischen Soziologie und Geschichte eine feste, klare Arbeits- 
teilung durchgeführt wäre. Beide, Soziologie und Geschichte, haben es mit den 
sozialpsychischen Tatsachen (dem Gesamtbewußtsein, dem Gesamtwollen gesell- 
schaftlicher Gruppen und den hierauf sich zurückführenden Wirkungen, Institu- 
tionen u. dgl.) zu tun, aber in verschiedener Weise: die Soziologie beschreibt 
und zerlegt die sozialpsychischen Erscheinungen und will durch analysierende 
Betrachtung zu gewissen letzten sozialpsychischen Elementen, zu nicht weiter 
vergleichbaren Bestandteilen, zu Unähnlichkeiten gelangen; sie schafft elementar- 
begriffliche Erkenntis. Die Geschichte dagegen will die sozialpsychischen Vor- 
gänge in ihrer Entwicklung beobachten; sie sucht die Ähnlichkeiten in den 
Synthesen der sozialpsychischen Elemente zu vergleichen, Regelmäßigkeiten zu 
verzeichnen und Entwicklungsgesetze festzustellen. 

Ob nun diese Arbeitsteilung innerhalb der sozialpsychologischen Forschung 
zwischen positiver Soziologie und Geschichte wirklich eine klare und zweckmäßige 
Scheidung des Stoffes der beiderseitigen Untersuchungen bedeutet, wagen wir kaum 
zu bejahen. Jedenfalls wird die Soziologie sich damit durchaus nicht begnügen, 


1 1899. 
2 W. Hellpach, Die Grenzwissenschaften der Psychologie (1902) 470 ff. 
» Ebd. 478. 
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was hier ihr zugewiesen ist. Sie nimmt ja gerade für sich die Erkenntnis der 
Entwicklungsgesetze des Gesellschaftslebens in Anspruch, will die Evolution der 
Gesellschaft aus den einfachsten Elementen, aus der Zelle heraus erforschen und 
darstellen, will die Synthese mit der Analyse verbinden, um eben Soziologie zu 
sein und zu bleiben. 

Doch sei dem, wie ihm wolle, der Vorschlag, wie ihn Hellpach formulierte, 
lenkt unsere Aufmerksamkeit auf die Bedeutung, die den sozialpsychischen Kräften 
für die Entwicklung der Völker von Karl Lamprecht und seinen Anhängern 
zuerkannt worden ist. 


8 3. 


Der Evolutionismus auf sozialpsychischer Grundlage. 


Literatur: Lamprecht, Was ist Kulturgeschichte? Beitrag zu einer empiri- 
schen Historik, in der Deutschen Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, N. F. I (1896 
bis 1897) 75 ff. Vgl. desselben Aufsatz: Individualität, Idee und sozialpsychische Kraft 
in der Geschichte, in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik, III. Folge 
XII (1897) 880 ff, gegen Felix Rachfahls Aufsatz: Über die Theorie einer „kollek- 
tivistischen* Geschichtswissenschaft, in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik, 
III. Folge XII 659 ff. — Lamprecht selbst verweist auf E.Hannak, Lamprechts Deutsche 
Geschichte und die neue Richtung in der Geschichtswissenschaft, in der Zeitschrift für die 
österreich. Gymnasien 1897, Hft 4, 293 ff. — G. Schnürer, Lamprechts Deutsche 
Geschichte, im Histor. Jahrbuch der Görres-Gesellschaft 1897, 88 ff. — H. Pirenne, 
Une Pol&mique historique en Allemagne, in der Revue historique 1897. — Gegen Lam- 
precht richten sich unter andern die Aufsätze von Meinecke in der Histor. Zeitschrift 
LXXVII 262 £; Hintze ebd. LXXVIII 60 ff; Below ebd. LXXXI 198 ff; Rachfahl 
in den Jahrbüchern für Nationalökonomie etc., III. Folge XIII 659 ff usw. 


54. Darlegung und Erklärung des sozialpsychischen Evolutionismus. 
Wir folgen hierbei den Angaben, wie sie Lamprecht selbst in den Jahr- 
büchern für Nationalökonomie über seine Theorie gemacht hat. Dieselbe 
läßt sich in folgende Sätze zusammenfassen : 


1. Auf geschichtlichem Gebiet wissenschaftlich arbeiten heißt soviel als in 
möglichst großem Umfang auf den geschichtlichen Stoff das Prinzip notwendiger 
oder regelmäßiger Verbindung von Ursache und Wirkung zur Anwendung bringen. 

2. Man hat empirisch zunächst eine physische und eine psychische Kausa- 
lität zu unterscheiden; erstere ist quantitativen, letztere qualitativen Charakters. 
Beide Kausalitäten sind empirisch notwendig, d. h. einer bestimmten, genügend 
isolierten Ursache entspricht bei ihnen, soweit unsere Erfahrung reicht, stets 
dieselbe Wirkung. 

3. Über die genannten Kausalitäten hinaus lassen sich empirisch noch zu- 
sammengesetzte Kausalverhältnisse feststellen, so zwar, daß auf gewisse zusammen- 
gesetzte Erscheinungen regelmäßig gewisse andere Erscheinungen folgen. Als 
Analogien hierzu dienen Lamprecht meteorologische oder biologische Vorgänge 
(z. B. die des Wachstums, des Erblühens, Absterbens usw.). 

Die Kausalität, die in jenen zusammengesetzten Verhältnissen zur Geltung 
kommt, nennt Lamprecht ganz allgemein „statistische Kausalität“. Dieselbe 
wird festgestellt durch die „statistische Induktion“, d. i. jede vom Gesetz der 
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großen Zahl ausgehende schätzungsweise Induktion überhaupt, nicht bloß durch 
eine seit etwa zwei Generationen methodisch entwickelte zahlenstatistische Induktion. 

Die „statistische Kausalität“ ist eine bedingte, d. h. sie tritt zwar mit not- 
wendiger Regelmäßigkeit ein, aber nicht mit absoluter Stetigkeit. Sie birgt 
nämlich in ihrer Zusammensetzung auch solche einfachen Kausalverhältnisse, die 
wir nicht oder noch nicht mit vollkommener Erfahrung übersehen. 

4. In der Geschichte handelt es sich um die Lebensäußerungen des einzelnen 
und der Masse. Der einzelne wie die Masse unterliegen der physischen und 
der psychischen Kausalität. 

5. Betrachte ich das Leben des einzelnen als Schauplatz von Strebungen 
und Einflüssen, so kommt auch hier die statistische Kausalität in Betracht. Aus 
der Beobachtung seines Verhaltens in verwandten Fällen kann man nämlich durch 
statistische Induktion, indem man das Gemeinsame seines Verhaltens in ungefährer 
Schätzung heraushebt, bestimmte Eigenschaften abstrahieren. Die Summe dieser 
Eigenschaften wird dann als Komplex des Charakters gesetzt und aus dessen 
Art auf die wahrscheinliche Motivation des Handelns gefolgert. Mit andern 
Worten: der einzelne wird als Erscheinungskomplex betrachtet, für den die Regel- 
mäßigkeit eines bestimmten kausalen Auswirkens als empirisch feststehend und 
notwendig angenommen wird. 

In diesem Typ des einzelnen läuft aber zweierlei zusammen, nämlich einer- 
seits die generellen Art- und Zeiteigenschaften, anderseits die speziellen, die in- 
dividuellen Eigenschaften. Die Art- und Zeiteigenschaften bedingen allgemein 
menschliches Handeln, Handeln nach dem Unterschied des Alters, des Volkes usw.; 
die singulären Eigenschaften bilden hierzu ein Komplement, das nur in diesem 
einen Individuum in dieser Art und in dieser Kombination vorhanden ist. 

Man hat den Komplex dieser speziellen Eigenschaften wohl hypostasiert und 
als Kern des einzelnen, als seine „Persönlichkeit“ angesprochen. Eine solehe 
Auffassung, der Begriff der Individualität im prägnanten Sinn, überschreitet die 
unmittelbare Erfahrung, so leicht sie sich auch als Forderung künstlerischer 
Geschichtsdarstellung und Folge gewisser metaphysischer Vorstellungen ein- 
stellen mag. 

6. Wendet man dasselbe Verfahren statistischer Induktion gegenüber der 
Masse an, so gelangt man auch da zu einem analogen Ergebnis wie auf bio- 
graphischem Gebiet gegenüber der Einzelperson. Die Masse erscheint in ihren 
statistisch festgestellten Eigenschaften als Typ, und die Regelmäßigkeit ihrer 
Lebenswirkungen ist notwendig. Man denke nur an die Konstanz der physischen 
und der sittlichen Lebensäußerungen großer Massen, wie Bevölkerungs- und Moral- 
statistik sie festgestellt haben . Aber auch bei der Masse sind spezielle Eigen- 
schaften von generellen, Art- und Zeiteigenschaften zu unterscheiden. Die Nation 
z. B., die wichtigste aller geschichtlichen Massenerscheinungen, ist in ihrem 
Handeln bestimmt auf der einen Seite von dem Nationalcharakter, auf der andern 
Seite von dem generell Menschlichen sowie dem Zeitalter. Die speziellen Eigen- 
schaften sind auch hier als nationale Individualität im prägnanten Sinn, als 
„Volksseele“ hypostasiert worden unter dem Einfluß metaphysischer, vornehmlich 
pantheistischer Ideen sowie des künstlerischen Bestrebens, Massenäußerungen, 


! Vgl. demgegenüber F. van Calker, Strafrecht und Ethik (1897) 7 fl. 
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besonders auf geistigem Gebiet, in mystisch-romantischer Weise als unmittelbares 
Produkt dieser „Volksseele* hinzustellen. 

7. Wie der biologische Prozeß des einzelnen in bestimmten Stufen sich voll- 
zieht, die ineinander übergehend in keiner andern als der erfahrungsmäßigen 
Reihenfolge verlaufen, so lassen sich auch rein empirisch, ebenfalls auf dem Wege 
statistischer Induktion, Entwicklungsstufen der Massen, speziell der Nationen, 
feststellen. Und diese folgen im Falle des vollen Auslebens der Massen wie im 
vollen Ausleben des einzelnen mit verwandter Regelmäßigkeit aufeinander. Sie 
sind als Wirtschaftsstufen schon früher aufgestellt worden. Lamprecht macht den 
Versuch, sie für das Gesamtleben der Nationen festzustellen. 

8. In analoger Weise wie die Lebensalter das Tun des einzelnen, so be- 
herrschen die Stufen der nationalen Massenentwicklung das Handeln der Nationen. 
Da aber die Massen sich aus den einzelnen zusammensetzen, so beherrschen die 
nationalen Entwicklungsstufen zugleich auch mit die Lebenswirkungen des ein- 
zelnen. Die persönliche Initiative selbst des gewaltigsten Einzelmenschen ist in die 
Wirkungen der nationalen Entwicklungsstufe, in der er lebt, als in unübersteig- 
bare Notwendigkeiten eingeschlossen. So kann z. B. niemand in einem Volke von 
voller typischer Entwicklung ein Zeitalter der Naturalwirtschaft allein durch seine 
persönliche Initiative umwandeln in ein Zeitalter der Geldwirtschaft. 

9. Sind die Einzelpersonen in den Einfluß ihrer Entwicklungsstufe notwendig 
eingeschrieben, so folgt, daß eine geschichtliche Disposition niemals von den 
Taten einzelner Personen als Marksteinen ausgehen darf. Sie darf vielmehr nur 
nach der Abwandlung der obersten Begebenheiten, d. h. der typischen Stufen des 
nationalen oder sonst größten Massenwerdens erfolgen. Eine solche Disposition 
ist dann auf den Verlauf der Geschichte jeder Nation, die sich wirklich auslebt 
oder ausgelebt hat, in analoger Weise so anwendbar wie die Disposition nach 
Jugend, Manneszeit, Alter jeder Biographie schließlich zu Grunde liegt. 

Wie verläuft nun aber diese typische nationale Entwicklung? 

10. Charakteristisch, sich überall wiederholend ist für den Verlauf der re- 
gulären nationalen Entwicklung die Abfolge gewisser Kulturzeitalter. Jedes Zeit- 
alter wird gekennzeichnet durch einen ganz bestimmten Habitus der in ihm 
lebendigen gesamtpsychischen Kräfte, wie sie sich in Wirtschaft und Recht, in 
Kunst und Wissenschaft, in Glauben und Kultus, wie in jeglicher Äußerung der 
Kultur, aussprechen, und jedes dieser Zeitalter geht langsam, in bestimmter Regel 
und in einer notwendigen Reihenfolge in ein darauffolgendes über. 

Die Entwicklungsreihe, wie Lamprecht sie annimnt, ist diese: 


I. Geistige Kultur. 


Animismus ! | Symbolismus | Typismus | Konventiona- | Individualis- | Subjektivis- 
Urzeit Vor Säk. 10 | Säk. 10—13 lismus mus mus 
Säk. 13—15 | Sak. 15—18 | Sakulum 19. 


ı Der „Animismus* oder der Seelen- und Geisterglaube, der sich bei gewissen 
Naturvölkern findet, ist nicht Ursprung aller Religion. Seelen-, Ahnen- und Geister- 
kult treten vielmehr, soweit sich feststellen läßt, regelmäßig zu einer bereits be- 
stehenden Religion hinzu (Borchert). — Auch Spencer handelt von der Religionsstufe 
des Animismus — eine Fortbildung der Comteschen Theorie über Fetischismus (Gothein). 

Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I. 7 
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II. Materielle Kultur. 


a————————————— nn 
Kollektivi- | Individuali- Natural- Natural- Geld- Geld- 
stisch-okku- | stisch-okku- | wirtschaft mit! wirtschaft mit | wirtschaft mit | wirtschaft auf 
patorische patorische | kollektivisti- | individualisti-| gemeinwirt- | individualisti- 
Wirtschaft | Wirtschaft | schem Vor- | schem Vor- | schaftlicher | scher Basis’. 

gehen gehen Bewältigung 
des Handels 
Damit wäre der sozialpsychische Evolutionismus, soweit er wet von 
Bedeutung ist, genügend gekennzeichnet. 


55. Beurteilung. Nicht vom Standpunkt der Geschichtewissenschaft 
treten wir an die Prüfung der Lamprechtschen Lehre heran. Ob z. B. der 
Tadel, wie er gegen Gobineau in Frankreich, Carlyle in England, Ranke 
und seine Schule in Deutschland erhoben wurde — der Vorwurf nämlich 
einer einseitig individualistischen, heroischen, diplomatischen Geschichts- 
auffassung — berechtigt sei oder nicht, darüber zu befinden steht 
uns nicht zu. Auch urteilen wir nicht über die Frage des Verhältnisses 
der Lamprechtschen Lehre zu den Rankeschen Ideen?. Es kommen hier 
vielmehr ausschließlich diejenigen Lehrpunkte in Betracht, die in hervor- 
ragendem Maße das Interesse des Soziologen und Nationalökonomen be- 
anspruchen. Da ist aber gerade die Frage über das Verhältnis des 
Individuellen zum Allgemeinen, die Anerkennung und Erhaltung 
des Individuellen, nicht auf Kosten, sondern zum Wohle des Ganzen, für 
uns von entscheidender Wichtigkeit. 

Die Psychologie des Rationalismus, sagt Lamprecht®, kannte nicht 
den Begriff der natürlichen Gesellschaft, nicht den der Nation als der 
vollendetsten Art aller natürlichen Gesellschaften, behandelte die gesell- 
schaftlichen Einrichtungen als willkürliche, durch die Einzelpersonen vom 
Nützlichkeitsstandpunkt aus geschaffene Institute. Ihr Hauptcharakteristi- 
kum ist die Lehre vom Staatsvertrag. Jenseits der Vertragsgenossen- 
schaften kennt sie nur noch den Begriff der Menschheit. Doch nicht bloß 
bei den französischen Rationalisten dominiert das Individuale. Nach v. Hum- 
boldt bewegt das Individuum allein, und zwar der Zweck jedes einzelnen 
Individuums für sich, nicht der Gesamtheiten, die geschichtliche Welt — 
und die großen Individuen beherrschen sie. 


ı Histor. Zeitschrift LXXXI 256 f. „Der Leser lächelt über diese wunderlichen 
Einteilungen. So schlechte geschichtsphilosophische Konstruktionen hat doch nie jemand 
aufgestellt. Wie kann man für die einfache Tatsache, daß im Mittelalter das individuelle 
Leben und Denken strenger gebunden ist, einen so abstrusen Ausdruck finden!... 
Scherer sagt von Hegel, daß ‚er gewisse äußerliche Beobachtungen über den geschicht- 
lichen Werdeprozeß geschickt formulierte und generalisierte‘. Läßt man das Wort ‚ge- 
schickt‘ fort, so ist ungefähr Lamprecht gezeichnet.“ Dieses Urteil G. v. Belows ist 
scharf; darf man es ungerecht nennen ? 

® Vgl. v. Below, Die neue historische Methode, in der Histor. Zeitschrift LXXXI 
(1898) 198 f. 

® Deutsche Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, N. F. I 77 96. 
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Aber angenommen, der Tadel, den Lamprecht hier ausspricht, wäre 
vollkommen begründet, hätte es dann nicht genügt, auf die organische 
Verbindung des Individuums mit der Gesellschaft, seines Lebens mit dem 
Leben der gesellschaftlichen Gruppe, auf die Stellung des Staates zwischen 
Individuum und Menschheit, der Gesellschaft zwischen Individuum und 
Staat usw. hinzuweisen? War eine Geschichtsauffassung notwendig, welche 
die Bedeutung des Individuums für die geschichtliche Entwicklung ungebühr- 
lich herabdrückt, überdies dasselbe einer Notwendigkeit unterwirft, die 
seine Freiheit nahezu beseitigen würde? War es erforderlich, eine so 
problematische Theorie von Entwicklungsstufen aufzustellen, die auch der 
Individualität der einzelnen Nation wie den Besonderheiten äußerer Ein- 
flüsse und Schicksale kaum genügend Rechnung trägt? 

Versetzen wir uns einen Augenblick wieder in den Gedankengang 
Lamprechts zurück: 

Wenn eine Mehrheit von Menschen etwas gemeinsam fühlt, sich vor- 
stellt, will, so entsteht ein Gesamtgefühl, eine Gesamtvorstellung, ein 
Gesamtwille Ein solcher Gesamtkomplex von gemeinsamen Vorstellungen, 
Begriffen, Gefühlen, Strebungen findet sich in jeder sozialen Bildung, vom 
kleinsten Vereine bis zum mächtigsten „sozialnatürlichen Gebilde“, der 
Nation, und bis zum mächtigsten „sozialkulturellen Gebilde“, dem Staate. 
Sie erscheinen und wirken hier als sozialpsychische Kräfte, unter deren 
kausalem Einflusse der Mensch steht, und zwar nach dem Gesetz der 
Notwendigkeit.e. Man wird demnach bei den geschichtlichen Tatsachen 
zwischen einer kollektivistisch-notwendigen und einer individual-freiheit- 
lichen Reihe zu unterscheiden haben. Für das Gebiet des Singulären, 
des individuellen Handelns, insbesondere der eminenten Persönlichkeiten, 
möge immerhin der Begriff der Freiheit noch Verwendung finden. Handelt 
der Mensch aber nicht auf Grund seiner individuellen Eigenschaften, 
sondern als Mitglied der Nation, der sozialen Gruppe, dann erscheint er 
nach Lamprecht von der Notwendigkeit des Generellen beherrscht. 
Die sozialpsychischen Kräfte sind viel stärker als die individualpsychischen. 
Ja ihr Übergewicht ist so groß, die Freiheit des Individuums ihnen 
gegenüber so gering, daß die „Frage nach der Möglichkeit gesetzmäßiger 
Entwicklungsstufen der Kulturen“ nicht verneint werden darf!. Mit dem 
Generischen, Notwendigen aber hat es die Geschichtswissenschaft zu tun. 
Hier findet sie die treibenden Kräfte, die empirischen Gesetze der 
Entwicklung. Das Individuelle bildet mehr oder minder nur ein bloßes 
Annex der Menschheitsgeschichte. So kämen wir dann schließlich zu 
jener bestimmten Reihenfolge der Kulturzeitalter, die angeblich bei 
jedem normal entwickelten Volke wiederkehrt, wie die Wachstumsphasen 
im Leben des Organismus’. 

ı Vgl. Zukunft XVIII 23 f£. Histor. Zeitschrift LXXXI 226 ff. 


2 Vgl. Goldfriedrich, Die historische Ideenlehre in Deutschland (1902). Dazu 
Rachfahls Kritik in Wolfs Zeitschrift für Sozialwissenschaft VI. Jahrg. (1903) 646 ff. 
7 * 
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Im Interesse der Wahrheit und Gerechtigkeit soll hervorgehoben 
werden, daß Lamprecht die Gesetze der geschichtlichen Entwicklung 
formell und ausdrücklich nicht im Sinne strikter „Naturgesetze“ versteht. 
Er spricht von „statistischer Kausalität“, die sich nicht mit absoluter 
Stetigkeit verbinde!. Allein die von ihm behauptete „Regelmäßigkeit“ 
ist und bleibt denn doch eine „notwendige, „unübersteigbare”. Ja man 
darf Rachfahl beistimmen, wenn er sagt, der eigentliche Kernpunkt der 
Lamprechtschen Theorie liege in der Behauptung, daß diese Notwendig- 
keit ein empirisch gegebenes Kriterium der Kausalität auf dem Ge- 
biete der „generischen“ oder „kollektivistischen“ Handlungen in der 
Menschheitsgeschichte sei. Gerade dadurch aber tritt das Individuum 
allzusehr hinter der Masse zurück, wird die individuelle Selbst- 
bestimmung allen Einschränkungen zum Trotz mehr als zulässig den Ein- 
flüssen der nationalen Gesamtheit unterworfen. 

Ohne Zweifel kommt der Mensch für die geschichtliche Auffassung 
auch als Gattungsexemplar in Betracht. Aus der vernünftigen 
Menschennatur heraus versteht man, daß es überhaupt eine geschicht- 
liche Entwicklung für die Menschen gibt, versteht man die Allgemeinheit 
gewisser Tendenzen , versteht man, daß die Menschen Schriftzeichen 
bilden, Werkzeuge formen usw., versteht man selbst kompliziertere Tat- 
sachen des Völkerlebens, z. B. daß die Menschen den Staaten eine 
Verfassung geben, wie sie dem Umfange des Staates entspricht u. dgl.? 

Allein das genügt Lamprecht nicht. Er will empirische Gesetze 
der nationalen geschichtlichen Entwicklung haben. Darum sucht er nach 
generellen Kräften, unter deren kausalem Einfluß der Mensch gewisser- 
maßen zum zweitenmal ein Gattungsexemplar wird, nach jenen 
sozialpsychischen Kräften, die in letzter Linie auch die kausale 
Abfolge seiner Kulturzeitalter als notwendiger Entwicklungsstufen in der 
gesamten Völkergeschichte erklären müssen: „Die sozialpsychischen Ent- 
wicklungsstufen sind die Entwicklungsstufen des geschichtlichen Lebens 
im Verlaufe der nationalen Geschichte überhaupt: sie sind typisch.“ 3 

Hier also — bei der Prüfung jener sozialpsychischen Kräfte 
— hat die Kritik vor allem einzusetzen. 

1. Sind die Einwirkungen der „sozialpsychischen“* Kräfte auf den 
Menschen erfahrungsgemäß so mächtig, daß er infolge dessen wiederum 
im neuen Sinn als ein Gattungsexemplar erscheint und handelt, daß jeder 
unter dem Einfluß derselben Kräfte mit einer gewissen Notwendigkeit 
ebenso handeln muß wie der andere? Ist das Individuelle bloß ein Annex 
der Menschheitsgeschichte ? 


ı Über historische Gesetze vgl. auch Wundt, Grundzüge der physiologi- 
schen Psychologie III (1903) 791 ft. 

* Hintze in den Jahrbüchern für Gesetzgebung 1897, 801 (35). Histor. Zeitschrift 
1898, 239. 

8 Deutsche Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, N. F. 1109 f. Zukunft XVII 80 £. 
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2. Sind die für den geschichtlichen Verlauf der nationalen Entwick- 
lung entscheidenden Kräfte durchweg der Nation immanent? 

Das sind die beiden Fragen, die uns hier beschäftigen. Die erstere 
erfordert eine ausführlichere Untersuchung. 

Das Individuum und die sozialpsychischen Kräfte. Das gekennzeich- 
nete Abhängigkeitsverhältnis betrifft a) die wirtschaftlichen Lebensbedin- 
gungen, b) den intellektuellen Besitz, c) die sittlichen Anschauungen. 

a) Innerhalb der wirtschaftlichen Lebensbedingungen für ein 
gesellschaftliches Ganze findet sich gar manches, dem gegenüber das Indivi- 
duum als solches sich fügen oder einfügen muß. Die Lage des Territoriums, 
wo man wohnt, das Klima u. dgl. kann nicht einmal die Gesamtheit ändern. 
Dann gibt es mancherlei Wirkungen, die nur durch eine Verbindung der 
Kräfte erreichbar sind. Die Arbeitsvereinigung ist gewiß eine Notwendig- 
keit mit Rücksicht auf die Erhaltung, Entwicklung, den Fortschritt als 
Zweck. Sie verbindet und organisiert die individuellen Kräfte, bildet eine 
machtvolle Gesamtkraft aus der vereinigten Kraft der einzelnen zur Über- 
windung äußerer Widerstände u. dgl. Aber ist sie eine soziale Kraft im 
Sinne der Lamprechtschen Theorie, eine Kraft, welche die Individuen in 
kausaler Weise beherrscht und als bloße Gattungsexemplare erscheinen 
läßt? Wer wollte das behaupten? wer verkennen, daß die Kausalität der 
vereinigten Kraft die Individualität nicht absorbiert, sondern bloß ver- 
wertet, daß keine andere Ursache zur Vereinigung der individuellen Kräfte 
in letzter Linie führt als die in den einzelnen Individuen vervielfältigte 
soziale Natur, die praktische Vernunft, die für Erreichung ihrer wirtschaft- 
lichen Zwecke, Befriedigung der Bedürfnisse, die rechten Mittel wählt? Daß 
der Mensch durch seine Natur auf das Zusammenleben und Zusammen- 
wirken angewiesen ist — das sind Antriebe, die von allem Gesellschafts- 
leben vorausgesetzt werden, nicht aber „Triebkräfte“, die erst aus dem 
Gesellschaftsleben hervorgehen oder in demselben zur Entstehung ge- 
langen. 

Die Abhängigkeit des einzelnen Menschen von allgemeinen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen und Zuständen tritt besonders klar in die Erscheinung 
überall da, wo jene Zustände als Ergebnis einer längeren Entwicklung 
sich darstellen. „Niemand kann in einem Volke von voller typischer 
Entwicklung ein Zeitalter der Naturalwirtschaft allein durch seine persön- 
liche Initiative umwandeln in ein Zeitalter der Geldwirtschaft“, sagt Lam- 
precht!. Derselbe Gedanke kehrt mehrfach in seinen Darlegungen wieder: 
Karl der Große habe in seinem naturalwirtschaftlichen Zeitalter keine 
Geldwirtschaft aus dem Boden stampfen, Bismarck uns nicht in ein Hirten- 
leben zurückführen können usw.2 Große, geniale, bahnbrechende Männer 
können vieles, aber nicht alles. Ein Napoleon vermochte der französischen 


ı Jahrbücher für Nationalökonomie, II. Folge XIII 885. 
* Zukunft XVIII 28. 
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Revolution eine Richtung zu geben, die sie ohne ihn nicht gehabt hätte. 
Allein die Franzosen zu einem Hirtenvolke zu machen, dazu wäre er aller- 
dings außer stande gewesen. Was naturgemäß nur auf dem Wege 
einer allmählichen Entwicklung erreicht wird, das vermag eben 
kein einzelner Mensch, auch der gewaltigste Heros nicht, plötzlich und 
unvermittelt ins Dasein zu rufen. Ein Karl der Große hätte darum 
ganz gewiß nicht die Gesellschaft seiner Zeit aus der Natural- in die 
Geldwirtschaft überführen können. Allein so etwas ist hier gar nicht in 
Frage. Es handelt sich darum, ob die allmähliche Entstehung und all- 
mähliche Überwindung solcher zuständlichen Verhältnisse in Abhängigkeit 
sich befindet von der individuellen Kausalität, ob die Bewegungen zu 
jenen mächtigen zuständlichen Erscheinungen hin nicht doch schließlich und 
letztlich gerade auch durch die individuelle Initiative, durch das Ineinander- 
greifen des selbständigen Strebens und Wirkens mancher, vieler Individuen 
in Fluß gesetzt wurden, oder aber, ob alle einzelnen Menschen so sehr ge- 
bunden erscheinen, daß sie zu jeder Abänderung des Ganges der Evolution 
unfähig, gänzlich außer stande seien, für ihren Teil die allmähliche Ent- 
wicklung zu beeinflussen, voranzuführen, den Fortschritt lebendig zu er- 
halten; ob die Bindung eine solche und eine so allgemeine sei, daß sich 
daraus ein quasi-naturgesetzlicher Gang der nationalen Entwicklung voraus- 
sehen lasse. Das ist die Frage. Da aber unterschätzt Lamprecht offenbar 
den Einfluß und die Freiheit des Individuums gegenüber der Macht objek- 
tiver Verhältnisse, „sozialpsychischer Kräfte“ 1. Die geschichtliche Ent- 
wicklung vollzieht sich nicht ruck-, stoß-, sprungweise. Nicht mit einem 
einzigen Anlauf springt die ganze Gesellschaft von einem Kulturzeitalter 
in das andere, wie der Zug Husaren ein Hindernis nimmt; aber es rückt 
auch nicht die ganze Gesellschaft, die Gesamtheit der Individuen zu gleicher 
Zeit langsam voran, so zwar, daß alle „Gattungsexemplare“ durch die 
Notwendigkeit derselben sozialpsychischen Kräfte zugleich in Bewegung 
gesetzt werden. Der Fortschritt vollzieht sich vielmehr so, daß einzelne 
oder kleinere Gruppen sich den allgemeinen Gepflogenheiten ihrer Um- 
gebung — „den mächtigsten zuständlichen sozialpsychischen Erscheinungen“ 
(Lamprecht) — entziehen, darin aber bei den andern Individuen und Gruppen 
nach und nach, mehr und mehr, in immer weiteren Kreisen Anklang finden. 
Ähnlich verhält es sich mit der Dekadenz einer Gesellschaft. Wir sahen 
einmal in Holland, wie etwa ein Dutzend Arbeiter an einem Strick 
zogen, um eine Mauer zu Fall zu bringen. Der Strick zerriß, und die 
unglücklichen Holländer lagen hintereinander auf dem Rücken, die Fuß- 
sohlen den Sternen zugekehrt. Nicht so fällt die ganze Gesellschaft mit 
einem Ruck. Die Degeneration ergreift zunächst Individuen, Gruppen, 
geht von einzelnen Zentren aus und erfaßt schließlich mehr oder minder 
die ganze Gesellschaft. 


ı Histor. Zeitschrift LXXXI 227. 
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Die Bedeutung des Individuellen für die Ausgestaltung des sozialen, 
nationalen Lebens tritt noch klarer zu Tage, wo das Individuum nicht 
Zuständen gegenübersteht, die lediglich auf dem Wege einer lang- 
samen Entwicklung eingeführt oder beseitigt werden können. Welche 
gewaltigen wirtschaftlichen Umwälzungen in der geschichtlichen Zeit 
führen sich, wie allbekannt, auf die Theorien, die praktische Initiative, 
die Entdeckungen, Erfindungen großer Männer zurück! Und 
selbst für die unteren Kulturstufen, über die phantasievolle Schriftsteller 
so vieles zu berichten wußten, braucht man keineswegs ohne weiteres 
zuzugeben, daß das Individuum völlig von der Gemeinschaft absorbiert 
worden sei. „Ist die Erfindung des Pfeiles, des Topfes, des Hakens für 
die primitiven Kulturstufen nicht ebenso eine Großtat wie in moderner 
Zeit die Erfindung einer komplizierten mechanischen Vorrichtung? Und 
könnte es nicht schon damals schöpferische Individuen gegeben haben, 
wenn auch ihre Namien in Dunkel und Vergessenheit verschollen sind, 
von denen solche Erfindungen ausgingen, oder müssen wohl diese Neue- 
rungen immer von sozialen Gruppen insgesamt. ausgegangen sein?“ 1! 
Stößt also schon für die prähistorischen Urzustände der Versuch einer 
Eliminierung des individuellen Momentes auf unübersteigliche Schwierig- 
keiten, so hieße es für den Bereich der . geschichtlichen Erscheinungen 
der Erfahrungserkenntnis geradezu Gewalt antun, wollte man dem un- 
bestrittenen Verhältnis der Abhängigkeit des einzelnen vom sozialen Ver- 
bande durchweg den Charakter einer dem natürlichen Kausalitätsverhält- 
nis analogen Notwendigkeit zuerkennen und dieser Notwendigkeit das 
Individuum nahezu völlig unterwerfen. 

b) Mit Rücksicht auf den intellektuellen Besitzstand offen- 
bart sich zweifelsohne ebenfalls eine gewisse Abhängigkeit der Indi- 
viduen von der Gesamtheit?. Nemo dat, quod non habet. Die Erziehung, 
der geistige Verkehr kann nur nach dem Maße der vorhandenen Schätze 
Bildung und Wissenschaft verbreiten. Genies, große Talente sind rari 
nantes im Bereich des spekulativen wie des praktischen Verstandes.. Und 


i Rachfahl in den Jahrbüchern für Nationalökonomie, III. Folge XIII 665. 

? Speziell H. Taine hat den Einfluß der geistigen Umgebung höchst ein- 
seitig übertrieben (namentlich in seiner Schrift: Philosophie der Kunst, deutsche Aus- 
gabe? 1885). Wie die physische Temperatur das Auftreten der Pflanzenarten bedinge, 
so sei das geistige und moralische Milieu bestimmend für das geschichtliche Erscheinen 
dieser oder jener Kunstgattung etc. Zunächst sei die einzelne Erscheinung aus dem 
engeren Gesellschaftskreise, von dem sie ausgeht, zu erklären, dann aus dem weiteren 
Kreise gesellschaftlicher Bedingungen, schließlich aus den den Zeitpunkt der Entstehung 
beherrschenden geistigen Mächten. So gelangt Taine zu den drei Stufen der geschicht- 
lichen Kausalerklärung: Rasse, Sphäre, Zeitpunkt. In seinem großen Werk 
über die Entstehung des modernen Frankreich treten die drei Stufen jedoch nicht mehr 
hervor, und Taine begnügt sich damit, den gesamten Kulturzustand des Zeitalters als 
den eigentlichen Inhalt der Geschichte zur Darstellung zu bringen. Vgl. Wundt 
Methodenlehre* (1895) 826 f. 
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wo die individuelle Kraft zu größerer Leistung vorhanden wäre, stellt 
sich oft die vis inertiae, die nicht nur im Bereich der Physik ihre Rolle 
spielt, in den Weg. Dennoch verläßt hier das einzelne Individuum viel 
leichter, als wo es äußeren wirtschaftlichen Verhältnissen und Zuständen 
gegenübersteht, die Geleise, in denen das Gros der Gesellschaft sich 
bewegt, geht die eigenen Wege persönlicher Konzeption in Kunst und 
Wissenschaft. Wenn Lamprecht sagt, der Maler des Gottschalkevange- 
liars habe nicht in der zeichnerischen Weise des 16. Jahrhunderts malen 
können, so wissen wir doch alle, wie gerade auf dem Gebiete des künst- 
lerischen Schaffens die geniale Individualität ihre größten, für die 
Entwicklung der Kunst entscheidenden Triumphe gefeiert hat. Darüber 
brauchen wir keine Worte zu verlieren. 

c) Auch die Sitte, die Gewohnheit, das Beispiel, die herrschen- 
den Anschauungen ziehen der individuellen Willkür mehr oder minder feste 
Schranken. Das Altüberkommene ist geheiligte Tradition, durch den Lauf 
der Zeit bewährt, ein Gesetz für die Gesamtheit und den einzelnen, wenn 
auch kein Gesetzbuch, kein Kriminalkodex die Sitte sanktioniert hätte. 
Nur wer in den Bahnen der Sitte wandelt, findet Ehre und Achtung. An 
die Beobachtung derselben ist man von Jugend auf gewöhnt. Das Ge- 
wohnte aber liebt der Mensch. Hätte er keine höhere Absicht, als „die 
Linien des geringsten Widerstandes“ aufzusuchen, er würde sich auf den 
Weg der Sitte angewiesen finden. Also an der Abhängigkeit des einzelnen 
vom Ganzen kann nicht gezweifelt werden. Aber enthält diese Abhängig- 
keit für uns eine Notwendigkeit, eine quasi-naturhafte Notwendigkeit, die 
aus dem Individuum ein Gattungsexemplar zu machen im stande wäre? 
Ist das die Lehre der Erfahrungswelt? Sehen wir nicht, wie das Indivi- 
duum sich auch der Sitte entziehen kann? Sehen wir nicht neue Sitten 
und Unsitten entstehen durch das gute oder schlechte Beizpiel einzelner 
Menschen, Gruppen, Klassen ? 

Und erst das Gebiet der eigentlichen Sittlichkeit, des freien 
sittlichen Handelns! Gewiß wirkt auch da das gesellschaftliche Leben 
mit. Sage mir, mit wem du umgehst, und ich sage dir, wer du bist. 
Der eine faule Apfel steckt alle andern an. Wer würde aber das sitt- 
liche Werturteil über einen Menschen fällen nach dessen nationaler Her- 
kunft, nach Zeit und Stammesangehörigkeit? Nationale Sitten, Stammes- 
eigentümlichkeiten u. dgl. mögen sich bei jedem Individuum wiederfinden, 
die Sittlichkeit aber ist sein persönliches Gut und Verdienst, die Unsitt- 
lichkeit seine persönliche Schuld. Niemand kann daher die Verantwort- 
lichkeit für die eigenen Handlungen ablehnen durch Berufung auf „prä- 
dominierende“ Motivreihen, z. B. die Gewinnsucht seiner Zeit. 

Die nationale Immanenz gleicher Entwicklungskräfte. Beugt sich also 
auf keinem Gebiete die individuelle Kraft völlig unter die angebliche 
Notwendigkeit der sozialpsychischen Kräfte, so weiß die Geschichte auch 
nichts von dem wiederkehrenden Typus einer regulären nationalen 
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Entwicklung durch Kräfte und nach Gesetzen, die der einzelnen 
Nation immanent, bei den verschiedenen Völkern — ein normales 
Sichausleben vorausgesetzt — zu derselben Aufeinanderfolge gleicher 
Kulturstufen geführt hätten. 

Wir könnten hinweisen auf jene großartigste aller weltgeschicht- 
lichen Erscheinungen, auf Christentum und Kirche, eine univer- 
sale Macht, die der Menscheit, nicht der einzelnen Nation angehörend, 
gerade auch durch ihre Katholizität, ihre weltumspannende Bedeu- 
tung, das Leben jedes Volkes kraftvoll beeinflußt. 

Doch bleiben wir innerhalb der natürlichen Ordnung. Da erscheint 
das innere Leben jeder Nation in vielfacher Hinsicht abhängig und be- 
dingt von äußeren Faktoren und Mächten, abhängig und bedingt von 
den allgemeinen Weltverhältnissen, von dem Wechsel der politischen Ge- 
schicke, vom Wandel in den Beziehungen der Staaten und Nationen zu- 
einander. „Nach allem, was wir bisher von der Völkergeschichte wissen“, 
bemerkt darum Hintze!, „ist es überhaupt noch nicht möglich, einen 
solchen normalen Entwicklungsgang einer Nation (im Sinne Lamprechts) 
zu konstruieren, wenn man sich nicht mit vagen biologischen Analogien 
begnügen will... . Die Nationen, mit denen es die Geschichte zu tun 
hat, sind überhaupt keine natürlichen Bildungen, sondern Produkte welt- 
geschichtlicher Begebenheiten; so besonders die englische, die französische, 
die amerikanische Nation. Nation und Staat lassen sich in der histo- 
rischen Betrachtung nicht so trennen, wie Lamprecht will; die Nation 
bildet den Staat, aber der Staat bildet auch die Nation und beeinflußt 
ihr Kulturleben auf das tiefgehendste. Man denke nur an die wirtschaft- 
lichen Resultate des Merkantilismus! In den Gegensätzen und in der 
Verkettung der Nationen schreitet die Weltgeschichte fort; und diese er- 
scheinen in ihr mehr als große Gesamtindividualitäten, denn als gleich- 
artige Gattungsexemplare. Wo eine parallele Entwicklung vorhanden 
ist, wie innerhalb der romanisch-germanischen Völkerfamilie, da beruht 
sie auf gemeinsamen Kulturgrundlagen, die aber keine Naturausstattung, 

sondern weltgeschichtliche Errungenschaften sind. Diese Auffassung, die 
“ Ranke in so genialer Weise zur Anschauung gebracht hat, wird auch die 
Fortbildung der Geschichte auf breiterer Basis (Lamprecht) nicht zer- 
‘ stören können. Die große weltgeschichtliche Entwicklung ist nicht bloß 
das Abfallsprodukt der nationalen Entwicklung, sondern sie hat eine 
selbständige Bedeutung; sie wird nicht bloß von den Nationen erzeugt, 
sondern sie erzeugt selbst wieder Nationen; sie beruht auf einem be- 
sondern universalen, massenpsychologischen Prozeß, der den nationalen 
Entwicklungsgang häufig durchbricht, ihn jedenfalls, sobald erst eine 
Verflechtung stattgefunden hat, auf das gewaltigste beeinflußt. In 


ı Über individualistische und kollektivistische Geschichtsauffassung, in der Histor. 
Zeitschrift LXXVIII (1896) 66 £. 


106 2. Kapitel. Gesellschaft und Gesellschaftswissenschaft. 


Renaissancen, Rezeptionen und ‚Diosmosen‘ erschöpft sich die Wirkung 
der weltgeschichtlichen Kulturmächte doch mit nichten; sie bewirken 
vielmehr, daß die Nationen, die sie beherrschen, gewissermaßen ein 
gemeinschaftliches Leben führen, fast wie die Individuen eines sozialen 
Verbandes. In diesem Sichkreuzen und Verflechten der natio- 
nalen und universalen Entwicklung liegt meines Erachtens die 
Unmöglichkeit begründet, die Weltgeschichte als eine vergleichende Ge- 
schichte der Nationen zu konstituieren; sie ist und bleibt doch wohl ein 
großer singulärer Prozeß.“ 

Auch Rachfahl weist darauf hin, daß ein ausreichender geschichtlicher 
Beweis für die allgemeine Geltung des Lamprechtschen Schemas in keiner 
Weise erbracht worden sei. Lamprecht hat sein Schema nur auf Grund 
der deutschen Geschichte entwickelt. Und selbst wenn es Anwendung 
finden könnte auf die andern Völker des 'abendländischen Kulturkreises, 
auf alle germanisch-romanischen Nationen, so wäre damit für die 
Völker des Altertums, des byzantinischen, mohammedanischen Kreises noch 
nichts erwiesen. Oder soll diesen Nationen die „normale* Entwicklung 
etwa bestritten werden? Ist aber die Allgemeinheit der Entwicklungs- 
stufen, die bei allen Völkern in derselben Reihenfolge sich abspielen 
sollen, bis heute weder erwiesen noch voraussichtlich erweisbar, so wird 
von den Fachmännern sogar für die deutsche Geschichte das Lam- 
prechtsche Schema als eine schlechterdings unbewiesene Hypothese be- 
zeichnet. Auf Einzelheiten dieser teilweise recht herben Kritik können 
wir natürlich hier nicht eingehen. 

Nur eine Bemerkung allgemeiner Art sei uns gestattet. Heute glaubt 
alle Welt, dem „sozialen* Gedanken Rechnung tragen zu müssen. Es 
hat das ja sein Gutes und erklärt sich aus der früberen Mißachtung jeder 
sozialen Auffassung. Aber auch da gibt es ein Zuviel und ein Extrem. 
Man kämpft dabei oft nicht nur gegen den Individualismus, sondern gegen 
das Individuum, stellt dem Individualismus den Kollektivismus in irgend 
einer Form gegenüber. Nicht als ob Lamprecht dem Marxistischen So- 
zialismus, der materialistischen Geschichtsauffassung huldigte! Mag er 
immerhin den Einfluß des wirtschaftlichen Momentes in seiner Deutschen 
Geschichte stark betont haben, vom „groben Objektivismus der Marxisten“, 
sagt Hintze!, trennt ihn jedoch „die subjektiv-psychologische Betrachtungs- 
weise. Für diese Betrachtungsweise lösen sich die starren, als objektiv 
vorgestellten Produktionsverhältnisse, die als unverständliche, unheimliche 
Mächte alles geschichtliche Leben beherrschen sollen, in Produkte massen- 
psychologischer Vorgänge auf, in denen auch das ethische Moment nicht 
fehlt.* Die verursachenden Momente, die in den Produktionsverhältnissen 
liegen, gehen da nicht bloß durch die Köpfe der Menschen hindurch, um 


! Über individualistische und kollektivistische Geschichtsauffassung, in der Histor. 
Zeitschrift LXXVIII (1896) 62. 


$4. Die gesellschaftl. Entwicklung in kausaler u. teleologischer Betrachtung. 107 


ihre Wirkung zu äußern — was ja auch Friedrich Engels zugab. Bei 
Lamprecht ist das psychische Medium nicht nur zu passieren, es er- 
scheint vielmehr als die eigentliche Kraftquelle, welcher die den Verlauf 
der Geschichte bestimmenden und beherrschenden Momente entstammen. 
Noch weniger kann und darf mit Rücksicht auf die kollektivistischen 
Ziele des Marxistischen Sozialismus eine Übereinstimmung zwischen Marx 
und Lamprecht behauptet werden. Er ist nur in einem beschränkten 
Sinne „Kollektivist* — lediglich mit Rücksicht auf seine eigene und 
eigenartige Geschichtsauffassung. Die geringe Wertung der individuellen 
Momente und Kräfte für die geschichtliche Entwicklung aber, die in ihr 
zu Tage tritt, kann auch der Nationalökonom nicht mit Gleichgültig- 
keit hinnehmen. Auf das volkswirtschaftliche Gebiet übertragen, würde 
dieselbe nicht ohne verderbliche Folgen sein. Die Ergebnisse und Be- 
dürfnisse unserer Wissenschaft fordern vielmehr, daß wir dem Individuum 
ebenso wie der Gesamtheit gerecht werden und nicht minder für die 
Besonderheiten in der Entwicklung des einzelnen Volkes den völlig un- 
getrübten Blick bewahren. 


8 4. 
Die gesellschaftliche Entwicklung in kausaler und 
teleologischer Betrachtung. 


Literatur: Ratzinger, Die Volkswirtschaftslehre in ihren sittlichen Grundlagen *® 
(1895) 502—614. — Stammler, Wirtschaft und Recht nach der materialistischen 
Geschichtsauffassung (1896) 349—395 449 ff 572 ff; Die Lehre vom richtigen Recht (1902); 
Die Gesetzmäßigkeit in Rechtsordnung und Volkswirtschaft (1902) 14 fl. — Bernheim, 
Lehrbuch der historischen Methode ? (1894) 67—99 108—117. — Traub, Materialien 
zum Verständnis und zur Kritik des katholischen Sozialismus (1902) 1—16. — Th. Meyer, 
Die Arbeiterfrage und die christl.-ethischen Sozialprinzipien * (1904) 42—67;; Institutiones 
iuris naturalis I (1885) 198 ff. — Reisohle, Christentum und Entwicklungsgedanke 
(1898). — v. Nostitz-Rieneck, Das Problem der Kultur (1888). — Vgl. auch die 
Literaturangaben vor der Abhandlung über die Gesetze der Volkswirtschaft, 
Kap. 5; ferner v. Belows Aufsätze in der Histor. Zeitschr. LXXXI: Die neue histori- 
sche Methode, LXXXVI: Über Theorien der wirtschaftlichen Entwicklung der Völker, 
XCI: Die Entstehung des modernen Kapitalismus; Bruders Artikel „Gesellschaft“ im 
Staatslexikon der Görres-Gesellschaft II?; Biermann, Das Telos in der Sozialwissen- 
schaft, und: Zur Methodenlehre der historischen und sozialen Wissenschaften, in der Bei- 
lage zur Allgemeinen Zeitung 1903, Nr 59 und 143. 


56. Verbindung beider Betrachtungsweisen. Ein längeres Verweilen 
bei der kritischen Würdigung soziologischer und evolutionistischer Theo- 
rien wäre weniger notwendig gewesen, wenn sich nicht einige für den 
Betrieb der nationalökonomischen Forschung höchst wertvolle positive 
Wahrheiten aus dem Studium der behandelten Fragen ergäben, vor allem: 
die Bedeutung des Telos und der menschlichen Freiheit im Gesell- 
schaftsleben und in der gesellschaftlichen Entwicklung, als unentbehr- 
licher Voraussetzungen jeder vernünftigen wie ethischen Auffassung und 
Wertung volkswirtschaftlicher Probleme. Hatten nämlich unsere bisherigen 
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Untersuchungen den Zweck, den Einfluß des Individuums, des In- 
dividuellen auf das Gesellschaftsleben und dessen Gestaltung klarzu- 
stellen, so werden die folgenden Ausführungen uns nicht nur in der ge- 
wonnenen Wertschätzung der individuellen Kräfte bestärken, sondern 
‚ überdies belehren können über die wissenschaftliche Berechtigung einer 
Fragestellung nach dem, was sein soll im Bereiche des sozialen und 
volkswirtschaftlichen Geschehens. Wir sagen darum: 

1. Der Verzicht auf die teleologische Auffassung und Er- 
kenntnis ist wissenschaftlich unmöglich. 

Anerkennung oder Leugnung eines persönlichen, von der Welt ver- 
schiedenen Gottes — das bleibt schließlich der Angelpunkt, um den sich 
hier alles dreht. Ist ein unendlich weiser Gott Schöpfer der Welt, 
Urheber der menschlichen Natur, dann muß er auch seinem Werk einen 
seiner Weisheit entsprechenden Zweck gegeben haben. Dann muß er ferner 
für die Geschöpfe der verschiedenen Ordnungen ein ihrer Natur an- 
gepaßtes Gesetz aufgestellt haben, in welchem dieselben für ihr Sein 
und ihre Tätigkeit die den natürlichen Zwecken entsprechende Regelung 
besitzen. 

Dem Menschen und der menschlichen Gesellschaft bezeichnet das 
göttliche Sittengesetz den Weg zu den Zielen, die der Schöpfer unserem 
Geschlechte bestimmt hat. In dem göttlichen Sittengesetz erkennt darum 
auch der Nationalökonom wenigstens die höchste, wichtigste Norm für den- 
jenigen Teil des Gesellschaftslebens, der den Gegenstand seiner Forschung 
bildet. Man sage nicht: die Wissenschaft müsse, um „voraussetzungslos“ 
zu bleiben, von Gott abstrahieren. So kann nur der Atheismus sprechen. 
Die atheistische Wissenschaft aber ist stets und überall Tendenzwissenschaft 
im schlimmsten Sinne des Wortes gewesen. Sehr richtig bemerkt dies- 
bezüglich der Kieler Biologe Reinke!: „Der Atheismus ist mir nur psycho- 
logisch verständlich. Er scheint mir auf einer inneren Abneigung gegen 
die Annahme einer Gottheit zu beruhen, auf der Flucht vor einer uner- 
wünschten Lösung des Welträtsels, auf einer bis ins Pathologische ge- 
steigerten menschlichen Überhebung. Der Atheismus will unter keinen 
Umständen das Walten einer Gottheit annehmen, folglich darf es auch 
nicht aus der Natur erschlossen werden. Das ist seine Logik“ — bzw. 
keine Logik. 

2. Mit aller Entschiedenheit müssen wir sodann für das menschliche 
und gesellschaftliche Leben eine ausschließlich naturale Kausal- 
erklärung ablehnen. 

Es gibt keine andern treibenden Kräfte in der Geschichte als die, 
deren Träger der Mensch ist (Hintze). Wohl ist dieser in seinem Wirken 
von der Natur, von äußeren Bedingungen abhängig. Wer kein Pferd hat, 
kann nicht reiten; wer kein Brot hat, kann nicht leben. Er steht ferner 


ı Die Welt als Tat? (1908) 468 f. 
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unter dem Einfluß mächtiger natürlicher Impulse und innerer Triebe. So 
ist seine Freiheit von außen wie von innen beschränkt. Aber sie ist 
da und bleibt da in jedem seiner Vernunft mächtigen Individuum. Ebenso 
unverkennbar aber ist auch ihr Einfluß auf die Gestaltung der gesell- 
schaftlichen Beziehungen, auf die Weiterentwicklung des gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Lebens. Die ausschließliche Beachtung natürlicher 
Bedingungen und naturhaft wirkender Kräfte kann daher nicht einmal 
innerhalb der kausalen Erklärung genügen. An dem Zweckbewußtsein, 
der freien Selbstbestimmung in der Wahl von Zwecken, Zielen, Mitteln, 
wie sie der inneren und äußeren Erfahrung stets gegenwärtig ist, hat 
die rein naturale Kausalerklärung des menschlichen Handelns, der histori- 
schen Zusammenhänge bis heute ihre für jede vorurteilsfreie Forschung 
unübersteigliche Grenze gefunden. 

Im weiteren Verlaufe wird es sich zeigen, warum gerade der Na- 
tionalökonom besondern Grund hat, einer naturgesetzlichen Auffassung 
der innergesellschaftlichen Beziehungen gegenüber Stellung zu nehmen!. 
Hier handelt es sich zunächst nur um die Gesetze der Entwicklung, 
um die Annahme geschichtlicher Entwicklungsgesetze im Sinne eines 
„naturgesetzlichen“ Werdens neuer und höherer Formen und Stufen des 
Gesellschaftslebens. 

Andere Mängel bleiben dabei vorläufig außer Betracht, wie die Einseitigkeit in der 
Betonung des einzelnen die Entwicklung angeblich beherrschenden Moments, sei 
es des Klimas, der geographischen Lage, der Bodenbeschaffenheit, der Rassen- 
unterschiede, der Technik, materiellen Produktivkräfte, Arbeitsteilung usw. ? 


57. Die natargesetzliche Entwicklung des menschlichen 6esellschafts- 
lebens. Wenn noch Lamprecht hoffte, der Satz von der gesetzmäßigen 
Entwicklung werde der Fundamentalsatz der neuen Geschichtsauffassung 
sein, so hat er sich gründlich getäuscht. In schroffer Weise wurde der- 
selbe abgelehnt. Und das mit Recht. 

Sind die gegenseitigen Beziehungen bestimmter Naturkörper, ihre 
Anordnung, gegenseitige Stellung, die Richtung ihrer Bewegungen er- 
kannt, dann kann man mit mathematischer Genauigkeit den Ablauf der 
Naturprozesse bestimmen. Hat man aber auch alle nur möglichen Vor- 
aussetzungen, Bedingungen, Ursachen des menschlichen und gesellschaft- 
lichen Geschehens aufs tiefste und gründlichste erfaßt, dann läuft die 
Geschichte doch schließlich vielleicht ganz anders, als es das vermeint- 
liche „Gesetz“ verlangt. Sehr richtig bemerkt Harnack®: „Nur in der 
Verblendung kann man behaupten, daß, weil alle Geschichte Entwicklungs- 
geschichte ist, sie als Prozeß naturhaften Geschehens dargestellt werden 


! Vgl. unten 5. Kapitel: Die Gesetze der Volkswirtschaft. 

° Vgl. übrigens hierzu Schmoller, Grundriß II (1904) 656 ff (1114). 

® Christentum und Geschichte * 7. Dazu Belows Bemerkung in der Histor. Zeit- 
schrift LXXXI 235, A. 
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müsse und könne. Die Versuche, die in dieser Richtung gemacht wor- 
den sind und noch gemacht werden, tragen bisher ihre Widerlegung in 
sich selber.“ 

Dieses Urteil trifft auch die „statistischen Gesetze“ im Sinne Lamprechts. 
Ohne Zweifel verbinden sich die in der Massenbeobachtung festgestellten „Regel- 
mäßigkeiten“ mit dem Begriff einer gewissen Notwendigkeit. Aber was ist not- 
wendig? und welcher Art ist diese Notwendigkeit? 

1. Notwendig ist nur die Regelmäßigkeit, nicht die einzelne Handlung. Alle . 
Individuen können für sich eine Ausnahme machen, die meisten werden es nicht 
tun. Einzelne jedoch werden nicht den allgemeinen „Kuhweg gehen“, wie der 
Schweizer zu sagen pflegt. Sie werden tatsächlich eine Ausnahme machen. Die 
Wirkungen einzelner historischer Persönlichkeiten aber sind, wie wir gesehen 
haben, immerhin „Faktoren, welche neben den berechenbaren Massenvorgängen die 
sozialen Begebenheiten und Institutionen grundlegend bedingen“ !. 

2. Ferner ist die Notwendigkeit der Regelmäßigkeit keine physische, auf 
Naturgesetz beruhende, sondern eine bloß moralische Notwendigkeit, die sich auf 
Sitten (mores), die Freiheit nicht aufhebende Neigungen, Triebe, Tendenzen 
zurückführt. 

3. Sodann bleibt die Notwendigkeit der Regelmäßigkeit auch insofern eine 
durchaus hypothetische als nur unter bestimmten Voraussetzungen die Regel- 
mäßigkeit sich zeigt und beharrt. 

4. Für die Geschichte und geschichtliche Entwicklung endlich ist bei der 
Kompliziertheit der geschichtlichen Verhältnisse das Moment der Notwendigkeit 
von Regelmäßigkeiten noch geringer anzuschlagen. 


In der Tat fehlt also offensichtlich dem geschichtlichen Geschehen 
gerade die ausreichende Determination, Sicherheit, die zum Begriff des 
natürlich Gesetzmäßigen nun einmal gehört. Immer wieder durchbricht 
das Individuelle mit seiner Eigenart den gewohnten Lauf der Dinge, um 
sich selbst nicht selten an die Spitze der Bewegung zu stellen, den Fort- 
schritt zu bewirken. Wollte man sagen: auch in den großen, genialen 
Individuen wirkt das soziale Milieu, so wäre damit die Wahrheit nur 
zur Hälfte ausgesprochen. Gewiß steht der große Mann auf dem Boden 
seiner Zeit, seines Volkes. Was er tut, ist bedingt durch seine Um- 
gebung. Aber er erhebt sich in dieser oder jener Hinsicht zugleich auch 
über die Verhältnisse, denen er angehört, tritt in Gegensatz zu dem All- 
täglichen, und zwar nicht selten mit weittragender Wirkung für die ganze 
Gesellschaft. Die Art seiner Wirksamkeit findet daher ebensowenig ihre 
ausreichende Erklärung in den Einflüssen der Gesamtheit wie die Be- 
schränkung der entscheidenden Taten auf den einzelnen hervorragenden 
Mann. Oder warum und wie sollte denn die Gesellschaft ihre eigenen 


1 Bernheim, Lehrbuch der histor. Methode? (1894) 92. In offenbarem Wider- 
spruch zur Geschichte steht die Behauptung Buckles, die guten und die schlechten 
Taten leitender Persönlichkeiten seien nur einander kompensierende und im ganzen 
korrigierende Unregelmäßigkeiten, welche den Gesamtverlauf nicht wesentlich beein- 
flußten. 
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Kräfte gerade an dieser einen Stelle, bei diesem einzelnen Individuum ge- 
wissermaßen auf- und ausgeschüttet haben? Nein, da stehen wir in der 
Tat, wie Hintze sagt!, „vor der ursprünglichen Bestimmtheit des indi- 
viduellen Lebens als der letzten Ursache historischen Geschehens“. Die 
Persönlichkeit als solche bildet oft die ultima causa. Individuum ineffa- 
bile. Es mag uns ein Rätsel bleiben. Aber so in die Ecke stellen, wie 
die Theorien der gesetzlichen Entwicklung es versuchen, läßt sich denn 
doch die Individualität, die Sonderart, die ureigene Kraft der Persönlich- 
keit noch lange nicht! 

Und was ist ferner die soziale Gesamtkraft, in sich und in ihrem 
Ursprung betrachtet? Wundt? hat vom individual-psychologischen Stand- 
punkt aus hervorgehoben, daß eine Summierung von Einzelempfindungen 
micht nur quantitativ, sondern auch spezifisch von diesen verschieden sei. 
In ähnlicher Weise erscheinen die sozialpsychischen Kräfte nicht als bloße 
Summe, sondern überdies als eine neue, eigenartige Kraft. Trotzdem aber, 
und mag auch die Macht des sozialen Ganzen und der sozialpsychischen 
Kräfte die Summe der isolierten Einzelkräfte übersteigen — die letzte 
Quelle ist denn doch wiederum nur in der Gesamtheit der gesellschaftlich 
verbundenen Individuen zu suchen, deren latente, potentielle Energien 
durch die sozialen Einflüsse und Ergänzungen in aktuelle Energien 
umgewandelt, im Gesellschaftsleben von den Fesseln befreit werden, 
wie der Zustand der Isolierung sie selbst dem Genie bereiten muß. 
Alle Wirkungen des Waldes sind bedingt durch die Natur des Baumes, 
sagt Rümelin, aber manche derselben werden an dem einzelnen Exemplar 
nicht erkennbar, sondern erst in ihrer Verdichtung und Verstärkung 
durch die Masse der winzigen Anteile. So empfängt das Individuum 
von der Gesamtheit einen Zuwachs neuer Kraft, indem es dem Ganzen 
seine eigene erweckte, belebte, erweiterte Kraft zur Verfügung stellt. 

In dem Augenblick, wo das Individuum der naturhaften Notwen- 
digkeit eines ehernen „Muß“ geschichtlicher Evolution völlig überant- 
wortet, nicht mehr durch sich selbst und aus sich selbst der Quell neuen, 
frischen, höheren Lebens für die Gesamtheit sein könnte, hätte alle so- 
ziale Entwicklung, aller Fortschritt auch für die Gesellschaft sein Ende 
erreicht. 


58. Das Urteil wissenschaftlicher Autoritäten. Es bedarf kaum der 
Versicherung, daß die Lehre von einer rein „naturgesetztlichen“ Entwicklung der 
menschlichen Gesellschaft bei den Vertretern der christlichen Philosophie 
keinen Beifall finden konnte. Interessant ist aber die Tatsache, daß der extreme 
Evolutionismus in der modernen Wissenschaft überhaupt durchaus nicht mehr die 
beherrschende Stellung einnimmt, welche die Vertreter desselben ihren Theorien 
zugeschrieben haben und noch zuschreiben möchten. 


ı Histor. Zeitschrift LXX VIII 65. 
? Von seinem wissenschaftlichen Standpunkt aus zwar schwer erklärlich. 
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Wenn wir zum Beweis für diese Behauptung im folgenden eine Reihe von 
Urteilen und Zeugnissen aufführen, so hoffen wir dadurch zugleich das allseitige 
Verständnis der uns beschäftigenden Frage erleichtern, diese selbst in teilweise 
neuer Beleuchtung vorführen zu können. 

Was bleibt denn überhaupt — so fragt z. B. Windelband! — bei einer 
Induktion von „Gesetzen“ des Volkslebens schließlich übrig? Es sind ein paar 
triviale Allgemeinheiten, die sich nur mit der sorgfältigen Gliederung ihrer zahl- 
reichen Ausnahmen entschuldigen lassen. Und Dilthey? bemerkt: Die Be- 
wegungen der Gestirne nicht nur unseres Planetensystems, sondern von Sternen, 
deren Licht erst nach Jahren unser Auge trifft, können als dem so einfachen 
Gravitationsgesetz unterworfen aufgezeigt und auf lange Zeiträume voraus berechnet 
werden. Eine solche Befriedigung des Verstandes vermögen die Wissenschaften 
der Gesellschaft nicht zu gewähren. Die Schwierigkeiten der Erkenntnis einer 
einzelnen psychischen Einheit werden vervielfacht durch die große Verschieden- 
artigkeit und Singularität dieser Einheiten, wie sie in der Gesellschaft zusammen- 
wirken, durch die Verwicklung der Naturbedingungen, unter denen sie verbunden 
sind, durch die Summierung der Wechselwirkungen, welche in der Aufeinander- 
folge vieler Generationen sich vollzieht, und die es nicht gestattet, aus der 
menschlichen Natur, wie wir sie heute kennen, die Zustände früherer Zeiten direkt 
abzuleiten oder die heutigen Zustände aus einem allgemeinen Typus der mensch- 
lichen Natur zu folgern. 

Auch der Soziologe Simmel sagt?: Es ist heute wohl kein Zweifel mehr, 
daß „Gesetze der Geschichte“ nicht auffindbar sind; denn die Geschichte ist 
einerseits in sich ein so ungeheuer komplexes Gebilde, anderseits ein so unsicher 
und subjektiv begrenzter Ausschnitt aus dem kosmischen Geschehen, daß es keine 
einheitliche Formel für ihre Entwicklung als Ganzes geben kann. 

Gumplowicz („der Zola der Soziologen“) freilich glaubt , aus soziologi- 
schen Berechnungen „beinahe mit mathematischer Gewißheit* den Gang der 
zukünftigen politischen Entwicklung voraussagen zu können. Eine Übereinstimmung 
unter den soziologischen Propheten dürfte aber kaum zu erwarten sein. Die 
Prophetie ist individuell und der Prophet solcher Art meist Original. 

Sehr richtig bemerkt F. v. Calker, die Erklärung der Erscheinungen rein 
unter dem Gesichtspunkte der Kausalität könne nicht zu einem allgemeinen Wert- 
urteil über sie gelangen. Die soziologische Richtung müsse entweder die Be- 
urteilung dem subjektiven Meinen des einzelnen überlassen oder aber auf eine 
Beurteilung im eigentlichen Sinne verzichten, indem sie das Bestehende, da es ja 
kausal entstanden, als um deswillen auch berechtigt erklärt ®. 

„Die Lehre, daß jede Lebensform ein Glied in einer Entwicklungsreihe ist, 
die sich unabsehbar durch Vergangenheit und Zukunft dehnt“, bemerkt ironisch 
Ernst Grosse”, „hat uns so vollständig aus der Knechtschaft unserer alten 
Dogmen befreit, daß uns kaum etwas anderes übrig blieb, als sie selbst zur allein 


! Geschichte und Naturwissenschaft 21. 

? Einleitung in die Geisteswissenschaften I (1883) 46. 

8 Jahrbuch für Gesetzgebung etc. (1894) 1307. 

* Soziologie und Politik (1892) 120 ft. 

5 Politik als Wissenschaft (1898) 13. 

° Dem stimmt auch v. Below völlig bei, Histor. Zeitschrift LXXXI 245, A. 
? Die Formen der Familie und die Formen der Wirtschaft (1896) 1 f. 
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berechtigten Anschauung, zum Dogma zu erheben. Wie man sich früher über eine 
Erscheinung dadurch zu beruhigen pflegte, daß man sie in dem sichern Schubfache 
einer Spezies unterbrachte, so sieht man jetzt jedes Ding vornehmlich darauf an, 
ob es sich zur Ausfüllung einer Lücke in irgend einer Entwicklungsreihe eigne. 
Besonders die Soziologie hat das Vorrecht ihrer Jugend benutzt, um der Ent- 
wicklungsidee eine Herrschaft einzuräumen, die, wenigstens in einigen Köpfen, 
fast jede andere ausschließt. Man hat ihr schon beinahe alles geopfert, was 
in dem weiten Gebiet unserer Wissenschaft zu finden ist: Werkzeuge, Waffen, 
Wohnungen, Sitten, (tesetze, Staatsformen, Religionssysteme; alle diese und 
noch viele andere Dinge sind zu wohlgefügten Entwicklungstreppen aufgetürmt, 
auf denen die Forschung leicht und schnell zu der höchsten Erkenntnis aufsteigt.“ 
Geschichte und Völkerkunde boten hierfür das Material. Aus der Entwicklungs- 
geschichte wurde Entwicklungsroman, Wahrheit und Dichtung in der „Theorie“ 
zur Einheit verbunden: „Man nahm sich kaum die Zeit, die Funde im einzelnen 
zu prüfen; denn vor allem mußten sie natürlich zur Ehre der herrschenden Idee 
verwertet werden. Unter der Menge von Entwicklungsgeschichten, die während 
der letzten Jahrzehnte aus diesen Materialien erbaut worden sind, ragt über alle 
andern die Theorie hervor, welche Morgan in seinem Werke „Ancient Society“ 
aufgestellt hat. Ihr Ruhm ist über den Kreis der Fachgenossen, wo sie überall 
lebhaften Beifall oder Widerspruch erweckte, so weit hinausgedrungen, daß sie 
dem amerikanischen Soziologen am Ende sogar einen Ehrenplatz unter den Kir- 
chenvätern der deutschen Sozialdemokratie erobert hat. Morgans Theorie ist 
dieses breiten Erfolges vollkommen würdig; sie empfiehlt sich dem Publikum 
ebensosehr durch ihre Kühnheit als durch ihre Einfachheit. Morgan geht von 
der Überzeugung aus, daß die Kulturformen, welche die zivilisierten Völker in der 
Vergangenheit überwunden haben, in den Kulturformen der verschiedenen niederen 
Völker erhalten sind. Man braucht die in der Erfahrung gegebenen Kulturformen 
also nur richtig anzuordnen, und man hat die Bahn, welche die Menschheit fort- 
schreitend durchmessen hat, von Anfang bis zu Ende vor Augen. Das Prinzip 
dieser Anordnung kann selbstverständlich kein anderes als die Idee der Entwick- 
lung sein; Entwicklung ist aber selbstverständlich nichts anderes als der Fort- 
schritt vom Niederen zum Höheren, von der Wildheit zur Zivilisation; und da 
die Menschheit selbstverständlich eine Einheit ist, so gibt es auch nur einen 
Fortschritt auf einer Linie in einer Richtung. Morgan stellt sich die Kultur 
ungefähr wie eine Leiter vor, auf der die Völker nebeneinander und nacheinander 
emporklimmen. Jedes Volk hat dieselben Sprossen hinter sich oder vor sich. Die 
große Mehrzahl dieser Sprossen läßt sich aus Geschichte und Völkerkunde un- 
mittelbar erkennen; die wenigen, welche im Laufe der Zeit verloren gegangen 
sind, hat Morgan ergänzt. ... Allein je weiter und tiefer man in das wirkliche 
Leben der Völker schaut, desto unzulänglicher erscheint gegenüber dieser un- 
absehbaren, bunt verschlungenen Fülle verschiedenartiger Formen das dürre, 
gradlinige Schema Morgans. Die lebendige Entwicklung ist unendlich reicher, . 
vielgestaltiger und verwickelter als diejenige, welche er konstruiert hat. Die 
Menschheit bewegt sich keineswegs auf einer einzigen Linie in einer einzigen 
Richtung, sondern so verschieden die Lebensbedingungen der Völker sind, so 
verschieden sind auch ihre Wege und Ziele.“ ! 


ı Grosse a 20.2f. 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I. 8 
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Man begreift ohne weiteres, wie die Annahme eines gesetzmäßigen Verlaufs 
der geschichtlichen Entwicklung im naturwissenschaftlichen Sinne nach dem Zeug- 
nis G@. v. Belows ! von den eigentlichen Historikern „fast ausnahmslos“ 
zurückgewiesen wurde. „Wir haben es der Sozialphilosophie des sog. Positivimus 
und der mechanischen Richtung der Naturwissenschaften zu verdanken‘, sagt 
Ernst Bernheim, „daß wir die Geschichte dagegen verteidigen müssen, eine 
naturwissenschaftliche Disziplin zu sein. ... Die ‚Gesetze der Geschichte zu 
finden‘, das ist das Schlagwort, worin jene Meinung ihren unklaren populären 
Ausdruck gewonnen hat. Derb realistische Materialisten, Vertreter eines feineren 
Realismus, wie Herbert Spencer, und inkonsequente Idealisten stimmen verworren 
darin überein.“ Ganz richtig begnügt Bernheim sich keineswegs mit dem 
Einwande: die Kompliziertheit und Unzugänglichkeit der in Betracht kommen- 
den Daten biete ein praktisches Hindernis für die mechanische Erklärung der 
historischen Begebenheiten *. Er bezeichnet treffend als entscheidenden Grund, 
daß der Historiker es nicht mit Atomen, sondern mit Menschen, freien Menschen 
zu tun habe. Die qualitativen Unterschiede der Individualität, welche den eigent- 
lichen Inhalt des Geschehens bestimmten, böten den quantitativen Methoden ein 
wesentliches Hindernis‘. Auch den neuesten Angriffen gegen Freiheit usw. mißt 
Bernheim keine Bedeutung zu: „Nur der krasse Materialismus schmeichelt sich 
mit der Hoffnung, es werde auf dem Wege der Psychophysik gelingen, Empfinden, 
Denken, Wollen als mechanische Funktionen der Materie bloßzulegen, ein Hypo- 
these, die viel phantastischer und denkwidriger ist als die kühnsten Träume der 
Idealisten.“ ® 

Aus der Reihe der Nationalökonomen hat insbesondere Rümelin® 
die naturgesetzliche Doktrin trefflich widerlegt. Ihm zufolge besteht das Gesetz 
des Fortschrittes darin, daß das Gute aus dem flüssigen und unsichern Element 
freier Sittlichkeit von ainzalnsn eich zu den festeren Formen rechtlicher Ordnung 
und herrschender Sitte verdichte. 

Wilhelm Roscher hatte eine gewisse Vorliebe für Typen. In der 
Volkswirtschaft hießen sie jugendliches, mittelalterliches, blühendes, sinkendes 
Volk. In der Politik waren es das patriarchalische Urkönigtum, die Aristo- 
kratie, absolute Monarchie, Plutokratie (Geldoligarchie) mit der Kehrseite des 
Proletariats, dann Militärtyrannis oder Cäsarismus. „Aber dieses Schema“, sagt 
Hintze ®, „erleidet einerseits so viele bedeutende Ausnahmen und bewegt sich 
anderseits, um überhaupt anwendbar zu sein, in so unbestimmten und inhalts- 
armen Begriffen, daß die wissenschaftliche Bedeutung, die ihm zukommmt, doch 
nur gering ist.“ 

Karl Knies*® bedauert, daß Roscher, der so entschieden das mensch- 
liche Element in den wirtschaftlichen Erscheinungen berücksichtige, in der 
Frage der Naturgesetze Unklarheit und Unsicherheit zeige. Freilich ist auch 
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er der Ansicht', daß Roscher des Wortes „Naturgesetz“ sich bediene, ohne 
den Begriff im strengen Sinne festzuhalten. Knies selbst äußert sich im Hinblick 
auf die naturgesetzliche Auffassung in folgender Weise ?: „Wirkliche Naturgesetze 
in dem allgemein anerkannten Sinne der Naturwissenschaften stehen in Frage, 
wenn und soweit es sich um Forschungen nur über das Wesen und die Erschei- 
nung körperlicher, sinnlich wahrnehmbarer Dinge handelt. Das in den ökonomi- 
schen Tatsachen dargebotene Untersuchungsobjekt ist dagegen auch Ergebnis 
einer unkörperlichen, sinnlich nicht greifbaren Geistestätigkeit in dem personalen 
Faktor, in dem beseelten Menschen. ... Wir würden ja freilich keinen einheit- 
lichen Begriff und Ausdruck für das Geistige oder das Seelische im Menschen 
haben, wenn nicht auch hier in allen einzelnen Gleichartiges anzuerkennen wäre. 
Aber eben dieses Gleichartige stellt sich dem Gleichartigen in aller Materie und 
in jedem Stoffe gegenüber, und wir erkennen in dem Bezirk des Geistigen unter 
anderem insbesondere auch nicht Veränderungen in einem ‚Kreislauf‘, welche 
immer wieder zu vorhergegangenen Stufen zurückkehren, sondern eine andauernd 
zu neuen Stufen fortschreitende ‚Entwicklung‘. Während also bei ‚Natur‘-Erschei- 
nungen und für die Nachweise von ‚Naturgesetzen‘ nur stets und überall sich 
gleichbleibende Faktoren in Frage stehen, handelt es sich bei wirtschaftlichen 
Tatsachen und für die ihre Verursachung erforschende Wirtschaftswissenschaft 
auch um den in einer Entwicklung und Differenzierung vorfindlichen Faktor des 
menschlichen Geistes.“ Die Art der Beweisführung, deren Knies sich bedient, 
muß diese offenbar der Sache nach zugleich als eine Zurückweisung der natur- 
gesetzlichen Entwicklungstheorie, nicht bloß der Lehre von den Naturgesetzen 
wirtschaftlicher Erscheinungen und Beziehungen, erscheinen lassen. 

Wenn Ad. Wagner von wirtschaftlichen „Gesetzen“ spricht, so läßt er 
keinen Zweifel darüber bestehen, daß er jene Gesetze durchaus nicht im Sinne 
von exakten „Naturgesetzen“ verstanden wissen will, weder im Hinblick auf das 
wirtschaftliche Handeln, die wirtschaftlichen Beziehungen der Menschen, noch für 
die geschichtliche Entwicklung. Es handelt sich dabei nur um gewisse Tendenzen, 
wie sie aus der zwar unveränderlichen Natur des Menschen hervorgehen, aber 
in ihrer Wirksamkeit keineswegs den Charakter einer naturhaften Notwendigkeit 
besitzen ®. „Das Gesetz der wachsenden Ausdehnung der Staatstätigkeit“ ist bei 
Wagner kein Naturgesetz, sondern eine Tatsache, fast wie eine aus den historischen 
Verhältnissen erwachsende Pflicht und Notwendigkeit für die Staatsleitung. 

F. J. Neumann * unterscheidet zwischen Naturgesetz und Wirtschaftsgesetz. 
Aber seine Wirtschaftsgesetze sind doch, wie bei A. Wagner, keine eigentlichen 
Gesetze, sondern Tendenzen: „Alles das sind nur Tendenzen. Wieweit sie sich 
verwirklichen, ist von mancherlei Umständen abhängig. ... Eines ist von vorn- 
herein zuzugeben, daß nämlich die Möglichkeit exakter Gesetze auf wirtschaft- 
lichem Gebiet ausgeschlossen ist.“ 

Liest man, was Gustav Schmoller sowohl in seinem Grundriß ® als in 
dem Artikel über „Volkswirtschaft“ im Handwörterbuch der Staatswissenschaften ® 


—— 


ı Unter Hinweis auf Roschers „Ideen zur Politik etc.“ in Raus Archiv 1845, 289. 
2» A. a. O. 358. 3 Grundlegung I? (1892) 232. 
* Naturgesetz und Wirtschaftsgesetz, in der Zeitschrift für die gesamten Staats- 
wissenschaften XLVIII (1892) 405 ff 432 435. 
5 S. 105 ft. s vH? 574 fl. 
&* 
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über „Gesetze“ gesagt hat, so wird man zuweilen — unbeschadet aller Hoch- 
achtung — an den Tadel erinnert, den Georg v. Below gegen Schmoller erhob, 
indem er ihm ein unpräzises Hin- und Herreden, namentlich bei Erörterung von 
Prinzipienfragen !' zum Vorwurf machte: „Es steckt in ihm (Schmoller) ein Stück 
Soziologe.“ * ‚Schmoller verwirft hinreichend bestimmt die volkswirtschaftlichen Be- 
ziehungsgesetze im Sinne der klassischen Nationalökonomie. Wo aber Gesetze der 
geschichtlichen Entwicklung in Frage kommen, verläßt ihn die volle prinzipielle 
Sicherheit. Freilich werden nach dem gegenwärtigen Stande wissenschaftlicher 
Forschung „wirkliche, echte Gesetze“, d. h. solche erwiesene Kausalzusammen- 
hänge, wobei die „kausalen Kräfte eine zahlenmäßige Messung ihrer Wirksamkeit 
gestatten“ ?, also Naturgesetze im strengen Sinne des Wortes, für die soziale und 
wirtschaftliche Entwicklung auch von Schmoller nicht anerkannt. Das sagt er 
ausdrücklich im „Grundriß“ mit den Worten: „Es wird kein Zweifel sein, daß 
wir in Bezug auf die kompliziertesten Zusammenhänge in den Geisteswissenschaften 
überhaupt die Strenge der Naturwissenschaften nicht leicht erreichen können. 
Zumal das wenige, was wir über die entferntere Vergangenheit wissen, wird uns 
nie in den Stand setzen, den Gang der Geschichte als einen absolut notwendigen 
zu verstehen; wir werden zufrieden sein, wenn wir ihn nur im allgemeinen be- 
‚ greifen und verständlich finden. Das Individuelle, das das Schicksal jedes Volkes 
hat, liegt eben in der Kompliziertheit der Kausalitätsbeziehungen. Nirgends wieder- 
holt sich da ganz dasselbe Schauspiel, wie freilich auch kein einziger Baum auf 
Erden ganz das Abbild eines andern ist. Wir werden in Bezug auf das Gesamt- 
schicksal der Völker, auch in Bezug auf ihr wirtschaftliches, niemals zu einer 
ganz sichern Voraussagung kommen, weil wir nie die gesamten Ursachen ein- 
heitlich überblicken, sie quantitativ messen können.“ Freilich, welche Erkenntnis 
die Zukunft bringt, das wissen wir heute nicht. „Wir stehen erst am Anfang 
einer methodischen Erkenntnis der Zusammenhänge. ... Die einfacheren Vorgänge 
des Markt- und Verkehrswesens, der Bevölkerung, den Hauptgang der wirtschaft- 
lichen Entwicklung übersehen wir ziemlich genau; wir wissen, daß gewisse ele- 
mentare volkswirtschaftliche Vorgänge und soziale Einrichtungen so ziemlich überall 
gleichmäßig bei gewisser Kulturhöhe eintreten. Wir haben in den unteren Etagen 
des Gebäudes die Fähigkeit einer gewissen Voraussage erreicht, die nicht zu 
verachten ist. Wir sprechen, während wir gestehen, historische Gesetze nicht 
zu kennen, von volkswirtschaftlichen und statistischen Gesetzen. Wir meinen 
damit freilich teilweise nur die regelmäßig und typisch sich wiederholenden Er- 
scheinungsreihen; das sind die sog. empirischen Gesetze, deren Kausalverhält- 
nisse entweder noch gar nicht aufgedeckt oder wenigstens noch nicht quantitativ 
gemessen sind. Wirkliche Gesetze, d. h. Kausalverbindungen, deren konstante 
Wirkungsweise wir nicht bloß kennen, sondern auch quantitativ bestimmt haben, 
kennt auch die Naturwissenschaft erst wenige. Die Erfassung psychischer Kräfte 
wird sich quantitativer Messung wohl für immer entziehen. Es ist aber jeden- 
falls charakteristisch, daß wir auch in der Volkswirtschaftslehre diejenigen auf- 


ı Histor. Zeitschrift XCI (1903) 482, A. 

? Vgl. den Aufsatz „Zur Würdigung der historischen Schule der Nationalökonomie“ 
in J. Wolfs Zeitschrift für Sozialwissenschaft VII (1904) Hft 3, S. 157 (150 ff); vgl. 
insbesondere auch A. Wagner, Grundlegung 53 f. 

3 Handwörterbuch der Staatswissenschaften VII® 575. 
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gedeckten Kausalzusammenhänge mit Vorliebe Gesetze nennen, bei denen wenigstens 
Versuche vorliegen, die Massenwirkung der psychisch-sozialen Kräfte in konstanten 
oder in bestimmter Proportion sich ändernden Zahlenergebnissen zu messen: ich 
erinnere an die Ausdrücke Bevölkerungsgesetz, Lohngesetz, Preisgesetz, Gesetz 
der Grundrente.“ ' Das ist alles äußerst vorsichtig ausgedrückt! Schmoller nimmt 
also mit Sicherheit bloß empirische Gesetze an, d. h. gewisse Regelmäßigkeiten, 
die sich namentlich in den elementaren volkswirtschaftlichen Vorgängen und so- 
zialen Einrichtungen „so ziemlich überall gleichmäßig bei gewisser Kulturhöhe* 
wiederholen. Aber er läßt auch die Möglichkeit offen, daß die Kausalverhältnisse 
der empirischen Gesetze mehr und mehr aufgedeckt, sogar quantitativ gemessen 
werden. Sie sind heute „noch gar nicht aufgedeckt oder wenigstens noch nicht 
quantitativ gemessen“. Freilich heißt es alsbald wieder: die Erfassung psychischer 
Kräfte werde wohl für immer sich quantitativer Messung entziehen; bei den sozial- 
psychischen Kräften liege jedoch bereits der Versuch einer zahlenmäßigen Messung . 
vor. Man sieht: hier handelt es sich bei Schmoller nicht bloß um die gewiß löbliche 
„akademische Vorsicht“ °, sondern zugleich um den Einfluß einer Weltanschauung, 
die schließlich und letztlich gegen die naturwissenschaftliche Auffassung des 
Menschen- und Völkerlebens wenigstens kein Prinzip ins Feld zu führen vermag. 

Ohne Zweifel lassen sich für die Vergangenheit gewisse Ähnlichkeiten (kaum 
Gleichheiten) im wirtschaftlichen Leben mancher Völker nachweisen. Faßt man spe- 
ziell die elementarsten wirtschaftlichen und volkswirtschaftlichen Vorgänge ins Auge, 
so kann man auch wohl bis zu einem gewissen Grade mit den nötigen Einschrän- 
kungen und Bedingungen — die gleiche Kulturhöhe, die gleichen Rechtsinstitutionen, 
die gleichen äußeren Verhältnisse bei den verschiedenen Völkern jedesmal voraus- 
gesetzt — von Regelmäßigkeiten bei einer von außen nicht gestörten Entwick- 
lung sprechen, kann mit geringerer oder größerer Wahrscheinlichkeit vermuten 
und annehmen, daß gewisse Erscheinungen unter gleichen Voraussetzungen sich 
wiederholen werden, wenigstens in den weitesten Umrissen. Aber vollkommene 
Gewißheit, wie sie den naturwissenschaftlichen Erkenntnissen zukommt, hat man 
da nicht und kann sie nicht haben. Für die Annahme eines Naturgesetzes der 
sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung, eines exakten historischen (Gesetzes, 
fehlt nicht nur heute jede Unterlage, sie wird auch in alle Zukunft fehlen. Man 
möge immerhin nach solchen Naturgesetzen der Entwicklung suchen, finden wird 
man nichts, oder doch rasch verbraucht sehen, was man gefunden zu haben meinte. 
So war es bisher, so wird es in Zukunft sein. Je vollkommener die methodische 
Erkenntnis der Zusammenhänge ist, um so klarer tritt zu Tage, daß — abgesehen 
von allem unberechenbaren Eingreifen äußerer Mächte in den Gang der Entwick- 
lung — die für die geschichtliche Evolution entscheidenden handelnden Faktoren, 
die Menschen, als Individuen oder als Masse, niemals ganz und gar in ihrer 
Wirksamkeit durch eine irgendwie naturhafte innere Notwendigkeit völlig gebunden 
sind und bestimmt werden. „Die historische Schule“, meint Hasbach’, „hat immer 
wieder betont, daß die Gesetze nur Tendenzen zum Ausdruck bringen.“ Man möge 
also dabei bleiben — auch in der Frage der „Entwicklungsgesetze*. 


! Grundriß I 107 ff. 

® Julius Platter, Kritische Beiträge zur Erkenntnis unserer sozialen Zustände 
und Theorien (1894) 265. 

® Göttinger Gelehrte Anzeigen 1894, 582. . 
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Werner Sombart' erblickt das Wesen der modernen Soziologie darin, 
„daß sie das Prinzip der Arbeitsteilung ... aliis verbis, das Prinzip der Diffe- 
renzierung in starker Anlehnung an die Biologie zum Entwicklungsprinzip der 
menschlichen Gesellschaft schlechthin glaubt erklären zu sollen“ *. Seine Ansicht 
geht jedoch dahin, „daß es ein vergebliches Bemühen ist, ohne Rücksicht auf 
die historisch gewordenen verschiedenen Wirtschaftsordnungen ein einheitliches 
Entwicklungsprinzip für die menschliche Gesellschaft aufstellen zu wollen. Denn 
will man es wirklich gültig für alle verschiedenen Wirtschaftsstufen formulieren, 
so kommt es über eine gemeinplätzige Fassung nicht hinaus; will man diese ver- 
meiden und das ‚Gesetz‘ konziser prägen, so muß man notwendig der Geschichte 
Gewalt antun, indem man ihre Varietäten ignoriert“. In seinem „modernen 
Kapitalismus“ ° sagt er: „Wir werden in der Sozialwissenschaft auf die Ermitt- 
lung einer (Natur-) Gesetzmäßigkeit in dem strengen Kantschen Sinne, d. h. mit 
den Requisiten der Allgemeinheit und Notwendigkeit, verzichten müssen aus dem 
außerordentlich trivialen Grund, weil wir kein Objekt besitzen, auf das wir jene 
strenge Gesetzmäßigkeit anzuwenden in der Lage sind. Während es das Wesen 
der naturwissenschaftlichen Betrachtung ist, die ihr unterworfenen Phänomene in 
ihren Beziehungen zu einander als konstant sich vorzustellen, muß die soziale 
Wissenschaft mit der elementaren Tatsache rechnen, daß sie in jedem Augenblick 
neuen Erscheinungen gegenübersteht, wie sie aus der unausgesetzt (inbesondere 
durch die einem steten Wechsel unterworfene äußere Regelung des sozialen Zu- 
sammenlebens) neu geschaffenen Bedingtheit der Einzelphänomene sich ergibt. 
Wollte man aber die jenen Wechsel selbst bedingenden Umstände in Gesetzform 
ausdrücken, so würde man sehr bald finden, daß man einige wenige, allgemein 
menschlich vielleicht sehr bedeutsame, aber doch in ihrer Abstraktheit über das 
soziale Leben nur wenig aussagende Wahrheiten zu Tage gefördert hätte.“ Som- 
bart geht freilich nicht näher auf den entscheidenden tiefsten Grund ein, der 
die naturgesetzliche Auffassung ausschließt. Er selbst steht leider im Bann der 
„naturwissenschaftlichen® Logik *, unterschätzt die teleologische Betrachtungsweise, 
meint, die Zeit sei erfüllt, dem kausalen Erklärungsprinzip zu der herrschenden 
Stellung in der Sozialwissenschaft der Gegenwart zu verhelfen. 

Noch sei zum Schluß das kräftige, klare Wort Karl Diehls° erwähnt: 
„Es gibt keine sozialen Naturgesetze, denn die sozialen Erscheinungen sind dem 
Willen der Menschen unterworfen; daher kann von naturgesetzlicher Regelmäßig- 
keit keine Rede sein. So einseitig es ist, alle geschichtlichen Ereignisse auf die 
Willkür einzelner Persönlichkeiten zurückzuführen, so einseitig ist es, sie einer 
unbedingten, naturgesetzlichen, vorausbestimmbaren Macht, die sozialen Gruppen, 
Völkern, Staaten, Ständen u. s. f. innewohne, zuzuschreiben.“ 


I Die gewerbliche Arbeit und ihre Organisation, im Archiv für soziale Gesetz- 
gebung XIV (1899) 13f, A. 

2 Das trifft insbesondere auch bei E. Durkheim (De la division du travail social, 
$tude sur l’organisation des socidtes superieures [1893]) zu, der die Entwicklung der 
Gesellschaft auf der Grundlage der wachsenden Verdichtung und fortschreitenden 
Arbeitsteilung sich vollziehen läßt. 

s ] (1902) xvıı f. 

* Vgl. Histor. Zeitschrift XCI (1903) 433 ff. 

® Jahrbücher für Nationalökonomie LXII 765. 
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Auf die Anführung weiterer Zeugnisse ' dürfen wir verzichten. Es genüge die 
erneute Feststellung der Tatsache, daß jene Vorstellung, die jahrzehntelang die Köpfe 
beschäftigte: aus der Vergleichung der sozialen und politischen Entwicklung aller 
Zeiten und Völker ein Entwicklungsgesetz des sozialen und politischen Lebens 
abzuleiten ?, heute bereits an Kraft, Vertrauen, Popularität überaus viel ver- 
loren hat. Insbesondere die Soziologie mit ihrer „schöpferischen* Wirksamkeit 
— wobei in der Tat mehr geschaffen als geschöpft wurde — hat nicht wenig 
zur gründlichen Diskreditierung jener Auffassung beigetragen. 


Die Ablehnung einer naturgesetzlich verlaufenden Entwicklung schließt 
zugleich die 


59. Leugnung allgemeiner, für alle Völker gleicher und notwendiger 
Entwicklungstufen ein. 

a. Daß die Geschichte verschiedener Nationen partielle Überein- 
stimmung zeigen kann, ist eine allbekannte Wahrheit. Bei der Gleich- 
heit der menschlichen Natur nach metaphysischer und physischer Definition, 
bei der allen Menschen zukommenden Vernunft wird — eine gewisse Über- 
einstimmung äußerer Gesamtverhältnisse vorausgesetzt — die Befriedigung 
gleicher Bedürfnisse leicht eine mehr oder minder große Ähnlichkeit der 
Mittel und Institutionen herbeiführen können, namentlich wenn jene Mittel 
und Einrichtungen unter gegebenen gleichen oder ähnlichen Bedingungen 
die zweckmäßigste, leichteste, am meisten naturgemäße Befriedigung der 
in Frage stehenden Bedürfnisse ermöglichen. Aber die Gleichartigkeit 
der Verhältnisse und der Nationen geht doch niemals so weit, daß die 
Entwicklung der Völker sich immer in völlig gleichartigen Stufen und 
Phasen bewegen müßte. Ein sog. „normaler“ Entwicklungsgang, ein 
überall wiederkehrender Typus regulärer nationaler Entwicklung ist bis 
zur Stunde geschichtlich nicht erwiesen. Die nationale Eigenart, die be- 
sondern politischen Schicksale, die eigentümlichen Beschaffenheiten des 
Landes und des Klimas, wechselnde weltgeschichtliche Einflüsse lassen 
die Nationen weit mehr als Individualitäten erscheinen denn als Wieder- 
holungen desselben Typus. 

b. Größere Übereinstimmung innerhalb einzelner be- 
stimmter Völkergruppen, infolge von Stammesverwandtschaft, ge- 
meinsamen Schicksalen, gegenseitiger innigerer Verkettung und Ver- 
knüpfung, von Rezeption, Übertragung von einem Volk auf das andere 
u. dgl. ist dabei natürlich nicht ausgeschlossen. Die Entwicklung voll- 
zieht sich eben für kein Volk ganz „aus eigener Wurzel“. 


! Zur Belehrung über den ganzen Stoff kann noch verwiesen werden auf: Dilthey, 
Einleitung in die Geisteswissenschaften (1883); Lindner, Ideen zur Psychologie der 
Gesellschaft (1891); Eucken, Grundbegriffe der Gegenwart* (1893), Abh. „Gesetz“ ; 
Ludwig Stein, Die soziale Frage im Lichte der Philosophie (1897); Rickert, 
Kulturwissenschaft und Naturwissenschaft (1899); Wundt, Völkerpsychologie (1900) usw. 

3 Vgl. Hintze, Roschers politische Entwicklungstheorie, in Schmollers J ahrbuch 
1897, 809 (43). 
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c. Das gilt insbesondere auch von den sog. Wirtschaftsstufen. 
Daß es in den allgemeinsten, elementarsten Dingen eine gewisse relative 
Regelmäßigkeit der wirtschaftlichen Entwicklung geben kann, bestreiten 
wir nicht. Die Übereinstimmung mag auch innerhalb bestimmter Völker- 
gruppen mit ähnlichen äußeren Verhältnissen, ähnlichen Rechtsinstitutionen, 
ähnlichen Schicksalen, durch gegenseitige Beeinflussung, Entlehnung eine 
ziemlich weitgehende sein. Man wird aber dabei festhalten müssen, 

a) daß die Übereinstimmung eben doch keine allgemeine, gleiche, 
notwendige, naturgesetzliche, für alle Völker geltende ist; 

ß) daß sie als bedingt, darum beschränkt, nur unter bestimmten 
Voraussetzungen erscheint; 

7) daß, auch wo sie besteht, keine strenge Übereinstimmung herrscht, 
da sich bei jedem Volke wiederum zahlreiche Ausnahmen und Abwei- 
chungen nachweisen lassen. 

Eine schematische Auffassung der wirtschaftlichen Entwicklung 
wird darum dem Reichtum der geschichtlichen Wirklichkeit 
niemals ganz gerecht. | 


Harnack, der, wie wir sahen, in der geschichtlichen Entwicklung durchaus keinen 
„Prozeß naturhaften Geschehens“ erblickt !, fügt gleichwohl bei: „Höchstens in der 
Wirtschaftsgeschichte läßt sich eine gewisse Stringenz der Erscheinungen nach- 
weisen wo der Kampf um das materielle Dasein regiert; aber auch dort ist er immer 
wieder durchbrochen durch ideelle Momente, die in kräftiger Weise eingreifen.“ 
Dazu bemerkt Georg v. Below °: „Ich glaube, da ich auf wirtschaftsgeschicht- 
lichem Gebiet gearbeitet habe, hier mitsprechen zu können und möchte meine 
Beobachtungen dahin zusammenfassen, daß man, je mehr man ins Einzelne ein- 
dringt, auch in der wirtschaftlichen Entwicklung noch weniger Gebundenheit 
wahrnimmt, als selbst Harnack anzunehmen scheint.“ An anderer Stelle ? sagt 
Below: „Die angeblichen Ausnahmen umfassen oft und sogar meistens ebensoviele 
Fälle wie die behauptete Regel.“ Er leugnet nicht den Vorteil einer Vergleichung 
der Wirtschaftsstufe eines bestimmten Volkes in einem bestimmten Zeitalter mit 
andern Wirtschaftsstufen desselben Volkes und mit einer ungefähr entsprechenden 
Stufe anderer Völker. Aber er bestreitet allgemein gültige Entwicklungsgesetze, 
und daß die Wirtschaftsstufen in „streng historischem Verhältnis“ zu einander 
stehen. Er wendet hierauf das Wort Justis an: „Höchstens ‚zur übersichtlichen 
Gruppierung der Tatsachen und zur Erfindung passender Überschriften‘ mag man 
die Formeln der Entwicklungsgeschichte gebrauchen.“ * Die „vergleichende Me- 
thode*, die durch Vergleichung der Tatsachen, Abstraktion von dem Verschieden- 
artigen zu dem (Gemeinsamen emporsteigen will, dürfte, sofern der Phantasie 
nicht freier Spielraum gewährt wird, auch in ihrer Anwendung auf die Frühzeit 
der Völker kaum zu wesentlich anderem Ergebnisse gelangen. Wenn sich nämlich 
bei manchen „jungen“ Völkern ähnliche Ansätze zu einer regulären Entwicklung, 


i Christentum und Geschichte 7. 

3 Histor. Zeitschrift LXXXI (1898) 235, A. Vgl. auch dessen Aufsatz „Über Theorien 
der wirtschaftlichen Entwicklung der Völker“ ebd. LÄXXVI (1901) 1 £. 

®? Ebd. LXXXVI 32 f. * Ebd. 33. 
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zeigen, so erklärt sich das einerseits aus den in ihrer Einfachheit mehr überein- 
stimmenden äußeren Lebensverhältnissen, aus der größeren Gleichartigkeit der 
Individuen in primitiven Zuständen, aus ihrer geringeren Widerstandskraft gegen- 
über den Gesamttendenzen der sozialen Gruppe, zu der sie gehören, anderseits 
aus dem Umstand, daß die Gruppe noch mehr isoliert dasteht, weniger berührt 
von dem Strom der weltgeschichtlichen Entwicklung. Aber auch hier darf nichts 
übertrieben werden. Der Einfluß des einen Stammes auf den andern fehlt da 
keineswegs. Und wenn man von der Gleichartigkeit der Individuen spricht, so 
finden sich doch immer Individuen, die durch ihre Erfindungsgabe u. dgl. andern 
voranstehen, die durch Klugheit und Kraft sich sogar zu Häuptlingen ihres 
Stammes emporschwingen, der Geschichte ihres Volkes die Wege zeigen. Kurz, 
auch die „Naturvölker* und die Völker der Urzeit erscheinen als Völkerindividuali- 
täten, nicht als bloße „Gattungsexemplare“. 


d. In doppeltem Sinne werden also die volkswirtschaftlichen 
Untersuchungen einen nationalen Charakter haben müssen!: 

a) prinzipiell, indem sie, wie später ausgeführt wird, das Wohl 
des staatlich geeinten Volkes in den Mittelpunkt der Forschung stellen. 
Das Recht des Nationalen muß gegen einen falschen, übertriebenen Kosmo- 
politismus verteidigt werden2. Zwischen Individuum und Menschheit steht 
der Staat mit seinen natürlichen Aufgaben und Pflichten im Hinblick auf 
das Wohl des Volkes; 

8) methodisch, insofern sie hinsichtlich der praktischen Grund- 
sätze und Regeln keine völlig gleichartige Durchführung überall, zu jeder 
Zeit, bei jedem Volke fordern, sondern auch der berechtigten Eigenart, 
den besondern geschichtlichen Verhältnissen des einzelnen Volkes in 
ausreichendem Maße Rechnung tragen. Gewiß kann die Nationalökonomie 
nicht auf allgemeine Begriffe, Grundsätze, Postulate verzichten. Aber 
die Anwendung derselben. vollzieht sich immer in konkreten Verhältnissen. 
Die Nationalökonomie muß sich dabei stets auch von geschichtlicher Er- 
kenntnis leiten lassen, an das historisch Gegebene anknüpfen, um inner- 
halb des vorhandenen Milieus, nach dem Maße realer Bedürfnisse und 
gegenwärtiger Möglichkeiten das nationalökonomisch wünschenswerte Ziel 
ins Auge zu fassen und zu begründen. 

Noch auf eine andere für die nationalökonomische Forschung grund- 
legende Wahrheit dürfen wir an dieser Stelle zurückkommen, da sie ‘als 
das logische Endergebnis unserer bisherigen Darlegungen gelten kann. Je 
mehr die „naturgesetzliche“ Notwendigkeit der Entwicklung als eine 'irr- 
tümliche Voraussetzung der Theorie sich erweist, um so größer erscheint 
die wahre Bedeutung des nach Zielen und Zwecken bemessenen 


ı Hasbach, Die allgemeinen philosophischen Grundlagen der von F, Quesnay 
und Ad. Smith begründeten politischen Ökonomie (1890) 175. 
® „National“ verstehen wir hier in demselben Sinne, wie es in dem Worte 


„Nationalökonomie“ angewendet wird, zur Bezeichnung eines staatlich geeinten 
Volkes. 
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Sollens der einzelnen wie der Gesamtheit für den Fortschritt von Gesell- 
schaft und Wirtschaft. Kein Naturgesetz beherrscht die Entwicklung, 
dafür ein Gesetz anderer Art, ein Gesetz, das Ordnung schafft, dabei 
den Wert der freien Individualität zur vollen Geltung kommen läßt, das 
die Freiheit zügelt und doch nicht ertötet, ein teleologisches Gesetz, das 
im Wohl des Ganzen das Wohl des einzelnen sucht. Vom idealen 
Standpunkte aus, wo man „in jedem einzelnen ein berechtigtes Glied des 
Ganzen erblickt und der Gesellschaft die günstigsten Bedingungen für ihre 
Kulturentwicklung gesichert sehen möchte“, muß Ordnung, aber zugleich 
eine derartige Gestaltung der Ordnung verlangt werden, „daß dem ein- 
zelnen, ohne daß er störend und verkümmernd in das Lebensgebiet des 
andern übergreift, ein möglichst großer Spielraum für freie und persön- 
liche Entfaltung verbleibt, daß sein Trieb für schaffende Tätigkeit nicht 
gelähmt, seine Verantwortlichkeit für eigene Wirksamkeit wach erhalten 
wird“1, Die folgenden Ausführungen werden uns in dieser Überzeugung 
nur bestärken können. 


60. Cansa und Telos in der Entwicklung. Der Begriff der Ent- 
wicklung? ist nicht auf dem Boden der Naturwissenschaft entstanden. 
Die organische Auffassung des Gesellschaftslebens in der griechischen 
Philosophie, beim hl. Paulus und in der christlichen Philosophie schließt 
ihn schon in sich. In der neueren Zeit finden wir ihn ausgebildet bei 
Herder, den Romantikern, Hegel, Ranke, Savigny usw. Das muß her- 
vorgehoben werden, namentlich auch, um dem Versuche zu begegnen, 
den Entwicklungsbegriff für die einseitige, extreme Deszendenztheorie mit 
Beschlag zu belegen. 

Freilich ist mit der bloßen „Entwicklung“ noch lange nicht alles 
erklärt. Unentbehrlich bleibt die Annahme des Schöpfungsaktes im Be- 
ginn der Zeiten vor aller Entwicklung als völlig souveräner Tat des All- 
mächtigen. Das Wesen der Dinge ferner, die Natur des Menschen, das 
göttliche Sittengesetz, die geoffenbarten Wahrheiten in sich selbst be- 
trachtet, sie erheben sich über den Strom der Zeit, von dem allgemeinen 
Gesetz der Veränderlichkeit unberührt. 

Aber der Begriff der Entwicklung bleibt doch ein wichtiger Begriff, 
ohne welchen die richtige, volle und vollkommene Erfassung der wirk- 
lichen Welt unerreichbar ist. Fassen wir speziell das gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Gebiet ins Auge, so begegnen wir auch hier überall 


! Lehr-Heckel, Grundbegriffe ? 92. 

® Mariupolsky, Zur Geschichte des Entwicklungsbegriffs (1897). Jentsch, 
Geschichtsphilosophische Gedanken (1893). Nostitz, Problem der Kultur (1888). 
Simmel, Die Probleme der Geschichtsphilosophie (1892). Roßbach, Geschichte 
der Gesellschaft (1868—1875), u. a. 

® Vgl. Histor. Zeitschrift LXXXI, 198 f. Merkel, Zeitschrift für Privat- und 
öffentliches Recht III 625 ff. 
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der Veränderlichkeit und Umwandlung, der Metamorphose, wie der Kon- 
tinuität bzw. der Vererbung. Nichts entsteht unvermittelt, nichts aus 
völlig Heterogenem. Die Entwicklung leugnen hieße die Augen schließen 
gegenüber offenkundigen Tatsachen. Alles kommt darauf an, daß die 
Entwicklung zum wahren Fortschritt sich gestalte. Hierzu mitzuwirken, 
ist die Wissenschaft berufen, jede für ihr Gebiet und mit den ihr eigenen 
Mitteln. Angesichts dieser großen, schönen, verantwortungsvollen Auf- 
gabe wird die genaue Kenntnis sowohl der Ursachen wie der Ziele der 
Entwicklung von entscheidender Bedeutung sein. 

a. Zum vollen ursächlichen Verständnis der Entwicklung aber kann 
nach den bisherigen Untersuchungen nur derjenige gelangen, der außer den 
objektiven Verhältnissen und Gesetzen der materiellen Ordnung, außer 
den Kräften der menschlichen Natur und des menschlichen Gemeinschafts- 
lebens, den sozialpsychischen Momenten, dem Einfluß des Staates, der 
Einwirkung allgemeiner, weltgeschichtlicher Faktoren, wie des Christen- 
tums, der Verknüpfung und Verflechtung der nationalen Entwicklung 
mit der universalen, weltgeschichtlichen Evolution nicht minder der Be- 
deutung des Individuums für den Entwicklungsgang und den Fortschritt 
der Völker gebührend Rechnung trägt. „Das individuelle Moment“, be- 
merkt sehr richtig Hintze!, „macht sich auch in dem kollektivistischen Ge- 
schehen* geltend; es spielt in der Ausbildung und Veränderung von 
Sprache und Sitte, von Wirtschaft und Recht eine Rolle wie in den 
Staatengründungen und Machtkämpfen der Völker, nur versteckter, minder 
sichtbar, aber kaum minder bedeutend. Und anderseits ist auch das be- 
wußte Handeln der geschichtlichen Persönlichkeit in die engen Grenzen 
gebannt, die durch die Entwicklung des öffentlichen Geistes und der durch 
ihn bestimmten Verhältnisse gegeben sind. Das geschichtliche Leben be- 
ruht im letzten Grunde überall auf . .. . individueller Lebensbetätigung, 
und das individuelle Leben erscheint dabei überall eingebettet in das 
Leben der Gemeinschaften, mehr oder minder abhängig von den Kollektiv- 
kräften, die sie baherrschen.* Wahrer Fortschritt in der Entwicklung 
wird hiernach nur da gesucht und gefunden werden können, wo, bei 
aller vielleicht notwendigen Stärkung des Gemeinschaftslebens, zugleich 
auch dem Individuum Luft und Licht, Mut und Freiheit zur Betätigung 
persönlicher Kraft und Tüchtigkeit belassen wird. Aber mit der Er- 
kenntnis der Ursachen ist’s nicht getan. 

b. Die Entwicklung in teleologischer Betrachtung. Die soziale Ge- 
schichte, sagt Stammler?, ist eine Geschichte von Zwecken: „Dieses er- 
gibt sich unvermeidlich daraus, daß es sich hier um eine Geschichte des 


ı Histor. Zeitschrift LXXVIlI (1896) 64. 

! Die Gesetzmäßigkeit in Rechtsordnung und Volkswirtschaft (1902) 16. — Daß 
auch der Zweck eine Ursache ist — causa finalis — kann als bekannt vorausgesetzt 
werden. Die Unterscheidung zwischen teleologischer und kausaler Betrachtung stellt 
die Zweckursache den andern Ursachen, namentlich den Wirkursachen gegenüber. 
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menschlichen Zusammenwirkens handelt. Solches geht aber nicht nur in 
sich notwendig auf die Verfolgung von Zwecken, sondern es wird seine 
jeweilige Eigenart durch die es bedingende Regelung bestimmt, welche 
gerade eine gewisse Weise des Verhaltens bewirken will. Immer handelt 
es sich um die Frage von Mitteln, die zu gewissen Zwecken ergriffen 
werden. .... Darum ist die Gesetzmäßigkeit des sozialen Lebens unver- 
meidlicher Weise eine anders geartete als die der natürlichen Erschei- 
nungen. Ein soziales Geschehen ist in seinem Inhalte dann ge- 
setzmäßig, wenn es das rechte Mittel zu begründetem 
Zweck ist... . Wenn der Gedanke der sozialen Gesetzmäßigkeit 
praktisch durchgesetzt werden soll, so muß er an die regelnde Form der 
Gesellschaft sich wenden.“ Ganz richtig, ja vortreffllich! Aber leider 
bleibt Stammler bei halben Wahrheiten stehen, indem er sagt: richtiges 
Recht könne nicht aus der christlichen Sittenlehre abgeleitet werden. 
Ohne Zweifel enthält das positive Recht der Staaten Elemente veränder- 
licher Art, die durch geschichtliche Verhältnisse, Rücksichten der Zweck- 
mäßigkeit u. dgl. bedingt sind. Eine positive Rechtsgestaltung, welche 
jenen Umständen und Rücksichten nicht genügte, könnte zweifelsohne 
nicht als eine „richtige“ bezeichnet werden. Und doch wird die Richtig- 
keit des Rechts keineswegs ausschließlich durch die Übereinstimmung 
zwischen Recht und historischem Bedürfnis bestimmt. Richtiges Recht 
ist vielmehr nur da vorhanden, wo einerseits den obersten Sätzen des un- 
wandelbaren Gottesrechts Rechnung getragen wird und zugleich die An- 
wendung auf gegebene konkrete Verhältnisse als eine richtige sich er- 
weist. So hätte Stammler sprechen müssen, um die volle Wahrheit zu 
sagen. Statt dessen hält er an dem alten Irrtum fest, die sittliche 
Lehre gehe nur auf eine Vervollkommnung der Gesinnung, während die 
rechtliche Ordnung es mit der Regelung des Verhaltens zu tun habe. 
Ein solches Auseinanderreißen von Gesinnung und äußerem Verhalten 
widerspricht der Wahrheit, der Vernunft und der Erfahrung. Das gött- 
liche Sittengesetz erstreckt sich auf Gesinnung und Verhalten zugleich. 
Es regelt und ordnet das individuelle wie gesellschaftliche Leben in sicherer, 
dauerhafter Weise gerade dadurch, daß es die Handlungen in der rechten 
Weise im Hinblick auf bestimmte Ziele sich vollziehen und aus der rechten 
Gesinnung hervorgehen läßt. Auch in der Gesinnung soll das Recht und 
die Gerechtigkeit thronen, von hier aus das Leben beherrschen. Bloß 
äußerer Rechtszwang reicht auf die Dauer nicht aus, wo ein Widerstreit 
besteht zwischen dem, was er fordert, und dem, wozu die Gesinnung den 
Menschen anleitet. 


6l. Das Telos nach christlicher Vorstellung. Wer von der Existenz 
eines persönlichen Gottes und Schöpfers der Welt wissenschaftlich über- 
zeugt ist, der wird, wie gesagt, mit logischer Notwendigkeit zur 
Anerkennung eines einheitlichen göttlichen Weltplanes sich verstehen 
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müssen. Planlos konnte Gott nicht schaffen und ebensowenig die er- 
schaffene Welt einer völligen Anarchie überantworten. Jener Plan ist 
nicht bloß von Gott erkannt, sondern auch von dem höchsten Ge- 
setzgeber gewollt und insofern ein Gesetz, die lex aeterna, ewig in 
Gott, in der Welt zeitlich, wie die Welt selbst in der Zeit entstand. 
Dieses Gesetz erscheint in den vernunftlosen Geschöpfen als Prinzip und 
Norm ihrer Bewegung und Tätigkeit, als Naturgesetz, als Trieb, — beim 
vernünftigen Menschen, seiner Natur entsprechend, als das natürliche 
Licht der Vernunft, durch welches wir erkennen, was wir tun und meiden 
sollen, als göttliches Sittengesetz, das uns zu dem von Gott gewollten 
Ziel auf den von Gott gewollten Wegen zu leiten bestimmt 
ist?, „So gewiß, wie der Mensch in seinem vernünftigen Denken ewige 
und unantastbare Gesetze entdeckt, die er nicht verletzen kann, ohne 
jede Verständnismöglichkeit mit andern Menschen, ja auch mit sich selbst 
zu verlieren, so gewiß gibt es unwandelbare Gesetze für das Handeln 
des Menschen, die er nicht außer acht lassen darf, will er nicht seiner 
Menschenwürde und Menschenrechte verlustig gehen. Solch bestimmte 
sittliche Ideale sind vorhanden. Die Kirche ist ihre Hüterin. Sie hat 
die heilige Aufgabe, diese ewigen Grundgesetze der sittlichen Weltord- 
nung stets aufs neue den Geschlechtern einzuprägen.“ 8 Jenes Gesetz 
aber ordnet — um es noch einmal zu wiederholen — sowohl die innere 
Gesinnung wie das äußere Verhalten, unsere Beziehung zur Welt, zu den 
Menschen, zu der Gesellschaft. 

Zwar ist die Erde dem Menschen übergeben, doch nicht als sein voll- 
freies Eigentum. Sie ist sein Herrschaftsgebiet, aber sie soll zugleich der 
Verherrlichung Gottes dienen. Darum haben Genuß und Selbstbefriedigung, 
wenn es sich um die Stellung des Menschen zur äußeren Natur handelt, 
niemals das letzte Wort zu sprechen. Immer und überall bleiben wir an 
die Bestimmung gebunden, die Gott der Welt gegeben hat. Diese Be- 
stimmung aber fordert, daß die Erde mit ihren Schätzen und Kräften 
allen diene, allen Nahrung, Kleidung, Wohnung biete, die Lebenskraft 
erhalte, bis der Herr uns abberuft in die ewige Heimat. 

Der Mensch wird in eine häusliche und bürgerliche Gemeinschaft 
hineingeboren. Hier empfängt er seinen vollen natürlichen „Lebens- 
bedarf“, die Entwicklung seiner körperlichen und geistigen Fähigkeiten 
und auf dem Boden gesellschaftlicher Vereinigung wächst er nur regel- 
mäßig zu seinem Endziel heran. Von dem Ganzen der Gesellschaft 
empfängt er, aber er muß auch dem Ganzen geben. Nur seine Seele 
opfert der Mensch nicht; denn sie hat ein höheres Ziel, das sich weit 


ı 8. Thom,, 8. th.1,2,q. 91; q. 95, a. 2; 2,2, q.57,a.2; De verit. q.5, a.1ad6. 

®? Grupp, Kathol. Sozialpolitik, in den Histor.-polit. Blättern CXXIV (1899) 498. 

® G. Traub, Materialien zum Verständnis und zur Kritik des katholischen Sozia- 
lismus (1902) 4. Traub referiert im obigen Zitat ganz richtig über die katholische 
Auffassung. 
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über alle und jede Gesellschaft erhebt. Insoweit das natürliche Sitten- 
gesetz die Ordnung der gesellschaftlichen Beziehungen nach Ziel und 
Mittel zum Gegenstande hat, wird es Naturrecht genannt!. Dieses Recht 
ist durch die allen Menschen gemeinsame natürliche Vernunft von Gott, 
dem höchsten Gesetzgeber, promulgiert; auch insofern ein natürliches 
Recht, als es dem Schutz und der Erlangung der in der Natur selbst be- 
gründeten Menschheitszwecke dient und, weil es das gesellschaftliche Ver- 
hältnis der Menschen in seinen teleologischen Grundbeziehungen regelt vor 
aller positiven Satzung des Staates und jeder andern durch Menschen ge- 
bildeten Vereinigung. Seine oberste Norm ist die gegenseitige gerechte Rück- 
sichtnahme. Über der Gerechtigkeit steht die Pflicht der Nächstenliebe, 
deren Maßstab in dem Worte des Herrn liegt: Liebe deinen Nächsten wie 
dich selbst. Das Naturrecht ist zugleich die letzte Quelle aller menschlichen 
Autorität als des inneren Prinzips der gesellschaftlichen Ordnung und des 
sozialen Zweckstrebens. „Frage ich, warum ich irgend einem mensch- 
lichen Gesetze gehorchen soll, so lautet die nächste Antwort: weil es 
von der zuständigen Autorität rechtmäßig erlassen wurde. Frage ich 
weiter: warum bin ich verpflichtet, mich dem Willen derselben zu unter- 
werfen? so müssen wir antworten: weil das Naturgesetz es verlangt, mit 
andern Worten: weil es der uns durch das Naturgesetz kundgetane Wille 
Gottes ist, daß wir den rechtmäßigen Befehlen der Obrigkeit gehorchen.“ ? 
Wer sich der rechtmäßigen Obrigkeit nicht fügt, der verletzt nicht nur eine 
rein ethische Pflicht, sondern speziell eine Rechtspflicht, indem er der Obrig- 
keit das, was ihr gebührt, nicht gewährt. Anderseits wendet der Mensch 
unwillkürlich eine höhere Norm an zur Beurteilung der Handlungen oder 
Unterlassungen der gesellschaftlichen Autorität. Wenn die Staatsgewalt 
es versäumen würde, zur Erfüllung rechtmäßig geschlossener Verträge 
anzuhalten, wenn sie Leben, Ehre, Eigentum usw. nicht schützen wollte, 
so würde man darin eine Ungerechtigkeit, die Verletzung von Rechts- 
pflichten der Staatsgewalt gegenüber den Bürgern und der Gesamtheit er- 
blicken, von Rechtspflichten, die nicht erst von der Staatsgewalt willkür- 
lich geschaffen sind, die nicht das bloß zufällige Produkt geschichtlicher 
Entwicklung mit lediglich relativer Geltung und Bedeutung darstellen, son- 
dern welche sich aus dem natürlichen Zwecke des Staates ergeben, darum 
von unserer Vernunft als dauernde und allgemeine Pflichten der Staatsleitung 
erkannt werden. Die Anerkennung des Naturrechts steht übrigens durchaus 
nicht im Widerspruch mit einer maßvoll historischen Auffassung 
des Rechts. Gerade die führenden Geister der historischen Rechtsschule 
sind, wie Otto Willmann hervorhebt3, von einem Relativismus, der den 
außerzeitlichen Hintergrund alles Geschehens aus den Augen verliert, frei 


! Th. Meyer, Naturrecht und Rechtsphilosophie, im Staatslexikon der Görres- 
Gesellschaft IV ®. 

%? Cathrein, Moralphilosophie I® 377 f; *409. 

® Geschichte des Idealismus III 708 f. 
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geblieben. In diesem Sinne sagt Stahl!: „Die geschichtliche Schule be- 
seitigt nicht den absoluten sittlichen Maßstab, sie bekämpft nur das, was man 
damals in der ‚Aufklärung‘ als Inhalt desselben ansah, und macht noch 
den relativen oder vielmehr den individuellen Maßstab geltend, den man 
damals übersah. Es ist gerade eine tiefere philosophische Wahrheit, auf 
welcher sie unausgesprochen, ja den meisten vielleicht unbewußt, in 
ihrem letzten Grunde steht, das ist die Anerkennung des lebendigen gött- 
lichen Waltens in der Geschichte. Aus ihr kommt die Ehrfurcht vor 
dem Bestehenden, die menschliche Bescheidung in der Änderung desselben, 
das Hinsehen auf eine höhere Macht, von der man das Wesentlichste 
und Beste dabei erwarten muß.“ Materiell, inhaltlich ist das geschicht- 
lich überlieferte Recht vielfach dasselbe Recht, was man „Natur- 
recht“ nennt, und was zugleich, eben weil es Naturrecht ist, in der 
dauernden, allgemeinen Rechtsüberzeugung der Menschen die 
geschichtliche Entwicklung begleitet. Erst die Epigonen der Savigny, 
Niebuhr, Dahlmann usw. stellten die geschichtliche Auffassung’ in den 
Dienst eines falschen Relativismus. Sie bekämpften nicht nur das indi- 
vidualistische Naturrecht, sondern jedes Naturrecht und verloren in der 
Überschätzung der neuen Methode den Zusammenhang mit der objektiven 
Wahrheit. 

Die Verherrlichung Gottes als Endziel aller Dinge, die ewige Selig- 
keit als letztes Ziel des Menschen, der Dienst Gottes auf dieser Pilger- 
reise in Arbeit und Berufstreue als Lebensaufgabe, die Bestimmung der 
äußeren Welt, den Bedürfnissen der Menschen, und zwar aller Menschen, 
zu dienen, die Ergänzung, Förderung der menschlichen Kraft durch die Ge- 
sellschaft, das Gemeinwohl des Volkes als Zweck des Staates — das ist 
also das reich gegliederte ro; in christlicher Auffassung?, der Leit- 
stern auch für die soziale und nationalökonomische Forschung®. Indem 
die christliche Sozialtheorie die von Gott geordneten und gewollten 
sozialen Grundverhältnisse, Aufgaben und Ziele zu ihrem Fundament 
und Ausgangspunkt macht, indem sie dieselben als unwandelbare, dauernd 
und allgemein verpflichtende anerkennt, gewinnt sie jene Einheit und 
Festigkeit, die sie vor subjektiver Willkür schützt und gegenüber der Un- 
bestimmtheit, Unklarheit, sprunghaften Wandelbarkeit aller rein histo- 
rischen und evolutionistischen Systeme unbestreitbar und unbestritten 
auszeichnet. Sie wird sich niemals mit einer Gesellschafts- und Volks- 
wirtschaftslehre begnügen, die nur beschreibt, was geschieht, nur dar- 
stellt, wie die geschichtliche Entwicklung verlaufen ist und verläuft. 
Aus der unwandelbaren vernünftigen Menschennatur, dem unwandelbaren 
göttlichen Sittengesetze leitet sie Prinzipien ab, stellt Forderungen 


ı Geschichte der Rechtsphilosophie? (1854) 586 f. 

® Alfred Ebenhoch, Wanderungen durch die Gesellschaftspolitik (1896) 2—19. 

s Walter, Katholische Sozialpolitik, in Armin Kausens „Wahrheit“ VII 
(1901) 49 ff; ebd. Wesen und Bedeutung des christlichen Idealismus VI (1900) 241 ff. 
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auf darüber, wie die Entwicklung verlaufen soll. Eine Formel, die 
lediglich das tatsächlich Gegebene zusammenfaßt, kann unserer Vernunft 
nicht genügen und noch viel weniger dazu ausreichen, um den von Gott 
gewollten Zielen und Zwecken mit den von Gott gewollten Mitteln Ver- 
wirklichung und Geltung zu verschaffen. 

Aber noch eine Frage harrt der Lösung. 


62. Die Teleologie der Menschheitsgeschichte.e Von den Vertretern 
einer naturalistischen Weltanschauung ist gar mancherlei über die ent- 
scheidenden Ursachen des Kulturfortschrittes gesagt worden. H. Th. Buckle! 
findet sie in dem Siege des Wissens, namentlich des naturwissenschaft- 


lichen Erkennens; Fr. von Hellwald?2 betrachtet die Kulturgeschichte 


unter dem Gesichtspunkte des Kampfes ums Dasein; für Jul. Lippert 
ist das Prinzip der Lebensfürsorge der Grundtrieb der Kulturentwicklung. 
Von der intellektuell-psychologischen, der ökonomisch-materialistischen, 
der biologischen, der sozialpsychischen Erklärung war oben bereits die 
Rede. Einen Faktor aber übersehen alle diese Versuche vollständig: die 
göttliche Vorsehung. Und doch ist gerade neben und über dem Walten 
des Naturgesetzes in den Dingen, dem sittlichen Weltgesetze und der mensch- 
lichen Verschuldung die providentielle Weltregierung der größte 
Faktor der Weltgeschichte®t, und zwar in doppelter Beziehung: Für die 
Völker als solche bringt die Geschichte in der Regel schon die Vergeltung; 
sie erscheint hier als die fortgesetzte Nemesis der menschlichen Ver- 
schuldung. Stände und Klassen, Völker und Staaten, in denen nur die Selbst- 
sucht herrscht statt Gerechtigkeit und Liebe, haben schnell ausgelebt, ihre 
Stunde hat bald geschlagen. So ging der Adel Griechenlands unter, weil 
er seine Bedeutung für das Ganze aufgab, so sank das mächtige Rom in 
den Staub, nachdem die große Idee der Hingabe an die Gesamtheit 
von egoistischen Strebungen völlig überwuchert war. So erstarb das 
städtische Patriziat, die feudale Aristokratie; so sind wir vielleicht be- 
rufen, Zeugen des Unterganges der kapitalistischen Bourgeoisie zu sein, 
wenn sie dem neuen, vierten Stande die Gerechtigkeit verweigern sollte. 
„Die Menschheit geht vorwärts. Unter Blut und Tränen vollzieht die Ge- 
schichte doch einen göttlichen Gang“ 5 auch noch unter einem andern 
Gesichtspunkte. 

Es gibt in der Tat eine Teleologie der Menschheitsgeschichte, ein 
Entwicklungsgesetz, das innerhalb der Menschheit sich Geltung verschafft 
— kein Gesetz, das die Freiheit aufhöbe, die Individualität der Nationen 
und der Einzelwesen beseitigte, das zu einem allgemeinen Schema der 


! Geschichte der Zivilisation in England, deutsch von A. Ruge?, 2 Bde (1864). 
% Die Kulturgeschichte in ihrer natürlichen Entwicklung (1875). 

® Kulturgeschichte der Menschheit, 2 Bde (1887). 

‘ Joh. Jos. Roßbach, Geschichte der Gesellschaft VIII (1875) 86 168. 
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Entwicklung führte oder alle Teile und Gruppen der Menschheit in tat- 
sächlich gleichem Maße ergriffe. Es ist ein Gesetz, welches nicht mit 
wirkursächlicher Notwendigkeit die Verhältnisse gestaltet, sondern das 
als höhere Zweckursache über dem freien Streben und Schaffen der 
Menschen waltet, ein vom Schöpfer gewolltes Ziel, eine Aufgabe, die er 
der Menschheit gestellt, zu deren Lösung er die menschliche Natur be- 
fähigt, mit den nötigen Kräften, Motiven, Trieben ausgestattet hat. So 
zeigt sich innerhalb der Menschheit im Laufe der Jahrhunderte, der Jahr- 
tausende tatsächlich ein Voranschreiten, mag auch das einzelne Volk 
entarten, von seiner Höhe herabsteigen, mag dieser oder jener natio- 
nalen Entwicklung bald hier bald dort das Ende bereitet werden. Als 
Gott den Menschen nach seinem Ebenbilde schuf, da war die natür- 
liche Ebenbildlichkeit nur eine verschlossene Knospe. Im Laufe der 
Geschichte sollte sie sich öffnen und entfalten, sollte die zunächst für 
unser nationalökonomisches Gebiet so wichtige Herrschaft des Menschen 
als gottgesetzten Königs der Welt sich mehr und mehr ausdehnen und 
befestigen. „Das Wort, welches am Morgen der Schöpfung erscholl: 
Unterwerfet euch die Erde und beherrschet sie — ist niemals widerrufen 
worden“, sagt Joachim Pecci!, der spätere Papst Leo XII. „Von seinem 
Rechte nun macht der König aller erschaffenen Dinge Gebrauch, wenn 
er die Hülle, welche seine Besitztümer bedeckt, zerreißt, sich mit dem, 
was ihm vor Augen liegt, und was er mit Händen greift, nicht zufrieden 
gibt, sondern in das Innerste der Natur eindringt, die dort ruhenden 
Schätze fruchtbarer Kräfte sammelt und zu seinem und seiner Mit- 
menschen Gebrauch und Vorteil anwendet. Wie schön und majestätisch 
erscheint der Mensch, wenn er dem Blitze zuwinkt und ihn unschädlich 
vor seinem Fuße niederfallen läßt, wenn er den elektrischen Funken ruft 
und als Boten seiner Aufträge hinausschickt durch die Abgründe des 
Ozeans, hin über steile Bergketten und unabsehbare Ebenen entlang! 
Wie herrlich zeigt er sich, wenn er dem Dampfe gebietet, ihm Flügel zu 
leihen und ihn mit Blitzesschnelle über Wasser und Land zu bringen.* 

Schon unter der bezeichneten Rücksicht gibt es also in der Geschichte 
eine Entwicklung, ein Ziel der Entwicklung, ein Gesetz der Ent- 
wicklung. Sie vollzieht sich für die Menschheit, auch wenn die Menschen 
ihre Knie nicht beugen wollen vor dem Schöpfer der Welt. Denn Gottes 
eigene Ehre fordert die Auswirkung der natürlichen Gottähnlichkeit im 
vornehmsten seiner Geschöpfe durch Weltbeherrschung, Entfaltung der 
Geisteskraft, so weit, bis zu dem Grade, der Höhe, die seine unendliche 
Weisheit bestimmt hat. Nichts törichter daher als die Behauptung, Christen- 
tum und Kirche seien notwendig Feinde des Fortschrittes. Den Fortschritt 
nicht wollen hieße Gott verleugnen. Nur einen Fortschritt verurteilt die 
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Kirche: den Fortschritt, der voraneilt wie ein die schützenden Dämme durch- 
brechender Strom, jenen Fortschritt, der keine Rücksicht nimmt auf Recht 
und Gerechtigkeit, Autorität, Gottes Satzung und Völkerwohl. Auf jenem 
Fortschrittsstreben aber, welches das höchste Maß der Kultur in 
der vollen Verwirklichung der sittlichen Weltordnung 
(Rümelin) erblickt, auf einem Fortschritte, der niemanden — auch den 
Ärmsten und Niedrigsten nicht — ausschließt von der gerechten Teil- 
nahme an den Gütern einer höheren sittlichen, geistigen und materiellen 
Kultur, auf einem solchen Fortschritt ruht Gottes und der Kirche 
Segen. „Die Religion“, sagt schön und treffend Hermann Schell!, „die 
Religion bewahrt in ihrem Heiligtum gerade die höchsten Endziele, 
die wırksamsten Beweggründe und fruchtbarsten Formen, um die Kultur- 
arbeit in der Welt möglichst allseitig, menschenwürdig und innerlich be- 
friedigend aufzufassen und zu pflegen. Ohne die religiöse Beziehung der 
Kulturarbeit auf Gott würde auch von dieser, von Sittlichkeit, Wissen- 
schaft, Kunst, Staat, Industrie und Technik, Naturbeherrschung und 
Naturverwertung gelten, was von der Welt überhaupt gilt: beide ver- 
mögen das Innere nicht wahrhaft zu befriedigen und dauernd zu erheben. 
Das erste Gotteswort an den Menschen ist das Gesetz der Kultur- 
arbeit in der Welt, um dadurch die Gottähnlichkeit zu betätigen und die 
Gottvereinigung zu verdienen (Gn 1, 26—28). Die Kulturarbeit in der 
Welt ist religiös, wenn sie zur inneren und äußeren Herrschaft über die 
Welt wird; sie ist irreligiös, wenn sie den Menschen innerlich zum Knechte 
des Endlichen macht.... Gott ist das Urbild und Endziel, der Urheber und 
Vollender gerade für die Welt, also ist Kulturarbeit in der Welt zum Zweck 
ihrer fortschreitenden Vergeistigung und Umwandlung in Gottes Reich zu 
pflegen. Indem der Geist die Welt der Gegenstände mit überlegener Frei- 
heit beherrscht und für die Erkenntnis der Wahrheit sowie für die fort- 
schreitende Verwirklichung des Guten ausnutzt, wird die Welt zum Gottes- 
reich.“ „Was ist Fortschritt, und woran ist er zu erkennen?“ — fragt 
Rümelin®, „Darauf werden vielerlei Antworten gegeben; ich möchte der 
kürzesten von ihnen, der von Herder, den Vorzug geben. Der Fort- 
schritt liegt in der Richtung zur Humanität, er liegt in der wachsenden 
Erstarkung derjenigen Kräfte, welche den Menschen über 
das Tier erheben und zum Menschen machen, der intellektuellen, 
sittlichen und religiösen Triebe. Es ist nur eine andere Fassung des- 
selben Gedankens, wenn man den Fortschritt als wachsenden Sieg des 
Geistes über die Natur bezeichnet, sobald man dabei unter Geist nicht 
bloß den Intellekt, unter Natur nicht bloß die Außenwelt versteht.“ 
Nachdem die Aufklärung alles aufgeboten hat, den Menschen zum. 
Tiere zu degradieren, ist es in der Tat heute die schöne und edle Auf- 


! Apologetik II?: Religion und Offenbarung (1903) 17. 
2 Reden und Aufsätze, N. F. 141. 


$ 5. Das Wesen der menschlichen Verbände. 131 


% 


gabe der Wissenschaft, daran zu erinnern, daß der Mensch Gottes 
Ebenbild und daß die Ausgestaltung dieser Ebenbildlichkeit 
das von Gott gewollte Ziel und Gesetz der geschichtlichen Ent- 
wicklung ist. 


8 5. 


Das Wesen der menschlichen Verbände. 
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63. Wesen und Gesetz. Hat die Zurückweisung der naturgesetzlichen, 
evolutionistischen Auffassung des Gesellschaftslebens uns von der Mög- 
lichkeit und Berechtigung einer späteren Fragestellung nach dem, was 
in der Volkswirtschaft sein soll, überzeugt; haben wir ferner aus den 
Darlegungen über kausale und teleologische Betrachtung die wohlbegründete 
Erkenntnis von der wissenschaftlichen Notwendigkeit einer weiteren Frage- 
stellung nach dem Ziel der Volkswirtschaft und der hieraus ab- 
zuleitenden näheren Bestimmung des volkswirtschaftlichen Seinsollens ge- 
wonnen, so werden wir jetzt aus einer tieferen Ergründung des Wesens 
und der wesentlichen Einheit der Gesellschaft heraus die Grundlagen und 
theoretischen Vorbedingungen für die klare Erfassung des Wesens der 
Volkswirtschaft und der besondern Art ihrer Einheit zu schaffen 
und zu erlangen trachten. 

Wie der Adler kühn sich in die Lüfte schwingt, so sucht auch der 
menschliche Geist einen höheren Standpunkt zu gewinnen, von dem aus 
er das weite Feld des Wirklichen, das sich seinem Erkennen als Gegen- 
stand darbietet, mit einem Blick überschauen, in einem Gesamtbild zu- 
sammenfassen kann. Allein damit ist seine Kraft nicht erschöpft, sein 
Verlangen nach Erkenntnis und Wahrheit nicht befriedigt. Indem er den 
Stein mit dem Steine, den Baum mit dem Baume, das Tier mit dem 
Tiere, den Menschen mit dem Menschen vergleicht, findet er inmitten der 
individuellen Mannigfaltigkeit und Verschiedenheit das eine, was allen 
Steinen, allen Pflanzen, allen Tieren, allen Menschen gemeinsam ist — 
das Wesentliche, ohne welches kein Individuum ins Dasein tritt. Doch 
auch der Blick hinein in die Tiefen des Seins setzt unserem Verlangen 
nach Wissen und Wahrheit kein Ziel. Alles um den Menschen herum 
ist veränderlich. Immer Neues tritt in die Erscheinung. Wie nahe 
liegt da die Frage: Woher das alles? welches sind die Ursachen? 
was ist der Grund von allem und jedem? Diese Frage läßt uns nicht 


ruhen, bis wir, wiederum das Individuelle, Zufällige zurücklassend, 
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für jede Gruppe von Dingen und Erscheinungen die allgemeinen Gründe, 
Ursachen, Gesetze ihres Seins und Werdens und Tuns gefunden haben 
und schließlich bis zu dem höchsten Grunde der phänomenalen Welt 
und alles dessen, was sie in sich schließt, siegreich vorgedrungen 
sind. Jetzt erst ist der Wissenstrieb in uns vollkommen befriedigt, jetzt 
hat der Geist das Endziel seiner Wanderungen erreicht. Er weiß, was 
die Dinge sind, woher sie sind, wozu sie da sind. Das Wesen der Dinge, die 
Gesetze ihres Seins und Werdens, ihr Urgrund und Endziel — alles liegt 
offen da vor unserer Vernunft. In der Erkenntnis des letzten Grundes und 
Endzieles alles gewordenen Seins ruht der menschliche Geist. So führt 
die wahre Wissenschaft notwendig zu Gott. Was von dem Allerhöchsten 
uns trennt, was nicht zu ihm gelangt, das bleibt halbes Wissen, keine 
Wissenschaft — Schwäche, keine Geisteskraft. 

Was ist die Gesellschaft, woher kommt sie, was will und soll sie 
inmitten unseres Geschlechtes? Das sind Fragen, deren gründliche, und 
zwar philosophisch gründliche Beantwortung als unabweisbare Forderung 
erscheint. Es kann eben den menschlichen Geist nicht befriedigen, die 
rein empirische Entwicklungsgeschichte der einzelnen konkreten Gesell- 
schaftsindividuen kennen zu lernen. Er will das Wesentliche aller 
Gesellschaften erkennen, fragt auch da nach dem Allgemeinen, Dauern- 
den, Unveränderlichen, nach den Gesetzen, Gründen und Ursachen, 
nach all jenen Mächten in uns und außerhalb des Menschen, welche das 
soziale Leben überhaupt, in seiner Universalität aufgefaßt, regeln und 
bestimmen. Hier wäre also der Weg gefunden, wie wir vielleicht zu 
den so oft vergeblich gesuchten Gesetzen der Gesellschaft gelangen 
könnten. j 


64. Wesenselemente der Gesellschaft. Was ist die Gesellschaft? 
was gehört zu ihrem Wesen? Wir stellen diese Fragen hier im Hinblick 
auf den Gattungsbegriff der Gesellschaft im engeren Sinne, die eigent- 
lichen gesellschaftlichen Verbände!. Vergleichen wir die verschiedenen 
Gebilde, auf welche der Mensch erfahrungsgemäß den Namen „Gesell- 
schaft“ anwendet, miteinander, z. B. die Familie, den Staat, die Kirche, 
die Produktions- und Handelsgesellschaften, die literarischen und artistischen 
Gesellschaften usw., so finden wir, daß allen diesen verschiedenen Formen 
gewisse Elemente gemeinsam sind, so zwar, daß von einer Gesellschaft 
nicht mehr die Rede sein könnte, wo eines dieser Elemente fehlen würde. 
Eben darum aber, weil jene Elemente allgemein und notwendig in allen 
Gesellschaften und in jeder einzelnen derselben sich vorfinden müssen, 
werden wir in ihnen dasjenige zu suchen haben, was das eigentlich innerste 
Sein und Wesen der Gesellschaft überhaupt ausmacht. Welches sind nun 
jene Elemente? 
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Zunächst gehört zu jeder Gesellschaft 

1. eine Mehrheit oder Vielheit vernünftiger Wesen. Den 
einzelnen, isolierten Menschen nennt niemand eine Gesellschaft, ebenso- 
wenig einen Steinhaufen, eine Baumschule oder einen Sack Getreide. 
Allein zwei, drei oder auch viele vernünftige Wesen machen noch keine 
Gesellschaft aus. Damit ich von einer Gesellschaft reden kann, muß 

2. die Vielheit zur Einheit verbunden sein. Und es fragt sich nun, 
welcher Art jene Einheit ist, die aus mehreren oder vielen Menschen eine 
Gesellschaft macht. Zunächst ist es offenbar, daß die gleichzeitige Existenz 
oder das äußere Zusammenleben, die Einheit von Zeit und Raum dem 
Begriff der Gesellschaft weder genügt noch dazu erfordert wird. Es gibt 
z. B. eine Gesellschaft, deren Glieder weit über die Erde zerstreut sind 
und die doch eine einzige Gesellschaft — die Kirche — bilden. Die 
Kirche bleibt dazu noch die gleiche Gesellschaft für die verschiedensten 
Generationen bis zum Ende der Welt. Es können anderseits viele Per- 
sonen in denselben Warteräumen eines Bahnhofes mit denkbar größter 
lokaler und zeitlicher Annäherung aneinander weilen, niemand aber 
wird diese Menge bloß darum eine Gesellschaft nennen. Die Einheit, 
welche zum Wesen der Gesellschaft gehört, ist also mehr als eine 
bloß lokale, zeitliche, äußerliche und materielle. Der Umstand, daß 
nur vernünftige Wesen die Gesellschaft bilden können, deutet schon 
darauf hin, welcher Art die Bande sind, die aus der Vielheit eine 
Einheit machen. Es müssen Bindemittel sein, welche vernünftige, freie 
Wesen als solche miteinander vereinigen können, geistige und mora- 
lische Bande, die das Erkennen, Wollen und Handeln der Gesellschafts- 
glieder zu einer Einheit zusammenfassen. Eine derartige Verbindung 
findet sich tatsächlich in jeder Gesellschaft, und sie besteht in dem 
Erkennen und Wollen eines und desselben Zweckes, in dem alle ein ge- 
meinsames Gut erblicken und anstreben. Hierdurch und nur hierdurch 
wird aus der Vielheit vernünftiger Wesen jene moralische Einheit ge- 
bildet, wie sie nicht bloß bei der einen oder andern Gesellschaft oder 
Gesellschaftsform, sondern bei allen Gesellschaftsindividuen sich wieder- 
‘findet. Es ist eine wahre Einheit, weil Erkennen, Wollen und Handeln 
der einzelnen Gesellschaftsglieder nicht bloß in demselben Gegenstande 
zufällig zusammentrifft, gewissermaßen nebeneinander einmündet, sondern 
weil der Gegenstand von allen als ein gemeinsames Gut, als ein gemein- 
samer Zweck erkannt, gewollt und erstrebt wird. Es ist sodann eine mora- 
lische Einheit, weil sie kein materielles, physisches Agglomerat, sondern 
eine Verbindung geistiger, moralischer Wesen in der geistigen, moralischen 
Ordnung darstellt. „Einheit des Zweckes, wie sie aus der Einheit der 
Erkenntnis sich ergibt und Einheit des Willens erzeugt, dies ist“, sagt 
Luigi Taparelli d’Azeglio!, „der wesentliche Begriff von Gesellschaft. Nimmt 
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man eines von den drei Elementen, so ist die Gesellschaft verloren. Laßt 
fünfzig Gelehrte sich abplagen, um ein Manuskript zu erklären; alle kennen 
es, alle haben zum Zwecke die Erklärung; verbinden sie aber zu diesem 
Zwecke nicht vereint ihren Willen, offenbaren sie sich nicht gegenseitig ihre 
Absichten, daß daraus ein gemeinschaftlicher Zweck entspringt, 
so wird niemand in ihnen eine Gesellschaft erkennen. Das Gemeinsein 
nicht bloß des Objektes, sondern auch des Zweckes ist jenes, was das 
Wesen der Gesellschaft vollendet, dadurch, daß der Zweck nicht mehr 
ein Zweck der einzelnen, sondern ein gemeinschaftlicher wird. Niemand 
kann ihn so sich aneignen, ohne sich mit den andern darein zu teilen, 
indem er für sie wie für sich selbst das nämliche wünscht und be- 
fördert.“ Aus der. Vereinigung der Absichten in Bezug auf den gemein- 
schaftlichen Zweck folgt notwendig, wie die Wirkung aus der Ursache, 
die äußere Vereinigung der Kräfte und Mittel, durch welche die 
Erreichung des Sozialzweckes erstrebt wird. Damit ist aber nicht bloß 
eine notwendige Konsequenz ausgedrückt, sondern zugleich auch eine 
wesentliche Eigenschaft der sozialen Einheit. Die Einheit des Erkennens 
und Wollens, dessen Gegenstand der Sozialzweck bildet, muß so geartet 
sein, daß die Einheit sich nun auch ausdehnt auf die zur Erreichung des 
gemeinsamen Zweckes notwendigen Mittel. Ist ja doch ein zwar gemein- 
sames, aber bloß theoretisches Erkennen, ein vereintes, aber durchaus un- 
wirksames Sehnen und Schmachten nach einem Gute, das man zum Ziel 
des Strebens erheben möchte, noch keineswegs hinreichend, um aus einer 
Vielheit vernünftiger Wesen eine gesellschaftliche Einheit zu machen. Dazu 
gehört, daß die Gesellschaftsglieder das Gut als ein durch sie selbst ge- 
meinsam zu erreichendes Gut erkennen und wollen, mit andern Worten: daß 
ihr Wollen ein wirksames Wollen sei, darum auch auf die Anwendung 
der notwendigen Mittel sich erstrecke. Andernfalls dürfte man auch eine 
. Anzahl von Politikern in dem Augenblick eine „Gesellschaft zur realen 
Lösung der orientalischen Frage“ nennen, wo hinter dem Bierglase die 
volle Übereinstimmung ihrer Ansichten und Wünsche mit Bezug auf die 
Verbesserung der Verhältnisse der europäischen Türkei erzielt wird. 

3. Wenn wir die Einheit, welche zum Wesen jeder Gesellschaft gehört, 
als eine moralische Einheit, als eine Einheit im Erkennen und Wollen 
eines gemeinsamen Gutes, des Zweckes der Gesellschaft, bezeichnen mußten, 
wenn wir sodann erkannten, wie die soziale Einheit auf die Verbindung 
der Kräfte und Mittel sich erstreckt, so haben wir dabei noch eine Eigen- 
schaft unberührt gelassen, deren Abwesenheit die Gesellschaft selbst auf- 
heben würde. Nehmen wir an, eine Volksmenge versammle sich zu dem von 
allen erkannten und gewollten Zweck, dem Monarchen einen festlichen 
Empfang zu bereiten. Die Versammelten sind auch alle bereit, zu diesem 
Behufe mit den andern zusammenzuwirken. Würde man jene Scharen viel- 
leicht eine Gesellschaft im eigentlichen Sinne nennen? Das dürfte wohl 
niemand einfallen. Und warum nicht? Weil nach allgemeinem Gebrauche 
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keiner die schnell vorübergehende Verbindung vieler zur Erreichung eines 
Zweckes, der durch eine ganz kurz dauernde Vereinigung des Wollens 
und der Kraft erlangt wird, mit dem Namen einer Gesellschaft bezeichnen 
würde. Spricht man von Gesellschaft, so denkt man dabei immer an 
eine mehr oder weniger dauernde Verbindung und an einen Zweck, 
der nicht nur für einen Augenblick Bedeutung hat und ebenso schnell 
aufhört, wie er gewonnen wird. 

Wir werden also, wenn man uns nach dem Begriffe der Gesell- 
schaft fragt, zunächst antworten müssen: Die Gesellschaft ist die dauernde 
Vereinigung mehrerer oder vieler Menschen zur gemeinschaftlichen Er- 
reichung eines Zweckes, der von allen gekannt und gewollt wird. 
So stellt sich der Begriff der Gesellschaft dem forschenden Geiste 
dar, wenn dieser von allen Zufälligkeiten absieht und aus den mannig- 
faltigsten Phänomenen der gesellschaftlichen Einigung in unserer Zeit, 
aber auch aller Epochen und Kulturformen, nur das Gemeinsame, stets 
Wiederkehrende hervorhebt. Mag auch das eine oder andere Moment 
hier schwächer, dort stärker, hier klarer, dort minder klar sich ausprägen 
— alle Momente müssen in irgend einem Grade vorhanden und mitein- 
ander verbunden sein, wo immer eine Gesellschaft ins Dasein tritt. 

4. Es bleibt aber noch eine wichtige Frage übrig, die Frage nach 
der Stellung der Autorität in der Gesellschaft. Wir finden 
die Autorität überall, in der Familie, im Staat aller Zeiten, bei allen 
Assoziationen; sogar die Räuberbande ahmt die Gesellschaft darin nach, 
daß sie sich ein Haupt gibt. Einer oder mehrere werden in jeder Ge- 
sellschaft als Leiter anerkannt. Die ausnahmslose Allgemeinheit dieser 
Tatsache beweist, daß es sich hier nicht um etwas Zufälliges handeln 
kann, daß vielmehr die Autorität in irgend einer unlösbaren Beziehung 
zum Wesen der Gesellschaft stehen muß. Welcher Art ist nun diese 
Beziehung? Erscheint die Autorität in der realen Gesellschaft bloß als 
eine notwendige und wesentliche Beigabe zur Gesellschaft, nur als ein 
aus der in ihrem Sein bereits konstituierten Sozietät hervorgehendes, un+ 
entbehrliches Prinzip der gesellschaftlichen Tätigkeit, oder stellt sich die 
Autorität vielmehr als ein das innere Wesen der Gesellschaft konsti- 
tuierendes Prinzip dar? Die richtige Beantwortung dieser Frage kann 
keine allzugroße Schwierigkeit bereiten!. Da es sich bei jeder Gesell- 
schaft um einen zu erreichenden Zweck handelt, so ist offenbar die 
ganze Gesellschaft in sich ihrem Wesen nach ein Prinzip sozialer Tätig- 
keit. Sie stellt eben viele Intelligenzen, Willen und Kräfte als zum ge- 
meinschaftlichen Handeln vereinigt dar. Wo diese Einheit der Intelli- 
genzen, Willen und Kräfte nicht vorhanden ist, da bildet, wie gesagt, 
die Menge keine Sozietät. Es fehlt das spezifische Moment der Gesell- 
schaft. Nun aber ist es gerade die Autorität, welche bei einer jeden 
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konkreten Gesellschaft nicht bloß in der Tätigkeit die Kräfte vereint, 
sondern auch für die äußere Verwirklichung des Sozialzweckes die 
dauernde Vereinigung der Intelligenzen, Willen und Kräfte unter sich 
bewirkt. Sie steht nicht hinter den bereits unter sich genügend geeinten 
Willen und bloß vor der äußeren Exekution der sozialen Tätigkeit, son- 
dern sie ist es, welche durch sich selbst, durch ihr Vorhandensein und ihren 
Einfluß auf die sozial zu verbindenden Individuen nicht bloß dem gesell- 
schaftlichen Handeln in sich genommen, sondern auch der Gesellschaft selbst 
die zu ihrem Wesen gehörige wirksame und innere Einheit verleiht. Von der 
Richtigkeit dieser Behauptung können wir uns leicht überzeugen, wenn wir 
einerseits die Menschen, wie sie tatsächlich sind, und anderseits das, was 
die Autorität allen Gesellschaftsformen gewährt und bietet, ins Auge 
fassen. Die Menschen sind ihrer Natur nach vernunftbegabte, darum freie 
Wesen. Vermöge ihres vernünftigen Geistes können sie sich eine 
Kenntnis der Dinge erwerben, welche den Gegenstand ihres Strebens 
bilden. Allein diese Erkenntnis wird nicht wenig beeinflußt von der In- 
dividualität und den subjektiven Verhältnissen des Erkennenden. Die 
einen fassen bei vorherrschendem Sinnesleben die materielle Seite der 
Sache mehr ins Auge, andere, mit einer mächtigen Phantasie Begabte, 
vorzüglich die ästhetische Seite. Bei diesen wird die Erkenntnis beein- 
flußt durch eine gewisse Voreingenommenheit, wie sie der Lebhaftigkeit 
der Leidenschaften entspringt, jene lassen sich, bei höher entwickelter 
Intelligenz, mehr von vernünftigen Erwägungen leiten. Und all diese 
Verschiedenheiten in der Erkenntnis rufen ebenso zahlreiche Unterschiede 
in der gesamten Anschauung, in den Ideen und Urteilen, in dem Wollen 
und Begehren hervor. Diese Tatsache ist so bekannt, daß sie einen 
sprichwörtlichen Ausdruck gefunden hat: „Quot capita, tot sensus* — so 
viele Ansichten als Köpfe. Zu der Verschiedenheit der Erkenntnis kommt 
nun noch die Freiheit im Handeln. Hieraus ergibt sich, wie Taparelli ! 
hervorhebt, die Alternative: entweder werden die Handlungen ebenso ver- 
schieden sein wie die Urteile, oder aber es bedarf eines Urteils, welchem 
sich die übrigen anschließen und unterwerfen. Nur so kann die Einheit 
an Stelle der Verschiedenheit im Urteilen und Wollen treten. Anders 
verhält sich die Sache bei den Tieren. Hier gibt der bei allen Individuen 
derselben Art im wesentlichen gleiche Naturinstinkt der Tätigkeit un- 
widerstehlich die rechte Richtung und führt, z. B. bei den Ameisen 
und Bienen, eine gewisse Einheit herbei, welche manche Ähnlichkeit mit 
einer Gesellschaft von Menschen hat. In den sozialen Gebilden unseres 
Geschlechtes dagegen kommt die Einheit im Urteilen, Wollen und Handeln 
nicht spontan, vermöge eines Naturinstinktes, zu stande. Hier ist viel- 
mehr eine ordnende Intelligenz erforderlich, eine Intelligenz, welche zu- 
gleich die moralische Macht hat, die Willen zu einigen. Diese ordnende, 


! De l’origine du Pouvoir, traduit de l’italien par leR.P. Pichot 8. J. (1896) 141 fi. 


$ 5. Das Wesen der menschlichen Verbände. 137 


intelligente Macht ist gerade das, was wir Autorität nennen. Sie ist 
das Recht, die Gesellschaftsglieder zu leiten zur Erreichung des Sozial- 
zweckes, und dieser Leitungsbefugnis entspricht auf seiten der Gesell- 
schaftsglieder die Pflicht, sich leiten zu lassen, soweit dies zur Erreichung 
des gemeinsamen Zweckes erfordert wird. Wir stimmen daher Taparelli 
vollkommen bei, wenn er sagt!, die Autorität sei in der Gesell- 
schaft dasselbe, „was die Seele im lebenden Wesen, die Kraft im Körper 
ist, d. h. ein innerliches, wesentliches Prinzip der Ein- 
heit für Bewegung und Erhaltung, — ein innerliches Prinzip, um es zu 
unterscheiden -von dem Zwecke, der das äußerliche Prinzip der Einheit 
ist; ein wesentliches Prinzip, denn es gibt der Gesellschaft ihr Sein. 
Wie die Dinge nicht ohne ihre inneren, wesentlichen Prinzipien existieren 
können, so kann auch keine Gesellschaft existieren, wenn nicht in dem- 
selben Momente die Autorität besteht, welche sie bildet, ja um mich 
dieses Wortes zu bedienen, sie informiert. Die Autorität taucht also zu- 
gleich mit der Gesellschaft auf, und die Philosophen, welche beide ge- 
trennt haben und jene (Autorität) aus dieser (Gesellschaft) entstehen 
ließen, haben rücksichtlich des moralischen Körpers denselben Irrtum be- 
hauptet wie jene, die aus den zusammensetzenden Atomen die Kraft des 
materiellen Körpers, aus dem materiellen Organismus die Lebenskraft ent- 
stehen ließen.“ Der Zweck wurde soeben das äußere Prinzip der 
Einheit für die Gesellschaft genannt. Er ist in der Tat ein Prinzip idealer 
Einheit, insofern er den gemeinsamen Gegenstand des Wollens und Strebens 
der Gesellschaftsglieder bildet, aber er ist kein der Gesellschaft inner- 
liches Prinzip ihrer realen Einheit. Der Zweck, das zu erstrebende 
Sozialgut, bestimmt freilich das Wesen und die innere Einrichtung der 
Gesellschaft — „societas specificatur a fine* — doch nicht anders, als 
wie auch der Gegenstand den Akt der Erkenntnis, des Sehens, des Hörens, 
des Denkens spezifiziert. Um der Gesellschaft jene innere reale Einheit 
zu verleihen, die ihr Wesen ausmacht, dazu reicht der Zweck nicht aus. 
Das leistet nur die Autorität 2. 

65. Begriffsbestimmung. Man wird daher nach all diesem Theodor 
Meyer?®, Cathrein* u. a. beistimmen müssen, wenn sie die Gesellschaft 
definieren als eine dauernde Vereinigung von Personen, 
die durch gemeinsame Tätigkeit einem gemeinschaftlichen 
Ziele zuzustreben verpflichtet sind und durch eine recht- 
liche Gewalt zum Gesellschaftszweck hingeleitet werden. 


Aber wurde der Begriff der Gesellschaft nicht oben in einer ganz andern 
Fassung gegeben? Wir sagten: die Gesellschaft ist die dauernde Vereinigung 
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mehrerer oder vieler Personen zur gemeinschaftlichen Erreichung eines Zweckes. 
Es besteht indessen zwischen beiden Definitionen kein Widerspruch. Ich kann 
den Menschen definieren als ein vernünftiges Lebewesen (animal rationale) und 
ich kann auch sagen: der Mensch ist eine Verbindung von Leib und Seele zur 
Natureinheit. In dem ersteren Fall habe ich den Begriff „Mensch“ ausgedrückt 
durch das, was ihm mit andern Begriffen und Wesen gemeinschaftlich ist, und 
durch das, was ihn in seiner Eigenart konstituiert, durch genus („animal“) und 
differentia specifica („rationale“) (metaphysische Definition). In dem andern 
Fall definiere ich den Menschen absolut durch Angabe der wesentlichen konkreten 
Bestandteile, welche jeden Menschen physisch zusammensetzen (physische Defini- 
tion). Die metaphysische Definition zeigt, wie die Gattung durch ein abstraktes 
Attribut, die abstrakte Form, zur Spezies bestimmt wird, die physische Definition 
dagegen, wie der Stoff (Körper) durch die konkrete Form (Seele) seine Bestimmung 
und Ergänzung findet. So kann ich auch eine doppelte Definition der Gesell- 
schaft geben, je nachdem ich die metaphysischen Bestandteile des abstrakten Ge- 
sellschaftsbegriffes aufführe oder aber die Komponenten einer jeden konkreten 
Gesellschaft ins Auge fasse. In beiden Fällen erscheint eine Mehrheit oder Menge. 
Aber einmal ist sie ein quasi-generischer Begriff, dem ich die moralische Ein- 
heit als spezifisches Attribut zuteile, das andere Mal ist es die konkrete Mehr- 
heit oder Menge von Personen, der Stoff der (Gresellschaft, welche durch die 
Autorität zur sozialen Einheit der Gesellschaft informiert wird. Die Autorität 
ist also in der Tat die konkrete Form, die Seele der Gesellschaft, welche 
dieser ihre abstrakte Form — die moralische Einheit — verleiht. Wie es keinen 
Menschen gibt ohne Seele, so kann es auch keine Gesellschaft geben — nicht 
einmal in der Idee — ohne Autorität. 


66. Die Gesellschaft als Organismus. Leicht wird man nun den 
Grund verstehen, warum die Gesellschaft kein bloß mechanisches Gebilde, 
sondern ein organisches Ganze ist, und in welchem Sinne dieselbe mit 
den körperlichen Organismen verglichen werden kann. 

Was ist ein Organismus? Überall begegnet unser Blick in der Körper- 
welt organischen Bildungen. Dennoch ist der Begriff „Organismus“ nicht 
so leicht zu bestimmen. Zum Organismus gehört ohne Zweifel eine Mehr- 
heit oder Vielheit von Gliedern, welche in Bezug auf Stellung und Funktion 
harmonisch geordnet sind. Diese harmonische Ordnung, diese innere Ein- 
heit aber gestaltet und erhält sich beim Organismus nicht wie beim 
Mechanismus durch eine äußere Kraft, sondern vermöge eines dem Ür- 
ganismus innewohnenden Prinzips. „Einige haben geglaubt“, sagt Johannes 
Mülleri, „das Leben sei nur die Folge der Harmonie, des Ineinander- 
greifens gleichsam der Räder der Maschinen. ... Ein solches Ineinander- 
greifen findet offenbar statt... . Allein diese Harmonie der zum Ganzen 
. notwendigen Glieder besteht doch nicht ohne den Einfluß einer Kraft, die 
durch das Ganze hindurchwirkt und nicht von einzelnen Teilen abhängt.... 
Der Organismus gleicht zwar einem mechanischen Kunstwerke . . ., aber 
der Organismus erzeugt im Keime den Mechanismus der Organe selbst 
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und pflanzt ihn fort. Das Wirken der organischen Körper hängt nicht 
bloß von der Harmonie der Organe ab, sondern die Harmonie ist eine 
Wirkung der organischen Körper selbst.“ Und Tilmann Pesch be- 
merkt: „Der Organismus ist nicht aus einer Fabrik hervorgegangen, 
er ist aus sich selber unter Beherrschung der Materie nach immanentem 
‚Gesetz herausgewachsen. Die Direktion der Maschine ist nicht in ihr, 
gehört nicht zu ihr; Heizer und Lokomotivführer sitzen auf ihr. Hin- 
gegen bildet beim Organismus die Direktion sein innerstes Sein und 
Wesen; sie ist zugleich Künstlerin, Plan und Erhalterin des Organismus.... 
Der Organismus wäre daher einer Maschine zu vergleichen, die nicht 
allein von selbst entstanden, nach keinem. äußeren, sondern nach imma- 
nentem Plan gewachsen wäre, sondern die auch außer der äußeren Ar- 
beitsleistung die innere plastische Arbeit unablässiger Selbstproduktion 
aller ihrer Teile in der durch den innewohnenden Plan vorgezeichneten 
Form auszuführen im stande wäre, sich ohne alle Abschwächung in indefi- 
nitum zu reproduzieren vermöchte und überdies noch die meisten Repara- 
turen an sich selbst vornehmen könnte.“ 1 

Die Aufgabe dieser dem Organismus innerlichen Direktion ist im Bereich 
der physischen Welt lediglich die Erhaltung des Lebens und die Erlangung der 
dem Organismus zukommenden natürlichen Vollkommenheit. Daß Pflanzen und 
Tiere dem Menschen dienen sollen, ist eine Bestimmung, die Gottes Weisheit und 
Güte den niederen Lebewesen verliehen und für deren Erfüllung er sie befähigt 
hat, aber es ist kein Ziel, welches der Organismus oder das ihn belebende Prinzip 
durch ihre eigene Tätigkeit unmittelbar erstreben müssen. Vielmehr genügt der 
pflanzliche und tierische Organismus dieser Bestimmung vollständig durch die 
Erhaltung und Vervollkommnung seiner selbst. . 


Noch auf ein anderes charakteristisches Merkmal des organischen 
Lebens müssen wir hinweisen. Betrachten wir einen Kristall. Seine 
Teile sind ihrer inneren Beschaffenheit und ihren inneren Prozessen nach 
voneinander unabhängig. Im Organismus dagegen ist jeder Teil nach 
seiner Beschaffenheit und seiner Entwicklung durch die andern Teile und 
deren Prozesse bedingt. Krankheit und Gesundheit des einen Teiles 
können nicht ohne Einfluß auf den andern Teil bleiben, weil alle Teile 
in der Einheit des Ganzen auch unter sich verbunden sind. 

Alle diese Momente nun, welche den Organismus in seiner Eigenart 
konstituieren, die ihn von andern Dingen und insbesondere vom Mechanis- 
mus unterscheiden, finden sich in gewisser Weise wieder bei einer jeden 
Form menschlicher Gesellschaft. Wir sehen da eine Mehrheit oder 
Vielhait von Menschen, die, nach Stellung und Tätigkeit verschieden, 
einer durch das Ganze gehenden Ordnung unterworfen sind. Es ist 
keine blind durcheinander gewürfelte, sondern eine organisierte Viel- 
heit von Gliedern, von denen jedes bestimmte Funktionen zu verrichten 
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hat. Was aber jener Ordnung gerade den organischen Charakter im 
Unterschiede von der Ordnung des künstlichen Mechanismus verleiht, das 
ist einerseits die ideale Form — die Erkenntnis und das Erstreben 
des gemeinsamen Zweckes—-, welche, der Gesellschaft innewohnend, 
den Plan liefert für den Aufbau des sozialen Körpers und die Gestaltung 
seiner Tätigkeit — das ist mehr noch die reale Form, die Autorität, 
das innere Prinzip der vollen sozialen Einheit, die der Gesellschaft 
innerliche Direktion, welche sich auf den Ausbau und die Tätig- 
keit der Gesellschaft erstreckt und das Wohl der Gesellschaft zum Zwecke 
hat. Auch erscheinen die Glieder der Gesellschaft in gegenseitiger 
Abhängigkeit voneinander, durch die Entwicklung und die Tätigkeit 
der andern Glieder in ihrem eigenen Wirken und ihrer eigenen Entwicklung 
bedingt. Eine organisierte Mehrheit oder Vielheit von Gliedern, ein inneres 
belebendes und direktives Prinzip, das eigene Wohl des Ganzen als 
Zweck der organischen Tätigkeit, die gegenseitige Abhängigkeit der 
Glieder voneinander — das sind gewiß Vergleichungspunkte genug, um 
in der Gesellschaft ein Analogon zum organischen Körper, nicht aber ein 
bloß mechanisches Gebilde erblicken zu lassen. 

Doch bleibt es immerhin nur eine Analogie, wenn ich die Gesell- 
schaft einen Organismus nenne, d. i. eine teilweise Ähnlichkeit bei gleich- 
zeitiger Verschiedenheit in mannigfacher Hinsicht. Es ist von Bedeutung, 
diese Unterschiede kennen zu lernen. Denn wie die mechanische Auf- 
fassung des gesellschaftlichen Lebens verderblich wirken müßte, so wäre 
auch die Gleichstellung des gesellschaftlichen Körpers mit den pflanzlichen 
und tierischen Organismen eine verhängnisvolle Übertreibung und eine 
Quelle verwirrender und verheerender Irrtümer. Das haben wir bereits 
an dem Beispiele der soziologischen „Organizisten“ ersehen!. Kurz und 
treffend wurde der Gegensatz zwischen Gesellschaft und den Organismen 
der Körperwelt ausgedrückt, indem man die Gesellschaft einen mora- 
lischen Organismus nannte. Das Wort ist sehr bezeichnend. Wir 
müssen jedoch seine Richtigkeit und seine Tragweite im einzelnen prüfen. 

Der organische Körper stellt eine durch ein inneres Prinzip be- 
herrschte Einheit dar aus vielen Gliedern. So sind auch in der Gesell- 
schaft viele Glieder zur Einheit verbunden. Aber diese Einheit ist 
wesentlich verschieden von der Einheit der Pflanze und des tierischen 
Organismus. Während hier Stoff und Form, Leib und Seele eine physische 
Natureinheit bilden, ist die Einheit der Gesellschaft keine physische, 
sondern eine moralische Einheit, eine Einheit in der Ordnung 
des Erkennens und Strebens, eine Einheit der Intelligenzen und Willen, 
der freien Handlungen und der moralischen Verpflichtungen. Nennen 
wir die Autorität „Seele“ der Gesellschaft, so gilt das eben nur im 
moralischen Sinne, nicht als ob die Autorität sich mit der Menge oder 
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deren Bestandteilen gewissermaßen physisch und substantiell verbinde 
quasi zu einer einzigen physischen Substanz, sondern nur insofern als 
die Menge der Glieder durch die Autorität zur sozialen Einheit der kon- 
kreten Gesellschaft verbunden wird. 

Wie die Bestandteile der Gesellschaft innerhalb derselben physisch 
komplette Wesen bleiben, alles bewahren, was zur menschlichen Natur, zur 
vernünftigen, freien Persönlichkeit gehört, erscheinen dieselben auch immer- 
fort als moralisch selbständige Träger von Rechten und 
Pflichten, die als solche in der Gesellschaft ebensowenig aufgehen, wie 
ihre individuelle physische Natur in derselben verschwindet. 

Der Mensch hat eben einen die Gesellschaft und alle Gesellschaftsformen, 
denen er freiwillig oder durch die Natur angehört, weit überragenden ewigen 
Zweck !. Im Vergleich zu diesem Zweck und Endziel des Menschen erscheint die 
Gesellschaft ganz und gar als Mittel. Sie soll ihm helfen, sein Ziel zu erreichen, 
obwohl sie an dem Genuß desselben sich nicht beteiligen kann. Verläßt ja doch 
die Gesellschaft den Menschen am Rande des Grabes; jenseits des Grabes aber 
liegt der Ruhepunkt des menschlichen Strebens: Gott und Ewigkeit. Diese 
Tatsachen, die nicht nur der Glaube, sondern auch die vorurteilsfreie Wissen- 
schaft anerkennen muß, zeigen, daß der Mensch überhaupt nicht in dem völlig 
gleichen Sinne Glied und nur Glied der Gesellschaft sein kann wie ein Glied im 
physischen Organismus. 


Die Selbständigkeit des physischen und moralischen Seins der Gesell- 
schaftsglieder besagt zugleich die physische und moralische Selbständigkeit 
ihres Handelns. Während bei dem physischen Organismus in jedem Organe 
die Seele mit dem Stoff sich verbindet und zum Mitprinzip der gesamten 
Tätigkeit des Organes wird, steht die Tätigkeit der einzelnen Gesell- 
schaftsglieder nur unter deräußeren Leitung der Autorität. Dabei 
ist deren Leitungsbefugnis keine absolute und universelle, vielmehr wird 
die Vereinigung und die Direktion der Kräfte beschränkt durch die 
Rücksicht auf den Sozialzweck der Gesellschaft. Um der Er- 
reichung dieses Sozialzweckes willen allein gibt es eine Autorität in der 
Gesellschaft, und darum ist es auch der Sozialzweck, der die Aufgaben 
und Befugnisse der Autorität begrenzt und bemißt. Wo es sich um die 
Vorbedingungen und die Durchführung der sozialen Zweckerstrebung 
handelt, da tritt die Autorität in Funktion, da stellt sie die erforderliche 
Einheit der Ordnung her, indem sie eine wahre, wirksame, dem Zwecke 
der Gesellschaft angepaßte Verbindung der Glieder und ihres Handelns 
bewirkt, anderseits ein der Realisierung jenes Zweckes widerstrebendes 
Verhalten der Glieder nach Maßgabe der sozialen Verpflichtung derselben 
zu verhindern sucht. Wo aber die Glieder, sei es isoliert, sei es unter sich 
in engeren Kreisen vereint, berechtigte Zwecke erstreben, welche den all- 
gemeinen Sozialzweck nicht beeinträchtigen, vielleicht gar die Erreichung 
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desselben erleichtern und befördern, da ist auch die Autorität durchaus nicht 
befugt, sich zum Mitprinzip jener Tätigkeit zu machen, noch weniger 
dieselbe zu erschweren oder zu unterdrücken. Das folgt mit unabweis- 
barer Logik aus der physischen und moralischen Selbständigkeit der Ge- 
sellschaftsglieder, deren Freiheit nicht weiter beschränkt werden darf, als 
die Erreichung des Sozialzweckes unbedingt erheischt. 

Vergleichen wir ferner den Zweck der organischen Tätigkeit im 
Pflanzen- und Tierleben mit dem Zweck der Gesellschaft, so ergibt sich 
ein weiterer Unterschied zwischen dem moralischen und dem physischen 
Organismus. Die Tätigkeit der pflanzlichen und tierischen Organe hat 
keinen andern unmittelbaren Zweck als die Erhaltung und Vervollkomm- 
nung des Organismus, dessen Bestandteile sie sind. Wir wollen hier 
davon absehen, daß die Glieder der Gesellschaft in weitem Umfang auch 
ihre eigenen, persönlichen Zwecke verfolgen können und dürfen. Das 
ist in dem Vorhergehenden schon genügend angedeutet. Kann man aber 
sagen, daß die Erhaltung und Vervollkommnung der Gesellschaft als 
solcher der eigentliche Zweck speziell der sozialen Tätigkeit sei, und zwar 
der Endzweck, in welchem dieselbe ihren Abschluß, ihre Ruhe findet? 
Ganz gewiß bildet auch die Erhaltung und Vervollkommnung der Gesell- 
schaft einen wichtigen Zweck der sozialen Tätigkeit, und gerade die Auf- 
gabe der Autorität wird es sein, die Existenz und Entwicklung der Ge- 
sellschaft als solcher zu schützen und zu fördern. Allein die Existenz und 
Vollkommenheit der Gesellschaft ist nicht der eigentliche Sozialzweck, 
nicht der Zweck, um dessentwillen die Gesellschaft existiert und tätig 
ist. Das soziale Wirken richtet sich auf ein anderes Ziel, auf die 
Erreichung eines Gutes, für dessen Erlangung die Existenz und Kraft 
der Gesellschaft lediglich als Voraussetzung und Bedingung zu gelten hat. 
Das aktive, positive Streben der Gesellschaft muß also über die Anwen- 
dung von Mitteln zur Erhaltung der Gesellschaft hinausgehen, es ge- 
langt erst zur Ruhe in dem Besitze des Gutes, dessen Erreichung Grund 
und Zweck der Gesellschaft bildet. Und welcher Art ist dieses Gut? 
Ohne Zweifel besteht eine Wechselwirkung zwischen dem Wohlbe- 
finden des ganzen physischen Organismus und seiner einzelnen Or- 
gane. Und doch, ist das Wohlbefinden der Organe der Zweck des 
Wohlbefindens des Organismus, der Zweck der organischen Tätig- 
keiten? Niemand wird es einfallen, so etwas zu behaupten. Liegt 
es ja klar zu Tage, daß die Teile ihren Zweck im Ganzen haben, daß 
sie für den Organismus nichts anderes sind als bloße Mittel zu seiner 
eigenen Erhaltung und Vervollkommnung. Anders in dem mora- 
lischen Organismus der Gesellschaft. Hier ist die Existenz, Einheit 
und Kraft der Gesellschaft das Mittel zur Erreichung des eigentlichen 
Sozialzweckes (finis cuius gratia), des Zweckes, um dessentwillen die Ge- 
sellschaft existiert und handelt. Der Sozialzweck hinwiederum dient 
als Mittel zum Wohl der einzelnen Glieder in ihrer Gesamt- 
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heit, so daß der finis cui, d. i. derjenige, welchem die Früchte der 
sozialen Tätigkeit schließlich anheimfallen sollen, der Zweck, für den 
die Gesellschaft in letzter Linie wirksam ist, in den physischen Personen 
gesucht werden muß, für deren Bestes die Gesellschaft gebildet ist, und 
die, zwar nicht isoliert betrachtet, sondern als Glieder des sozialen Or- 
ganismus, alle am Genusse des erreichten Sozialzweckes wie an einem 
für sie bestimmten Gute teilnehmen sollen !. 

Was endlich das gegenseitige Verhältnis der Glieder be- 
trifft, so zeigt sich auch innerhalb der Gesellschaft jenes Ineinander- 
greifen, jene Ergänzung und Abhängigkeit des einen in Beziehung zum 
andern, wie sie das Leben des organischen Körpers charakterisiert. Nur daß 
dabei die Abhängigkeit keine lediglich tatsächliche, sondern zugleich eine 
moralische ist, getragen durch gegenseitige Rechte und Pflichten, 
welche dem Verhalten der einzelnen, ihren Ansprüchen und Befugnissen 
Ziel und Maß setzen. 

Offenbar dürfen wir nicht erwarten, daß bei jeder Gesellschaft der organische 
Charakter in gleich klarer Weise zu Tage tritt wie bei den höchsten Gesellschafts- 
formen. Es verhält sich in dieser Hinsicht mit der Gesellschaft genau wie mit 
den Erscheinungen des physisch-organischen Lebens. Wir finden Organismen, 
bei welchen die organische Struktur usw. auf den ersten Blick wahrgenommen 
wird, und wieder andere mit einem geringeren Grade von Organisierung und Schei- 
dung der Funktionen. 


67. Der Verband als „Persönlichkeit“. Wie man die Gesellschaft 
einen moralischen Organismus genannt hat, so wird sie auch als eine mora- 
lische Person bezeichnet. Die Zulässigkeit und Berechtigung wie auch 
die Bedeutung dieser Benennung liegt auf der Hand. Die Gesellschaft 
als ein Ganzes, als eine reale Einheit aufgefaßt, hat eine eigene Subsistenz, 
die von der Subsistenz ihrer einzelnen Glieder, insofern diese als physisch 
und moralisch selbständige Menschen betrachtet werden, verschieden ist. 
Und da diesen für sich bestehenden und in sich abgeschlossenen Verbands- 
einheiten Handlungen der geistigen Ordnung, der Vernunft und des ver- 
nünftigen Strebens zugeschrieben werden, so erscheinen dieselben im ana- 
logen Sinne gewissermaßen als „Personen“, wie auch der Mensch als 
individuell selbständiges, vernünftiges Wesen „Person“ genannt wird. Da 
aber moralische Bande die Einheit der Gesellschaft bilden und diese kein 
physisches Ganze ist, wird die Gesellschaft nur in der moralischen Ordnung 
als „Person“ gelten können. Moralische Person heißt die Gesellschaft dann 
auch noch, weil sie, wie als besonderes Subjekt von Tätigkeiten, eben- 
falls als selbständiges Subjekt von Rechten und Pflichten sich darstellt, 
mit scharfer Trennung der Vermögenssphäre zwischen Gesellschaft und 
Gesellschaftsgliedern. Da Recht und Pflicht der moralischen Ordnung an- 
gehören, wird man die diesbezügliche Selbständigkeit der Gesellschaft nicht 
besser ausdrücken können, als daß man sie eine moralische Person nennt. 
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Werden die Verbandseinheiten als „moralische“ Personen bezeichnet, so ist 
dadurch vor allem gesagt, daß sie nicht als bloße Begriffswesen ein schattenhaftes 
Dasein führen'. Sie sind Realitäten und reale Einheiten, aber Einheiten moralischer 
Art, die der realen moralischen Ordnung angehören, keine physischen Einheiten wie 
die einzelnen Menschen. Für das Gebiet des öffentlichen Rechts ist es nämlich 
von höchster Bedeutung, daß gegenüber der individualistischen Auffassung an 
der Realität der konkreten Gesamtheiten (universitates), an ihrem realen, den 
einzelnen Gliedern gegenüber verselbständigten rechtlichen Sein festgehalten 
wird. Die Verbandspersonen, die einzelnen Gesellschaftsformen,, dürfen nicht 
wie abstrakte Gattungsbegriffe (universalia) behandelt werden. Sie enthalten uni- 
versale Gattungselemente, wie wir oben gezeigt, aber sie sind in sich selbst, in 
ihrem konkreten Sein moralisch-reale Individuen, moralische „Personen“, 
Träger von besondern Rechten und Pflichten, Subjekte einer besondern Tätigkeit. 
Wollte man freilich den menschlichen Verbänden eine andere als die reale 
moralische Einheit und Selbständigkeit nicht bloß den einzelnen Gliedern, sondern 
auch deren Gesamtheit gegenüber zuerkennen, so könnten wir einer solchen Auf- 
fassung nicht beitreten. Wie es keine „Gesellschaft* gibt neben und über der 
Gesamtheit der physischen, sozial verbundenen Personen, so auch keine von der 
Gesamtheit getrennte Verbandspersönlichkeit. Unzulässig ferner ist es, die Ver- 
bandspersönlichkeit mit der Persönlichkeit des Trägers der gesellschaftlichen 
Autorität zu identifizieren. Schließlich wird man sich hüten müssen, etwa mit 
Hilfe der organischen Theorie im Sinne Spencers u. a. oder einer überspannten 
Willenstheorie u. dgl. der moralischen Verbandspersönlichkeit Eigenschaften des 
Seins, Wollens, Handelns zuzuschreiben, wie sie nur bei einer individuellen, 
physischen Persönlichkeit sich vorfinden. 


Was ist die Gesellschaft? Das war die erste Frage, welche sich dem 
forschenden Geist aufdrängte. Ihre Beantwortung genügt unserem Wissens- 
drang nicht. Wir fragen weiter: Woher die Gesellschaft? warum und 
wozu ist sie da? Die Beantwortung dieser Fragen hängt im einzelnen 
von der Eigenart der verschiedenen besondern Gesellschaftsformen ab. 
Nachdem also im allgemeinen von der sozialen Natur des Menschen, 
von dem Wesen, Zweck des Gesellschaftslebens in ausreichendem Maße ge- 
handelt wurde, richtet sich unsere Aufmerksamkeit nunmehr zunächst auf 
die beiden natürlichen Gesellschaftsformen: Familie und Staat. 


I! Otto Gierke, Die Grundbegriffe des Staatsrechtes, in Tübinger Zeitschrift für 
die gesamte Staatswissenschaft XXX (1874) 805; Das Wesen der menschlichen Ver- 
bände (1902) 5ff. Richard Schmidt, Allgemeine Staatslehre I (1901) 217 ff. Da- 
gelbst weitere Literatur. Vermeersch, Quaestiones de iustitia ? 680 ff. 

! Vgl. oben S. 27. 
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Literatur: Devas, Studies of Family Life, a Contribution to Social Science, 
übersetzt von Baumgarten: Studien über das Familienleben (1837), namentlich 104 ff 
123 ff. — Weiß, Soziale Frage und soziale Ordnung I? (1896) 397—534; I* (1904) 448 ff; 
II 871ff. — Th. Meyer, Die Arbeiterfrage und die christl.-ethischen Sozialprinzipien * 
(1904) 67—87. — v. Vogelsang, Soziale Lehren (Klopp, 1894) 178£ 300 £ 8iL ff. — 
Cathrein, Moralphilosophie II* (1904) 880 ff. — Le Play, L’Organisation de la fa- 
mille® (1884). — Riehl, Die Familie (1854, :°1889). — Gaume, Geschichte der häus- 
lichen Gesellschaft (1845). — Roßbach, Vier Bücher Geschichte der Familie (1859). 
— Cetty, Die altelsässische Familie (1891), — Ferner Aufsätze in Bd LXXI 
u. LXXIII der Histor. Zeitschrift; Stimmen aus Maria-Laach IV u. V; Jahrb. für Gesetz- 
gebung und Verwaltung 1899; Lexis, „Konsumtion“, in Schönbergs Handbuch I* (1896); 
die Aufsätze über Familie von Stöckl in Wetzer u. Weltes Kirchenlexikon IV®; 
Pruner im Staatslexikon der Görres-Gesellschaft II?, von Below im Wörterbuch der 
Volkswirtschaft I, von Gothein im Handwörterbuch der Staatswissenschaften III®; 
in den Historisch-politischen Blättern LXXX 686 ff: „Ehe, Unauflöslichkeit“; die Ab- 
handlung „Ehe und Familie“ in Burgs Sozialer Revue III (1903), 4. Quartalheft. 


68. Begriff und Zweck. Wenn wir hier von Familie sprechen, so 
denken wir nicht bloß an das durch Vertrag begründete eheliche Ver- 
hältnis zwischen zwei bestimmten Personen, sondern an die Familie 
schlechthin als eine natürliche Gesellschaftsform. So aufgefaßt ist die 
Familie das erste, aus der menschlichen Natur selbst abgeleitete gesell- 
schaftliche Band, welches alle Menschen mit gegenseitigen Rechten und 
Pflichten fest zusammenschließt. Sie erscheint als die Grundbedingung 
des physischen, geistigen und moralischen Seins der Menschheit, als die 
Urzelle des gesamten natürlichen Gesellschaftslebens. Für alle sozial- 
organischen Gebilde natürlicher Ordnung bis hinauf zum Staate war sie 
der geschichtliche Ausgangspunkt und wird sie jederzeit sein und 
bleiben die sichere Unterlage des Glückes und Gedeihens. Die Not- 
wendigkeit, für eine Gesamtheit von Personen in gemeinsamer Wirt- 
schaft dauernd Nahrung, Kleidung, Wohnung zu beschaffen, weist die 


Familie naturgemäß auf feste Niederlassung, auf Begründung des Herdes 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. 1. 10 
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hin und führt zum innigen Verwachsen mit der heimischen Erde, dem 
Vaterlande. „Es hat schon Völker gegeben, welche mit einer elemen- 
taren Gewalt in die Geschichte eingegriffen, gewaltige Schlachten ge- 
wonnen, Reiche gestürzt und vernichtet haben, aber Dauerndes zu leisten 
haben sie erst vermocht, als die wilden Reiter und Jäger aus Wald und 
Wüste sich einen Herd gebaut oder an einem eroberten sich heimisch 
gemacht haben. Wo immer ein Volk, wie die einstigen Nomaden oder 
die Indianer Amerikas, nicht die Kraft hatte, mit der Scholle zu ver- 
wachsen, der Familie ein Haus zu bauen, ist es geschichtslos geblieben. 
Mit dem Hause erst beginnt die allgemeine Gesittung, mit der Häuslich- 
keit die Zivilisation.“1 Die Geschichte der Familie verlief jedoch ebenso- 
wenig schematisch, wie die Geschichte der Völker. Nicht überall folgt 
die feste Ansiedlung einer vorausgehenden Periode des Nomadentums. 
Der stabile Wohnsitz kann auch den Ausgangspunkt der Geschichte eines 
Stammes bilden. 

Die ‘Familie ist eine zusammengesetzte Gesellschaft. Sie besteht 
1. aus der Gemeinschaft zwischen Mann und Frau, 2. zwischen Eltern und 
Kindern, 8. zwischen Herrschaft und Dienstboten. Man darf sie defi- 
nieren als die Gemeinschaft derjenigen Personen, welche 
derselben hausväterlichen Gewalt unterstellt sind. Diese 
Begriffsbestimmung findet in ihrer Allgemeinheit Anwendung auf die mono- 
game wie polygame Familie, auf die Einzelfamilie, in der nur die Eltern 
und die Kinder zusammenleben, wie auf die Patriarchalfamilie, in welcher 
Eltern mit den verheirateten Söhnen und Töchtern und deren Kindern 
oder wenigstens die verheirateten Geschwister mit ihren Kindern, die 
vielleicht selbst wieder verehelicht sind, unter sich in häuslicher und wirt- 
schaftlicher Einheit unter demselben Haupte verbunden bleiben. Aristoteles? 
definierte die Familie als eine natürliche Gemeinschaft zum Zweck des 
täglichen Zusammenlebens. Sie soll dem Menschen alles das besorgen 
und beschaffen, was er täglich bedarf. Auch darf man mit Rücksicht auf 
den primären Zweck der Ehe die Familie die von Gott gewollte Anstalt 
zur menschenwürdigen Fortpflanzung (Erzeugung und Erziehung) des 
Menschengeschlechtes nennen. 


69. Geschichtliches über Ehe und Familie. Phantasievolle Schrift- 
steller (Spencer, Lubbock, Morgan u. a.) haben gar mancherlei von den 
ganz- oder halbtierischen Zuständen der Urmenschen zu erzählen gewußt, 
von den ungezählten Jahrtausenden, die zwischen uns und jenen Tagen 
liegen, wo die Menschen, wie heute die Gazellen, die Elefanten, die Affen und 
andere Tiergattungen, in größeren oder kleineren Herden oder Horden 


ı Max Wolf, Die psychische und sittliche Entartung des modernen Weibes 
(1892) 101. 

* Polit. 1, c. 2, 1252b, 12. Ähnlich S. Thomas, In Polit. 1, lect. 2. Vgl. 
Cathrein, Moralphilosophie II ® 380; +382 f. 
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umherschwärmten!, Statt der Ehe herrschte da die vollste Ungebun- 
denheit, „Promiskuität“ der geschlechtlichen Vermischung, der vagus 
concubitus.” Die Geschichte weiß davon allerdings nichts. Nicht einmal 
das Beispiel einer einzigen Nation ist nachgewiesen worden, in der wirk- 
liche Promiskuität des Geschlechtsverkehrs als anerkannte gesellschaft- 
liche Einrichtung bestanden hat (v. Below). „Es gibt schlechterdings 
kein einziges primitives Volk“, sagt Grosse 2, „dessen Geschlechtsverhältnisse 
sich einem Zustand von Promiskuität näherten oder auch nur auf ihn hin- 
deuteten. Die festgefügte Familie ist keineswegs eine späte Er- 
rungenschaft der Zivilisation, sondern sie besteht schon auf der 
untersten Kulturstufe als Regel ohne Ausnahme.“ | 

Als geschichtlich nachweisbare Formen einer regelmäßig dauern- 
den geschlechtlichen Verbindung dürfen gelten: die Polygamie (Vie- 
weiberei), die Polyandrie (Vielmännerei), die Monogamie. Zu 
letzterer zählt auch die Leviratsehe des jüdischen Rechts. Sie be- 
stand darin, daß der nächste Verwandte eines kinderlos Verstorbenen 
diesem mit dessen Witwe Nachkommenschaft erwecken mußte. Daß 
die Monogamie allein der Würde des Mannes und Weibes entspricht, 
die Erziehung der Kinder in naturgemäßer Weise am besten, ja einzig 
sichert, kann hier vorausgesetzt werden. Selbst die polygynische Verbin- 
dung (polygamische im engeren Sinne), die lange auch bei kultivierten 
Völkern (den Mohammedanern) bestand und teilweise noch besteht, beein- 
trächtigt die wesentlichen Zwecke der Ehe, die menschenwürdige Fort- 
pflanzung und die rechte Erziehung der Nachkommenschaft. Die Frau er- 
scheint dabei nicht als die gleichberechtigte Gefährtin des Mannes; Eifersucht 
und Favoritenwesen zerstören die Familienbande. Nur da, wo dem Weibe 
dasselbe Recht auf Alleinbesitz des Mannes gewährt ist, wie dem Manne 
gegenüber dem Weibe, kann von einer Familie im vollen und wahren 
Sinne die Rede sein. Ein Verzicht seitens der Frau auf ihre Gleich- 
berechtigung und ihr Recht auf den Alleinbesitz des Mannes ist rechtlich 
undenkbar, weil es den Ehegatten nur frei steht, den Ehevertrag einzu- 
gehen, nicht aber die Natur und die naturgemäße Bestimmtheit der 
Familienordnung zu verändern. 

Das System der Weibergemeinschaft (Polyandrie und Polygamie zugleich), 
wie Plato es für seinen Idealstaat aufgestellt und wie es von Vertretern des 
Kommunismus gefordert wurde, entspricht tatsächlich dem tierischen Niveau jener 
„ursprünglichen“ Menschenhorden, über welche prähistorische Soziologen gefabelt 


ı Vgl. Schmoller, Grundriß I 281 ff; Kleinwächter, Lehrbuch der National- 
ökonomie (1902) 166 ff; Bachofen, Das Mutterrecht (1861); Mac Lennan, Primi- 
tive marriage (1865); Studies in ancient history (1876); The patriarchal theory (1885); 
Morgan, Systems of consanguinity and affinity of human family (1870); Ancient 
Society (1877); Spencer, Prinzipien der Soziologie (1876), usw. . 

8 Die Formen der Familie und die Formen der Wirtschaft (1896) 42. Ahnlich urteilen 
Ratzel, Peschel, Richard Hildebrand u. a. 
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haben. Von einer Familie wäre da jede Spur vertilgt, und bei der Ungewißheit 
der Vaterschaft könnte von der dem .Gedeihen der Menschheit unentbehrlichen 
Liebe und Sorgfalt beider Eltern gegen ihre Kinder, von der Ehrfurcht und Liebe 
der Kinder gegen die Eltern, überhaupt von einem Erziehungswerke keine Rede 
sein. Auch die öffentliche Erziehung von Staats wegen würde absolut keinen Er- 
satz für die Familienbande zu bieten vermögen. „Die liebende Sorge einer Mutter 
kann nicht durch bezahlte Ammen, die natürliche Autorität des Vaters durch 
keinen Büttel ersetzt werden. Nicht umsonst hat die Natur so mächtige Triebe 
Eltern und Kindern eingepflanzt: es bedurfte derselben, um die zahllosen Mühen 
der physischen und geistigen Erziehung zu versüßen und wirksam zu machen.“ '! 


Endogamie und Exogamie bilden keine geschichtlichen Ent- 
wicklungsstufen der Ehe schlechthin. Sie bezeichnen vielmehr nur Formen 
der ehelichen Gemeinschaft, insofern nämlich die Gattin grundsätzlich 
entweder innerhalb derselben Familie (Endogamie, z. B. bei den Persern) 
oder außerhalb der Verwandtschaft (Exogamie) gesucht wird. Auch finden 
sich Beispiele einer örtlichen Endogamie bzw. Exogamie, wenn nur Ehen 
zwischen Gliedern derselben oder verschiedener Gemeinden (ohne Rück- 
sicht auf Verwandtschaft) gestattet sind. 

Bis in die neueste Zeit noch hat die von Bachofen aufgestellte, von 
Morgan fortgebildete sog. Mutterrechtstheorie vielfach Glauben ge- 
funden. Hiernach gab es bei allen Völkern zunächst eine Periode des 
„Mutterrechts“, d. h. eine solche Ordnung der Familienangehörigkeit, 
derzufolge das Kind nicht zum Vater, sondern zur Mutter und zu den- 
jenigen Personen, die mit der Mutter wieder eine gemeinsame Mutter 
haben, in ein juristisches Verwandtschaftsverhältnis trat. Die Mutter, 
nicht der Vater stand dem Haushalte vor, oder allenfalls der Bruder der 
Mutter. Das Mutterrecht soll dann allmählich durch das System des 
Vaterrechtes ersetzt worden sein. Auf den ersten Blick erkennt man 
schon den Zusammenhang der Mutterrechtstheorie mit der unhaltbaren 
Annahme einer ursprünglichen Promiskuität. Überdies ist in den letzten 
Jahren an jener Theorie eine so gründliche direkte Kritik geübt worden?, 
daß sie heute bereits als nahezu überlebt bezeichnet werden darf. „Das 
Mutterrecht kommt zwar bei einigen Völkern vor“, sagt Georg von Below®, 


ı Konstantin Gutberlet, Ethik und Naturrecht? (1893) 168. 
® So namentlich Delbrück, Die indogermanischen Verwandtschaftsnamen, Abhandl. 
der kgl. sächs. Gesellschaft für Wissenschaft, philol.-hist. Klasse XI (1889/1890) ; Ratzel, 
Aufsatz in Beilage zur Allgem. Zeitung vom 30./81. Juli 1894; Zimmer, Das Mutter- 
recht der Pikten usw., in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte XV 
(1894); ferner Starke, Die primitive Familie (1888); Westermark, Geschichte der 
menschlichen Ehe (1898); Grosse, Die Formen der Familie (1896); Brentano, Die 
Volkswirtschaft und ihre konkreten Grundbedingungen, in der Zeitschrift für Sozial- 
und Wirtschaftsgeschichte I (1898); Hildebrand, Recht und Sitte auf den verschiedenen 
wirtschaftlichen Kulturstufen (1896); W. Schneider, Naturvölker II (1885), usw.; 
auch die Lehrbticher der deutschen Rechtsgeschichte von Brunner und Schröder“. 
s® In Elsters Wörterbuch der Volkswirtschaft I 685. Derselbe Autor bemerkt 
in J. Wolfs Zeitschrift für Sozialwissenschaft VII (1904) 168: „Heute gibt es wohl 
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aber doch nur bei verhältnismäßig wenigen. Insbesondere ist es durchaus 
ungerechtfertigt, es der indogermanischen Völkerfamilie zuzuschreiben; 
schon das indogermanische Urvolk hat nachweislich das Vaterrecht gehabt. 
Ferner ist noch nirgends der Nachweis geführt worden, daß irgendwo die 
gesellschaftliche Ordnung nach dem Mutterrecht ohne fremden Einfluß aus 
sich heraus zum Patriarchat sich entwickelt habe. Wir müssen also den 
Versuch, eine Entwicklungsgeschichte der Familie auf Grund der Mutter- 
rechtstheorie zu konstruieren, ablehnen.“ 


Below ! meint, zur Zeit sei es überhaupt unmöglich, eine allgemeine Ent- 
wicklungsgeschichte der Familie zu schreiben; vielleicht werde es nie möglich 
sein: „Jedenfalls ist das vielfach beliebte Verfahren unzulässig, Erscheinungen, 
die sehr gut Produkte einer späteren Entwicklung resp. Entartung sein können, 
ohne weiteres als Überbleibsel eines Urzustandes zu bezeichnen. Statt eine Reihe 
von aufeinanderfolgenden Stufen ausfindig zu machen, wird die Forschung viel- 
mehr ihre Aufgabe darin zu suchen haben, die Abhängigkeit des Familienrechts 
von allgemeinen Verhältnissen zu untersuchen. In dieser Hinsicht ist ein Zu- 
sammenhang mit den wirtschaftlichen Verhältnissen beobachtet worden. Die Viel- 
männerei z. B. findet sich fast ausnahmslos nur unter den ärmsten Völkern, die 
Vielweiberei umgekehrt nur bei Reichtum, auch regelmäßig nie bei einem ganzen 
Volke, sondern nur in wohlhabenden Schichten desselben. Die wirtschaftlichen 
Verhältnisse bestimmen aber keineswegs das Familienrecht allein. Sehr groß ist 
z. B. der Einfluß der religiösen Ideen, wofür als Beispiel hier nur das von der 
Kirche im Mittelalter durchgesetzte, außerordentlich weit gehende Verbot der Ver- 
wandtenheiraten dienen mag.“ 


Nicht die auf Mutterrecht beruhende, sondern die patriarcha- 
lische Familienverfassung mit monogamischer Einehe, wobei 
Vater und Mutter, Kinder und Enkel, auch Knechte und Mägde in 
engerer Verbindung, regelmäßig in demselben Hause, unter der Ober- 
leitung des männlichen Familienhauptes zusammenwohnen und wirtschaften, 
gilt nach der heute wieder vorherrschenden Ansicht als die ursprüng- 
liche Form der Familie. Diese patriarchalische Großfamilie hat sich 
zuweilen bis auf unsere Tage, namentlich in den südslavischen „Haus- 
kommunionen“ (der sog. Sadruga) erhalten. Wird die Hausgemeinschaft, 
die Zahl der verheirateten Mitgenossen zu groß, dann findet eine Teilung 
in mehrere Kommunionen statt. Doch ist auch bei den südlichen Slaven 
die Sadruga in neuester Zeit seltener, die Einzelfamilie vorherrschend 
geworden. 

Die Sippen- oder Gentilverfassung hatte in den älteren Zeiten 
bei manchen Völkern, insbesondere auch bei den Germanen eine große 


manche, die der Meinung sind, die relative Verbreitung der Mutterrechtstheorie habe 
darin ihren Grund, daß der eine oder andere ‚ältere Herr‘ sich nicht gern von der 
einmal angenommenen Theorie lossagen will.“ Die Bemerkung richtet sich gegen 
G. Schmoller. 

! Vgl. Wörterbuch der Volkswirtschaft I 685. 
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Bedeutung. Unter Sippe oder Gens versteht man den erweiterten Familien- 
verband, der die auch nicht zu derselben Hausgemeinschaft gehörigen Ver- 
wandten umfaßte. Die Sippe erscheint als „das wichtigste Unterorgan des 
Stammes“ (Schmoller). Im deutschen Heere kämpften die Sippengenossen 
nebeneinander; sie verlangten Sühne für das Unrecht, das einem der 
Ihrigen widerfuhr; die Sippe haftete für das Wergeld, das ihre Genossen 
verwirkt hatten; vor Gericht leisteten ihre Mitglieder einander Eides- 
hilfe; auch die Grundbesitzverhältnisse standen in Beziehung zur Sippen- 
genossenschaft !. 


70. Die wirtschaftliche Funktion der Familie. Die Familie hat als 
die ursprüngliche, kleinste soziale Wirtschaftseinheit zu 
gelten, die unmittelbar für die körperlichen Bedürfnisse ihrer Glieder 
sorgt. Die Trennung, Isolierung, Geschlossenheit der einzelnen Haus- 
wirtschaften ist freilich niemals eine völlig absolute gewesen. Der 
Tausch läßt sich — wenn er auch relativ selten blieb — doch schon für 
die ältesten Verhältnisse nachweisen. Dazu kamen bestimmte soziale und 
wirtschaftliche Zusammenhänge, die Einfügung in übergeordnete Gruppen: 
Sippe, Stamm, Dorf, Markgenossenschaft, ferner die Beziehung zu Grund- 
herrschaften u. dgl. Im großen und ganzen aber lag naturgemäß 
der Schwerpunkt des Wirtschaftslebens zunächst in der Familien- 
wirtschaft, die als direkte Eigenwirtschaft sich selbst mit den 
erforderlichen Sachen zur Deckung ihres Bedarfs versorgen mußte. In- 
dem der Verkehr sich dann allmählich lebhafter gestaltete, an Ausdeh- 
nung, Stetigkeit, Regelmäßigkeit gewann, löste sich die alte familiäre 
Einheit von Produktions- und Konsumtionswirtschaft mehr 
und mehr auf. 

In den heutigen Städten, namentlich bei den besser gestellten Klassen, hat 
sich die Erwerbswirtschaft des Mannes von der Konsumtionswirt- 
schaft der Familie fast völlig getrennt: „Der Mann geht, wie man zu sagen 
pflegt, seinem Berufe nach, d. h. der Mann sucht seinen Erwerb außer dem Hause, 
und wenn er seine Erwerbswirtschaft im Hause betreibt, so betreibt er sie nicht 
in den Wohnzimmern, sondern in besondern Räumen (Bureauzimmer, Kontor, 
Arbeitsräumen u. dgl... Die Frau und die Kinder beteiligen sich in der Regel 
nicht an der Erwerbswirtschaft des Mannes, und demgemäß spielt sich im Hause 
fast nur die Konsumwirtschaft, der ‚Haushalt‘ ab, und die weitere Konsequenz 
hiervon ist, daß in den gedachten Klassen die ‚Familien‘ klein geworden sind; 
sie bestehen in der Regel aus Mann und Frau, den noch unversorgten Kindern 
und einem oder zwei Dienstboten. Immer aber bildet auch hier die Familie eine 
— und zwar die kleinste — wirtschaftliche Einheit, und immer ist selbst 
da noch ein Rest zurückgeblieben, wo Produktion und Konsumtion sich trotz 
allem nicht gesondert haben, sondern unmittelbar ineinander übergehen : die 
Speisen werden im Hause bereitet und verzehrt, einzelne Wäsche- oder Kleidungs- 
stücke werden von den Frauen im Hause für den eigenen Bedarf angefertigt, 


! Below, Wörterbuch der Volkswirtschaft 1685. Schmoller, Grundriß I 286 ff. 
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zahlreiche Reparatur- und Reinigungsarbeiten werden im Hause besorgt usw.“ ! 
Insbesondere die Familien des kleingewerblichen Mittelstandes und in höherem 
Maße die Bauernfamilie haben ihre alte wirtschaftliche Bedeutung in einheitlich 
‘'verbundener Produktions- und Konsumtionswirtschaft auch heute noch zum ge- 
ringeren oder größeren Teil bewahrt. | 


2. Die Erhaltung eines gesunden Familienlebens ist nicht bloß durch 
die Pflicht und das Interesse der Familienglieder selbst gefordert, sondern 
auch ein gesellschaftliches Gut von größter Bedeutung. Alle sozialen 
Funktionen finden sich in der Familie wie die Knospe und Blüte im 
Keime. Autorität, das Verhältnis der Über- und Unterordnung, das Rechts- 
und Pflichtbewußtsein, Gesamtwohl, Solidarität und Liebe, Arbeit und 
Eigentum, kurz, alle wesentlichen Elemente, Stützen und Fundamente 
der weiteren sozialen Verbände birgt die Familie in sich. Wer von 
Kindheit auf im Verhältnis zu den Eltern, zu den Geschwistern, den 
Dienstboten, der ganzen Familie, ihrem Hab und Gut, an das Rechte in 
sorgsamer Erziehung gewöhnt wurde, der bietet die verhältnismäßig sichere 
Aussicht, daß er nun auch ein treffliches Glied der Gemeinde und des 
Staates werde. „Niemand“, so schrieb Leo XIlI. in dem Breve vom 
14. Juni 1892 über den Verein der heiligen Familie, „niemand kann 
es entgehen, daß das Wohl des einzelnen wie der Gesamtheit vorzugs- 
weise von dem Stande des Familienlebens abhängt. ... Es ist daher 
von der höchsten Wichtigkeit, daß die Familie nicht bloß in heiligmäßiger 
Weise begründet werde, sondern daß auch im Familienleben die göttlichen 
Satzungen sorgfältig beobachtet und der Geist der Frömmigkeit und 
der christlichen Tugend eifrig gehegt und gepflegt werde. Daher wollte 
auch die göttliche Barmherzigkeit, als in der Fülle der Zeiten der ewige 
Ratschluß unserer Erlösung ausgeführt werden sollte, das Werk unseres 
Heilandes damit beginnen, daß der erlösungsbedürftigen Welt eine von 
Gott selbst begründete Familie vor Augen gestellt wurde, in der alle das 
Vorbild jeglicher Tugend und Heiligkeit erblicken mochten. Das war die 
heilige Familie von Nazareth.“ Auch der Historiker und der National- 
ökonom muß der Wahrheit die Ehre geben, indem er den überaus 
segensreichen Einfluß der Religion auf die Ehe und die 
Familie anerkennt. Der Kirche ist, wie erwähnt, das ausgedehnte 
Verbot der Verwandtenheiraten zu verdanken. „Die Kirche wirkte der 
Härte der väterlichen Gewalt entgegen, veredelte die Sitte, vermehrte die 
Ansicht von der Heiligkeit der Ehe und von den gleichen Rechten der 
Ehegatten in Bezug auf Treue. Das Verschwinden des Brautkaufs hängt 
ebenfalls zum Teil damit zusammen, daß die Kirche andere Formen for- 
derte.“®2 Die erhabenste Stärkung des Familienzusammenhanges aber, den 
sichersten Schutz gegen jede Profanierung der innigsten Lebensgemein-. 


ı Friedrich Kleinwächter, Lehrbuch der Nationalökonomie (1902) 169. 
® v. Below, „Familie“ im Wörterbuch der Volkswirtschaft I 685 f. 
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schaft, die unter Menschen denkbar ist, bietet die christliche Lehre von 
der Ehe alsSakrament!. Gott ist es, der, über den Menschen stehend, 
den Vertrag, den sie schließen, segnet und das Band zwischen Mann und 
Frau mit unauflöslicher Festigkeit knüpft. Was Gott verbunden hat, 
das soll der Mensch nicht lösen. „Unsere Zeit bringt dem weiblichen 
Geschlecht Huldigungen dar, die dem Götzendienste nahekommen; solange 
sie aber nicht den Schandfleck der Ehescheidung (Ehelösung) aus den 
Gesetzgebungen tilgt, beweist sie, daß sie mit allen Huldigungen nur 
den Kult der Sinnlichkeit übt, daß sie tatsächlich für das Weib weder 
Rechtsgefühl noch Billigkeit und Achtung hat. Es ist ein grausamer 
Hohn, wenn der Mann zur Frau sagt, er gebe ihr wieder ihre volle Freiheit 
und Selbständigkeit zurück. Die Frau ist nicht mehr, was sie war, und 
kann es nicht mehr werden. Die Ehescheidung ist eine Gewalttat, deren 
wahrer Anlaß in Sinnlichkeit, Eigennutz und Herzensverwilderung liegt. 
Im übrigen ist der schlimme Einfluß, den die Scheidung auf den Charakter 
und die Erziehung der Kinder übt, so groß, daß er nicht schlimmer ge- 
dacht werden kann. Von dem Kinde, dessen Jugend ein solches Ärger- 
nis verdüstert hat, kann man wie von der geschiedenen Mutter sagen, 
daß es eine Wunde erhalten hat, an der es immer zu leiden haben 
wird.** Man rüttle daher nicht an dem durch das Sakrament geheiligten 
dauerhaften Bestande der Familie, nicht an ihrer auf Autorität und 
Pietät fest gegründeten Ordnung. Sonst beraubt man die Menschheit 
nicht bloß um einen Teil ihrer notwendigsten und schönsten Güter, ver- 
nichtet nicht nur die Idee der Heimat und des Vaterlandes, zerstört 
nicht allein den lebendigen Urquell traditioneller Sitte, man vergreift sich 
überdies unmittelbar an der eigenartigen Würde der menschlichen Natur. 
„Bei dem Tiere verbinden sich die Geschlechtsindividuen gattungsmäßig 
und eben darum nur vorübergehend; bei dem Menschen verbinden sich 
die Personen für die ganze Lebensdauer‘, sagt W. H. Riehl®. Das ist 
das schärfste Urteil, welches der Ehescheidung als „Sitte“ gesprochen werden 
kann. Viel und mit Recht wird heute von der Frauenfrage geredet. 
Nur zu oft aber verschweigt man, wie gerade die Erhaltung der Frauen- 
würde in der Ehe und in der Familie ein wichtiges Problem der 
Gegenwart darstellt, das dringend der Lösung bedarf. 

Wer die Überzeugung teilt, daß die Familie „die Wurzel und das 
Vorbild aller geselligen Verbindung mit der sie bedingenden Zu- und 
Unterordnung“ (Moy) ist, wer in der Familie die notwendige Voraussetzung, 
den natürlichen Ausgangspunkt, die feste Unterlage aller größeren sozialen 
Vereinigungen erblickt, der muß auch im Interesse des Staates 
selbst wünschen, daß Religion und Familie im engsten Zusammenhange 


i Vgl. Historisch-politische Blätter II 30; XVIII 150; XIX 685. 
2 Ehe und Familie, in Burgs Sozialer Revue III (1903), 4. Hft, S. 547 f. 
® Die Familie 142. 
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bleiben. „Familie, Religion, der Doppelring, der alle Höhen und Tiefen 
des menschlichen Lebens umschließt, das Natürliche wie das Göttliche‘ ! 
— man zerreiße diesen Doppelring, seine Verbindung — und die Barbarei, 
die Revolution, Tod und Verderben werden der Anteil der menschlichen 
Gesellschaft sein. Nur die Religion, nicht das Gesetz verleiht und erhält 
der Familie ihren sittlichen Charakter, heiligt den Eheschluß, festigt und 
verklärt alle inneren Beziehungen des Familienlebens zwischen Ehegatten, 
Kindern und Dienstboten. Ja, auch zwischen Herrschaft und Dienstboten ! 
„Das Ideal des Gesindewesens“, bemerkt Roscher?, „besteht darin, daß 
es von Herrschaften wie Dienstboten als ein Stück christlichen Familien- 
lebens betätigt werde. Also Gewogenheit von der einen, Ergebenheit von 
der andern, Treue von beiden Seiten, uneigennützige Sorge für das gegen- 
wärtige und zukünftige Interesse des andern Teiles (tamquam sua!) und 
namentlich auch für dessen ewige Zukunft.“ Dazu gehört fortgesetzte 
Selbstverleugnung, wie Roscher mit Recht betont; diese aber verleiht 
nicht der Staat, sondern die Religion®. Leges sine moribus vanae! Das 
Wort des alten Tacitus sollten die Staatsmänner und Gesetzgeber niemals 
vergessen*. Sie würden dann um so eher geneigt sein, in allen Fragen 
des Unterrichts und der Erziehung, in der gesamten Ehe- und Familien- 
gesetzgebung nicht eine der Religion feindliche Stellung einzunehmen, 
sondern Hand in Hand mit der Kirche die für das Gedeihen der Familie 
und der ganzen staatlichen Gesellschaft erforderlichen Gesetze und Ein- 
richtungen zu schaffen. Der Staat soll die natürliche und naturrechtliche 
Ordnung des Familieninstituts befestigen und schützen. Sie rechtlich auf- 
heben, wesentlich anders gestalten, als sie in ihren inneren organischen 
Verhältnissen, in ihren Rechten und Befugnissen durch das Naturrecht 
und positive Gottesrecht bestimmt ist, kann er ebensowenig, wie er sie 
geschaffen hat?,. 


$ 2. 
Der Staat. 


Literatur: Leo XII. Enzykliken: Diuturnum illud (1881); Humanum genus (1884) ; 
Immortale Dei (1885); De libertate humana (1888); Sapientiae christianae (1890) ; Rerum 
novarum (1891). — Th. Meyer, Institutiones iuris naturalis II (1900) 241—735; Die 
Grundsätze der Sittlichkeit und des Rechts (1868). — Cathrein, Moralphilosophie II* 
(1904) 451 ff 496 fl. — v. Hertling, Kleine Schriften 150 ff 168 ff 264 ff 279 ff. — 
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72. Grund und Ursprung des Staates. Die dem Menschen angeborene 
Geselligkeit erschöpft sich keineswegs in jener ursprünglichsten Art der 
Gesellschaft, welche wir Familie nennen. Nehmen wir an, zwei bis dahin 
einander völlig fremde Europäer begegnen sich in der Sahara. Sofort sehen 
wir ihre Bemühungen, sich gegenseitig zu unterrichten über alles, was 
ihnen in ihrer Lage von Nutzen sein kann, und wie sie einer den andern 
zu unterstützen bereit sind. Würde der eine bemerken, daß der andere 
unredliche Absichten hege und nur auf sein eigenes Wohl bedacht sei, 
so würde er ihn anklagen, die Gesetze der Menschheit verachtet zu 
haben!. Es bedarf übrigens keiner Wanderung in der Wüste Sahara, 
um zu erkennen, wie die Natur selbst den Menschen dazu führt, über 
die Grenzen des Familienverbandes hinaus Anschluß an seine Mit- 
menschen zu suchen. Oder ist der Gebrauch der Sprache auf das 
Elternhaus beschränkt? Kann ich nicht auch andern meine Ideen mit- 
teilen, meine Bedürfnisse auseinandersetzen, mit ihnen mich beraten, 
Pläne fassen, ihnen helfen und Hilfe von ihnen empfangen? Das führt 
uns zur Erkenntnis der naturrechtlichen Grundlage der staatlichen Ge- 
sellschaft. Ohne Zweifel ist der einzelne Staat unmittelbar ein Produkt 
der Geschichte. Allein diese allenthalben sich wiederholende Entwick- 
lung und ihr Erzeugnis bliebe unverständlich, wenn man nicht außer 
dem geschichtlichen Ursprung, den historischen Ursachen, die den 
einzelnen Staat ins Dasein riefen, überdies die allgemeinen sozialen 
Bedürfnisse und Triebe, die Gott in die Natur des Menschen gelegt, in 
Rechnung zöge. Der letzte Grund des Staates als besonderer Gesellschafts- 
form kann nur in der vernünftigen Naturanlage des Menschen bzw. in 
dem göttlichen Sittengesetze gesucht werden, welches in unserer ver- 
nünftigen Natur zum Ausdruck und zur Offenbarung gelangt. Der Mensch, 
wie er ist, bedarf nun einmal zu einer menschenwürdigen Existenz noch 
anderer gesellschaftlicher Verbindungen als der Familie und Familien- 
verbände. Seine gesellige Natur in ihrer Ergänzungsfähigkeit und Er- 
gänzungsbedürftigkeit weist ihn immer wieder über die Familie hinaus 


! Taparelli, Naturrecht I 126 £. 
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an den höheren, machtvolleren, umfassenderen Verband, den Staat, zur 
Verwirklichung von Menschheitszwecken, die ohne die staatliche Gesell- 
schaft unerreichbar bleiben müßten. 


73. Die geschichtliche Entwicklung des Staates wird ursprünglich 
in der Regel von der patriarchalischen Familie ihren Ausgang 
genommen haben. So urteilten bereits Aristoteles! und Cicero2, indem 
sie die Familie den Ursprung der Stadt und die Pflanzstätte des Staates 
nannten. 


Mochten die Söhne der ersten Familien im Hause des Stammvaters ver- 
bleiben ® oder mit Wahrung einer mehr losen Verbindung, wie Aristoteles sich 
ausdrückt, eine Kolonie des Vaterhauses begründen, jedenfalls „dehnten sich die 
Verwandtschaftsverhältnisse immer mehr aus, bis endlich neben dem Stammhause 
ein immer größeres (emeinwesen entstand. Es liegt auf der Hand, daß es in 
diesen Familienkomplexen einer gemeinschaftlichen Autorität bedurfte. Die Rechts- 
sicherheit, die Ruhe und Ordnung, der Schutz gegen auswärtige Feinde machten eine 
öffentliche Gewalt unentbehrlich *. ‚Kein Volk, das wir kennen, war ganz ohne poli- 
tische Organisation.‘ Die Fortpflanzung der Familienautorität geschah nach der 
Regel der Erstgeburt. Und so waren die ersten Herrscher überall Familienhäupter 
oder Stammesfürsten. Dieser Ursprung des Stammesfürstentums aus der Familien- 
autorität ist noch erkennbar bei den Arabern, namentlich den Nordarabern, den sog. 
Beduinen, bei welchen bis in unsere Zeit die Genealogien mit der größten Sorgfalt 
geführt wurden. Die ersten Herrscher wurden zu Königen, wenn mehrere Stämme 
mit ihren Häuptern sich unter der obersten Leitung eines derselben vereinigten, sei 
es des Krieges wegen oder aus einer durch örtliche Verhältnisse bedingten Not- 
wendigkeit oder bei der Gründung von Kolonien. So entstand das babylonische 
und das assyrische Reich. Die Meder lebten unter Stammeshäuptern, bis sie im 
Aufstande gegen den Assyrerkönig Sardanapal sich vereinigten unter Arbazes als 
gemeinsamem Heerführer. Die lydischen Könige waren ursprünglich Stamm- 
häupter aus der Dynastie der Atyaden, Herakliden und Mermnaden. Wo sich 
von Phönizien oder Ägypten aus Kolonien an den buchtenreichen Ufern Griechen- 
lands oder auf den Inseln des Archipelagus festsetzten, war naturgemäß der 
Führer einer derartigen Expedition der beste Ordner der Niederlassung, und an 
diese Stellung knüpfte sich ein erbliches Herrschertum. Solchen Ursprungs mag 
die Dynastie des Kadmos in Theben, des Kekrops in Attika, des Inachos in 
Argos, des Minos auf Kreta gewesen sein. Daß einzelne Staaten auf 
Grund freier Vereinbarung entstanden sind, läßt sich nicht in Abrede 
stellen. Übervölkerung zwang oft zur Auswanderung, ein mißliches Schicksal legte 
den Wunsch nahe, sein Glück in einem andern Lande zu versuchen. Ein Stamm schob 
den andern vor sich her, und die Länder und Erdteile wechselten ihre Besitzer. 
Am großartigsten traten diese Umwälzungen ein in den verschiedenen Völker- 
wanderungen der vorgeschichtlichen und geschichtlichen Zeit. Mit dem Eintritt 


ı Polit. 1, 2. % De officiis 1, 17. 

$ Soziale Revue, herausgeg. von Dr Jos. Burg, 1]. Jahrg. , 3. u. 4. Hft, Artikel 
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solcher Ereignisse gingen die früheren Staaten und Staatsformen in Trümmer. 
Neue Zustände und Einrichtungen wurden gebildet, sei es nun durch die Gewalt- 
maßregeln eines mächtigen Eroberers oder durch die freie Übereinkunft unabhän- 
giger Menschen.“ In solchen Fällen konnten Staaten entstehen auf Grund mehr 
oder minder freier Vereinbarung. Beispiele dieser Art haben wir noch aus den 
neuesten Zeiten. So wählte z. B. im Jahre 1849 die nach Kalifornien zusammen- 
geströmte Menge einen Verfassungsrat, der beauftragt wurde, die Verfassungs- 
urkunde auszuarbeiten. Diese wurde dann vom Volke gebilligt, und der neue 
Staat war begründet. ! 


74. Wichtigkeit der naturrechtlichen Grundlage. Mit Recht klagt 
H. Dietzel darüber, daß im Bereiche der heutigen Staatswissenschaften das 
Verständnis für jede grundsätzliche und allgemeine Auffassung vielfach 
gänzlich fehle. Er sagt?: „Die organische Staatsidee wird überwuchert 
von der Idee der organischen Weiterentwicklung des Staatslebens auf 
dem Grunde und nach dem Maßstabe gegebener Zustände. Gewiß ist es 
richtig, daß ein absolutes, allgemein gültiges System der (unmittelbar) 
praktischen Politik sich a priori nicht konstruieren läßt: es gibt für die 
Staatskunst keine andere Methode als die ‚historische‘ oder ‚realistische‘, 
welche die einzelne politische Maßregel wie das ganze politische System 
möglichst genau der konkreten Verumständung anzupassen, es aus der- 
selben herzuleiten sucht. Aber allmählich wuchs aus dem Grundsatze 
der ‚Relativität‘ der praktischen Mittel und Wege der Grundsatz her- 
vor, daß es keine absoluten Zwecke und Ziele gäbe. Es ward Sy- 
stem, kein System zu haben. Die Prinziplosigkeit ward zum Prinzip er- 
hoben.“ Doch nicht bloß auf die praktische Politik erstreckt sich das 
Unheil, welches jene Prinziplosigkeit anrichtet und notwendig herbeiführen 
muß. „Kommt man“, sagt Geyer?, „mit den Sophisten alter und neuer 
Zeit zur Verneinung jedes tieferen Grundes des Rechts, dann ist überhaupt 
dem Rechts- und Staatsleben der Boden unter den Füßen weggezogen. 
Die positive Rechts- und Staatswissenschaft mag dann noch so sehr mit 
bewundernswertem Scharfsinn ihr Gebäude bis in die einzelnsten Teile auf- 
bauen und ausrüsten — es ist auf Flugsand gebaut. Sie führt uns dann 
zwar ein gewisses Rechts- und Staatssystem als tatsächlich vorhandenes 
in noch so vortrefflicher Darstellung vor Augen, daß wir seinen inneren 
Aufbau und Zusammenhang überblicken können, aber daß und inwiefern 
dieses System auch unbedingt Achtung, Heilighaltung, Unantastbarkeit 
beanspruchen könne, der Nachweis hierfür ist damit nicht einmal ver- 
sucht. Wird morgen jenes System durch gewaltsamen Umsturz beseitigt 
und an seine Stelle ein anderes gesetzt, so hat seine Darstellung eben 


ı Christian Pesch, Die christliche Staatsidee (1837) 44. 
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nur noch historischen Wert, und die positive Rechts- und Staatswissen- 
schaft hat nunmehr die Aufgabe, das neuentstandene System“ — und 
sei es ein vollkommen sozialistisches — „ebenfalls wissenschaftlich be- 
greifbar zu machen. Den Ereignissen nachhinkend, muß sie jetzt als 
Recht darstellen, was sie früher als Unrecht zu bezeichnen hatte, und 
umgekehrt. Ganz unvermittelt stände solchem Tun und Begreifen auf 
der andern Seite gegenüber das nimmer rastende Bestreben derjenigen, 
welche das Bestehende umzugestalten trachten, sei es im eigensüchtigsten 
Interesse, sei es aus edleren Beweggründen. Was wollte sie abhalten, 
ihre Absichten auch gewaltsam zu verwirklichen, sobald sie die Macht 
dazu zu erringen vermöchten? Die bloße Tatsache, daß etwas historisch 
geworden ist und besteht, ganz gewiß nicht!... Wir sehen, daß, sowie 
man Recht und Staat völlig ablöst von ihren ethischen Grundlagen oder 
sich auch nur indifferent gegen diese Grundlagen verhält, die Fragen, 
was als Recht gelte und gelten solle, und inwiefern Ordnung im Gemein- 
wesen herrschen solle, sich in bloße Machtfragen verwandeln, bei deren 
Lösung lediglich Klugheit und Energie den Ausschlag geben. Nur wenn 
die Heiligkeit des Rechts als eines ethischen Prinzips festgestellt und 
anerkannt ist, wird ihm eine Sanktion gegeben, wie sie durch alle Macht 
und Zwangsmittel nicht gewährt werden kann.“ Ohne Anerkennung 
Gottes und damit eines natürlichen Rechts, einer natürlichen Gerechtig- 
keit bleibt dann allerdings auch die praktische Politik, unsere ge- 
samte heutige Sozialpolitik Farce, ein „geschichtlich berechtigter“ Mode- 
artikel, oder wie der Sozialist sagen wird: ein Angst- und Notprodukt 
der kapitalistischen Gesellschaft. Mit Gott und Naturrecht aber wird 
die sozialisierende Politik zur idealen sittlichen Pflicht. Voll und ganz 
stimmen wir darum Meffert! bei, wenn er sagt, für die moderne Juris- 
prudenz und Sozialpolitik sei es „in ihrem ureigensten Interesse“ dringend 
zu empfehlen, daß sie über die chinesische Mauer von Vorurteilen, das 
Naturrecht betreffend, hinter der sie sich selbst gefangen hält, hinwegsteige 
und, statt mit aller Leidenschaftlichkeit gegen einen selbstgefertigten natur- 
rechtlichen Popanz oder ein mißverstandenes Naturrecht zu Felde zu 
ziehen, endlich den Mut finden möge, dem Naturrecht der alten Schule 
näher zu treten zum Zweck einer wahrhaft objektiven Würdigung. 


75. Die staatliche Gesellschaft und ihr natürlicher Zweck. Wie für 
jede Gesellschaft, so sind auch für den Staat Zweck und Autorität das 
doppelte Band der Einheit. Was aber ist der Zweck der staatlichen Gesell- 
schaft?2 Montesquieu zufolge haben alle Staaten nur den einen gemeinsamen 
Zweck: sich selbst zu erhalten; im übrigen verfüge jeder Staat über seinen 
ihm eigentümlichen geschichtlichen Zweck: Weltherrschaft für Rom, 
Krieg für Sparta usw. Allein damit ist die Frage nach dem Zweck des 


i Soziale Revue II (1902), 2. Quartalsheft 227. 
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Staates nicht gelöst. Mag für jeden Staat aus den besondern historischen 
Verhältnissen ein oder der andere ihm eigentümliche Zweck erwachsen, 
der allgemeine Zweck des Staates greift weit über die Erhaltung desselben 
hinaus, da der Staat eben nur erhalten wird, um seinem Zwecke zu ge- 
nügen. Nach der einfachen und klaren Lehre der christlichen Philosophie 
soll der Staat seinen Gliedern solche Vorteile und Güter gewähren, deren 
sie innerhalb der erreichten Kulturstufe für ihr irdisches Wohl bedürfen, 
welche sie aber durch die persönliche Kraft des einzelnen, durch die 
Kräfte der Familien oder sonstiger gesellschaftlicher Verbindungen engerer 
Kreise nicht finden würden. Gerade darum erscheint, wie wir sahen, der Staat 
als eine von der Natur bzw. von Gott gewollte Gesellschaftsform, weil ohne 
den Staat dem Menschen gar vieles für seine irdische Wohlfahrt Vorteil- 
hafte und Notwendige fehlen müßte. Der allgemeine Staatszweck 
ist somit der Geschichte und der bloßen Willkür der Menschen entzogen. 
Es gibt für jeden Staat einen natürlichen und darum Bürger und 
Staatsleitung sittlich verpflichtenden Zweck. Alle nach den ge- 
schichtlichen Verhältnissen und Bedingungen bestimmten Einzelzwecke und 
besondern Ziele müssen sich diesem allgemeinen natürlichen Zweck unter- 
ordnen, um dessentwillen der Staat da ist, den er sich nicht selbst gegeben 
hat, und auf den er auch niemals verzichten kann und darf. 

Jener natürliche Zweck nun muß ein Gut sein; denn nur ein Gut 
ist Gegenstand und Ziel menschlichen Strebens. Es muß ferner ein 
irdisches Gut sein, weil die Machtsphäre des Staates nicht unmittel- 
bar ins Jenseits hineinreicht, seine ganze direkte Wirksamkeit auf das 
Diesseits sich beschränkt. Es muß sodann ein Gut sein, welches von 
den Individuen, Familien, sonstigen innerstaatlichen Verbänden entweder 
überhaupt nicht oder doch nicht in einem mit Rücksicht auf die mensch- 
lichen und gesellschaftlichen Bedürfnisse ausreichenden Maße erlangt und 
bewahrt werden kann. Als höchste natürliche Gesellschaftsform wird der 
Staat eben einen besondern, eigenen Gesellschaftszweck haben, der im 
Verhältnis zu den mit individuellen und natürlich-sozialen Kräften er- 
reichbaren Zwecken als Ergänzung oder Krönung sich darstellt. 
An dem Gute, das den Gesellschaftszweck des Staates bildet, müssen 
des weiteren alle Gesellschaftsglieder, ihrer Stellung und ihren Bedürf- 
nissen entsprechend, teilnehmen können. Es muß in diesem Sinne ein 
gemeinsames Gut der ganzen Gesellschaft sein. Denn für alle ist die 
staatliche Gesellschaft da, und zwar um des Gutes willen da, welches sie 
bieten kann und soll. Jenes Gut aber ist nicht bloß die Existenz 
des Staates, seine Machtstellung, seine Erhaltung und Vervollkomm- 
nung. Wir brauchen hier nur zu wiederholen, was früher über den 
Zweck menschlicher Verbände gesagt wurde!. Keine Gesellschaft exi- 
stiert lediglich zu dem Zweck, um zu existieren oder vollkommen 


! Vgl. oben Kap. 2, 8 5, 8. 142, 
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zu existieren. Gewiß ist die Existenz des Staates und seine Macht- 
stellung eine wichtige Aufgabe, die erste Sorge für Herrscher und 
Volk, aber sie bilden nicht den höchsten Zweck, den letzten Zweck des 
Staates, sondern lediglich das unentbehrliche Mittel, damit der Staat 
seinen höchsten Zweck erfüllen könne. Sie sind die notwendige Voraus- 
setzung und Bedingung des staatlich gesellschaftlichen Strebens nach dem 
allen Gesellschaftsgliedern gemeinschaftlichen Gute, welches den eigent- 
lichen Sozialzweck des Staates ausmacht. Es kann somit nicht in der 
politischen, sondern nur in der bürgerlichen Ordnung, nicht in dem, was 
der Staat tut, um seine Existenz, Einheit, Macht, Wirksamkeit zu er- 
halten und zu entfalten, der höchste, auch der politischen Ordnung Maß 
und Ziel setzende Staatszweck gesucht werden; der Staat ist nicht seiner 
selbst wegen, sondern der Bürger wegen da. Der Staatszweck liegt also 
innerhalb der Sphäre der bürgerlichen Wohlfahrt. Er besteht in 
der irdischen Wohlfahrt für die Gesamtheit der Staatsbürger, soweit die 
staatliche Gesamtkraft erforderlich wird, um die Bedingungen dieser 
Wohlfahrt zu schaffen, zu erhalten, zu vervollkommnen. Es wäre aber 
ein Irrtum, wollte man in der irdischen Wohlfahrt der Bürger schlechthin, 
ohne jede Beschränkung, den Zweck der staatlichen Gesellschaft er- 
blicken. Vielmehr bedarf es hier einiger Unterscheidungen, um die Sphäre 
des berechtigten staatlichen Wirkens von der Sphäre der privaten Tätig- 
keit richtig trennen zu können. Die unmittelbare und positive Verwirk- 
lichung des Privatwohles der einzelnen Bürger liegt an und für sich 
außerhalb des Bereiches des Staatszweckes. Denn a. jeder ist seines 
Glückes Schmied. Dazu hat der Mensch von Gott Fähigkeiten und Kräfte 
erhalten, um selbsttätig sein Privatwohl zu erreichen. Vom Staate er- 
wartet er Ergänzung seiner Schwäche, aber nicht die Verdrängung seines 
privaten Strebens. b. Tatsächlich könnte auch der Staat die allzu ge- 
waltige Aufgabe, unmittelbar das Privatwohl jedes einzelnen Bürgers zu 
verwirklichen, in befriedigender Weise nicht lösen. c. Schließlich wäre 
es um die bürgerliche Freiheit geschehen, weil die Überwachung des 
ganzen Privatlebens als unabweisbare Folge einer solchen Fürsorge des 
Staates sich ergeben müßte. 

Hat also der Staat fürs allgemeine nicht die Aufgabe, das Wohl der 
einzelnen Bürger durch seine Tätigkeit positiv und unmittelbar selbst zu 
verwirklichen, so wird, da doch anderseits eben die zeitliche Wohlfahrt aller 
Staatsangehörigen das von der Natur ihm vorgesteckte Ziel darstellt, der 
Staatszweck in der mittelbaren Anstrebung, d. i. in der Ermög- 
lichung des allgemeinen Wohles durch soziale Mittel und Einrichtungen 
zu suchen sein. Mit andern Worten: der Zweck der staatlichen 
Gesellschaft besteht in der Herstellung, Bewahrung und 
Vervollkommnung der Gesamtheit jener öffentlichen Be- 
dingungen und Einrichtungen, durch welche allen Gliedern 
des Staates die Möglichkeit geboten und erhalten wird, 
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frei und selbsttätig ihr wahres irdisches Woh] nach Maß- 
gabe ihrer besondern Fähigkeiten und Verhältnisse zu er- 
reichen und das redlich Erworbene zu bewahren!. 

Die bezeichnete „Möglichkeit“ ist das allen Staatsbürgern gemeinsame 
Gut, welches den Sozialzweck des Staates bildet. Spricht man daher von 
der öffentlichen Wohlfahrt als Staatszweck, so will man damit ein 
Doppeltes ausdrücken: a. einmal, daß die Privatwohlfahrt des einzelnen 
fürs allgemeine nicht unmittelbares Produkt der staatlichen Tätigkeit sein 
könne; sodann, b. daß die zeitliche Wohlfahrt, soweit sie den Zweck der 
staatlichen Gesellschaft darstellt, allen Bürgern gemeinsam sei; d. h. keiner 
darf von derselben ausgeschlossen, keiner beim Genuß der gemeinsamen 
Güter bevorzugt werden, es sei denn daß eben der Gesamtheit Wohl 
die Bevorzugung eines Standes oder einer Gruppe von Personen erfordert. 
So wird die öffentliche Wohlfahrt im Verein mit der dem Rahmen des 
Ganzen sich einfügenden Tätigkeit der einzelnen und ihrer Verbände das 
große Mittel, durch welches das Gemeinwohl des gesamten Volkes 
zur tatsächlichen Verwirklichung gelangt. 

Die Ausdrücke „öffentliches Wohl“, „Staatswohl“ u. dgl. sind vom Rationa- 
lismus in einer ganz abstrakten Weise aufgefaßt worden. Das „Staatswohl“ 
wurde dabei förmlich hypostasiert und dem Gesamtwohl der Bürger über- 
geordnet. Das ist eben der alte Irrtum des Absolutismus: die Menschen sind für 
den Staat da und nicht der Staat für die Menschen! Zweifelsohne wird der 
Bürger für den Staat, wenn nötig, Gut und Blut opfern müssen. Daraus ergibt 
sich aber nicht, daß das „Staatswohl® über dem Wohle der Gesamtheit der 
Bürger stehe, sondern, wie gesagt, nur, daß die Erhaltung und das Wohl des 
Staates als eine wesentliche Voraussetzung des Gesamtwohles der Bürger, des 
letzten Zweckes der staatlichen Gesellschaft, zu betrachten sei. 

Das „Staatswohl“ im engeren Sinne als Voraussetzung, die „Öffentliche 
Wohlfahrt“ als Bedingung und Ursache des Gesamtwohles der Bürger und dieses 
bürgerliche Gesamtwohl selbst werden vielfach per modum unius mit dem Aus- 
druck: Gemeinwohl, Gesamtwohl, allgemeines Wohl bezeichnet. Auch werden die 
Worte: öffentliche Wohlfahrt, allgemeine Wohlfahrt, Gemeinwohl usw. nicht selten 
promiscue gebraucht. 


76. Die öffentliche Wohlfahrt als Staatszweck. Ein Zweifaches ist 
in der öffentlichen Wohlfahrt eingeschlossen: Schutz und Hilfe. Auf 
dem natürlichen Bedürfnis des Menschen nach Sicherheit und nach Er- 
gänzung seiner Kraft beruht ja die staatliche Gesellschaft. 

1. Der Staat muß also zunächst die erforderlichen Einrichtungen 
treffen, die ihn in den Stand setzen, um allen Bürgern den notwendigen 
Schutz gewähren zu können. Die tatsächliche Ausübung des Schutzes 
bezieht sich auf jedes einzelne Individuum, jede einzelne Familie, jede 
einzelne Korporation entsprechend dem durch die Verhältnisse gegebenen 


ı Vgl. Cathrein, Moralphilosophie II 489 ff. — H. Pesch, Liberalismus, So- 
alalismus und christliche Gesellschaftsordnung 409. 
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Bedürfnisse. Ohne diesen, den einzelnen Bürgern im Bedürfnisfalle ge- 
währten Schutz ihrer Rechte gäbe es keine Sicherheit und wäre es allen 
unmöglich gemacht, die zeitliche Wohlfahrt zu gewinnen und zu bewahren. 
Würde ferner nicht der einzelnen Ungerechtigkeit entgegengetreten, dann 
müßte notwendig, bei der Macht der menschlichen Leidenschaft, das Ver- 
brechen in einer Weise zunehmen, welche den Fortbestand der staatlichen 
Gesellschaft in Frage stellte. Anderseits darf im Interesse der Ordnung 
und des öffentlichen Friedens den einzelnen Bürgern die gewaltsame Durch- 
setzung ihrer Rechte regelmäßig nicht gestattet werden. 

2. Was aber die Hilfe betrifft, so hat der Staat es hier an und für 
sich unmittelbar mit der Allgemeinheit, nicht mit den Einzelpersonen zu 
tun. Indem der Gesamtheit der Bürger oder ihren Gruppen solche soziale 
Vorteile geboten werden, deren Erreichung nur durch die im Staate ver- 
einigte Kraft möglich ist, kann der einzelne als Glied der Gesellschaft in 
und mit der Gesamtheit an jenen Gütern und Veranstaltungen teilnehmend 
selbsttätig sein Privatwohl positiv verwirklichen. Dem Zwang unter- 
liegt der Gebrauch nur dann, wenn die willkürliche Ausschließung des 
einzelnen von der Benutzung der sozialen Gemeingüter der Gemeinschaft 
selbst zum Schaden gereichen würde. In gewissen Fällen und unter be- 
stimmten Voraussetzungen wird jedoch die direkte und positive Fürsorge auch 
für den einzelnen Bürger zur Pflicht des Staates. Wann und wo z.B. die 
private Wohltätigkeit, wie das heute oft der Fall, nicht mehr ausreichend ist, 
um für alle Hilfsbedürftigen, Kranke, Arme usw. gebührend zu sorgen, 
da muß der Staat mit seinen Mitteln ergänzend eintreten. Das eigene 
Wohl des ganzen Volkes, die Rechtssicherheit, die öffentliche Sittlich- 
keit usw., ganz abgesehen von Gründen der Humanität, lassen es uner- 
träglich erscheinen, daß die Armen und Kranken hilflos oder mit unzu- 
reichender Hilfe ihrem Elend überlassen bleiben. Hier ist der Staat ohne 
Zweifel befugt, die auf dem Besitz ruhende Liebespflicht des Almosens 
in gewissem Sinne und in richtigem Umfange durch sein Gesetz in eine 
positive Rechtspflicht (Leistung der Armensteuer) umzusetzen im Interesse 
des öffentlichen Wohles und auch im Interesse der privaten, einzelnen 
Personen, denen, bei aller Entwicklung der sonstigen öffentlichen Einrich- 
tungen, durch ihr persönliches Unglück die Möglichkeit der Selbstbetätigung 
im Dienste der eigenen Wohlfahrt dauernd oder zeitweilig genommen bleibt. 
Der Staat wird freilich bei der Armenpflege die private Wohltätigkeit, 
wo dieselbe ausreicht, in keiner Weise unterdrücken und verdrängen. 
Auch die beste gemeindliche, provinziale, staatliche Fürsorge kann ja der 
freien Liebestätigkeit nicht entraten. Aus dem Umstande, daß der Staat 
prinzipiell und ursprünglich nur subsidiär, lediglich zur Ergänzung der 
privaten Liebestätigkeit berufen erscheint, folgt unseres Erachtens aber 
nicht, daß nun die öffentliche Armenfürsorge zeitlich immer erst Platz 
greifen dürfe, nachdem die private Fürsorge sich tatsächlich als unzu- 


reichend bereits erwiesen hat. Da die öffentlichen Körper, die über die 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie, L 11 
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Armensteuer, vielleicht noch über die Erträgnisse frommer Stiftungen 
verfügen, in gewissem Sinne als die leistungsfähigsten Repräsentanten der 
ursprünglich auf dem Besitz ruhenden Unterstützungspflichten erscheinen, 
so dürfte es, wie uns scheinen will, keine prinzipielle Schwierigkeit 
bieten, wenn unter Umständen die private Charitas, charitative Vereine 
u. dgl. zunächst die öffentlichen Instanzen zur Hilfeleistung selbst veran- 
lassen, um ihre eigenen Mittel für die immerhin verbleibenden Bedürf- 
nisse zu reservieren. 

3. Die öffentliche Wohlfahrt wird eine allen gemeinsame genannt, 
insofern alle an dem staatlichen Schutz und der staatlichen Hilfe teil- 
nehmen. Damit ist nicht gesagt, daß Schutz und Hilfe nun jedem Bürger 
und jedem Stand in demselben Maße und in derselben Form gewährt 
werden müsse. Bedürfnis und Verdienst der in Betracht kommenden 
Bestandteile des Staates lassen hier Verschiedenheiten zu, gemäß 
den Grundsätzen über die Wahrung der „verteilenden“ Gerechtigkeit. Es 
kann z. B. sein, daß ein Stand vermöge seiner eigenartigen Lebens- 
bedingungen eines höheren Maßes von Rechtsschutz und positiver Für- 
sorge bedarf, um überhaupt in dem gesellschaftlichen Leben die Möglich- 
keit seiner Existenz und einer entsprechenden Wohlfahrt zu finden. Daß 
der Staat für einzelne Stände in besonderer Weise sorgt, widerspricht 
also keineswegs der von uns als Staatszweck bezeichneten allgemeinen 
öffentlichen Wohlfahrt. Im Gegenteil ist nirgendwo besser für das Ge- 
meinwohl gesorgt als dort, wo mit Berücksichtigung der Eigenart der 
verschiedenen Stände den besondern Bedürfnissen aller Stände 
nach Möglichkeit Rechnung getragen und ein gerechter und billiger Aus- 
gleich etwa widerstrebender Interessen herbeigeführt wird. In Anwendung 
dieser Grundsätze hat Leo XII. mit Rücksicht auf den Arbeiterstand 
der Gegenwart den Satz aufgestellt: „Wenn der Staat, wie es seine Pflicht 
ist, zur Hebung der Lage des arbeitenden Standes alles Tunliche ins 
Werk setzt, so fügt er dadurch niemand Nachteil zu; er nützt aber sehr 
der Gesamtheit, die ein offenbares Interesse daran hat, daß ein Stand, 
welcher dem Staate so notwendige Dienste leistet, nicht im Elend seine 
Existenz friste.“ 1 Dieselbe Grundanschauung findet sich in der berühmten 
kaiserlichen Botschaft Wilhelms I. vom 17. November 1881, 
welche den Staatszweck nicht nach den Konzepten der damals noch viel- 
fach herrschenden liberalen Theorie, sondern voll und ganz „auf der 
Grundlage des christlichen Volkslebens“ aufbauen wollte, Schutz und 
positive Fürsorge für den Arbeiterstand in seiner Bedrängnis und Hilf- 
losigkeit forderte und verhieß. 

4. Wenn die neuere Staatslehre von dem Rechts- und Macht- 
zweck einerseits und von dem Kultur- und Wohlfahrtszweck 

ı Enzyklika „Rerum novarum“, offiz. deutsche Ausg. 44 (45) ff. Dieselben An- 


schauungen hatte Bischof v. Ketteler stets verfochten. Vgl. Otto Pfülf 8. J., Bischof 
v. Ketteler III (1899) 297 f. 
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anderseits spricht, so ist damit im allgemeinen der Standpunkt wieder 
gewonnen, welchen die christliche Philosophie stets eingenommen hat. 
Nur kann die enge Verknüpfung des Machtzweckes mit dem Rechtszwecke 
leicht zu einer ungenauen und darum bedenklichen Beurteilung des Ver- 
hältnisses von politischer und bürgerlicher Ordnung Anlaß bieten. Un- 
zweifelhaft bedarf der Staat, um seinen Rechtszweck zu erfüllen, der 
Macht. Ohne Macht wird er die „Fürsorge für das erste aller Gemein- 
bedürfnisse des menschlichen, völkerweisen Zusammenlebens, für die 
Rechtsordnung im Innern des Staates, des Volks und der Volkswirtschaft 
und nach außen, gegen andere Staaten, Völker und Volkswirtschaften‘®! 
nicht in gebührender Weise ausüben können. Aber die Macht verhält 
sich hierbei doch zum Rechtszweck wie das Mittel zum Zweck, und 
darum können Rechtszweck und Machtzweck nicht schlechthin koordiniert 
werden. Auch für den Kultur- und Wohlfahrtszweck (Beseitigung von Hemm- 
nissen der berechtigten individuellen und genossenschaftlichen Tätigkeit, 
Schaffung öffentlicher Einrichtungen und Anstalten u. dgl.) ist die Macht 
des Staates notwendige Voraussetzung. Übertreibungen aber, die mangels 
einer prinzipiellen Schranke leicht zu absolutistischen Mißbräuchen führen 
können, sind unklare Forderungen, wie diese: der Staat müsse mit einer 
Übermacht versehen sein, gegen welche die Macht jedes einzelnen un- 
endlich klein sei?, oder: er müsse das Volk durch strenge Zucht so lange 
üben, bis es die ihm auferlegte Last willig hinnehme3, 


Am weitesten geht Gumplowicz. Er sagt‘: „Der Staat gehört der Macht 
und nicht dem Recht, wiewohl er letzteres schafft, entwickelt und fördert.“ Wenn 
Merkel ® ganz richtig hervorhebt, daß Rechtsfragen keine Fragen nach den Macht- 
verhältnissen streitender Parteien seien, sondern Fragen nach dem Weahrheits- 
gehalte ihrer Behauptungen und nach dem Werte ihrer Ansprüche einem höheren 
Forum gegenüber, so läßt Gumplowicz diese Auffassung etwa für das Gebiet des 
Privatrechts, nicht aber des Staaterechts gelten. Für den Staat gebe es eben 
kein höheres Forum: „Wer Staats- und Privatrecht unter dem Oberbegriff des 
‚Rechtes‘ zusammenfassen will, der kommt aus Zweifeln und Unklarheiten nicht 
heraus und notgedrungen in die mißliche Lage, dem ‚Rechte‘ zulieb sich in 
staaterechtlichen Fragen mit den vitalsten Interessen seines Volkes und Staates 
in Widerspruch zu setzen.“ * Das heißt allerdings ganz klar zur Macht-vor-Recht- 
Politik sich bekennen, die Staatsraison, das Interesse, den Zweck jegliche Mittel 
heiligen lassen, die nur zum Ziele führen. Eine solche der Rechtsüberzeugung 


ı Vgl. Ad. Wagner, Artikel „Staat (in nationalökonomischer Hinsicht)“ im Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften VI? 945. 

» J. G. Fichte, Grundlage des Naturrechts, Ges. Werke III 153. 

s ,asson, Rechtsphilosophie 328. 

* Grundriß der Soziologie (1885) 246. Vgl. auch desselben Verfassers Rechtsstaat 
und Sozialismus (1880). 

5 Artikel „Recht und Macht“ in Schmollers Jahrbüchern. 


° Gumplowicz, Grundriß 240. 
11* 


164 3. Kapitel. Drei Grundpfeiler der Gesellschaftsordnung. 


aller Völker Hohn sprechende Konsequenz beweist die wissenschaftliche Halt- 
losigkeit der Prämissen, von denen Gumplowicz ausgeht. 


5. Auch der Staat muß das private Recht, die wirtschaftliche Selb- 
ständigkeit, die bürgerliche und privatwirtschaftliche Freiheit seiner 
Glieder anerkennen, achten und schonen. Niemals darf vergessen werden, 
daß es sich hierbei um natürliche Rechte der Bürger handelt, die 
nicht nach Willkür und Laune zu beschränken, zu verdrängen, zu 
vernichten sind. Das gilt sowohl von den einzelnen Bürgern als von 
deren Assoziationen. Keine Unterdrückung, sondern Schutz seiner natür- 
lichen Rechte, seiner natürlichen Freiheit und ihrer in sich berech- 
tigten Geltung sucht der Mensch inmitten der staatlichen Gesellschaft. 
Jede unnötige, willkürliche Beschränkung der Freiheit und des privaten 
Rechts verstößt gegen den Zweck des Staates, weil sie die Möglichkeit 
des selbsttätigen Wirkens für das eigene Privatwohl verengt, die private 
Initiative ertötet, die Wohlfahrt der Bürger hemmt, statt sie zu fördern. 
Über der Freiheit aber steht die Ordnung. Das Prinzip der Ordnung 
ist die Gerechtigkeit, und zwar Gerechtigkeit gegen das Ganze der 
Gesellschaft wie gegen jedes einzelne Glied derselben. 

Man kann die Gerechtigkeit, die jedem, was ihm als Recht gebührt, 
zuteilt und beläßt, in eine allgemeine und eine besondere Gerechtigkeit 
einteilen. 


a. Die allgemeine Gerechtigkeit bezieht sich auf die Kommunität, 
den gesellschaftlichen Verband als solchen. Da es insbesondere Sache 
der Gesetzgebung ist, die Handlungen der Bürger in Einklang zu setzen 
mit den Forderungen des Gemeinwohles, so wird diese allgemeine 
Gerechtigkeit auch legale Gerechtigkeit, iustitia legalis, genannt. Sie 
fordert von Haupt und Gliedern der staatlichen Gesellschaft ein solches 
positives oder negatives Verhalten, wie es im Hinblick auf das Gemein- 
wohl des Volkes als der Gesellschaft geschuldet erscheint. Auch wenn 
die positive Rechtsordnung die gleichen Forderungen noch nicht lege 
lata aufgestellt hat, so wird doch schon eine moralische Verpflichtung 
zur betreffenden Handlung oder Unterlassung vorliegen, wo immer das 
fragliche Verhalten als notwendig für das Gemeinwohl klar sich erweist. 
Daß die Verpflichtungen der Staatsgewalt in dieser Hinsicht weiter gehen 
und strenger sind als die der einzelnen Bürger, bedarf kaum einer Er- 
wähnung. 

b. Die besondere Gerechtigkeit im Hinblick auf die einzelnen 
Glieder oder Gruppen umfaßt die verteilende und die ausgleichende Ge- 
rechtigkeit. 


a) Die verteilende Gerechtigkeit, iustitia distributiva, fordert 
von denjenigen, welche die Kommunität repräsentieren, daß sie die 
öffentlichen Güter der Gesellschaft den Bestandteilen der Gesamtheit 
in gebührender Weise und in gebührender Proportion nach Bedeutung, 
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Verdienst, Bedürfnis zuwenden und die auf der persönlichen Beitrags- 
pflicht der Gesellschaftsglieder als solcher (ex iustitia legali) beruhenden 
Lasten in einer der Leistungsfähigkeit entsprechenden Weise verteilen. 

£) Die ausgleichende Gerechtigkeit — „commutativa“ iustitia ge- 
nannt, weil sie vorzüglich im Tauschverkehr zur Geltung kommt — ordnet 
das Verhältnis von Person zu Person und bezieht sich auf alles dasjenige, 
was jeder kraft eigenen Rechtes als das Seinige betrachten und beanspruchen 
kann. Grundgedanke, innerster Kern der kommutativen Gerechtigkeit ist 
ganz allgemein die Vorstellung von einer an sich unverletzlichen indivi- 
duellen Rechtssphäre des Menschen, der Familie oder sonstiger moralischer 
Persönlichkeiten innerhalb des Staates. Man mag den Menschen als Person 
oder als den rechtmäßigen Herrn eines größeren oder geringeren Teiles 
der Naturgüter betrachten, überall erscheint er als Träger einer Gesamtheit 
von Rechten, deren jedes einzelne dem Mitmenschen heilig sein soll, welche 
niemand willkürlich verletzen kann, ohne sich in Widerspruch zu setzen 
mit den Forderungen der ethischen Ordnung. Jene individuelle Rechts- 
sphäre der einzelnen Bürger, Familien, Assoziationen muß innerhalb der 
Gesellschaft anerkannt, einem jeden gegeben und gelassen werden, was 
ihm kraft natürlichen oder erworbenen Rechts gebührt. Das gilt auch 
für den Staat. Sonst kann von einem Gesamtwohle des Volkes keine 
Rede sein. „Weder das Individuum noch die Familie noch die engere 
Familiengruppierung in der Gemeinde (noch die sonstigen Verbände) sind 
dem Staate als bloßes Material zur Verfügung gestellt, um vermittels 
desselben und auf Kosten dieser organischen Bestandteile seine universale 
Macht und Größe als eine selbstzweckliche Herrlichkeit ins unendliche zu 
erhöhen. Der Staat hat den natürlichen Beruf, seine sozialen Bestand- 
teile auf dem Wege öffentlicher Ordnung zu potenzieren, deren inneres, 
wesentliches Interesse zu schützen und zu fördern; aber letzteres in sich 
selbst zu absorbieren, ist er weder berufen noch befugt.“ ! 

Neuerdings spricht man nicht selten von einer sozialen Gerechtig- 
keit?. Der Ausdruck bezeichnet entweder ganz allgemein den Inbegriff 
aller Tugenden, welche innerhalb der Gesellschaft und des gesellschaft- 
lichen Lebens in Übung treten, oder aber speziell die legale Gerechtigkeit, 
die dem gesellschaftlichen Ganzen, dem Gesamtwohle, zukommen läßt, 
was ihm gebührt. Wo immer das Privatrecht mit dem Rechte der Ge- 
samtheit in Widerspruch tritt, muß das Privatrecht dem öffentlichen Rechte, 
als dem höheren Rechte, nach dem Prinzip der Rechtskollision 
weichen, aber auch nicht mehr und nicht weiter, als die Überwindung 
der Kollision es fordert. So kann z. B. die Beseitigung des privaten 
Eigentums an einem Grundstücke u. dgl. durch das öffentliche Wohl ge- 
fordert, die Expropriation insofern als berechtigt erscheinen. Das Ver- 
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bleiben des Wertes, welchen jenes Grundstück darstellt, im Vermögen 
des bisherigen Eigentümers kollidiert dagegen nicht mit dem öffentlichen 
Wohle. Es wird somit dem privaten Eigentümer der volle Ersatz jenes 
Wertes geleistet werden müssen. 


77. Der Staatssozialismus. Prinzipiell gefaßt sind Staatszweck und 
Aufgaben der Staatsgewalt zu allen Zeiten, für alle Wirtschaftsstufen die- 
selben. In ihrer historischen Erscheinung, ihrem konkreten Inhalte nach 
aber werden die Aufgaben und Leistungen des Staates sich anders ge- 
stalten bei der Vorherrschaft der auf Eigenproduktion beruhenden, sich 
selbst genügenden Familienwirtschaft, anders, wenn der wirtschaftliche 
Verkehr immer weitere Kreise zieht, immer mehr über die Einzelwirt- 
schaft hinausgreift, über die Grenzen des Dorfs und der Stadt hinaus 
schließlich das ganze Volk in einer durch vielfache Bande gefestigten wirt- 
schaftlichen Einheit zusammenschließt. Diese geschichtlich wachsende 
Ausdehnung und Komplikation der Staatsaufgaben mag die 
Gefahr einer Überschreitung der rechten Grenzen in sich schließen, aber 
sie steht an sich keineswegs im Widerspruch mit dem naturrechtlichen 
Staatszweck, erscheint vielmehr gerade als die geschichtliche Erfüllung 
dieses Zweckes, entsprechend den wechselnden historischen Bedingungen 
der öffentlichen Wohlfahrt, den von Stufe zu Stufe veränderlichen und 
wachsenden Bedürfnissen nach staatlichem Schutz und staatlicher Hilfe. 
Verwerflicher Staatssozialismus liegt erst dann vor, wenn der 
Staat die privatrechtliche und privatwirtschaftliche Sphäre nicht mehr 
als ein, auch ihm selbst gegenüber, durch natürliche Rechte umhegtes 
Gebiet anerkennen will, durch Rechte, die aller staatlichen Befugnis und 
allem positiven, staatlichen Rechte vorausgehen, die er anerkennen, schützen 
muß, nicht aber verletzen darf. Kurz, das Wesen des Staatssozialismus 
besteht in der prinzipiellen Verneinung und praktischen Gefährdung des 
rechtmäßigen Bestandes der privatwirtschaftlichen Ordnung, letztlich in 
der theoretischen Leugnung bzw. praktischen Mißachtung des natürlichen 
Rechtes, der natürlichen Gerechtigkeit und damit jeder prinzipiellen, natur- 
rechtlichen Schranke der Staatstätigkeit und der Staatswirtschaft. 

Kein Staatssozialısmus ist es also, wenn der Staat die Freiheit der 
Bürger beschränkt, wo der Schutz des Rechtes der Privaten und der Ge- 
samtheit eine solche Beschränkung unzweifelhaft fordert, z. B. durch gesetz- 
liche Regulierung der Privatbetriebe zum Schutze der Rechte der Arbeiter. 
Kein Staatssozialismus ist es, wenn der Staat sich bemüht, einander 
widerstrebende Interessen verschiedener Gruppen oder Klassen nach den 
Forderungen des Gesamtwohles miteinander auszugleichen. Kein Staats- 
sozialismus ist es, wenn der Staat die Bürger auch zu positiven Leistungen 
für die Gesamtheit nach Maßgabe der verteilenden Gerechtigkeit anhält. 
Kein Staatssozialismus wäre es, eine Verstaatlichung von bisher privatem 
Eigentum oder privatwirtschaftlicher Produktion — unter vollem Ersatz 
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des Wertes wohlerworbener Rechte — herbeizuführen, wenn die Ver- 
staatlichung als eine volkswirtschaftliche Notwendigkeit klar erwiesen 
ist, d. h. wenn bei Allgemeinheit eines Bedürfnisses dessen Befriedigung 
auf privatwirtschaftlichem Weg entweder überhaupt nicht oder doch nicht 
ohne Gefährdung und Schädigung des Publikums möglich ist. Staats- 
sozialismus ist es auch noch nicht, wenn der Staat eine Anzahl von Berg- 
werken in eigenen Betrieb übernimmt, um den Bedarf der Staatseisen- 
bahnen an Kohlen zu decken oder um einer künstlichen, monopolistischen 
Preissteigerung auf einem Gebiete von so eminenter Bedeutung entgegen- 
wirken zu können. Kein Staats- oder Gemeindesozialismus ist es, wenn 
die Öffentlichen Körperschaften innerhalb oder in der Nähe des Stadt- 
gebietes in ausgedehntem Maße Grundeigentum erwerben zur Bekämpfung 
einer gemeinschädlichen Betätigung der Privatwirtschaft (Bodenspekulation). 
Ebensowenig kann eine Landgemeinde, die zur Ergänzung der privat- 
wirtschaftlichen Existenz ihrer Glieder Wald, Weide u. dgl. besitzt und 
diesen Besitz vermehrt, sozialistischer Tendenzen beschuldigt werden. 
Aber als Staatssozialısmus müßte es gelten, wenn die Grenzregu- 
lierung zwischen privater und öffentlicher Tätigkeit, privatem und öffent- 
lichem Rechte ganz in das Belieben der Staatsgewalt gestellt, wenn unter 
Berufung auf ein angebliches „Gesetz“ der fortschreitenden Staatstätig- 
keit die private Freiheit und die private Wirtschaft wie ein der freien 
staatlichen Verfügung überantwortetes Material behandelt würde ‘ohne 
Rücksicht auf natürliche und wohlerworbene Rechte, wenn die Freiheit 
und private Wirtschaft in einer Weise beschränkt würden, die durch die 
naturrechtlichen Befugnisse des Staates, durch unabweisbare Forderungen 
der Gerechtigkeit und des Gemeinwohles sich nicht begründen ließen. 
Staatssozialismus ist es insbesondere, wenn die Verstaatlichung nicht 
mehr aus der Natur des einzelnen Wirtschaftszweiges oder durch be- 
sondere Verhältnisse, die seine publizistische Ausgestaltung als eine un- 
abweisbare Notwendigkeit für die Befriedigung der volkswirtschaftlichen 
Bedürfnisse erscheinen lassen, begründet, vielmehr als Mittel zur 
direkten Lösung des Verteilungsproblems angestrebt wird. Für 
Wirtschaftszweige, die sich durch staatliche Verwaltungsorgane über- 
haupt ökonomisch-technisch gut betreiben lassen, ist nach staatssozia- 
listischer Auffassung die grundsätzliche Berechtigung zur Verstaatlichung 
ohne weiteres von selbst gegeben, wie sie auch gegenüber staatlichen 
Monopolisierungen aus finanziellem Interesse eine prinzipielle, rechtliche 
Schranke nicht kennt. „Stillschweigende Voraussetzung des Staats- 
sozialismus ist es“, sagt Cathrein!, „daß es kein vom Staat unabhängiges 
Naturrecht gebe, daß insbesondere das Privateigentumsrecht nur ein posi- 
tives, von der Staatsgewalt gewährtes und deshalb unter Umständen 
widerrufliches Recht sei, und daß Gegenstand der austeilenden Gerechtig- 
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keit nicht bloß die Öffentlichen Güter im Staate, sondern ausnahmslos 
alle Güter im Staate, gleichviel ob private oder Öffentliche, seien, der 
Staat daher die Pflicht habe, zu bewirken, daß jeder nach Maßgabe seiner 
Verdienste Eigentum (Einkommen) besitze.“ Während aber der demo- 
kratische Sozialismus in seiner extremen Form die Vergesellschaftung der 
gesamten Produktion auf einen Zug erstrebt (Katastrophentheorie), fordert 
der Staatssozialismus in der Praxis bloß die allmähliche Verstaatlichung 
von Fall zu Fall e Er will nicht das Privateigentum an den Produktions- 
mitteln auf einmal beseitigen, sondern immer nur so viele Produktions- 
mittel in den direkten Staatsbetrieb übernehmen, wie bei fortschreitender 
großindustrieller Entwicklung zur Ausgleichung der sozialen Gegensätze 
als zweckmäßig erscheinen mag. 


Der Klassiker des modernen deutschen Staatssozialismus ist Karl von 
Rodbertus-Jagetzow. Rodbertus wurde am 12. August 1805 zu Greifswald 
geboren, wo sein Vater als Professor des römischen Rechts wirkte. Er studierte 
Jurisprudenz in Göttingen und Berlin, blieb jedoch nur kurze Zeit im Justizdienste, 
lebte seit 1834 auf dem im pommerschen Kreise Demmin gelegenen Gute Jagetzow, 
nahm lebhaften Anteil am politischen Leben und war 1848 für etwa 14 Tage 
Kultusminister im Kabinett Auerswald-Hansemann. Er starb am 6. Dezember 1875. 
Von seinen Schriften kommen namentlich in Betracht: „Zur Erkenntnis unserer 
staatswirtschaftlichen Zustände“ (1842); Soziale Briefe an v. Kirchmann (1850), 
der 2. und 3. Brief zusammen unter dem Titel: „Zur Beleuchtung der sozialen 
Frage“ (1875), der 4. Brief: „Das Kapital“, aus dem literarischen Nachlaß heraus- 
gegeben von A. Wagner und Th. Kozak (II, 1884); ferner: „Die Handelskrisen 
und die Hypothekennot der Grundbesitzer* (1858); „Zur Erklärung und Abhilfe 
der heutigen Kreditnot des Grundbesitzes“, 2 Bde (1868/69); ferner die Aufsätze 
in Hildebrands Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik II—VIII. Unter 
dem Titel „Rodbertus-Jagetzows sozialökonomische Ansichten“ hat Theophil Kozak 
(1882) eine Zusammenstellung der Lehren Rodbertus’ geboten. Auch die von 
Rudolf Meyer herausgegebenen „Briefe von Rodbertus“ (2 Bde) geben manche 
Aufschlüsse über Rodbertus’ Stellung in der Wissenschaft. 

Rodbertus unterscheidet zwischen „Staat“ im weiteren und engeren Sinne. 
Im weiteren Sinne bezeichnet „Staat“ denjenigen sozialen Körper, der schon eine 
staatliche Organisation besitzt, und zwar den ganzen sozialen Körper dieser Art. 
Im engeren Sinne bedeutet „Staat“ nur einen Teil eines solchen sozialen Körpers, 
nämlich die zentraleren Organe (Staatsgewalt), die dem andern Teile, der „Gesell- 
schaft“, gegenübergestellt werden. „Dieser ebenfalls ‚Staat‘ genannte, nur zentrale 
Teil eines solchen sozialen Körpers verändert sich nun aber nach den verschie- 
denen Entwicklungsstufen des staatlichen Lebens. Er nimmt an Umfang und an 
Wirksamkeit extensiv und intensiv zu. ... Deshalb ist es auch ein vergebliches 
Bemühen, den Bereich des Staates in diesem engeren Sinne von dem der Gesell- 
schaft durch eine ein für allemal gültige Grenze abscheiden zu wollen. Auf jeder 
neuen Entwicklungsstufe überspringt die Geschichte diese Grenze. So ändert sich 
dies staatliche Gebiet im engeren Sinne nicht bloß von Staatenordnung zu Staaten- 
ordnung — auch in jeder der aufeinanderfolgenden Staatenarten wird es ein 
anderes, es ist z. B. innerhalb der antiken Ordnung auf der Entwicklungsstufe 
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der Polis ein anderes gewesen als auf der des Kastenstaates, oder innerhalb des 
germanischen Staates auf seiner bureaukratischen Entwicklungsstufe ein anderes 
als auf seiner ständischen. Also höchstens nur relativ gültig, nur für eine und 
dieselbe Staatenart, z. B. den heutigen Repräsentativstaat, ließen sich Staat und 
Gesellschaft gegenseitig abgrenzen.“ In seiner Rolle als „gesellschaftliche Vor- 
sehung* ?® wird der Staat i. e. 8. durch jede Gefährdung der Kulturentwicklung 
zum Eingreifen genötigt, so durch das, was man heute die soziale Frage nennt. 
Die Maßregeln aber, die Rodbertus hierfür vorschlägt, sind sehr radikale. Sie 
bedeuten eine weitgreifende Einführung des „Systems der Staatsleitung“ mit Rück- 
sicht auf die Verteilung des Nationalprodukts. Hören wir die Begründung. 
„Eigentum (Grund- und Kapitaleigentum)“, sagt Proudhon, „ist Diebstahl, Sklaverei 
Mord. Wenn Grund- und Kapitaleigentum deshalb Diebstahl ist, weil es den 
Produzenten einen Teil ihres Produktwertes raubt, Sklaverei deshalb Mord, weil 
sie den Menschen um seine freie Entwicklungsfähigkeit bringt, so herrscht selbst 
in demokratischen Institutionen, die bei Grund- und Kapitaleigentum auch für 
den Arbeitslohn den ‚freien Verkehr‘ beibehalten, nicht bloß Diebstahl, son- 
dern auch Mord. Denn solange die Arbeiter, sogar in ihrem Produktteile, von 
den Früchten der zunehmenden Produktivität ausgeschlossen sind, werden sie 
auch sicherlich um ihre freie Entwicklungsfähigkeit gebracht. Ihre materielle 
Lage wird mit Gewalt — der Gewalt der Dinge — auf dem Niveau des not- 
wendigen Unterhaltes und ihre moralische und geistige Entwicklung auf dem 
ihrer materiellen Lage festgehalten. Bei freier Konkurrenz für den Arbeitslohn 
besteht auch noch im Grund- und Kapitaleigentum die Sklaverei wesentlich fort.“ ® 
Mit andern Worten: das heutige Grund- und Kapitaleigentum ist nach Rodbertus’ 
Ansicht Diebstahl, Sklaverei, Mord, zunächst weil die gegenwärtige Eigentums- 
ordnung den Arbeitslohn der freien Konkurrenz überantwortet. Ja, wenn „der 
Verkehr in Bezug auf die Verteilung des Nationalproduktes sich selbst überlassen 
bleibt“, dann werden „gewisse, mit der Entwicklung der Gesellschaft verbundene 
Verhältnisse bewirken, daß bei steigender Produktivität der gesellschaftlichen 
Arbeit der Lohn der arbeitenden Klassen ein immer kleinerer Teil des National- 
produktes wird* *. Mit der Ausnutzung neuer Erfindungen, mit den Fortschritten 
der Technik im Maschinenbetriebe wird die Arbeit produktiver, d.h. ein gleiches 
Quantum Arbeit stellt mehr Produkt her als früher. Man sollte erwarten, daß 
dementsprechend auf den Lohn eine verhältnismäßig größere Quote des National- 
produktes entfallen würde. Allein die Arbeiter erhalten überhaupt keine Quote 
des Nationalproduktes, und der Arbeitslohn gilt heute keineswegs als Anteil am 
Produkte. Ihre wirtschaftliche Lage, ihr eigener Hunger und die Leiden ihrer 
Familien zwingen vielmehr die Arbeiter, darauf zu verzichten, daß ihre Arbeit 
nach deren Produktivität und nach der Zunahme dieser Produktivität im Tausche 
vergütet werde. Wo die freie Konkurrenz herrscht, werden sie immer schließlich 
sich bloß mit einer „Quantität Produkt“ begnügen müssen, die „in dem Zeitraum 
eines Arbeiterlebens, in demselben Lande und im Durchschnitt der Jahreszeiten 
so ziemlich eine gleiche Quantität“ 5 bleibt, nämlich soviel, als notwendig ist, den 
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Arbeiter und seine Familie am Leben zu erhalten. Darum betrachtet Rodbertus 
als den eigentlichen Kern der brennenden sozialen Frage, dem Arbeiter eine der 
steigenden Produktivität der Arbeit entsprechende, im Verhältnis mitsteigende 
Quote des Nationalproduktes zu verschaffen. Überläßt man aber die Verteilung 
des Nationalproduktes dem freien Verkehr, dann wird dieses Ziel nie und nimmer 
erreicht, die Quelle von Pauperismus und Handelskrisen nicht verschlossen werden. 
Darum muß der Staat jene Verteilung selbst direkt bestimmen, indem 
er durch ein neues Lohnsystem dem Arbeiter bei Steigerung der nationalen Pro- 
duktivität eine Steigerung seines Einkommens sichert. 

Es ist wohl zu beachten, daß Rodbertus fürs erste das Kapital nicht aller 
seiner bisherigen Funktionen entkleidet. Nur der bisherige Zustand soll beseitigt, 
ein Normalarbeitstag und Normalarbeitslohn eingeführt und das Verhältnis zwischen 
den nationalen Einkommenszweigen: Arbeitslohn, Staatsbedarf und arbeitslosem 
Einkommen (Grundrente und Kapitalgewinn), unmittelbar durch den Staat fest- 
gesetzt werden. Das unmittelbare Eingreifen der Staatsgewalt, die direkte 
Staatsregelung für einen wichtigen Bestandteil des volkswirtschaftlichen Lebens 
ist für Rodbertus aber nur der erste Schritt zur Verdrängung der Volkswirtschaft 
durch die Staatswirtschaft, der Gesellschaft durch den Staat im engeren Sinne. 
Das Privateigentum am Boden und Kapital soll nämlich für die Gegenwart noch 
nicht beseitigt werden. Der „erziehenden Gewalt“, welche Grund- und Kapital- 
eigentum üben, kann die Gesellschaft heute noch nicht entraten. „Die sittliche 
Kraft des Volkes“ ist noch nicht „groß genug, um aus freiem Willen auf dem 
Wege der nationalen Arbeit, das ist des nationalen Fortschrittes, zu beharren, 
ohne daß, wie heute, der Zwang des Grund- und Kapitaleigentums es darauf fest- 
hält und selbst mit der Geißel der Not darauf vorwärtstreibt“*. Die Verstaat- 
lichung eines Erwerbszweiges soll daher heute nur dort stattfinden, wo die Ab- 
stellung eines besonders großen Übels oder die Erzielung eines großen, allgemeinen 
nationalen Vorteils in Frage kommt; so vornehmlich rücksichtlich des Banknoten- 
wesens und der Eisenbahnen, da die Privatbanken die landwirtschaftliche Pro- 
duktion zu wenig berücksichtigen und die Privatbahnen das Frachten versendende 
Publikum schikanieren. Aber heute schon gelten die Grund- und Kapitaleigen- 
tümer Rodbertus als Funktionäre des Staates, der Nation, deren Obereigentum 
am Boden und Kapital von ihm stillschweigend vorausgesetzt wird. „Das Grund- 
und Kapitaleigentum ist zugleich eine Art Amt, das nationalökonomische Funk- 
tionen mit sich führt, Funktionen, die eben darin bestehen, die ökonomische Arbeit 
und die ökonomischen Mittel der Nation dem nationalen Bedürfnis entsprechend 
zu leiten, also diejenigen Funktionen zu üben, die in dem Gesamteigentums- 
zustande durch nationale Beamte geübt werden würden. Die günstigste Seite 
also, die man von diesem Gesichtspunkt aus der Rente, der Grundrente wie dem 
Kapitalgewinn, abgewinnen kann, ist die, daß sie die Gehälter solcher Beamten 
vertritt, daß sie eine Gehaltsform vorstellt, bei welcher der Beamte an der rich- 
tigen Übung seiner Funktionen auch pekuniär stark interessiert ist.“ ® 
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Der zweite Schritt, die Vollendung der Staatswirtschaft, gehört 
der Zukunft an, wenn auch bis dahin „noch mancher Tropfen zum Meere eilen 
wird“! „Wir begreifen freilich in der Wissenschaft auch heute schon unter 
Staatswirtschaft die National- oder Volkswirtschaft so gut wie die Finanzwirtschaft. 
Allein der Form nach ist offenbar nur erst die Finanzwirtschaft allein Staats- 
wirtschaft, hingegen die Volkswirtschaft nur erst eine Quasi-Staatswirtschaft ; 
denn wenn letztere ohne Voraussetzung des Staates gar nicht existieren kann, 
so entzieht ihr doch vorläufig Grund- und Kapitaleigentum diejenigen wesentlichen 
Requisite, die zur Vollendung dieser Form gehören würden. Aber der Geist der 
Geschichte ist bekanntlich ein ‚trefflicher Minierer‘. Indem er uns in der Sprache 
instinktiv einen Begriff (Staatswirtschaft), der schon Ziel und Wesen vollständig 
einschließt, voraus fassen läßt, weist er auch schon allen unsern betreffenden 
Gedanken und Tätigkeiten die Richtung auf dieses Ziel und Wesen an, und wir 
selbst vollführen n wenn auch meist unbewußt .. .. seinen uns in einem bloßen 
Wort diktierten Willen. Diesen Willen zu erkennen und... . immer nur nach 
dem Maße der gegebenen geschichtlichen Voraussetzungen und so schmerzlos für 
die Individuen wie möglich zu verwirklichen, ist Politik, innere Politik, Staats- 
wissenschaft und Staatskunst.“* Wird dieser Zustand dereinst verwirklicht sein, 
dann „erst, bei Kommunismus an Boden und Kapital, ist die Gesell- 
schaft vollständig befreit, sowohl von individuellem wie von gesellschaftlichem 
Despotismus, von der Herrschaft einzelner wie von dem, was die Alltagsmeinung 
im Kommunismus fürchtet... . Nicht der Individualismus, sondern der Sozialis- 
mus schließt die Reihe der Emanzipationen, die mit der Reformation begonnen 
haben. Erst dieser erteilt jenem seine letzte Weihe. Daher bin ich auch der 
Überzeugung .... daß, wenn jemals Recht und Freiheit vollständig auf Erden 
herrschen sollen, die Gesellschaft einem Zustande, wie ich ihn geschildert habe, 
entgegengehen muß. Ich gestehe offen, ich meinerseits glaube an die dereinstige 
Aufhebung des Grund- und Kapitaleigentums. Geschichte, Gegen- 
wart und Wissenschaft haben diesen Glauben gleich sehr in mir begründet.“ ® 
Bekennt sich also Rodbertus in der Tat zum „Sozialismus“, so ist doch nicht 
der sozialdemokratische Zukunftsstaat sein Ideal, er erwartet das Heil von dem 
historisch überlieferten Staate, von einem Cäsar aus dem Hause der Hohen- 
zollern. „Trägt denn nicht heute jeder echte Deutsche das Vollgefühl in der 
Brust, daß, obwohl seine Nation schon einmal in der Weltgeschichte die groß- 
artigste Titelrolle mit Glanz gespielt, sie international und sozial noch dereinst 
zu größeren und größten Dingen berufen ist? International — wenn man den 
Blick von dem Gesamtbilde aller Entwicklungskeime der Gegenwart über das 
‘ weite Gebiet einer wahrscheinlichen, ja indizierten Zukunft schweifen läßt — daß, 
wie einst Alexander an der Spitze der ganzen griechischen Macht seinen ge- 
waltigen Heereszug an den Indus machte, so dereinst, nachdem das Morgenland 
uns alle unsere Kriegskünste abgelernt und sich dann in Wut gegen das Abend- 
land erhoben haben wird, ein deutscher Kaiser an der Spitze der ganzen eu- 
ropäischen Macht seinen weit gewaltigeren Heereszug an den Yangtsekjang wird 
machen müssen? Sozial — daß, wie derselbe Alexander auch den ihm den Weg 
zur Weltherrschaft versperrenden gordischen Knoten durchhieb, ebenso auch 
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wieder ein deutscher Kaiser den die Fortentwicklung und den Eintritt der Ge- 
schichte in eine höhere und vollkommenere Staatenordnung versperrenden Hexen- 
bann der ‚sozialen Frage‘ wird lösen müssen?“ ! Was Rodbertus dabei im Auge 
hat, ist der Absolutismus, wenn nicht der persönliche Absolutismus eines Allein- 
herrschers, so doch der unpersönliche Absolutismus des Staates. Keine historische 
Entwicklung kann aber den Staat jemals berechtigen, die prinzipiellen Schranken 
zu überschreiten, welche das natürliche Recht zum Schütze der persönlichen Frei- 
heit, der wirtschaftlichen Selbständigkeit der Bürger auch dem Staate gegenüber 
aufgerichtet hat °. 

Gegenwärtig gilt Adolf Wagner als Hauptvertreter des Staatssozialismus 
in Deutschland. Allein es ist doch nicht der Staatssozialismus schlechthin, zu 
dem sich Wagner bekennt, sondern, wie er selbst sagt®, „ein Staatssozialismus“, 
es sind „staatssozialistische* Anschauungen bestimmter Art, ein System, das „eine 
vermittelnde Stellung in Theorie und Praxis zwischen... Individualis- 
mus und Sozialismus“ * einnimmt, das also nicht wirklicher Sozialismus, kein 
Staatssozialismus ist, so wie Rodbertus ihn verfochten hat. Man könnte vielleicht 
Bedenken tragen, mit Wagner von einem „Gesetz der wachsenden Ausdehnung 
der ‚öffentlichen‘ bzw. der Staatstätigkeiten bei fortschreitenden Kulturvölkern“ 
zu sprechen ’, selbst wenn dieses „Gesetz“ weniger streng gefaßt als Ausdruck 
von bloßen „Gestaltungstendenzen“ der wirklichen Erscheinungen verstanden 
wird. Würde nämlich eine solche „Gestaltungstendenz“ als „Gesetz“ der fort- 
schreitenden Kulturentwicklung bezeichnet, so deutete das doch wohl zu sehr auf 
einen dauernden kausalen Zusammenhang zwischen Kulturentwicklung einerseits 
und fortschreitender staatlicher Tätigkeit, fortschreitender Ausdehnung der öffent- 
lichen Wirtschaft, fortschreitender Verdrängung der Privatwirtschaft durch gemein- 
wirtschaftliche Formen anderseits hin. Diese Konstanz des ursächlichen Zu- 
sammenhanges vorausgesetzt, würde uns aber die aufsteigende Kulturentwicklung 
schließlich und letztlich mit Notwendigkeit doch in eine sozialistische Gesellschafts- 
ordnung hineinführen, in einen Zustand, welchen Wagner in seinen Vorlesungen 
immer wieder als auf die Dauer unmöglich und des Menschen unwürdig bezeichnet. 
Ihm ist die völlige Beseitigung des Grund- und Kapitaleigentums durchaus nicht 
das Ziel der geschichtlichen Entwicklung, und eben darum schon wird er den 
Fragen der Verstaatlichung viel vorsichtiger, mit größerer Zurückhaltung gegen- 
überstehen als Rodbertus. 

Bereits Dupont-White hatte die These von einer progressiven Staatsinter- 
vention aufgestellt *. Die Zivilisation, sagt Paul Cauwöds”’, bedeutet eben Wachs- 
tum des Lebens. Zu einem intensiveren Leben aber gehören zahlreichere und 

1 Kozak, Rodbertus 192. 

% Über Rodbertus vgl. H. Dietzel, Karl Rodbertus, Darstellung seines Lebens 
und seiner Lehre (1886/1888); G. Adler, Rodbertus, der Begründer des wissenschaft- 
lichen Sozialismus (1883); C. Gerlach, Rodbertus-Jagetzows Lehre von der heutigen 
Verteilung des Nationaleinkommens, in der Beilage zur Allgemeinen Zeitung 1891; 
Emele, Der Sozialismus, Rodbertus-Jagetzow, das Manchestertum und der Staats- 
sozialismus (1885): Historisch-politische Blätter XCI 651; CVIII 63 fi. 

® Grundlegung |], 1, 61. * Ebd. 59. 5 Ebd. III*® (1898) 884. 

6 Vgl. Revue des Deux Mondes, 1. d6cembre 1889. Dupont-White, L’individu 
et l’6tat (1857). 

? Cours d’Economie politique IV ® (1898) 604. 
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stärkere Organe. Auch die Rolle des Staates, der öffentlichen Körper überhaupt 
erweitert sich und nimmt neue Formen an. Je mehr mit fortschreitender Arbeits- 
teilung, mit immer größerer Ausdehnung des Verkehrs usw. die tatsächliche 
Abhängigkeit der Volksgenossen voneinander an Umfang und Intensität wächst, 
bedarf es, wie wir gesehen, eines stärkeren staatlichen Rechtsschutzes und einer 
ausgedehnteren Ergänzung durch öffentliche Einrichtungen. Insofern kann man 
in der Tat von einer progressiven Tätigkeit der öffentlichen Korporationen, des 
Staates, der Provinz, der Gemeinde, der öffentlichen Berufsstände sprechen. Prin- 
zipiell darf aber dabei die Privatwirtschaft von keinem Gebiete verdrängt 
werden, wo ihre Wirksamkeit den Forderungen des Gemeinwohles genügen kann. 
Vielmehr findet eine Beschränkung der Freiheit lediglich nach den Postulaten 
der sozialen Gerechtigkeit, eine Vertretung der privaten durch öffentliche Wirt- 
schaft ausschließlich und allein und nur auf solchen Gebieten statt, wo die un- 
zweifelhafte volkswirtschaftliche Notwendigkeit im Hinblick auf die Gesamtheit 
das Zurücktreten einer unfähigen, für die Bedürfnisse der Volkswirtschaft un- 
geeigneten oder gar schädlichen Privatwirtschaft rechtlich erheischt. Kurz, die 
wachsende Staatstätigkeit gilt uns nicht als ein Gesetz, nicht als eine mit kon- 
stanter Kausalität wirkende Tendenz, sondern lediglich als Mittel zum Zweck, 
selbst beherrscht durch ein höheres Gesetz: das Gemeinwohl des ganzen Volkes, 
welches nur im Falle offenbarer Kollision die Beschränkung der privaten Freiheit 
fordert, das private Interesse unter die öffentlichen Interessen beugt, das Zurück- 
weichen der privaten Wirtschaft vor der öffentlichen Gemeinwirtschaft als nötig 
erscheinen läßt. Aber auch geschichtlich kann es sich stets nur um ein in 
etwa verschiedenes Maß der Zentralisation und Dezentralisation handeln. Die 
volle gemeinwirtschaftliche Zentralization wird keine zukünftige Entwicklung uns 
bringen. Dieselben Faktoren, welche vielleicht der Ausdehnung der gemeinwirt- 
schaftlichen Formen bis heute als günstig erscheinen konnten, setzen jeder das 
rechte Maß überschreitenden Einführung der Gemeinwirtschaft auf die Dauer un- 
übersteigbare Grenzen. Für das große agrarische Gebiet liegt der Fortschritt 
keineswegs in der Richtung der Gemeinwirtschaft. Hier hat die Entwicklung der 
Technik unzweifelhaft einen dezentralisierenden Einfluß ausgeübt. Die intensive 
Wirtschaft spezialisiert und individualisiert sich da und erzielt gerade in kleineren 
und mittleren Betriebseinheiten größere Erfolge als im extensiven Großbetrieb. 
Das haben selbst Sozialisten wie Vollmar, David, Bernstein anerkannt. Aus dem- 
selben Grunde werden die staatlichen Domänen Pächtern zur Bewirtschaftung 
überwiesen, weil eine individuelle, intensive Bewirtschaftung nur so ermöglicht 
wird, nicht aber bei der staatlichen Selbstbewirtschaftung durch Beamte, die an 
schablonenhafte Kontrollvorschriften gebunden wären. Auch in der Industrie gibt 
es Maxima der Produktivität, über welche keine Ausdehnung des Betriebes hinaus- 
reichen kann. Der in seiner Allgemeinheit gewiß richtige Satz, daß die wirt- 
schaftliche Überlegenheit großer Unternehmungen teilweise in den relativ geringeren 
Generalunkosten beruhe, die bei weitem nicht proportional mit der Ausdehnung 
des Betriebes wachsen, darf nicht zu falschen Schlußfolgerungen verleiten. Die 
Leistungsfähigkeit der besten Maschinen hat ihre Grenzen, und die wirtschaftliche 
Möglichkeit einer Steigerung der Produktivität reicht nicht einmal so weit wie 
die technische Möglichkeit. Eine große Fabrik kann unter Umständen weniger 
rationell wirtschaften, ökonomisch unproduktiver sein als eine mittlere und kleine 
Unternehmung. Dazu kommt, daß die noch fortschreitende Kultur vielleicht eher 
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eine Individualisierung der Bedürfnisse erwarten läßt mit Beschränkung genereller 
Bedürfnisse und Befriedigung derselben durch Massenproduktion auf ganz bestimmt 
umgrenzte Gebiete. Irgendwelche Konkurrenz vorausgesetzt, wird der stets etwas 
schwerfällige öffentliche Betrieb im Verhältnis zum Privatbetrieb als minderwertig 
überall da erscheinen, wo das spekulative Moment auf gewerblichem Gebiete in 
den Vordergrund tritt, wo der Betrieb eine leichte Beweglichkeit erheischt, um 
rasch wechselnden Konjunkturen des Marktes sich anzupassen. Schließlich darf 
nicht außer acht gelassen werden, daß trotz der sozial gerichteten Zeit die heute 
herrschenden demokratischen Ideen doch wohl einer zu weit gehenden staatlichen 
Bevormundung (und Verstaatlichung) sich gegenüberstellen würden. 

Noch sei erwähnt, wie Ad. Wagner selbst seinen „Staatssozialismus“ be- 
schränkt: „Die Ausdehnung der Staatstätigkeit ohne Wahl, ‚aus Prinzip‘, auf 
Kosten der privatwirtschaftlichen und zum Teil auch der charitativen und übrigen 
gemeinwirtschaftlichen Tätigkeit“, sagt er', „ist theoretisch falsch und praktisch 
verwerflich.“ Es will uns demnach scheinen, daß Wagner sich tatsächlich weniger 
weit von unserem Standpunkt entfernt, als es der „staatssozialistische“ Name 
seines Systems der Wirtschaftspolitik zunächst vermuten läßt. Er verwirft, wie 
er sagt?, nur „einen schrankenlosen Individualismus, nicht aber einen nach 
sozialen Rücksichten einzuschränkenden®. Als Motiv seiner „staatssozialistischen“ 
Auffassung bezeichnet er ferner, daß sie dem Sozialismus entgegenkommen wolle, 
„weil sie dessen Kritik teilweise für berechtigt und dessen Forderungen in Bezug 
auf die Eigentumsordnung teilweise für erfüllbar und die Erfüllung für erwünscht 
halt“. Mag in letzterer Hinsicht für den einzelnen Fall eine Verschiedenheit der 
Ansichten sich ergeben, im Hinblick auf das erstrebte Ziel freuen wir uns, dem 
allseitig hochverehrten Nationalökonomen beistimmen zu können. Das Motiv, 
welches den Ausgangspunkt seines Systems darstellt, bildet den Kern jeder echt 
sozialen Auffassung: allen Volksgenossen nach Möglichkeit die gesicherten Be- 
dingungen zu verschaffen für eine normale und günstige Entwicklung ihrer geistigen 
und körperlichen Existenz, wobei als wahrer Maßstab fortschreitender Kultur 
insbesondere die materielle, geistige und soziale Hebung gerade der unteren und 
mittleren Klassen zu gelten hat. 


Wenden wir unsere Aufmerksamkeit nunmehr dem andern Bande 
der staatlich-gesellschaftlichen Einheit zu, nachdem wir über den Staats- 
zweck uns genügend unterrichtet haben. 


78. Die Autorität im Staate, als deren Träger die Staatsgewalt er- 
scheint, ist unentbehrlich schon deshalb, weil die Bürger ihre natür- 
liche Freiheit mißbrauchen und dem sozialen Zweck entgegenhandeln 
können. Darum bedarf es eines inneren Prinzips der Einheit, das die 
Bürger zum geordneten Zusammenleben verpflichten und das Verhalten 
der einzelnen mit den Zwecken der Gesamtheit in Einklang setzen kann. 
Wenn aber die Autorität kein bloßes Machtverhältnis sein und nicht 
ausschließlich auf Gewalt sich stützen will, so muß sie theoretisch 
und praktisch anerkennen, daß alle Herrschaft sich ableitet von Gott. 
Diesen Gedanken brachte im Mittelalter die feierliche Krönung und 


! Grundlegung I, 1, 881. 2 Ebd. 59. 
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kirchliche Salbung des germanischen Wahlkönigs zum symbolischen Aus- 
druck. Die Throne erfreuten sich damals größerer Sicherheit als heute. 
Sie hatten das nach dem Zeugnisse Plancks! nicht an letzter Stelle gerade 
dem religiösen und kirchlichen Einflusse zu verdanken. 

Die Aufgabe der Staatsgewalt liegt in der Verwirklichung des 
Staatszweckes. Der Staatszweck begründet ihr Dasein, bezeichnet ihr 
Ziel, umgrenzt ihre Funktionen. Sie soll helfen in allen Fällen, wo die 
öffentliche Wohlfahrt es erheischt und die Kraft der einzelnen Bürger, 
der Familien, der engeren Verbände nicht ausreicht. Sodann soll sie 
jeden Bürger in seinen natürlichen und erworbenen Rechten schützen. 
Aber nicht bloß dem einzelnen Bürger gebührt ihr Schutz; auch die 
Gesamtheit muß gegen solche egoistische Bestrebungen der Gesellschafts- 
glieder beschirmt werden, die unvereinbar sind mit der öffentlichen Wohl- 
fahrt aller, und welche die allgemeine Möglichkeit, zur Privatwohlfahrt 
zu gelangen, in Frage stellen. Den Bürgern anderseits liegt die Pflicht 
ob, zur Erreichung und Bewahrung auch der öffentlichen Wohlfahrt unter 
Leitung und nach den Forderungen der staatlichen Autorität beizutragen, 
einmal weil sie als Glieder einer arbeitsteiligen Gesellschaft die Gemein- 
samkeit der Interessen anerkennen müssen, sodann weil die öffentliche 
Wohlfahrt den natürlichen, d. i. von dem Urheber der Natur, von Gott ge- 
wollten Staatszweck darstellt und somit den Charakter einer allgemeinen 
Vorschrift des natürlichen Rechtes an sich trägt. 


Erläuterungen: 1. Die Staatsgewalt ist also nicht eine der menschlichen 
Willkür überlassene Einrichtung; sie führt sich vielmehr, in sich selbst betrachtet, 
auf den Willen Gottes zurück, wenn auch ihre Verknüpfung mit bestimmten 
Personen und ihre konkrete Ausgestaltung in geschichtlichen Verhältnissen die 
ausreichende Erklärung findet. Treffend bemerkt der hl. Chrysostomus?: „Es 
gibt keine Gewalt, außer von Gott. Was sagst du? Also ist jeder Fürst von 
Gott selbst eingesetzt? Das sage ich nicht. Denn ich rede nicht von jedem 
einzelnen Fürsten, sondern von der Gewalt an sich. Denn daß es eine leitende 
Gewalt gebe und nicht alles aufs Geratewohl und ohne Ordnung geschehe, das, 
sage ich, ist ein Werk der göttlichen Weisheit. Deshalb sagt der hl. Paulus 
nicht: es gibt keinen Fürsten außer von Gott, sondern er spricht von der Gewalt 
selbst, indem er sagt: es gibt keine Gewalt, außer von Gott.“ 

2. Ihrem Wesen nach ist die Staatsgewalt kein Privatrecht und 
keine Summe von Privatrechten (K. L. v. Haller), sondern gehört einer andern 
Sphäre, dem öffentlichen Recht, an. Das Privatrecht dient den Privatinteressen 
des Berechtigten, das öffentliche Recht unmittelbar dem Gemeinwohl ?®. 

8. Der geschichtliche Ursprung der konkreten Staatsgewalt ist 
bei den verschiedenen Staaten verschieden; teils erscheint sie, wie wir sahen, als eine 
Erweiterung der väterlichen und patriarchalischen Gewalt, teils führt sie sich zurück 


! Geschichte der christlichen Gesellschaft II 325. 

2 Homil. 23 in Rom. c. 18, 

® Vgl. S. Thomas, 8. th. 2, 2, q. 42, a. 2 ad 3. Th. Meyer, Institutiones II, 
n. 427. 
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auf Krieg und Kampf, unter Umständen auch auf die Übertragung seitens des Volkes. 
Mit Recht wirft Ferdinand Walter ' den Theologen Bellarmin und Suarez vor, 
daß deren Theorie vom Ursprung der Staatsgewalt „die Übertragung und Zu- 
stimmung des Volkes zum allgemeinen nächsten Rechtstitel für den Besitz der 
Gewalt durch den Fürsten macht, während sie nur eine außerordentlicherweise ein- 
tretende und wirksame Tatsache (designatio personae) ist“. Auch Hergenröther ? 
urteilt in gleichem Sinne: „Es gibt unzweifelhaft Fälle, in denen eine Übertragung 
der Autorität durch das Volk und die Zustimmung desselben der Rechtstitel für den 
Besitz der Gewalt durch den Fürsten ist. Der Fehler der Theorie liegt vorzüg- 
lich darin, daß sie diesen zu dem allgemeinen macht, ihn als den überall und 
stets vorhandenen und geforderten voraussetzt.“ Zu beachten bleibt aber, daß 
auch die genannten Scholastiker in letzter Linie die Autorität auf Gott zurück- 
führen, welcher unmittelbar dieselbe der geeinten Menge verleihe, während das 
Volk die Gewalt auf eine bestimmte Person oder eine Mehrheit von Personen 
übertrage und regelmäßig auch übertragen müsse. Mit der Wahl des Monarchen 
verliert dann das Volk die höchste Gewalt und kann sie nicht wieder beliebig 
an sich ziehen. Diese Lehre unterscheidet sich also wesentlich von der Lehre 
der Volkssouveränität im Sinne der Aufklärungsphilosophie (Rousseau) ?, welche 
im Monarchen nur den absetzbaren Mandatar oder Prokuristen des Volkes erblickte. 

4. Man unterscheidet eine doppelte Staatsform‘: die monarchische 
und die demokratische (republikanische). 

Die Monarchie erscheint geschichtlich wieder in vier Formen. Das heroische 
Königtum: hier stützt sich die Macht des Herrschers auf die Würde seines Ge- 
schlechts und seiner Abstammung (von Zeus bei den hellenischen Königen, von 
Wodan bei den Germanen). Patrimonialstaaten sind solche Staaten, in welchen 
die Staatsgewalt dem Herrscher ausschließlich zusteht, gewissermaßen als Gegen- 
stand eines Eigentumsrechts. Die monarchische Gewalt erscheint dabei als das 
höchste politische Immobiliarrecht, was in dem auf das Land bezogenen Titel der 
europäischen Könige heute noch zum Ausdruck kommt. Die Lehensmonarchie 
beruht auf dem persönlichen Treueverhältnis der mit einem Beneficium bedachten 
Vasallen gegenüber dem Lehensherrn. Die moderne konstitutionelle Monarchie 
sieht in dem Staatsganzen das Höhere, in welchem der Monarch das vornehmste 
Glied ist und Träger der Staatsgewalt mit größerer oder geringerer Beschränkung. 
In der absoluten Monarchie erscheint der Fürst als ausschließlicher und un- 
beschränkter Träger der Staatsgewalt (z. B. in Rußland). Der konstitutionelle 
Monarch ist persönlich unverantwortlich; für Regierungshandlungen tragen die 
Minister die Verantwortung (Gegenzeichnung erforderlich, Auf diese Weise 
bleibt die Regierung an die Gesetze gebunden, während der Monarch keiner 
andern Autorität unterworfen wird. In Bezug auf die Gesetzgebung ist der 
Monarch auf die Zustimmung der Volksvertretung (und diese auf seine Zu- 
stimmung) angewiesen, ohne jedoch sein Ministerium entlassen zu müssen, wenn 
die Majorität der Volksvertretung einen Gesetzentwurf der Regierung zurück- 


ı Naturrecht und Politik 252. 

® Katholische Kirche und christlicher Staat (1872) 472. 

s Vgl. Th. Meyer, Institutiones juris naturalis II, n. 394 ff, insbesondere n. 403; 
V. Cathrein, Moralphilosophie II 456 ff. 

* Vgl. Soziale Revue, I. Jahrg., 320 ff. 
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weist. Das ist der Fall in der Republik. Der Präsident muß das unterlegene 
Ministerium entlassen. Ein Gleiches gilt, wo das republikanische Prinzip der 
Trennung der Gewalten auf den monarchischen Staat vollkommene Anwendung 
gefunden hat, das Parlament Träger der gesetzgebenden Gewalt ist, während dem 
Monarchen nur die Exekutive zusteht (konstitutionalistischer Parlamentarismus, 
z. B. in England). In der absoluten Demokratie findet sich neben dem Repräsen- 
tativsystem noch das sog. Referendum an das Volk zur unmittelbaren Abstimmung 
über wichtige Fragen (z. B. in der Schweiz). 

5. Der politische Absolutismus ist keineswegs auf die Monarchie 
beschränkt. Er findet sich unter verschiedenen Staatsformen überall dort, wo Staat 
und Staatsgewalt kein höheres, von der Stastsgewalt unabhängiges Recht anerkennen. 
Als einziger oder als Hauptzweck erscheint hier der Staat oder der Fürst selbst 
in seiner Macht. Recht und Moral, Religion und Tugend werden diesem Zwecke 
dienstbar gemacht; sie sind Mittel, aber nicht Gesetz für die Politik. So lehrte 
wenigstens Machiavelli (1469—1527), der Erneuerer des antik-heidnischen Ab- 
solutismus in seinem an Lorenzo di Medici gerichteten Buche „Vom Fürsten“. 
Die von jeder Moral unabhängige Staatskunst trägt noch heute den Namen des 
Machiavellismus!. Als theoretische Vertreter des Absolutismus gelten ferner Wilhelm 
Barcley (1546—1605), Alberikus Gentilis (1552—1608) zur Zeit Jakobs I. von 
England, Claudius Salmasius (1558 —1655), Thomas Hobbes (1588—1679). Auch 
Bossuet trat für das unbeschränkte Königtum ein ?, das er jedoch von der Willkür- 
herrschaft unterschied und dem göttlichen Gesetze unterwarf. 


79. Der Staat als moralischer Organismus. Wir können alles über 
Natur, Zweck, Autorität des Staates Gesagte kurz zusammenfassen, indem 
wir eine aus der allgemeinen Sozialtheorie uns bekannte Lehre nunmehr 
auf den Staat als besondere Gesellschaftsform anwenden. 

Die staatliche Gesellschaft ist ein Organismus, eine Verbindung vieler, 
tatsächlich durch die Natur der Verhältnisse und die Verschiedenheit der 
Anlagen, auch rechtlich einander über- und untergeordneter Glieder, die 
durch einen gemeinsamen Zweck und eine eigene Autorität zu einer organi- 
schen Einheit zusammengefaßt werden. Doch ist der Staat kein physischer, 
sondern ein moralischer Organismus. Die Vielheit der den Staat bildenden 
physischen Individuen erscheint hier zu einer realen, aber sittlichen Ein- 
heit durch Autorität und Zweck und sittliche Verpflichtung ver- 
bunden. Der Staat ist somit kein von der Gesamtheit der Staatsglieder 
gesondertes, sich abhebendes oder auch von den einzelnen Individuen 
adäquat geschiedenes Wesen, sondern die Gesamtheit selbst, moralisch 
durch Zweck und Autorität geeint, von den einzelnen Individuen inadäquat 
geschieden, wie das Ganze vom Teil. Nur eine solche moralische Staats- 
einheit wird der Persönlichkeit des Staatsbürgers und dem Staate selbst 
gerecht. Der Mensch geht nicht im Staate auf. Er ist nicht nur Glied 


I Vgl. Weinand, Artikel „Machiavelli* im Staatslexikon der Görres-Gesell- 
schaft III*® 1190 ff. 
2 Bornhak (Geschichte des preußischen Verwaltungsrechts II [1885] 4) findet die Idee 
des Staates „in ihrer Reinheit“ da verkörpert, wo der Fürst alle Gewalt desselben aufsaugt. 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. 1. 12 
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des Staates, nicht nur Teil, sondern ist und bleibt zugleich ein Ganzes, 
Mensch, Person auch im Staate und für den Staat. Der Staat kann daher 
nicht als sein einziger, sein höchster Zweck gelten. Zwar erscheint der 
Bürger dem Ganzen der staatlichen Gesellschaft subordiniert, aber in 
letzter Linie nur deshalb, damit das staatliche Ganze ihm und allen eine 
Hilfe sei zur Verwirklichung der höchsten Zwecke des menschlichen 
Lebens, zur Erlangung und Bewahrung der äußeren Basis für ein höheres 
Streben, die Erreichung des letzten Zieles im Jenseits. 


1. So ist denn auch die Funktion der Autorität im Staate und die 
Funktion der Seele im physischen Organismus wesentlich verschieden. Die Seele ist 
mit der Materie zugleich Prinzip und Träger der Tätigkeit jedes einzelnen belebten 
Teiles des Organismus. Nicht so die Autorität im Staat. Ihr steht an und für sich 
keine direkte Leitung der Tätigkeitdes einzelnen Bürgers zu. 
Sie ist nicht deren Prinzip oder Subjekt. Nur für die Gesamtheit hat die Staats- 
gewalt unmittelbar und positiv zu sorgen. Das private Streben der einzelnen 
Bürger leitet sie bloß indirekt, indem sie dieselben hindert, die Interessen der 
Gesamtheit zu schädigen, und verpflichtet, zum Gemeinwohl beizutragen. 

2. Die „organische Staatslehre“ ist nicht Produkt der Neuzeit, viel- 
mehr findet sich dieselbe schon in der scholastischen Philosophie des Mittel- 
alters, wenigstens der Sache und dem Inhalt nach !. Gierke versuchte in seinem 
berühmten Werke „Das deutsche (renossenschaftsrecht“ ® den Nachweis, daß die 
organische Auffassung dem nationalen deutschen Recht stets eigentümlich gewesen 
sei. Auch Kant hat, trotz seiner individualistischen Staatslehre, eine Analogie 
zwischen Staat und Organismus anerkannt, insofern „jedes Glied im Staat nicht bloß 
Mittel, sondern zugleich auch Zweck sein und, indem es zu der Möglichkeit des Ganzen 
mitwirkt, durch die Idee des Ganzen seiner Stelle und Funktion nach bestimmt 
sein soll“ ®. Desgleichen findet sich die organische Auffassung, wenn auch nicht 
überall völlig abgeklärt, bei den Vertretern der „rechtshistorischen Schule“. 
Mit besonderem Nachdruck und Erfolg trat insbesondere Gierke auch prinzipiell 
für die organische Auffassung ein. Es ist anzuerkennen, daß Gierke von einer 
Übertragung des naturwissenschaftlichen Begriffs des Organismus auf die Staats- und 
Rechtswissenschaft nichts wissen will. Doch hat man an seiner Auffassung früher 
schon getadelt, daß die Selbständigkeit des Staates (der staatlichen Gesellschaft) 
als einer Verbandsperson gegenüber den Menschen wohl zuweilen etwas zu stark 
betont werde *. In Wahrheit kommt dem Staat lediglich gegenüber den einzelnen 
ihn bildenden Elementen juridische Selbständigkeit zu, während er mit der durch 
Zweck und Autorität zu einer realen Einheit der moralischen Ordnung ver- 
bundenen politischen Volksgemeinschaft zusammenfällt. 

8. Noch einmal möge es uns verstattet sein, auf die sog. Machttheorie, 
d. h. jene Lehre zurückzukommen, welche in dem Staate lediglich das Ergebnis 
der tatsächlichen Macht sieht und ihm genau so viele Rechte zuschreibt, als er über 
Macht verfügt. Diese Lehre wurde schon von Spinoza ° vertreten. Auch L. v. Haller, 


ı Vgl. S. Augustinus, De civitate Dei l. 19, c. 17. S. Thomas, S. th. 1, 2. 
q. 105, und De regimine principum. 

» 3 Bde 1868—1881. 5 Kritik der Urteilskraft $ 64, A. 

* Siehe oben 9. 144. 5 In der posthumen Schrift: Tractatus politicus (1677), 
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der durch die entschiedene Zurückweisung der Hobbes-Rousseauschen Natur- 
zustands- und Staatsvertragslehre sich hohe Verdienste erwarb, spricht von einem 
„großen, unzerstörbaren Naturgesetze, daß nur der Überlegene, der Mächtigere 
herrschen soll, ... daß da, wo Macht und Bedürfnis zusammentreffen, ein Ver- 
hältnis entsteht, kraft welchem der ersteren die Herrschaft, dem letzteren die 
Abhängigkeit und Dienstbarkeit zu teil wird, das aber deswegen nicht minder der 
Gerechtigkeit gemäß und zu beiderseitigem Vorteil abgeschlossen ist“ '. Jeden- 
falls ist bei Haller Macht und Recht keineswegs identisch, vielmehr regelt sich 
der Gebrauch der Macht nach den Forderungen der Gerechtigkeit. 

4. Läßt unsere Darlegung den Staat als ein im natürlichen Rechte begründetes 
Verhältnis klar erkennen, so können wir doch Edgar Löning nicht ganz beipflichten, 
wenn er das Wesen des Staates mit der Bezeichnung desselben als eines „realen Rechts- 
verhältnisses zwischen dem Herrscher und Beherrschten®* zu erschöpfen meint. 
Dieses Rechtsverhältnis bildet ein zwar wichtiges Element des Staatsbegriffs als Band 
der Einheit des Staates, stellt aber nicht dessen vollen Inhalt dar. Wer vom „Staat“ 
schlechthin spricht, denkt nicht nur an eine reale Relation zwischen dem Herr- 
scher und dem Beherrschten, sondern an jene natürliche Gesellschaftsform, die 
über die Familie hinaus den Zwecken des menschlichen Lebens in sozialer Weise 
dient. Der „Staat“ schlechthin ist die staatliche Gesellschaft, während der Aus- 
druck „Staatsgewalt“ sich auf das Verhältnis von Herrscher und Beherrschten 
bzw. die oberste staatliche Funktion bezieht und beschränkt. 


Eine allen Anforderungen genügende Definition des Staates hat 
die Wissenschaft bis jetzt nicht gefunden. Möge darum zum Schlusse 
eine Beschreibung dieser wichtigen Institution hier ihre Stelle finden, etwa 
in der Form, wie der verdienstvolle Rechtsphilosoph Theodor Meyer ® die- 
selbe uns darbietet: Der Staat ist eine auf Grund der sittlich- 
sozialen Menschennatur organisch ausgestaltete, durch Zweck 
und Autorität geeinte, Volksgemeinschaft. Oder mit Rück- 
sicht auf die positive christliche Ordnung: Der Staat ist eine auf Grund 
der sittlich-sozialen Menschennatur als derirdische, natür- 
liche Unterbau des Reiches Gottes unter den Menschen or- 
ganisch ausgestaltete Volksgemeinschaft. 

Auf die wirtschaftlichen Funktionen von Staat und Gemeinde werden 
wir in der allgemeinen Volkswirtschaftslehre zurückkommen müssen. 


$ 3. 


Das Privateigentum. 


Literatur: Leo XIII., Enzyklika „Rerum novarum“ vom 15. Mai 1891. — Hitze, 
Kapital und Arbeit und die Reorganisation der Gesellschaft (1880) 99—145. — Th. Meyer, 
Institutiones iuris naturalis II 126—201. — Rösler, Vorlesungen über Volkswirtschaft 
(1878) 75—146. — Wagner, Grundlegung II® (1894) 3 ff 181 ff 197 ff 262 ff 343 ff 
525 ff. — Vermeersch, Quaestiones de iustitia (1901) 187—325 ; ? (1904) 240-329. — 
ı K.L. v. Haller, Restauration der Staatswissenschaft I? 359 473 479. 

2 Artikel „Staat“ im Handwörterbuch der Staatswissenschaften VI? 917. 
8 Institutiones iuris naturalis II 383, A. 
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Van Gestel, Rechten en Plichten van het Kapital, in „Studien“ XXIX 1ff. — Jäger, 
Die Wohnungsfrage II (1902) 84 91 103 ff 120ff 141fl. — v. Hertling, Kleine Schriften 
297 ff 303 ff. — Ratzinger, Volkswirtschaft * 79 bis 152. — Neurath, Nationalöko- 
nomische Vorträge (1902) 123—149. — Die Monographien von Thill, Die Eigentums- 
frage im klassischen Altertum (Programm des großherzoglichen Athenäums zu Luxemburg, 
1892); Walter, Das Eigentum nach der Lehre des hl. Thomas von Aquin und des 
Sozialismus (1895): Castelein, Le Socialisme et le Droit de Propriets (1896); Eberle, 
Grundeigentum, 2 Bde, 1896; Schaub, Die Eigentumslehre nach Thomas von Aquin und 
dem modernen Sozialismus (1898); Maurenbrecher, Thomas von Aquin und das 
Wirtschaftsleben seiner Zeit (1898); Cathrein, Das Privatgrundeigentum und seine 
Gegner ® (1896); Moralphilosophie II* 247 ff; H. Pesch, Das Privateigentum als soziale 
Institution? (1900); Winterstein, Die christliche Lehre vom Erdengut (1898) usw.; 
Walras, Etudes d’6conomie sociale (1896); dazu Jahrbücher für Nationalökonomie, 
IIL Folge XV 90. — Dann die Artikel über „Eigentum und Besitz“ von Stöckl in 
Wetzer u. Weltes Kirchenlexikon IV; von v. Scheel und Stammler im Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften III’; von Neukamp und v. Below („Feldgemein- 
schaft“) in Elsters Wörterbuch der Volkswirtschaft 1; Fr. Walter im Staatslexikon 
der Görres-Gesellschaft II?; v. Below in der Beilage zur Allgemeinen Zeitung: Das 
kurze Leben einer vielgenannten Theorie (Lehre vom Ureigentum) Nr 11 u. 12 (1903); 
Vlieberg, Le socialisme agraire, in Revue sociale catholique (1900). 


80. Begriff. Es erübrigt, an dieser Stelle des Privateigentums als 
einer Institution zu gedenken, welche die weitaus größte Mehrzahl der 
Menschen heute noch als einen Grundpfeiler der gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Ordnung betrachtet. 

Privateigentum im subjektiven Sinne ist das Recht einer Person, 
über körperliche Sachen als über etwas mit Ausschluß aller andern Per- 
sonen ihr Gehöriges verfügen zu dürfen. Im objektiven Sinne ist es die 
Sache selbst, die den Gegenstand jenes Rechtes bildet. 

Wir haben es im folgenden nicht mit irgendwelchem konkreten 
Eigentumsrechte, auch nicht mit bestimmten Einzelheiten der Eigentums- 
ordnung, sondern zunächst lediglich mit der Eigentumsinstitution zu 
tun. Das Eigentum gewinnt innerhalb der Gesellschaft seine höchste prak- 
tische Bedeutung. Mag daher auch schon aus der Betrachtung des mensch- 
lichen Herrschaftsrechtes über die materielle Welt, aus den natürlichen 
Bedürfnissen der Einzelnen und der Familien die Berechtigung des Men- 
schen, Eigentum zu erwerben, sich ergeben, erst die Berücksichtigung der 
Bedürfnisse des gesellschaftlichen Lebens führt zur klaren Erfassung von der 
Notwendigkeit des Privateigentums als einer sozialen Institution. 
Da das Privateigentum zu den wichtigsten Voraussetzungen der Volks- 
wirtschaftslehre gehört, so wird die kurze Darlegung und Beleuchtung 
der verschiedenen Versuche seiner wissenschaftlichen Begründung 
hier nicht umgangen werden können. 


81. Unhaltbare Eigentumstheorien. Die Anhänger der sog. 

1. Legaltheorie haben die Begründung des Privateigentums letzt- 
lich oder lediglich aus dem positiven Rechte des Staates abgeleitet, ohne 
Rücksicht auf das göttliche Sittengesetz, das natürliche Recht. Hierhin ge- 
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hören namentlich Hobbes, Rousseau, Bentham, Montesquieu, I. H. Fichte, 
Trendelenburg, Samter u. a. Nach Robespierre ist Eigentum das Recht eines 
jeden Bürgers, jenen Teil der Güter zu genießen, welcher ihm durch das 
Gesetz garantiert wird. Ebenso urteilten Mirabeau, ferner Tronchet u. a. 

Allein das positive Recht ist nicht das letzte Fundament des Privat- 
eigentums und kann es nicht sein. &. Zunächst fehlt der Legaltheorie jede 
haltbare Begründung. Die Bestimmung der materiellen Güter für den 
Dienst der Menschheit haben diese nicht erst vom Staate erhalten. 
Der Mensch tritt mit natürlichen Rechten ausgestattet in den Staat ein, 
insbesondere mit dem Rechte der Selbsterhaltung, der Vervollkommnung 
und Sicherung des körperlichen Daseins, mit den Rechten, die sich aus 
den natürlichen Zwecken der Familie ergeben. Auch die Notwendigkeit 
des Eigentums für die Kulturentwicklung, für die Ordnung und den Frieden 
in der menschlichen Gesellschaft, verleiht das Staatsgesetz keineswegs 
dem Eigentum, setzt dies vielmehr alles und damit auch die Berech- 
tigung des Privateigentums voraus. Der Staat muß es in seiner Gesetz- 
gebung anerkennen, durch dieselbe aus- und fortbilden, die Eigentums- 
ordnung gestalten, in der Sphäre der physischen Erzwingbarkeit die 
Eigentumsrechte und Eigentumsschranken nach den Forderungen der Ge- 
rechtigkeit und des Gemeinwohles zur Geltung bringen. Aber er schafft 
nicht die Privateigentumsinstitution als solche. b. Es bestätigt diese Auf- 
fassung das allgemeine Rechtsbewußtsein, das Gerechtigkeitsgefühl, dem 
die Legaltheorie widerspricht. Niemand zweifelt, daß z. B. derjenige, der 
herrenloses Material verwendet, um eine Statue anzufertigen, als Eigen- 
tümer seines Werkes gelten müsse. Wem würde es aber dabei einfallen, 
irgendwie an den Staat als an die letzte Quelle jenes Eigentumsrechtes zu 
denken? Im Gegenteil, jedermann empfände es als eine Ungerechtigkeit, 
wenn der Staat durch seine Gesetzgebung einem solchen Eigentum seine An- 
erkennung versagen würde. Unwillkürlich denkt man in dieser Materie an 
eine höhere Rechtsnorm, die das Eigentum eventuell auch gegen den Staat 
schützt. c. Schließlich leistet die Legaltheorie nicht das, was sie leisten will. 
Sie bietet der Eigentumsinstitution keine feste prinzipielle Unterlage. Ist 
wirklich das Staatsgesetz das letzte und tiefste Fundament des Privat- 
eigentums, dann darf das Eigentum ebensowohl durch Menschenwillkür 
beseitigt werden, wie es durch sie geschaffen wurde. Über die Begrün- 
dung durch bloße Zweckmäßigkeitsrücksichten kann man ja sehr ver- 
schiedener Ansicht sein. In der gesetzgebenden Versammlung entscheidet 
die jeweilige Majorität und deren jeweilige Auffassung von Zweckmäßig- 
keit oder Unzweckmäßigkeit. 

2. Die Vertragstheorie, wie sie Hugo Grotius und Pufendorf 
ausgebildet, ist ebenso unhaltbar, wie die Legaltheorie. a. Es fehlt zunächst 
jeder historische Anhaltspunkt, auf welchen die Annahme eines solchen 
Vertrages sich stützen könnte. b. Auch das Rechtsbewußtsein bietet keine 
Begründung der Theorie. Es wurden z. B. unter vielen Streitigkeiten 
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neue Länder, die vordem der Menschheit völlig unbekannt waren, er- 
obert, verteilt. Niemand dachte an die Notwendigkeit eines Vertrages. 
c. Ein ursprünglicher Vertrag der Altvorderen könnte überdies die spä- 
teren Generationen kaum verpflichten. Denn die Teilnahme an den 
Gütern der Welt ist ein Recht, das mit jedem Menschen neu geboren 
wird, beruht nicht auf Rechtsnachfolge in ein fremdes Recht. Darum 
kann der 'eine für den andern nicht rechtsgültig Verzicht leisten. 
d. Auch hier gilt endlich, daß die Theorie nicht leistet, was sie leisten 
will und soll. Sie bietet durchaus keine feste Grundlage für die Eigentums- 
institution. Warum sollte denn die heutige Menschheit sich nicht einmal zu 
einer gründlichen Revision des angeblichen Vertrags entschließen, das Eigen- 
tum vertragsweise abschaffen dürfen, wie es durch Vertrag begründet wurde? 

3. Die absolute Evolutionstheorie weiß genau zu berichten 
über die allerältesten Urzeiten, von den drei Entwicklungsstufen der Jagd 
und Fischerei, Viehzucht, Bodenbestellung, die überall in der gleichen Reihen- 
folge einander gefolgt seien. Dementsprechend habe es zuerst nur Eigentum 
an Bogen und Pfeil, Lanze und Speer gegeben, dann an den Herden, schlie&ß- 
lich erst am Grund und Boden. Die Privateigentumsinstitution beruht 
hiernach also ganz und gar auf der geschichtlichen Entwicklung. 

Was zunächst die Unterscheidung zwischen Jäger- und Fischer-, 
Hirten-, Ackerbauvölkern usw. betrifft, so mag dieselbe immerhin in ge- 
wisser Weise geeignet sein, eine verschiedenartige spezifische Vollkommen- 
heit des wirtschaftlichen Lebens zum Ausdruck zu bringen und nach 
der Art der Produktionsverhältnisse eine gewisse, typische Abstufung der 
ökonomischen Entwicklungsgrade darstellen. Allein die Annahme, daß 
jene Unterscheidungen in dem Sinne historische Wirtschaftsstufen be- 
zeichnen, daß alle Völker dieselben Entwicklungsstadien mit Notwendig- 
keit hätten durchlaufen müssen, kann weder aus direkten Zeugnissen noch 
durch die vergleichende Geschichtsmethode — durch den Rückschluß aus 
den verglichenen Verhältnissen der jetzt am niedrigsten stehenden sog. 
„Naturvölker* auf den allgemeinen Entwicklungsgang der Völker in der 
Urzeit — noch durch irgendwelche Vernunftschlüsse als erwiesen gelten. 
Nach dem Urteile des Ethnographen Vierkandt? gehört jene Lehre „zu 
denjenigen Dingen, die ihr Fortbestehen mehr der Gedankenlosigkeit als 
der inneren Überzeugung verdanken“. Die prähistorische Wissenschaft geht 
bei ihren Darlegungen und Forschungen regelmäßig von der unhaltbaren 
Voraussetzung eines tierähnlichen Urzustandes des menschlichen Ge- 
schlechtes aus und macht sich fort und fort willkürlicher Verallgemeine- 
rungen schuldig. Wenn man auch manche Erscheinungen bei den sog. 
„Naturvölkern“* nicht auf Entartung zurückführen und den Zustand der 
Wildheit nicht als Verwilderung auffassen wollte (Degradationstheorie), so 


ı Vgl. Karl Knies, Die politische Ökonomie (neue Auflage 1883) 364 ff. 
2 Historische Zeitschrift LXXX 95 (Anzeige von E. Hahns „Haustiere*). 
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ist doch die Differenzierung der einzelnen Stämme und Völker zu allen 
Zeiten eine so tiefgreifende gewesen, daß ein allgemeines Entwicklungs- 
schema vom Standpunkt geschichtlicher Auffassung nicht die mindeste 
Wahrscheinlichkeit für sich beanspruchen darf. 


Auch Sombart bemerkt! bezüglich der Annahme eines regelmäßigen Stufen- 
ganges vom Jägervolk über die Nomadenvölker zum Ackerbauvolk: „Neuere 
Untersuchungen haben uns darüber belehrt, daß es sich hier nicht um ein zeit- 
liches Nacheinander, sondern um ein räumliches Nebeneinander handelt. Die 
Ackerbauvölker der heißen Zone waren nie Hirtenvölker und die Nomaden Zentral- 
asiens werden nie Ackerbauer werden; ebenso wie die amerikanischen oder ark- 
tischen ‚Jägervölker‘ weder zum ‚Hirtenvolk‘ noch zum ‚Ackerbauvolk‘ eine Vor- 
stufe bilden.“ 


82. Die Entstehung des privaten Grundeigentums insbesondere. Die Be- 
hauptung, daß zunächst überall nur Privateigentum an Genußmitteln und 
rohen Werkzeugen (Bogen, Pfeil u. dgl.), dann auf der zweiten Stufe auch 
an sonstigen beweglichen Dingen, namentlich an Herden entstanden sei, daß 
hierauf Privateigentum an Grund und Boden aus vorgängigem Kollektiv- 
eigentum sich entwickelt habe, ist ebenfalls mit den konkreten geschicht- 
lichen Verhältnissen in ihrer wechselvollen Mannigfaltigkeit völlig un- 
vereinbar. 


Wäre es zu viel gefordert, wenn man den Darstellungen der urgeschicht- 
lichen Verhältnisse gegenüber wenigstens eine kluge Zurückhaltung und Vorsicht 
empfehlen würde? Ganz richtig charakterisiert Felix Rachfahl? die Unzuver- 
lässigkeit der prähistorischen Forschung, welche „in den Nebel 
hineintaucht, der die Anfänge des menschlichen Kulturlebens bedeckt, um in dem 
ungewissen Dämmerlicht einer trüben Überlieferung die schwankenden Umrisse 
der ältesten Institutionen in Staat, Recht, Gesellschaft und Wirtschaft sich ab- 
zeichnen zu sehen. ... Um zur Konstatierung allgemein gültiger sog. ‚Entwick- 
lungsgesetze‘ oder einer ‚gesetzmäßigen Entwicklung‘ zu gelangen, werden Re- 
sultate, welche die Geschichte eines einzelnen Volkes bietet, vorschnell auf ein 
anderes übertragen. Im wesentlichen sind es Quellen von dreierlei Art, die uns 
für die Aufhellung urgeschichtlicher Probleme zu Gebote stehen: einmal Reste 
früherer Zustände und Einrichtungen, die sich bis in die spätere Zeit hinein er- 
halten haben; sodann schriftliche Aufzeichnungen aus der Feder von Beobachtern, 
die Völkern von höherer Kulturstufe angehören; endlich die Verhältnisse, wie sie 
noch bei den Naturvölkern der Jetztzeit bestehen. Ein so heterogenes Quellen- 
material erfordert aber die sorgfältigste und vorsichtigste Behandlung. Seiner 
Natur nach ist es vieldeutig, und besonders ist man geneigt, aus den Quellen 
der ersten und zweiten Gruppe allzuviel herauszulesen, sowie sie mit Gewaltsam- 
keit und Willkür mit den oft nur auf lückenhaften und unzuverlässigen Beob- 


1 Archiv für soziale Gesetzgebung und Statik XIV (1899) 871; A. 4, mit Hinweis 
auf F. Ratzel, Völkerkunde, namentlich Ernst Grosse, Die Formen der Familie 
und die Formen der Wirtschaft (1896) 25ff; Rich. Hildebrand, Recht und Sitte 
auf den verschiedenen wirtschaftlichen Kulturstufen I (1896) z. B. 43£. 

? Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, III. Folge XIX, Hft 1, 2f 11f. 
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achtungen beruhenden Resultaten der ethnographischen Forschung in Überein- 
stimmung zu bringen. Gerade an solchen Fehlern krankt die Theorie von der 
Entstehung des Grundeigentums in vielen ihrer Teile. ... Halten wir die Quellen- 
kreise abgesondert (Knapp). Hüten wir uns vor unberechtigter und übereilter 
Anwendung der vergleichenden Methode! Vor allem aber müssen wir unser 
Augenmerk darauf richten, daß wir nicht dem Probleme selbst eine allzu all- 
gemeine und ausgedehnte Fassung geben. Denn in Wahrheit zerfällt das allgemeine 
Problem der Entstehung des Grundeigentums, wenn anders man zu sichern Re- 
sultaten gelangen will, in eine Unzahl von Einzelproblemen: es gilt besonders für 
jede Rasse, für jedes Volk die richtige Lösung zu finden“. 


Die ältesten geschichtlichen Nachrichten weisen jedenfalls 
auf feste Ansiedlung und Ackerbau der in der Urheimat des Menschen- 
geschlechts zurückgebliebenen Völker hin (so für die Israeliten, Babylonier, 
Assyrier, Ägypter‘), wie sie auch zeigen, daß nicht nur an beweglichen 
Dingen, sondern ebenfalls am Grund und Boden in der grauen Vorzeit 
bereits Privateigentum bestanden habe. Es ist also vom historischen 
Standpunkt aus jedenfalls sehr gewagt, das Kollektiveigentum am Boden 
als eine Form zu bezeichnen, die bei allen Völkern die notwendige und 
längere Zeit dauernde Durchgangsstufe zum individuellen Privateigentum 
gebildet habe, „das genossenschaftliche Grundeigentum als eine ur- 
geschichtliche Institution von allgemeiner Verbreitung“ 2 darzustellen. 
Was die Stämme betrifft, welche die Urheimat unseres Geschlechtes 
verließen oder in späteren Zeiten durch Völkerwanderungen zum Auf- 
suchen neuer Wohnsitze gezwungen wurden, so dürfte meist die erste 
Okkupation des Ansiedlungsgebietes durch den ganzen Stamm als solchen 
erfolgt sein. In einzelnen Fällen mag auch die Feldgemeinschaft noch 
längere Zeit nach der Ansiedlung, mitunter sogar mit periodischer Neu- 
verteilung des Landes fortbestanden haben ®. Im allgemeinen aber löst 
sich das Kollektiveigentum, wo es sich vorfand, für einen großen 
Teil des Bodens verhältnismäßig schnell in Privateigentum 
auf, zunächst an der Hofstätte, dann auch, je dringender das Bedürfnis 
nach intensiver Wirtschaft sich gestaltete, um so rascher ebenfalls an dem 
übrigen Ackerboden. Es läßt sich ferner nicht ein einziges Beispiel nach- 
weisen, wo innerhalb eines Volkes das Gemeineigentum den Charakter einer 
dauernden und universalen Einrichtung angenommen und doch eine höhere 
Kulturstufe erreicht und behauptet wurde. Diese Tatsache, welche von 
den Evolutionisten nicht bestritten werden kann, legt den Schluß nahe, daß 
gerade in dem Kollektiveigentum ein Hindernis der naturgemäßen Ent- 
wicklung zu höherer Kultur erblickt werden muß, ein Schluß, der in den 


i Dies bezeugen die Forschungen der bedeutendsten Ägyptologen (Birch, Ed. Meyer, 
Maspero, Lenormant) und Assyriologen (George Smith, Oppert, Sayce, Peiser, Straß- 
maier u. a). Man vgl. auch Gn 88, 19. Jos 24, 32. Gn 47, 18 fi 

® H. Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte I (1887) 68 £. 

® W. Roscher, System der Volkswirtschaft II 71. 
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später darzulegenden Gründen für die Notwendigkeit des Privateigentums 
seine Bestätigung und Erklärung finden wird !. 


In dem dritten Teile, der von der besondern Volkswirtschaft handelt, werden 
wir ausführlicher speziell auf das Agrarwesen der alten Deutschen zu 
sprechen kommen. Allein bereits hier möge der Hinweis auf die vernichtende 
Kritik gestattet sein, wie sie ein hervorragender Historiker, Georg v. Below®, 
an der Beweisführung der Evolutionisten neuerdings vollzogen hat. Dem Geschichts- 
forscher bleibt es gewiß nicht verwehrt, Vergleiche anzustellen und Analogieschlüsse 
zu machen. Aber soll die Vergleichung, die historische Analogie, nicht bloß ein 
Hilfsmittel sein, sondern auch das wichtigste Mittel, die vornehmste Methode für die 
geschichtliche Forschung werden? v. Below ist nicht dieser Ansicht. Er begründet 
seine Bedenken gegen eine Überschätzung der vergleichenden Methode gerade durch 
das Schicksal der Lehre vom Ureigentum der Germanen, die bislang als glänzen- 
des Ergebnis jener Methode bezeichnet zu werden pflegte. 

Die Berichte des Cäsar und des Tacitus, die uns allein als unmittelbare Quellen 
über die anfänglichen Zustände bei den alten Germanen zur Verfügung stehen, 
boten der Interpretation viele Schwierigkeiten. Man versuchte daher, mit Ana- 
logien sich zu helfen. Indem aber die Zahl der Analogien vermehrt wurde, kam 
man zu dem Schlusse, das Gemeineigentum am Ackerlande sei ur- 
sprünglich eine allgemeine Erscheinung gewesen. Zunächst war es 
Georg Hanssen, der in den Jahren 1835 und 1837 seine Aufsätze über das 
Agrarwesen der deutschen Vorzeit veröffentlichte. Er begründete seine Anschauung 
vom Gemeineigentum am Ackerlande und von der periodischen Verlosung der Acker- 
teile nicht bloß durch Verwertung der unmittelbaren Nachrichten über die Verhält- 
nisse der alten Deutschen, sondern benutzte überdies zu seiner Beweisführung die 
Analogie späterer dänischer Verhältnisse. Es war hier wenigstens noch ein ger- 
manischer Stamm, der zur Analogie herbeigezogen wurde. v. Sybel? geht schon 
einen Schritt weiter und wählt die Analogien auch aus den Verhältnissen fremder 
Völker, namentlich der Afghanen, der Hochschotten usw. Eine noch größere Rolle 
spielt die Analogie in G. v. Maurers „Einleitung zur Geschichte der Mark-, Hof-, 
Dorf- und Stadtverfassung“ *. Hier wird bereits auf slavische, albanesische, un- 
garische, ebenso auf asiatische, afrikanische, amerikanische Zustände verwiesen. 
Auch Maurer fühlt sich durch diese Analogien in der Annahme bestärkt, daß bei 
den alten Deutschen Gemeineigentum mit periodischer Verteilung bestanden habe. 
Von Maurer schon, mehr aber von Hanssen wird den sog. „Trierer Gehöfer- 
schaften“ ®, d. h. Genossenschaften, welche das Ackerland gemeinsam besitzen und 
nach einem bestimmten Turnus verteilen, eine besondere Bedeutung für die An- 
nahme des ursprünglichen Agrarkommunismus beigemessen. Später verwies man 
dann noch auf die Hauberggenossenschaften im Siegener Lande als ebenfalls 


— —. no — — — 


! Vgl. hierzu unter anderem Robert Pöhlmanns Geschichte des antiken Kom- 
munismus und Sozialismus I (1893) SE 7 £fYff 13 f 15 ff 45 58 ff 78 ff usw. 

3 Das kurze Leben einer vielgenannten Theorie (Über die Lehre vom Ureigentum). 
Beilage zur Allgemeinen Zeitung, Jahrg. 1903, Nr 11 u. 12. 

3 In seinem Werke „Die Entstehung des deutschen Königtums" vom Jahre 1844. 

* 1854. 

5 Siehe darüber Hanssens Untersuchungen in den Abhandlungen der Berliner 
Akademie (1868). 
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bis in die Gegenwart überlieferte Reste des ursprünglichen Gemeineigentums hin. 
Auch für Roscher waren die Siegener Hauberge ein besonders wohlerhal- 
tenes Analogon der alten Feldgemeinschaft. In seinem Aufsatz „Über die Land- 
wirtschaft der ältesten Deutschen“ ' ebenso in der „Nationalökonomik des Acker- 
baues* werden überdies die Verhältnisse des südwestlichen Sibiriens, ferner 
Schottland, Irland, Asien, Amerika zur Analogie herbeigezogen. Im Anschlusse 
an v. Haxthausen* erblickte Roscher in dem russischen „Mir“ ebenfalls einen 
überlieferten Rest aus alten Tagen. So kommt er zu dem Schlusse, „daß sehr viele 
Nationen ihren Ackerbau mit einer Einrichtung begonnen haben, die man füglich 
als Feldgemeinschaft bezeichnen kann“. Henry Maine?’ glaubte schon in dem 
primitiven und allgemeinen Agrarkommunismus ein sicheres Ergebnis der ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft erblicken zu können. Maine war, wie Below meint, 
beeinflußt von dem inzwischen erschienenen Werke E. de Laveleyes: „De la 
propriöte et de ses formes primitives® *. Hier werden in größter Reichhaltigkeit 
aus allen Teilen der Welt Beispiele für die Existenz von Gemeineigentum an 
Grund und Boden aufgeführt, aus dem alten Italien, Peru und China, Mexiko 
und Indien, von den alten Germanen, den Skandinaviern und Arabern. Und zwar 
bestand dieses Gemeineigentum angeblich überall „in derselben Form*. Der Schluß 
istfür den Verfasser dann von selbst gegeben. „Wenn man so diese Einrichtung unter 
allen Himmelsstrichen und bei allen Rassen wiederfindet, so kann man darin eine 
notwendige Entwicklungsphase der Gesellschaft und eine Art von Universal- 
gesetz erblicken, welches in der Bewegung der Grundeigentumsformen vorwaltet.* 
„Seit der Schrift von Laveleye-Bücher“, sagt Below, „wurde die Anschauung, 
daß das Gemeineigentum am Ackerlande, ein notwendiges Durchgangsstadium bei 
allen Völkern, Ureigentum sei, auf längere Zeit ziemlich allgemein herrschend. 
Auch bei den solidesten, vorsichtigsten, scharfsinnigsten Forschern fand sie Ein- 
gang. Als z. B. Brunner im Jahre 1887 den ersten Band seiner ‚Deutschen 
Rechtsgeschichte‘ veröffentlichte, hob er bei der Erörterung der agrarischen Ver- 
hältnisse der alten Germanen hervor: ‚Die vergleichende Rechtswissenschaft stellt 
das genossenschaftliche Grundeigentum als eine urgeschichtliche Institution von 
allgemeiner Verbreitung dar.‘ Und ähnlich sagte R. Schröder in dem in dem- 
selben Jahre erschienenen ersten Halbbande seiner ‚Deutschen Rechtsgeschichte‘: 
‚Unsere Kenntnis der Agrarverhältnisse der deutschen Urzeit beruht teils auf den 
Berichten des Cäsar und Tacitus teils auf Rückschlüssen aus späteren Zuständen 
und auf den Ergebnissen der vergleichenden Rechtswissenschaft‘, wobei er dann 
‚von den drei Stadien, welche die Entwicklung des Grundeigentums bei einem 
Volke erfahrungsgemäß durchzumachen pflegt‘, spricht. In dieser Zeit haben 
wohl die meisten Forscher, die sich mit den hier in Betracht kommenden Fragen 
beschäftigten, jener Theorie gehuldigt.“ Selbstverständlich fand die Lehre von 
einem allgemeinen Urkommunismus bei den Sozialisten lebhafte Zustimmung. 
| Allein der vielgerühmten Theorie war nur ein kurzes Leben 
beschieden. Bald zeigte es sich, daß manche der Beispiele eines ursprüng- 


ı 1858. 

? „Studien über die inneren Zustände Rußlands“, 1847—1852. 

® In „Village Communities in the East and West“ (1872); In „Lectures on the 
early history of institutions“ (1875). 

« (1874) übersetzt von Bücher: „Das Ureigentum“ (1879). 
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lichen Gemeineigentums lediglich aus ganz besondern Umständen verursachte Einzel- 
erscheinungen waren. Russische Forscher und der Deutschrusse Joh. v. Keußler! 
wiesen nach, daß der Gemeindebesitz des russischen Dorfes, der Mir, eine neuzeitliche 
Bildung seit dem 16. Jahrhundert sei. Er entstand unter dem Druck der Leibeigen- 
schaft und der Kopfsteuer. Indem nämlich der Herr der Gemeinde das Grundstück 
überließ, konnte er nun auch die Gemeinde für die Steuern haftbar machen. Man 
hätte auf dieses eine Beispiel verzichten und doch noch an der Theorie von dem 
Ureigentum festhalten können, da es ja sonst an Beispielen nicht fehlte. Nach- 
dem aber Lamprecht in seinem „Deutschen Wirtschaftsleben“ * die Ent- 
stehung der „Trierer Gehöferschaften“ in das 13. Jahrhundert verlegte, und dann 
noch von Philippi’ für die Hauberggenossenschaften des Kreises Siegen un- 
zweifelhaft nachgewiesen wurde, daß sie nicht als Beispiel für ein ursprüngliches 
Gemeineigentum angeführt werden dürften, ließen sich die gegen die Theorie er- 
hobenen Bedenken nicht mehr so leichterhand abweisen. Auch für eine Reihe 
von Beispielen aus Asien ergab sich, daß sie in späterer Zeit, ähnlich wie der 
Mir, entstanden, durch staatlichen oder grundherrlichen Zwang. Die grund- 
besitzende Gemeinde haftet solidarisch für alle Auflagen, und um dieses Ver- 
hältnis herbeizuführen, wird ihr der Grundbesitz übertragen. In seinem Artikel 
über „Feldgemeinschaft“ * hält Meitzen nur noch wenige Beispiele des ur- 
sprünglichen Gemeineigentums fest (Afghanen, Serben, Germanen). Doch bleibt 
es ihm psychologisch wahrscheinlich, daß ursprünglich bei allen Völkern Gemein- 
besitz an den Gemarkungen bestanden habe. Die Arbeiten von R. Hildebrand‘, 
von Wittich®, von Knapp” trugen ein weiteres bei, den Glauben an das all- 
gemeine kommunistische Ureigentum zu erschüttern. Nur wenige Autoren halten 
noch daran fest; so Cunow®. Auch Schmoller ® schreibt dem kollektiven Grund- 
eigentum ein hohes Alter zu. In neuester Zeit wurde schließlich ebenfalls für 
die serbische Zadruga der Beweis erbracht, daß es sich dabei keineswegs um eine 
ursprüngliche Einrichtung handle. Zwei, drei oder vier Generationen einer Familie 
bleiben auch im heutigen Serbien noch manchmal in ungeteiltem Besitz ihrer Liegen- 
schaften. Peisker'° hat aber nachgewiesen, daß die Zadruga sich auf das byzan- 
tinische Steuersystem zurückführe. Unter der Türkenherrschaft ist die byzantinische 
Steuer zur reinen Rauchsteuer geworden, welche, nach alten stabilen Registern 
erhoben, ein möglichst langes Zusammenbleiben der Kinder im väterlichen Hause 
geradezu prämiierte und dadurch zur Bildung großer Hausgenossenschaften führte. 

Beachtenswert sind die Worte, mit denen Below seine Ausführungen schließt: 
„Die vorstehenden Erörterungen habe ich ‚Das kurze Leben einer vielgenannten 
Theorie‘ überschrieben. Damit wollte ich die Vergänglichkeit so mancher, vor- 
zugsweise auf dem Wege der Vergleichung gewonnenen Theorien andeuten. Ge- 
wiß gibt es auch in andern Verhältnissen oft kurzlebige Lehrsätze, einen schnellen 


1 Sein Werk erschien in den Jahren 1876—1887. _* 1886. 
® Vgl. Siegener Urkundenbuch I xvıı f. 

* Im Handwörterbuch der Staatswissenschaften III? 831 ff. 

5 „Recht und Sitte auf den verschiedenen Kulturstufen“ (1896). 
° „Die Grundherrschaft in Nordwestdeutschland* (1896). 

? „Grundherrschaft und Rittertum* (1897). 

® Jn der neuen Ausgabe von Maurers Einleitung. 

®° „Allgemeine Volkswirtschaftslehre" I 372: 

„Zeitschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte* VII. 
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Kreislauf der Ansichten. Aber es scheint mir, daß bei den Theorien, die haupt- 
sächlich auf die Verwertung von Analogien gestützt sind, der Fall besonders jäh, 
der Gegensatz zwischen dem Anspruch auf absolute Geltung und der Art der 
Begründung besonders grell zu sein pflegt.“ 


83. Die gemäßigte Evolutionstheorie. Was Rodbertus vom Staate sagt: 
„Nicht die Schöpfung, sondern die Geschichte hat ihn geschaffen“, das 
kann mit den gleichen Beschränkungen auch auf das Privateigentum an- 
gewendet werden. Und zwar gilt das zunächst von der positiven gesetz- 
lichen Eigentumsordnung, Es hat andere Eigentumsordnungen gegeben, 
und die heutige ist keineswegs so gut, daß wir nicht eine bessere 
wünschen dürften. Insbesondere wird eine weitere Ausdehnung der Gemein- 
wirtschaft, als die liberale Epoche sie kannte, und damit ein viel um- 
fassenderes gemeindliches und staatliches Eigentum wahrscheinlich Ergebnis 
der gegenwärtigen Entwicklung sein. Aber nicht nur die rechtliche Ord- 
nung der Eigentumsverhältnisse und die konkrete Verteilung der Güter im 
Eigentum ändern sich mit der Zeit; auch das Privateigentum als soziale 
Institution hat bei manchen Völkern der Zeit bedurft, um sich einzubürgern. 
Nur eines möchten wir zurückweisen, die Annahme, welche im Eigentum 
ein bloß zufälliges oder willkürliches, auf positives Gesetz, Vertrag, Ge- 
‚walt, rein historische Entwicklung gegründetes Institut erblicken will. Das 
Privateigentum ist in vielfacher Hinsicht ein Produkt der Geschichte, 
aber in seinem wesentlichen Bestande doch ‘ein notwendiges 
Produkt. Schon die Tatsache, daß zu allen Zeiten bei allen Völkern die 
Eigentumsinstitution in geringerem oder größerem Umfange sich vorfindet 
und nur bei den rohesten Stämmen dauernd verkümmert erscheint, läßt 
sich kaum anders als dadurch erklären, daß eben seine vernünftige 
Natur den Menschen zur Einführung und dann zur Bewahrung dieser 
Einrichtung angeleitet hat. Wurde also das Eigentum durch den freien 
Menschen gebildet, so geschah dies doch nicht mit der Freiheit bloßer 
Willkür, sondern (natura duce) mit jener Freiheit, die den Forderungen 
des vernünftigen Menschengeistes und des in ihm sich offenbarenden 
natürlichen Sittengesetzes gehorcht und Folge leistet. Das Eigentum als 
soziale Institution ist daher auch keine bloß vorübergehende Stufe der ge- 
schichtlichen Entwicklung im Verhältnis des Menschen zur Sachenwelt. Es 
wird bleiben und bleiben müssen, so lange der Mensch seiner ver- 
nünftigen Natur gemäß handelt. Davon wollen wir uns nun überzeugen !. 


84. Die Berechtigung des Privateigentums ergibt sich klar und un- 
zweideutig aus der Natur, den natürlichen Rechten des einzelnen Menschen 
und der Familie. 

Erstens: Aus der Natur des einzelnen Menschen, und zwar 
in mehrfacher Weise. 


! Vgl. Enzyklika „Rerum novarum“ Leoes XIII, offizielle (Herdersche) Ausgabe, 
12 (13) £. 
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a. Aus der Pflicht der Selbsterhaltung folgt das Recht der 
Selbsterhaltung und hieraus das Recht auf die Erhaltungsmittel. Diese 
aber sind wenigstens zum Teil von einer solchen natürlichen Beschaffenheit, 
daß sie nicht mehreren zugleich dienen können. Der Mensch muß also 
das Recht haben, andere von dem Besitze und Gebrauche seiner not- 
wendigen Erhaltungsmittel auszuschließen, mit andern Worten, Eigentum 
an denselben erwerben können. Von wo aber leiten die Gründe sich ab, 
die den Menschen nicht nur berechtigen, seinem augenblicklichen Bedarf 
jedesmal zu genügen, sondern auch Vorräte von Gütern aufzuhäufen, ja 
sogar Grund und Boden in Privateigentum zu verwandeln? 

b. Diese Berechtigung ergibt sich aus der Voraussicht ‘und dem 
Vorbedacht als natürlichen Attributen des vernünftigen Menschen. 
Während das Tier mit dem Genusse gegenwärtiger Güter sich begnügen 
muß, erhebt der Mensch sein Haupt über den Strom der Zeit, bemißt 
die Zukunft und deren Forderungen. Er kann seinerseits Rücksicht 
nehmen auf zukünftige Bedürfnisse. Gerade hierin erblickt er einen Vor- 
zug seiner vernünftigen Natur. Es scheint ihm ferner als eine Pflicht der 
Klugheit, für die Zukunft zu sorgen und seine Fähigkeit zur Vervollkomm- 
nung des Lebens zu verwerten. Daher in ihm der mächtige Antrieb, 
alles aufzubieten, um sein zukünftiges Leben der Ungewißheit zu entreißen 
und nach Möglichkeit besser zu gestalten. Wie aber sollte er dies sicherer 
und wirksamer können als durch das Eigentum an einem Vorrate von 
Gütern, der auch zukünftige Bedürfnisse zu decken im stande ist und seine 
Kräfte befreit von dem Zwange, jeden Augenblick um des Lebens Not- 
durft zu ringen? Wie besser als insbesondere durch stabiles Eigen- 
tum an Grund und Boden, dieser nie versiegenden Güterquelle? Wer 
der Früchte des Baumes bedarf, bedarf auch des Baumes, und wer über 
den Baum verfügen will, muß auch über den Boden verfügen, auf dem 
der Baum steht. Soll also dauernd gesorgt sein, so genügt kein vorüber- 
gehender Besitz, und nur derjenige wird die für das Gedeihen der Feld- 
frucht nötige Mühe auf den Acker aufwenden, der durch das Eigentums- 
recht dagegen gesichert bleibt, umsonst Mühe und Zeit verloren zu haben. 
Wenn also der Mensch seiner Vernunft, dem natürlichen Antrieb und 
Verlangen nach Sicherung und Vervollkommnung seines Lebens Folge 
leistet, wenn er einen Vorrat von Gütern sammelt, wenn er das Land 
seinem privaten Eigentum unterwirft, wer wollte ihm die rechtliche Be- 
fugnis dazu abstreiten, so lange er dabei kein fremdes Recht verletzt? 

Einwendungen: In einem offenen Sendschreiben an Papst Leo XIII: „The 
condition of labour“ ', greift Henry George diese Beweisführung, deren sich auch 
der Papst in seiner Enzyklika über die Arbeiterfrage bedient hat, aufs leb- 
hafteste an. George gibt zu, daß Vernunft und Vorbedacht Attribute des Menschen 


i Deutsch von B. Eulenstein unter dem Titel „Zur Erlösung aus sozialer 
Not“ (1898). 
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sind, die ihn über das Tier erheben, ihm den Stempel der Gottähnlichkeit aufdrücken. 
Er bestreitet auch nicht, daß dieser Vorzug der menschlichen Natur mit Not- 
wendigkeit zum Privateigentum an allem führt, was durch menschliche Vernunft 
und Vorbedacht geschaffen wird. „Aber“, so sagt er', „es kann nicht für Ele- 
mente gelten, welche wir dem Vorbedacht und der Vernunft Gottes verdanken.“ 
Solche Dinge — Grund und Boden — sich aneignen wollen, das hieße einen Raub 
begehen an einer freien Gottesgabe, die für alle und nicht für einige wenige be- 
stimmt ist.“ George läßt darum nur ein Privateigentum an dem Produkte der 
menschlichen Arbeit, an den durch Arbeit erzeugten Gütern zu. Er leugnet 
namentlich das Eigentum an Grund und Boden, weil derselbe nicht von Menschen 
erzeugt ist. Diese Auffassung widerspricht sich selbst. Wäre sie richtig, dann gäbe 
es überhaupt kein Eigentum, weil es kein Produkt geben kann, das vom Menschen 
vollständig erzeugt ist. Der Stoff, die Substanz aller Produkte, ist Naturgabe, 
von Gott und nicht vom Menschen erzeugt. Dennoch bezieht sich das Eigentum 
auf die Substanz der Dinge, nicht bloß auf die Form, welche die stoffveredelnde 
Arbeit des Menschen dem Gegenstand verleiht. Die Form als solche, also das vom 
Menschen Erzeugte, kann überhaupt nicht besessen werden ohne Eigentum an dem 
Stoffe selbst. Allein Henry George entgegnet uns?: „Holz verfault, Eisen verrostet, 
Stein verwittert!“ Jene Substanz bleibt nur vorübergehend im Privateigentum, um 
alsbald wieder in das „große Lagerhaus der Natur zurückzukehren“. Doch, was 
soll das? Selbst wenn diese Rückkehr sich noch rascher vollzöge, als es tatsäch- 
lich geschieht, was wäre damit bewiesen? Hat darum, weil das Eigentum nicht 
ewig besteht, kein wahres Eigentum an jenen Substanzen bestanden, an dem 
Stoffe, den nicht der Mensch erzeugte, sondern der eine „freie Gabe Gottes“ ist? 
George verwechselt das Recht des Eigentums und die Dauer desselben. Daraus, 
daß kein Eigentum über unbegrenzte Dauer verfügt, folgt keineswegs, daß das 
Eigentum nicht zu Recht bestehen könne. Schließlich beweist auch der Hinweis 
auf die Sonne, die Luft, die als Gaben Gottes an die Menschheit dem Privat- 
eigentum entzogen seien, in unserer Frage gar nichts. Denn nicht als Gaben 
Gottes, nicht wegen ihres Ursprunges, sondern wegen ihrer Natur bleiben diese 
urfreien Güter dem privaten Eigentum entrückt. 


c. Ein dritter natürlicher Rechtsgrund ergibt sich für die Eigen- 
tumsinstitution aus der Betrachtung der natürlichen Liebe und 
liebenden Fürsorge der Eltern gegenüber ihren Kindern. 
Es ist Pflicht der Eltern, nach bester Kraft für die Erziehung und 
das Glück ihrer Kinder zu sorgen. Zwar kann man es nicht als Pflicht 
jedes Vaters bezeichnen, daß er den Kindern ein Erbe hinterlasse. Wer 
wollte aber bestreiten, daß die natürliche Liebe der Eltern sie von Natur 
aus dazu antreibt, zu wünschen und zu wollen, daß auch die Zukunft 
ihrer Kinder gegen die Wechselfälle des Lebens möglichst sichergestellt 
sei. Dieses Verlangen ist durchaus vernünftig und berechtigt, geradeso 
wie der Wunsch und das Bestreben des Einzelmenschen, seine eigene 
Zukunft zu sichern und zu vervollkommnen. So lange der Erfüllung 
dieses Wunsches und Strebens ein fremdes höheres Recht nicht im Wege 


! The condition of labour 25. 3 A. a. O. 26. 
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steht, wird also auch der Erwerb und die erbliche Hinterlassung von 
Privateigentum an die Kinder als den natürlichen Befugnissen der Eltern 
entsprechend anerkannt werden müssen. Solches Eigentum bildet die 
Unterlage dauernden Wohlstandes der Familie, festigt die Familie selbst 
und kommt so der gesamten Gesellschaft wieder zu gute. 

d. Ein weiterer Rechtsgrund folgt sodann aus dem natürlichen Rechte 
des Menschen an der Frucht seiner Arbeit. Die Natur selbst schafft 
Abhängigkeitsverhältnisse in Familie und Staat; auch die freien Dienst- 
verhältnisse unter Menschen widersprechen nicht der Natur. Wer einem an- 
dern dienstbar ist, der arbeitet, nach Maßgabe seines Dienstverhältnisses, 
für den andern. Die Frucht seiner Arbeit ist der Lohn. Wer aber nicht in 
fremdem Dienste steht, der arbeitet für sich selbst. Die Frucht seiner 
Arbeit ist das Produkt. Doch lediglich in der Voraussetzung der Eigentums- 
institution wird er dieses Produkts froh, wie auch der andere seines Lohnes. 
Nehmen wir nun z. B. an, ein Mensch, der nicht in fremdem Dienste 
steht, schnitze sich einen Pfeil aus herrenlosem Holze. Ein anderer nimmt 
ihm den Pfeil. Das wäre eine Vergewaltigung der Person, eine Ver- 
letzung der natürlichen Freiheit des Menschen, der sich rechtswidrig ge- 
zwungen sähe, für einen andern gearbeitet zu haben. Es wäre ein Raub 
an dem, was der Mensch mit Recht als das Seinige betrachtet. So wird 
das allgemeine Rechtsbewußtsein urteilen. Es verlangt, daß derjenige, 
der nicht für einen andern, sondern für sich selbst gearbeitet hat, Herr 
der Früchte seiner Arbeit bleibe, wenn durch diese Herrschaft ein 
fremdes Recht nicht verletzt wird. Es fordert folgerichtig die Eigentums- 
institution als unentbehrliche Voraussetzung, damit auf diese Weise die 
Früchte der Arbeit dem Menschen dauernd gesichert bleiben. 

Wie die Wirkung der Ursache, so folgt die Frucht der Arbeit als 
rechtmäßiges Eigentum demjenigen, der die Arbeit vollzogen hat. Diesen 
Grundsatz wendet Leo XIII. in der Enzyklika „Rerum novarum“ speziell 
auf das Eigentum am Grund und Boden an, indem er zeigt, daß wenig- 
stens der erste Bebauer die durch Kultivierung dem Lande neu verliehene 
Form als Frucht seiner Arbeit nicht anders denn durch das Eigentum 
am Boden selbst besitzen kann. Er sagt: „Jenes früher wüste Erdreich 
hat doch durch den Fleiß des ersten Bebauers und durch seine kundige 
Behandlung die Gestalt völlig verändert; es ist aus Wildnis fruchtbares 
Ackerfeld, aus verlorener Öde ein ergiebiger Boden geworden. Was dem 
Boden diese neue Form verliehen, das ist derart mit ihm selbst eins, daß 
es großenteils unmöglich von ihm zu trennen ist.“ Auf den ersten Be- 
bauer herrenlosen Landes wird hier Bezug genommen, weil es sich um 
die ganz allgemein gehaltene Begründung der Eigentumsinstitution als 
solcher handelt. Mit Rücksicht auf den Bebauer fremden Bodens wäre 
es ja nicht ausgeschlossen, daß ihm für etwaige Meliorationen von dem 
andern Ersatz geleistet wird, ein Verhältnis, das aber eben auch wieder 
das Eigentum voraussetzt. 
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Einwendungen von agrarkommunistischer Seite: Wiederholt sagten wir in 
unserer Beweisführung: der Mensch erscheine zur Erwerbung des Eigentums be- 
rechtigt, sofern dadurch kein fremdes Recht verletzt werde. Henry George meint 
nun, durch Privateigentum am Grund und Boden werde stets ein fremdes Recht 
verletzt, da die Erde, das Land für alle Menschen in gleicher Weise bestimmt 
sei. Zur Erläuterung bedient er sich eines Vergleichs ': Ein Vater hinterläßt 
mehreren Kindern ein Landgut. Der älteste Sohn nimmt es ganz in Besitz, meint 
aber dadurch kein Unrecht zu begehen, da er seine Brüder ja für sich arbeiten 
läßt und ihnen den Unterhalt als Lohn gewährt. Die Grundeigentümer gleichen 
dem ältesten Sohne und enthalten den Brüdern ihr Erbteil vor. Offenbar handelt 
es sich hier jedoch um ganz verschiedene Dinge. Sobald die Erbschaft den 
Kindern deferiert ist, haben sie ein Recht auf eine bestimmte, an und für sich 
gleiche Quote des Vermögens. Der älteste Bruder beraubt sie also eines wohl- 
erworbenen Rechts. Der allgemeine Rechtsgrund des Eigentums dagegen stellt 
noch keinen Rechtstitel, keinen konkreten Erwerbsgrund bezüglich irgend einer 
individuellen, rechtlich erworbenen Sache oder Quote dar. Aber „der ältere 
Bruder“ nimmt doch alles für sich? Henry George irrt hierin. Er hat die erste 
Besitzergreifung in ganz verfehlter Weise aufgefaßt oder dargestellt. Das zeigt 
sein bekannter Vergleich zwischen der Menschheit und einer Karawane, welche 
in die Wüste zieht. Einige unternehmende Teilnehmer eilen den übrigen voraus, 
nehmen die Oasen in Besitz und spenden dann den Durstigen nur gegen Zahlung 
einen Trunk Wassers. Oder auch: Jemand läuft in das Theater, okkupiert alle 
Sitzplätze für sich und tritt sie bloß gegen Entgelt an andere ab. Der Irrtum 
liegt auf der Hand. Wer zuerst im Theater erscheint, hat nicht die Befugnis, 
alle andern von den Plätzen auszuschließen. Aber ihm steht das unzweifelhafte 
Recht zu, sich einen Platz zu wählen, und indem er von demselben jeden andern 
ausschließt, fügt er niemand ein Unrecht zu. Wer die Schilderungen bei Henry 
George liest, der sollte meinen, daß nur wenige Personen (wie es etwa in eng- 
lischen und amerikanischen Großstädten heute teilweise der Fall) alle andern vom 
Besitze des Bodens ausgeschlossen. Die erste Besitzergreifung hat sich indes 
auf einer viel breiteren Basis vollzogen. Menschen in unberechenbarer Zahl 
konnten Landeigentum erwerben. Bis heute sind noch weite Länderstrecken nicht 
aufgeteilt. Auch sitzen die ersten Besitzergreifer nicht mehr auf ihrer Scholle, 
um diese gegen die „nächstgeborenen Menschen“ zu verteidigen. Wenn die „Nächst- 
geborenen“ herangewachsen sind, sterben die Alten. Generationen folgen auf 
Generationen im Eigentum. Oft ist für die später Geborenen durch das Erb- 
recht usw. besser gesorgt wie für die ersten Ansiedler durch die ursprüngliche 
allgemeine Okkupationsfreiheit. 

Die Bestimmung der Güter der Welt für die „Menschheit“ bleibt auch für 
uns außer Frage. Aber sie führt nicht zu dem Einwande, der privaten Aneignung 
stehe das Recht der Gesamtheit gegenüber. Die Güter sind für die Mensch- 
heit als Gattung bestimmt; jeder, der zur menschlichen Gattung gehört, 
hat das Recht, was er an Gütern bedarf, zu erwerben. Dieses dem Menschen an- 
geborene persönliche Recht ist so stark, daß es im Falle der äußersten Not (nach 
dem Prinzip der Rechtskollision) sogar die Befugnis einschließt, bereits von andern 


! The condition of labour 28 £. 
® A. a. 0. 29f. Auch Progress and Poverty 247 f. 
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erworbenes Eigentum zur Erhaltung des eigenen Lebens zu nehmen. Aber die 
Menschheit ist nicht als Kollektivum Eigentümerin der Welt. 
Die Einweisung des Menschengeschlechts in den Besitz der Welt schuf nicht 
unmittelbar ein aktuelles Eigentum der Gesamtheit der Menschen (positive Güter- 
gemeinschaft), eröffnete vielmehr nur für alle die rechtliche Möglichkeit, Eigentum 
zu erwerben (negative Gütergemeinschaft). 


Andere Formulierungen der Beweisgründe. Es erübrigt noch die Er- 
wähnung einiger Eigentumstheorien, die sich mit der oben dargelegten 
Begründung teilweise berühren, in ihrer besondern Formulierung aber als 
unzulänglich erscheinen dürften. So hat man z. B. das Privateigentum 
allein aus der Persönlichkeit des Menschen abzuleiten versucht und als 
notwendige Ergänzung derselben, als „das Werk des individuellen Lebens, 
gewissermaßen die Erweiterung des leiblichen Daseins der Individuen* ! 
bezeichnet. Der Gedanke ist nicht unrichtig, aber zu allgemein und un- 
zureichend. Er bedarf noch der näheren Bestimmung aus den individuellen 
und besonders den sozialen Bedürfnissen des Menschen, um wirklich beweis- 
kräftig zu werden, und überdies um jeder individualistischen Auffassung 
fern zu bleiben (das Eigentum als „verlängertes Ego*). 

Desgleichen kann auch die Arbeitstheorie (Locke u. a.), welche 
das Eigentum ausschließlich auf das Recht des Menschen an der Frucht, 
dem Produkt seiner Arbeit zurückführt, für sich allein nicht genügen. 
Gewiß hat der Mensch ein natürliches Recht auf die Früchte seiner Arbeit; 
unter Umständen, wenn der arbeitende Mensch einer herrenlosen Sache 
gegenüberstand, ist die Arbeit für ihn auch Erwerbstitel. Man darf sogar, 
wie oben geschehen ist, die Arbeitstheorie insofern als indirekten Beweis 
für die Notwendigkeit des Privateigentums gelten lassen, weil nur in der 
Voraussetzung der Institution des Privateigentums der Mensch die Früchte 
seiner Arbeit genießen kann. Allein als direkter und zugleich einziger 
Beweis oder als Hauptbeweis für die Berechtigung und Notwendigkeit 
der Eigentumsinstitution reicht die Arbeitstheorie nicht aus. Das Eigentum 
erstreckt sich nicht bloß auf die dem Gegenstande durch die Arbeit mit- 
geteilte Form, sondern ergreift die Substanz der Sache selbst. Ist die 
Arbeit gering, so bleibt es unverständlich, wie eine so kleine Veränderung 
eines vielleicht in sich wertvollen Gegenstandes allein durch sich selbst 
das Eigentumsrecht dem Arbeitenden erwerben sollte. Vollzieht aber die 
Arbeit eine substantielle Veränderung der Sache, handelt es sich um 
eigentliche durchgreifonde Verarbeitung, so erscheint die Arbeit regelmäßig 
schon als Ausübung der Herrschaftsbefugnis über die Sache. 

Die Okkupationstheorie, welche das Privateigentum auf den 
Willensakt dessen, der die Sache zuerst in Besitz nahm, zurückführt, 
verwechselt den Eigentumserwerb mit der Eigentumsinstitution. 


ı Bluntschli, Allgemeines Staatsrecht I 194. Vgl. auch Stahl, Rechtsphilo- 
sophie II 351; Ahrens in seinem Naturrecht II, 8 64 fl. Darüber Th. Meyer, In- 
stitutiones iuris naturalis II 179. 

Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. 1. 13 
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Die heute vielfach beliebte Erklärung des Eigentums aus der Rechts- 
entwicklung und aus seiner Zweckmäßigkeit (historisch-ökonomische 
Theorie) deckt sich sachlich mit der von uns vertretenen gemäßigten 
Evolutionstheorie. Nur insofern weisen wir dieselbe zurück, insofern sie 
den Zusammenhang mit der naturrechtlichen Begründung des Privat- 
eigentums verliert und die Eigentumeinstitution etwa lediglich vom Stand- 
punkte eines positivistischen Historismus und Utilitarismus aus recht- 
fertigen wollte. 

Das geleitet uns zum zweiten Teile unserer Beweisführung: zur Not- 
wendigkeit des Privateigentums im Hinblick auf das Leben der Menschen 
innerhalb der staatlichen Gesellschaft. 


85. Die gesellschaftliche Notwendigkeit des Privateigentums erhellt 
vorerst aus seiner Beziehung zum geistigen und sittlichen 
Fortschritt eines Volkes. Die Möglichkeit, etwas sein eigen zu nennen, 
macht arbeitsam und sparsam. Das Eigentum befähigt den Besitzenden, 
der Armut zu helfen und stärkt hierdurch die sozialen Bande, welche 
die Menschen miteinander verknüpfen. Es gewährt ein befriedigendes 
Gefühl von Freiheit und Unabhängigkeit, von berechtigter Selbstachtung 
für diejenigen, welche durch Fleiß sich Güter erwarben. Kunst und 
Wissenschaft gedeihen wenigstens in größerem Umfange nur dort, wo 
der Besitz reicherer Mittel die freie Ausbildung natürlicher Anlagen ge- 
stattet, und die Aussicht auf eine materiell bevorzugte Stellung in der 
Gesellschaft dem Verdienste sich eröffnet. 

Mehr noch hängt der materielle Fortschritt von der Institution 
des Privateigentums ab. Denken wir einmal, es wäre das Privateigentum 
an Grund und Boden, an Bergwerken, Fabriken, Maschinen und sonstigen 
Werkzeugen beseitigt. Was würde die Folge sein? Alle Menschen wären 
dann in sozialer und ökonomischer Hinsicht gleich, d. h. gleich arm. 
Keinem würde für die Betätigung größeren Fleißes, für die Geltend- 
machung einer höheren natürlichen Begabung ein entsprechend bedeuten- 
derer Gewinn in Aussicht stehen als dem Faulen und wenig Begabten. 
Man verkennt die Macht der psychologischen Kräfte, die Bedingtheit 
aller Tätigkeiten durch das Motiv, wEnn man dort noch an materiellen 
Fortschritt glaubt, wo gerade die hierfür am meisten wirksamen, ja ent- 
scheidenden Triebfedern eines intensiven wirtschaftlichen Handelns völlig 
fehlen. Nur wenn das eigene Erwerbsinteresse mit in Frage kommt, 
versteht sich die große Zahl der Menschen zu gesteigerten Kraft- 
anstrengungen. Nimmt man dem Erwerbsverlangen jede Hoffnung auf 
volle Befriedigung, dann ist es aus mit der Schaffensfreudigkeit, mit dem 
tatkräftigen, ausdauernden Fleiße, mit jeder höheren Anspannung der 
Kräfte. Unerläßlich für die Entwicklung der materiellen Kultur ist ferner 


! Vgl. Neurath, Nationalökonomische Vorträge (1902) 123 ff. 
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die Erhaltung und Vervollkommnung der Arbeitsmittel. Wenn es heute 
schon einer besondern Sorgfalt bedarf, zu verhindern, daß in der Fabrik 
mit den Rohstoffen, Werkzeugen, Maschinen leichtfertig umgegangen werde, 
dann würde nach Einführung des Kollektiveigentums der Gesellschaft an 
den Arbeitsmitteln, sogar bei tyrannisch durchgeführter Aufsicht, ganz 
von selbst schließlich eine wahre Schleuderwirtschaft Platz greifen. Ander- 
seits würde die Majorität der Bevölkerung kaum je so leicht bereit sein, 
zum Zweck der ersten Einführung technischer Verbesserungen ihr Arbeits- 
pensum sich erhöhen zu lassen. 

Die gesellschaftliche Ordnung, Glück und Frieden im sozialen 
Leben ist nicht minder wesentlich durch die Institution des Privateigentums 
bedingt. 1. Die Verteilung der Berufe, die in einer auf Privateigentum an 
den Produktionsmitteln begründeten Gesellschaft sich im Anschluß an die 
ererbten Verhältnisse relativ leicht vollzieht, müßte in einer Gesellschaft 
ohne Privateigentum in autoritativer Weise, von oben herab geschehen, 
wenn alle Berufe in ausreichendem Maße besetzt sein sollen. Das wäre 
aber eine nie versiegende Quelle großer Unzufriedenheit, da der Mensch 
nur zu geneigt ist, sich höher einzuschätzen, als seinen Talenten und seiner 
Leistungsfähigkeit entspricht. Dabei haben wir noch gänzlich davon ab- 
gesehen, daß bei einer solchen Austeilung der Berufe ebenfalls Täuschung, 
Irrtum, Willkür gar zu leicht in verhängnisvoller Weise Platz greifen 
könnten. 2. Es wäre ferner eine völlig unhaltbare Voraussetzung, wenn man 
annehmen wollte, der ganze Produktionsprozeß würde sich in einer solchen 
Gesellschaft ohne Privateigentum an den Produktionsmitteln wie von selbst 
vollziehen, sofern nur die materiellen Arbeiter vorhanden wären. Weit 
entfernt, auch da müßte eine Leitung des Produktionsprozesses wirksam 
sein und die Arbeiten, welche heute der Eigentümer der Produktionsmittel 
als Unternehmer für die Güterbildung und Güterverwendung vollzieht oder 
durch geeignete Personen vollziehen läßt, könnten auch in der andern 
Gesellschaft nur von Leuten übernommen werden, deren Vorbildung, In- 
telligenz, Geschicklichkeit sie für einen solchen Posten befähigte. Heute 
erledigt sich diese Frage der Leitung der Produktion und Verwendung der 
Kräfte ohne allzu große Schwierigkeit. Würde aber die Bestellung und 
Durchführung dieser Leitung in einer absolut demokratischen Gesellschaft 
eigentumsloser und dadurch auch ökonomisch Gleichgestellter nicht zu den 
größten Schwierigkeiten, Mißhelligkeiten, Insubordination, Unzufriedenheit 
führen müssen ? Die Gesamtlage würde den einmal erregten Elementen um 
so unerträglicher erscheinen, da sie ihrem „Herrn“ -— der „Gesellschaft“ 
und deren Organen — völlig überantwortet wären. Heute ist der Arbeiter 
doch wenigstens noch Kontrahent im Verhältnis zum Arbeitgeber. Er 
kann, wenn auch mit den größten Opfern vielleicht, einen andern Arbeit- 
geber aufsuchen. Der „Gesellschaft“ als einzigen Arbeitgeberin aber würde 
der einzelne Arbeiter schlechthin unterworfen sein und sich bedingungs- 


los unterwerfen müssen, wenn es ihm nicht gelänge, in siegreichen Fak- 
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tionen und Revolutionen das herrschende Regime wiederum zu stürzen. 
3. Schließlich birgt auch die Verteilung der Produkte unüberwindliche 
Schwierigkeiten für eine solche Gesellschaft in sich. Eine gewisse Kon- 
sumfreiheit müßte bestehen, denn die quantitative und qualitative Zu- 
messung von Gütern an die einzelnen durch eine gesellschaftliche Autorität 
erscheint ja auf den ersten Blick als Knechtschaft und Sklaverei. Soll 
aber diese Konsumfreiheit eine unbegrenzte sein? und wenn nicht, wer 
setzt die Grenzen? Will man sich vielleicht mit einem Taxsystem helfen? 
In eng begrenztem Umfange sind Taxen möglich, aber auch für den 
ganzen Bedarf einer großen Gesellschaft? Und wer wiederum soll sie 
festsetzen, so daß alle damit zufrieden wären? Das sind Bedenken, die 
in der Theorie schon groß erscheinen, in der Praxis aber gar bald das 
gewaltsame Ende einer solchen Gesellschaftsform herbeiführen dürften. 


Einwendungen. Man sagt 1. auch das Privateigentum habe die größten 
Übelstände im Gefolge. Wer wollte das bestreiten? Allein der Mißbrauch 
einer Institution darf nicht mit der Institution selbst verwechselt und das 
tatsächlich in die Erscheinung tretende nicht als ein notwendiges Übel bezeichnet 
werden. Ohne Zweifel gehört zu den wichtigsten Aufgaben der Staatsgewalt 
die Aufrichtung und Durchführung einer gesetzlichen Eigentumsordnung, durch 
welche Erwerb und Gebrauch des Privateigentums ebensowohl mit den For- 
derungen der Gerechtigkeit und des Gemeinwohls in Einklang gesetzt, als das 
wohlerworbene Eigentum gegen die unerlaubten Künste fremder Gewinnsucht 
wirksam geschützt wird. 

2. Lujo Brentano sieht in den Eigentumsbeweisen der Enzyklika „Rerum nova- 
rum“ vom 15. Mai 1891 eine „große Neuerung‘ !': „Die Kirchenväter haben 
aufs energischste bestritten, daß das Eigentum im Naturrecht begründet sei; es sei 
erst durch einen Akt der positiven Gesetzgebung entstanden.“ Wir können dieser 
Auffassung nicht beipflichten. Gewiß zeigt die wissenschaftliche Formulierung 
der Eigentumsbeweise einen Fortschritt. Aber daß die alte Kirche, die Hüterin 
des Dekalogs und damit des siebten Gebotes, das Eigentum als Institution nun 
doch lediglich von der positiven menschlichen Gesetzgebung abgeleitet habe, ist 
wegen des offenbaren Widerspruchs von vornherein kaum glaublich. Die heiligen 
Väter haben negativ gelehrt, daß die Natur nicht selbst unmittelbar eine Teilung 
der Güter vollzogen habe („negative Gemeinschaft der Güter“), und daß ohne die 
Erbsünde eine Teilung kaum notwendig gewesen wäre. Sie haben sodann positiv 
hervorgehoben, daß auch in der gegenwärtigen Ordnung, für welche sie die Not- 
wendigkeit des Privateigentums nicht bestreiten, die ursprüngliche Bestimmung 
der materiellen Welt, zur Erhaltung des Lebens des ganzen menschlichen Ge- 
schlechts Verwendung zu finden, fortdauere. Ist auch die Verteilung der Güter, 
die konkrete Einführung und Gestaltung des Eigentumsrechts ein geschichtlicher 
Vorgang, so handelt es sich doch dabei um eine Tatsache, die ihre letzte Quelle 
nicht in menschlicher Willkür, sondern, wie wir sahen, in den Forderungen der 


! Brentano, Zur Genealogie der Angriffe auf das Eigentum. Im Archiv für 
Sozialwissenschaft und Sozialpolitik (begründet von H. Braun, jetzt herausgeg. von 
Sombart, Weber, Jaffs) XIX (1904) 269. 
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Vernunft, des natürlichen Rechts besitzt. Das haben die heiligen Väter nirgends 
in Zweifel gezogen und ebensowenig einen positiven Kommunismus gefordert, 
Wenn einzelne Kirchenväter dem absoluten Eigentum und dem Egoismus der 
Reichen ihrer Zeit gegenüber gerade an jene Bestimmung der Güter, allen Men- 
schen zu dienen — nicht ohne rhetorischen Schwung —, erinnern, so folgt hieraus 
um so weniger eine Ablehnung der Eigentumsinstitution als solcher, als sich bei 
denselben Vätern (Basilius, Chrysostomus, Ambrosius, Hieronymus) andere Stellen 
finden, die keinen Zweifel darüber lassen, daß sie das Eigentumsrecht an und 
für sich durchaus nicht in Frage stellen wollen \. 

3. Wenn auch dem hl. Thomas von Aquin kommunistische Ideen zu- 
geschrieben wurden, so beruht das auf mangelhafter Kenntnis seiner Terminologie. 
Max Maurenbrecher, der keineswegs für Thomas und die katholische Kirche Sym- 
pathien zu besitzen scheint, gibt doch zu?, daß in der Beurteilung der Lehre 
des Aquinaten „die katholischen Forscher der Wahrheit bedeutend näher gekommen 
sind als ihre Gegner. Denn tatsächlich finden sich Stellen, in denen Thomas 
das Eigentumserecht, wenn auch nicht dem ‚Naturrechte‘ im eigentlichen Sinne 
des Wortes, so immerhin noch dem ‚natürlichen Rechte‘ unterstellt. Er zerlegt 
dieses ‚natürliche Recht‘ in zwei Teile, von denen einer die an sich natürlichen, 
der andere die um gewisser Folgen willen natürlichen Rechtsverhältnisse umfaßt? : 
jenen nennt er das ‚Naturrecht‘ im engeren Sinne, diesen das Völkerrecht; jenes 
ist allen lebenden Wesen, dieses nur allen Menschen gemeinsam; jenes beruht 
auf den angeborenen, mehr instinktiven Trieben, dieses ist ein Erzeugnis der all- 
gemeinen menschlichen Vernunft; beide zusammen stehen aber als ‚natürliches 
Recht‘ in dem Sinne, wie Aristoteles * das Wort gebraucht hatte, dem positiven 
Gesetzesrechte gegenüber. Auf diesem ‚natürlichen Rechte‘ ruht nun nach Thomas 
auch das Eigentum. Das ‚Naturrecht‘ im engeren Sinne freilich hat nichts damit 
zu tun; denn an sich liegt kein Grund vor, warum z. B. ein Acker diesem und 
nicht einem andern gehören sollte: ‚an sich gehören alle Dinge gemeinsam‘, wie 
er an einer andern Stelle® sagt. Aber um gewisser Folgen willen... ist es 
doch ‚natürlich‘, daß der Acker einen bestimmten Besitzer habe; darum ge- 
hört das Eigentumsrecht zu jenem zweiten Teile des ‚natürlichen Rechtes‘, dem 
‚Völkerrechte‘. Dem entspricht durchaus jene . . . Anschauung, daß das Privat- 
eigentum eine Ergänzung zu dem ‚Naturrecht‘ im engeren Sinne des Wortes ist, 
weil ja das ‚Völkerrecht‘ gerade das eigentliche ‚Vernunftrecht‘ ist.“ Die Stelle, 


ı! Über die einzelnen Stellen, die hier in Betracht kommen, vgl. die näheren An- 
gaben bei Bardenhewer, Patrologie (1894) 44 ff; Vermeersch, Quaestiones de 
iustitia 264 ff, n. 210; Funk, Klemens von Alexandrien über Familie und Eigentum usw., 
in den Kirchengeschichtlichen Abhandlungen II (1899) 60 ff; Historisch-politische Blätter 
CXXX 888 ff; Harnack, Wesen des Christentums 109; Lujo Brentano, Die wirt- 
schaftlichen Lehren des christlichen Altertums (1902); dazu Odilo Rottmanner O.S.B,, 
Über falsche patristische Zitate, im Historischen Jahrbuch der Görres-Gesellschaft XXIII 
(1902) 1 ff. 

: Thomas von Aquinos Stellung zum Wirtschaftsleben seiner Zeit (1898) 118 117. 
Franz Schaub, Die Eigentumslehre nach Thomas von Aquin und der moderne Bozia- 
lismus (1898) 259 ff. 

s 8, th. 2, 2, q. 57, a. 3, c. * Vgl. Com. in Eth. 5, lect. 12, b. 

5 Vgl. De sortibus c. 2; S. th. 2, 2, q. 66, a. 2 ad 2. 
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auf welche Maurenbrecher hierbei Bezug nimmt, lautet': „Naturrecht ist das- 
jenige, wozu die Natur den Menschen hinneigt. Nun kann man aber eine doppelte 
Natur im Menschen unterscheiden, eine animalische, welche ihm mit den Tieren 
gemeinsam ist, und eine menschliche, welche ihm als Menschen eigen ist, d. h. 
insofern er mit seiner Vernunft Schändliches und Ehrbares unterscheidet. Die 
Juristen aber nennen Naturrecht nur das, was sich aus der Neigung der Natur 
ergibt, die dem Menschen mit den Tieren gemeinsam ist, wie die Verbindung 
von Mann und Weib, die Erziehung der Kinder u. a. Dasjenige Recht aber, 
das aus der eigentlich menschlichen Natur folgt, insoweit der Mensch vernünftig 
ist, nennen die Juristen ‚ius gentium‘, weil es bei allen Völkern in Gebrauch ist, 
z. B. daß man Verträge halten müsse usw.“ Es ist somit ersichtlich, wie irrig 
die Behauptung war, Thomas habe an einen ursprünglichen Kommunismus ge- 
glaubt oder diesen, nicht aber das Privateigentum, als eine natürliche Insti- 
tution anerkannt’, 

4. Auch der Hinweis auf den „Kommunismus der ersten Christen“ 
beweist nichts zu Gunsten des kollektivistischen Kommunismus nach modernem 
Begriffe. Nicht um eine rechtliche Aufhebung des Privateigentums und Über- 
führung jedes Einzelbesitzes in das Kollektiveigentum und die Kollektivwirtschaft 
der Gemeinde handelte es sich damals, sondern lediglich um eine vollfreie, 
dem Beweggrunde der Liebe allein entstammende Hingabe des Eigentums bzw. 
des beim Verkaufe desselben erlösten Preises zum Zwecke der Verteilung. Die 
Berechtigung des Privateigentums wurde dadurch in keiner Weise bestritten, 
im Gegenteil durch die Betonung der Freiwilligkeit der Gabe indirekt anerkannt. 
Als Ananias nur einen Teil des Erlöses aus dem verkauften Acker brachte, 
dabei sich aber der Unwahrheit schuldig machte, sagte Petrus zu ihm: „Blieb es 
dir nicht, wenn du es behalten wolltest? Und da es verkauft war, war es nicht 
in deiner Gewalt?“® Ein Kommunismus des Genießens und Gebrauchens * in 
dem Sinne, als ob es sich dabei um eine Rechtspflicht der Gemeindeglieder ge- 
handelt, lag ebensowenig vor, wie die Gemeinde als Rechtssubjekt des Eigentums 
an den Produktionsmitteln erschien. Man sollte mitteilen aus Liebe, ein jeglicher, 
wie er es bestimmt hat in seinem Herzen, nicht in Traurigkeit oder Zwang; 
denn einen fröhlichen Geber hat Gott lieb. Heute unterliegt es daher nach 
dem Urteile der besten Autoren ® keinem Zweifel mehr, „daß es bei den ersten 


! Com. in Eth. 5, lect. 12, b. 

? Die falsche Deutung, welche Prof. Albert Ritschl der Lehre des hl. Thomas 
gab (Festrede zur Feier des 150jährigen Bestehens der Universität Göttingen, 1887) 
wurde zurückgewiesen durch Prof. v. Hertling (Zur Beantwortung der Jubiläumsrede 
[1887] 9 ff. Vgl. auch v. Hertling, Kleine Schriften zur Zeitgeschichte und Politik 
[1897] 135 ff). 

® Apg 5, 4. 

* Bernstein und Kautsky, Geschichte des Sozialismus I 26 f. 

5 Vgl. Röm 12, 10; 13, 20. 1 Kor 6, 1ff; 7, 30; 11, 20. 2 Kor 8,8; 9,7. 
1 Thess 4, 6 I ff. 2 Thess 3, 8 10 12. Eph 4, 28 32. 1 Tim 6, 17f. 
® Vgl. Dr Georg Adler, Geschichte des Sozialismus und Kommunismus, im 
Frankensteinschen Hand- und Lehrbuch der Staatswissenschaft III (1899), 1. Abt., 
69 ff. Eingehend behandeln diese Frage auch Ratzinger, Geschichte der kirchlichen 
Armenpflege ? (1884) 83 162 f; Die Volkswirtschaft in ihren sittlichen Grundlagen ? 91f; 
Alfred Winterstein, Die christliche Lehre vom Erdengut (1898) 116 f 136 ff; 
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Christen keinen eigentlichen Kommunismus gab. Auch in der Gemeinde von 
Jerusalem kann zu keiner Zeit von einem wirklichen Kommunismus die Rede 
sein, sondern nur von einer hoch entwickelten Armenpflege (Organisation der 
Verteilung), die so sehr dem Ideal einer solchen entsprach, daß keiner Mangel 
litt und jeder Reiche seinen Besitz gleichsam als Eigentum aller behandelte. Daß 
dieser Zustand sich tatsächlich wie eine Gütergemeinschaft ausnahm, hatte seinen 
Grund in mehreren Umständen: 1. war die vollendete Bruderliebe, mit der sich 
alle Glieder der Gemeinde, arme und reiche, gegenseitig umfaßten, der Grund 
für die großartige Freigebigkeit. Apg 4, 32 leitet geradezu die Schilderung der 
Armenpflege ein mit der Bemerkung, daß alle ‚ein Herz und eine Seele‘ gewesen 
seien; 2, lebten diese Christen in engster Verbindung miteinander in einem fast 
familienhaften Zusammenhange, woraus sich von selbst ergab, ‚daß tatsächlich, 
und was die Verwendung anging, keiner mehr seinen Besitz als eigentlich per- 
sönliches Eigentum zu betrachten schien. Darum hebt Apg 2, 44 auch hervor: 
‚Alle waren beisammen und hatten (deshalb) alles gemeinschaftlich‘; 3. muß die 
Kirche von Jerusalem eine ungewöhnlich große Anzahl von Armen gezählt haben. 
Paulus sieht sich wiederholt veranlaßt, in seinen Gemeinden Kollekten für sie 
abhalten zu lassen (1 Kor 16, 13; 2 Kor 8; 9,1; Röm 15, 26). Ja in dem Ver- 
trage, den die Säulen-Apostel auf dem sog. Konzil von Jerusalem mit Paulus 
über die Teilung der Missionsarbeit schlossen, behielten sie sich vor, daß der 
Heidenapostel zum Zeichen seines fortdauernden Zusammenhanges mit der jüdischen 
Mutterkirche der Armen von Jerusalem stets gedenken werde (Gal 2, 10). Die 
Armenpflege muß also eine ständige und schwere Sorge für die Leiter dieser 
Gemeinde gewesen sein. — Faßt man alles zusammen, dann erklären sich die 
kommunistisch klingenden Wendungen der Apostelgeschichte. Daß diese in der 
Tat nichts anderes sagen wollten, als daß in vollendetem Maße die Armenpflege 
geübt worden sei, geht aus der Bemerkung 41, 34 hervor; Neque enim quisquam 
egens erat inter illos, was als das Ergebnis der vermeintlichen Gütergemeinschaft 
hingestellt wird. Diese Worte enthalten aber eine sehr bestimmte Anspielung 
auf Dt 15, 4: Et omnino indigens et mendicus non erit inter vos. Die dort 
gegebene alttestamentliche Vorschrift über die werktätige Nächstenliebe gipfelt 
in diesem Satze. Die Apostelgeschichte will durch Aneignung jener Worte zeigen, 
daß unter den Christen die vollkommene Erfüllung jener alttestamentlichen Vor- 
schrift erreicht worden sei, hat somit ebensowenig Kommunismus im Auge wie 
Moses. Ferner läßt sich aus eben der Apostelgeschichte zeigen, daß tatsächlich 
einzelne und gerade hervorragende Glieder der Gemeinde Privateigentum hatten. 
12, 12 wird das Haus der Maria, der Mutter des Johannes Markus, erwähnt.“ ! 
Burgs Soziale Revue III (1908): Meffert, Die Stellung des Urchristentums zum 
Wirtschaftsleben 228 ff; Die charitative Tätigkeit des Urchristentums IV (1904) 381 ff; 
Walter, Kirche und Wirtschaftsleben 301 ff, gegenüber Theo Sommerlads Aus- 
führungen über die wirtschaftliche Tätigkeit der Kirche in Deutschland (1900); Das 
wirtschaftliche Programm der Kirche des Mittelalters (1903); Die Lebensbeschreibung 
Severins als kulturgeschichtliche Quelle (1903); Friedrich Glaser, Die Franzis- 
kanische Bewegung, in den Münchener volkswirtschaftlichen Studien, herausgeg. von 
L. Brentano und W. Lotz (1908); vgl. ferner die Aufsätze über den „Kommunismus 
der ersten Christen in Armin Kausens „Wahrheit“ TI (1896) 1ff 151 ff 560 ft. 

ı Paul Oberdörffer, Kölner Korrespondenz für die geistlichen Präsides 1V 
(1898) 168 f. | 
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5. Die Berufung auf den Kommunismus der Klöster kann ebensowenig 
dazu dienen, kommunistische Neigungen der christlichen Kirche zu erweisen. Im 
Gegenteil zeigt gerade die Auffassung von der Notwendigkeit eines besondern 
Berufes, somit einer nicht gewöhnlichen und nicht allgemeinen Gnade, daß der 
angebliche Kommunismus der Klöster keineswegs für die große Masse der Menschen 
berechnet ist. Es handelt sich hier um den freiwilligen Verzicht seitens einzelner 
Personen auf eine an sich erlaubte Selbständigkeit, ein Opfer, dessen Durch- 
führung fortgesetzte Selbstbezwingung nach sich zieht und eben deshalb eine 
besondere Berufsgnade voraussetzt !. 

6. Schließlich sei noch bemerkt, daß die kommunistischen Reduktionen der 
Jesuiten in Paraguay in keiner Weise auf einem prinzipiellen Gegensatz zur 
Institution des Privateigentums beruhten; sie dienten lediglich als ein trans- 
itorischee, konkreten Verhältnissen angepaßtes Erziehungsmittel, um barbarische 
Völker an Ordnung und Arbeit zu gewöhnen, allmählich für Kultur und Zivili- 
sation zu befähigen !. 


86. Der moderne Agrarkommunismus oder Agrarsozialismus hat seinen 
glänzendsten Vertreter in dem Amerikaner Henry George (1839—1897) 
gefunden? Auch John Stuart Mill®, Herbert Spencer*, Alfred Russel 
Wallace®, Michael Flürschein ®, Theodor Hertzka’, Adolf Samter®, A. Th. 
Stamm ® vertreten mehr oder minder ähnliche Anschauungen. Wir be- 
schränken uns hier jedoch lediglich auf die Besprechung derjenigen Form 
der Theorie und der praktischen Vorschläge, wie sie bei Henry George und 
seinen Nachfolgern sich finden. 

Georges Lehre läßt sich in dem Satze zusammenfassen: Die allmäh- 
liche Abschaffung des Privatgrundeigentums muß durch Expropriation 
bzw. Konfiskation der Grundrente erreicht werden. Das sonstige Privat- 
kapital bleibt unangetastet, wie auch der Privatbesitz an Grund und 
Boden keineswegs ausgeschlossen werden soll. Wir haben vorhin schon 
wiederholt Gelegenheit gehabt, uns davon zu überzeugen, daß George in 
seinen Argumentationen nicht immer glücklich ist. Das gilt auch hier 
wiederum. 1. George tritt für nationales Eigentum am Boden ein. 
Von seinem Standpunkt aus ist das aber unzulässig. Oder begeht nicht 
die einzelne Nation auch einen Raub dadurch, daß sie ein bestimmtes 
Territorium, vielleicht ein sehr großes und fruchtbares, den andern 
weniger begünstigten Menschen, „den gleichberechtigten Kindern des- 
selben himmlischen Vaters“, vorenthält? Entweder Gesamteigentum der 


i Der Bericht des „alten Doblas“, den Stexmanns und Hugos Handbuch des 
Sozialismus (1894) 598 anführt, läßt nur den einzigen Zweifel aufkommen, ob nämlich 
der Witz oder das Latein schlechter sei. 

% Progress and Poverty (1879); deutsch von Gütschow (1881, ° 1892). 

® Principles of political economy H, chap. 2, $ 1. * Social statics (1850). 

5 Land nationalisation, its necessity, its aims (1882). 

© Auf friedlichem Wege (1884). ? Die Gesetze der sozialen Entwicklung (1886). 

® Das Eigentum in seiner sozialen Bedeutung (1879). 

® Die Erlösung der darbenden Menschheit ® (1884). 
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ganzen Menschheit an der ganzen Erde oder Privateigentum der einzelnen 
Menschen an den Teilen der Erde, das allein wäre konsequent gedacht! 
Für das nationale Eigentum am Territorium aber fehlt in der George- 
schen Auffassung jede prinzipielle Unterlage. 2. Sehen wir 
ferner davon ab, daß angesichts der bestehenden Verhältnisse die Natio- 
nalisierung des Bodens nicht ohne schwere Verletzung wohl erworbener 
Rechte möglich wäre, wie es als eine offenbare Ungerechtigkeit sich 
darstellt, die Grundeigentümer ihres Rechts zu berauben, dagegen das 
übrige, sehr einträgliche, mobile Privatkapital im Eigentum mit vollem 
Genusse der Früchte zu lassen. Übergehen wir sodann, daß es nie und 
nimmer dem Staate erlaubt sein kann, eine so umfassende Expropriation 
oder Konfiskation vorzunehmen. Fragen wir nur, ob durch die Nationali- 
sierung des Bodens denn wirklich dem Gemeinwohl der Dienst geleistet 
würde, den George von seinen Vorschlägen erwartet. 3. Selbst wenn 
der Privatbesitz, die private Nutzung gewahrt blieben und lediglich das 
Eigentum am Boden der öffentlichen Usurpation anheimfiele, die Bürger 
würden dabei in eine geradezu unerträgliche Abhängigkeit von 
der öffentlichen Gewalt geraten. Es wären Wunder nötig, wenn 
der trotz allem erforderliche, außerordentlich erweiterte Verwaltungs- 
apparat nicht durch eine bureaukratische Bevormundung jeder lebens- 
vollen, privaten Initiative nur zu oft die Wege verlegen sollte. Das 
universale Eigentum der Nation würde zum Bleigewicht, das alle wirt- 
schaftliche Bewegung lähmen und hemmen müßte. 4. Sodann beweist 
die geschichtliche Entwicklung, daß bei allen Völkern, wo wirk- 
licher Kulturfortschritt sich findet, das Privateigentum an Grund und 
Boden zur Entstehung gelangte. Das ist kein bloßer Zufall. „Es er- 
heischt vielmehr“, sagt Roscher?2 mit Recht, „der Fortschritt zu 
höherer Kultur eine immer festere und ausgeprägtere Gestaltung 
des Grundeigentums, zum Segen aller, die bei der höheren Kultur be- 
teiligt sind, auch der Nichtgrundbesitzer.“ Die mit steigender Bevölke- 
rung notwendig intensivere Bewirtschaftung des Bodens, die immer 
stärkere Befruchtung des Landes mit Kapital und Arbeit, die immer 
künstlichere Kombination in dem Zyklus der landwirtschaftlichen Operationen 
wäre auf die Dauer undenkbar ohne die gerade mit dem Eigentums- 
besitz verbundenen Antriebe. „Abgesehen von den praktischen Schwierig- 
keiten, die Grundrente zu bestimmen“, bemerkt Eugen Jäger® gegenüber 
Georges Theorie, „würde dieser Vorschlag dem Nutznießer die Möglich- 
keit rauben, sich durch Fleiß und Anstrengung eine höhere Einnahme 
zu erringen. Damit würde die Produktivität des Bodens bzw. die 
Arbeit in einer Weise unterbunden, die einen großen Kulturrückschritt 


ı Vgl. R. J. Holaind S. J., Ownership and Natural Right (1877) 87 £. 
? Grundlagen der Nationalökonomie I, 8 87. 
3 Wohnungsfrage II (1902) 120. 
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bedeuten würde. Der Privatbesitz (Privateigentum) an den Produktions- 
mitteln ist immer noch die beste Form des Wirtschaftslebens, um durch 
heilsamen Wettbewerb die körperlichen und geistigen Kräfte des Menschen 
zur vollsten Energie zu entfalten, die rationelle und intensive Ausnutzung 
der Naturkräfte, hohe Renten und ständigen wirtschaftlichen Fortschritt 
herbeizuführen.“ Auch Emile de Laveleye gesteht den tatsächlichen Zu- 
sammenhang zwischen den Fortschritten der Agrikultur mit dem Fort- 
schritt der Befestigung des Privateigentums am Boden unumwunden zu. 
Eingangs seines Buches „La propri6t& et les formes primitives“ sagt er: 
„Le progreös parallöle de la propriet® et de l’agriculture: voila le fait 
important que les dernitres recherches mettent de plus en plus en relief.* 1 

George aber sah im Grundeigentum das große Hindernis des Fort- 
schrittes, ein Mittel der Ausbeutung der ganzen Gesellschaft. Indem er 
den gewaltigen Wertzuwachs, dessen vor allem das großstädtische 
Grundeigentum sich erfreute, die hohen Mietpreise, die verschiedenen 
Künste und Kniffe großstädtischer Bodenspekulation unmittelbar vor Augen 
hatte, richtete sich die Aufmerksamkeit des zweifelsohne edel denkenden 
Mannes vorzugsweise auf die Schattenseiten des Grundeigentums. Er 
übersah, daß bei Völkern mit wachsender Bevölkerung die ländliche 
Grundrente, das was dem ländlichen Eigentümer in Kraft der Vor- 
züge seines Bodens (besondere Fruchtbarkeit, günstige Lage und Be- 
schaffenheit) zukommt, keineswegs immer steigt, im Gegenteil erfahrungs- 
gemäß sinkt (ausländische Konkurrenz), daß der verschuldete Bauer dem 
kapitalistischen Beleiher oft mehr an Zins zu zahlen hat, als der Boden 
ihm Rente gewährt. Aber abgesehen davon ist die hierhin gehörige 
Beweisführung und die gesamte Auffassung der tatsächlichen und recht- 
lichen Verhältnisse bei George und seinen Anhängern nicht frei von 
offenbaren Irrtümern und Begriffsverwechslungen. Man schrieb den 
Wertzuwachs des städtischen Bodens, unmittelbar der Tätigkeit der 
„Gesellschaft“ als solcher zu, bezeichnete die „gesellschaftliche* 
Arbeit schlechthin als Ursache jenes Zuwachses, obwohl das 
Wachstum der Städte, die allgemeine Ursache des Wachstums der städti- 
schen Bodenwerte, nicht das Werk der städtischen Gemeinde als solcher 
ist, sondern jener Vielheit privater Personen, die lediglich im eigenen 
Interesse sich in die Städte zusammendrängen. Die Wertsteigerung des 
Bodens ist dabei nicht ihr Verdienst, nicht eine Leistung an die Grund- 
eigentümer, sondern lediglich die Folge einer sozialen, d. h. innerhalb 
der Gesellschaft sich vollziehenden Tatsache: der Anhäufung auf städti- 
schem Gebiete. Es hieße aber die ganze Rechtsordnung umstürzen, wollte 


I Vgl. Cathrein, Moralphilosophie * (1904) 280 ff. Dort wird der Vorschlag, der 
Staat solle den gesamten Grundbesitz in Beschlag nehmen und an Privatunternehmer 
verpachten (auch L. Walras ist Befürworter dieses Systems), ausführlich gewürdigt. 
Vgl. auch Holaind, Ownership and Natural Right (1877) 77 116. 
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man einen solchen Kausalnexus zwischen Ansiedlung und Wertzuwachs 
für ausreichend halten, um jenen Wertzuwachs zu Gunsten der „Gesell- 
schaft“ ganz oder teilweise.in Beschlag zu nehmen. Ohne Zweifel darf 
die „Gesellschaft“, sagen wir die Gemeinde, für Aufwendungen, die sie 
im Interesse eines bestimmten Bezirkes macht, die Grundeigentümer jenes 
Bezirks zur Mittragung der Kosten dieser Aufwendungen verpflichten 
(sog. Bettermentprinzip“), wie selbstverständlich die ganze Bürger- 
schaft für die Kosten von Arbeiten aufkommen muß, welche von der 
Gemeinde als solcher im Gesamtinteresse übernommen werden. Durch- 
aus gerecht erscheint es ferner, daß der mühelose Gewinn des Wert- 
zuwachses nach dem Prinzip der größeren Leistungsfähigkeit in 
stärkerem Maße zur Steuer herangezogen und jedes steuerliche Privileg 
des städtischen Bodenbesitzes beseitigt werde. Sehr zu begrüßen ist es 
sodann, wenn die Gemeinde ihren eigenen Grundbesitz in ver- 
nünftigem Maße ausdehnt. Das gilt auch für die ländlichen Gemeinden, 
die sich als sehr gute Verwalter des Gemeindebodens (Wald, Wiese usw.) 
vielfach schon erprobt haben. Das gilt aber besonders von den Städten. 
Hier kann die grundbesitzende Gemeinde in wirksamer Weise der rück- 
sichtslos gewinnsüchtigen Spekulation entgegentreten, deren Pläne auch 
durch eine weise Verkehrspolitik durchkreuzen. 

Gegen all dieses und ähnliches läßt sich durchaus nichts einwenden. 
Unbewiesen und unbeweisbar dagegen ist ein eigentlicher unmittelbarer 
„Anteil“ der „Gesellschaft“, des Staates, der Gemeinde an dem Wert- 
zuwachse des Bodens, welcher sich an Veränderungen innerhalb der Gesell- 
schaft oder auch durch gemeindliche oder staatliche, im Interesse des 
Gemeinwohles vollzogene Arbeiten, Unternehmungen, Einrichtungen an- 
schließt. Juristisch unbegründet und rechtswidrig wäre es, wollten die 
öffentlichen Korporationen sich im Hinblick auf jenes vorausgesetzte An- 
teilsrecht geradezu die Befugnis einer völligen oder teilweisen Kon- 
fiskation des Zuwachses an Bodenwert beimessen. Die direkte Fol- 
gerung würde ja unbestreitbar auch eine Anteilnahme an den Verlusten 
sein, die durch „gesellschaftliche Ursachen“ herbeigeführt werden. Man 
wird daher gerade in diesen Fragen sorgfältig die verschiedene Be- 
deutung des Wortes „Gesellschaft“ i vor Augen behalten müssen, dem 
gesellschaftlichen Verbande nicht Verdienste zuschreiben, die der Ge- 
sellschaft im weiteren und weitesten Sinne zukommen; bei dem 
Begriff „gesellschaftliche* Arbeit zu unterscheiden haben zwischen der 
Arbeit, die von der „Gesellschaft“ als solcher oder von Privaten inner- 
halb der Gesellschaft unternommen wird; ferner zwischen einem un- 
mittelbar durch die Tätigkeit verursachten, an dritte geleisteten 
Vorteil und den Vorteilen, die sich als mittelbare Folgen an innergesell- 
schaftliche Veränderungen usw. anknüpfen. Übersieht man jene Unter- 


ı Vgl. oben 8. 70ft. 
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scheidungen, so wird unvermerkt einem mehr oder minder kommuni- 
stischen Prinzip Eingang gewährt, das in seiner weiteren Anwendung 
auf das staatliche und gemeindliche Gesellschaftsleben zu verhängnis- 
vollen Folgerungen verleiten könnte. 


Unter diesen Vorbehalten kann man den Bestrebungen der deutschen Boden- 
reformer wenigstens im allgemeinen sympathisch gegenüberstehen. Adolf Damaschke, 
der talentvolle und tatkräftige Führer des „Bundes der deutschen Bodenreformer“, ver- 
zichtet heute auf die Vergemeindlichung des städtischen Grundeigentums. Er sagt': 
„Eine Überführung des gesamten städtischen Bodens in unmittelbares Gemeinde- 
eigentum zu erstreben, liegt für die nächste Gegenwart außerhalb des Rahmens 
einer praktischen Sozialpolitik. Ja es steht dahin, ob ein solches Ziel, zumal in 
einer Form, die auch die Verwaltung des gesamten Bodens durch die Stadt in 
sich schlösse, an sich heute als erstrebenswert gelten kann. Wie die Dinge nun 
einmal liegen, würde die Macht der Gemeindebureaukratie dadurch eine außer- 
ordentliche Stärkung erfahren, die wirkliche oder auch eingebildete Abhängigkeit 
(beides ist in seinen Wirkungen gleich) weiter Kreise von der jeweilig herrschen- 
den Richtung im Rathaus würde wachsen, ganz gewiß Erscheinungen, die nach 
vielen Seiten hin ernste Bedenken erwecken müssen.“ Aber Damaschke fordert 
ein neues, mehr soziales Bodenrecht. Die deutschen Bodenreformer er- 
blicken ihrem Programm zufolge in der Grund- und Bodenfrage den wesentlichsten 
Teil des sozialen Problems; sie treten ein „dafür, daß der Grund und Boden, 
diese Grundlage aller nationalen Existenz, unter ein Recht gestellt werde, das 
seinen Gebrauch als Werk- und Wohnstätte befördert, das jeden Mißbrauch mit 
ihm ausschließt, und das die Wertsteigerung, die er ohne die Arbeit des Ein- 
zelnen erhält, möglichst dem Volksganzen nutzbar macht“. Es kommt freilich 
immer noch darauf an, wie und in welchem Umfange das geschieht, und 
ob nicht doch der Agrarkommunismus wenigstens als Endziel im Auge be- 
halten wird. Was der Gerechtigkeit, dem natürlichen Recht, widerstrebt, kann 
auch sozialpolitisch sich niemals empfehlen. Das gilt von allen Gebieten der Volks- 
wirtschaft einschließlich der Finanzwirtschaft öffentlicher Korporationen und nicht 
minder von jeder Form einer positiven Neugestaltung des Bodenrechts. 


Kehren wir nunmehr zur allgemeinen Eigentumslehre zurück. 


87. Der Erwerb wirtschaftlicher 6üter vollzieht sich auf doppeltem 
Wege, als ursprünglicher, naturaler Eigengewinn oder durch 
Übertragung von Gütern seitens anderer Personen: abgeleiteter Er- 
werb. Letzterer tritt in vier verschiedenen Formen auf, als autoritative 
Zuwendung (innerhalb der Familie und Familienwirtschaft, bei Unfreiheits- 
verhältnissen u. dgl.), sodann als charitative Zuteilung und Erwerbsart 
(Schenkungen u. dgl.), ferner als Zwangserwerb (z. B. Erwerb der Oiken- 
herren aus der Sklavenarbeit, Erwerb des Staates aus der Besteuerung), 
endlich der Erwerb auf dem Verkehrs- oder Vertragswege durch Tausch 
und Kauf. 


1 Aufgaben der Gemeindepolitik (1901) 118, jetzt 5. Aufl. Vgl. auch Damaschke, 
Die Bodenreform ® (1904). Historisch-politische Blätter CXXX 508 ff. 
? Vgl. A. Wagner, Grundlegung I], 1, 293 ff. 
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Auch die „Rechtstitel“ für den Eigentumserwerb an einer kon- 
kreten Sache in der auf Privateigentum gegründeten Gesellschaftsordnung 
sind teils ursprüngliche, teils abgeleitete. 

1. Ursprüngliche Erwerbstitel gibt es drei; es sind: a. die 
Besitzergreifung einer herrenlosen Sache; b. der Zuwachs, sei es 
der natürliche (z. B. Früchte des Baumes), sei es der gesellschaftliche 
Zuwachs (z. B. Wertsteigerung eines Grundstückes durch Straßenanlagen 
u. dgl.); c. die Arbeit verschafft das Eigentum an einer Sache, sofern 
dadurch fremde Rechte nicht verletzt werden. 


Der Eigentümer der Sache ist auch Eigentümer ihres Wertes. Verände- 
rungen, die mit dem Wert aus natürlichen oder gesellschaftlichen Gründen vor 
sich gehen, sind Veränderungen im Objekt des Eigentumsrechtes, nicht des Rechtes 
in sich selbst. Der Wertzuwachs der Waren bei gesteigerter Nachfrage, des 
Grundstücks bei Erweiterung der Stadt u. dgl. kommt unmittelbar dem Eigen- 
tümer zu gute, wie ihn ebenfalls auch Wertverminderungen unmittelbar treffen. 
Ob sich an solche Veränderungen anderweitige Rechte, Ansprüche, Pflichten 
knüpfen, das ist eine besondere Frage und nach Gesichtspunkten zu beurteilen, 
die das Eigentum voraussetzen, nicht aber beseitigen können. — Der Eigentümer 
der Sache ist ferner auch Eigentümer ihrer Früchte. Die besondern Vorteile, 
die aus der relativ günstigen Lage eines Grundstücks, aus den natürlichen Eigen- 
schaften des Bodens usw. für die Erzeugung der Früchte, deren Qualität, Wert, 
Absatz sich ergeben, verbessern die Lage des Eigentümers, wie umgekehrt auch 
die enteprechenden Nachteile unmittelbar ihn berühren. Wenn jemand einen 
Stoff verarbeitet, der bereits in fremdem Eigentum steht, so bleibt die 
neue Form und Verbesserung, die der Stoff erfahren hat, in dem Eigentum dessen, 
dem der Stoff gehört. Die neue Form, die neuen Eigenschaften, der höhere Wert 
bilden, abgesehen von allem andern, ein Accidens der stofflichen Substanz, der 
sie inhärieren, und können nur in Verbindung mit dem Stoffe Gegenstand des 
Eigentumsrechtes sein oder werden. Daß eine mala fide vollzogene Verarbeitung 
fremden Stoffes den Eigentümer desselben seines Rechtes nicht berauben kann, 
liegt auf der Hand. Ebenso unzweifelhaft ist es aber auch, daß die vertrags- 
mäßig im Dienste des Eigentümers des Stoffes vollzogene Veredelungsarbeit das 
Eigentum am Produkte dem Eigentümer des Stoffes beläßt. Ein solches kontrakt- 
liches Verhältnis kann die Beraubung des Eigentümers nicht zum Zwecke haben. 
Aus Gründen der Billigkeit, nicht des strengen Rechts, erscheint es für die posi- 
tive Gesetzgebung unter Umständen als zulässig, auf denjenigen, der bona fide, 
ohne Kenntnis des fremden Eigentums, einen Gegenstand bearbeitet oder ver- 
arbeitet hat, Entschädigung des bisherigen Eigentümers vorausgesetzt, das Eigen- 
tum an der Sache selbst bzw. an der Frucht zu übertragen. Man denke z. B. an 
die Grundsätze des römischen Rechts über „Spezifikation“,? d. i. Neugestaltung 
einer Sache durch Arbeit. 


2. Als abgeleitete Erwerbstitel, durch welche ein bereits be- 
stehendes Eigentum von einer Person auf die andere Person übertragen 


ı Vgl.1.7,87;1.9,8 1; 126, $ 3, Dig. de acquirendo rerum dominio 41, 1; 
l. 18; 1. 14, Dig. de cond. furtiva 18, 1; 1. 12, Dig. ad exhibend. 10, 4. 
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wird, kommen heute für den freien Privatverkehr (außer der Schenkung) 
namentlich in Betracht: a. das Erbrecht und b. der Vertrag. Auf 
die geeignete Ausbildung des Erbrechtes und namentlich des Vertrags- 
rechtes hat die staatliche Gesetzgebung besondere Sorgfalt zu verwenden, 
damit sowohl die Rechte der Privaten geschützt werden, als auch den 
Forderungen der öffentlichen, allen gemeinsamen Wohlfahrt Genüge 
geschehe. 


Bezüglich des Erbrechts der Familienangehörigen bemerkt Charles 
Perin ': „Da die Familie nicht bestimmt ist, bloß eine Generation zu dauern, 
sondern da sie in ihren folgenden Generationen alle sozialen Tugenden und Tra- 
ditionen, deren Träger sie selbst ist, fortpflanzen soll, so muß auch das Eigentum 
fortdauern und vom Vater auf diejenigen übergehen können, welche seinen Namen 
tragen und seine Person fortsetzen. Durch das Erbrecht muß das moralische 
Wesen, welches jede Familie bildet, sich erhalten und nach Verdienst weiter aus- 
dehnen können. Hieraus ist das Recht der Beerbung entstanden und hat dieselbe 
Sanktion erhalten wie das Recht des Eigentums in allen den Gesellschaften, in 
welchen die natürlichen Gesetze des menschlichen Lebens in Achtung stehen.“ 
So haben also die Familienangehörigen, abgesehen von allem Testament, ein 
natürliches Recht auf die Erbfolge, wenn dieses Recht auch in mannigfacher 
Beziehung der näheren Bestimmung durch die positive Gesetzgebung bedarf ?. 
Bluntschli ® sagt im Hinblick auf das Erbrecht der Familie: „Das Erbrecht erhält 
das Eigentum und veredelt es. Die Errungenschaft der Vorfahren wird durch 
das Erbrecht den Nachkommen überliefert, und der Fleiß des Vaters gesteigert 
durch die Aussicht, daß derselbe noch seinen Kindern zum Nutzen gereiche. 
Der Zusammenhang der Familie erhält durch das Erbrecht seinen ökonomischen 
Ausdruck und seine Stütze.“ Unter „Familienangehörigen“ sind zunächst die 
Kinder des Erblassers verstanden. Aber auch die entfernteren Angehörigen bilden 
einen Bestandteil der Familie. Je mehr daher die Idee der Einheit der Familie 
Anerkennung findet, um so mehr scheint es der Vernunft zu entsprechen, im 
Falle, daß keine Kinder vorhanden sind, andere Verwandte zur Erbfolge zu be- 
rufen. Empfing ja auch das verstorbene Glied von der Familie sein Dasein, seine 
Kraft. Darum ist es billig, daß, was er mit dieser Kraft errungen, zur Familie 
zurückkehre, zunächst zu den Eltern, wenn diese noch leben, dann zu deren 
Erben, den Geschwistern des Verstorbenen usw. 


88. Die Schranken des Eigentums im Erwerb und Gebrauch führen 
sich auf folgende drei Grundsätze zurück: 

Erstens: Das Eigentum ist Macht zwar und Herrschaft, aber keine 
bloß physische Macht, sondern ein Recht, ein sittliches Vermögen, eine 
moralische Herrschaft. Darum kann es naturrechtlich nur soweit Aner- 
kennung fordern in seiner Existenz und Betätigung, als es auf dem Boden 
der sittlichen Ordnung verbleibt. Ein unbedingt freies, pflichtenloses, ab- 


i Christliche Politik, erste Hälfte (1876) 202. 

2 Die diesbezügliche Lehre des hl. Thomas von Aquinvgl.inFranz Schaut, 
Eigentumslehre (1898) 302 f 374 ff. 

s Staatswörterbuch (1858) 321. 
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solutes Eigentum mag die Geschichte kennen, die naturrechtliche Auf- 
fassung kennt kein Recht, das unabhängig wäre von der sittlichen Welt- 
ordnung. 

Zweitens: Das Eigentumsrecht ist zwar unter den dinglichen Rechten 
das höchste, aber keineswegs das höchste Recht schlechthin, welches 
dem Menschen im Hinblick auf die Sachenwelt zusteht. Das natürliche 
und persönliche Recht auf Existenz, auf die notwendigen Erhaltungsmittel, 
steht höher als jedes erworbene dingliche Eigentumsrecht, so zwar, daß 
im Falle äußerster Not das dingliche Recht an der Sache dem persön- 
lichen Rechte des Lebens weichen muß. In diesem Sinne sind alle Dinge 
‚gemein, d. h. sie sind und bleiben von Gott bestimmt, der Erhaltung des 
Menschengeschlechtes zu dienen. Auch hierdurch erscheint der Staat nicht 
nur berufen, eine egoistische Mißbildung der Eigentumsordnung zu ver- 
hindern, sondern ebenfalls befugt, die Besitzenden zur Leistung von 
Armensteuern heranzuziehen. Für den einzelnen Besitzenden ist die Pflicht 
der Almosenspende schon durch das Gesetz der Liebe geboten und geregelt. 

Drittens: Das Eigentum ist nicht Selbstzweck, nicht Recht 
des Rechtes, Herrschaft der Herrschaft und des Genusses wegen, sondern 
lediglich ein Mittel, um in geordneter, dem Wohle des Einzelnen, der 
Familie, der staatlichen Gesellschaft entsprechender Weise die Versor- 
gung der Menschheit zu bewirken. Dieser Zweck des Eigentums zieht 
dem Erwerb, der Ausdehnung, dem Gebrauch desselben entsprechende 
Grenzen. 

Wohl dem Staate, der es versteht, in Gesetzgebung und Verwaltung 
die positiv-rechtliche Eigentumsordnung im Geiste und nach Maßgabe 
dieser Grundsätze zu gestalten und zu handhaben! 


Kein Rechtssystem wird eine Eigentumsordnung ohne jegliche Schranke 
bilden und dulden können. Selbst das römische Eigentumsrecht, dessen absoluter 
Charakter außer Zweifel steht, weist wenigstens einige gesetzliche Beschrän- 
kungen der privaten Eigentumsbefugnisse im Interesse anderer, ja selbst im 
öffentlichen Interesse auf!: Verbote grausamer Behandlung der Sklaven, Pflichten 
in Bezug auf die Erhaltung der öffentlichen Wege, Vorschriften der Gesundheits- 
und Feuerpolizei, Rücksichten auf das Recht des Nachbarn, Veräußerungsverbote 
(fundus dotalis), Beschränkungen der Testierfreiheit. Aber die Frage bleibt, ob 
derartige Bestimmungen zur Wahrung des allgemeinen Volkswohlstandes aus- 
reichen können. Dazu bedarf es jedenfalls viel umfassenderer Beschränkungen, 
als die römische Eigentums- und Erwerbsordnung sie aufwies. „Von alters her“, 
sagt Ihering?, „gab es in den römischen Zuständen einen höchst bedenklichen 
Punkt; vielleicht läßt er sich gerade als der Todeskeim bezeichnen, an dem Rom 
später zu Grunde gegangen ist. Es war dies die schadhafte Gestaltung des 
Systems der Güterverteilung und Vermögenszirkulation. Die Ungleichheit in der 
Verteilung der Güter ist das unausbleibliche Resultat des freien Verkehrs, und 


i Vgl. Puchta, Kursus der Institutionen ®, besorgt von Krüger (1875). 
? (Geist des römischen Rechts II (1854) 242 ff 152. 
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vermöge der Anziehungskraft, die das größere Vermögen auf das kleinere aus- 
übt, wiederholt sich überall die Erscheinung, daß das Vermögen zu den Teilen 
hinströmt, an denen es sich bereits in größeren Massen angesammelt hat.* Lati- 
fundia perdidere Romam, sagt Plinius, — nicht bloß die agrarischen, sondern 
auch die industriellen Latifundien der reichen, mit Scharen von Sklaven wirt- 
schaftenden Oikenherren. Im Grunde genommen war es der rücksichtslose Egois- 
mus des wucherischen Reichtums, der das durch Schuldknechtschaft und Kriegs- 
lasten bedrückte Volk zur secessio plebis in montem sanctum nötigte, der die 
Grenzen der alten Oiken und Mansen verwischte, um an die Stelle vieler freier 
Wirtschaften die in großer Regie durch Beamte bewirtschaftete Villa zu setzen. 
Die Lehren der Geschichte haben nicht überall gefruchtet. In späterer Zeit 
waren es wiederum Rechtslehrer, welche in der Entwicklung des Eigentums- 
begriffes die „Totalität“ der Herrschaft über die Sache bis zum äußersten spannten, 
die uns über die natürliche „Elastizität“ des Eigentums belehrten, darlegten, wie 
das Eigentum jeder äußeren Beschränkung gegenüber das Bestreben zeige, in den 
ihm „natürlichen* Zustand der Unbeschränktheit zurückzukehren. Und doch hätte 
die maßvolle deutschrechtliche Idee, die im Eigentum eher eine Summe zerlegbarer 
Rechte erkennen ließ, in dem Grund und Boden den gemeinsamen Er- 
nährungsfond der Volksgesamtheit erblickte, allenthalben Schranken 
errichtete im Interesse der Familie, des Stammes, der Gemeinde, der Versorgung 
des ganzen Volkes, wohl eines Besseren belehren können. Das ganze Feudal- 
system war seinem wesentlichen Inhalte nach, entsprechend den geschichtlichen 
Verhältnissen und Bedürfnissen, schließlich und letztlich nichts anderes als ein 
Mittel zur Wahrung des organischen Charakters der Gesellschaft ', „Im Lehens- 
wesen erschien“, sagt Friedrich von Raumer ?, „der Besitz fast als etwas Le- 
bendiges, Sittliches; das geteilte Eigentum wurde Zeichen und Beweis, daß auch 
die beiden Menschen, der Lehensherr und der Vasall, erst ein Ganzes ausmachten. 
Überall trat Wechselseitigkeit der Rechte und Pflichten hervor, Treue und Wahr- 
heit galt für die erste Bedingung der Verhältnisse, Lehnsherr und Vasall sollten 
jede Freude, jedes Leid teilen und sich überall wechselseitig zu Hilfe kommen. 
Wer das Große, Ideale dieser Ansichten und Verhältnisse leugnet, der ist be- 
fangen in vermeintlicher Weisheit des letzten Tages und unfähig, andere Zeiten 
zu begreifen.“ Eine Herstellung der Feudalität ist heute selbstverständlich aus- 
geschlossen. Doch gilt es, in der Gegenwart des weiteren die rechten Formen 
und Schranken zu finden, daß die Menschen durch das Eigentum wieder einander 
näher gebracht und nicht in zwei feindliche Heerlager geschieden werden. Um 
dieses Ziel zu erreichen, bedarf es keiner Ableitung des Eigentuns aus dem 
Staatswillen (Legaltheorie), auch keines unerweisbaren staatlichen Obereigentums, 
keiner fingierten gesellschaftlichen Belehnung der Grundeigentümer, wohl aber 
eines Staates, der die ihm naturrrechtlich zustehende Jurisdiktionsgewalt in der 
richtigen Weise gebraucht. 


Im Zusammenhange mit der Eigentumslehre werden wir wieder auf 
einige wichtige Grundbegriffe des wirtschaftlichen Lebens hingewiesen. 


! Zur Beschränkung des. Eigentums durch die Gemeinschaft und üen Feudalismus 
vgl. Georg Grupp, Kulturgeschichte des Mittelalters II (1895) 137 ff 143 ff. 
® Historisch-politische Briefe (1860) 242. 
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89. Vermögen, Kapital, Reichtum, Einkommen. Man versteht unter 
Vermögen im juridischen Sinne den Inbegriff der einer physischen oder 
moralischen Person zur ausschließlichen rechtlichen Verfügung stehenden 
wirtschaftlichen Güter, im ökonomischen Sinne einen Vorrat wirtschaft- 
licher Güter als Grundlage der Bedürfnisbefriedigung. 

Während das positive, geschichtliche Recht die Fähigkeit, Ver- . 
mögen zu besitzen, den Umfang dessen, was besessen werden kann, und 
ebenfalls den Inhalt der Verfügungsrechte näher bestimmt und um- 
schreibt, hat der Mensch schon kraft der ihm von Natur aus zu- 
stehenden Rechte die Befugnis, ein Vermögen, d. i. einen „Vorrat 
wirtschaftlicher Güter als realen Fond für die Bedürfnisbefriedigung‘“ !, 
zu besitzen. 


Der Unterscheidung zwischen dem „rein ökonomischen“ und dem 
„historisch-rechtlichen“ Standpunkte, welche Adolf Wagner im Anschluß an 
Rodbertus wiederholt und auch hier wiederum mit Nachdruck betont, liegt ohne 
Zweifel ein durchaus richtiger Gedanke von großer Tragweite zu Grunde, nämlich 
die Berücksichtigung des Unterschiedes zwischen Natürlichem, Allgemeinem, 
und Geschichtlichem, Besonderem. Es ist ebenso unbestreitbar, daß zwi- 
schen der ökonomischen und der rechtlichen Betrachtungsweise, zwischen 
dem ökonomischen Inhalt und der rechtlichen Form ein Unterschied besteht. Nur 
darf man bei der Formulierung der Unterscheidung zwischen „rein ökonomisch“ 
und „historisch-rechtlich“ sich nicht zu der Annahme verleiten lassen, als ob 
es überhaupt kein Recht gebe außer dem historischen Rechte, dem positiven 
Gesetze. 

Die Jurisprudenz versteht unter „Vermögen“ (Aktivvermögen) den In- 
begriff der jemand zustehenden Rechte (Eigentums-, Forderungsrechte, Rechte an 
fremder Sache). 

Für die praktischen Bedürfnisse der Verrechnung und auch sonst wird 
das Vermögen als Werteinheit, als der gemeine Geldwert oder Wert der Gesamt- 
heit der einzelnen Vermögensstücke aufgefaßt; z. B. '/, Promille Steuer vom 
„Vermögen“ zahlen, heißt '/, Promille von demjenigen zahlen, was als „gemeiner 
Wert des Vermögens“ anzusetzen wäre ®. 


Mit Rücksicht auf die ökonomische Bedeutung des Vermögens, Vorrat 
für die Bedarfsbefriedigung zu sein, und zugleich mit Rücksicht auf das 
relative Maß, in welchem das Vermögen dieser seiner ökonomischen Be- 
deutung entspricht, kann man unterscheiden zwischen Wohlstand, wenn 
Vermögen und Bedarf dauernd sich decken, Reichtum, wenn das Ver- 
mögen im Verhältnis zum Bedarf oder auch im Vergleich mit andern 
Gütervorräten als besonders groß sich darstellt. In der Regel verbindet 
sich mit dem Begriff des Reichtums zugleich die Vorstellung eines großen 


ı A. Wagner, Grundlegung I, 1, 288 307 fi. 
‘2 Vgl. Neumann, Wirtschaftliche Grundbegriffe, in Schönbergs Handbuch 
I* 173. . 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I. 14 
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Einkommens, das nicht reines Arbeitseinkommen, sondern Renteneinkom- 
men ist. 

Mit Rücksicht auf das Subjekt des Vermögens kann man unterscheiden 
zwischen Privatvermögen, d. i. dem Vermögen privater, physischer oder 
juristischer Personen, und dem öffentlichen Vermögen, d. i. dem Vermögen 
öffentlicher Körper (Staat, Gemeinde, Provinz). 

Nach Zweck und Benutzungsweise zerfällt das Vermögen in Ver- 
brauchsvermögen einerseits und Stammvermögen oder Kapital ander- 
seits, d. i. dasjenige Vermögenselement, dessen wirtschaftliche Verwendung 
eine Vermögensverminderung nicht bewirkt, welches also in seinem Werte 
dem Vermögen dauernd erhalten bleibt und lediglich durch den Nutzen 
und die Nutzungen, die es gewährt, demjenigen dient, welcher darüber 
rechtlich verfügen kann. Das besonders Charakteristische im Kapital- 
begriff liegt darin, daß das Kapital, wie auch der Name es andeutet, als 
ein Hauptgut, Stammgut sich darstellt, welches den Ausgangspunkt an- 
derer Güter oder Befriedigungen bildet. Man unterscheidet Nutzkapital 
und Erwerbskapital. Ersteres umfaßt diejenigen Gebrauchsgegenstände, 
welche eine relativ lange oder dauernde Benutzung in der unmittelbaren 
Bedürfnisbefriedigung gestatten, z. B. das Wohnhaus. Das Erwerbskapital 
zerfällt wiederum in Produktionskapital und Leihkapital. Das Produktions- 
kapital gewährt dem Besitzer ein Einkommen dadurch, daß er es zur Güter- 
erzeugung verwendet, das Leihkapital durch die kreditweise Überlassung 
an einen andern. Das Produktivkapital ist entweder stehendes Kapital, in- 
sofern es dauernd der Produktion dient (die bleibenden Werkvorrichtungen, 
Maschinen u. dgl.), oder umlaufendes Kapital, das in der Produktion ver- 
braucht und nur in seinem Werte durch das erzeugte Gut ersetzt wird 
(Roh- und Hilfsstoffe, Löhne, die für den Unternehmer Kapital, für den 
Arbeiter Verbrauchsvermögen sind). Auch die Ausdrücke Anlage- und 
Betriebskapital sind für dieselbe Unterscheidung praktisch im Gebrauche. 
„Totes Kapital“ nennt man zur Produktion ökonomisch geeignete Güter, 
die aber tatsächlich nicht zur Verwendung und Ausnutzung in der Pro- 
duktion gelangen. 


1. Der belgische Moralist und Nationalökonom A. Vermeersch' unter- 
scheidet zwischen „Kapital“ im eigentlichen Sinne und „Kapital“, metaphorisch 
gefaßt. 

a. Das „Kapital“ im eigentlichen Sinne zerfällt wieder in das Ka- 
pital im weiteren und engeren Sinne. 

a) Im weiteren Sinne umfaßt das Kapital alle in Geld schätzbaren Dinge, 
welche zu Nutzen oder Gewinn bringendem Gebrauche bestimmt sind, einschließ- 
lich des Bodens und der Naturkräfte So aufgefaßt, steht das „Kapital“ im. 
Gegensatz zur menschlichen Arbeit, für sich allein genommen. 

ß) Im engeren Sinne bezeichnet „Kapital“ jedes in früherer Produktion 
rrauele, Gut, das als Produktionsbedingung, Produktionsmittel, Produktionswerk- 


— 


1 Ocaeslones de iustitia (1901) 496 ff; ? (1904) 514 ff. 
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zeug in neuer Produktion zu dienen bestimmt ist. Auf diese Weise gilt der Boden 
nicht als „Kapital“, insofern er von Natur fruchtbar ist, sondern nur soweit er 
durch den Fleiß und die sachlichen Aufwendungen des Menschen eine höhere 
Fruchtbarkeit erlangt hat. Bei der üblichen Unterscheidung zwischen Natur, Arbeit 
und Kapital wird „Kapital“ in diesem engeren Sinne gebraucht. Auch die Unter- 
scheidung zwischen „stehendem“ und „umlaufendem“ Kapital bezieht sich auf das 
Kapital im engeren Sinne Zum stehenden Kapital, welches bei der Produktion 
der Güter, bei der Genesis der Werte, nicht verbraucht wird, gehören, wie 
gesagt, die Gebäude, leblosen Werkzeuge, die für die Produktion mit ihren Kräften 
verwendeten Tiere, die durch Meliorationen, Arbeitsaufwendungen erworbene 
Fruchtbarkeit des Bodens usw. Zu dem umlaufenden Kapital gehört alles, was 
für die Zwecke der Produktion, den gesamten Geschäftsbetrieb an wirtschaft- 
lichen Gütern verbraucht wird, z. B. der Rohstoff, der umgeformt werden soll, 
Waren, die noch nicht verkauft sind, die für die Ernährung, den Unterhalt, 
Löhne u. dgl. bestimmten Mittel. 

b. Im übertragenen Sinne bezeichnet „Kapital“ heute sehr oft Geld- 
summen, Rententitel, Aktien usw., insofern dieselben ihrem Eigentümer ein Ein- 
kommen abwerfen. 

„Kapitalist“ im ersteren Sinne ist der Eigentümer von Grund .und Boden, 
von Maschinen usw. Wird aber das „Kapital“ metaphorisch verstanden, so ist 
„Kapitalist“ derjenige, der über mobiles Geldkapital, Forderungsrechte, Wert- 
papiere u, dgl. verfügt. 

2. Der gewöhnliche Sprachgebrauch bezeichnet mit dem Ausdruck „Kapital“ 
vor allem das Geldkapital, einen Geldwert, Vermögenswert. In diesem 
Sinne spricht man auch von „Kapitalien“, die in Häusern, Fabriken, Wert- 
papieren usw. „stecken“, die bald die „Form“ von Maschinen bald von Baum- 
wolle oder andern Waren „annehmen“ !'. Richard Hildebrand ? urteilt sogar: 
„Alles Kapital besteht ... nur in bestimmten Wertbeträgen, den für 
Erwerbszwecke verfügbaren resp. bereits faktisch im Dienste bestimmter Er- 
werbszwecke stehenden Wertbeträgen, gleichviel in welcher Gestalt sich diese 
Wertbeträge jeweils oder momentan befinden mögen, nicht in bestimmten Wert- 
objekten.“ Auch Turgot hatte bereits gelehrt, daß das Kapital aus angehäuften 
Werten bestehe. 

3. Das Kapital als Produktionsmittel ist, ökonomisch betrachtet, 
eine unbedingte, wirtschaftliche Notwendigkeit für alle Verhältnisse, für die primi- 
tiven Zustände, wo der Jäger schon des Pfeiles, der Fischer des Netzes be- 
darf usw., mehr noch für die gegenwärtige große und umfassende Produktion, 
ja auch für eine sozialistische Gesellschaftsordnung, die ebenfalls der technischen 
Hilfsmittel zur Produktion als der unentbehrlichen Bedingung für Entwicklung 
der Kraft. usw. nicht entraten könnte. Es wäre jedoch mißverständlich, wenn 
jener ökonomischen Notwendigkeit des Kapitals gegenüber der „Kapitalbesitz“, 
das „Privatkapital“ als eine bloß „historische Kategorie“ bezeichnet würde. 
Alle Veränderungen oder Mißbildungen, welche die geschichtliche Entwicklung 


ı Kleinwächter, Die volkswirtschaftliche Produktion im allgemeinen. Die Be- 
deutung des Kapitals, in Schönbergs Handbuch I* 207. 


? Theorie des Geldes (1883) 76. 
14 * 
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an dem Kapitalbesitz vollzieht, beweisen nichts gegen die moralische Notwendig- 
keit des Privateigentums auch an den Produktionsmitteln. 

4. Das Wort „Kapitalismus“ bezeichnet entweder die heute vorherr- . 
schende Anwendung technischer Hilfsmittel, künstlicher Werkzeuge, Maschinen 
in der Produktion oder (im sozialistischen Sinne) die kapitalistische Produktion 
mit Privateigentum der Unternehmer an den Produktionsmitteln; dann nament. 
lich auch die ungesunde Vorherrschaft des mobilen Geldkapitals (modernes Kredit- 
wesen, Kreditpapiere, Aktienwesen, Börsenoperationen u. dgl.). 

Redet man vom „Kapitalismus“ im verwerflichen Sinne, so denkt man 
speziell auch an jene maßlose Gewinnsucht, die in der „kapitalistischen Pro- 
duktion“ das naturgemäße Verhältnis von Kapital und Arbeit völlig verkehrt hat. 
Der Gewinn des Kapitalisten bildet dabei das oberste, ja einzige Gesetz, dem 
die Pflichten der Gerechtigkeit und Liebe gegenüber der physischen und sitt- 
lichen Persönlichkeit des Arbeiters, seine gerechten Lohnansprüche usw. unter- 
geordnet, wenn nicht völlig geopfert werden. „Die große Verbreitung der ka- 
pitalistischen Produktionsweise durch die Fortschritte der Erfindungen und durch 
Einführung der Gewerbefreiheit, verbunden mit der Entfesselung des Geldkapitals 
und der Entwicklung des Kreditsystems“, sagt Julius v. Costa-Rossetti!, 
„bewirkten, daß nach und nach die Herrschaft des Sach- und Geldkapitals sich 
ausbreitete und befestigte. Das Kapital ist in den Händen weniger eine Macht 
geworden, welche die gesamte Wirtschaft der Nationen beherrscht. Das gegen- 
wärtige Wirtschaftssystem kann daher mit Recht Kapitalismus genannt werden. 
Dieses System ist zwar geeignet, die Produktion in hohem Grade zu entwickeln 
und zu steigern; aber es ist nicht geeignet, die produzierten Güter in einer 
Weise in der gesamten staatlichen Gesellschaft zu verteilen, welche zur 
wahren, allen gemeinsamen, Öffentlichen materiellen Wohlfahrt führt.‘ ? 


Vermögen und Einkommen. Das Leben der Einzelwirtschaft führt, 
wie wir sahen®, zu einem beständigen Wechsel in dem ihrer Ver- 
fügung jeweilig anheimgegebenen Güterbestande*. Güter gehen aus, 
gehen ein. Eingänge, die das Vermögen in seinem Wertbestande ver- 
mehren, werden „Einnahmen“ genannt; Ausgänge, die das Vermögen 
wertlich vermindern, heißen „Ausgaben“. Nicht alle Eingänge sind Ein- 
nahmen und nicht alle Ausgänge zugleich Ausgaben. Tausch und Kauf 
führen zu einem Substanzwechsel des Vermögens in seinem naturalen Be- 
stand, aber sie bringen doch der Regel nach in dem eingehenden Gut 
einen Ersatz des Ausganges. Auch kreditmäßige Eingänge und Ausgänge 
bewirken an sich keine Mehrung oder Minderung des Wertbestandes des 
Vermögens. 

„Ertrag“ oder Erträge werden Güter genannt, insofern sie ohne 
Rücksicht auf die Person, der sie schließlich zufallen, lediglich als Aus- 


——— 


1 Allgemeine Grundlagen der Nationalökonomie 128. 

! Vgl. auch Franz Walter, Über Wesen und Geschichte des „Kapitalismus“, 
in der Sozialen Revue I (1901) 855 ff. 

s Siehe oben Kap. 1, $ 4, 66 ff. 

* Wagner, Grundlegung I, 1, 370 ff 399 fi. 
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flüsse einer Erwerbsquelle, eines naturale (Boden) oder zivile (Zinshaus) 
Früchte abwerfenden Vermögensobjektes, einer Erwerbseinrichtung (Fabrik), 
einer Tätigkeit, eines Rechts in Betracht kommen. „Roh-, Rauh-, Brutto- 
ertrag“ ist der ganze Ertrag der Erwerbs-, speziell Produktionsquelle ohne 
Abzug der Kosten. Er ist „Material- oder Naturalertrag“, insofern er 
die Güter selbst nach Stückzahl, Maß- und Gewichtseinheiten umfaßt, 
„Geldertrag‘, wenn er den Geldwert der Güter darstellt. Als „Rein- 
ertrag“ bezeichnet man den Rest, der nach Abzug der Kosten von dem 
gesamten Ertrag übrig bleibt. 

Unter dem „Einkommen“ der Einzelwirtschaft verstehen wir den 
Reinertrag aus fester Erwerbsquelle, der regelmäßig (etwa jährlich) der 
tatsächlichen und rechtlichen Verfügungsgewalt einer physischen oder 
moralischen Person zufließt und von ihr für Unterhalt und Vermögens- 
vermehrung verwendet werden kann!. 


1. Das Einkommen ist „Reinertrag“, nicht Rohertrag. Die Kosten sind ab- 
gezogen, und zwar nicht nur die Aufwendungen und Opfer an und für Arbeit und 
Materialien, die allgemein notwendig sind, um zu jenen Erträgen zu gelangen, 
sondern überdies noch das, was die Einzelwirtschaft auf Grund ihrer besondern 
Verhältnisse tatsächlich aufwendet, was sie etwa an Löhnen, Gehältern, Pacht, 
Zins zu zahlen hat, um über fremde Arbeitskräfte, fremde Produktionsmittel zu 
verfügen. Je nach dem verschiedenen Standpunkte kann für den einen Einkommen 
sein, was für den andern zu den Kosten gehört. Der Lohn ist für den Unter- 
nehmer eine Aufwendung, für den Arbeiter Einkommen. Die Herabsetzung des 
Lohnes bedeutet für den Unternehmer Verminderung der Kosten, für den Arbeiter 
Verschlechterung seiner Existenzbedingungen. 

2. Das Einkommen ist Reinertrag aus fester Erwerbsquelle, wobei der Aus- 
druck „Erwerbsquelle* im weitesten Sinne des Wortes verstanden wird; also 
Reinerträge, die sich herleiten aus dem Tauschverkehr oder aus Eigenproduktion, 
aus Arbeit, materiellem Besitz, Rechten. Auch Nutzungen und Genußmöglich- 
keiten, welche Vermögensobjekte, z. B. Gebäude, gewähren und dadurch vielleicht 
sonst nötige Ausgaben ersparen lassen, werden nach Abzug der Unterhalts- 
und Abnutzungskosten (speziell für Steuerzwecke) dem Einkommen zugeteilt. 
Wenn wir die Erwerbsquelle als „feste“ bezeichnen, so ist damit schon hin- 
gedeutet auf 

8. die „regelmäßige“, periodische Wiederkehr der Eingänge. Lotterie-, Spiel-, 
Wettgewinne, Legate, Erbschaften, Gewinne aus Privatspekulationen (nicht von 
Bankiers), Wertsteigerungen, die mit Konjunkturen zusammenhängen, u. dgl. werden 
besser als Einnahmen, nicht als Einkommen bezeichnet. Dagegen können gewisse 


ı Wagner, Grundlegung I, 1, 400 ff. Schmoller, Grundriß II 420 (878) ff; 
Die Lehre vom Einkommen, in der Zeitschrift für Staatswissenschaften XIX (1863) 1 ff. 
Hermann, Staatswirtschaftliche Untersuchungen ? 582 ff. Rob. Meyer, Das Wesen 
des Einkommens (1887); Artikel „Einkommen“ im Handwörterbuch der Staatswissen- 
schaften III? 347 ff. Rösler, Zur Lehre vom Einkommen, im Jahrbuch für National- 
ökonomie, I. Folge X (1868). Kleinwächter, Das Einkommen und seine Verteilung 
(1896) 3 ff. 
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regelmäßige unentgeltliche Zuwendungen, z. B. Zuschüsse des Vaters an das 
selbständige Kind, Einkommen genannt werden. 

4. Der Einkommensbegriff nimmt Bezug auf eine „Person“, deren tatsäch- 
licher und rechtlicher Verfügung der Reinertrag zufließt und die als Subjekt des 
Einkommens erscheint, während der Ertragsbegriff von der Person absieht und 
lediglich das ertragsfähige Objekt ins Auge faßt. 

5. Das Einkommen kann „für Unterhalt oder Vermögensvermehrung ver- 
wendet werden“. Die Reinerträge werden nicht selten wenigstens zum Teil zur 
Vermehrung des Vermögens als eines angesammelten und ruhenden Gütervorrates 
dienen. Man könnte aber auch das ganze Einkommen, ohne den Vermögens- 
bestand anzugreifen, in einer bestimmten Wirtschaftsperiode vollständig ver- 
brauchen. Die wirtschaftliche Gesamtlage des Subjekts würde sich dadurch an 
und für sich gegen früher nicht verschlechtern. In der späteren Periode stellt 
sich das Einkommen von neuem der Bedarfsbefriedigung zur Verfügung. Ein regel- 
mäßiger Eingriff in den ruhenden Vermögensbestand müßte dagegen schließlich 
zur Erschöpfung des Vermögens führen. 

6. Was dazu erforderlich ist bzw. dazu verwendet wird, um das Vermögen 
ungeschmälert und „die Wirtschaft in regelrechtem Gang“ zu erhalten, gehört 
dem Gesagten zufolge ebensowenig zum Einkommen wie zurückgezahlte Darlehens- 
summen, Kaufschillinge für ein Haus u. dgl. 


Nach den Quellen, aus denen das Einkommen fließt, kann unter- 
schieden werden zwischen 1. dem „reinen Arbeitseinkommen‘®, 2. dem 
„reinen Vermögens- oder Besitzeinkommen“, auch „Renteneinkommen‘® 
genannt, 3. dem „gemischten Einkommen“ aus Arbeit und Besitz zugleich. 
Das reine Arbeitseinkommen wird als „nicht fundiertes“ bezeichnet, in- 
sofern es sich nicht auf ein rententragendes Vermögen stützt, obwohl 
gewisse Arbeitseinkommen, z. B. der Beamten, einer sichern Unterlage 
sich erfreuen. Das Renteneinkommen gilt als „fundiertes Einkommen‘. 
Das „gemischte Einkommen“ findet sich bei den selbständigen Unter- 
nehmern. Starke Verschuldung läßt hier freilich von der Fundierung und 
dem Einkommen aus Besitz nicht viel übrig. Sofern das Einkommen 
nicht durch ungünstige Preiskonjunkturen usw. überhaupt in Frage gestellt 
wird, erscheint es dann eher als Arbeitseinkommen, wenn auch der Unter- 
nehmer rechtlich Eigentümer des Bodens, der Fabrik geblieben ist. 


Die ältere englische Theorie unterschied noch zwischen dem ursprünglichen 
Einkommen, das aus der materiellen Produktion hervorgeht und sich auf die an 
der Produktion Beteiligten (als Grundrente, Kapitalprofit, Lohn) verteilt, und dem 
abgeleiteten Einkommen der nicht direkt an der materiellen Produktion be- 
teiligten Klassen und Personen (wie der Beamten, Soldaten, Diener, in freien 
Berufen beschäftigten Personen). Wer schließlich nur Anerkennung hat für die 
Leistungen der materiellen Arbeit innerhalb der Produktion, der wird sogar in 
dem Einkommen des Unternehmers ein „abgeleitetes“ Einkommen er- 
blicken können !. 


ı Vgl. Kleinwächter, Das Einkommen und seine Verteilung (1896) 41. 
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Dasjenige Einkommen, welches nach Abzug der Aufwendungen für 
den standesgemäßen Lebensbedarf der freien Verfügung des Empfängers 
übrig bleibt, wird freies (früher weniger gut auch reines) Einkommen 
genannt. Derjenige Teil des Einkommens dagegen, der auf die Befriedi- 
gung physisch und sozial notwendiger Bedürfnisse verwendet werden muß, 
heißt gebundenes Einkommen. Je kleiner ein Einkommen ist, um so 
größer wird der durch die notwendigsten Bedürfnisse gebundene Teil sein, 
und umgekehrt wächst an und für sich mit der Größe des Einkommens 
die Quote, die nach Befriedigung der notwendigen Bedürfnisse der freien 
Verfügung des Einkommensempfängers verbleibt. 

Wir werden uns mit den einzelnen hier behandelten Begriffen später 
im Zusammenhange der Volkswirtschaftslehre eingehend zu beschäftigen 
haben. 


Viertes Kapitel. 
Die Volkswirtschaft und ihr Organisationsprinzip. 


8 1. 
Theorien über die Stufen der wirtschaftlichen Entwicklung. 


Literatar: B. Hildebrand, Nationalökonomie der Gegenwart und Zukunft I 
(1848) ; Zur Geschichte der deutschen Wollenindustrie, in den Jahrbüchern für National- 
ökonomie und Statistik VI u. VII (1868). — List, Nationales System der politischen 
Ökonomie, herausgeg. von Häusser (1851), 14 ff. — Schönberg, Zur wirtschaftlichen 
Bedeutung des deutschen Zunftwesens im Mittelalter, in den Jahrbüchern für National- 
ökonomie IX (1867). — Wagner, Artikel „Zölle“ im Deutschen Staatswörterbuch von 
Bluntschli u. Brater XI (1870); Grundlegung I? (1892) 346 ff 439 ff. — Schmol- 
ler, Straßburger Tucher- und Weberzunft (1879) 864 f; Das Merkantilsystem in seiner 
historischen Bedeutung, im Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft VIII (1884); auch abgedruckt in „Umrisse und Untersuchungen zur Verfassungs-, 
Verwaltungs- und Wirtschaftsgeschichte, besonders des preußischen Staates im 17. und 
18. Jahrhundert“ (1898) 1—60; Grundriß I4fl. — Schulte, Geschichte des mittel- 
alterlichen Handels I (1900) 112ff. — Bücher, Die Entstehung der Volkswirtschaft ® (1901) 
107 ff. — Janssen, Geschichte des deutschen Volkes seit dem Ausgang des Mittel- 
alters I!7-18, besorgt von Pastor; VIII!-1, ergänzt und herausgeg. von Pastor. 
Michael, Geschichte des deutschen Volkes vom 13. Jahrhundert bis zum Ausgang des 
Mittelalters I. — Grupp, Kulturgeschichte des Mittelalters I (1894) 184 154 249; 
II (1895) 108 ff 338 ff 428 ff. — Kleinwächter, Lehrbuch der Nationalökonomie (1902) 
29. — A.Oncken, Geschichte der Nationalökonomie I (1902) 18 fl. — Sombart, Der 
moderne Kapitalismus I (1902) 50 ff. Dazu Pohles Besprechung in den Jahrbüchern 
für Nationalökonomie, III. Folge XXVI (1908). — Die Aufsätze v. Belows: Über Theo- 
rien der wirtschaftlichen Entwicklung der Völker, in der Historischen Zeitschrift LXXXVI 
(1901); Der Untergang der mittelalterlichen Stadtwirtschaft, in den Jahrbüchern für 
Nationalökonomie XXI (1901); Zur Würdigung der historischen Schule, in der Zeitschrift 
für Sozialwissenschaft VII (1904); die Abhandlungen über Wirtschaftsstufen in Schön- 
bergs Handbuch, in Philippovichs Grundriß und bei Fuchs, Volkswirtschafts- 
lehre usw. 


90. Wirtschaftsstufen der Produktion und des Güterverkehrs im 
allgemeinen. Nachdem an anderer Stelle von den wichtigsten allgemei- 
neren Entwicklungstheorien gehandelt wurde, wendet sich unsere Auf- 
merksamkeit jetzt speziell der geschichtlichen Entwicklung des Wirtschafts- 
lebens, der Lehre von den Wirtschaftsstufen oder Wirtschaftsepochen zu. 

Die Unterscheidung der Wirtschaftsstufen wird verschieden ausfallen 
je nach dem Einteilungsprinzip, das dabei zur Verwendung kommt. Schön- 
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berg! spricht von zwei Gruppen von Wirtschaftsstufen: „Das haupt- 
sächlichste Unterscheidungsmerkmal ist für die eine der Zustand der 
volkswirtschaftlichen Produktion, für die andere der Zustand des 
Tauschverkehrs. Die typischen Grundformen der ersteren sind: die 
Wirtschaftsstufen des Jägervolkes resp. Fischervolkes, des Hirten- (No- 
maden-)volkes, des seßhaft gewordenen reinen Ackerbauvolkes, des 
Gewerbe- und Handelsvolkes, des Industrievolkes; die der andern: die 
Naturalwirtschaft, die Geldwirtschaft und die Kreditwirtschaft.* Über 
den Wert der Unterscheidung zwischen Jägervolk, Hirtenvolk usw. für 
eine geschichtliche Betrachtung brauchen wir dem früher Gesagten nichts 
hinzuzufügen. Der Vorwurf unbegründeter Verallgemeinerung, welchen 
wir gegenüber der beliebten Anwendung des Schemas der drei Entwick- 
lungsstufen (Jagd, Viehzucht, Bodenbestellung) erhoben haben ?, trifft aber 
auch das von Friedrich List aufgestellte Schema. In seinem „Nationalen 
System der politischen Ökonomie“ 3 unterscheidet List fünf geschichtliche 
Entwicklungsstufen der menschlichen Wirtschaft: den wilden Zustand, 
die Hirtenstufe, die Agrikulturstufe, die Agrikultur-Manufakturstufe, die 
'Agrikultur-Manufaktur-Handelsstufe. Bruno Hildebrand * meint, List habe 
das Schema aus der Geschichte Großbritanniens abstrahiert; schon die 
einfache Vergleichung der industriellen Entwicklung Englands mit der 
Bildungsgeschichte Hollands hätte den Urheber von der Unhaltbarkeit 
seiner Lehre überzeugen müssen. 

Unter dem Gesichtspunkte der Produktion ließen sich dann noch andere 
Einteilungen vollziehen, so z. B. nach der Produktionstechnik, nach dem Pro- 
duktionsverfahren, nach dem Material, aus welchem die Werkzeuge verfertigt 
sind (Steinzeit, Bronzezeit, Eisenzeit), oder „nach dem Eintritt des Feuers, des 
Werkzeugs, des Rotationsprinzips, des Dampfes, der Wissenschaft usw. in das 
Wirtschaftsleben*, auch nach der rechtlichen Stellung des Arbeiters in der ein- 
zelnen Produktionswirtschaft u. dgl. Aber diese Unterscheidungen sind doch zu 
äußerlich, zu einseitig; sie bieten keine volle, möglichst allseitige Charakteri- 
sierung der verschiedenen Epochen °. 


Einen brauchbareren Einteilungsgrund bietet die Verkehrsentwick- 
lung, genauer: der Grad der Arbeitsteilung, der Spezialisierung wirt- 
schaftlicher Tätigkeiten und der dadurch hervorgerufenen Abhängigkeit 
der Einzelwirtschaften voneinander, insofern dieselben in der Befriedigung 
ihres Bedarfs durch den Austausch ihrer Produkte sich gegenseitig er- 
gänzen, in diesem nichtkommunistischen Sinne: der Grad der Vergesell- 
schaftung des Wirtschaftslebens. Die berufliche Spezialisierung der wirt- 
schaftlichen Tätigkeit ist nicht nur durch die Aussicht auf Abnehmer der 


ı Handbuch der politischen Ökonomie I? (1896) 32. 

? Siehe oben Kap. 38, $ 3, S. 182 £. s (1851) 14 fi. 

4 Jahrb. für Nationalökonomie II (1864) 1 ff; Histor. Zeitschr. LXXXVI (1901) 1. 

5 Vgl. W. Sombart, Die gewerbliche Arbeit und ihre Organisation, im Archiv 
für soziale Gesetzgebung XIV (1899) 368 ff. 
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besondern Produkte bedingt, sie steht auch in Abhängigkeit von der 
Entwicklung der Produktivkräfte Arbeitsteilung, Grad der Vergesell- 
schaftung, Verkehrsentwicklung bieten insoweit allerdings einen geeigneten 
Gesichtspunkt, um das gesamte Wirtschaftsleben größerer Perioden in 
seiner Eigenart zu erfassen und zur Darstellung zu bringen. 

Die neueren Versuche, allgemeinere Entwicklungsformen bei den 
verschiedenen Völkern zu ermitteln, sind, wie G. v. Below bemerkt !, 
namentlich von zwei Vorstellungen beeinflußt worden: „von der durch 
Rodbertus vertretenen Anschauung, daß zwischen eigenwirtschaftlichen 
und tauschwirtschaftlichen Zuständen zu unterscheiden sei, und seiner 
Auffassung, daß die antike Wirtschaft Oikenwirtschaft, d. h. autonome 
Wirtschaft des seine Bedürfnisse selbst befriedigenden Einzelhaushaltes 
sei, und von der Erkenntnis, daß das Städtewesen des deutschen Mittel- 
alters? sich im Gegensatz zu den modernen Zuständen durch große wirt- 
schaftliche Selbständigkeit der einzelnen Gemeinden auszeichnet“. 


91. Natural- nnd Verkehrswirtschaft (Tauschwirtschaft) 3 unterscheiden 
sich nicht dadurch, daß in der Naturalwirtschaft keine Arbeitsteilung, in 
der Verkehrswirtschaft dagegen Arbeitsteilung sich vorfinde. Auch in der 
primitiven Gemeinwirtschaft einer Familie sind die Arbeitsleistungen auf 
die verschiedenen Glieder verteilt. Bestimmte Arbeitsaufgaben können 
hier ebenfalls schon an Personen übertragen werden, die nicht zu der 
betreffenden Wirtschaft gehören und nur zeitweilig in derselben beschäftigt 
werden (z. B. herumziehende Handwerker). Der Unterscheidungsgrund 
liegt anderswo. Während nämlich in naturalwirtschaftlichen Verhältnissen 
die Einzelwirtschaften der Individuen und Familien regelmäßig für den 
eigenen Bedarf produzieren („Bedarfsproduktion“) und mehr aus- 
nahmsweise einzelne Gegenstände ausgetauscht werden, ist für die Ver- 
kehrswirtschaft der Austausch von Wirtschaft zu Wirtschaft das hervor- 
stechende charakteristische Merkmal. Hier besteht Arbeitsteilung zwischen 
den einzelnen Wirtschaften. Was die eine Wirtschaft mehr erzeugt, als 
sie für ihre Angehörigen bedarf, wird ihr zum Mittel, um die Erzeugnisse 
anderer Wirtschaften einzutauschen. Allmählich verzichtet dann die 
Einzelwirtschaft auf die Herstellung vieler Güterarten und beschränkt 
sich auf die Produktion des einen oder andern Gutes, mittels dessen sie 
sich im Austausch das verschafft, wessen sie sonst bedarf („Verkehrs- 
produktion‘)*, sei es daß die Produkte auf Bestellung für bestimmte 


ı Über Theorien der wirtschaftlichen Entwicklung, in der Historischen Zeitschrift 
LXXXVI (1901) 2. 

? Die ausführliche Behandlung der Stadtwirtschaft und der stadtwirtschaftlichen 
Politik verbindet sich am besten mit der Lehre vom Gewerbewesen. 

® Vgl. hierza Wagner, Grundlegung I, 1, 441 ff; Artikel „Die Wirtschaftsstufen 
in der Geschichte“ in Schönbergs Handbuch I* 50 ff. 

* Bücher, Entstehung der Volkswirtschaft? (1898) 58 ff; ° (1901) 101 ff. Fried- 
rich Engels, Entstehung der Familie usw.” (1898) 171 ff. 
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Kunden produziert werden, sei es daß man ohne Bestellung auf eine all- 
gemeine Absatzgelegenheit an einem Orte oder in einem Gebiete rechnet, 
wo die Besitzer der für den Absatz im Verkehr bestimmten Güter mit den 
Abnehmern derselben regelmäßig zusammentreffen. Diese Absatzgelegenheit 
bietet der Markt. Im weiteren Sinne bezeichnet „Markt“ die Gesamtheit 
der Absatzgelegenheiten für ein Gut oder auch das Gebiet, in welchem 
man auf Austausch für eine Gütergattung rechnen kann; im engeren 
Sinne ist „Markt“ eine besondere Veranstaltung zum Zwecke regelmäßiger 
Zusammenkunft der Warenbesitzer und der Kauflustigen oder auch diese 
Zusammenkunft selbst! oder der Ort, wo sich Angebot und Nachfrage 
regelmäßig begegnen. 


92. Naturalwirtschaft, Geldwirtschaft, Kreditwirtschaft als Entwick- 
lungsformen der Verkehrswirtschaft. Hier steht die „Naturalwirt- 
schaft“ nicht im Gegensatz zur Verkehrswirtschaft wie bei der vorigen 
Unterscheidung; sie ist vielmehr jene besondere Form derselben, bei 
welcher im Tauschverkehre die Genuß- und Produktionsmittel in natura 
vertauscht werden. Die Geldwirtschaft dagegen bedient sich regel- 
mäßig des Geldes als Tauschmittels (Kauf, Verkauf). Die Kreditwirt- 
schaft unterscheidet sich nur inadäquat von der Geldwirtschaft, da sie 
den Geldverkehr und die Funktion des Geldes als Währung und als eines 
Preismaßes voraussetzt. In seiner Funktion als Tauschmittel kann jedoch 
hier das Geld auch durch Urkunden aus Kreditgeschäften (Wertpapiere, 
Kreditpapiere) ersetzt werden. 


Bruno Hildebrand führte diese Unterscheidung der Wirtschaftsstufen 
nach den Ausgleichungsmitteln, deren der Verkehr zur Durchführung der Umsätze 
sich bedient, in die Wissenschaft ein. Er formulierte seine Ansicht in folgender 
Weise? „Entweder setzt man Güter unmittelbar gegen Güter um, oder man be- 
dient sich des Tauschmittels der edeln Metalle, des Geldes, oder endlich man 
setzt Güter gegen das Versprechen um, in Zukunft denselben Wert zurück- 
zuerstatten, d. h. gegen Kredit.“ Dem gegenüber bemerkt Gustav Cohn®?: „Die 
Dreiteilung ist schon darum unhaltbar, weil sie die wesentliche Funktion des 
Geldes übersieht, nämlich die Funktion des Wertmaßes; letztere Funktion bleibt 
unberührt davon, ob beim Umsatz Kredit gewährt wird oder nicht; der wirkliche 
Gegensatz, der hier vorschwebt, wäre: ‚Barwirtschaft‘ und ‚Kreditwirtschaft‘, 
während in beiden Fällen ‚Geldwirtschaft‘ stattfindet. Es ist auch nicht einmal 
richtig, daß der ‚Umsatz gegen Kredit‘, wie auf Grund jener Dreistufung behauptet 
wird, sich mit der höheren Entwicklung der Wirtschaft immer mehr ausbreite 
und den Barumsatz verdränge: im Gegenteil, die fortschreitende Wirtschaft löst 
den Kredit immer mehr von dem Umsatz ab und macht aus der Kreditgewährung 
ein besonderes Geschäft, welches den Käufer in den Stand setzt, gegen bar zu 


! Philippovich, Grundriß I, 2. Abt, 191. Mangoldt, Grundriß 8. 

? Bruno Hildebrand, Jahrbücher für Nationalökonomie II (1864) 4 ff; National- 
ökonomie der Gegenwart und Zukunft I (1848) 276 ft. 

® Grundlegung 454. 
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kaufen. Eine bescheidene Kenntnis des modernen Geschäftsverkehrs in England, 
Amerika usw. bestätigt diese Behauptung.“ Den „Umsatz“ hält Cohn überhaupt 
schon deshalb nicht für geeignet, den „Einteilungsgrund für die historische Ent- 
wicklung der Volkswirtschaft” abzugeben, weil „die erste Stufe, und zwar die 
lange fortdauernde, mit ihren Ausläufern tief in die Gegenwart aller zivilisierten 
Völker hineinreichende Stufe diejenige ist, in welcher gar kein Umsatz stattfindet, 
welche daher durch den Mangl des Umsatzes charakterisiert ist“, nicht durch 
eine besondere Form des Umsatzes. 

Wenn man aber dennoch Natural- und Verkehrswirtschaft einerseits und 
innerhalb der Verkehrswirtschaft wiederum Natural-, Geld-, Kreditwirtschaft 
anderseits als tatsächliche geschichtliche Entwicklungsstufen des Güterverkehrs 
und der Umsatzarten bezeichnen will, so muß jedenfalls beachtet werden, daß 
eine vollkommene historische Scheidung zwischen den einzelnen Formen keines- 
wegs vorliegt. Es handelt sich eher um ein Mehr oder Weniger, um ein all- 
mähliches Zurücktreten der einen Form hinter die andere, wobei nicht aus- 
geschlossen ist, daß die ältere Form sich neben den neuen wenigstens innerhalb 
gewisser Kreise der Bevölkerung erhält. „Geschichtlich bilden die drei 
Formen der Tauschwirtschaft überhaupt nicht völlig getrennte Zustände 
der Volkswirtschaft, lösen sich nicht förmlich ab, sondern bestehen nebeneinander 
fort, nur daß die ältere Form immer mehr zurücktritt. Das relative Überwiegen 
in der geschichtlichen Reihenfolge von Natural-, Geld- und Kreditwirtschaft gibt 
dann dem Verkehr sein Gepräge und führt zu der Benennung. Auch dabei aber 
ist zu beachten, daß in den verschiedenen Gebietsteilen einer Volkswirtschaft und 
besonders in den verschiedenen Gruppen der wirtschaftlichen Arbeit (Stadt — 
Land, industrielle — agrarische Tätigkeit) gewöhnlich nicht dieselbe Verkehrsform 
vorwaltet. Die Kreditwirtschaft ist mehr die Verkehrsform der Städte, der In- 
dustrie, während das platte Land vielleicht noch fast ganz in der Geldwirtschaft 
und teilweise etwa auch noch in der Naturalwirtschaft im ersten Sinne der vor- 
waltenden Eigengewinnung der Güter steckt.“ ! 


Ausführlichere Darlegung und Würdigung erfordert das bekannte 
Schema: 


93. Hauswirtschaft, Stadtwirtschaft, Volkswirtschaft. „Ein eindringen- 
des Studium, das den Lebensbedingungen der Vergangenheit wirklich ge- 
recht wird und die Erscheinungen nicht mit dem Maßstabe der Gegenwart 
mißt“, sagt Bücher?, „muß zu dem Resultate gelangen, daß die Volks- 
wirtschaft das Produkt einer jahrtausendelangen Entwicklung ist, das 
nicht älter ist als der moderne Staat, daß vor ihrer Entstehung die 
Menschheit große Zeiträume hindurch ohne Tauschverkehr oder unter 
Formen des Austausches von Produkten und Leistungen gewirtschaftet 
hat, die als volkswirtschaftliche nicht bezeichnet werden können.“ Wir 
werden demgemäß belehrt, wie nach dem Ende des gesellschaftlichen 
Urzustandes das ganze Altertum und die erste Hälfte des Mittelalters 
hindurch das ökonomische System der „geschlossenen Hauswirtschaft‘ 


ı Wagner, Grundlegung I, 1, 442. 
* Die Entstehung der Volkswirtschaft ® (1901) 107. 
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herrschte; an diese habe sich dann erst mit der zweiten Hälfte des 
Mittelalters in der „Stadtwirtschaft“ ein regelmäßiger Tausch- und Kauf- 
verkehr, doch lediglich als lokaler, direkter Verkehr zwischen Produzent 
und Konsument angeschlossen. Die „Volkswirtschaft“ aber sei das Er- 
zeugnis der Neuzeit in Verbindung mit der Bildung territorialer und 
nationaler Wirtschaftsgebiete. Also zuerst reine Eigenproduktion, 
tauschlose Wirtschaft, hierauf Kundenproduktion oder Stufe des 
direkten Austausches, schließlich mit dem modernen Staate entstehend 
Warenproduktion, Stufe des Güterumlaufes. Das sind die „Entwick- 
lungsstufen“, in deren Bezeichnung Bücher „schlagwortartig den ganzen 
Gang der wirtschaftsgeschichtlichen Entwicklung“ zusammenfassen will. 
Doch gelten ihm die Entwicklungsstufen picht als Zeitepochen im strengen 
Sinne, nach denen der Historiker seinen Stoff einteilt. Der Geschicht- 
schreiber dürfe nichts in seinem Zeitalter vergessen, der Theoretiker sehe 
dagegen mehr auf das Normale, lasse das Unwesentliche außer Betracht. 
Bei der langsamen, oft über Jahrhunderte sich erstreckenden Umbildung, 
welcher alle wirtschaftlichen Erscheinungen und Einrichtungen unterliegen, 
könne es für ihn nur darauf ankommen, die Gesamtentwicklung in ihren 
Hauptphasen zu erfassen mit Beiseitestellung der sog. Übergangsperioden. 
Nur so sei es möglich, die durchgehenden Züge oder — kühn ge- 
sprochen — „die Gesetze der Entwicklung“ zu finden. 


Den Prioritätsstreit zwischen Schmoller und Bücher ' können wir hier um 
so mehr außer acht lassen, nachdem v. Below * nachgewiesen, daß weder Bücher 
noch Schmoller die Urheber des „textus receptus“ in der Darstellung der Ver- 
hältnisse der mittelalterlichen Stadtwirtschaft sind. Die geläufige Ansicht führt 
sich vielmehr auf Hildebrand ®, Schönberg ‘, Gierke ® zurück ®. 


Vernehmen wir, wie Schmoller heute seine Ansicht entwickelt”: Bei 
primitivster wirtschaftlicher Kultur, die noch kaum zur Sippen- oder 
Stammesbildung geführt, sind die erwachsenen Männer und Frauen fast 
nur für sich und ihre Kinder tätig. Mit steigender Kultur greift die 
Haus- und Familienwirtschaft und die Stammes- und Gemeindewirtschaft 


ı Vgl. Jahrbuch für Gesetzgebung usw. (1893) 301; (1894) 318 ff. 

2 Über Theorien der wirtschaftlichen Entwicklung der Völker, in der Historischen 
Zeitschrift LXXXVI (1901) 4 ff. 

s Zur Geschichte der deutschen Wollenindustrie, in den Jahrbüchern für National- 
ökonomie VI u. VII (1866); VII 85 zu vergleichen mit Schmollers „Straßburger 
Tucher- und Weberzunft“ (1879) 864 f. 

* Zur wirtschaftlichen Bedeutung des deutschen Zunftwesens im Mittelalter, in den 
Jahrbüchern für Nationalökonomie IX (1867) 14 ff. 

5 Das deutsche Genossenschaftsrecht (über Zünfte). 

° Vgl. auch A. Wagner, Artikel „Zölle“ im Deutschen Staatswörterbuch von 
Bluntschli u. Brater XI 343 (1870, also vor Schmoller); ferner Rodbertus. 
Das Kapital (1884) 76 ff. 

? Grundriß der allgemeinen Volkswirtschaftslehre I 4 f. 
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ineinander. Doch nur für gewisse Zwecke des Viehtriebs, der Siede- 
lung, Acker-, Wald- und Weidenutzung kommt die Gemeinde- und 
Stammeswirtschaft zur Geltung. Im übrigen liegt der Schwerpunkt der 
wirtschaftlichen Tätigkeit in der Eigenproduktion für Familie 
und Haus. Der Tauschverkehr fehlt oder bleibt ohne Bedeutung. 
„Man hat geschwankt, ob man die Haus- oder die Stammes- und Dorf- 
wirtschaft als das wesentliche Merkmal dieser Epoche des Wirtschafts- 
lebens hervorheben soll. Indem die einzelnen Haus- und Familien- 
wirtschaften sich differenzieren, einzelne zu größeren Herrschaftsverbänden 
werden, indem ein gewisser Tauschverkehr sich ausbildet, die sozialen 
Körper größer und fester organisiert werden, in ihrem Mittelpunkt 
größere Orte und Märkte sich bilden, entstehen wirtschaftliche Zu- 
stände, welche sich dadurch charakterisieren, daß wohl noch die Mehr- 
zahl der Familien das meiste selbst produziert, also auf dem Boden der 
Eigenwirtschaft stehen bleibt, aber dann doch in steigendem Umfange 
am Tauschverkehr teilnimmt. Dieser beschränkt sich freilich zunächst 
hauptsächlich auf den städtischen Markt, wo die Landleute ihre Roh- 
produkte, die Handwerker ihre Gewerbeprodukte ohne Handelsvermittlung 
verkaufen. Die antiken kleinen Stadtstaaten, die meisten mittelalterlichen 
Stadtgebiete und Kleinstaaten sind Gebilde dieser Art. Da eine be- 
herrschende Stadt meist den Mittelpunkt bildet, ihr Markt und dessen 
Einrichtungen das Charakteristische für solche Zustände sind, so hat man 
sie neuerdings durch den Begriff der Stadtwirtschaft bezeichnet. — 
Wo größere soziale Körper sich bilden mit einer Reihe von Städten und 
Landschaften, wo mit zunehmendem Tausch- und Geldverkehr von der 
Familienwirtschaft sich besondere Unternehmungen, d. h. lokal und or- 
ganisatorisch für sich bestehende Wirtschaften mit dem ausschließlichen 
Zweck des Handels und der Güterproduktion loslösen, der Marktverkehr 
und der Handel immer mehr Einzelwirtschaften beeinflussen und abhängig 
von sich machen, wo zugleich die Staatsgewalt durch Münzwesen und 
Straßenbau, durch Agrar- und Gewerbegesetze, durch Verkehrs- und 
Handelspolitik, durch ein Geldsteuersystem und die Heeresverfassung alle 
Wirtschaften der Familien, Gemeinden und Korporationen von sich ab- 
hängig macht, da entsteht mit dem modernen Staatswesen das, 
was wir heute Volkswirtschaft nennen. Sie beruht ebenso auf der 
Verflechtung aller Einzelwirtschaften in einen unlöslichen Zusammenhang 
durch den freien Tausch- und Handelsverkehr als auf den wachsenden 
einheitlichen Wirtschaftseinrichtungen von Gemeinde, Provinz und Staat. 
Der Begriff der Volkswirtschaft will eben das Ganze der nebeneinander 
und übereinander sich aufbauenden Wirtschaften eines Landes, eines 
Volkes, eines Staates umfassen. Die Gesamtheit alles wirtschaftlichen 
Lebens der ganzen Erde stellen wir uns, nachdem wir diesen Begriff ge- 
bildet, als eine Summe geographisch nebeneinander stehender und historisch 
einander folgender Volkswirtschaften vor. Die Summe der heute einander 
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berührenden, in gegenseitige Abhängigkeit voneinander gekommenen Volks- 
wirtschaften nennen wir Weltwirtschaft.“ 


Im zweiten Bande des „Grundrisses der allgemeinen Volkswirtschaftslehre* 
kommt Schmoller noch einmal auf die historische Stufenfolge der wirtschaftlichen 
Verfassungsformen zu sprechen !. Die geschichtlichen Abgrenzungen werden dort 
sehr vorsichtig vollzogen, so daß sich die Angriffspunkte für die historische 
Kritik in etwa vermindern dürften. Aber Schmoller bleibt dabei, daß der eigent- 
liche Begriff und die Tatsache der Volkswirtschaft erst seit dem 
17. und 18. Jahrhundert mit den modernen Nationalstaaten, ihrer 
inneren geistigen und wirtschaftlichen Verbindung und mit ihren Wirtschafts- 
kämpfen untereinander entstanden sei. Diese seine zuerst 1884 näher be- 
gründete Einteilung habe dann Bücher neun Jahre später in etwas abweichender, 
aber doch ähnlicher Weise als Resultat seiner selbständigen Studien wiederholt. 


94. Beurteilung der Bücher-Schmollerschen Theorie. Sombart hat 
die Büchersche Theorie schlechthin als falsch bezeichnet. Wir unserseits 
möchten lieber sagen: sie enthält manches Wahre, kann aber leicht irre 
führen sowohl für die historische wie für die theoretische Betrachtung. 
Auf den ersten Blick nimmt das Büchersche Schema für sich ein. 
Die Ausdrücke sind signifikant, gefällig. Sie erscheinen ganz logisch 
gewählt. Die „Wirtschaft“ bildet gewissermaßen den Gattungsbegriff, 
Hauswirtschaft, Stadtwirtschaft, Volkswirtschaft die Arten. Wenigstens 
ist man versucht, das geschichtliche Schema und das logische Schema in 
voller Übereinstimmung zu sehen. Dazu schmeichelt es uns, als modernen 
Menschen, uns auf dem Gipfel einer Jahrtausende dauernden Entwicklung 
zu wissen. Fast mitleidig blicken wir auf die armen Völker des Alter- 
tums, auf das Mittelalter herab. Erst mit dem 16. Jahrhundert wird die 
Höhe erstiegen usw. Aber alsbald regen sich doch mannigfache Be- 
denken. Sollte man denn wirklich nicht von einer „Volkswirtschaft“ 
sprechen können im Hinblick auf das Altertum, das Mittelalter? Und 
dann diese partikularistisch -egoistischen deutschen Territorialherren zu 
Beginn der Neuzeit, jene absolutistischen Fürsten, denen das Politische 
immer an erster Stelle stand, die auf Kosten des Reichs, auf Kosten der 
Freiheit und des Glückes ihrer Untertanen die eigene politische Macht- 
stellung zu befestigen suchten — sind sie wirklich die Schöpfer der 
„Volkswirtschaft“? Haben sie die Grundsteine gelegt zum stolzen Bau 
unserer heutigen nationalen „deutschen“ Volkswirtschaft? Genügen ferner 
die von Bücher und Schmoller gewählten Momente der Güterbeschaffung, 
des Güterverkehrs bzw. einer speziell gearteten staatlichen Wirtschafts- 
politik — genügen diese Momente, um uns zu dem vollen und richtigen 
Begriffe der „Volkswirtschaft“ zu führen? Was sollen wir endlich mit 
der Versicherung Büchers anfangen: er habe keine historische Aufeinander- 
folge schildern wollen? Seine Wirtschaftsstufen besäßen lediglich „eine 


m 


ı Grundriß IL!-% (1904) 666 (1124) ft. 
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logische Natur“; er wolle nur Wirtschaftstheorie, nicht Wirtschafts- 
geschichte treiben. Ist denn sein Werk „Die Entstehung der Volks- 
wirtschaft“ nicht ein überwiegend historisches Buch?! Handelt es sich 
nicht um geschichtliche Entwicklung, um geschichtliche Wirtschaftsstufen ? 

Bevor wir auf die einzelnen Bedenken näher eingehen, eine kurze 
Bemerkung. Zweifelsohne hat die alles beherrschende Evolutionsidee in 
dieser oder jener Form auf die Gestaltung der Stufentheorie ihren Einfluß 
ausgeübt. Insbesondere bei Schmoller läßt sich die Einwirkung des dar- 
winistischen Entwicklungsgedankens kaum verkennen. 


Und doch spricht man heute allenthalben schon von den kleinen und großen 
„Enttäuschungen“, die der Darwinismus und die darwinistische Soziologie erfahren 
haben. Man bekennt, daß die erste Begeisterung, welche eine Lehre von solcher 
Wucht hervorrufen mußte, infolge neuerer Forschungen und Entdeckungen einiger- 
maßen gedämpft worden sei; daß der Darwinismus wesentliche Modifikationen 
erfahren, vieles als zweifelhaft, gar manches als direkt falsch sich erwiesen habe. 
Namentlich, was den Kernpunkt der darwinistischen Lehre betrifft, die Abstam- 
mung höherer Lebenstypen von niedern, so hat die allerneueste Wissenschaft in 
dem angenommenen Stammbaum jene Einheitlichkeit preisgegeben, die mit der 
Annahme einer direkten Entwicklungsreihe gegeben war. Man muß eben auf die 
Einfachheit einer einheitlichen Entwicklungsreihe verzichten, wenn man den tat- 
sächlichen Verhältnissen, der großen Verschiedenartigkeit und Mannigfaltigkeit der 
natürlichen Bildungen gerecht werden will. Das gilt ebenfalls für die geschicht- 
liche Entwicklung der Völker — und für die Lehre von den Wirtschaftsstufen ?. 


l. Bedenken geschichtlicher Art. Wenn Bücher sagt, er habe 
Wirtschaftstheorie, nicht Wirtschaftsgeschichte getrieben, er könne un- 
möglich in dem Umriß einer sich über Jahrtausende erstreckenden Ent- 
wicklung eine bis in alle Einzelheiten genaue Darstellung bieten, so 
verkennt er in etwa die Richtung und Tragweite der Kritik. Es handelt 
sich hierbei nicht um übersprungene Einzelheiten, sondern auch um ge- 
wisse Teile der Gesamtauffassung, gegen welche verdiente Historiker, so 
Eduard Meyer, G. v. Below, und hervorragende Nationalökonomen, wie 
Aug. Oncken, Widerspruch erhoben haben ®. 


a. Kann das Altertum und das Mittelalter überhaupt 
in dem Sinne, wie es von Bücher geschieht, als eine bloße 
Vorstufe der Neuzeit bezeichnet werden? 


ı Historische Zeitschrift LXXXVI (1901) 24. 

® Vgl. den Aufsatz von Dr Kurt Grottewitz, Darwinistische Enttäuschungen 
in der „Frankfurter Zeitung“ vom 14. November 1902, Nr 816. 

s Eduard Meyer, Die wirtschaftliche Entwicklung des Altertums (1895); Die 
Sklaverei im Altertum (1898). G. v. Below, Über Theorien der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung der Völker, mit besonderer Rücksicht auf die Stadtwirtschaft des deutschen 
Mittelalters, in der Historischen Zeitschrift LXXXVI (1901). Kurt Breysig, Kultur- 
geschichte der Neuzeit II: Altertum und Mittelalter als Vorstufen der Neuzeit (1901). 
Aug. Oncken, Geschichte der Nationalökonomie I (1902) 15 ff 60 ff 122 ff 189 148 f. 
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. Eduard Meyer bestreitet das. In Wirklichkeit besitze jedes Zeitalter 
(Altertum und Mittelalter) einen selbständigen Auf- und Abstieg. Das Alter- 
tum sei gewissermaßen an Altersschwäche zu Grunde. gegangen, durch die innere 
Zersetzung einer völlig durchgebildeten, ihrem Wesen nach durchaus modernen 
Kultur, die sich selbst auslebe. Das Altertum habe sein eigenes Mittelalter und 
seine Neue Zeit gehabt. Mit dem Ende des Altertums beginne eine ganz 
neue Entwicklung unter Rückfall in die primitiveren Zustände. Auch Breysig 
spricht von einem Parallelismus der beiden großen Epochen der europäischen 
Geschichte, der griechisch-römischen und der germanisch-romanischen. In seiner 
Kritik des von Ludwig Stein herausgegebenen Werkes: „Die soziale Frage 
im Lichte der Philosophie“ , wendete sich ebenfalls Oncken gegen die An- 
nahme einer geradlinig aufsteigenden Entwicklungsbewegung von den Urzeiten 
der Menschheit bis auf die Höhen der Gegenwart: „Das Altertum darf keines- 
wegs als die Kindheitsperiode unserer modernen Kultur angesehen werden, 
worauf im Mittelalter das höher entwickelte Jugendalter und im Zeitalter der 
neuen Zeit das Reifealter eingetreten wäre. Das Altertum ist eine selbständige, 
abgeschlossene Kulturperiode für sich mit eigenem Kindheits-, Jugend-, Mannes- 
und Greisenalter... Mit dem Sturz des gealterten Römerreiches, beim Einmarsch 
der Germanen, beginnt wieder eine ganz neue Kulturperiode mit eigenem Kind- 
heits-, Jugend- und Mannesalter usw. Das frühe Mittelalter ist in Wahrheit das 
eigentliche Kindheitsalter unserer jetzigen Kultur, es ist keineswegs die Fort- 
setzung des Altertums. Das Altertum wurde erst im Zeitalter der Renaissance 
für uns wieder fruchtbar, nachdem wir auf einer Entwicklungsstufe angelangt 
waren, die dem späteren Altertum einigermaßen ebenbürtig war. Daraus erklärt 
sich auch, daß die Zustände des klassischen Altertums als ideale Vorbilder, nicht 
aber als überschrittene Stufen bis in unsere Zeit herein gegolten haben und zum 
Teil noch gelten. ... Die von mir hier vorgetragene Auffassungsweise ist 
übrigens in der Philosophie der Geschichte keineswegs neu, sie ist längst unter 
dem Namen der.,Zyklentheorie‘ bekannt ?, wonach jedes Volkstum seinen eigenen 
Zyklus der vier Lebensalter, parallel zu den Entwicklungszeitaltern des Indivi- 
duums, nämlich Kindheits-, Jugend-, Mannes- und Greisenalter, durchläuft, worauf 
der Kulturfaden von einer andern Menschheitsgruppe aufgenommen wird, die 
wieder eine gleiche Bahn durchschreitet. Schon bei Machiavelli und Bodin tritt 
sie auf und wird dann mit besonderem Nachdruck von dem eigentlichen Begründer 
der Geschichtsphilosophie, von dem Italiener Vico (1725), vertreten. Unter den 
Nationalökonomen hängt ihr namentlich Roscher an.“ 

Geht man auch nicht so weit, die Scheidung zwischen der griechisch-römischen 
und germanisch-romanischen Kulturperiode allzu schroff durchzuführen, erkennt 
man an, daß die „andere Menschheitsgruppe“ den „Kulturfaden* nicht bloß auf- 
nimmt, sondern von der vorhergehenden Epoche immerhin noch manches wertvolle 
Material und hochbedeutsame Kräfte zur weiteren Ausspinnung aufgenommen hat, 
hütet man sich anderseits vor Übertreibungen der Analogie zwischen den Ent- 


1 1897. Onckens Besprechung findet sich in den „Schweizerischen Blättern für 
Wirtschafts- und Sozialpolitik“ 1897, Hft 23 24. Vgl. auch Oncken, Geschichte der 
Nationalökonomie I 18 £. 

ı Vgl. Richard Mayr, Die philosophische Geschichtsauffassung der Neuzeit, 
1. Abt. (bis 1700), 1877. 

Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I, 15 
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wicklungszeitaltern des Individuums und des einzelnen Volkes, erblickt man darin 
kein eigentliches und allgemeines „Gesetz“ geschichtlicher Entwicklung, so darf 
man doch Bedenken tragen, das Altertum schlechthin als die „Ursprungs- oder 
Kindheitsperiode unserer Entwicklung“ zu bezeichnen. Es muß vielmehr als eine 
„selbständige Kultursphäre mit eigenen Fußpunkten, eigenem Höhe- und Endpunkt“ 
gelten. „Oder um das Verhältnis noch näher zu präzisieren, das Altertum stellt ein 
ganzes Bündel von selbständigen, jeweils mit dem Vorherrschen dieses oder jenes 
Volkstums verknüpften Entwicklungs- und Verfallsperioden dar. Im großen und 
ganzen zeigt sich freilich auch hier ein beständiges Fortschreiten nach oben, aber 
in anderer Weise als die an Darwin anknüpfende moderne Geschichtsphilosophie 
lehrt mit ihrer Annahme einer ununterbrochenen, wenn auch nicht immer ganz 
geradlinig verlaufenden Entwicklungslinie vom Anfang aller Dinge bis zur heutigen 
Kulturhöhe.*® ı 


Erheben sich somit gegen die Annahme, daß die Volkswirtschaft „das 
Produkt einer jahrtausendelangen Entwicklung“ sei, von vorn- 
herein gewichtige Bedenken, so steht es überdies kaum in Frage, daß das 
gesamte klassische Altertum der Periode der Hauswirtschaft nicht 
in dem Grade untergeordnet werden kann, wie dies in der Bücherschen 
Theorie geschieht?. Eduard Meyer sagt, auch in sehr primitiven Verhält- 
nissen spiele der Handel, der Eintausch fremder Waren gegen die eigenen 
Produkte, eine sehr große Rolle. Jedenfalls aber erweise sich der Handel 
bei allen Völkern, die für die Geschichte in Betracht kommen, als einer 
der maßgebendsten Faktoren der Kulturentwicklung. Man kann darüber 
streiten, ob hier die Bedeutung des Handels überschätzt wird; zweifellos 
erscheint, daß das Büchersche Schema wenigstens die wahre geschicht- 
liche Bedeutung des Handels nicht erkennen läßt. 


Die „Oikenwirtschaft* im Sinne von Rodbertus- Bücher ist für ihre Zeit 
eine charakteristische Erscheinung. Entsprechen aber diese großen Sklavenwirt- 
schaften genau dem Begriffe einer geschlossenen Hauswirtschaft? „Die Zu- 
sammenfassung der eigentlichen Familienwirtschaft, der Fronhofwirtschaft und der 
antiken Sklavenwirtschaft in der einheitlichen Kategorie der geschlossenen Haus- 
wirtschaft“, sagt Pierstorff°, „scheint uns den Dingen Zwang anzutun. Mag 
man noch allenfalls die Fronhofswirtschaft trotz weitgehender Unterschiede mit 
der eigentlichen Familienwirtschaft zusammenfassen, so scheinen uns doch die 
kapitalistischen Sklavenbetriebe der späteren Römerzeit von der Fronhofswirt- 
schaft ... grundverschieden. ... Sie stellen ... doch offenbar Geldwirtschaften 
dar, ohne darum Stadtwirtschaft oder Unternehmerwirtschaft im modernen Sinne 
zu sein. Wir erlauben uns, die Zulässigkeit eines Verfahrens in Zweifel zu 
ziehen, das in ein aus den Verhältnissen der christlich-germanischen Völker ge 
wonnenes Entwicklungsschema die antike Sklavenwirtschaft einzupassen sucht, 
Die letztere entwickelte sich eigenartig und teilweise in anderer Richtung als die 
Hauswirtschaft der germanischen und romanischen Völker.“ 


IOnckena.a O0. 

2 Vgl. Historische Zeitschrift LXXXVI (1901) 24ff. A. Wagner in den Preußischen 
Jahrbüchern LXXV 554f. Mitteis, Aus den griechischen Papyrusurkunden (1900) 26 ff. 

® Jahrbücher für Nationalökonomie LXVII 129. 
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b. Warum soll ferner die Ausbildung der „Volkswirtschaft“ 
gerade erst seit der Wende des Mittelalters erfolgt sein? 
Das ist um so unverständlicher, wenn die Verkehrsweite, die Länge des 
Weges, welchen die Güter vom Produzenten bis zum Konsumenten zu- 
rücklegen, der bestimmende Gesichtspunkt ist zur Unterscheidung der 
verschiedenen Entwicklungsstufen. Lange vorher war nämlich die Stadt- 
wirtschaft durchaus keine bloße „Kundenproduktion oder Stufe des direkten 
Austausches, auf welcher die Güter aus der produzierenden Wirtschaft 
unmittelbar in die konsumierende übergehen“. 


Vernehmen wir diesbezüglich Below': „Wir sind bereit, die Stadtwirtschaft 
des Mittelalters ein System des direkten Austausches, der Kundenproduktion, zu 
nennen, weil diese Beziehungen in ihnen einen viel größeren Raum einnehmen 
als in der Neuzeit. Aber der Unterschied dürfte nur relativer Natur sein. 
Auch im Mittelalter bildet der interlokale Verkehr bereits ein kon- 
stitutives Element im wirtschaftlichen Leben.“ Greifen wir hierfür 
als Beispiele heraus die Erzeugung und den Absatz der Bekleidungsstoffe im 
Hochmittelalter, wie sie Aloys Schulte auf Grund sorgfältiger und zuverläs- 
siger Forschungen uns schildert. „Der Welthandel“, sagt Schulte ? mit Rücksicht 
auf die Geschichte des Handels bis zum Ende des 13. Jahrhunderts, „hat am 
allermeisten Anregung wohl dadurch erhalten, daß im Textilgewerbe eine gründ- 
liche Verschiebung eintrat, daß nicht mehr allein die höheren Klassen aus dem 
Markte Waren nahmen, wodurch der Handel auf feinere Produkte beschränkt 
blieb, sondern daß jeder Mensch einen Teil seiner Kleidung kaufte. Aus der 
Eigenproduktion, dem Hausfleiße, ging das Textilgewerbe in eine Arbeit für den 
Markt über. Und da die Konsumenten so enorm an Zahl gewachsen waren, ge- 
wann der Markt in den Geweben eine ebenso große Steigerung, er umfaßte 
nunmehr neben den feinen auch die gewöhnlichen, auf den Massenverbrauch be- 
rechneten Stoffe. Der Handel hätte bei alledem gering bleiben können, innerhalb 
der Stadt und des von ihrer Wirtschaft abhängigen Bezirkes wäre es in vielen 
Fällen sehr wohl möglich gewesen, die gesamten Bedürfnisse an Geweben durch 
Eigenproduktion zu decken. Auf große Entfernungen hätte es dann nur Handel 
mit dem Rohstoff gegeben. Allein das hätte eine gleichmäßige Beherrschung aller 
Zweige der Textilkunst innerhalb dieses Kreises vorausgesetzt, die aber fehlte 
nicht nur, sondern es bestand geradezu das Gegenteil. Die eine Gegend war 
der andern in diesem oder jenem Zweige vorauf, hier wurde besser blau gefärbt, 
dort verstand man sich besser auf die Bereitung von Lodentüchern, an einem 
andern Orte kamen andere Vorzüge zur Geltung, und so ergab sich schließlich, 
daß keine Stadt alles erzeugte, sondern ein Tuchhändler, um alle seine Kunden 
zu befriedigen, Waren verschiedenster Herkunft verlegen mußte. Wie er selbst 
von weither seine Gewebe bezog, mußten deren Erzeuger für einen Absatz in 
die Ferne sorgen. Im Bekleidungsfache wurde die von K. Bücher so trefflich 
charakterisierte Stadtwirtschaft schon früh gründlich verlassen.“ Und was für 
das Bekleidungsfach im allgemeinen gilt, das trifft insbesondere zu bei der 


ı Historische Zeitschrift LXXXVI 55. 
3 Geschichte des mittelalterlichen Handels und Verkehrs zwischen Westdeutschland 
und Italien mit Ausschluß von Venedig I (1900) 112. 
15* 
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Wollenweberei, für viele Städte das wichtigste Gewerbe. Während die Leinen- 
weberei sich noch lange an den ländlichen Haushalt naturgemäß anschloß, 
ergibt sich für die Wollenweberei durch das Walken sehr früh eine Produktions- 
teilung. „Kein mittelalterliches Gewerbe“, sagt Schulte !, „löste nach und nach 
die Produktion in eine solche Zahl von aufeinanderfolgenden, von verschiedenen 
Personen ausgeführten Arbeiten auf als die Wollstoffbereitung.* Auch „die ört- 
liche Zerlegung der Produktion war schon sehr alt. Einen trefflichen Überblick 
gewährt das in Flandern entstandene Gedicht ‚Conflictus ovis et lini‘, in dem 
Schaf und Lein ihre Vorzüge preisen. Gallien liefere die buntesten Tücher, das 
neuerungssüchtige Volk liebe den bunten Glanz; Flandern, wo jeder nach seinem 
Geschmack und Farbensinn sich seine Stoffe bereite, sende seine grünen und tief- 
blauen Tuche, um die Herren zu kleiden, nach Deutschland, das diese Kunst des 
Färbens nicht verstehe. Aber auch hier sei man nicht müßig. Der Rhein erzeuge 
leichte, schwarze Tücher für Mönche und Nonnen, Schwaben rote,. nicht in der 
Wolle gefärbte; an der Donau würden naturfarbene, jedem Wetter Trotz bietende 
(Loden-) Stoffe gewirkt, wie es Besseres nichts in Deutschland gebe. Die Quelle 
ist leider sehr schwer zu datieren; wenn wir auch nicht für das 11. Jahrhundert, 
dem man früher das Gedicht zuteilte, bereits die örtliche Zerlegung der Produk- 
tion aus diesem Gedichte feststellen können, so gehört es doch spätestens dem 
Schluß des 12. an“ ®, Diese Angaben dürften genügen, um Belows Warnung vor 
einer Übertreibung des Entwicklungsgedankens durch Schematisierung vollkommen 
zu rechtfertigen. Ohne Zweifel darf man von einem Typus oder System der 
Stadtwirtschaft mit Kundenproduktion sprechen, doch man muß alsbald hinzu- 
fügen, daß dieses System lange vor der Entstehung des modernen 
Staates durchbrochen war. „Die Aussonderung der städtischen Bevölke- 
rung aus dem Lande“, schreibt Schulte®, „war bedingt durch die immer stärker 
werdende Aussonderung von Produktionszweigen aus der geschlossenen Haus- 
wirtschaft. Diese schränkte sich immer mehr auf die Bodenkultur ein und gab 
die meisten andern Tätigkeiten an die Gewerbe der Städte ab, und da die Wirt- 
schaft einer Stadt — die Stadtwirtschaft, wie sie Bücher definiert hat — nicht 
alle Bedürfnisse so gut und billig decken konnte wie eine andere, so führte 
diese Verteilung der Produktion auf Stadt und Land eine wesentliche Zunahme 
des Handels herbei. Theoretisch wäre es ja denkbar gewesen, daß eine jede 
Stadt mit Einschluß ihres Landbezirkes alle Bedürfnisse an Leinen und Wollwaren 
selbst erzeugte, tatsächlich aber sehen wir einen sehr bedeutenden Handel über 
große Entfernungen hin. Die verschiedene Qualität der Ware, die Sucht, mit 
fremden Stoffen zu glänzen, die Mode, welche auch jenen Tagen nicht fremd 
war, waren drei gewaltig wirkende Ursachen, um die Stadtwirtschaft zu durch- 
brechen.“ Ähnliches hat Ferdinand Buomberger für Freiburg i. d. Schweiz 
nachgewiesen. 


Mag daher auch ein Schema von Wirtschaftsstufen nach Art des Bücher- 
schen das Verständnis der geschichtlichen Entwicklung in mancher Hinsicht, 
durch Hervorhebung gewisser typischer Erscheinungen, fördern können, als- 
bald zeigt sich jedoch, wie wenig eine schematische Behandlung zur völlig 


1 Geschichte des mittelalterlichen Handels I (1900) 119. 
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‚richtigen Beurteilung der tatsächlichen Verhältnisse den ausreichenden 
Stützpunkt zu bieten vermag. „Wirtschaftsstufen unterscheiden, heißt 
nichts anderes“, sagt Pohle!, „als Querschnitte durch einen kontinuierlich 
verlaufenden Prozeß ziehen. Diese Querschnitte können niemals alle Phasen 
des Entwicklungsprozesses ausdrücken und darstellen, sondern nur be- 
stimmte Hauptphasen.“ Ganz richtig! Manche, und zwar wichtige Einzel- 
heiten werden dabei übersehen oder nicht beachtet, wie in unserem 
Falle die Durchbrechung der Stadtwirtschaft durch einen mehr oder minder 
lebhaften interlokalen Verkehr lange vor der Entstehung der territorialen 
Herrschaften in Deutschland. Man sollte dann aber auch nicht positive 
Behauptungen aufstellen über den wirklichen geschichtlichen Verlauf, die 
eben nur unter Nichtberücksichtigung unzweifelhafter geschichtlicher Tat- 
sachen, auf Grund einer Stufentheorie rein „logischer Natur“, den Schein 
der geschichtlichen Wahrheit für sich in Anspruch nehmen können. Dahin 
gehört unseres Erachtens die Behauptung: 


c. Die moderne Volkswirtschaft sei unmittelbar und 
der Hauptsache nach ein Ergebnis der mit den Territorial- 
staaten anhebenden Entwicklung. 


Wenn Bücher ? sagt: „Die Ausbildung der Volkswirtschaft ist eine Frucht 
der politischen Zentralisation, welche mit der Entstehung territorialer Staats- 
gebilde an der Wende des Mittelalters beginnt und in der Gegenwart mit der 
Schöpfung des nationalen Einheitsstaates ihren Abschluß findet“, so muß er selbst 
beifügen, daß in Deutschland noch jahrhundertelang die landschaftlichen Interessen 
vorwiegen, und daß an diesen „die Anstrengungen, welche die Reichsgewalt in 
der Richtung einer nationalen Wirtschaftspolitik machte, kläglich scheiterten“ ®. 
Man denke z. B. an den Versuch (1559), durch Reichsgesetz eine einheitliche 
Münze für das ganze Reichsgebiet einzuführen, an die Bestrebungen nach Einheit 
von Maß und Gewicht u. dgl. * Jeder Versuch einer nationalen, wirtschaftlichen 
Einigung konnte sicher sein, dem direkten Widerstreben der Landesfürsten zu 
begegnen. Vom Glanze unserer modernen nationalwirtschaftlichen Entwicklung 
fallt daher auf die beginnende politische Zentralisation und in die Zeit „der Ent- 
stehung territorialer Staatsgebilde®* kaum irgend ein Lichtstrahl. Wenn Deutsch- 
land bis ins 19. Jahrhundert hinein wirtschaftlich so sehr zurückblieb, während 
Spanien, Portugal, England, Frankreich schon früh in eine Blüteperiode hinein- 
wuchsen, so führt sich das eben nicht bloß auf die Verlegung des Welthandels- 
weges von den Gestaden des Mittelmeeres zum Atlantischen Ozean infolge der 
Auffindung eines Seeweges nach Indien und der Entdeckung Amerikas, nicht nur 
auf die glänzende koloniale Entwicklung der europäischen Westmächte zurück, 
sondern ebensosehr auf den Umstand, daß jene Reiche schon seit dem 16. Jahr- 
hundert große einheitliche Staatsgebilde darstellten, während Deutschland durch 


ı Jahrbücher für Nationalökonomie, III. Folge, XXVI (1903) 361. 

% Entstehung der Volkswirtschaft ® 157. : Ebd. 

«(G. v. Below, Der Untergang der mittelalterlichen Stadtwirtschaft (über den 
Begriff der Territorialwirtschaft), in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik 
XXI (1901) 610 f. 
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die Schuld der Landesfürsten politischer und wirtschaftlicher 
Zerrissenheit überantwortet blieb. Gebührt daher auch immerhin den 
größeren Territorialstasten volle Anerkennung für die straffere Zentralisation 
der Verwaltung im Innern des Territoriums, für die Ausbildung eines vortreff- 
lichen Berufsbeamtentums, die Schaffung der stehenden Heere usw., so kann 
gerade ihnen anderseits der Vorwurf nicht erspart bleiben, daß sie durch ihre 
kleinlich selbstsüchtige Machtpolitik die zentrale Reichsgewalt gelähmt, die politische 
Geltung der Nation als eines Ganzen geschwächt, die vollkommene Ausbildung 
einer vollen nationalen wirtschaftlichen Einigung auf Jahrhunderte verhindert 
haben. Die Tendenz zur Überwindung der wirtschaftlichen Zerklüftung gibt sich 
dagegen von anderer Seite bereits in den städtischen Münzverträgen des späteren 
Mittelalters kund, insofern dadurch die Herstellung eines größeren wirtschaftlichen 
Gebietes, zunächst für das Münzwesen, erstrebt wurde. Auch die Städtebündnisse 
(insbesondere die Hansa) bezweckten neben und nach dem Schutz gegen äußere 
Feinde eine Erleichterung des Verkehrs unter den Verbündeten, die Beseitigung 
innerer Schranken herbeizuführen. Gegen Ende des Mittelalters nahmen Städte- 
bünde oder Gruppen von Städten (so die wendische Gruppe der hansischen Städte) 
für den ganzen Umfang ihrer Vereinigung die Ordnung gewerblicher Verhältnisse 
in Angriff. Ähnliche Ziele verfolgten ebenfalls interlokale Handwerkervereini- 
gungen (z. B. der Weber von Straßburg, Hagenau, Zabern Ende des 14. Jahr- 
hunderts; der Armbruster verschiedener rheinischer Städte im Jahre 1448). Auch 
sonst noch in mannigfacher Hinsicht sind es die sozialen Kräfte des Volkes 
selbst gewesen, denen ein wesentlicher Anteil an dem neuzeitlichen Umbildungs- 
prozeß zugesprochen werden muß. Damit ist die Bedeutung der landesherrlichen 
Politik und ihr Verdienst nicht bestritten. Nur vor Übertreibungen muß gewarnt 
werden. So erhebt namentlich gegen Schmoller nicht mit Unrecht v. Below 
den Vorwurf, er sei im allgemeinen geneigt, die Erfolge der territorialen Politik 
nach der wirtschaftlichen Seite hin zu günstig darzustellen, und er lasse 
die Vorstellung, daß der territoriale Handel, die territoriale Industrie, der 
territoriale Markt ein einheitliches Ganze sei, zu früh auftauchen und Gel- 
tung finden. 


Für Bücher liegt der Fortschritt mehr in der Verkehrsent- 
wicklung, in der größeren Länge des Weges, welchen die Güter vom 
Produzenten bis zum Konsumenten zurücklegen, für Schmoller in dem 
Übergang der Regelung des Wirtschaftslebens an eine höhere 
Instanz, in dem Eintreten eines neuen, höheren Subjekts, Trägers der wirt- 
schaftspolitischen Gewalt. Und doch offenbarte sich wenigstens 
in den ersten Jahrhunderten der Neuzeit, wie gesagt, System und Kon- 
sequenz vornehmlich in dem politischen Machtstreben der Landesfürsten, 
in der Beugung der politischen Sonderrechte und Sonderinteressen des 
Adels und der Städte unter die zentrale landesherrliche Gewalt, in der 
Förderung der territorial-politischen Herrschaftsinteressen, in der Sorge 
für das Gedeihen des fürstlichen Haushalts. Diese politischen Wandlungen 
blieben natürlich nicht ohne Rückwirkung auf die wirtschaftlichen 
Verhältnisse. So erschien u. a. durch die fortschreitende Stärkung des 
Staatsgedankens die Ausbildung einer staatlichen Wirtschaftspolitik mehr 
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in den Bereich praktischer Möglichkeit gerückt. Die Überwindung des 
geschichtlich überlebten städtisch-politischen Partikularismus bereitete 
allmählich eine wirtschaftliche Zusammenfassung der territorialen Pro- 
duktion und Konsumtion vor. Mit der Erleichterung des Verkehrs für 
ein größeres Gebiet, im Gegensatz zur bisherigen räumlichen Beschränkt- 
heit des Absatzes, war für den Gewerbetreibenden und für den Kauf- 
mann die Anregung gegeben zur Ausdehnung ihres Geschäftsbetriebes. 
Allein diese Entwicklung geht denn doch sehr langsam vor sich. An- 
fangs, im 16. und 17. Jahrhundert, verbleibt die führende Rolle in der 
Wirtschaftspolitik noch der Stadt und der städtischen Obrigkeit. Nur 
daß jetzt die Wahrnehmung ihrer Interessen zugleich in steigendem Maße 
zum Gegenstand der staatlichen Fürsorge wird. Von einem eigenen 
System territorialstaatlicher Wirtschaftspolitik mit grundsätz- 
lich neuen Zielen, kann aber dabei keine Rede sein. Auch der Mer- 
kantilismus ist seinem innersten Kern nach im wesentlichen Fort- 
bildung der stadtwirtschaftlichen Politik und Ausdehnung derselben 
auf das Territorium. Die landesherrliche Politik operiert während der 
ersten zwei Jahrhunderte der Neuzeit fast ausschließlich mit den 
alten Figuren der stadtwirtschaftlichen Zeit. In mannigfacher Hinsicht 
besteht die stadtwirtschaftliche Organisation fort bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts. 

Auch sonst noch spricht gar manches zu Ungunsten einer so engen 
Verknüpfung des Volkswirtschaftsbegriffs mit der Entstehung territorialer 
Staatsgebilde um die Wende des Mittelalters. Den Rückgang des 
deutschen Handels haben die Territorialstaaten nicht aufzuhalten 
vermocht, und den gewaltigen Aufschwung des Handels und des Verkehrs 
im 19. Jahrhundert verdanken wir der neuen Technik des Verkehrswesens, 
der Anwendung der Dampfkraft, der Eisenbahn, der Dampfschiffahrt. 
Von den traurigen Verhältnissen, unter denen der deutsche Bauern- 
stand in den Territorialstaaten zu leiden hatte, wollen wir hier 
ganz schweigen; und doch, wo von „Volkswirtschaft“ die Rede ist, denkt 
man ja nicht bloß an Waren- und Marktproduktion, sondern an die wirt- 
schaftliche Lage des Volkes überhaupt, insbesondere auch des agrarischen 
Mittelstandes, der unentbehrlichen Grundlage jedes gesunden Volkslebens. 
Aber die beginnende politische Zentralisation, die in Geld gelohnten 
Söldnerheere, das Beamtentum, die Zollschranken usw.? Auch das ge- 
nügt wahrhaftig nicht, um den Beginn der modernen Volkswirtschaft ganz 
genau gerade seit jener Zeit zu datieren!. In Frankreich war, wie gesagt, 


! Schmoller, Studien über die wirtschaftliche Politik Friedrichs d. Gr. und 
Preußens überhaupt von 1680 bis 1786, im Jahrbuch für Gesetzgebung etc. VIII 48. 
Vgl. auch Schmoller, Über einige Grundfragen der Volkswirtschaftslehre (1898) 319. 
Hier wird uns der Maßstab gegeben zur Unterscheidung „feststehender Wahrheiten im 
Bereich der Staats- und Sozialwissenschaften* von den „wechselnden Theorien“. „Als 
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der nationale Einheitsstaat viel eher fertig als in Deutschland, der Mer- 
kantilismus großartiger und wirksamer. Warum sollen nun gerade die 
deutschen Territorialstaaten, die der nationalen Einheit ein Hindernis 
boten, der Ausgangspunkt der „volkswirtschaftlichen“ Entwicklung in 
'West- und Zentraleuropa sein, zum Höhepunkte einer jahrtausendelangen 
Entwicklung uns geleitet haben? Sollte vielleicht die in manchen Gelehrten- 
kreisen herrschende Auffassung, daß als der eigentliche Ausgangspunkt 
unserer heutigen glänzenden Entfaltung des politischen und wirtschaft- 
lichen Lebens die Zeit der Reformation und damit mehr oder weniger die 
Reformation selbst zu betrachten sei, doch nicht so ganz ohne Einfluß 
auf die Ausgestaltung der Stufentheorie geblieben sein? ! 


2. Einwendungen prinzipieller Art. Die Bedenken, welche 
wir bisher gegen die Bücher-Schmollersche Theorie vorbrachten, waren 
der Geschichte entnommen. Was soll man aber vom Standpunkte der 
nationalökonomischen Theorie zu einer einfachen Nebeneinanderstellung 
von Hauswirtschaft, Stadtwirtschaft, Volkswirtschaft sagen? Kann es für 
den Begriff der Volkswirtschaft genügen, in ihr bloß eine ge- 
schichtliche Entwicklungsstufe höherer Art zu erblicken mit Rück- 
sicht auf die größere Verkehrsweite oder eine bestimmte Form 
staatlicher Wirtschaftspolitik? 

Daß die Bücher-Schmollersche Theorie in der bestechend einfachen 
Art, wie sie die aufsteigende Entwicklung darstellt, Anlaß zu Mißver- 
ständnissen bieten kann, hat bereits der hervorragendste und scharf- 
sinnigste nationalökonomische Theoretiker ausgesprochen. A. Wagner? 
urteilt: Die ganze Frage, ob man erst seit der Zeit des modernen Staates 
von einer „Volkswirtschaft“ sprechen dürfe, sei ähnlich zu beantworten 
wie die Frage, ob man erst im modernen Staat einen „Staat“ erkennen 
wolle. E. v. Below meint freilich, der Unterschied sei doch wohl größer®: 
„Auf den Namen ‚Staat‘ haben die Gemeinwesen früherer Zeit zweifellos 
Anspruch. Irgend eine staatliche Organisation läßt sich am wenigsten 
entbehren. Dagegen, wenn man das Wesentliche des Begriffs ‚Volks- 
wirtschaft‘ in dem sieht, was Bücher hervorhebt, so darf man wohl be- 
haupten, daß es bei einem Volke einmal eine Zeit gegeben hat, in der 


Kriterium der vollen Wahrheit“, sagt nämlich Schmoller, „hat es stets gegolten und 
erscheint es auch heute, wenn alle Beobachter und Forscher immer wieder zu demselben 
Resultat kommen, wenn aus den verschiedenen Theorien eine einheitliche, von allen 
anerkannte Wahrheit hervorgeht. Das ist allein vollendete Wissenschaft.“ An jenem 
Maßstabe gemessen, würde also, wie Oncken hervorhebt, die Schmoller-Büchersche 
Lehre allerdings zu den „wechselnden Theorien“ zu rechnen sein. 

I Vgl. hierzu J. Wolfs Zeitschrift für Sozialwissenschaft VII (1904) 185; auch 
Frensdorff in den Jahrbüchern für Nationalökonomie XXVI (1876) 2830. 

3 Preußische Jahrbücher LXXV 555 f. 

® Über Theorien der wirtschaftlichen Entwicklung der Völker, in der Historischen 
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von wirklicher Volkswirtschaft recht wenig vorhanden gewesen ist. Aller- 
dings sagen wir: recht wenig; denn vollkommen hat sie kaum 
jemals gefehlt.“ Wie aber, wenn man das Wesentliche der 
Volkswirtschaft nicht gerade in einem höher entwickelten, das ganze 
Volk lebhafter umfassenden Verkehre erblickt? Selbst Schmoller 
trug Bedenken, den Begriff der Volkswirtschaft so eng und ausschließ- 
lich mit der Arbeitsteilung, dem fortgeschrittenen Verkehr, dem höheren 
Grade der hierdurch bewirkten Vergesellschaftung der wirtschaftenden 
Personen zu verknüpfen. Er hatte darum, wie wir sahen, „den Zu- 
sammenhang des wirtschaftlichen Lebens mit den wesent- 
lichen und leitenden Organen des sozialen und politi- 
schen Lebens überhaupt“, die „Anlehnung der jeweiligen wesent- 
lichen wirtschaftlich-sozialen Einrichtungen an die wichtigsten oder an 
einzelne wichtige politische Körper“ geradezu „in den Vordergrund 
rücken“ zu müssen geglaubt!: „In allen Phasen der volkswirtschaft- 
lichen Entwicklung fällt dem einen oder andern politischen Organe des 
Stammes- oder Volkslebens eine führende und beherrschende Rolle auf 
dem Wirtschaftsgebiete zu. Bald ist es der Geschlechterverband und 
Stamm, bald das Dorf und die Mark, bald die Landschaft, bald der 
Staat oder gar ein Staatenbund, welche ... durch ihre Organe auch das 
wirtschaftliche Leben, seine Organbildungen und Institutionen beherrschen, 
welche gleichsam den Schwerpunkt der sozial-wirtschaftlichen Veranstal- 
tungen abgeben. Gewiß ist das nicht das einzige Moment für die Er- 
klärung der historischen Entwicklung der Volkswirtschaft; aber das 
bedeutungsvollste scheint es mir zu sein, dasjenige, was am tiefgreifend- 
sten die verschiedenen bis jetzt in der Geschichte aufgetretenen Organi- 
sationsformen der Volkswirtschaft beherrscht. Im Anschluß an den Stamm, 
die Mark, das Dorf, die Stadt, das Territorium, den Staat und den 
Staatenbund entwickeln sich sukzessive bestimmte soziale Wirtschafts- 
körper immer umfassenderer Art; wir haben damit einen einheitlichen 
Entwicklungsprozeß vor uns, der natürlich das wirtschaftliche Leben 
niemals erschöpft, der es aber jeweilig bestimmend und beherrschend 
umschließt.“ Auch im zweiten Teile des „Grundrisses® betont Schmoller 2, 
daß die wirtschaftliche Vergesellschaftung in der Doppelform von zentralen 
und peripherischen Wirtschaftsorganen sich vollziehe, und stets sei die 
Art des Zusammenwirkens und Gegeneinanderwirkens der zentralen und 
peripherischen Wirtschaftsorgane das für die jeweilige Verfassung des 
Wirtschaftslebens Entscheidende. Leider erhebt sich aber Schmollers Auf- 
fassung nicht über die Grenzen einer rein wirtschaftsgeschichtlichen und 
kausalen Betrachtungsweise. Die „Volkswirtschaft“ erscheint auch da 
lediglich als eine Phase innerhalb der geschichtlichen Entwicklung. Wir 


ı Vgl. Schmoller, Umrisse und Untersuchungen (1898) 2 f. 
2 Grundriß II 670 (1128). 


234 4. Kapitel. Die Volkswirtschaft und ihr Organisationsprinzip. 


wollen die Richtigkeit dieser Auffassung für eine bloß wirtschaftsgeschicht- 
liche Darstellung nicht noch einmal untersuchen. Wer aber von der An- 
schauung ausgeht, daß die Nationalökonomie uns nicht nur über den Ent- 
wicklungsgang des wirtschaftlichen Lebens zu belehren habe, daß sie uns 
mehr noch Aufschluß geben müsse über das, was sein und geschehen soll, 
der kann sich nicht mit der bloßen Kenntnis von den verschiedenen Graden 
der Arbeitsteilung, des Verkehrs, der wirtschaftlichen Vergesellschaftung, 
der Wirtschaftspolitik, des geschichtlichen Verhältnisses im Wirken der peri- 
pherischen und zentralen Wirtschaftsorgane begnügen, der wird zu dem 
rechtsphilosophischen Begriffe des staatlichen Gesellschaftslebens empor- 
steigen müssen, von dort aus die Volkswirtschaft als Teil des 
Volkslebens innerhalb der staatlichen Gesellschaft, die 
Wirtschaftsordnung als Teil der Gesellschaftsordnung, nicht bloß nach 
dem historischen Befunde, sondern auch nach prinzipiellen Gesichts- 
punkten erfassen wollen. Von diesem Standpunkt aus betrachtet muß 
jede allzu enge oder gar ausschließliche Verbindung des „richtigen“ 
Begriffs der Volkswirtschaft mit einer zeitlich umschriebenen Entwick- 
lungsstufe des Verkehrslebens oder bestimmter historisch-rechtlicher Zu- 
stände der Territorialstaaten als unzulänglich und einseitig gelten, weil 
sie die Aufmerksamkeit gerade von der wesentlichen Einheit der 
Volkswirtschaft ablenkt. 

Es fehlte überdies auch in der historischen Entwicklung schon früher 
keineswegs vollständig an einem irgendwie einigenden Bande für die 
mannigfachen Tätigkeiten, Einrichtungen, Vorgänge, in welchen und durch 
welche das Volk seine Bedürfnisse befriedigte. Der geschichtliche Ausbau 
des Wirtschaftslebens in Familienwirtschaften, Markgenossenschaften, 
Fronhofswirtschaften, Stadtwirtschaften usw., die verschiedenen Formen, 
die Verfassungen, die Ordnungen, die das Volk im Bereiche seiner Wirt- 
schaft sich schuf, finden ihre Erklärung in der Siedlungsgeschichte und dann 
in der gesamten historischen Entwicklung des ganzen Stammes, Volkes, 
Staates. Die Selbstgenügsamkeit der Familienwirtschaft, des Fronhofes, 
die Abschließung der Stadtwirtschaft — wäre sie auch tatsächlich viel 
größer gewesen, als es der geschichtlichen Wirklichkeit entspricht — 
hat kaum jemals die einzelnen Sonderwirtschaften und Wirtschaftszentren 
in wirtschaftlicher Hinsicht allen Einflüssen und Rückwirkungen des natio- 
nalen und staatlichen Verbandes völlig entziehen können. Die 
Einzelwirtschaften stehen und wirken auch in früheren Zeiten auf dem 
gemeinsamen nationalen Boden, innerhalb derselben politischen Einheit, 
desselben Staates, dessen allgemeine Schicksale von entscheidender Be- 
deutung sind für das Gedeihen der ganzen Wirtschaft des Volkes. Der 
Schutz der staatlichen Existenz, das staatliche Rechts- und Verwaltungs- 
leben schafft, bei aller Autonomie der innerstaatlichen Korporationen, 
doch nach den verschiedensten Seiten hin Berührungspunkte mit dem 
Ganzen; staatliche Privilegien fördern die wirtschaftliche Entwicklung 
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der Städte usw., ferner die Leistungen der Einzelwirtschaften mittelbar 
oder unmittelbar an das Ganze — diese und ähnliche Momente der 
Einigung lassen die Vielheit der Einzelwirtschaften nicht nur als bloße 
Summe, sondern immerhin als eine, wenn auch noch so lose verbundene 
Gesamtheit erscheinen. Allerdings weist die ältere Volkswirtschaft 
nicht den hohen Grad nationaler Arbeitsteilung, nicht den lebendigen 
Verkehr im Innern des Staatsgebiets, nicht die starke Zusammenfassung 
und Ausnutzung der nationalen und staatlichen Gesamtkraft für die 
Zwecke des Wirtschaftslebens, nicht die planvoll umfassende staatliche 
Wirtschaftspolitik auf wie die heutige Volkswirtschaft. Aber daraus 
folgt denn doch noch keineswegs, daß die ältere Volkswirtschaft über- 
haupt keine Volkswirtschaft gewesen sei. Die Unterordnung der Einzel- 
wirtschaften, ihre Einfügung in das Ganze ist überall als recht- 
liches Postulat vorhanden, wo immer über dem Volksleben sich eine 
staatliche Organisation erhebt. Die Art und Weise jener Einfügung aber, 
das Maß der Unterordnung, die Ausdehnung, Intensität, Mittelbarkeit 
oder Unmittelbarkeit der Staatstätigkeit wechselt mit den verschiedenen, 
geschichtlich gegebenen Verhältnissen und Bedingungen. Hier kommt der 
Grundsatz zur Geltung, daß der Staat überhaupt nur ergänzend, d. i. dort 
einzugreifen hat, wo die Fähigkeit oder Tätigkeit der Individuen, Fa- 
milien, Korporationen nicht ausreicht, um das Gemeinwohl des ganzen 
Volkes als Zweck der staatlichen Gesellschaft zu verwirklichen und zu 
wahren. So stellt auch die große Unabhängigkeit und Selbständigkeit der 
kleineren wirtschaftlichen Zentren, des Dorfes, Fronhofes, der Stadt, in 
früheren Zeiten schon eine rechtliche Ordnung dar, wie sie eben der 
damaligen Stufe wirtschaftlicher und staatlicher Entwicklung entsprach, 
eine Ordnung, die sich aus den geschichtlichen Verhältnissen, Bedürfnissen 
und Möglichkeiten ergab. Sie bedeutet also nicht schlechthin die Negation 
jeder Einheit, sondern lediglich die Negation eines bestimmten Grades der 
Einheit und Ordnung, wie er einem mehr entwickelten Güterverkehr, 
einer umfassenderen gesellschaftlichen Arbeitsteilung, höher entwickelten 
Produktivkräften usw. entspricht. 

Wir leugnen somit nicht den geschichtlichen Fortschritt, nicht, daß 
sich in Bezug auf Güterverkehr (Bücher) oder mit Rücksicht auf die In- 
stanz (Haus-, Stadt-, Staatsobrigkeit), die für die Regelung des Wirt- 
schaftslebens in geringerem oder größerem Umfange zur Geltung kommt, 
eine gewisse Entwicklung nachweisen läßt, nicht, daß in der modernen 
Volkswirtschaft die gesellschaftliche Arbeitsteilung, die Ausdehnung des 
Güterverkehrs auf das ganze Staatsgebiet einen Grad der Vollkommenbheit 
erreicht, der in der älteren Vollsswirtschaft fehlt, nicht, daß die Ein- 
wirkung der zentralen Staatsgewalt an Weite und Intensität gewaltig 
gewachsen ist, ja angesichts der wirtschaftsgeschichtlichen Entwicklung 
wachsen mußte. Nur das eine bestreiten wir, daß es vor der modernen 
Volkswirtschaft überhaupt keine Volkswirtschaft gegeben, und daß 
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der Begriff der Volkswirtschaft erst in der modernen Volkswirtschaft 
seine Verkörperung gefunden hat. 

Überblicken wir noch einmal die bisherigen Untersuchungen, so er- 
geben sich für die Bücher-Schmollersche Theorie folgende Beschränkungen: 

1. Die Theorie besitzt keine allgemeine Gültigkeit. Bücher 
sagt, sie gelte geschichtlich „wenigstens für die zentral- und westeuropäi- 
schen Völker“ 2. Auch Schmoller bezieht seine Theorie zunächst nur auf 
das deutsche Volk. 

2. Die „Wirtschaftsstufen* bedeuten keine Zeitepochen im Sinne 
der Geschichtsforschung. Sie erfassen den geschichtlichen Stoff in freierer 
Weise, als dies dem Historiker gestattet ist, beachten nur das Charak- 
teristische gewisser typischer Formen in verschiedenen Zeitabschnitten 
und lassen manche Elemente der Entwicklung außer Betracht®. Dazu 
gehört: 

3. Die „Wirtschaftsstufen“ besagen keine strenge Scheidung 
der wirtschaftlichen Erscheinungen. Der interlokale Handels- 
verkehr bildet schon „ein konstitutives Element“ der mittelalterlichen 
Wirtschaft, und die Kundenproduktion findet sich auch in der Gegen- 
wart #. 

4. Entsprechend dem rein geschichtlichen Charakter der Siufentheorie 
darf sie nicht beanspruchen, den vollen sozialrechtlichen Be- 
griff der „Volkswirtschaft“ zum Ausdruck bringen zu wollen. Was 
sie „Volkswirtschaft“ nennt, das bezieht sich mehr auf bestimmte, be- 
sondere Seiten inder geschichtlichen Entwicklung des wirtschaft- 
lichen Lebens der Völker. Von diesem Standpunkt aus einen absoluten 
Maßstab für die prinzipielle Beurteilung der allseitigen Vollkommenheit 
volkswirtschaftlicher Zustände zu gewinnen, ist schlechterdings unmög- 
lich. Mit andern Worten: der Fortschritt liegt nicht notwendig und 
ausschließlich in einer stetigen Steigerung gerade jener Momente, die 
innerhalb der Stufentheorie den Fortschritt bewirken bzw. bedeuten. 

a. In der Bücherschen Formulierung handelt es sich unmittelbar bloß 
um verschiedene Stufen des Güterverkehrs. Die „Volkswirt- 
schaft“ kommt dabei nur, wenn man so sagen darf, ihrem Körper nach 
und lediglich als ein Verkehrsbegriff in Betracht. So wird man un- 
seres Erachtens die „Volkswirtschaft“ in der Bücherschen Formulierung 
verstehen müssen. Denn als den einheitlichen Gesichtspunkt, unter dem die 
ganze Entwicklung begriffen wird, bezeichnet, wie wir sahen, Bücher das 


ı Vgl. insbesondere Karl Jentsch, Grundbegriffe und Grundsätze der Volks- 
wirtschaft (1895) 2 ff. 

?2 Entstehung der Volkswirtschaft !' 14; ? 58; ° 108. 

5 Ebd.?, Vorrede und 53 f; ®°104, Anhang 454. Vgl. auch Pohles Besprechung 
des Sombartschen modernen Kapitalismus, in den Jahrbüchern für Nationalökonomie, 
III. Folge, XXVI (1908) 361. 

* Bücher, Entstehung der Volkswirtschaft, Anhang 454 f. 
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Verhältnis, in welchem die Produktion der Güter zur Konsumtion derselben 
steht; genauer: die Länge des Weges, welchen die Güter vom 
Produzenten bis zum Konsumenten zurückzulegen haben. Von 
diesem Standpunkte gelangte er dazu, die gesamte wirtschaftliche Ent- 
wicklung wenigstens der zentral- und westeuropäischen Völker in jene drei 
geschichtlich aufeinanderfolgenden Entwicklungsstufen zu unterscheiden: 
die Stufe der geschlossenen Hauswirtschaft (reine Eigenproduktion, tausch- 
lose Wirtsohaft), die Stufe der Stadtwirtschaft (Kundenproduktion oder Stufe 
des direkten Austausches), die Stufe der Volkswirtschaft (Warenproduktion, 
Stufe des Güterumlaufes)1. Aber warum wird, wenn lediglich die Länge 
des Weges zwischen Produzent und Konsument das die Wirtschaftsstufen 
unterscheidende Moment ist, von Bücher nicht gleich die Weltwirtschaft, 
als vierte und höchste Stufe, beigefügt? Die Einteilung bliebe doch so 
und nur so, bei dem einmal gewählten einheitlichen Gesichtspunkt, eine 
ganz logische: Auf der untersten Stufe findet das Produkt schon innerhalb 
der Hauswirtschaft, die es erzeugte, seinen Konsumenten. Auf der zweiten 
Stufe geht der Pulsschlag des wirtschaftlichen Lebens „im wesentlichen“ vom 
Lande zur Stadt und von der Stadt zum Lande innerhalb des städtischen 
Weichbilde. Die volkswirtschaftliche Stufe schaltet den Händler ein; 
man produziert für den Markt, und die Güter laufen in dem ganzen Lande 
um, bis sie ihren Konsumenten finden. Die Weltwirtschaft endlich führt 
die Waren von Volk zu Volk, verläßt die Grenzen des staatlichen Terri- 
toriums und setzt im fernen Lande die einheimischen Produkte an den 
fremdländischen Konsumenten ab. Das müßte dann offenbar, wenn die 
größere oder geringere Verkehrsweite den Einteilungsgrund „im wesent- 
lichen“ abgibt, eine neue, höhere „Stufe* der Entwicklung sein. Ge- 
rade da zeigt sich aber, wie uns scheinen will, daß es sich hier um 
ein Schema handelt, welches zur Erfassung gerade des „Wesentlichen“ 
im vollen Begriff der Volkswirtschaft keineswegs ausreicht. Die bloße 
verschiedene Verkehrsweite ist eben, für sich genommen, Kein 
soziales oder sozialrechtliches Prinzip, so wie es dem 
Begriff der Volkswirtschaft entspricht. Nehme ich lediglich auf die 
bloße Verkehrsweite Rücksicht, so wird tatsächlich, bei konsequenter 
Durchführung des Gedankens, die Weltwirtschaft als höchste Stufe der 
geschichtlichen Entwicklung sich genau so über die Volkswirtschaft er- 
heben wie diese über Stadt- und Hauswirtschaft. Demzufolge wäre heute 
derjenige ein Feind des geschichtlichen „Fortschrittes*, der für den Schutz 
der nationalen Arbeit einträte, der das Gemeinwohl des eigenen Volkes 
dem internationalen Kapitalismus nicht zu opfern gedächte, der nicht mit 
vollen Segeln in den Industriestaat steuerte und statt dessen eine Ver- 
mittlung zwischen Industrie und Agrarstaat erstrebte? Bücher dürfte 
diesen Konsequenzen gegenüber wohl seine Einwendungen und Beschrän- 


1 Ebd.® (1898) 58 ff; ® (1901) 108 115. 
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kungen machen. Gewiß, aber zu bestreiten, daß es sich um Konsequenzen 
handelt, ja um naheliegende Folgerungen, wird nicht leicht gelingen. 
Will man diesen Konsequenzen entgehen, dann muß daran festgehalten 
werden, daß innerhalb der Stufentheorie das Wort „Volkswirtschaft“ 
lediglich und allein als ein Verkehrsbegriff zu gelten hat, als ein Begriff, 
welcher die „Volkswirtschaft“ bloß geschichtlich, und zwar ausschließlich 
nach einer bestimmten Seite ihres materialen Inhaltes, nicht erschöpfend, 
allseitig, vor allem nicht nach der formalen, sozialrechtlichen Seite hin, 
zum Ausdruck bringt. 

b. Der Übergang der Wirtschaftspolitik von der städtischen 
Obrigkeit an den Staat bedeutete für die neuere Zeit in vielfacher Hin- 
sicht einen unzweifelhaften Fortschritt. Man mag daber die „moderne 
Volkswirtschaft“ auch diesbezüglich als eine höhere Stufe des Wirtschafts- 
lebens betrachten. Daß der Begriff der Volkswirtschaft aber ganz all- 
gemein den bestimmten Grad der Intensität oder auch nur die besondere 
Form zentralisierter staatlicher Wirtschaftspolitik erfordere, wie etwa der 
deutsche Merkantilismus und das absolutistische Fürstentum sie erzeugten, 
kann nicht bewiesen werden. Verbindet man nämlich den allgemeinen 
Begriff der Volkswirtschaft gar zu enge mit dem Begriff des „modernen 
Staates“, mit einer stark zentralisierten, positiven staatlichen Wirtschafts- 
politik, dann hat England, haben die andern Staaten, die sich nach den 
Grundsätzen der klassischen Nationalökonomie einrichteten, kaum eine 
Volkswirtschaft gehabt. Das wird aber mit Recht niemand zugeben wollen. 

Die Art und Weise, wie Bücher diese Schwierigkeit zu beseitigen versucht, 
ist kaum glücklich gewählt. Hat der Liberalismus, sagt Bücher, die ganze Fort- 
entwicklung der Volkswirtschaft auf den Boden der freien gesellschaftlichen Be- 
tätigung gestellt und darum vielfach eine geradezu staatsfeindliche Richtung 
eingehalten, so hat er doch nicht zu verhindern vermocht, daß der moderne Staat 
als solcher sich in der Richtung weiter ausgebildet hat, welche er seit dem 
16. Jahrhundert eingeschlagen hatte, in der Richtung eines immer engeren Zu- 
sammenschlusses aller Teile des Volkes und des Staatsterritoriums zur Erfüllung 
immer größerer Kulturaufgaben. Glaubt Bücher damit wirklich die Schwierigkeit 
gelöst zu haben? Nicht um die Eröffnung der Möglichkeit einer weiteren Aus- 
bildung des modernen Staates handelt es sich hier, sondern um das tatsäch- 
liche Verhalten des Staates gegenüber der Volkswirtschaft, um die Frage, ob 
der in der Schmoller-Bücherschen Theorie eng mit ganz bestimmten geschicht- 
lichen Staatsbildungen und einer geschichtlich genau charakterisierten zentralen 
staatlichen Wirtschaftspolitik verknüpfte Begriff der Volkswirtschaft auch auf 
jene modernen, mehr liberalen Staatswesen Anwendung finden könne, die mit 
den deutschen Territorialstaaten unter wirtschaftspolitischer Rücksicht kaum irgend 
welche Berührungspunkte aufweisen. Diese Frage aber ist nicht befriedigend 
beantwortet worden und kann auch vom Standpunkt der Theorie aus eine aus- 
reichende Lösung niemals finden. 


Es ist eben unmöglich, den Begriff der Volkswirtschaft rein 
kausal und lediglich historisch zu fassen. Ebensowenig wie der 
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Staatsbegriff seine Verwirklichung erst in den deutschen Territorialstaaten 
zu Anfang der Neuzeit findet, beginnt der Begriff der Volkswirtschaft 
geschichtlich reale Form anzunehmen mit der politischen Zentralisation 
und der merkantilistischen Wirtschaftspolitik des absolutistischen Staates. 
Auch nicht die geschichtlich sich steigernde Weite oder Intensität des 
Verkehrs bildet das Formalprinzip der Volkswirtschaft, der Händler 
nicht ihr eigentliches konstitutives Element. Die Volkswirtschaft ist kein 
bloßer historischer Verkehrsbegriff, kein Begriff, der durch die staatliche 
Wirtschaftspolitik gebildet und erschöpft wird, sondern ein sozial- 
rechtlicher Begriff von weiterem Inhalte, der zur Bezeichnung des 
Wirtschaftslebens jedes staatlich verbundenen Volkes dient und dieses 
Wirtschaftsleben in seiner teleologischen Unterordnung unter den Zweck 
der staatlichen Gesellschaft erfaßt. Nur von diesem Standpunkt aus er- 
ledigt sich die Frage, warum die „Weltwirtschaft“ keine höhere, die 
Volkswirtschaft ablösende Entwicklungsstufe darstellt, ohne Schwierig- 
keit. Bücher! bezeichnet es als einen Irrtum, wenn man aus der im 
liberalistischen Zeitalter erfolgten Erleichterung des internationalen Ver- 
kehrs schließen zu dürfen meine, die Periode der Volkswirtschaft gehe 
zur Neige und mache der Periode der Weltwirtschaft Platz. Gerade die 
neueste politische Entwicklung der europäischen Staaten habe ein Zurück- 
greifen auf die Ideen des Merkantilismus und teilweise der alten Stadt- 
wirtschaft zur Folge gehabt. Das Wiederaufleben der Schutzzölle, das 
Festhalten an der nationalen Währung und der nationalen Arbeitsgesetz- 
gebung, die schon vollzogene oder noch erstrebte Verstaatlichung der 
Verkehrsanstalten, der Arbeiterversicherung, des Bankwesens, die wach- 
sende Staatstätigkeit auf ökonomischem Gebiet überhaupt: alles dieses 
deute darauf hin, daß wir nach der absolutistischen und liberalistischen 
in eine dritte Periode der Volkswirtschaft eingetreten sind. Wie aber, 
wenn nach der jetzigen dritten Periode wieder eine neue, mehr liberale 
Periode käme und diese die heute so oft gepriesene „internationale Ar- 
beitsteilung“ zur vollen Geltung brächte, würde dann die Weltwirtschaft 
als eine höhere Entwicklungsstufe sich über die Volkswirtschaft als 
untere Entwicklungsstufe noch erheben? Keineswegs, und warum nicht? 
Weil eben der Begriff „Weltwirtschaft“ ein bloßer Verkehrsbegriff 
ist. Die größere Verkehrsweite beherrscht und bemißt aber durchaus nicht 
in letzter Instanz die aufsteigende Entwicklung, den Fortschritt unter 
volkswirtschaftlicher Rücksicht. Hier entscheidet vielmehr der natur- 
rechtliche Endzweck jeder Volkswirtschaft, die Befriedigung der Bedürf- 
nisse, der Wohlstand des Volkes, dem der Verkehr lediglich als Mittel zu 
dienen hat. Danach ist die Herbeiziehung der Weltwirtschaft soweit 
ein Fortschritt, als sie dem Gesamtwohle des Volkes dient, und soweit 
ein Rückschritt, als sie das nationale Gemeinwohl verletzt und schädigt. 


i Entstehung der Volkswirtschaft? 162 ff. 
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Man sieht also, von wie eminent praktischer Bedeutung die Betonung 
der sozialrechtlichen Seite der Volkswirtschaft ist, deren vollkommenere 
oder minder vollkommene Ausprägung in letzter Linie über den Grad der 
Vollkommenbheit einer Volkswirtschaft entscheidet. Mögen millionen- und 
milliardenfach die Fäden des Verkehrs die entferntesten Orte alle mit- 
einander verbinden, aus der „Weltwirtschaft“ wird nie ein der „Volks- 
wirtschaft“ gleichartiges oder ihr übergeordnetes sozialrechtliches Gebilde. 
Wenn man den Kaufmann in Indien schlägt, so schreit er in Paris, sagte 
einst Rousseau. Heute, bei viel intensiverem Verkehr, müßte der indische 
Schlag ein ganzes Konzert zu Paris, London, Berlin, Wien usw. zur Folge 
haben. Aber die Sänger trennen sich alsbald und gruppieren sich immer 
wieder von neuem. Es fehlt eben das feste soziale Ganze, in dessen 
Rahmen die Weltwirtschaft sich dauernd einflechten könnte. Die Volks- 
wirtschaft dagegen, das Wirtschaftsleben eines staatlich geeinten Volkes, 
besitzt den sozialen Rahmen, das soziale Band, und mag es noch so leicht 
und locker geschlungen sein, eben mit der staatlichen Verbindung, recht- 
lich und mehr oder minder zu allen Zeiten, im Altertum, im Mittelalter, 
in der Neuzeit in irgend einem Grade, in irgend einer Weise auch fak- 
tisch. Eine nach Ausdehnung und Intensität hohe staatliche Ein- 
flußnahme auf das Wirtschaftsleben ist dabei nicht erforderlich. Wenn 
in der mittelalterlichen Wirtschaft sich engere Kreise 'selbst versorgten 
und leiteten, heute das Ganze mehr dabei mitwirkt, dann besagt das 
— sofern man den Begriff der Volkswirtschaft seinem wesentlichen Inhalte 
nach als Maßstab anwendet —, allein genommen und unter jeder Rücksicht 
noch keinen höheren Grad der Vollkommenheit für die moderne Volks- 
wirtschaft. Es fragt sich vielmehr überdies, unter welchen Verhältnissen 
es besser bestellt war um den Wohlstand des ganzen Volkes. Das ist 
die entscheidende Frage überall, wo verschiedene Formen der volkswirt- 
schaftlichen Organisation ihrem Werte nach zu beurteilen sind. 

Von anscheinend neuen Gesichtspunkten geht 


95. die Sombartsche Theorie der Wirtschaftsstufen aus!. Sombart 
betont dabei noch stärker als Bücher, daß er das Wort „Stufenfolge* 
nicht im Sinne der empirisch-historischen Aufeinanderfolge verstehe. Er 
unterscheidet drei Wirtschaftsstufen: 1. Individualwirtschaft ; 2. Über- 
gangswirtschaft; 3. Gesellschaftswirtschaft. Als Einteilungsprinzip 
verwendet Sombart das Maß der wirtschaftlichen Vergesellschaf- 
tung. Bei der Individualwirtschaft wird der Gesamtbedarf einer Kon- 
sumtionswirtschaft in derselben Wirtschaft erzeugt, die also gleichzeitig 
Produktionswirtschaft ist. Mit andern Wirtschaften besteht höchstens eine 
Berührung, aber keine Verschlingung. Die Übergangswirtschaft 


ı Vgl. Werner Sombart, Die gewerbliche Arbeit und ihre Organisation, im 
Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik XIV (1899) 1 ff 310 ff; Der moderne Ka- 
pitalismus I (1902) 3 9 50 ff. 
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(oder Gesellschaftswirtschaft niederer Ordnung) wird dadurch charakteri- 
siert, daß bereits eine ständige Trennung von Konsumtions- und Produk- 
tionswirtschaft eingetreten ist. Der Gesamtbedarf einer Wirtschaft wird 
regelmäßig durch Mitwirkung anderer Wirtschaften gedeckt. Es herrscht 
also bereits ein Zustand der Vergesellschaftung. Die Gesellschafts- 
wirtschaft (höherer Ordnung) ist diejenige Stufe, auf welcher die Dif- 
ferenzierung der Produktionswirtschaften und ihre Verschlingung zu einem 
untrennbaren Ganzen vollkommen geworden ist, einen hohen Grad in 
quantitativer wie räumlicher Beziehung erreicht hat. 


Die Einteilung der Wirtschaftsweisen nach dem Gesichtspunkte der größeren 
oder geringeren Vergesellschaftung liefert jedoch bloß die Konturen zu den 
Bildern, die nun eigentlich erst hineingezeichnet werden sollen '. Das unterschied- 
liche Kolorit im Rahmen der einzelnen Wirtschaftsstufe, die charakteristische 
Form verleiht dem Wirtschaftsleben erst das „Wirtschaftssystem“, das je- 
weilig zur Geltung kommt, und in welchem gleichsam das schöpferische Element 
des wirtschaftenden Menschen hervortritt: „Die Wirtschaftsstufe, d. h. den Grad 
der Vergesellschaftung überkommt er als eine objektive Tatsache, wie das Aus- 
maß seiner produktiven Kräfte; die Ordnung der wirtschaftlichen Beziehungen, 
die Belebung des Ganzen durch die Zwecksetzung im Wirtschaftsbetrieb und 
seine Verwirklichung — sie schafft er. Und indem er sie verschieden schafft, 
gestaltet er das Wirtschaftsleben zu bunter Mannigfaltigkeit aus. Neben eine 
Systematik der Wirtschaftsstufen gehört also nun erst recht eine solche der 
Wirtschaftesysteme.“ Wenn Sombart unter „Wirtschaftssystem® eine Wirt- 
schaftsordnung versteht, in der bestimmte Wirtschaftsprinzipien zur Ver- 
wirklichung gelangen, so will er die Systematik der Wirtschaftssysteme doch 
nicht nach der Verschiedenheit der stets komplizierteren Wirtschaftsordnungen 
entwerfen, sondern nach der jeweilig herrschenden Motivrichtung, wie sie 
in der Zwecksetzung für die wirtschaftliche Tätigkeit zum Ausdruck gelangt, 
nach dem prävalierenden Wirtschaftsprinzip, dem Leitmotiv einer 
Wirtschaftsepoche. Solcher Leitmotive aber gibt es zwei: „Es sind die beiden 
Prinzipien, deren eines die Produktion ... als Mittel zur Bedarfsbefriedigung 
betreiben heißt, während das andere seine Verwirklichung findet, wenn die Er- 
zeugung des Reichtums Selbstzweck wird, des Reichtums dann natürlich nicht 
in der bunten Mannigfaltigkeit zahlreicher Gebrauchsgüter, deren Erzeugung 
doch immer im Hinblick auf einen ferneren Zweck, wenn es auch nur die 
kindische Freude an ihrem Besitze wäre, erfolgt, sondern des Reichtums in 
seiner allgemeinen Form, seiner qualitätslosen Gestalt des allgemeinen Wert- 
äquivalents.“ 

Den Wirtschaftsstufen ordnet daher Sombart folgende Wirtschafts- 
systeme unter: 

1. der Individualwirtschaft: a) die urwüchsige Geschlechtswirtschaft, b) die 
Hauskommunion (Großfamilienwirtschaft), c) die erweiterte Eigenwirtschaft mit 
Wirtschaftseinheit (Oikenwirtschaft, die kaiserlichen Villen-, Fronhofs-, Kloster- 
wirtschaften des Mittelalters) ; 


! Sombart im Archiv für soziale Gesetzgebung XIV (1899) 393 ff. 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. L 16 
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2. der Übergangswirtschaft: a) die erweiterte Eigenwirtschaft mit getrennten 
Wirtschaftseinheiten (Grundherrschaften), b) Dorfwirtsehaft, c) Tausch-, insbeson- 
dere „Stadtwirtschaft“ ; 

3. der eigentlichen Gesellschaftswirtschaft: a) die sozialistische Wirtschaft, 
b) die Sklavenwirtschaft des Altertums, c) die Sklavenwirtschaft der modernen 
Kolonien, d) die kapitalistische Verkehrswirtschaft mit freier Lohnarbeit. 

Die ersten sieben dieser zehn Wirtschaftssysteme faßt Sombart als Bedarfs- 
deckungswirtschaften, die drei letzten als Erwerbswirtschaften zu- 
sammen, zwei Gruppen also, von denen jede ihr einheitliches Wirtschafts- 
prinzip hat. Bei den Bedarfsdeckungswirtschaften entscheidet der in fest ge- 
gebener Größe umschriebene Bedarf irgend einer Person oder einer Gruppe 
von Personen über Quantum und Quale der Produktion. Bei der Erwerbswirt- 
schaft dagegen entscheidet nur eine Grenze über die Menge der Produktion und 
nur eine Direktive für die Art der Produktion, nicht der unmittelbare Bedarf, 
sondern die Möglichkeit, durch Verwertung der Produkte Gewinn zu er- 
zielen. Hier ist die Produktion nicht mehr wie bei der Bedarfsdeckungswirt- 
schaft ein technisches Problem, der Produzent nicht mehr ein technischer Arbeiter, 
Die Produktion wird vielmehr zu einem Problem spekulativer Berechnung. Der 
Produzent ist in erster Linie Kaufmann. 

Man hat Sombart eine überstarke Neigung, neue Begriffe und Unter- 
scheidungen zu prägen, vorgeworfen. Immerhin wird die Wissenschaft 
mit manchen dieser Neuprägungen rechnen müssen, jedenfalls kaum auf die 
Dauer alles und jedes, was von Sombart kommt, beiseite schieben können. 
Ohne seine gesamte wirtschaftsgeschichtliche oder sozialpolitische Auffassung 
und vor allem seinen prinzipiellen Standpunkt bezüglich des Verhältnisses 
von Ethik und Wirtschaft teilen zu können, glauben wir doch, dem außer- 
ordentlichen Scharfsinn, der sich gerade in den begrifflichen Unterschei- 
dungen Sombarts kundgibt,..die gebührende Anerkennung nicht versagen 
zu dürfen. Freilich wird seine Stufentheorie die herrschende Formulierung 
kaum verdrängen. Bücher und Schmoller werden hervorheben, daß „die drei 
Stufen: Individual-, Übergangs- und Gesellschaftswirtschaft doch in ihrer 
letzten Bedeutung die gleichen Einrichtungen und Zustände im Auge haben, 
wie die Einteilung: Haus-, Stadt-, Volkswirtschaft“ 1. Die Sombartsche For- 
mulierung hat freilich den großen Vorzug, daß sie den Ausdruck „Volkswirt- 
schaft“ nicht in die Stufentheorie hineinzieht und so manchen Bedenken aus 
dem Wege geht. Sie hat anderseits den Nachteil, einmal, daß die gewählten 
Termini (Individualwirtschaft, Übergangs- und Gesellschaftswirtschaft) 
die Sache weniger klar treffen als die Bücherschen; sodann könnte das 
Prinzip der Vergesellschaftung als Einteilungsgrund für eine Stufen- 
theorie trotz allem das Mißverständnis nahelegen, als ob nun jeder 
höhere Grad von Vergesellschaftung, wie sie hier verstanden wird, schon 
an und für sich auch eine höhere Wirtschaftsstufe bedeuten müsse. 

Es zeigt sich im übrigen bei der Sombartschen Formulierung un- 
verkennbar dieselbe doppelte Schwäche, an der alle Stufentheorien leiden: 


i!Schmoller, Grundriß II’(1904) 669 (1127). 
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1. Eine geschichtliche Entwicklung wird dabei in nicht streng ge- 
schichtlicher Art und Weise zur Darstellung gebracht. Von vielen Einzel- 
heiten muß im Interesse des allgemeinen Schemas abstrahiert werden. 

2. Obwohl die Stufen lediglich auf eine bestimmte Seite der Ent- 
wicklung sich beziehen, werden sie doch mehr oder minder wie ein 
Gesamtbild der aufsteigenden Entwicklung angesehen, daher nur zu leicht 
als ein falscher, weil einseitiger Maßstab für die Wertung der ganzen 
wirtschaftlichen Evolution verwendet. 

Nicht eine rein historische Betrachtung kann, wie gesagt, den wahren 
Maßstab für die Beurteilung des Fortschrittes gewähren. Dazu bedarf 
es der prinzipiellen Erfassung des Wesens der Volkswirtschaft unter 
teleologischem Gesichtspunkte 1. 


8.2. 
Der Begriff: Volkswirtschaft. 


Literatur: Wagner, Grundlegung I? 346 ff. — Knies, Die politische Ökonomie 
vom geschichtlichen Standpunkte ? (1883) 44—156. — Rösler, Vorlesungen über Volks- 
wirtschaft (1878) 23.— Schönberg, Handbuch I (1896) 1—30 52—77. — v. Costa- 
Rossetti, Allgemeine Grundlagen der Nationalökonomie (1888) 15 fl. — Conrad, 
Grundriß zum Studium der politischen Ökonomie® (1900) 1ff. — Antoine, Cours 
d’Economie sociale ? (1899) 1 ff. — v. Philippovich, Grundriß der politischen Öko- 
nomie* (1901) 15f. — Lehr-Heckel, Die Grundbegriffe der Nationalökonomie ? 
(1901) 59 ff. — v. Vogelsangs Lehren (Klopp) (1894) 495 ff. — Jentsch, Grund- 
begriffe und Grundsätze der Volkswirtschaft (1895) 6f. — Schmoller, Grundriß I 
8 f und Abhandlung über Volkswirtschaft usw., im VII. Bd des Handwörterbuches der 
Staatswissenschaften. 

Nach den bisherigen Ausführungen kann es nicht mehr schwer fallen, 
den allgemeinen Begriff, somit das Wesen der Volkswirtschaft klar zu 
bestimmen. Von den Besonderheiten der Volkswirtschaft verschiedener 
Völker und verschiedener Zeiten sehen wir an dieser Stelle ab. 


96. Die Einheit der Volkswirtschaft. Wenn wir von Volkswirt- 
schaft reden, so denken wir nicht an ein bloßes Nebeneinanderbestehen 
vieler Einzelwirtschaften. Es verknüpft sich vielmehr damit zugleich 
die Vorstellung der Verbindung, der realen Einheit eben dieser Vielheit 
von Einzelwirtschaften. Das Volk erscheint dabei als ein auch für oder 
durch seine Wirtschaft mehr oder minder zusammengefaßtes gesell- 
schaftliches Ganze. Die einzelnen Teile stehen in unmittelbarer oder 
mittelbarer Wechselwirkung, und das Ganze wirkt seinerseits wiederum 
in geringerem oder größerem Maße, direkt oder indirekt, je nach der 
Stufe der geschichtlichen Entwicklung, auf alle Teile ein. 

Geht man ferner von der Tatsache aus, daß der Begriff „Volkswirt- 
schaft“ nur Anwendung findet auf ein staatlich geeintes Volk, daß 


i Vgl. Herm. Rösler, Vorlesungen über Volkswirtschaft (1878) 28 ff. 
16 * 
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anderseits die Volkswirtschaft einen besonders wichtigen Teil des gesell- 
schaftlichen Lebens darstellt, als solcher sich dem ganzen Gesellschafts- 
leben der im Staate verbundenen Volksgemeinschaft einfügt, so er- 
gibt sich von selbst, daß die Art der Einheit, welche die staat- 
liche Gesellschaft überhaupt charakterisiert, auch für jenen Teil 
des innerstaatlichen gesellschaftlichen Lebens, den wir Volkswirtschaft 
nennen, von entscheidender Bedeutung ist. Die Einheit, die Ordnung der 
Volkswirtschaft muß in voller Harmonie bleiben mit der Einheit, der 
Ordnung, dem natürlichen Zweck, dem naturrechtlichen Charakter der 
staatlichen Gesellschaft. Es würde eine Auflösung der staatlichen Ein- 
heit bedeuten, wenn die Organisation der Volkswirtschaft in Wider- 
spruch träte zur Natur und Eigenart der staatlichen Einheit, wenn 
der Zweck des Staates für die Volkswirtschaft seine Geltung verlöre. 
Die staatliche Gesellschaft aber, so sagten wir!, ist ein Organismus, 
nicht eine bloße Masse, Schichtung, sondern eine reale Einheit unter 
sich verschiedener Glieder, die miteinander durch einen gemeinsamen 
Zweck und ein inneres Prinzip verbunden sind. Der Staat ist ferner ein 
natürlicher Organismus, weil er eine natürliche Gesellschaftsform dar- 
stellt, deren Dasein, Wesenselemente und Zweck nicht der Willkür über- 
antwortet, sondern im Naturrechte begründet sind. -Aber er ist nur ein 
natürlicher moralischer Organismus; er besitzt bloß eine moralische Ein- 
heit des Sozialzweckes und der Autorität, keine Natureinheit, wie der 
physische Organismus sie darstellt, keine Einheit des Subjektes in der 
Weise, daß nun alle Tätigkeit der Glieder das Ganze des Organismus 
zum Subjekt hätte, von der Autorität als Seele gewissermaßen infor- 
miert oder direkt geleitet würde; auch keine Einheit des Zweckes in 
dem Sinn, als ob der Sozialzweck alle privaten Zwecke und Rechte 
der Gesellschaftsglieder ausschlösse oder absorbierte.e Der Bürger be- 
wahrt vielmehr inmitten der staatlichen Gesellschaft für seine Person 
und für seine Wirtschaft diejenige Selbständigkeit des Seins und Wirkens, 
welche seiner naturrechtlichen Ausstattung mit privaten Zwecken und 
Rechten entspricht. 

Hieraus ergibt sich nun von selbst, welcher Art die Einheit der 
Volkswirtschaft ist. Ebensowenig wie das in der staatlichen Gesellschaft 
geeinte Volk eine bloße Summe isolierter Individuen darstellt, ist die 
Volkswirtschaft eine Summe isolierter Privatwirtschaften, die nur der 
Idee nach zu einer logischen Einheit zusammengefaßt werden oder durch 
bloße Verkehrsbeziehungen verbunden erscheinen. Nicht minder verwerf- 
lich wäre anderseits eine solche Überspannung der Einheit, die in der 
Volkswirtschaft eine einzige große Individualwirtschaft (Kollektivwirt- 
schaft) der Gesellschaft oder des Staates erblicken ließe. Die Volks- 
wirtschaft ist zwar eine reale Einheit, aber keine Einheit des wirt- 


ı Siehe oben S. 177. 
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schaftenden Subjektes, keine Einheit des Wirtschaftsbetriebes, sondern 
eine höhere organisch-moralische Einheit vieler selbständigen Wirt- 
schaftseinheiten, indem diese durch den Sozialzweck und eine soziale 
Autorität zur Einheit der Ordnung verbunden erscheinen. Die Ord- 
nung, die rechtliche Hinordnung auf den Sozialzweck bzw. die Unter- 
ordnung unter diesen Zweck gibt der Volkswirtschaft ihre wesentliche 
Einheit. 


Den sozialrechtlichen Charakter der volkswirtschaftlichen Einheit vermögen 
auch diejenigen neueren Nationalökonomen nicht zu erfassen, die einer freien Aus- 
wirkung des wirtschaftlichen Eigennutzes das Wort reden oder doch wenigstens in 
der Theorie von der ökonomischen Selbstliebe ausgehen. So meint z. B. Karl Menger': 
wer nicht die vom Sozialismus geplante Wirtschaftsordnung, wo die Befriedigung 
der Bedürfnisse des Volkes in seiner Gesamtheit das Ziel ist und das Volk als 
Ganzes das wirtschaftende Subjekt darstellt, als eigentliche Volkswirtschaft be- 
trachten, sondern die Volkswirtschaft im gemeinen Verstande des Wortes auf- 
fassen wolle, dem müsse hierfür die innige Verbindung des Verkehrs zwischen 
den keineswegs im losen Nebeneinander isolierten Individuen genügen. Allein 
die zum Begriffe der Volkswirtschaft gehörige Einheit wird keineswegs durch 
die bloße Arbeitsteilung und durch eine noch so innige Verbindung des Verkehrs 
bewirkt und hinreichend bestimmt. Arbeitsteilung und wirtschaftliche Vergesell- 
schaftung greifen in der Weltwirtschaft über die Grenzen der einzelnen Volks- 
wirtschaften weit hinaus, führen Verbindungen und Verschlingungen herbei, die 
doch niemals aus den verschiedenen Volkswirtschaften eine analoge Einheit zu 
bilden vermögen, wie sie ohne jeden Zweifel das Wesenselement der Volkswirt- 
schaft bildet. Dazu bedarf es noch eines sozialrechtlichen Bandes, das mit der 
bloßen Berührung des wirtschaftlichen Verkehrs durchaus nicht gegeben ist, einer 
Verbindung nicht zu einer sozialistischen Gesamtwirtschaft, sondern zu einer 
moralisch-organischen Einheit aus vielen selbständigen Wirtschaftseinheiten. 

Unvollständig und unrichtig wäre der Begriff der Volkswirtschaft gefaßt, 
wenn man darunter lediglich und allein das System der Veranstaltungen und 
Einrichtungen verstehen wollte, welche die Staatsgewalt im Interesse des mate- 
riellen Volkswohles trifft. Zur Volkswirtschaft gehört vielmehr auch die Gesamt- 
heit aller privatwirtschaftlichen Bestrebungen und Einrichtungen der einzelnen 
Bürger, ihrer Familien, der Korporationen, insofern dieselben zunächst durch die 
Sorge für engere Kreise, welche Bestandteile des Volkes bilden, stets aber in 
Unterordnung unter den Zweck der staatlichen Gesellschaft zur Realisierung des 
Volkswohles mitwirken. In welcher Weise, in welchem Umfang, negativ oder 
positiv, letzteres zu geschehen hat und geschehen kann, wieweit, in welchem Maße 
die höheren und die höchsten Autoritäten der staatlichen Gesellschaft eingreifen 
müssen, ob tatsächlich das Richtige in diesem oder jenem Staat, zu dieser oder 
jener Zeit geschehen ist, das sind vorerst, aber nicht bloß Fragen geschichtlicher 
und praktischer Art. Die mittelalterlichen Städte z. B. haben in ihrem wechsel- 
seitigen Verhältnis oft genug dem Selbstinteresse auf Kosten des Gemeinwohles 


! Untersuchungen über die Methode der Sozialwissenschaften (1888) 283. Dazu 
Walter, Sozialpolitik und Moral (1899) 101 ff; Artikel „Volkswirtschaft“ im Staats- 
lexikon der Görres-Gesellschaft V ? 1225 f. 


246 4. Kapitel. Die Volkswirtschaft und ihr Organisationsprinzip. 


des ganzen Volkes gedient. Aus politischen Gründen oder aus Schwäche über- 
antworteten später die territorial-staatlichen Fürsten den Bauernstand der Willkür 
und Selbstsucht adliger Gutsherren. Aber jeder erkennt darin doch einen Fehler, 
einen Mißstand auch für jene Zeit; er verurteilt ein solches Verfahren deshalb, 
weil eben die Rücksicht auf das Gesamtwohl des Volkes der menschlichen Ver- 
nunft als eine unbestreitbar rechtliche Pflicht der Staatsgewalt und aller Staats- 
genossen sich darstellt, als eine Pflicht, die speziell für das Wirtschaftsleben ihre 
unzweifelhafte Geltung und Bedeutung hat. 


Ist der natürliche Zweck der staatlichen Gesellschaft das allgemeine 
Wohl, so kann als 


97. Ziel der Volkswirtschaft nichts anderes gelten wie eben die 
materielle Wohlfahrt des ganzen Volkes. Handelt die National- 
ökonomie von den materiellen Gütern, von dem Reichtum, so geschieht 
es somit nur in der Weise, daß der Reichtum als Mittel der g«- 
meinsamen Wohlfahrt erscheint. Unter volkswirtschaftlichem Ge- 
sichtspunkt einen Zustand, eine Einrichtung, eine Tätigkeit sei es des 
Staates, sei es der Staatsbürger, prüfen bedeutet dasselbe wie untersuchen, 
ob jene Tätigkeit, jene Einrichtung, jener Zustand usw. in gebührendem 
Maße der materiellen Wohlfahrt der Gesamtheit entspricht. 

Wird die materielle Wohlfahrt des ganzen Volkes als Ziel der Volks- 
wirtschaft bezeichnet, so heißt das nicht eine Teleologie einführen, „in 
ter das Zweckmäßigkeitsprinzip nur als allgemeines formales Prinzip ohne 
bestimmten Inhalt herrscht“ (Gothein). Das Wesen des Volkswohlstandes 
läßt sich hinreichend bestimmen, um der hier: vertretenen sozialrechtlichen 
Teleologie ihren allgemeinen Inhalt zu geben. Aber auch im besondern 
darf das teleologische Ideal der Volkswohlfahrt als ein materiales Prinzip 
‘gelten, insofern dasselbe jeweilig in den konkreten geschichtlichen Be- 
dingungen und Verhältnissen unzweideutige Forderungen bezüglich der 
Anderung und Umgestaltung, der Erhaltung und Weiterbildung bestehender 
sozialer und rechtlicher Formen erkennen läßt. 

Wir werden später, zu Anfang der allgemeinen Volkswirtschaftslehre, uns 
mit dem Begriffe „Volkswohlstand* zu beschäftigen haben. Einige kurze Be- 
merkungen mögen an dieser Stelle genügen. Die Allgemeinheit der materiellen 
Wohlfahrt besagt keine Gleichheit in Besitz und Einkommen. Die Unterschiede 
sind vielmehr unabweisbare Voraussetzung eines intensiven Kulturfortschrittes. 
Aber diese Unterschiede dürfen, wie Fuchs ! bemerkt, nicht zu groß sein: „Die 
Differenzierung der Gesellschaft darf nicht so weit gehen, daß eine Nation nur 
in zwei Hälften, eine sehr reiche und eine sehr arme — ‚zwei Nationen‘, wie 
Disraeli gesagt hat — zerfällt. Vielmehr muß als anzustrebendes Ziel der Ein- 
kommensverteilung bezeichnet werden: 

1. daß das Einkommen der untersten wirtschaftlich selbständigen, d. h. sich 
selbst ernährenden Klasse, also der gewöhnlichen ungelernten Lohnarbeiter, ihnen 
ein gesichertes ‚menschenwürdiges Dasein‘ gewährt; 


! Volkswirtschaftslehre (1901) 116. 
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2. daß möglichst viele und volle Mittelstufen von den untersten zur obersten 
führen; sie bedingen das gegenseitige Verständnis, die Einheit des Volkes; 

3. daß das Emporsteigen auf eine höhere Stufe für den dazu Geeigneten 
möglich und leicht ist, also unbehinderte soziale Auslese — natürlich nicht im 
Sinne des brutalen Konkurrenzkampfes — besteht; 

4. daß die einmal erreichte Höhe des Einkommens möglichst gesichert ist.“ 


98. Begriffsbestimmung. Es hat keinen Zweck, alle Versuche einer 
Definition der Volkswirtschaft hier anzuführen. Auf eine große Zahl 
solcher Definitionen mag ja vielleicht die kurze Kritik des jovialen Macleod 
passen: „Alles dies ist der reine Mondschein!“ Mehr im Anschluß an 
die Auffassung der deutschen Nationalökonomie sagen wir: Die Volks- 
wirtschaft ist die Wirtschaft des ganzen Volkes als einer 
durch den Zweck des staatlich-gesellschaftlichen Zusam- 
menlebens verbundenen Einheit. 

Julius v. Costa-Rossetti ! definiert die Volkswirtschaft als den „Inbegriff von 
wirtschaftlichen Funktionen des Organismus, welcher die staatliche Gesellschaft 
ist oder sein soll“. 


99. Das Verhältnis der Volkswirtschaft zu den Einzelwirtschaften 
und zur Staatswirtschaft kann jetzt nicht mehr zweifelhaft sein. Es 
ist darum auch nur eine durch die Wichtigkeit des behandelten Gegen- 
standes gerechtfertigte Wiederholung, wenn wir auf dasselbe hier noch 
ausdrücklich zu sprechen kommen. 

1. Verhältnis zu den Einzelwirtschaften. Die Volkswirtschaft ist ein 
Ganzes, eine Einheit, aber nur ein moralisches Ganze, eine moralische Ein- 
heit selbständiger Wirtschaften, eine Einheit, die durch soziale und sozial- 
rechtliche Bande entsteht. Diese moralischen Bande — Zweck und Autori- 
tät — sind in ihrem einigenden und bindenden Einfluß genau begrenzt. 
Sie beseitigen keineswegs die Vielheit der Einzelwirtschaften, weder in 
Bezug auf deren selbständige Existenz noch in Bezug auf ihre selbstän- 
dige Leitung. Sie machen nicht aus den vielen privaten und öffentlichen 
Wirtschaften einen einzigen Wirtschaftskörper, der gänzlich unter der 
direkten Leitung der Staatsgewalt stünde; sie schaffen vielmehr eine Ein- 
heit unter Wahrung der Vielheit und Selbständigkeit: die Einheit der 
Ordnung, eine den historischen Bedingungen entsprechende geordnete 
Wechselwirkung, die Einheit des sozialen Zusammenhanges, die Einheit 
der sozialrechtlichen Harmonie und Solidarität. Die Volks- 
wirtschaft setzt darum die Einzelwirtschaft ebenso voraus, wie die staat- 
liche Gesellschaft das Individuum und die Familie voraussetzt. Und 
wenn der Staat die individuelle Ordnung überhaupt nicht aufhebt, ab- 
sorbiert, aufsaugt, sondern nur schützt, ergänzt, nach Maßgabe des 
Gemeinwohles zusammenfaßt oder beschränkt, so verliert sich insbeson- 
dere auch die Einzelwirtschaft mit ihren eigenen Zwecken und Rechten 


! Allgemeine Grundlagen der Nationalökonomie (1888) 26. 
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keineswegs in dem ökonomischen Ganzen der Volkswirtschaft. Diese 
ergänzt die Einzelwirtschaft und beschränkt ihre Freiheit lediglich, so- 
weit das Gemeinwohl es verlangt, faßt wiederum ihre Kraft nur insofern 
und insoweit zu einem Ganzen zusammen, insofern und insoweit der ge- 
sellschaftliche Zweck! aller innerhalb des Staates sich vollziehenden 
wirtschaftlichen Tätigkeit — das materielle Gemeinwohl des Volkes — 
das fordert. 

2. Verhältnis zur Staatswirtschaft. Auch der Staat hat Bedürf- 
nisse, zu deren Befriedigung ihm die notwendigen Mittel zur Ver- 
fügung stehen müssen. So entsteht die Staatswirtschaft, deren unmittel- 
barer Zweck in der Versorgung des Staates mit den für seine Zwecke 
erforderlichen materiellen Mitteln zu suchen ist. Der Staat verschafft 
sich diese Mittel teils aus eigenem Vermögensstamme (z. B. Domänen, 
Gebäuden, Forsten, Bergwerken, Eisenbahnen usw.), teils aber mittels 
Steuern und sonstiger gesetzlich bestimmten Abgaben, Gebühren. Die 
Staatswirtschaft untersteht der unmittelbaren Leitung der Staats- 
gewalt und ihrer Funktionäre. Gänzlich verfehlt aber wäre es, wollte 
man das staatliche Finanzwesen als etwas von der Volkswirtschaft völlig 
Getrenntes, Isoliertes, als eine Wirtschaft neben oder gar über der Volks- 
wirtschaft hinstellen. Die Staatswirtschaft ist vielmehr ein Bestand- 
teil der Volkswirtschaft, „die größte und wichtigste aller Haus- 
haltungen innerhalb der nationalen Gesamtwirtschaft“?. Sie kann darum 
auch keinen andern Zweck haben als das Gemeinwohl des ganzen Volkes. 
Ist dies der Zweck der staatlichen Gesellschaft und der Staatsgewalt 
überhaupt, so bleibt es auch der überall entscheidende, letzte Zweck, die 
höchste Norm der Staatswirtschaft, des staatlichen Finanzwesens. 


100. Volkswirtschaft und Weltwirtschaft. Die Menschheit als solche 
kann und soll sich als Einheit fühlen mit Rücksicht auf die Gemeinsam- 
keit des Ursprungs, der Natur, des Zieles.. Die verschiedenen Nationen 
werden dementsprechend in christlicher Liebe miteinander verkehren, sich 
als Glieder der einen Gottesfamilie achten und schätzen, sich gegenseitig 
helfen in Not und Gefahr. Auch in wirtschaftlicher Hinsicht werden sie zur 
gegenseitigen Ergänzung durch das, was die einen den andern Nationen 
bieten können, in Verkehr treten, ihre Güter miteinander austauschen ®. 
Allein die allgemeine menschliche Gesellschaft ist doch keine Gesell- 
schaft im engeren Sinne, insbesondere keine jener Gesellschaftsformen, 
die durch das Naturrecht als gesellschaftliche Verbände Begründung 
und Regelung finden, wie Familie und Staat. Die verschiedenen Völker 


ı Vgl. oben S. 160 ff. 

? J. Kautz, Die Nationalökonomie als Wissenschaft (1858) 149. v. Huene- 
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erscheinen nicht als Glieder eines und desselben organischen Ganzen, wie 
die Glieder einer staatlichen Gesellschaft. Sie sind auch nicht durch die 
Natur der menschlichen Gemeinschaft und eine soziale Autorität ange- 
halten, in derselben Weise wie im Staate nach einem materiellen ge- 
sellschaftlichen Gemeinwohle der Menschheit als sozialer Gesamtheit zu 
streben. Die Menschheit stellt vielmehr eine Zusammenfassung viel 
loserer Art dar, eine Einheit, die nach wesentlich andern Gesichtspunkten 
zu beurteilen ist als die staatliche Gesellschaft. 

So wenig wie man also die „menschliche Gesellschaft“ als eine Er- 
weiterung der staatlichen Gesellschaft über sich selbst hinaus auffassen 
kann, ebensowenig ist die sog. „Weltwirtschaft“ eine Erweiterung der 
„Volkswirtschaft“, welche sich der Volkswirtschaft natürlich oder ge- 
schiehtlich überzuordnen berufen oder befugt wäre. Die Weltwirtschaft 
stellt in sich keinen sozialrechtlichen, sondern einen verkehrswirt- 
schaftlichen Begriff dar. Sie bezeichnet die Gesamtheit der inter- 
nationalen Verkehrsbeziehungen von Einzelwirtschaften innerhalb der 
verschiedenen Volkswirtschaften. Hieraus ergibt sich sofort das rechte Ver- 
hältnis zwischen Weltwirtschaft und Volkswirtschaft, insofern die Einzel- 
wirtschaften innerhalb einer staatlichen Gesellschaft sich auch mit ihren 
weltwirtschaftlichen Verkehrsbeziehungen dem durch den Staatszweck um- 
schriebenen Ziele der Volkswirtschaft unterzuordnen haben. Daß mehrere 
Staaten durch Vertrag in gewisser Weise und in gewissem Umfang ein ein- 
heitliches größeres Wirtschaftsgebiet herstellen, das kann unter Umstän- 
den durch das eigene Wohl der einzelnen Staaten gefordert werden. Allein 
auch ein derartiges vertragsmäßiges Gebilde faßt die national verschiede- 
nen privaten und öffentlichen Wirtschaften keineswegs in der Weise zu einer 
höheren Einheit zusammen, wie dies durch die Volkswirtschaft in Bezug 
auf die Wirtschaften der einzelnen Volksglieder geschieht. Keine der 
Vertrag schließenden Nationen ordnet hier ihr eigenes Gemeinwohl einem 
angeblichen Gesamtwohle der Vertragsgenossen unter. Sie bringt Opfer, 
gewiß, aber nur so weit, als sie eine Kompensation derselben durch ander- 
weitige Vorteile erwarten darf. Das für sie bestimmende und entscheidende 
Prinzip bleibt somit lediglich das eigene nationale Wohl. Dieses 
Prinzip wird auch fürderhin seine Geltung bewahren, solange noch die 
Weltwirtschaft weithin über die Grenzen jeder staatlichen Gesellschaft 
hinausführt, solange die Welt nicht eine einzige Universalmonarchie oder 
Universalrepublik geworden, solange die gewaltigen Staatenbunde oder 
Weltreiche, in denen eine Unterscheidung zwischen Volkswirtschaft und 
Weltwirtschaft belanglos wäre, im dunkeln Schoße der Zukunft ver- 
borgen sind. Daß es jemals zu einer vollen geschichtlichen Loslösung 
der Volkswirtschaft aus dem staatlichen Verbande kommen wird, ist 
kaum wahrscheinlich. Der nationale, sozialrechtliche Inhalt des Begriffes 
„Volkswirtschaft“ wird darum auch seine Bedeutung niemals ganz ver- 
lieren. 
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101. Das Organisationsprinzip der Volkswirtschaft. Heinrich Dietzel 
bemerkt, das sozialwissenschaftliche Denken, sofern es auf das soziale 
Seinsollen sich richte, dränge zu einer Grundnorm, aus welcher alle Einzel- 
urteile über die Bestände und Bewegungen des sozialen Lebens ihre innere 
Einheit und endgültige Begründung fänden. Der menschliche Geist ruhe 
nicht eher, als bis er zu einem letzten, obersten, nicht mehr ableitbaren 
Prinzip des Seinsollens sich durchgerungen habe; wie er für die Fülle 
der Naturphänomene zu einer Grundursache beziehentlich einem Endzweck 
strebe, zur causa causans und zur causa finalis, aus deren Gewinnung er 
ein harmonisches Bild des Seins und Werdens aller Naturstoffe und Natur- 
kräfte sich gestalten möge, so auch für die Fülle der sozialen Phänomene, für 
das Gebiet des menschlichen Handelns, welches die Beziehungen zwischen 
Mensch und Mensch innerhalb der Gesellschaft gestalte. Dieses Prinzip des 
Seinsollens ist in weiten Umrissen mit dem natürlichen Endzweck der staat- 
lichen Gesellschaft gegeben. Das wird auch insoweit von den Vertretern der 
wissenschaftlichen Nationalökonomie wenigstens stillschweigend anerkannt, 
als sie wünschen, fordern, erwarten, daß Reichtum und Wohlstand dem 
Volke zu teil werde. Aber sie sind nicht derselben Ansicht, wenn die 
Frage gestellt wird, auf welchem Wege, durch welche Art der volkswirt- 
schaftlichen Organisation ein solcher Zustand zur Verwirklichung gelangt, 
wie sich insbesondere — und das ist der entscheidende und unterscheidende 
Gesichtspunkt — das Verhältnis des einzelnen zum Ganzen mit Rücksicht 
auf das Gemeinwohl der Gesamtheit zu gestalten habe, ob er z. B. 
als vollfreies Individuum unbehindert wirken könne oder lediglich als 
Glied und „Genosse“, für das wirtschaftliche Gebiet zur Geltung komme. 
Wir werden darum zu untersuchen haben, welcher Organisations- 
form, und dem entsprechend, welchem Organisationsprinzip der 
Vorrang gebührt oder gar die ausschließliche Richtigkeit und Berechti- 
gung zukommt. 

Karl Diehl! unterscheidet „zwei durchaus verschiedene und logisch 
zu trennende Hauptorganisationsformen der Volkswirtschaft: die indi- 
vidualistische und die sozialistische. Und zwar ist das Kriterium 
gegeben durch die Art der Regelung des Eigentumsrechtes an den Pro- 
duktionsmitteln“. Diese Zweiteilung genügt uns nicht. Individualismus 
und Sozialismus sind Extreme. Unwillkürlich sucht der Geist nach 
einem dritten, vermittelnden System. Dann erfaßt auch eine Bezug- 
nahme auf die bloße Regelung des Eigentumsrechtes an den Produktions- 
mitteln nicht einmal den Gegensatz zwischen den beiden genannten 
Systemen voll und tief genug. Es handelt sich hier, wie Biermann ® 
ganz richtig hervorhebt, in letzter Linie um Gegensätze der Welt- 
anschauung, die ihren Einfluß üben auf die volkswirtschaftliche Auffas- 


1 Vgl. Jahrbücher für Nationalökonomie XXIV (1902) 102 ff. 
? Beilage zur Allgemeinen Zeitung 1904, Nr 51, 402. 
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sung. Das hat E. v. Philippovich angedeutet, wenn er im fünften Buche 
des ersten Bandes seines Grundrisses der politischen Ökonomie! von 
drei wirtschaftspolitischen „Ideenrichtungen“ spricht: dem Indi- 
vidualismus, Sozialismus und der Sozialreform. Sehen wir 
davon ab, daß die Bezeichnung „Sozialreform* das der Wirtschaftspolitik 
zu Grunde liegende Prinzip nicht in derselben klaren Weise zum un- 
mittelbaren Ausdruck bringt wie die Worte Individualismus und Sozialis- 
mus?, so kann man in der Gesamtauffassung dem verdienstvollen Ge- 
lehrten beistimmen. Es handelt sich da um verschiedene Ideenrichtungen 
von entscheidender Bedeutung für die Wirtschaftepolitik. Allein nicht 
bloß „wirtschaftspolitische“ Ideen stehen dabei in Frage. Im Grunde ge- 
nommen sind es Sozialprinzipien, allgemeine Grundsätze, welche das 
innerstaatliche bürgerliche und gesellschaftliche Leben überhaupt, die 
Organisation der Volkswirtschaft insbesondere, zum Gegenstande haben, 
und die in der verschiedenen Weltanschauung ihre letzte Begründung finden. 

Wird unter „Wirtschaftsordnung“ der Inbegriff der Normen und 
Veranstaltungen verstanden, welche das wirtschaftliche Verhalten der 
Menschen äußerlich regeln, so erscheint diese Wirtschaftsordnung als 
volkswirtschaftliches System, insofern sie von einem bestimmten 
obersten Sozialprinzip beherrscht wird. Wir unterscheiden hiernach ein 
individualistisches, sozialistisches, solidarisches System. Die Ausdrücke: 
Individualismus, Sozialismus, Solidarismus belehren zwar nicht über den 
vollen Inhalt des einzelnen Systems; sie sind aber doch, wenn man 
so sagen darf, mehr als bloße Rufnamen; sie bezeichnen eben das 
besondere Prinzip, welches der entsprechenden Wirtschaftsordnung ihr 
Gepräge verleiht: der Individualismus das individualistische Freiheits- 
prinzip, der Sozialismus das kollektivistische Prinzip (die Sozietät als 
Subjekt der Produktion und Verteilung), der Solidarismus das Prinzip 
der Solidarität, die dem sozialen Zusammenhang entsprechende und vom 
natürlichen Zweck des gesellschaftlichen Lebens geforderte sozialrecht- 
liche Bindung der im übrigen freien Einzelwirtschaften. Die subjektive 
Bestimmtheit der rein privatwirtschaftlichen Organisation der Wirtschafts- 
einheiten durch den prädominierenden Verwertungszweck (Bedarfsdeckung, 
Erwerb), der für das Wirtschaftssubjekt den Endzweck seiner wirtschaft- 
lichen Tätigkeit bilden mag, wird dabei nicht beseitigt; die prävalierenden 


ı 4. Aufl. (1901) 343 fi. 

® Das gilt auch von der durch Fr. J. Neumann empfohlenen Scheidung zwischen 
Sozialismus, Sozialpolitik, Individualismus. Vgl. Neumanns Abhand- 
lung: Wer ist heute Sozialist? in den Jahrbüchern für Nationalökonomie, III. Folge, 
XIV (1902) 457 fi. Wie Neumann und Philippovich stellt van der Borght in seinen 
„Grundzügen der Sozialpolitik“ (1904, 22 ff) Sozialpolitik oder Sozialreform dem Indivi- 
dualismus und Sozialismus gegenüber. Damit ist aber das leitende Prinzip der Sozial- 
politik und der Sozialreform ebensowenig bezeichnet wie mit den Worten „sozialökonomisch*, 
„sozialrechtlich“; diese deuten bloß auf den sozialrechtlichen Charakter des richtigen 
Prinzips hin, ohne jedoch das Prinzip selbst zum Ausdruck zu bringen. 
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Motive der privaten Wirtschaftssubjekte sollen und können aber keines- 
wegs für die Gestaltung der nationalen Wirtschaftsordnung das oberste 
Prinzip abgeben, vielmehr erhält alles einzelwirtschaftliche Streben in dem 
richtigen volkswirtschaftlichen System seine höhere, objektive, soziale 
Bestimmung und Regelung durch die Normen einer vom Prinzip der 
Solidarität beherrschten Wirtschaftsordnung. 

Indem wir in einer Grundlegung der Nationalökonomie nach dem 
obersten Organisationsprinzip der Volkswirtschaft uns umsehen müssen, 
werden wir selbstverständlich auch den philosophischen und ge 
schichtlichen Ausgangspunkten der einander widerstreitenden Prin- 
zipien und Systeme unsere Aufmerksamkeit zu schenken haben. Doch 
möchten wir dabei eine solche Auswahl treffen, wie sie das Bedürfnis und 
Interesse der Gegenwart, anderseits die Rücksicht auf das besondere 
Objekt der nationalökonomischen Wissenschaft erheischt. Es steht somit 
für uns in Frage: sollen im gesellschaftlichen Leben die Individuen alles 
sein (Individualismus), oder soll die Gesamtheit alles sein (Sozia- 
lismus), oder ist der Ausgleich der individuellen Interessen, die Har- 
monie zwischen Individualwohl und Gemeinwohl, die Freiheit in und mit 
der Ordnung, die sozialrechtliche Gebundenheit der Einzelwirtschaften mit 
Rücksicht auf den Volkswohlstand als Ziel (Solidarismus) das Richtige? 


8 83. 


Individualismus. 
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102. Philosophischer Ausgangspunkt des Individualismus. Der Zu- 
stand tiefgehender Gärung, in welchen seit dem 15. und 16. Jahrhundert 
zahlreiche und wichtige Entdeckungen die Völker Europas versetzt hatten, 
die großen Vorteile, wie sie das Neue bot, das Vordringen der experi- 
mentellen Naturwissenschaft und das Zurücktreten der Metaphysik, die 
Schwächen und Schwächungen der kirchlichen Autorität und des kirch- 
lichen Lebens, der Individualismus und Egoismus, welcher schon das 
Zeitalter des Humanismus charakterisiert, das subjektivistische Prinzip der 
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freien Forschung, das die Reformation proklamierte, der antichristliche 
Geist der Aufklärung — alles dies konnte nicht ohne mächtigen Ein- 
fluß auch auf die wirtschaftlichen Studien und Forschungen bleiben, die 
gerade damals lebhafter und selbständiger in Angriff genommen wurden. 
„Über die Kirchenlehre der Reformation hinausgehend‘*, sagt Schmoller ! 
in der Schilderung jener Zeiten, „traut sich die menschliche Vernunft, 
direkt die Gottheit, die Natur und das Menschenleben zu begreifen; die 
Wissenschaft sucht sich loszulösen von Offenbarung und kirchlicher 
Satzung; sie traut sich im stolzen Gefühle der erreichten Mündigkeit den 
Flug nach oben, auch auf die Gefahr hin, daß er teilweise ein Ikarusflug 
werde. Das Bedürfnis, über Natur und Welt, Staat und Gesellschaft 
gedankenmäßig Herr zu werden, ist so groß und so dringlich, die Staats- 
männer wie die Gelehrten jener Tage haben einen so starken positiven 
Zug, haben so festen Glauben an sich und die Resultate ihrer Über- 
legungen, daß Kritik und Zweifel immer wieder rasch in fest geschlossene 
Systeme umschlagen, welche bestimmte Ideale enthalten, an welchen mit 
Leidenschaft gehangen, für welche praktisch gekämpft wird.“ Wechselnde 
Theorien und Systeme, aber keine feste, wohlbegründete Welt- 
anschauung, das ist, bei allem Glanz der neuzeitlichen Entwicklung, 
trotz aller in der Tat großartigen Errungenschaften, die tiefe, aber nicht 
unheilbare Wunde, der modernen Wissenschaft und Kulturentwicklung 
bis heute geblieben. 

Doch gehen wir etwas näher auf diese geistigen Strömungen und Strebungen 
ein, soweit dieselben von Bedeutung sind für das allseitige Verständnis der volks- 
wirtschaftlichen und wirtschaftswissenschaftlichen Entwicklung. 

Baco von Verulam hatte die Naturwissenschaft an die Spitze aller Wissen- 
schaft gestellt und ihre Methode als ausreichende und allein zuverlässige allen 
empfohlen. Es war damit schon für konsequentere Denker der Weg zu einer 
rein naturwissenschaftlichen Auffassung des Menschen, des menschlichen und ge- 
sellschaftlichen Lebens eröffnet. Man konnte leicht vergessen, daß die bloße 
Beobachtung das volle Verständnis des Menschen nicht erschließt, daß die Fest- 
stellung und Erforschung selbst der zahlreichsten Phänomene, die Zusammen- 
fassung der einzelnen Tatsachen in allgemeine „Gesetze“ zu keiner sichern 
und abschließenden Erkenntnis der freien, vernünftigen Menschennatur in ihrer 
Größe und in ihrer Schwäche zu führen vermag. 

Männer, wie Cherbury, Toland, Collins, Wollaston, Tindal, Chubb, Boling- 
broke u. a., bedienten sich der neuen Methode zunächst, um an Stelle des posi- 
tiven, auf übernatürlicher Offenbarung beruhenden Christentums eine natürliche 
Religion zu setzen, indem sie die erfahrungsgemäß allen Menschen gemein- 
samen religiösen Vorstellungen sammelten und darin die allein wahre Religion 
erblickten (naturalistischer Deismus). Es lag freilich dem ganzen Ver- 
fahren eine offenkundige „petitio principii“ zu Grunde, denn nur die stillschweigende 
Voraussetzung, daß es unter den verschiedenen Religionen überhaupt keine ex- 
klusiv richtige, weil von Gott geoffenbarte, Religion gebe, machte ein solches Vor- 


i Grundriß der allgemeinen Volkswirtschaftslehre I (1900) 81. 
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gehen überhaupt möglich. Der Ausschluß der positiven, geoffenbarten Religion 
stand hier im voraus schon fest. 

Indem die empirische Methode nunmehr auch auf das Gebiet der Ethik 
Anwendung fand, gelangte man dazu, in dem Sittengesetze nicht mehr ein gött- 
liches Gebot/ welches in der menschlichen Vernunft und in der Offenbarung sich 
kundgibt, zu erblicken, sondern ein Naturgesetz, das in den Strebungen der 
natürlichen Instinkte des Menschen sich äußert. Diese auf den Naturtrieben 
beruhende Morallehre wurde von der schottischen Schule (Shaftesbury, Hutcheson, 
Adam Smith u. a.) ausgebildet. 

Auch der von John Locke proklamierte Sensualismus richtete großen 
Schaden an. Die wichtigsten Probleme über die ersten Ursachen und die End- 
ursachen, über das Wesen der Dinge, über Gott, Seele, Zweck und Bedeutung 
des menschlichen und gesellschaftlichen Lebens vermag der Sinn nicht zu lösen; 
nicht einmal die Hypothesen der Naturwissenschaft können der geistigen De- 
duktion entbehren. Die mißtrauische Verachtung der reinen Vernunfttätigkeit 
untergrub die Fundamente aller Wissenschaft, bereitete der Skepsis, dem raschen 
Wechsel ephemerer Systeme und Theorien, der Prinzipienlosigkeit die Wege. 

Darf man sich wundern, daß auch die philosophische Gesellschafts- 
lehre der Aufklärungszeit kein besonders erfreuliches Bild darbietet? 

Seit Hugo Grotius wird die Lehre vom Ursprung des Staates durch 
die willkürliche Annahme eines „Naturzustandes“ beherrscht, eines Zustandes, der 
nur isolierte Individuen aufweist. Der Naturzustand ist nach Grotius historische 
Wirklichkeit, bei Pufendorf bloße Fiktion, bei Hobbes ein roher, brutaler Kampf 
aller gegen alle, nach Montesquieu ein Zustand der Schwäche, Rousseau zufolge 
ein Paradies gewesen. Beendigt wird dieser Naturzustand durch einen Vertrag, 
durch welchen nach Hobbes die Individuen sich bedingungslos dem Staatsabsolutis- 
mus überantworten, nach Rousseau aber möglichst wenig von ihrer Freiheit opfern. 

Wenn der Staat nicht, wie man früher glaubte, in langsamer historischer 
Entwicklung aus der Familie und den Geschlechterverbänden organisch sich ent- 
wiekelte, sondern ganz und gar auf dem freien Willen der souveränen, den Ver- 
trag schließenden Individuen beruhte, so entbehrte folgerichtig auch das innere 
Gesellschaftsleben jeder Leitung durch sittliche Ideen. „Von einer Philo- 
sophie, welche sich vorherrschend auf Mathematik und Physik stützte*, sagt 
diesbezüglich H. Ritter ', „konnten die Fragen des sittlichen Lebens nur vernach- 
lässigt werden. Daß die Ethik verkümmerte, kann wohl kaum bezweifelt werden; 
für die großen Gestaltungen in Staat und Kirche wußte man kein ‚Gesetz‘ zu 
finden; man betrachtete sie als Erzeugnisse willkürlicher Verträge, wenn nicht 
gar als Früchte des Vorurteils, des Betrugs, der Leidenschaft.“ Auch für die 
Beurteilung der Phänomene des Wirtschaftslebens bediente man sich ganz kon- 
sequent einer „natürlichen“ Erklärung, insofern man alles aus dem natürlichen 
Triebleben ableitete. Sprach man ja doch allmählich sogar von einem besondern 
Hang, zu tauschen, oder „Tauschtriebe“ ?, als ob der Tausch Selbstzweck und 
nicht von der Vernunft gewähltes Mittel wäre, um Güter zu erlangen. 

Die christliche Lehre hatte die letzte Quelle des Rechts in Gott gesucht 
und in den unzweifelhaften, allgemeinen, dauernden Rechtsforderungen der Ver- 


! Geschichte der Philosophie IX 101. 
ı Vgl. A.Smith, Wealth of nations I, chap. 2, deutsch von F. Stöpel1I (1878) 8 f. 
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nunft (Naturrecht) eine Manifestation des weltordnenden Willens Gottes anerkannt, 
dem auch die Inhaber der staatlichen Gewalt sich unterordnen mußten. „Wir 
bitten Dich in aufrichtiger Liebe“, schrieb Gregor VIL.! an den König von Däne- 
mark, „daß Du Dich bemühst, die Dir anvertraute Gewalt nach dem Willen 
Gottes auszuüben, indem Du mit dem erhabenen Namen eines Könige, den Du 
trägst, Deine Tugenden in Einklang bringst und in Deinem eigenen Herzen jene 
Gerechtigkeit herrschen läßt, welche Dir das Recht gibt, über Deine Untertanen 
zu herrschen. Du weißt, daß die Könige gleich den Bettlern nur Staub und 
Asche werden, und daß wir alle bei dem letzten Gerichte erscheinen müssen, 
welches für uns Priester und Könige um so furchtbarer sein wird, weil wir nicht 
allein für uns selbst, sondern auch für unsere Untergebenen Rechenschaft abzulegen 
haben.“ Die neue Philosophie nahm einen wesentlich andern Standpunkt ein. Grotius 
bemühte sich, aus der Natur des Menschen ein „Naturrecht“ abzuleiten, das auch 
ohne die Existenz Gottes Geltung haben sollte. Er glaubte, diese Konzession 
dem Zeitgeist machen zu müssen. Allein selbst ein solches „Naturrecht* genügte 
den Freidenkern nicht. Wenn die späteren Philosophen noch von einem „Natur- 
recht“ sprechen, so ist es das Recht des fiktiven Naturzustandes u. dgl., während 
sie innerhalb des Staates das Recht ganz der Willkür der gesetzgebenden Faktoren 
überließen; Recht und Nutzen, Recht und Macht, Recht und Wille der Majorität 
wurden mehr und mehr zu reell identischen Begriffen. 

Zweck des Staates war nach der christlichen Philosophie das Gemein- 
wohl des Volkes. Alles im Staate, Regierung und Regierte, die Gesamtheit wie 
die einzelnen galten zur Verwirklichung dieses Zweckes verpflichtet. Das hört jetzt 
auf, das Gemeinwohl ist nicht mehr eine sittliche Idee, nicht mehr Gegenstand 
und Zielpunkt einer sittlichen, im christlich-philosophischen Sinne naturrechtlichen 
Pflicht, sondern mehr oder minder das Produkt eines Mechanismus, einer Maschine, 
wo jedes einzelne Teilchen nur von selbst fungiert, ohne Rücksicht auf das Ganze 
zu nehmen. Wie in der Naturwissenschaft durch Empirismus und Sensualismus, 
aber auch durch Hobbes und die Cartesianische Naturerklärung die mechanische 
Auffassung völlig gesiegt und alle Naturphänomene in kleine bewegte Atome auf- 
gelöst hatte, so erscheint jetzt auch der Staat als eine Summe von Kleinkräften, 
von im weitesten Umfang autonomen Individuen. Die Staatsgewalt hat lediglich 
die Aufgabe, die Freiheit dieser Individuen bei der Verfolgung ihrer Interessen 
zu wahren. So lehrte die Rousseausche Staatsphilosophie. Kant, Fichte, Wil- 
helm v. Humboldt haben in der Theorie des Rechtsschutzes, der Koexistenz der 
gleichen Freiheit, nur denselben Faden weitergesponnen. 


Der Verlust eines festen rechtsphilosophischen Standpunktes konnte 
für die Auffassung und Beurteilung des wirtschaftlichen Lebens 
nicht ohne Folge bleiben. Zunächst kommt hier für uns 


103. die physiokratische Freiheitslehre in Betracht. Francois Quesnay 
(geb. 1694, gest. 1774), Leibarzt der Pompadour und später des Königs 
Ludwig XV., philosophisch an Malebranche, aber auch an Descartes und 
Locke sich anlehnend, entwickelte seine rechtsphilosophischen Grundsätze 
über das Gesellschaftsleben vornehmlich in dem Aufsatz „Le Droit naturel* 
(1765) und in der Abhandlung „Despotisme de la Chine* (1765). 


! Gregor. VII. Epist. II 51 ad regem Danorum, 
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„Die in der Gesellschaft vereinigten Menschen sollen den natürlichen und 
positiven Gesetzen unterworfen sein. Die Naturgesetze sind entweder physische 
oder moralische. Als physisches Gesetz ist hier der geregelte Gang jedes physi- 
schen Ereignisses der Naturordnung anzusehen, die für das Menschengeschlecht 
offenbar am vorteilhaftesten ist. Unter Moralgesetz versteht man die Regel für 
jede menschliche Handlung der sittlichen Ordnung, die mit der dem Menschen- 
geschlecht offenbar vorteilhaftesten physischen Ordnung übereinstimmt. Diese 
Gesetze bilden zusammen das, was man Naturgesetz nennt. Alle Menschen, alle 
menschlichen Mächte müssen diesen souveränen (Gesetzen unterworfen sein, die 
vom höchsten Wesen eingeführt wurden: sie sind unveränderlich, unwiderstehlich, 
die möglichst besten Gesetze; darum sind sie auch die Grundlage für die voll- 
kommenste Regierung, die Fundamentalregel aller positiven Gesetze; diese sind 
eben nur da, um die natürliche Ordnung aufrecht zu erhalten, welche offen- 
bar die vorteilhafteste für das Menschengeschlecht ist.“ ! 

Es liegt in diesen Worten schon eine Verkennung des richtigen Ver- 
hältnisses zwischen physischer und moralischer Ordnung. Indem nämlich 
Quesnay das Sittliche zugleich mit dem Physischen in dem „natürlichen 
Gesetze“ zusammenfaßte und nun das menschliche Leben der Leitung 
eben dieses natürlichen Gesetzes unterwarf, hatte er nur die physische 
Ordnung auf Kosten der moralischen Ordnung erhoben, eine „Physio- 
kratie*, eine Herrschaft der Natur proklamiert, welche trotz aller 
Klauseln und Einschränkungen theoretisch verwerflich ist und praktisch 
nach allen Seiten hin verderblich wirken muß. Gewiß sind die physischen 
Gesetze Gottes Ordnung, aber nur für die physische Welt. Der Mensch 
muß diese Gesetze allerdings beachten. Sein Glück, sein Wohlbefinden 
ist von ihrer Kenntnis und Verwertung abhängig. Sie umschreiben die 
Grenzen des physischen Vermögens, keineswegs aber die Grenzen des 
moralischen Sollens und Dürfens. Der Mensch handelt durchaus nicht 
immer gemäß den für sein Tun und Streben entscheidenden moralischen 
Gesetzen, wenn er den physischen Gesetzen folgt, der „natürlichen Ordnung“ 
der Dinge sich überläßt, z. B. die in den physischen Verhältnissen und 
Fähigkeiten gebotene Möglichkeit eines höheren irdischen Wohlseins für die 
eigene Person ausnutzt. Von der ungenau und mißverständlich‘interpretierten 
Harmonie zwischen Physischem und Moralischem ausgehend kommt aber 
Quesnay zu dem Satze: „Der mit Vernunft ausgestattete Mensch hat 
den Vorzug, die natürlichen Gesetze zu betrachten und zu erfassen, um 
aus denselben den größtmöglichen Vorteil zu ziehen, ohne diesen 
Gesetzen und höchsten Regeln zu widerstreben. Daraus folgt, daß ein 
jeder das natürliche Recht hat, von allen seinen Fähigkeiten 
Gebrauch zu machen, die ihm durch die Natur verliehen wurden, in 
den Umständen, in welche dieselbe ihn versetzt hat, unter der Bedingung, 
weder sich selbst noch andern zu schaden.“ 2 Dieses Recht hat und bewahrt 


— 


! Quesnay in der Schrift „Le Droit naturel“. Vgl. A. Oncken, Oeuvres &co- 
nomiques et philosophiques de F. Quesnay (1888) 374. 
ı Oncken a. a. O. 371. 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I. 17 


A 
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der Mensch in dem völlig ausgebauten Staate ebensowohl wie in den An- 
fängen des gesellschaftlichen Lebens. Wenn vormals getrennte Horden 
sich enger aneinander anschlossen, so geschah es zu dem Zwecke, die 
persönliche Sicherheit und den Schutz des Eigentums zu erhöhen. Als 
das Eigentum bedeutender wurde und die mehr zerstreut liegenden Besitz- 
tümer größerer Gefährdung ausgesetzt waren, bedurfte es positiver Gesetze 
und einer souveränen Autorität, um dieselben zu bewahren, kurz: des 
Staates. „Die Form der Gesellschaft hängt mehr oder weniger von den 
Gütern ab, die ein jeder besitzt oder besitzen kann und deren Erhaltung 
und Eigentum er sichern will. Auf diese Weise dehnen also die Menschen, 
welche sich in die Abhängigkeit oder vielmehr in den Schutz der positiven 
Gesetze und einer Obrigkeit begeben, die Fähigkeit, Eigentümer zu sein, 
aus und demgemäß erweitern sie den Gebrauch ihres natürlichen Rechts 
(d. i. des ‚droit naturel & la subsistance‘ und des Rechts, in der Erwerbs- 
tätigkeit von allen Gelegenheiten und Fähigkeiten den vorteilhaftesten 
Gebrauch zu machen), statt ihn zu beschränken.“ 2 

Die „natürliche Ordnung“ im Sinne Quesnays als „unveränder- 
liche, physische Sozialordnung“ fordert somit einen Zustand, 
in welchem jeder Mensch unter vollkommen freier Betätigung aller 
seiner Fähigkeiten und unbehinderter Ausnutzung der ihm durch die kon- 
kreten Verhältnisse gebotenen Möglichkeiten sein „natürliches Recht“, 
d. i. innerhalb der Gesellschaft sein Recht auf Eigentum und Eigentums- 
erwerb, zur Geltung bringen kann. Diese „natürliche Ordnung“ ist der 
„archötype des gouvernements“. Die Aufgabe der staatlichen Autorität 
bleibt folgerichtig auf den bloßen Schutz der Person, ihrer individuellen 
Freiheit und ihres Eigentums beschränkt. „Die sicherste, exakteste, vorteil- 
hafteste innere und äußere Handelspolitik ist die volle Freiheit der 
Konkurrenz“?, „la concurrence libre et immense“ !* Die freie Ausnutzung 
der individuellen Fähigkeiten und gegebenen Verhältnisse wird lediglich 
beschränkt einmal durch die kluge Rücksicht auf das „wohlverstandene 
Interesse“ — „inter&t bien entendu“ (den dauernden Nutzen im Gegen- 
satze zum bloß augenblicklichen Interesse) — sodann durch das Verbot 
eines unbefugten Eingriffs in die individuelle Rechtssphäre anderer. 


Vincent de Gournay, der mutmaßliche Urheber der Maxime: Laissez les 
faire et laissez les passer, baute seinerseits die individualistische Frei- 
heitsforderung nicht auf „naturrechtlichen* Erwägungen auf, sondern ging 
dabei mehr von psychologischen und individuell-utilitären Gesichtspunkten aus. 
Jeder sei durch den Eigenvorteil darauf hingewiesen, das vollkommenste Fabrikat 
herzustellen. Sein Eigenvorteil treibe ihn von selbst dazu, den Weg zu wandeln, 


! Le Droit naturel chap. 1, bei Oncken, Oeuvres &conomiques et philosophiques 
de F. Quesnay (1888) 359 ff 375 366 648 368. 

* Le Droit naturel chap. 4, bei Oncken a. a. O. 372 f. 

s Maximes generales XXV, bei Oncken a. a. O. 336 553. 

* Despotisme de la Chine, bei Oncken a. a. O. 656. 
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der auch für die Allgemeinheit der vorteilhafteste sei. Also fort mit aller Ein- 
mischung des Staates in das wirtschaftliche Leben: „Laissez faire, telle devrait 
ötre la devise de toute puissance publique, depuis que le monde est civilise!“ ! 
In ähnlicher Weise hatte auch schon früher der Marquis d’Argenson argu- 
mentiert. Turgot *, der Minister Louis’ XVI. und ein hervorragender Physiokrat, 
bezeichnet die Lehren Gournays schlechthin als „Maximen des gesunden Menschen- 
verstandes“, die allein auf dem Satze beruhten: Im allgemeinen kennt jedermann 
sein eigenes Interesse besser als ein anderer, dem dieses Interesse gleichgültig 
sei. Da aber das Interesse der einzelnen mit dem allgemeinen Interesse zusammen- 
falle, so könne man nichts Besseres raten, als die Menschen tun zu lassen, was 
ihnen beliebe. 


Größere Aufmerksamkeit als die physiokratischen Formulierungen der 
Grundsätze des ökonomischen Liberalismus beansprucht hier natürlich 


104. der individualistische Freiheitsgedanke bei Adam Smith und 
das freiwirtschaftliche Prinzip. Adam Smith wurde geboren zu Kirkaldy 
in Schottland am 5. Juni 1723; er studierte in Glasgow und Oxford. 1748 lehrte 
er zu Edinburg Rhetorik und schöne Wissenschaften. Hier lernte er David Hume 
(1711—1776) kennen. 1751 wurde Adam Smith Professor der Logik, 1752 Pro- 
fessor der Moralphilosophie in Glasgow. 1759 gab er seine Schrift „Theorie der 
sittlichen Empfindungen“ heraus. _ Von 1764 bis 1766 begleitete er den jungen 
Herzog von Buccleugh auf dessen Reisen. Von Weihnachten 1765 bis zum Ok- 
tober 1766 weilte Smith in Paris, wo er Turgot, Quesnay, Necker u. a. persönlich 
kennen lernte. Hierauf hielt er sich zehn Jahre in Kirkaldy auf, während welcher 
Zeit er sein Werk „Untersuchung über das Wesen und die Ursachen des Reich- 
tums der Völker“ verfaßte. Im Jahre 1776 erschien dasselbe zum erstenmal. 
Wenige Jahre nachher erhielt Adam Smith die Stelle eines Zollkommissars für 
Schottland. Er starb zu Edinburg im Jahre 1790. 

Will man Adam Smiths Wirtschaftslehre in ihrer tiefsten Grund- 
auffassung richtig würdigen, so wird man seine Stellung zum naturalistischen 
Deismus, zur schottischen Moralphilosophie, ferner den Einfluß, welchen 
die individualistische Staatsphilosophie auf ihn ausübte, nicht unbeachtet 
lassen können. 

1. Der naturalistische Deismus, wie er damals die „auf- 
geklärten“ Geister Englands beherrschte, war auch für Adam Smith die 
bestimmende Weltanschauung: Gott hat die Welt erschaffen zum Zweck 
der menschlichen Glückseligkeit. Aber er wirkt hierfür nicht anders, 
als vermittels der natürlichen Gesetze. Wie die Uhr ihre Aufgabe er- 
füllt, wenn die Bewegung der Räder keine Störung erfährt, so wird der 
Mensch, die Menschheit beglückt, sofern nur die natürlichen Gesetze und 
speziell jene Gesetze, die das Räderwerk unserer Naturtriebe beherrschen, 
zur vollen Geltung gelangen. 


I! Oncken, Die Maxime: Laissez faire, ihr Ursprung, ihr Werden (1886) 54 
60 f TOR. 
% Oeuvres de Turgot I (6dition Daire, 1844) 270 ff. Schweizer, Geschichte 


der Nationalökonomie II: Physiokratismus von Turgot (1904) 101 146 ff. 
17* 
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‘Bruno Hildebrand ', Karl Knies? und noch bestimmter Lujo Brentano ® 


haben die Ansicht ausgesprochen, Adam Smith sei ein Anhänger der materialisti- . 


schen Weltanschauung gewesen oder, als er den jungen Herzog Buccleugh auf 
einer Bildungsreise nach Frankreich (1764—1766) begleitete, durch den Umgang 
mit den hervorragendsten Physiokraten und Enzyklopädisten, insbesondere mit 
Helvetius, dazu geworden. So glaubt man von einem Gegensatze zwischen der 
von Adam Smith im Jahre 1759 herausgegebenen „Theory of moral sentiments“ 
und dem nach seiner Rückkehr aus Frankreich verfaßten „Wealth of nations“ 
(1776) sprechen zu müssen. Allein diese Ansicht ist heute wohl unhaltbar. Nicht 
alle französischen Freunde Smiths waren Materialisten und insbesondere Turgot 
nicht, mit dem er am meisten verkehrte. Sodann ist die Tatsache des Verkehrens 
noch kein Beweis für die Übereinstimmung in der Weltanschauung. Auch mit 
David Hume verkehrte Adam Smith, ohne dessen Skeptizismus anzunehmen. Über- 
dies ist es völlig undenkbar, daß Smith noch im letzten Lebensjahre (1790) die 
auf deistischer Grundlage aufgebaute „Theory of moral sentiments“, wo das 
Dasein eines persönlichen Gottes und Schöpfers der Welt immer wieder betont 
wird, in sechster, revidierter und ergänzter Auflage hätte erscheinen lassen, ohne daß 
dabei irgendwie sein Übergang zur materialistischen Weltanschauung an den Tag 
getreten wäre. Und nicht nur das; wie hätte Smith in der Vorrede dieser sechsten 
Auflage ausdrücklich und ohne Beschränkung die Zusammengehörigkeit der 
„Theory“ und des „Wealth“ betonen können, wenn dem „Wealth of nations“ eine 
ganz andere Weltanschauung zu Grunde gelegen hätte als der „Theory of moral 
sentimente“? Auch das von Edwin Cannan * veröffentlichte Kollegienheft eines 
Schülers Smiths (vor dessen Reise nach Frankreich geschrieben) beweist, daß 
Smiths ökonomische Lehren im wesentlichen fertig waren, ehe es zu einem persön- 
lichen Umgange mit den Physiokraten und Enzyklopädisten kam. Allerdings 
wird dieser Umgang auf Smith nicht ohne bestärkenden und weiter leitenden 
Einfluß geblieben sein, da ja in den Schlußfolgerungen freiwirtschaftlicher Art 
eine weitgehende Übereinstimmung der Ansichten schon vorhanden war. Ander- 
seits dürfte unseres Erachtens daran festzuhalten sein, daß der von Smith in 
seiner „Theorie der moralischen Gefühle“ dargelegte moralphilosophische Stand- 
punkt völlig ausreicht zum Verständnis der einseitigen Hervorkehrung der Selbst- 
liebe im Hauptwerke „Der Wohlstand der Völker“. 


2. Adam Smith als Moralphilosoph. Über den Zusammenhang zwischen 
den moralphilosophischen und den nationalökonomischen Anschauungen 
Adam Smiths äußert sich Richard Zeyß 5 in folgender Weise: „Die Kenntnis 
des philosophischen Werkes (Theory of moral sentiments) muß, um Smiths 
Anschauung ihrem ganzen Umfange nach zu würdigen, vorausgesetzt werden. 


: Die Nationalökonomie der Gegenwart und Zukunft (1848) 31. 

® Politische Ökonomie vom geschichtlichen Standpunkte (neue Aufl. 1883) 244. 

® Das Arbeitsverhältnis gemäß dem heutigen Recht (1877) 60. Vgl. auch Skar- 
zynski, Adam Smith als Moralphilosoph und Schöpfer der Nationalökonomie (1878) 183. 

* Lectures on Justice, Police, Revenue and Arms, delivered in the University of 
Glasgew by Adam Smith, reported by a Student in 1763 (1896). Zur ganzen Frage: 
Aug. Oncken, Adam Smith und Immanuel Kant I (1877) 87 ff und in der Zeitschrift 
für Sozialwissenschaft: Das Adam Smithsche Problem 29 ff. 2 

5 Vgl. Zeyß, Adam Smith und der Eigennutz (1889) 89 ff. 
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Smith hat aber auch, als er den „Wealth of nations“ schrieb, das Bekannt- 
sein der Theory und der dort niedergelegten allgemeinen Prinzipien an- 
genommen, und er war zu dieser Annahme voll berechtigt. Seine Morallehre 
hatte ja großen Erfolg und weite Verbreitung gewonnen, schon in den ersten 
elf Jahren nach ihrem Erscheinen hatte sie sich durch Übersetzungen selbst 
in Frankreich und Deutschland einen Leserkreis erworben. Man muß be- 
denken, daß damals, wo es noch keine solche Massenproduktion wie heute 
auf dem Gebiete der wissenschaftlichen Literatur gab, die bedeutenderen 
Schriften sich wirklich eines allgemeinen Bekanntseins erfreuten, daß 
namentlich, auch im Gegensatz zu heute, die philosophischen Bücher, dem 
philosophischen Geiste der Zeit gemäß, das weiteste Interesse erweckten 
und von allen Gebildeten gelesen wurden. ' Einem Einwande, den man 
etwa noch machen könnte, wollen wir im Anschluß hieran auch gleich 
begegnen. Warum hat sich denn Smith, so wird man vielleicht fragen, 
in dem „Wealth of nations* nun nicht in der Einleitung oder an den be- 
züglichen Stellen auf sein erstes grundlegendes Werk berufen? Wir 
antworten hierauf, daß das spezielle Sichberufen auf etwas an einer 
andern Stelle Gesagtes, daß die Peinlichkeit im Hinweisen und Zitieren, 
wie man sie heutzutage von einem deutschen wissenschaftlichen Werke 
unbedingt verlangt, daß alles das zu Smiths Zeiten absolut nicht 
Mode war. Diese Zeiten wußten noch nichts von der großen Arbeits- 
teilung, von der weitgehenden, teilweise wohl ungesunden Spezialisierung 
der Gegenwart auf geistigem Gebiete. Mit Recht konnte deshalb damals 
ein Autor stillschweigend voraussetzen, daß alle Gebildeten mit den haupt- 
sächlichsten und allgemeineren Werken der Zeit bekannt seien, und er 
hatte deshalb nicht nötig, immer mit der ganzen Schwere seines wissen- 
schaftlichen Rüstzeuges, mit dem vollen wissenschaftlichen Apparat auf 
dem Plane zu erscheinen.“ 

Die moralphilosophischen Grundanschauungen Adam Smiths erklären 
sich aus seiner Zugehörigkeit zur schottischen Moralphilosophenschule der 
Universität Glasgow. Wir stellen jene Lehren in aller Kürze, soweit 
sie für die Wirtschaftslehre von Wichtigkeit sind, hier zusammen: 

a. Die Natur leitet uns zu dem größten Teile durch ur- 
sprüngliche und unmittelbare Instinkte!. Jene der Natur ein- 
gesenkten Triebe sind uns von Gott verliehen, damit wir dem großen 
Endzwecke der Natur dienstbar werden. Dieselben offenbaren uns daher 
in ihren natürlichen Tendenzen den Willen Gottes. Ihnen gegenüber 
hat die eigene Vernunfterkenntnis keine eigentlich leitende, beherrschende 
Stellung. Sie gewinnt vielmehr den Inhalt ihrer sittlichen Erkenntnisse, 
ihre allgemeinen praktischen Urteile über das, was zu geschehen habe 
oder zu unterlassen sei, lediglich auf dem Wege der Induktion aus der 


! Smith, Theorie der moralischen en ‚ nach der dritten englischen 
Ausgabe übersetzt (1770) 181. 
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Beobachtung der Forderungen, welche die Naturinstinkte an den Menschen 
stellen, insbesondere das Gefühl der Sympathie, jene spontan wirkende 
Kraft, die in uns als instinktive Billigung oder Mißbilligung einer Hand- 
lungsweise sich geltend macht. 

Man darf bei der Smithschen „Sympathie“ nicht an das, was man sonst 
Wohlwollen nennt, denken. Die „Sympathie“ fungiert hier bloß als subjektives, 
empirisches Erkenntnisprinzip des Sittlichen, da nach Smith sittliche gute Hand- 
lungen nur die sind, welche die Gefühlszustimmung (Sympathie) des wohl unter- 
richteten und unparteiischen Zuschauers finden !. 

Die Handlungen, durch welche der Mensch Gottes Weltregierungsplan 
zur Ausführung bringt, haben somit ihre bewirkende Ursache nicht in 
der zweckbewußten Vernunfttätigkeit der Menschen, sondern in den in- 
stinktiv wirkenden Kräften, den natürlichen Trieben. Eine Vernunft aller- 
dings beherrscht sie, aber nicht die eigene Vernunft des Menschen, sondern 
einzig die Weisheit Gottes?. Mit wunderbarer Kunst sind alle die Räder 
einer Uhr so eingerichtet, daß der Endzweck der Uhr, die Bezeichnung 
der Stunden, erreicht wird. Hätten sie die Begierde oder die Absicht, 
diese Wirkung hervorzubringen, sie könnten es nicht besser anfangen. 
Und dennoch, wer dächte daran, ihnen eine solche Begierde oder Absicht 
beizumessen ? Wir schreiben diese vielmehr dem Uhrmacher zu, und wir 
wissen, daß jene Räder durch eine Feder in Bewegung gesetzt werden, 
die ebensowenig als jene den Vorsatz hat, das zu bewirken, was sie in 
der Tat bewirkt. So führen sich auch bei uns die Empfindungen und 
Handlungen, wodurch wir „die großen Endzwecke der Natur“ befördern, 
nicht auf unsere Weisheit zurück, sondern wir werden dazu durch natür- 
liche Triebe und Instinkte gleichsam gezogen, wohin Gottes Weisheit uns 
leiten will. Handeln wir den natürlichen Trieben gemäß, so bedienen 
wir uns der wirksamsten Mittel, die Glückseligkeit der Menschen — sie 
ist ja der „große Endzweck der Natur“ — zu befördern, und man kann als- 
dann gewissermaßen von uns sagen, daß wir Mitarbeiter Gottes sind, 
und daß wir, soviel an uns ist, den Entwurf der Vorsehung ausführen 
helfen 8, 

b. Unter den Trieben nehmen vor allem die selbstischen Instinkte 
(selfish passions) unser Interesse in Anspruch. Den naturgemäßen Gegen- 
stand dieser Triebe bilden ja nach Adam Smith die wirtschaftlichen 
Dinge. Wenn wir etwa einwenden wollten, daß die freie Entfaltung 
des privaten Eigennutzes der einzelnen Individuen leicht zum Ausschluß 
der großen Menge vom Mitgenuß an den irdischen Gütern führen könnte, 
dann versichert uns Smith, gerade die selbstischen Triebe würden, 
sofern man sie ruhig gewähren lasse, naturgemäß zur 
besten Verteilung der Güter geleiten, ja nicht einmal da einen 


i Smith, Theorie der moralischen Empfindungen 180 ff 275 ff 528 f. 
® Ebd. 207 £. s Ebd. 828. * Ebd. 77 89H 94 ff 342 ff 490. 
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Schaden anrichten, wo sie ihren höchsten Grad erreichten und allen Wohl- 
wollens bar zu sein schienen: 


„vergebens wirft der stolze und gefühllose Edelmann seinen Blick auf seine 
ausgebreiteten Ländereien, als ob alles für ihn wäre, vergebens verzehrt er in 
seiner Einbildungskraft die ganze Ernte, die darauf wächst, ohne an die Bedürf- 
nisse seiner Brüder zu denken: er muß, auch ohne es zu wollen, abgeben. Das 
einfältige und gemeine Sprichwort, daß der Magen eher genug hat als die Augen, 
wird nie vollkommener als bei ihm wahr befunden. Die Geräumigkeit seines 
Magens hat kein Verhältnis gegen die Unermeßlichkeit seiner Begierden und kann 
nicht mehr fassen als der Magen des geringsten Bauern. Das übrige muß er 
unter diejenigen verteilen, die auf die künstlichste Art das wenige, was er braucht, 
zubereiten, unter diejenigen, die den Palast, in welchem dieses wenige soll ver- 
zehrt werden, ausschmücken, unter diejenigen, die alle die verschiedenen Geräte 
und Geschirre, die bei der Haushaltung der Großen gebraucht werden, besorgen 
und in Ordnung halten. Diese alle bekommen von seiner Üppigkeit und seinem 
Eigensinn den Teil von den Bedürfnissen des Lebens, den sie von seiner Mensch- 
lichkeit oder Gerechtigkeit vergebens würden erwartet haben. Die Früchte des 
Landes ernähren zu jeder Zeit fast die ganze Zahl der Einwohner, die es ernähren 
kann. Die Reichen haben nichts voraus als die Freiheit, aus dem Haufen das 
Kostbarste und Beste für sich auszusuchen. Sie verzehren wenig mehr als die 
Armen; sie mögen immerhin nur auf ihre eigenen Vorteile denken, immerhin mag 
die Befriedigung ihrer eigenen eitlen und unersättlichen Begierden der einzige 
Endzweck sein, um welchen es ihnen bei den Arbeiten der Tausende, die ihnen 
dienen, zu tun ist, trotz ihrer selbstischen Eigenliebe und Raubgierigkeit teilen 
sie doch mit den Armen die Früchte ihrer Anstalten und Verbesserungen. Sie 
werden durch eine unsichtbare Hand geleitet, beinahe eben die Austeilung der 
Notwendigkeiten des Lebens zu machen, welche gemacht sein würde, wenn die 
Erde unter alle ihre Einwohner in gleichen Portionen verteilt wäre. Ohne es zu 
wissen, befördern sie die Vorteile der Gesellschaft und erleichtern die Vermehrung 
der Bevölkerung. Als die Vorsehung die Erde unter wenige Eigentümer verteilte, 
ließ sie doch diejenigen, die bei der Verteilung übergangen zu sein schienen, 
nicht leer ausgehen; sie vergaß sie nicht. Die letzten bekommen ihr Teil von 
allem, was sie hervorbringt. In dem, was die wahre Glückseligkeit des mensch- 
lichen Lebens ausmacht, sind sie auf keine Art unter denen, die über sie so sehr 
erhaben scheinen. In dem guten Zustande des Körpers sind fast alle verschie- 
denen Klassen der Menschen sich gleich, und der Bettler, der sich an der Heer- 
straße hinter einem Zaune sonnet, besitzt die Sicherheit, für welche Könige fechten.“ ! 
Das ist Adam Smiths Trost für die Armen! In der Tat eine Stelle, die tiefen 
Einblick gewährt in den Geist, welcher die „Untersuchung über die Ursachen 
des Wohlstandes der Völker“ beherrscht! Aus halben Wahrheiten ergeben sich 
die gefährlichsten Irrtümer’! 


c. Allerdings spricht Adam Smith auch von Schranken der Selbst- 
liebe, die durch Klugheit, Gerechtigkeit und Wohlwollen gezogen werden?, 
Doch was bedeuten diese Schranken in seinem Sinne? 

ı Ebd. 873 f. 


® Ebd. 342 ff 490. Vgl. auch Ergänzungen der 6. Aufl. der Theory, 6. Teil: Vom 
Charakter der Tugend, Schluß, in der Ausgabe von L. Th. Kosegarten (1791) 190 f. 


Al 


264 4. Kapitel. Die Volkswirtschaft und ihr Organisationsprinzip. 


a) Der Klugheit Aufgabe ist es, unsern Leidenschaften und Begierden 
diejenigen Grenzen zu ziehen, „welche die Gesundheit und das Vermögen 
uns vorschreiben“ 1. Also Gesundheit und Vermögen schonen bei Be- 
friedigung der Leidenschaften! Das ist gewiß klug, aber doch nur eine: 
kluge Selbstliebe, „wohlverstandenes Interesse“ ; diese Klugheit dient nicht 
dem Gemeinwohle, sondern lediglich der eigenen Person. 

£) Auch die Gerechtigkeit wird durchaus individualistisch ge- 
faßt. Solange man sich enthält, dem einzelnen Mitbürger positiven 
Schaden zuzufügen, so zwar, daß man sich an seiner Person, seinem 
Eigentum, seiner Ehre nicht vergreift, ist diese Gerechtigkeit gewahrt ?. 


Was Hume nicht gelang, brachte Adam Smith fertig. Er fand selbst für 
die Gerechtigkeit eine Gefühlsgrundlage®. Nieht allgemeine, von der Vernunft 
geforderte Rücksichten auf das Wohl der Gesellschaft als eines Ganzen, auf die 
Ordnung des gesellschaftlichen Zusammenlebens, sondern lediglich individuelle 
Nützlichkeitsräcksichten oder vielmehr der Vergeltungstrieb gegenüber der Ver- 
letzung individueller Rechte stützt das, was Smith „Gerechtigkeit“ nennt. Keines- 
wegs das Schicksal der Gesellschaft nimmt hierbei unser Interesse in Anspruch, statt 
dessen der einzelne, der in seiner Person, seiner Ehre, seinem Eigentum ge- 
schädigt ist, indem wir mit den Äußerungen seines Vergeltungstriebes sympathi- 
sieren. Die Rücksicht auf die Gesamtheit und ihr Wohl gehört innerhalb des 
Smithschen Individualismus nicht zur Teleologie des Gerechtigkeitsgefühls im 
Menschen. 


y) Das Wohlwollen endlich ist nach Adam Smith für den Bestand 
der Gesellschaft nicht notwendig, sondern gehört lediglich zur Blüte der- 
selben; es bildet „eine Verzierung, die das Gebäude verschönert, nicht 
den Grund, der es trägt“°. „Der bloße Mangel der Wohltätigkeit stiftet 
nie ein reelles, positives Übel.“ * Beachtet man überdies, daß das Wohl- 
wollen bei’ Smith nicht als Forderung eines durch die Vernunft und die 
Offenbarung promulgierten Sittengesetzes erscheint, sondern ebenso wie 
die Selbstliebe im naturalistischen Moralsystem ein natürlicher Affekt oder 
Trieb ist, so kann man unmöglich von einem solchen Wohlwollen viel 
erwarten. Verfügt ja doch, wie die Erfahrung zeigt, die bloß instinktive 
Selbstliebe nur zu oft über eine viel größere impulsive Kraft als das 
ebenfalls bloß instinktive Wohlwollen, weshalb denn auch das Opfer der 
eigenen Interessen unter dem Einfluß eines lediglich &riebhaften Wohl-' 
wollens nicht gerade zu den häufigsten Erscheinungen des Menschenlebens 
gehören dürfte. 

Im Grunde genommen sind alle diese Schranken der Selbstliebe 
wieder nichts anderes als Selbstliebe oder gar Selbstsucht: die Klugheit, 


‘ die Gesundheit und Vermögen schützt, die Gerechtigkeit, die auf dem 


Triebe der Vergeltung beruht, wenn man uns wehe getan hat, das freie ® 


ı Smith, Theorie der moralischen Empfindungen 5. _* Ebd. 197 £. 
s Ebd. 208f. +Ebd. 185. 5 Ebd. 184. | 
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Wohlwollen, dessen Verletzung nicht von dem Gefühl der Schuld begleitet, 
zu dessen Übung der Mensch nur angetrieben wird „durch das gefällige 
und schmeichelnde Bewußtsein verdienter Belohnung“. Egoismus und 
nichts als Egoismus! Der Gott des Deismus spielt dabei eine geradezu 
klägliche Rolle. Die „Religion“ hat nur „durch Schrecknisse“ das „natür- 
liche Gefühl von der Pflicht noch mehr einzuschärfen“ 2, Es ist eine 
Ehre für das Christentum, daß ihm in einem solchen Moralsystem kein 
Platz angewiesen wurde. 

Da Adam Smith sich mit der bloßen, mehr oder minder geistreichen 
Darlegung seiner Morallehre begnügt, auf eine eigentliche Beweisführung 
zu Gunsten derselben aber verzichtet, so bedarf es wohl auch unserseits 
keiner wissenschaftlichen Widerlegung der Theorie. Schon die Exposition 
wirkt ja hier wie eine Refutation, und der alte Satz: Exposuisse senten- 
tiam refutasse est, bewahrt in diesem Falle seine Geltung. Nur auf 
einige Punkte sei noch besonders hingewiesen. 

Wenn Adam Smith von seinem naturalistischen Standpunkt aus 
lehrte, Gottes Weisheit lenke den Menschen durch Instinkte zu den 
großen Zielen der Natur, so hat er des Menschen Natur und Würde 
völlig verkannt, Gottes Weisheit keine Ehre angetan. Gewiß darf 
namentlich die Bedeutung der triebhaften Selbstliebe für das wirtschaft- 
liche Leben nicht unterschätzt werden. Aber diese Triebkraft besitzt 
beim Menschen nicht das Regulativ ihrer Wirksamkeit in sich selbst, 
wie dies bei den natürlichen Instinkten des Tieres der Fall ist. Das Tier 
ist durch seine Instinkte zur Art und Weise seines Verhaltens von dem 
Urheber der Natur im voraus hinreichend genau bestimmt. Der Mensch 
aber wählt frei zwischen den verschiedenen Wegen, wie er seine Be- 
dürfnisse befriedigen will. 


In der Enzyklika „Rerum novarum“ bespricht Leo XIII. diesen Unterschied 
in folgender Weise: „Das Tier bestimmt sich nicht selbst, sondern wird durch 
den doppelten Instinkt seiner Natur geleitet. Derselbe beschützt seine Vermögen, 
er fördert die Entwicklung der Kräfte, er erregt und bestimmt deren Betätigung. 
Indem der eine Instinkt das Tier zur Selbsterhaltung treibt, bestimmt es der 
andere zur Fortpflanzung des Geschlechts. Für beides aber ist es auf den engen 
Bereich desjenigen, was ihm gegenwärtig ist, angewiesen, eine Grenze, über 
welche es nicht hinauskommt, weil es nur durch das sinnliche Vermögen und 
durch Einzeleindrücke beherrscht wird. Weit davon verschieden ist die Natur 
des Menschen. In ihm findet sich einerseits das Wesen des Tieres in seiner 
Ganzheit und Vollkommenheit, und so besitzt er wie dieses das Vermögen sinn- 
lichen Genusses, aber seine Natur geht nicht in einer tierischen auf, mag man 
sich letztere noch so vervollkommnet denken; er erhebt sich hoch über die 
tierische Seite seiner selbst und macht diese sich dienstbar. Was den Menschen 
adelt und ihn zu der ihm eigenen Würde erhebt, das ist der vernünftige 


ı Ebd. 204. . * Ebd. 319. 
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Geist; dieser verleiht ihm seinen Charakter als Mensch und trennt ihn seiner 
ganzen Wesenheit nach vom Tiere.“ 


Darum eben kann auch Gottes Weisheit uns in höchster Instanz nur 
durch das leiten und lenken, was dem Menschen als solchem eigentümlich 
ist, durch die Vernunft und durch ethische Gesetze, welche der natür- 
lichen Vernunft eingeprägt sind, und durch ein positives Sittengesetz, vor 
welchem die Vernunft als vor dem geoffenbarten Willen Gottes sich beugt. 
Über allen Impulsen und Lockungen der Triebe steht der souveräne Wille, 
der frei für jeden einzelnen Fall die letzte Entscheidung trifft, der nicht bloß 
durch Triebe und Instinkte, sondern in erster Linie durch die ethischen 
Vernunftideen, durch die vernünftige Erkenntnis des göttlichen Gesetzes, 
durch ein wahrhaft sittliches Pflichtbewußtsein sich leiten lassen kann 
und soll. Um höherer Beweggründe, der Gerechtigkeit und des Gemein- 
wohles willen, kann er sogar den eigenen, individuellen Nutzen des 
Handelnden zum Opfer bringen. Den Instinkten die sittliche Leitung des 
Menschen überantworten wollen, das heißt den Menschen brutalisieren, 
das wirkliche Sittengesetz verleugnen, den Begriff der Sittlichkeit ver- 
fälschen, dem verderblichsten Egoismus einen Freibrief ausstellen. Die 
Trennung von Wirtschaft und wahrer Sittlichkeit, die Verneinung der 
Leitung des menschlichen Handelns durch das in Vernunft und Offen- 
barung promulgierte Sittengesetz im Hinblick auf Wirtschaftsleben und 
Wirtschaftslehre, das ist das no@rov Jreüdog des Smithianismus geblieben, 
die Quelle der meisten seiner Verirrungen !. 

3. Die Smithsche Staatsauffassung. „Besäßen wir von Smith eine 
Staatslehre“, sagt Helferich?, „sie würde ohne Zweifel atomistisch sein.“ 
In der Tat, wenn Smith die individualistische Staatsphilosophie seiner 
Zeit mit dem eigenen Moralsystem verglich, so mußte ihm dieselbe als 
Bestätigung seiner Lehre erscheinen. Der optimistische, aus dem natura- 
listischen Deismus stammende Gedanke, Gott habe das unermeßliche 
Gebiet des Ganzen der Welt so eingerichtet, daß zu allen Zeiten die 
größtmögliche Summe des Glücks bei freiem Wirken der natür- 
lichen Kräfte gewonnen werde, führte von selbst zu der Auffassung, 
man müsse es der Natur überlassen, unbehindert ihr Ziel zu verfolgen, 
ihr segensreiches Werk zu vollenden. Die Natur leitet uns ja durch 
den Mechanismus der Triebe, auf wirtschaftlichem Gebiete insbesondere 
durch den Instinkt der Eigenliebe zu dem „großen Endzweck der Natur“. 
Mit logischer Notwendigkeit ergibt sich hieraus die Forderung an den 
Staat, von Eingriffen in das wirtschaftliche Leben Abstand zu nehmen. 
Das Gemeinwohl wird am besten gewahrt, wenn man die Menschen 
auf wirtschaftlichem Gebiete ihren individuellen Interessen nachgehen 


ı H. Rösler, Über die Grundlehren der von Adam Smith begründeten Volks- 
wirtschaftstheorie (1871) 30 ff. | 
® Rektoratsrede über Adam.Smith und sein Werk (1877) 14. 
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läßt. Auch des klügsten Staatsmannes Weisheit muß ja zurücktreten 
hinter der im instinktiven menschlichen Naturstreben sich auswirkenden 
unendlichen Weisheit Gottes. Kurz, die Freiheit des privaten Interesses, 
die Ungebundenheit der individuellen wirtschaftlichen Selbstbestimmung 
als sicherste Grundlage des materiellen Gedeihens der Völker — das 
war der leitende Gedanke, den Adam Smith aus seiner „Theory of 
moral sentiments“ in den „Wealth of nations“ hinübernehmen mußte. 
In Wirklichkeit beherrscht denn auch die privatwirtschaftliche 
Freiheitsforderung, die individualistische Behandlung des Erwerbs- 
lebens die ganze Untersuchung über den Wohlstand der Völker; überall 
wird die „natürliche Ordnung“, der „natürliche Lauf der Dinge“ betont 
und in Gegensatz gestellt zu den Beschränkungen der Freiheit durch die 
sozialen Mächte: Staat und Korporation. Aus einer Manuskriptskizze, 
die Adam Smith als Professor in Glasgow 1775 bei einer dortigen Gesell- 
schaft deponiert hat, um seine Priorität für gewisse Lehrsätze zu beweisen, 
berichtet Dugald Stewart! folgende interessante Stelle: „Gewöhnlich wird 
der Mensch von den Staatsmännern und Projektenmachern als Material für 
eine politische Maschine betrachtet. Die Projektenmacher stören die 
Natur in ihrem Wirken auf die menschlichen Angelegenheiten. Man 
braucht sie nur allein walten, ihre Zwecke ungestört verfolgen zu 
lassen, damit sie ihre eigenen Ziele erreiche.“ Die „Projektenmacher“ 
sind nicht, wie Oncken meint, großkapitalistische Unternehmer, die den 
Menschen doch kaum als Material für eine „politische Maschine“ be- 
trachten können, sondern die Staatsmänner selbst, die durch den Namen 
„projectors“ näher charakterisiert werden. Die ganze Auffassung paßt 
durchaus zu dem „Wealth of nations“. „Jeder einzelne“, so lesen wir 
z. B. im zweiten Kapitel des vierten Buches des Wealth, „ist stets darauf 
bedacht, die vorteilhafteste Anlage für das Kapital, über das er zu gebieten 
hat, ausfindig zu machen. Er hat allerdings nur seinen eigenen Vorteil und 
nicht den des Volkes im Auge. Aber gerade die Bedachtnahme auf seinen 
eigenen Vorteil führt ganz von selbst (naturally, or rather necessarily) 
dazu, daß er diejenige Anlage bevorzugt, welche zugleich für die Gesell- 
schaft die vorteilhafteste ist.“ Allerdings muß anerkannt werden, daß der 
Grundsatz, der Privategoismus geleite immer von selbst und mit Notwendig- 
keit zum Gemeinwohl, bei Adam Smith noch nicht zum vollsten Ausdruck 
gelangt. Vielmehr betont Smith an verschiedenen Stellen sogar die Möglich- 
keit eines Gegensatzes zwischen den Privatinteressen der einzelnen und dem 
Gesamtwohl des Volkes. Er hat, wie Knies® gegen Hildebrand hervor- 
hebt, nur das häufige Übereinstimmen des Privatinteresses mit dem 
Gemeininteresse zu behaupten gewagt (Wealth of nations IV 2: By 


ı The Collect. Works of D. Stewart, edit. by W. Hamilton, X (1877) 58. 
® Das Adam Smith-Problem, in der Zeitschrift für Sozialwissenschaft III 278. 
s Politische Ökonomie 225 f. 
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pursuing his own interest he frequenily promotes that of the society more 
effectually than when he really intends to promote it). Die späteren libe- 
ralen Ökonomisten dagegen haben Dupont de Nemours’ Lehre! wieder 
aufgegriffen und behauptet: jeder befördere durch das ungehemmte Ver- 
folgen seiner Privatinteressen zugleich immer auch die Interessen der 
Gesellschaft. Sodann ging Adam Smith nicht so weit, vom Staate ein 
völlig passives Verhalten dem Wirtschaftsleben gegenüber zu fordern 2. 
Er verlangt positive Fürsorge für gemeinnützige Anstalten, auch Beschrän- 
kungen der individuellen Freiheit gegenüber dem Wucher; er ist für 
Zollrepressalien, ferner für Begrenzung der Emissionsfreiheit von Bank- 
noten u. dgl., er spricht von einem Prüfungszwange, einem Waffenübungs- 
zwange, fordert das Truckverbot. Aber diese wenigen, überdies in sich 
selbst unzulänglichen Ausnahmen, ändern nichts an der individua- 
listischen Grundanschauung der Smithschen Wirtschafts- 
lehre. Die Notwendigkeit von Garantien zum Schutze des Gemeinwohles 
in wahrhaft sozialer Universalität mit Rücksicht auf den Wohlstand des 
gesamten Volkes, die Idee der sozialen Gerechtigkeit, eines sozialen 
Rechtsschutzes, welcher die Unterdrückung der ökonomisch Schwächeren 
durch die Stärkeren, die Ausbeutung der Arbeit durch das Kapital, des 
kleinen Besitzes durch den großen zu verhindern hätte, ist ihm fremd 
geblieben; ja nicht einmal der individuellen Gerechtigkeit genügt ein 
volkswirtschaftliches System, dem der Begriff des gerechten Tausches 
abhanden gekommen. 


Es ist üblich geworden, von einer „klassischen Nationalökonomie* 
zu sprechen, als deren Haupt Adam Smith gilt. Außer ihm werden als „klassische 
Nationalökonomen“ noch Robert Malthus, David Ricardo, Jean Baptiste Say, 
John Stuart Mill aufgeführt. 

Malthus (geb. 1766, gest. 1884) war anglikanischer Geistlicher, seit 1805 
Professor der politischen Ökonomie am Kollegium der Ostindischen Kompagnie 
zu Haileybury. 1798 gab er seinen berühmten „Essay on the Principle of Po- 


ı Dupont de Nemour, Abreges des principes de l’&conomie politique 3882: Das 
Interesse eines jeden ist dasselbe wie das Interesse aller. In dieser Allgemeinheit und 
Unbeschränktheit ist der Satz unrichtig und verderblich. Anderseits soll nicht bestritten 
werden, daß ein geordnetes Geltendmachen des eigenen Interesses dem Wohle des Ganzen. 
nicht widerspricht. v. Thünen (Der isolierte Staat* [1875] 326) bedient sich einer 
ähnlichen Ausdrucksweise wie A. Smith. Er sagt: „Während der Mensch nur seinen 
eigenen Vorteil zu verfolgen wähnt, ist er das Werkzeug in der Hand einer höheren 
Macht und arbeitet, ihm selbst oft unbewußt, an dem großen und künstlichen Bau 
des Staates und der bürgerlichen Gesellschaft.“ Ganz richtig! Aber das gilt lediglich, 
soweit das Privatinteresse nicht in Konflikt gerät mit fremden Rechten und mit dem 
Wohle der Gesamtheit, also nicht überall und nicht für jede Forderung des privaten 
Interesses, 

® Wealth of nations II, chap. 4 (Stöpels Übersetzung II 104 ff); chap. 2 (ebd. II 
69); IV, chap. 2 (ebd. II 226 ); V, chap. 1, 1 (ebd. IV 1 ff); chap. 1, 2 8 (ebd. IV 
24 40 85 ff); I, chap. 10 (ebd. I 187 fi). 
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pulation® heraus. Ricardo sieht in Malthus einen Vorgänger in Bezug auf die 
von ihm selbst entwickelte (Ricardosche) Grundrententheorie. 

Ricardo wurde als der Sohn eines jüdischen Kaufmanns 1772 zu London 
geboren, schloß sich aber später dem Protestantismus an. Erfolgreiche Ge- 
schäfte machten ihn zu einem vermögenden Mann. Sein Hauptwerk „Prin- 
ciples of Political Economy and Taxation“ erschien 1817. Außer der Grund- 
rententheorie ist auch das von Ricardo aufgestellte Lohngesetz in seiner Weise 
beachtenswert. 

Say (geb. 1767 zu Lyon, gest. 1832 zu Paris) schrieb den „Traite d’Eco- 
nomie politique“, 1802; ferner den „Cours complet d’Economie politique prati- 
que“, 6 Bde, 1828—1829. J. B. Say ist der Begründer der französischen 
Freihandelsschule. (L. v. Stein nennt ihn den Taufpaten der Lehren von A. Smith 
auf dem Kontinent.) Sowohl der Sohn J. B. Says, Horace Emile Say, wie sein 
Enkel J. B. Leon Say haben sich als nationalökonomische Schriftsteller einen 
Namen erworben. 

Mill war der Sohn von James Mill, welcher in seinen nationalökonomischen 
Schriften sich an Smith und besonders an Ricardo anlehnte. John Stuart Mill 
wurde geboren 1806 zu London und starb 1873 auf einer Reise durch Frankreich 
zu Avignon. Er ist der Verfasser des „System of Logic“, das von den Ideen 
Benthams und Aug. Comtes beeinflußt wurde. Von nationalökonomischen Schriften 
müssen namentlich die „Essays on some unsettled questions of Political Economy“ 
(1844) und das Hauptwerk „Principles of Political Economy“ (1848) genannt 
werden. Wenn Mill in einzelnen Fragen auch einen von der Smithschen Doktrin 
abweichenden Standpunkt einnimmt, so hält er doch an der Lehre der freien 
Konkurrenz fest. In späterer Zeit neigte Stuart Mill kollektivistischen Lehren zu. 
So erklärte er sich 1873 zu London für die Aufhebung des Eigentums an Grund 
und Boden, wie er auch in der Frage der Emanzipation der Frauen einen radi- 
kalen Standpunkt einnahm. 


Die Verdienste dieser Männer um die Wissenschaft sind unvergäng- 
lich. Der Name der „klassischen* Autoren soll ihnen belassen bleiben. 
Ihr Verhängnis war es, daß in dem Augenblick, wo alles zur wissen- 
schaftlichen Verselbständigung der Nationalökonomie hindrängte, die 
Philosophie des Tages ihren Forschungen die unentbehrliche theoretische 
Grundlage nicht zu gewähren vermochte, im Gegenteil das durch die 
geschichtliche Entwicklung gebotene Freiheitspostulat bereits in falsche 
Wege zu leiten begonnen hatte. Von der religiösen, der politischen 
Freiheit sehen wir hier ab. Nur das eine möchten wir hervorheben: die 
persönliche Freiheit des Arbeiters ist nicht das Verdienst der Auf- 
klärungsepoche, und die wirtschaftliche Freiheit, die sie proklamierte, 
gereicht ihr nicht zum Lobe. | 

Die Unfreiheit früherer Zeiten besaß, wie Adolf Wagner ausführt!, ihren 
letzten Erklärungsgrund fast immer und überall in dem ökonomischen Bedürfnis 
nach niedern persönlichen Diensten und nach Arbeitskräften in der Produktion; 
sie erscheint dem Menschen in primitiven Verhältnissen als das einzig mögliche 


! Grundlegung II 48 fi 75 ft. 
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Mittel der Ausdehnung und Ergänzung der Familienwirtschaft durch Aufnahme 
fremder Kraft, wo die eigene Kraft des Wirtschaftssubjekts und der unmittelbaren 
Familienangehörigen nicht mehr ausreicht, oder wo es gilt, einer Herrenklasse 
Muße für höhere und feinere Arbeit, für die Entwicklung und Pflege von Kultur- 
bedürfnissen zu gewähren; sie änderte jedoch mit fortschreitender Kultur all- 
mählich ihre Gestalt, milderte sich ab unter dem Einfluß religiöser und sittlicher 
Motive, auch aus wirtschaftlichen Gründen in dem Maße, als bessere Arbeit den 
fremden Arbeitskräften anvertraut und größere Selbständigkeit in der Arbeit 
ihnen gewährt werden mußte. Die gewöhnliche Sklavenarbeit, von welcher nur 
durch Furcht und Strenge ein gewisses Quantum von Leistungen erpreßt werden 
kann, erwies sich allmählich als unproduktiv. Die fortschreitende Technik ge- 
währte überdies größere Unabhängigkeit von der menschlichen Körperkraft. Jene 
gewaltigen Sklavenscharen, welche die Pyramiden Ägyptens bauten, wären in 
späteren Zeiten ein Hindernis des prompten Vollzugs der Arbeit gewesen. Mit 
fortschreitender Zivilisation wurde überdies der Mensch im Unfreien mehr und 
mehr gewürdigt, eine zwar noch beschränkte persönliche Freiheit und Vermögens- 
fähigkeit ihm zuerkannt. „Durch eine Reihe von Mittelgliedern hindurch ent- 
wickelt sich schließlich die volle persönliche Freiheit, wiederum wesentlich mit 
unter dem Impuls des ökonomischen Bedürfnisses, wie sehr auch der äußere 
Verlauf der Erscheinung durch zufällige geschichtliche Verhältnisse und durch 
politische, religiöse und philosophische Anschauungen mitbestimmt wird und 
vielleicht selbst allein bestimmt zu werden scheint.“ ' Ein viele Jahrhunderte 
umspannender, stetig fortschreitender, wenn auch zeitweilig durch 
Rückfälle gestörter Prozeß vollzog die Emanzipation. Von der alten 
Sklavenarbeit, Leibeigenschaft, Hörigkeit und Schollenpflichtigkeit, von Fron- 
arbeit u. dgl. waren kaum spärliche Erinnerungen und Reste, zum Teil nur in 
der Form von Natural- und Geldabgaben zurückgeblieben. Auch diese letzten 
Spuren der Unfreiheit wären bald gefallen ohne Mitwirkung der individualistischen 
Aufklärung und ohne die Blutströme der französischen Revolution. Unvergleich- 
lich größer sind jedenfalls die Verdienste der christlichen Kirche um Überwindung 
der Härten des Abhängigkeitsverhältnisses und um Erringung der vollen persön- 
lichen Freiheit. Das sollte nicht vergessen werden, desgleichen auch, daß 
nicht wahre Humanität, sondern einseitige materielle Klasseninteressen als mäch- 
tigste Motive die Neugestaltung der Verhältnisse beherrschten. 


105. Das freiwirtschaftliche Prinzip und das Freihandelssystem. Die 
wirtschaftliche Freiheit, welche die Aufklärung verkündete, war eine 
verkehrte, verderbliche. Jene Zeit, in welcher die Volkswirtschaftslehre 
als besondere Wissenschaft sich etablierte, entbehrte selbst der Fähigkeit, 
den Begriff der Volkswirtschaft richtig zu erfassen. Die Freiheit wurde 
als Axiom hingestellt und behandelt, nicht als Problem erfaßt, nicht 
als Attribut der Zivilisation ausgestaltet. So forderte man die allgemeine 
Gewerbefreiheit mit Ausschluß obligatorischer Korporationen und jedes 


! Wagner, Grundlegung II 68. 

® Ebd. 10 86, mit Hinweis auf Dunoyer (Libert6 du travail [1845, Brüsseler 
Nachdruck 1846] 8) und auf Gustav Cohn. Ferner Stöckl-Huppert, Artikel 
„Liberalismus* im Staatslexikon der Görres-Gesellschaft III*® 1111 ff. 
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Befähigungsnachweises, Freiheit des Arbeitsvertrages, Unbeschränktheit 
des Betriebes; dann die allgemeine Freizügigkeit: jeder soll wohnen und 
arbeiten können, wo es ihm beliebt; ferner Freiheit des Eigentums, auch 
des Grundbesitzes: alles Eigentum muß flüssig sein, alle Schranken des 
Verkaufs, der Vererbung, der Teilung, der Verpfändung von Immobilien 
sind zu beseitigen, damit jeder unbehindert erwerben, seinen Wohlstand 
erhöhen könne; freie Konkurrenz in Produktion und Absatz, Freiheit des 
Marktes, des Angebots und der Nachfrage, der Preisbildung;; Freiheit der 
Verträge, der Zinsforderung, der Börsengeschäfte, der Aktiengesellschaften, 
der Ringe usw. Statt die Freiheit zum mindesten auch als ein soziales 
Telos zu behandeln, statt zu fragen: wie müssen die gesellschaftlichen 
und volkswirtschaftlichen Verhältnisse geformt werden, damit die Menschen 
— nicht nur die Mächtigen — wirklich frei und glücklich werden, galt 
die Freiheit fast als alleinige Ursache des Glücks. Man gebe den Menschen 
ihre „natürliche“ Freiheit, und sie werden glücklich sein! Diese „natür- 
liche“ Freiheit aber wurde als absolute Unabhängigkeit des Individuums 
ausgedeutet, die Eigentumsordnung aus der rechtlichen Verbindung mit 
den Bedürfnissen des gesellschaftlichen Zusammenlebens herausgerissen, 
der Eigentumsbegriff analog der abstrakt gedachten persönlichen Freiheit 
gestaltet, so daß in der Tat das Eigentum nur noch als ein in die 
Sachenwelt hinein verlängertes Ego erschien. Alle Rücksichten, die in 
früheren Zeiten zum Wohl der Familie, des Standes und Berufes, des 
Volkes, des Staates genommen wurden, mußten unbedingt verschwinden. 
An Stelle überlebter Formen lebenskräftige Institutionen zu schaffen, 
welche die aus der persönlichen Freiheit abgeleiteten Rechte mit den 
veränderten geschichtlichen Verhältnissen, aber auch mit den notwendigen 
Postulaten des sozialen und volkswirtschaftlichen Zusammenwirkens für 
die Zwecke der Gesamtheit hätten in Einklang setzen können, dazu fehlte 
Verständnis und Wille. Die ganze soziale Ordnung wurde wie ein bau- 
fälliges Haus dem Abbruch geweiht. Auf der freien Wiese sollten dann 
die Individuen ihren Kampf ums Dasein ausfechten, während der Staat 
den müßigen Zuschauer spielte. Das ist die berühmte „freie Kon- 
kurrenz“, für die Starken ein sehr günstiges Verhältnis, nichts weniger 
aber als die Voraussetzung eines wahren sozialen und volkswirtschaftlichen 
Fortschrittes. „La libert6 du fort c’est l’oppression du faible!“ (Lacordaire.) 
Der Mensch wird dabei, um ein Wort Hermann Röslers zu gebrauchen, 
aus dem Bürger herausgeschält, doch nicht einmal der ganze und voll- 
kommene Mensch, sondern so, wie die einseitige Individualpsychologie der 
empirischen Moralphilosophie ihn erschaute und anpries: ein von Natur- 
trieben, für das wirtschaftliche Gebiet von der Selbstliebe determi- 
nierter Egoist. Das ist ja der „von Natur“ aus „gute“ Mensch, dem 
die Theologen eine Erbsünde hatten andichten wollen. Wozu sollte man 
auch diesen „natürlich guten“ Menschen in seiner Freiheit beschränken ? 
Geht er dabei zu Grunde, so hat er nach dem Prinzip der „Selbstverant- 
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wortlichkeit“ sich das allein zuzuschreiben; er mag sich trösten mit dem 
Gedanken, daß er wenigstens die Freiheit hatte, reich und glücklich 
zu werden. 


Es ist ein schönes, aber innerhalb der freiwirtschaftlichen Ordnung, für das 
stille Ringen der wirtschaftlich Übermächtigen mit den wirtschaftlich Schwachen 
nur zu oft bedeutungsloses Wort, wenn die liberale Theorie so viel von der per- 
sönlichen Selbstverantwortlichkeit redet. Sind die zahlreichen Opfer — 
sagen wir: der „Konjunktur“ — wirklich verantwortlich für ihren Untergang? Man 
wendet freilich ein, die Konjunktur schlage Wunden, doch sie heile diese auch 
wieder; heute bringe sie Verlust, morgen Gewinn! Wie aber, wenn Verlust und 
Gewinn sich nicht bei der gleichen Person, der gleichen Klasse zusammenfinden, 
wenn die einen auf schwindelnde Höhen des Reichtums getragen, andere dauernd 
in den Abgrund wirtschaftlichen Ruins hinabgeschleudert werden? Oder bewirkt 
die Konjunktur so sicher, so regelmäßig bei derselben Person oder Klasse einen 
Ausgleich von Gewinn und Verlust? Auch die Mahnung, durch Anwendung 
größerer Sorgfalt, größeren Fleißes die Konjunktur zu eigenem Vorteil aus- 
zunutzen, klingt vielleicht in den Ohren des Spekulanten sympathisch; sie verleiht 
aber, selbst abgesehen von ethischen, sozialen Bedenken, noch lange nicht jedem 
die Möglichkeit, sich an den günstigen Konjunkturen zu beteiligen, den ungünstigen 
sich zu entziehen. Wenn schließlich das unverdiente Glück der einen, das un- 
verdiente Unglück der andern sogar als eine unabweisbare Konsequenz des Privat- 
eigentums hingestellt wurde, so ist das eine sehr gefährliche Argumentation. 
Die Abschaffung des Privateigentums im Sinne des Sozialismus müßte dann als 
das einzige Heilmittel sich darstellen. Allein die Beweisführung ist falsch, weil 
sie nicht unterscheidet. Vor Glücks- und Unglücksfällen schützt keine Form und 
Gestalt des Wirtschaftslebens. Auch bestreiten wir nicht, daß manche schlimme 
Wirkungen der Konjunktur eine Begleiterscheinung der auf Privateigentum ge- 
gründeten Wirtschaftsordnung sein können. Aber die Frage bleibt, ob es sich 
hier um wesentliche, notwendige, unabwendbare Konsequenzen handelt, ob es 
Folgen der Privateigentumsinstitution als solcher oder vielmehr der individua- 
listisch ausgestalteten Eigentums- und Erwerbsordnung sind, ob nicht durch öffent- 
liche Institutionen, durch Regulierung, Bindung der Freiheit, eine den heu- 
tigen Bedürfnissen entsprechende Ausdehnung der Gemeinwirtschaft, recht viele 
der unmittelbaren oder mittelbaren Wirkungen der „Konjunktur“ und ihrer frei- 
wirtschaftlichen privaten Ausnutzung, zum Wohle des ganzen Volkes, beseitigt, 
zum mindesten wesentlich gemildert werden können, so zwar, daß der Gesamt- 
zustand ein relativ glücklicher, jedenfalls unvergleichlich besser wäre als in 
einer sozialistischen Gesellschaftsordnung. Läßt der Individualismus eine Be- 
schränkung der individuellen Freiheit zu Gunsten der privaten Persönlichkeit, 
des privaten Eigentums gegen Mörder, Verleumder, Diebe und Räuber zu, so 
dürfte er ja eigentlich prinzipiell auch gegen eine Bindung der Freiheit zum Schutze 
des Gesamtwohles, der Nation, der Volksgenossen nichts einzuwenden haben. 
Zu dieser Logik lassen sich freilich regelmäßig gerade diejenigen am wenigsten 
bekehren, deren Freiheit am ehesten eine Bindung zu gewärtigen hätte !, 


ı Vgl. Kleinwächter, Das Einkommen und seine A (1896) 69 f; 
Wagner, Grundlegung I, 1, 392 ff. 
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Was speziell die Freiheit des internationalen Handels, den 
Freihandel im engeren Sinne (Ausschluß von Zollschranken, von Ein- 
und Ausfuhrverboten) betrifft, so verteidigte A. Smith zwar dessen Vorzüge; 
allein er glaubte vorderhand noch nicht daran, daß England so bald in 
dieser Weise seinen Handel praktisch gestalten werde. Während Malthus 
zu den Anhängern der Korngesetze zählt, hat Ricardo dem freihänd- 
lerischen Gedanken die Form gegeben, an welche die englische Frei- 
handelsschule vornehmlich anknüpfte!. Er lehrte, daß bei völlig 
freiem auswärtigen Handel sich jedes Land auf diejenigen Produktions- 
zweige verlegen werde, für die es verhältnismäßig am meisten geeignet 
sei. Dieser Gedanke findet sich bei allen Anhängern der englischen 
Freihandelsschule, wie Macculloch, James Mill, Senior u. a. Man 
spricht von einer weitgehenden Arbeitsteilung unter den Völkern, von 
einer Konzentrierung der Gütererzeugung an den relativ günstigsten 
Standplätzen, wo die Erzeugungskosten die niedrigsten wären, somit eine 
bedeutende Ersparung wirtschaftlicher Werte zu erhoffen sei. Indem jedes 
Land sich auf die Herstellung derjenigen Güter beschränke, für die es 
verhältnismäßig die besten Bedingungen besitze, im übrigen aber der 
Handel den Austausch zwischen den einzelnen Produktionsgebieten besorge, 
werde zweifellos der Vorteil aller Länder sicher und wirksam gewahrt 
sein. Es ist jedoch bei dieser Argumentation eine natürliche und faktische 
Gleichwertigkeit der verschiedenen Volkswirtschaften vorausgesetzt, 
die sich tatsächlich keineswegs vorfindet. Die natürlichen Bedingungen 
der Gütererzeugung (Boden, Klima usw.) in den verschiedenen Ländern 
lassen dieselben nicht in dem Sinne als gleichwertig erscheinen, daß nun 
jedes Land über ein besonderes Gebiet relativ vorteilhaftester Produktion 
verfügte. Nicht jedes Land ist im stande, der ausländischen Einfuhr eine 
entsprechende Gütermenge für die Ausfuhr gegenüberzustellen; es wird 
sich darum auf andere Weise einrichten müssen, um seine wirtschaft- 
liche Unabhängigkeit und seinen Vorteil zu wahren. Auch der tat- 
sächliche, geschichtliche Entwicklungszustand, die wissenschaftliche und 
technische Ausbildung, die Kapitalvorräte usw. sind bei verschiedenen 
Völkern so verschieden, daß die schwächeren bei völlig freiem Verkehr 
der Konkurrenz fortgeschrittener und billiger arbeitender Völker unter- 
liegen müßten. Manche Arten gewerblicher Tätigkeiten werden sich nur, 
wenn beschützt gegen ausländische Einfuhr, gedeihlich entfalten können. 
Sind sie erstarkt, für den freien Wettbewerb auf dem Weltmarkte „er- 
zogen“ (Listsche Schutzzolltheorie), dann haben die Zollschranken ihren 
Zweck erfüllt, vielleicht sich selbst überflüssig gemacht. Abgesehen von 
jenem Erziehungszwecke kann sich aber das Schutzsystem auch als 
volkswirtschaftlich notwendig erweisen, wo es sich handelt um die Er- 
haltung alter, wichtiger einheimischer Produktionsgebiete, die durch 


i1 Vgl. W. Lexis, Freihandelsschule, im Wörterbuch der Volkswirtschaft I 771£. 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. IL 18 
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ausländische Konkurrenz schwer bedroht sind, bei Ungleichheit der 
Produktionsbedingungen, bei Verschiedenheiten in der Belastung durch 
Arbeiterschutz, der Lohnverhältnisse usw. Im allgemeinen wird ein 
Land, dessen wirtschaftliche und technische Entwicklung sehr fort- 
geschritten ist, die Konkurrenz anderer Länder weniger fürchten und 
deshalb dem Freihandel eher geneigt sein als ein Land, das über einen 
solchen Vorsprung nicht verfügt. So konnte in England die der absoluten 
Freihandelstheorie huldigende Manchesterpartei unter der Führung 
von Richard Cobden und John Bright weitgehender Zustimmung sich 
erfreuen, weil in den Tagen der Anti-Corn-Law-Leage der Freihandel 
im Interesse der überwiegenden Mehrheit des englischen Volkes lag. 
Später sah man sich allerdings genötigt, das freiwirtschaftliche Prinzip 
zu Gunsten des Arbeiterschutzes zu durchbrechen. Neuerdings machen 
sich in England sogar Bestrebungen geltend, welche ebenfalls den Zoll- 
schutz der einheimischen Interessen gegenüber der ausländischen Produk- 
tion energisch fordern. Der von der Theorie behauptete absolute Charakter 
des freiwirtschaftlichen Systems und speziell des Freihandels ist eben, wie 
manche glauben, auch für England durch die Macht der Tatsachen wider- 
legt worden. 

In Deutschland gewann die Smithsche Lehre mit Beginn des 
19. Jahrhunderts immer mehr an Boden und beherrschte bis in die zweite 
Hälfte des Jahrhunderts die Theorie. Eine eigentliche Freihandelsschule 
bildete sich jedoch erst in den fünfziger Jahren aus Theoretikern, Publi- 
zisten und Politikern: Prince-Smith, Michaelis, J. Faucher, L. Braun, 
L. Bamberger, Max Wirth, Böhmert, Emminghaus, Soetbeer u. a. Die 
sog. volkswirtschaftlichen Kongresse vereinigten (seit 1858) die Frei- 
handelspartei alljährlich zu gemeinsamen Beratungen. Das Organ der 
Partei war die 1863 von J. Faucher begründete „Vierteljahrsschrift für 
Volkswirtschaft und Kulturgeschichte“. Die großen praktischen Erfolge 
der Partei erreichten aber schnell ihr Ende, als die Notlage der Land- 
wirtschaft den Übergang zum Schutzsystem geboten erscheinen ließ, 
anderseits die mit Macht einsetzende soziale Reformbewegung das frei- 
wirtschaftliche Prinzip siegreich überwand. Insbesondere erwarb sich der 
„Verein für Sozialpolitik“ große Verdienste um die soziale und sozial- 
politische Reformgesetzgebung. 

Immerhin bewahrt die Lehre des Manchestertums, wie der Begründer der 
„Deutschen Freihandelspartei“, Prince-Smith, dieselbe mit rückhaltsloser Offenheit 
und Konsequenz formuliert hat, auch für die Gegenwart noch Interesse. Er sagt!: 
„Die Forderung unbedingter Freiheit des Handels ist nur die eine Anwendung 
einer allgemeineren Lehre, welche die Freiheit überhaupt hinstellt als Grund- 
bedingung sowohl der möglich größten Fülle als auch voller Gerechtigkeit im 
Volkshaushalt. Der Freihandel kennzeichnet sich durch eine radikal individua- 
listische Auffassung volkswirtschaftlicher Verhältnisse. In dem Volkshaushalt 


ı Vgl. H. Rentsch, Handwörterbuch der Volkswirtschaftslehre (1866) 436 ff 439 f. 
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als solchem sieht er schlechterdings nur ein Nebeneinander von Einzelhaushalten, 
deren jeder, selbständig in seinem Wirtschaften und allein für dessen Erfolg 
verantwortlich, nichts von den andern zu beanspruchen hat als gleiche Freiheit, 
gleiches Ungehindertsein in der Benutzung seiner Mittel und Kräfte zur Beschaffung 
von Befriedigungsmitteln, also Fernhaltung jeglicher Vergewaltigung. So viel- 
seitig auch der volkswirtschaftliche Organismus erscheinen mag, der Freihandel 
sieht darin eigentlich nur ein einziges Organ: den Markt. So verwickelt und 
ineinandergreifend die Beziehungen der Einzelwirtschaften zueinander erscheinen, 
der Freihandel erblickt für dieselben nur einen Verknüpfungspunkt: den Markt. 
Alle sonstigen volkswirtschaftlichen Gestaltungen sind nur Einrichtungen, welche 
die einzelnen treffen, um jeder für sich aus dem Markte Nutzen zu ziehen. Daß 
alle denselben Trieb haben, denselben Naturbedingungen gegenüberstehen und im 
Grunde dasselbe tun, dies bildet ein übereinstimmendes, aber kein gemeinsames 
Handeln. Im Markte wird keine Gemeinschaft gebildet, sondern im Gegenteil 
abgerechnet und auseinandergesetzt. Die volkswirtschaftliche Gemeinde als solche 
ist nur Marktgenossenschaft; sie besitzt, wie gesagt, kein gemeinsames Institut 
als eben den Markt, und sie hat auch weiter nichts zu gewähren als freien Zutritt 
zu dem Markte, denn alles in dem Markt ist Einzeleigentum. Zur Förderung 
des volkswirtechaftlichen Wohls im allgemeinen sieht der Freihändler nur den 
einen möglichen Weg: die Freiheit jedes einzelnen, das eigene Wohl nach Kräften 
zu fördern. Jedermann versteht die Förderung des eigenen Wohles besser als 
andere und besser als anderes. In dem Verlangen nach ungekürztem Genuß des 
Erworbenen und in der Furcht vor Entbehrung hat jeder den stärksten Antrieb 
zur Ausbildung und erfolgreichen Aufbietung seiner Kräfte und Mittel. Ein Ab- 
schwächen jener Triebmittel, eine Verminderung jener Not, welche zu wirtschaft- 
lichen Vorkehrungen aufstacheln soll, würde die Erhebung der Menschen zum 
Kulturgenuß hoffnungslos machen. Dem Einwande, daß der unbeschränkt wal- 
tende Eigennutz den eigenen Vorteil durch Benachteiligung anderer suchen dürfte, 
begegnet der Freihändler durch den Hinweis, daß im freien Marktverkehr keiner 
den eigenen Nutzen fördern könne, ohne auch den Nutzen anderer mitzufördern. 
Selbst den verrufenen Spekulationsgewinn erzielt man nur durch Versorgen von 
Vorräten für Not, die man voraussah und durch sein Angebot auch mildert. 
Alles, was ein Industrievolk materiell voraus hat vor einer Horde Wilder, hat 
es durch sein geistiges und dingliches Kapital. Ganz gerecht ist es also, daß 
in einem Industrievolke diejenigen Familien, welche das meiste Kapital angesammelt 
haben, auch den größten Anteil an dem durch Kapital verschafften Mehrbetrag 
an Befriedigungsmitteln beziehen. Für diejenigen Familien, welche in der ganzen 
Reihe der Jahrhunderte es niemals ermöglichten, über den täglichen Bedarf hinaus 
etwas zu schaffen und zu erübrigen zur besseren Ausbildung und Ausstattung der 
Nachkommen — für Familien also, welche noch auf der vorwirtschaftlichen Stufe 
stehen geblieben sind, die Vorteile vorgeschrittener Wirtschaftlichkeit beanspruchen 
ist untunlich. Erkennt nun der Freihandel die Freiheit und Freiwilligkeit als 
einziges ordnendes Prinzip für den Volkshaushalt, so erkennt er damit auch die 
Notwendigkeit einer Macht, welche jegliche Vergewaltigung abwehre. Diese 
Macht muß gebildet werden durch Vereinigung der größten Zahl nebeneinander 
lebender Menschen. Aber dem Staat erkennt der Freihandel keine andere Auf- 
gabe zu als eben die eine: die Produktion von Sicherheit. Er ist also der Staats- 
macht gegenüber mehr bestrebt, sie auf diese ihre Aufgabe zu beschränken und 
18* 
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ihrer Kompetenz alles, was nicht Sicherheitsproduktion ist, zu entziehen, als ihre 
Tätigkeit innerhalb ihres legitimen Wirkungskreises zu beschränken. Da über- 
haupt beim Wealten absoluter volkswirtschaftlicher Freiheit jeder nach bester 
Einsicht und nach Kräften strebt, das Einträglichste zu tun und das weniger 
Einträgliche zu unterlassen, so kann die in den Volkshaushalt sich einmischende 
Staatsgewalt überhaupt an dessen freiem Gange nur dadurch etwas ändern, daß 
sie das weniger Einträgliche gebietet, das Einträglichere verbietet.“ Das ist in 
der Tat das volle Evangelium des Manchestertums. Und doch hat Brentano nicht 
ganz unrecht, wenn er das Wesen des Manchestertums weniger in der Ablehnung 
der Staatseinmischung erblickt als in dem egoistischen Geist, in dem die Staats- 
einmischung sei es abgelehnt, sei es verlangt wird. Er sagt!: „Dieselbe Handels- 
kammer von Manchester, deren Petition seinerzeit wegen der Überhebung ihrer 
wirtschaftlichen Sonderinteressen über das Interesse der Gesamtheit die Bezeich- 
nung ‚Manchestertum‘ ins Leben rief, hat seitdem ebenso manchesterlich gehandelt, 
als sie im Interesse der Ausfuhr ihrer Baumwollprodukte den Staat aufforderte, 
den Bimetallismus einzuführen; und wenn es je ihrem Sonderinteresse dienlich 
wäre, würden wir sie auch als Befürworterin der Wiedereinführung von Schutz- 
zöllen auftreten sehen. Dies wäre aber nicht ein Widerspruch gegen ihre alte 
manchesterliche Gesinnung, sondern gerade eine neue Betätigung derselben. Nicht 
wer Schutzzölle fordert, zeigt dadurch, daß er kein Manchestermann ist, noch 
auch beweist derjenige, der sie ablehnt, damit sein Manchestertum. Die Ge- 
sinnung ist es, die hier den sittlichen Wert der Handlungen bestimmt, nicht die 
negative oder positive Handlung, in der sich je nach den konkreten Verhältnissen 
diese Gesinnung betätigt. Derjenige, der eine Staatseinmischung zu seinen Gunsten 
fordert, kann deshalb ebenso manchesterlich sein wie die Handelskammer von 
Manchester, als sie damals jede Staatseinmischung ablehnte, und derjenige, der 
eine Staatseinmischung ablehnt, kann gerade dadurch zeigen, daß er kein Man- 
chestermann ist.“ 


106. Der Individualismus in der Steuerlehre. Wenn der Staat nichts 
anderes ist als eine vertragsmäßige Bildung zum Schutze des Eigentums 
und Erwerbes, so erscheint die Gemeinschaft der Bürger ähnlich einer 
Gesellschaft von Interessenten an einem produktiven Unternehmen, die Re- 
gierung wie ein Ausschuß jener Interessenten, um die Interessen der 
Besitzenden zu wahren. Das ist in der Tat die Auffassung der individua- 
listischen Nationalökonomie. Der Staat muß Sicherheit produzieren, die 
Besitzenden schützen in dem Besitz, der Vermehrung und dem Genuß 
ihres materiellen Reichtums. Hierfür wollen und sollen diese dann ihren 
Anteil an den Kosten tragen, welche jene Produktion von Sicherheit ver- 
ursacht. Von solchen Gesichtspunkten aus wurde die Steuerpflicht und die 
Verteilung der Steuerlast beurteilt. Die einzelnen stehen hierbei dem 
Staate gegenüber lediglich in einem Austauschverhältnisse. Genau in 
dem Maße, als der Bürger Vorteil von den Staatseinrichtungen genießt, 
bemißt sich die Steuerlast, die er zu tragen hat. Das Interesse des ein- 


ı Vgl. Lujo Brentanos Rede in der Generalversammlung des Vereins für So- 
zialpolitik zu München 1901, in den Schriften des Vereins für Sozialpolitik XCVIII 2 £. 
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zelnen am Staat aber richtet sich nach der Größe seines vom Staat 
geschützten Vermögens. Also stellt die gleichmäßige proportionale Be- 
steuerung des Besitzes die allein gerechte Verteilung der Steuerlast dar 
(Äquivalenz- oder Interessentheorie). Ähnlich ist die Auffassung 
der Steuer als einer Versicherungsprämie (Versicherungstheorie), 
welche ebenfalls nach der Quantität der geschützten Güter, proportional 
zur Höhe des Vermögens, die Steuer verteilt wissen will (Thiers). Allein 
der Staat ist keine Versicherungsanstalt und auch nicht bloß Sicher- 
heitsproduzent, kein freier Verband, sondern eine natürliche, notwendige 
Gesellschaft, deren Glieder persönlich als solche naturrechtlich ver- 
pflichtet sind, entsprechend ihren Verhältnissen und ihrer Leistungsfähig- 
keit beizutragen zum Gemeinwohl, darum auch teilzunehmen an den all- 
gemeinen Lasten. Nicht der Sondervorteil, den der einzelne durch die 
Gesellschaft empfängt, sondern die persönliche Zugehörigkeit zum 
öffentlichen Verbande bildet den Rechtsgrund der Steuer!. 

Die Lehre, wie sie die Physiokraten, Adam Smith und seine Nachfolger, 
vortrugen, ist nicht die einzige Form, in welcher das individualistische 
Prinzip für die Gestaltung des wirtschaftlichen Lebens in Anwendung 
gebracht wurde. 


107. Der Individualismus im dewande der darwinistischen Soziologie. 
Leitender Gedanke der Philosophie Herbert Spencers? — des „Philo- 
sophen* schlechthin, wie England und Amerika ihn nennen — ist die 
Idee der aufsteigenden Weltentwicklung. Alles, das gesamte organische 
Leben, einschließlich der Gesellschaft, entwickelte sich von den ein- 
fachsten zu den höchsten Formen. „Überleben des Passendsten“, Sur- 
vival of the fittest, Erhaltung der meist begünstigten Rassen und Formen 
im Kampf ums Dasein, „natürliche Zuchtwahl“, Ausgleich des Organis- 
mus mit der Umgebung, „der Konstitution mit den Lebensbedingungen“, 
„Anpassung“, das sind die Formeln, welche uns Einblick gewähren sollen 
in die Kräfte und Gesetze des Entwicklungsprozesses®. In der arbeits- 
teiligen Gesellschaft menschlicher Art erscheinen die einzelnen nicht 
mehr bloß als gesonderte Organismen, sie treten der Außenwelt als 
ein Gesamtorganismus gegenüber, indem das eine Glied für das andere 
arbeitet, wie auch im tierischen Organismus die einzelnen Glieder von- 
einander abhängen. Damit nun das soziale Zusammensein die Lebens- 
tätigkeit der Individuen nicht gefährde, müssen die geselligen Wesen 
sich gewisse Beschränkungen gefallen lassen, dem Gesetze „Neminem 
laede* sich beugen. Aber diese Beschränkungen reduzieren sich auf 
ein Minimum und dürfen keineswegs die Geltendmachung einer höheren 
Begabung der individuell besser veranlagten oder entwickelten Glieder 


ı Vgl. Adolf Wagner, Finanzwissenschaft II? (1890) 215 ff 481 ff. 
® Vgl. oben 8. 82 ft. 
s Spencer, Grundlagen der Philosophie, übersetzt von Vetter (1875) 811 ff. 
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behindern. Ist es ja doch gerade die Aufgabe der „Gerechtigkeit“ im 
Sinne Spencers, die Proportion zwischen Tüchtigkeit und Wohlergehen in 
der Gesellschaft zu erhalten und jede Störung dieser Proportionalität zu 
beseitigen. Die Tüchtigeren sollen der Erfolge ihrer höheren Lebens- 
tüchtigkeit sicher sein, und die Untüchtigen nicht auf Kosten der Tüch- 
tigeren den Folgen ihrer Untüchtigkeit entzogen werden!. Die Starken 
können ihre Kräfte zum eigenen Besten ganz und voll ausnutzen. Nur 
jenes Minimum von Schranken müssen sie sich gefallen lassen, welches für 
den Fortbestand der Gesellschaft absolut unentbehrlich ist. Im übrigen 
bleibt allen die gleiche Freiheit gewahrt, ihre Macht zu gebrauchen, 
mögen dabei auch die Schwachen der natürlichen Auslese zum Opfer 
fallen. So erfordert es der Fortschritt, und was das Interesse der Art 
verlangt, ist nach Spencer „ethisch gerechtfertigt“ 2. 


In den primitiven Stufen des menschlichen Daseins war der Krieg das 
große Mittel des Fortschritte. Nicht nur, daß er zum Überleben der stärksten, 
kühnsten und schlauesten Horden führte und die minder tüchtigen Repräsentanten 
der menschlichen Art vertilgte, hat er auch innerhalb der siegenden Horde die 
Entwicklung der Tüchtigsten begünstigt und insbesondere die staatliche Organi- 
sation geschaffen, die mit der Herrschaft des tüchtigsten Kriegers beginnt *. Allein 
vom Kriege hat die Welt bereits empfangen, was er ihr überhaupt geben konnte. 
„Die Fähigkeit zu anhaltender, fleißiger Arbeit, die dem Wilden völlig fehlt, und 
die nur unter dem Zwang jener harten Zucht, welche der kriegerische Ge- 
sellschaftstypus eingeführt hat, erworben werden konnte, hat sich der 
zivilisierte Mensch bereits in hohem Maße zu eigen gemacht, und soweit er der- 
selben in noch höherem Grade bedürfen mag, wird der Druck des industriellen 
Wettbewerbs im freien Gemeinwesen hierzu völlig ausreichen.“ * Der Staat braucht 
jetzt nicht mehr die unbedingte Verfügung über das Individuum für sich in An- 
spruch zu nehmen, wie dies in einem militärischen Staate geschieht. Hier unterwirft 
die Staatsgewalt die Bürger nicht nur einer heeresmäßigen Ordnung, sondern hat 
auch sonst das Bestreben, die Vorsehung zu spielen und in alle bürgerlichen 
Verhältnisse, namentlich auch das Wirtschaftsleben, einzugreifen, die Freiheit des 
Kaufs und Verkaufs und der privaten Vereinigung zu beschränken, dem Handels- 
verkehr mit dem Ausland Grenzen zu ziehen usw. ° Wo aber der industrielle 
Gesellschaftstypus an Stelle des kriegerischen getreten, wo die friedliche 
Erwerbstätigkeit die kriegerische Betätigung überwiegt, da begnügt sich der Staat 
mit einer negativ regulierenden Einwirkung; er wird zum bloßen 
„öffentlichen Beschützer“ gegenüber unrechtmäßigen Übergriffen des einen Bürgers 
in die individuelle Rechtssphäre des andern *. Im übrigen regelt alles der freie 


! Spencer, Prinzipien der Ethik, übersetzt von Vetter und Carus, II, 4. Teil: 
Gerechtigkeit (1895), & 14, S. 22 ff; $ 21, S. 83; 88 235678183 14 22ff 56 102 
121. J. M. Bösch, Die entwicklungstheoretische Idee sozialer Gerechtigkeit, eine 
Kritik und Ergänzung der Sozialtheorie Herbert Spencers (1896) 17 ff 21 f 24. 

3 Prinzipien der Ethik II, 4. Teil, $ 10, S. 15 f; 8 15, S. 23 ff 26. 

® Spencer, Die Prinzipien der Soziologie, übersetzt von Vetter, II (1887) 185 ff; 
III (1889) 279. 

* Ebd. III (1889) 785. 5 Ebd. 675 f 677 £ 689. ° Ebd. III 675 £f 720 £. 
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Vertragsschluß, wie überhaupt der dem rohen militärischen Gesellschaftstypus 
entsprechende Zwang innerhalb des industriellen Typus immer mehr durch freies 
Zusammenwirken vertreten wird, mit vollfreier Geltendmachung höherer 
Kraft und Geschicklichkeit seitens der durch größere Tüchtigkeit aus- 
gezeichneten Individuen. Dem Staat liegt lediglich die Abwehr des Verbrechens ob. 


Spencers Staatstheorie, welche Huxley treffend als „administrativen 
Nihilismus® (Ausschluß aller „öffentlichen Organisationen mit einziger 
Ausnahme der Rechtspflege“ !) bezeichnete, findet sich des weiteren dar- 
gelegt in seiner Schrift „The man versus the state“: Aus der Geschichte 
lernen wir, daß jedes positive Eingreifen der Staatsgewalt zum Wohl der 
Untertanen, soweit es nicht den bloßen Schutz der individuellen Rechte 
und Freiheiten gegen innere und äußere Feinde zum Zwecke hat, sich 
schließlich als schädlich erweist, statt des Glücks das Elend erhöht. 
Dasselbe lehrt auch die Soziologie?. Es ist ein biologisches Naturgesetz, daß 
im Kampf ums Dasein die besser Ausgerüsteten obsiegen, und daß sich 
so die Lebewesen immer mehr durch Ausscheidung der Untauglichen ver- 
vollkommnen. Das gleiche gilt von den Menschen und ihrer Entwicklung. 
Der Staat soll deshalb nicht störend in diesen Kampf eingreifen, sonst 
hindert er nur das Gedeihen der besser Veranlagten zu Gunsten der 
Schwächeren, hemmt somit lediglich den Fortschritt der Gesellschaft. 


Dieselbe Auffassung findet sich im wesentlichen wieder bei den andern 
Evolutionstheoretikern. Nach Benjamin Kidd zum Beispiel, der im übrigen, 
ohne Anerkennung einer wahren Religion, manch schönes Wort über die Be- 
deutung der religiösen Idee für die Entwicklung zu sagen weiß, war der Ur- 
mensch, unser Ahnherr, dem Tiere gleich. Er hat keine höheren Bedürfnisse, 
lebt in Höhlen und Felsklüften. Kaum kann er sich gegen seine starken Neben- 
bubler aus der Tierwelt, die er nur wenig an Listigkeit übertrifft, behaupten. 
Betrachten wir den Menschen nach einiger Zeit wieder, da zeigt sich eine wunder- 
bare Veränderung. Das tierische Wesen, das mit den höheren Fleischfressern 
um ein dürftiges Dasein konkurrierte, ist zum Herrn der Erde geworden. Es 
hat die Welt in eine große Werkstatt verwandelt, wo alle Kräfte der Natur 
gehorsam und dienstbar zur Befriedigung seiner Bedürfnisse arbeiten. Und 
der Grund dieser Veränderung? Es sind die elementaren Gesetze der 
Biologie, die den Menschen und seine Entwicklung ebenso unerbittlich re- 
gieren, wie das Gesetz der Schwere einen zur Erde fallenden Körper beherrscht *, 
Also nicht der innere ‚Vervollkommnungstrieb u. dgl. erklärt den Fortschritt der 


1 Spencer, Prinzipien der Ethik II, 4. Teil, $ 21, 8.38 ff; I, 1. Teil, 86, S. 18 ff; 
Social Statics (1868) 94. Vgl. auch Wilh. Schneider, Die Sittlichkeit im Lichte 
der Darwinschen Entwicklungslehre (1895) 162 fi; Viktor Cathrein, Die Sittenlehre 
des Darwinismus 114 ff; Aufsatz „Die Laienmoral Herbert Spencers® in den Stimmen 
aus Maria-Laach XXVIII 225 f; Moralphilosophie II ® (1899) 494. 

® Spencer, Prinzipen der Soziologie III 720 £. 

5 Spencer, The man versus the state (1884) 87 ff 105. 

* Vgl. Benjamin Kidd, Soziale Evolution, übersetzt von E. Pfleiderer 
(1895) 27 £ 31; Paul Barth, Philosophie der Geschichte als Soziologie 197 ft. 
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Menschheit. Der Durchschnitt einer Generation hat nicht den geringsten Trieb, 
sich über den Durchschnitt der früheren Generation zu erheben. Nein, das trei- 
bende, das fördernde Element ist nichts anderes als Selektion und Kon- 
kurrenz. Individuen, die in einzelnen Beziehungen etwas höher stehen als ihre 
Genossen, benutzen dies, um ihre Überlegenheit geltend zu machen, ihr Leben 
fortzusetzen und diese Überlegenheit wie eine Erbschaft fortzupflanzen. Doch die 
Natur sorgt selbst dafür, daß die Individuen der höheren, siegreichen Formen 
ihre Art nicht ohne Selektion fortpflanzen können. Das geschieht aber dadurch, 
daß alle siegreichen Formen sich über die Grenze einer bequemen und leichten 
Existenz hinaus vermehren müssen. Die notwendige Folge ist Rivalität zwischen 
den Individuen derselben Art. Je schärfer die Rivalität, je strenger die Selektion, 
um so größer wird auch der Fortschritt sein. Folge der Rivalität ist der Unter- 
gang der schwächeren Formen. Die überlebenden Formen erscheinen wie die 
vereinzelten Spitzen einer großartigen Bergkette, während die dazwischen liegenden 
Bergspalten und Täler die Zahl der Formen darstellen, die im Kampf und Strauß 
der Evolution verschwunden sind !. „Es scheint“, sagt ja auch Spencer ?, „daß im 
Verlaufe des sozialen Fortschritts mehr oder weniger große Teile jeder Gesellschaft 
für das Wohl der Gesellschaft als eines Ganzen geopfert werden. Auf den früheren 
Entwicklungsstufen hat dieses Opfer die Form der Sterblichkeit in den während 
des Kampfes um die Existenz zwischen Stämmen und Nationen geführten Kriegen 
erhalten, und auf späteren Stufen tritt dieses Opfer unter der Form der Sterb- 
lichkeit auf, welche der kommerzielle Kampf und die von ihm herbeigeführte 
heftige Konkurrenz mit sich bringen. In beiden Fällen werden die Menschen 
zum Wohle der Nachwelt verbraucht, und solange sie fortfahren, sich über das 
Maß ihrer Subsistenzmittel zu vermehren, scheint es dagegen kein Mittel zu geben.“ 
Dem stimmt Kidd bei. Die Art und Weise des Kampfes in der Urzeit ist in Dunkel 
gehüllt. In der geschichtlichen Zeit aber finden wir den Krieg an der Wiege aller 
großen Mächte des Altertums. Steigen wir hinauf in die Arena des Mittelalters: 
auch hier geht der Fortschritt seinen Weg unter lautem Kriegslärm und Schlacht- 
geschrei. In der modernen Zeit verändern sich die Bedingungen der Rivalität. 
Zwar dauert der Kampf der Rassen und der organisierten Gruppen, der Staaten 
untereinander, noch fort, aber ein stiller Kampf zwischen den Individuen ist in 
neuer, verschärfter Form hinzugetreten. Ja der Kampf wird hier am heißesten 
und die Kraftanstrengungen am gewaltigsten in den Formen der höchsten Zivili- 
sation. Das ist nicht ein zufälliger Zug unserer Geschichte, entspringt nicht 
irgend einer angeborenen menschlichen Verderbtheit. Es ergibt sich vielmehr 
aus tief wurzelnden physiologischen Ursachen, gegen deren Wirkungen wir 
machtlos sind °®. 


Daß eine solche Philosophie des Kampfes ums Dasein des Menschen Ver- 
nunft und Herz nicht befriedigen kann, liegt auf der Hand. 1. Mit der Her- 
beiziehung gewagter Analogien aus dem Bereiche biologischer Entwicklung 
ist die Erkenntnis der Entwicklung der menschlichen Gesellschaft keines- 
wegs erschöpft, weil die hierfür geltenden Gesetze eben der Eigenart 


! Flowers, Reply to an adress by the Trades Council (1889). Kidd, Soziale 
Evolution 33 ff. 

? Prinzipien der Soziologie IV, 2. Abt. (1897) 584. 

® Kidd, Soziale Evolution 87 ff 43 45 47. 
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des zu entwickelnden Subjekts entsprechen müssen. Die biologischen 
Entwicklungsgesetze werden lediglich und allein in der irrigen Voraus- 
setzung auf den Menschen übertragen, daß der Mensch auf wesentlich 
gleicher Stufe mit der Tierwelt steht, eine Annahme, die heutzutage als 
wissenschaftlich überwunden gelten darf. 2. Wenn man ferner das „Ge- 
setz der Ökonomie der Kräfte“ (die größte Summe von Vorteil mit 
den geringsten Opfern) und das „Gesetz der Konkurrenz“! der bio- 
logischen Zutaten entkleidet und in einer mehr der Erfahrung und 
Vernunft entsprechenden Form als bedeutsam für Entwicklung und 
Fortschritt anerkennen kann, so ergibt sich doch sofort die absolute 
Unzulänglichkeit dieser oder ähnlicher Gesetze, für sich allein genommen. 
Die ganze biologische Soziologie krankt — wie E. v. Laveleye schon 
Spencer? gegenüber betont hat — an der völlig unbewiesenen und tausend- 
fach widerlegten Annahme, als ob die Sieger im Kampfe immer die 
besseren seien. Die Konkurrenz, die Rivalität, der Kampf endigt nur 
zu oft mit dem Triumphe des Gemeinen, Raffinierten, Listigen, Gewalt- 
tätigen, keineswegs der für das Wohl und den Fortschritt der Gesell- 
schaften tüchtigsten, besten, wertvollsten Glieder. Es ist daher ein eitler, 
traumhafter Gedanke, bloßen individuellen Rechtsschutz, im übrigen aber 
Freiheit für den Kampf zu fordern mit der naiven Erwartung, nun 
würden die Tauglichsten übrig bleiben. Mancher gesunde, kräftige, geniale, 
geistig und moralisch tüchtige Mensch wird im Elende sterben trotz alles 
individuellen Rechtsschutzes, und mancher körperliche und moralische 
Krüppel zu jenen „vereinzelten Spitzen einer großartigen Bergkette“ ge- 
hören, welche die untergegangenen „Formen“ überragen. 3. Eine schöne 
Entwicklungslehre sodann, wo der Fortschritt der Menschheit durch 
den Untergang eines großen, ja des größten Teiles der Menschheit, 
der Schwachen und minder gut für den Kampf Ausgerüsteten .be- 
dingt erscheint! Jede Evolutionstheorie, die nicht gerade das schwierigste 
Problem der Erhaltung und Hebung der Schwachen ins Auge 
faßt, kommt für den wahren Fortschritt der Menschheit nicht in Betracht. 
4. Über dem Reiche bloßer Selbsterhaltung gibt es schließlich noch ein 
Reich mit idealen Werten, die nicht minder real sind als die 
Güter der ökonomischen Ordnung. Von diesen, die doch in der Ent- 
wicklung eine so große Rolle spielen, wissen die biologischen Soziologen 
nicht gerade viel zu sagen. Auch wir glauben an einen Fortschritt 
und wollen ihn, aber einen solchen Fortschritt, bei welchem vor allem 
eben jene idealen Werte Ziel und Mittel der Entwicklung sind, wo die 
Güter der Zivilisation und Kultur in möglichst weitem Umfang allen 
Menschen zu gute kommen, einen Fortschritt durch Hand, Geist und Ge- 


ı Vgl. Gustave de Molinari, Notions fondamentales d’Economie politique et 
Programme &conomique (1891) 6 ff. 
* L’Etat et l’individu (1885), Abdruck aus der Revue Internationale. 
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sellschaft zum Wohle des Ganzen und der einzelnen, zur Ehre Gottes, 
in Treue gegen sein Gesetz. 


Die Geistesarbeit der Aufklärungszeit und neuerer glaubensloser Gelehrten 
gering zu schätzen, liegt uns trotz allem durchaus fern. Aber mit Gewalt drängen 
sich denn doch jedem denkenden Menschen recht ernste Reflexionen auf, wenn 
man sieht, wie die stolzen Lehren jener dem positiven Christentum feindlichen 
Philosophie zu einer völligen Degradation des Menschen geführt haben. 
Da bestätigt sich wiederum die alte Wahrheit: Der Mensch, der sich über 
sich selbst erhebt, wird schließlich unter sich selbst herab- 
sinken müssen. Man hatte die übernatürliche Offenbarung geleugnet, das 
übernatürliche Sittengesetz ignoriert und das natürliche verkehrt, die Zuverlässig- 
keit der menschlichen Vernunft bezweifelt und dem Sinne die führende Stellung 
in der Erkenntnis zugewiesen. Damit war der Mensch schon dem Tiere zum 
Verwechseln ähnlich. Es fehlte noch, daß man ihm sagte: Du bist wirklich ein 
Tier, wenn auch ein höher entwickeltes! Auch das geschah, indem man den 
Ursprung unseres Geschlechtes vom Tiere ableitete und die menschliche Ent- 
wicklung unter dieselben Gesetze beugte, die man für die Tierwelt aufgestellt 
hatte. Das schöne Wort „Humanität“ ist dabei zum leeren Schall geworden; es 
kann die Brutalität nicht verdecken, die in Wirklichkeit das Leben beherrscht 
und selbst in der Wissenschaft ihre Rechtfertigung findet: die Armut der Arbeits- 
unfähigen, die Notlage des unklugen Haushaltes, die Verwahrlosung des Arbeits- 
scheuen, die Vernichtung des Schwachen im Kampf gegen den Starken ist ein 
weises Gesetz, eine unendliche Wohltat der Natur. So lehrte Herbert Spencer. 
Und Nietzsche stimmt von seinem Standpunkt aus ein: die Schwachen und Miß- 
ratenen sollen zu Grunde gehen: erster Satz unserer Menschenliebe Und man 
soll ihnen dazu noch verhelfen. „Man fahre nur fort“, ruft er aus', „die Geschichte 
vom Standpunkt der Massen zu schreiben und nach jenen Gesetzen in ihnen zu 
suchen, die aus den Bedürfnissen dieser Massen abzuleiten sind, also nach den 
Bewegungsgesetzen der niedrigsten Lehm- und Tonschichten der Gesellschaft. 
Die Massen scheinen mir nur in dreierlei Hinsicht einen Blick zu verdienen: ein- 
mal als verschwimmende Kopien der großen Männer, auf schlechtem Papier und 
mit abgenutzten Platten hergestellt, sodann als Widerstand gegen die Großen; im 
übrigen hole sie der T..... und die Statistik.“ In der Tat ein herzerquickender 
Trost für die „Enterbten“. Was wird ihre Antwort sein? 


S 4. 


Sozialismus. 
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lismus und die Aufgaben der Sozialdemokratie (1899); Wie ist wissenschaftlicher Sozia- 
lismus möglich? (1901); Zur Geschichte und Theorie des Sozialismus, gesammelte 
Abhandlungen (1901). — Kautsky, Bernstein und das sozialdemokratische Programm, 
eine Antikritik (1899). — Woltmann, Der historische Materialismus, Darstellung und 
Kritik der Marxistischen Weltanschauung (1900). — Bistor.-polit. Blätter I IX XII XX 
XXV XXVII XXVII usw. — Wahrheit (Kausen), Krisis im deutschen Sozialismus IX 
(1903) 534 ff. — Stammhammer, Bibliographie des Sozialismus und Kommunismus, 
2 Bde (1893/1900). — Sozialistische deutsche Zeitschriften: Neue Zeit, Sozialistische 
Monatshefte — Dokumente des Sozialismus, herausgeg. von Bernstein seit Oktober 1901. 
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Anarchie und Anarchismus. Oeuvres complötes de P. J. Proudhon (1868). — 
Diehl, P. J. Proudhon, seine Lehre und sein Leben, in Conrads Sammlung national- 
ökonomischer und statistischer Abhandlungen VI (1896); Artikel „Proudhon“ im Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften VI? (1901). — Sainte-Beuve, P. J. Proudhon, 
sa vie et sa correspondance (1875). — A. Mühlberger, Studien über Proudhon 
(1891). — Stegmann und Hugo, Artikel „Proudhon“ im Handbuch des Sozialismus 
(1894). — Adler, Artikel „Anarchismus“ im Handwörterbuch der Staatswissenschaften 1? 
(1898) ; derselbe Artikel in der Neuen deutschen Rundschau IX, Hft 10.— Fr. Engels, Zur 
Wohnungsfrage (1872); Die Bakunisten an der Arbeit (1873). — Emanuel, Der An- 
archismus und seine Heilung (1894). — J. Garin, Die Anarchisten (deutsch 1887). — 
Greulich, Theorie der Anarchie, im Jahrbuch für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik 
(1879/80) ; Artikel „Anarchismus* im Handwörterbuch der schweizerischen Volkswirtschaft 
1 (1903) 54ff.— Deville, Der Anarchismus, deutsch von Quarck in „Deutsche Worte“ 
(1885). — Bernstein, Die soziale Doktrin des Anarchismus, in der Neuen Zeit X, 1. Teil. — 
Plechanow, Anarchismus und Sozialismus (1894). — Stammler, Die Theorie des 
Anarchismus (1894). — Tucker, Staatssozialilsmus und Anarchismus, deutsch von 
G. Schumm (1895). — Zenker, Der Anarchismus (1895). — Hartmann, Der 
Anarchismus, „Die Gegenwart“, 2. Januar 1897.— Mackay, Die Anarchisten (1893). — 
Eltzbacher, Der Anarchismus (1900). — Seidenberger, Anarchismus, in „Wahr- 
heit“ (Kausen) IV (1898) 529 ff. — Weinand, Das Wiedererstehen des Anarchismus, 
in der Sozialen Revue, Zeitschrift für die sozialen Fragen der Gegenwart, herausgeg. 
von Dr Jos. Burg, I, 3. u. 4. Quartalhft, und Artikel „Proudhon® im Staatslexikon 
der Görres-Gesellschaft IV®, — Dunin-Borkowski, Aufsätze über den Anarchis- 
mus in den Stimmen aus Maria-Laach LVI, Hft 1245. 


108. Name und Begriff im allgemeinen. Der Wortbedeutung nach 
bezeichnet „Sozialismus“ den direkten Gegensatz zum Individualismus. In 
diesem Sinne hat man selbst von einem christlichen Sozialismus! sprechen 
zu können geglaubt, der auf der Grundlage echt christlichen Volkslebens 
eine tiefgreifende wirtschaftliche und soziale Reform fordert unter scharfer 
Betonung der gesellschaftlichen Zusammenhänge und Pflichten und mit 
Einführung zeitgemäßer Formen der genossenschaftlichen Vereinigung. 
Der Sprachgebrauch bedient sich jedoch heute tatsächlich des Namens 
„Sozialismus“ fast nur zur Bezeichnung der internationalen Bewegung 
der Arbeiterklasse gegen den privaten Kapitalbesitz, dessen völlige Be- 
seitigung und Ablösung durch kommunistische Formen sie auf Grund be- 
stimmter Theorien von der Zukunft erwartet. Schon der Urheber des 
Namens „Sozialismus“, Pierre Leroux (1832, nicht Louis Reybaud?), ver- 
band mit ihm die Vorstellung einer gesellschaftlichen Organisation, in 
welcher das Individuum seine wirtschaftliche Selbständigkeit dem gesell- 
schaftlichen Ganzen opfern muß. Die Stellung der staatlichen oder gesell- 
schaftlichen Zentralgewalt in dieser sozialistischen Gesellschaft bildet das 
vollkommene Gegenstück zur Auffassung vom Zweck des Staates und 
der Staatsgewalt nach dem individualistischen Staatsbegriff der Auf- 
klärungsphilosophie. Insoweit aber der Sozialismus die Individuen ohne 


ı F. Walter, Über den Begriff des christlichen Sozialismus und seine mißbräuch- 
liche Anwendung, in „Wahrheit“ VII (1901), 392 ff. 
®? Vgl. Neue Zeit XIV, 1. Teil, 283. 
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soziale Vermittlung, ohne autonome korporative Zwischenglieder, un- 
mittelbar jener Zentralgewalt unterstellt, ist er doch anderseits wiederum 
nicht mit Unrecht auch als Erbe der individualistischen Idee bezeichnet 
worden. Volle Übereinstimmung herrscht in den verschiedenen sozialistischen 
Theorien lediglich mit Bezug auf „die Negation der Kirchenherrschaft, 
des Militär- und Eroberungsstaates und auf die Negation des privat- 
kapitalistischen Betriebes in Produktion, Zirkulation und Konsumtion und 
der damit verbundenen privatkapitalistischen Eigentumsverhältnisse“ 1. 
Immerhin stellt aber der sog. „wissenschaftliche“ oder Marxisti- 
sche Sozialismus, trotz mancher Anfeindungen aus den Reihen seiner 
Anhänger, noch immer diejenige theoretische Form des Sozialismus dar, 
welche auch nach der positiven Seite hin ein mehr oder minder ein- 
heitliches System bildet und bis heute für die große Masse der Sozialisten 
als unwiderlegte und siegreiche Lehre ihrer Partei erscheint. Wir werden 
daher hier vor allem mit dem wissenschaftlichen Sozialismus uns zu be- 
schäftigen haben 2. 


Der gewöhnliche Sprachgebrauch macht heute kaum mehr einen Unterschied 
zwischen Kommunismus und Sozialismus. Beide Ausdrücke bezeichnen „einen 
Zustand weitgehender wirtschaftlicher Gemeinschaft im Leben der Nation*. Georg 
Adler ® schlägt darum vor, Sozialismus und Kommunismus gleichmäßig zu definieren 
als „einen Gesellschaftszustand, bei dem in weitem Umfange mit den Mitteln der 
Gesamtheit auf der Basis des Kollektiveigentums gewirtschaftet wird“. Gleichwohl 
dürfte in der Wissenschaft die Unterscheidung zwischen Kommunismus und Sozialis- 
mus zur klaren Kennzeichnung des Sozialismus selbst und wohl auch in etwa zur 
Charakterisierung älterer und neuerer Theorien immer noch ihren Wert behalten. 

Als Gattungsbegriff umfaßt der „Kommunismus* die sämtlichen Theorien 
und Bewegungen, deren Endziel die Beseitigung des Privateigentums überhaupt 
oder doch wenigstens an gewissen Sachgüterkategorien und die Schaffung einer 
neuen Gesellschafts-, Rechts- und Wirtschaftsordnung auf Grundlage des Gemein- 
eigentums ist (Grünberg) Von der vereinzelten Forderung ° eines „negativen“ 
Kommunismus, d. i. der Aufhebung alles Eigentums, des Privateigentums wie des 
Gemeineigentums, können wir dabei absehen. In Betracht kommt nur der „posi- 
tive“ Kommunismus, der irgend ein Gemeinwesen als Träger des Eigentums be- 
zeichnet. In einer derartigen neuen Ordnung der Dinge ersehen die Kommunisten 
die unbedingte Lösung der sozialen Frage; erst durch Tilgung aller Unterschiede 
in der wirtschaftlichen und sozialen Lage der Menschen sind ihnen zufolge die 


!H. Greulich, Die Theorien der Anarchie, in Richters Jahrbuch für Sozial- 
wissenschaft und Sozialpolitik I! 1. 

? Zum Begriff des Sozialismus vgl noch Jos. Garnier, Les diverses definitions 
du socialisme, im Journal des Economistes III (1878) 5 ff; A. Wagner, Was ist Sozia- 
lismus? in Beilage zur Allg. Zeitung 1879; Gustav Cohn, Was ist Sozialismus? (1878.) 

® Geschichte des Sozialismus und Kommunismus von Plato bis zur Gegenwart I 
(1899) 1 ff. $ 

« Wörterbuch der Volkswirtschaft II 528 ff. 

5 Moses Heß zugeschrieben. Vgl. Handwörterbuch der Staatswissenschaften I? 304 f; 
Cathrein, Sozialismus? (1903) 1 ff. 
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Ursachen der heutigen Not und allen Elendes beseitigt. Der Kernpunkt in den 
kommunistischen Theorien ist also ihr Gegensatz zum privaten Eigentum, und 
gerade diesen Gegensatz hebt der Name „Kommunismus* hervor. Aber der 
Gegensatz kann von verschiedener Ausdehnung sein, und danach läßt sich zwischen 
universellem und partiellem Kommunismus unterscheiden, je nachdem 1. sowohl 
die Produktionsmittel als die Genußmittel oder 2. die Produktionsmittel allein 
oder schließlich 3. nur ein bestimmter Teil der Produktionsmittel Eigentum der 
Gesamtheit sein sollen. 

Der totale Kommunismus, der alle Güter, die Produktionsmittel wie 
die Genußmittel, dem privaten Eigentum entzieht, kann als Kommunismus im 
engeren Sinne bezeichnet und dem Sozialismus, demzufolge bloß die Produktions- 
mittel in Kollektiveigentum übergehen sollen, entgegengestellt werden'. Beim 
Sozialismus wäre dann zwischen folgenden Formen oder Arten zu unterscheiden: 
a. Der Gesellschaftssozialismus ist der Sozialismus der heutigen Sozialdemokratie: 
das Eigentum an den Produktionsmitteln wird der „Gesellschaft“ übertragen, die 
nicht als die politische Organisation des „Staates“ erscheint, sondern als eine 
Wirtschaftsgenossenschaft auf demokratischer Grundlage mit einer obersten Wirt- 
schaftsbehörde ohne andere als wirtschaftliche Vollmachten. b. Der Staatssozia- 
lismus läßt das Eigentum an den Produktionsmitteln auf den historisch überlieferten 
Staat übergehen. c. Der Gemeindesozialismus macht die Gemeinde, den Berufs- 
stand oder Arbeitergruppen zum Subjekt des Eigentums an den Produktionsmitteln. 
Werden diese Gemeinden oder Gruppen als völlig unabhängig von jeder staatlichen 
Zentralgewalt gedacht, so erscheint jene Lehre als eine Form des Anarchismus. 

Je nach dem Umfang, in welchem die Produktionsmittel in Kollektiveigentum 
übergeführt werden sollen, läßt sich ferner zwischen universalem und partikularem 
Sozialismus unterscheiden. a. Der Universalkollektivismus will alle Produktions- 
mittel vergesellschaften bzw. verstaatlichen (moderne Sozialdemokratie). b. Der 
Partikularsozialismus begnügt sich mit der Beseitigung des Privateigentums an 
einer bestimmten Gattung von Produktionsmitteln. Hierher gehören namentlich 
die Agrarsozialisten. 

Die kommunistische Gleichheit bildete schon in alten Zeiten den Gegenstand 
phantastischer Hoffnung. Die Sagengeschichte der Sassaniden im Schähnäme 
(einem persischen Heldengedicht) berichtet z. B. von Mazdak, des Königs Finanz- 
minister, einem der ältesten Kommunisten. Seine Lehre lautete: „Der Arme dem 
Reichen gleich sein muß, Und keiner darf haben Überfluß; Wie Einschlag und 
Zettel in schönen Geweben, Muß mit dem Armen der Reiche leben; In der ganzen 
Welt muß Gleichheit sein, Verboten ist Reichtum, mein und dein.“ Aber auch 
die rechte Antwort wurde schon damals Mazdak zu teil: „Wenn alle gleich, nicht 
groß noch klein, Wer wird noch Herr, wer Diener sein? Wer wird arbeiten für 
dich und mich? Wenn alle herrschen, wer baut das Feld? Verödet stehn bald 
alle Gauen — Und solch ein Los soll Iran schauen?“ ? Erblickt man das eigent- 
liche Wesen des strengen, totalen Kommunismus in der allgemeinen Gütergemein- 
schaft und der vollen Gleichheit des Lebensgenusses („rohe Gleichmacherei*, Marx), 
so können wohl zu den Theorien, Vorschlägen, Gesellschaftsidealen mit mehr oder 


i Biederlack, Die soziale Frage® (1904) 56 ff. 
! Vgl. Alex. Baumgartner, Geschichte der Weltliteratur I: Die Literaturen 
Westasiens und der Nilländer (1897) 522 f. 
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minder stark ausgeprägter kommunistischer Färbung der aristokratische Kom- 
munismus der Politeia Platos, ferner die auf Mißdeutung christlicher Lehrsätze 
oder Schriftstellen sich stützenden Bestrebungen mittelalterlicher Sekten des 11. 
bis 14. Jahrhunderts (Katharer, Albigenser in Oberitalien und Südfrankreich, 
Apostoliker oder Patarener in der Lombardei), im 16. Jahrhundert der Wieder- 
täufer in Thüringen, zu Münster, in Mähren gerechnet werden. Dann findet sich- 
das kommunistische Prinzip der Gleichheit einigermaßen wieder in manchen 
Staatsromanen, bei den englischen Levellers im 17. Jahrhundert zur Zeit der 
Republik, bei den Franzosen Meslier, Morelly, Boissel, Gracchus Baboeuf (1760 
bis 1797), dem Deutschen Weitling; auch die von Robert Owen gegründeten oder 
befürworteten kommunistischen Gemeinden werden zuweilen hierher gezählt. Auf 
alle jene kommunistischen oder auch sozialistischen Theorien und Bewegungen 
einzugehen, hat an dieser Stelle keinen Zweck. Wir begnügen uns mit einer 
solchen Auswahl, wie sie zu einem allseitigen klaren Verständnis des heutigen 
Sozialismus mittelbar oder unmittelbar dienlich erscheinen dürfte. 


109. Die „Staatsromane‘ (so benannt von Rohert von Mohl) wollten meist 
nur in einem erdachten Ideale den Menschen das Bild einer besseren Gesellschafts- 
ordnung vorhalten, an welchem die wirkliche Gesellschaft ihre eigenen Schäden 
erkennen könne. 

Der Idealstaat, den Plato in seiner „Politeia“ und in den „Gesetzen“ 
(„Kritias* blieb Fragment) entwarf, läßt die Edelsten und Besten zwar mit 
absoluter Macht regieren, aber der privaten Familie und des privaten Eigen- 
tums entbehren, um unbeirrt durch persönliche Interessen nach den Forderungen 
der Gerechtigkeit und des Gemeinwohles den Staat leiten zu können. Die 
Bauern, Handwerker, Kaufleute, die unter dem absoluten Regime leben und 
von demselben ihren Beruf angewiesen erhalten, bewahren das Privateigentum 
an den Produktionsmitteln. „Da damals ökonomisch durchaus keine Ten- 
denz zum Großbetrieb bestand, im Gegenteil der Kleinbetrieb in der städti- 
schen und ländlichen Produktion sich noch als durchaus rentabel erwies, so 
war die Konsequenz, daß das Privateigentum an Produktionsmitteln nicht an- 
getastet werden konnte, und demgemäß hat auch Plato nicht an einen Kommunis- 
mus der Produktion gedacht. Der Kommunismus, den er predigt, war vielmehr 
ein solcher der Konsumtion, und auch dieser sollte nur den höheren Klassen 
— Herrschern, Philosophen und Kriegern — zu gute kommen. Die Prinzipien, die 
in gewissen Einrichtungen Spartas, vor allem in der Befreiung der Vollbürger 
von aller Erwerbsarbeit und in ihren gemeinsamen Mahlzeiten, andeutungs- 
weise enthalten sind, erscheinen im Platonischen Staate klar herausgearbeitet und 
erlangen mit allen ihren Konsequenzen unbeschränkte Gültigkeit; aber doch er- 
fahren wir über diesen Kommunismus, der für die Konsumtion der höheren Klassen 
Regel ist, an Einzelheiten im Grunde nicht mehr, als daß ihre sämtlichen vor 
dem Richterstuhle der Moral gerechtfertigten ökonomischen Bedürfnisse — also 
sozusagen die im Sinne der Platonischen Lehre ‚vernunftgemäßen‘ Bedürf- 
nisse — durch Steuern der übrigen, politisch rechtlosen Klassen aufgebracht 
werden sollen.“ ! Die Staatsomnipotenz im Platonischen Idealstaat entsprach der 


i Georg Adler, Geschichte des Sozialismus und Kommunismus (1899) 44. Vgl. 
Baeumker, Artikel „Plato“, und Stöckl, Artikel „Staatsromane“ im Staatslexikon 
der Görres-Gesellschaft IV? u. V?®. 
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antiken Staatsidee, welche der Selbständigkeit des Individuums nicht gerecht zu 
werden vermochte, in ihm lediglich ein Glied der staatlichen Gesamtheit erblickte. 
Daher die absolute Unterwerfung der niederen Klassen, daher aber auch das Recht 
des Staates, durch eine ausgebildete, selbst den Geschlechtsverkehr regelnde 
Menschenzüchterei die zur Herrschaft tauglichen Individuen herbeizuschaffen. 
Ebensowenig kann die eigenartige Stellung befremden, welche Plato der geistigen 
und körperlichen Aristokratie zuweist. Es lag darin der Protest der höheren 
Elemente der Nation gegen das Regime der Demokratie, dessen Überwindung 
wenigstens als ideales Ziel — wenn auch in der reinen Utopie — gezeichnet 
wird, ohne jede Hoffnung auf praktische Verwirklichung !. 

Vorbildlich für die meisten späteren Staatsromane wurde jedoch mehr das kom- 
munistische Staatsideal, welches Thomas Morus (Freund des älteren Humanismus 
und englischer Staatsmann) in seinem Buche „De optimo rei publicae statu deque 
nova insula Utopia“ (1516) durch den portugiesischen Seefahrer Hythlodäus 
schildern läßt. Hythlodäus hat Utopien („Nirgendheim*, „Keinland®, „Unland‘), 
das in der Nähe des amerikanischen Kontinents liegt, selbst besucht; er kennt 
auch die englischen Verhältnisse, denen er seine Erzählung der Zustände von 
Utopien gegenüberstellt.e. Wohl mit Unrecht hat Karl Kautsky ? Thomas More als 
einen Verfechter kommunistischer Ideen hinstellen wollen. Die „Utopie“ enthält 
ohne Zweifel eine scharfe Kritik der englischen Gesellschaft. More vergleicht die 
Edelleute seiner Zeit mit müßigen Drohnen, die von der Arbeit anderer leben; 
er wirft ihnen vor, daß sie lediglich aus Selbstsucht und ohne Rücksicht auf das 
Gemeinwohl des Volkes das fruchtbare Ackerland in Viehweiden verwandelten, 
um aus der Schafzucht größere Vorteile für sich zu erzielen. Allein man muß 
unterscheiden zwischen der ernst gemeinten Kritik, die More an den wirtschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Verhältnissen seines Landes übt, und der dichterisch 
ausgeschmückten Organisation seines Idealstaates auf der Insel Utopia. Er ent- 
wirft in romanhaftem Gewande ein Bild der Gesellschaft Utopiens lediglich, um 
darzutun, wie das Glück der Völker nicht in der Kunst besteht, die individuelle 
Habsucht und Trägheit zu fördern, sondern in der Unterordnung unter die 
(iesetze der Vernunft und Gerechtigkeit. Ein Mann, der furchtlos sein Leben 
hingibt für Christentum und Kirche ®, konnte gar nicht die Verwirklichung einer 
Gesellschaft wünschen, in welcher Christus nicht gekannt, die Sonne angebetet 
und manches Laster gestattet wird. Gerade darin liegt die bittere Ironie der 
Utopia, daß More der tief gesunkenen Gesellschaft seiner Zeit das Bild eines 
Volkes vorhält, welches trotz mancher schweren Verirrung sich allein deshalb 
schon eines relativen Glücks erfreute, weil es seine sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse nicht lediglich nach dem Begehren der individuellen Selbstsucht ein- 
richtete. Übrigens erklärt Morus noch ausdrücklich: „Wenn ich auch nicht alles 
billigen kann, was dieser wohlbewanderte Mann (Hythlodäus) erzählt, so gestehe 
ich doch, daß es bei den Utopiern vieles gibt, wovon auch ich wünsche, daß es 
sich unsere Staaten aneigneten.“ 


ı Vgl. auch Pöhlmann, Geschichte des antiken Kommunismus und Sozialismus I 
(1893) 185 ff 302 ff 307 325. 

?2 Thomas More und seine Utopie (1890) 284. Vgl. Georg Adler, Geschichte 
des Sozialismus und Kommunismus I (1899) 179. 

® Vgl. Jos. Spillmann, Die englischen Märtyrer unter Heinrich VIII. und Elisa- 
beth (1890) 35 ff. 
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Unter den Nachahmern Thomas Mores sind vor allem zu nennen der Do- 
minikaner Tommaso Campanella mit seinem „Sonnenstaat“! (1620), dann der pro- 
testantische Theologe Johann Valentin Andreä, der Verfasser eines „in usum 
delphini für fromme Christen geschriebenen Buches, welches denselben an Stelle 
der civitas solis in die Hand gegeben werden soll“; ferner Baco von Verulam 
als Verfasser der „Nova Atlantis“, Jakob Harrington mit seinem die repräsen- 
tative Demokratie verherrlichenden Buche „Oceana*, Morelly, der Verfasser des 
„Naufrage des iles flottantes“ (1753), Vairasse, der 1777 die „Histoire des Se- 
varambes® erscheinen ließ. In Etienne Cabets „Voyage en Icarie“ (1840) handelt 
es sich schon nicht mehr um einen Idealstaat als solchen, sondern um die direkte 
Propaganda für kommunistische Pläne, denen insbesondere auch die Frauen ge- 
neigt gemacht werden sollen (daher die Form des Romans). Schließlich sind 
noch aus der neueren Zeit Bellamys „Looking Backward“, „Rückblick aus 
dem Jahre 2000 auf das Jahr 1887“ und Theodor Hertzkas „Freiland* zu 
erwähnen. „Wenn auch die Fehler dieser Zukunftsschildereien offen zu Tage 
liegen“, sagt Franz Meffert?, „so darf man ihre Tragweite und Bedeutung doch 
nicht unterschätzen. Für die Popularisierung solcher (kommunistischen) Ideen ist 
nichts so wirksam als die Form der Staatsromane; wir haben das ja gesehen an 
dem Erfolg von Bellamys ‚Rückblick. Die Massen aber sagen sich: Mögen 
derartige Verhältnisse auch nicht von Bestand sein, jedenfalls sind sie besser 
als die heutigen. ‚Eine neue Art von Chiliasmus erfüllt die sozialistischen Kreise. 
Mit begeisterten Hoffnungen sehen sie dem nahen Anbruch des tausendjährigen 
Reiches entgegen. Wer fragt da nach der Dauer, wer erwägt ängstlich die 
Durchführbarkeit des Programms ?‘* 


110. Die älteren französischen und englischen Sozialisten vom Ende 
des 18. Jahrhunderts und aus den ersten Dezennien des 19. Jahrhunderts 
stützten ihre Kritik der gegebenen Zustände auf die neue Philosophie 
des Freidenkertums®; sie entwarfen zum Teil den genauen Plan eines 
Zukunftsstaates, dr allen Anforderungen der Vernunft und Gerechtig- 
keit, so wie sie dieselben auffaßten, entsprechen würde. 

1. Vor allem waren es die Rousseauschen Ideen von Freiheit und 
Gleichheit, welche den philosophischen Ausgangspunkt kommunistischer 
Forderungen bildeten: Die Menschen sind von Natur aus gleich; darum 
müssen sie auch gleich bleiben in der politischen und ökonomischen 
Ordnung (Babeuf)*. Eine solche Gleichheit bietet aber lediglich der 
Kommunismus. 

Zunächst ist es a. eine falsche Voraussetzung, daß alle Menschen von 
Natur aus gleich seien. Lediglich die abstrakt gedachte physische und 


! Der volle Titel lautet: Civitas solis vel de rei publicae idea dialogus poöticus. 
Interlocutores: Hospitalarius magnus et nautarum gubernator genuensis hospes. 

2 Arbeiterfrage und Sozialismus (1901) 226. 

s Vgl. hierzu Anton Menger, Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag * (1891). 

* Gracchus Babeuf, geb. 1762 zu St Quentin, beteiligte sich an der französi- 
schen Revolution. Später gründete er die „Gesellschaft der Gleichen“ und starb, als 
Verschwörer verurteilt, auf der Guillotine am 27. Mai 1797. 

Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I. 19 
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metaphysische Natur ist den Menschen gemeinsam. Alle bestehen aus 
Leib und Seele, alle sind vernunftbegabte lebende Wesen. Aber die 
konkrete Erscheinung der menschlichen Individuen ist verschieden nach 
jeder Rücksicht, verschieden sind die persönlichen Anlagen, die individuelle 
Leistungsfähigkeit, die körperliche und geistige Ausstattung. Es ist daher 
ein falscher Schluß, wenn man aus der abstrakten Gleichheit für die 
ökonomische Ordnung die Forderung konkreter Gleichheit ableiten will. 
b. Widerspruchsvoll in sich selbst erscheint sodann die Verbindung von 
Freiheit und Gleichheit. Freiheit herrscht nur da, wo für eine indivi- 
duelle und darum notwendig verschiedene Entwicklung und Betätigung 
genügender Raum verbleibt. Die Schablone ist der Tod der Freiheit. 
c. Schließlich führt die so sehr gepriesene Gleichheit — auch abgesehen 
von der durch sie bedingten Vernichtung der Freiheit — zu den ver- 
derblichsten Konsequenzen. Wo sie gilt, da ist kein Platz mehr für 
die Idee, das Recht, die Möglichkeit persönlichen Verdienstes und ent- 
sprechender Vergeltung. Jegliche allgemein wirksame Anregung zum Fort- 
schritt, zur vollen Betätigung höherer Kraft und Geschicklichkeit fällt 
fort. Jeder, der sich über die andern erheben würde, müßte sich sagen, 
daß er damit gegen das Grundprinzip der kommunistischen Gesellschaft 
verstoße. 


2. Der Mensch habe, so hieß es ferner, einen Rechtsanspruch auf 
die Gewährung der notwendigen Existenzmittel, ein Recht auf Exi- 
stenz (Fourier, Saint-Simon u. a.). Dieses Recht aber könne in der 
gegenwärtigen Ordnung der Dinge nicht zur Geltung gelangen. 

In der Tat hat der Mensch ein Recht der Existenz, einen unzweifel- 
haften Rechtsanspruch, in seiner physischen, geistigen, sittlichen Existenz 
von niemand geschädigt und vom Staate gegen rechtswidrige Angriffe 
wirksam geschützt zu werden. Es gibt auch insofern ein Recht auf 
Existenz, als jeder Mensch ein natürliches Recht hat auf die zur Er- 
haltung seines Lebens notwendigen Mittel. Sind ja doch die Güter dieser 
Erde zur Erhaltung der ganzen Menschheit bestimmt. Darum wird auch 
der Staat darüber zu wachen haben, daß nicht durch eine Mißbildung 
der Erwerbs- und Eigentumsverhältnisse das Recht auf Existenz ver- 
kümmert oder gar für viele illusorisch gemacht werde. Doch ein Recht 
auf Existenz im sozialistischen Sinne entbehrt jedes Beweises. 


Es irt eine öffentlich-rechtliche, der Staatsgewalt mit Rücksicht auf die 
Sicherheit und das Gemeinwohl obliegende Pflicht, den Fall der äußersten Not — 
in welcher das persönliche Recht auf Existenz das geschichtlich gewordene kon- 
krete Eigentum überwindet, der im Notstande Befindliche fremdes Eigentum zur 
Erhaltung seines Lebens verwenden darf — nicht zur allgemeineren oder häufigen 
Verwirklichung gelangen zu lassen. Mag immerhin durch die Liebespflicht der 
Besitzenden, von ihrem Überfluß den Bedürftigen mitzuteilen, einer vollständigen 
Hilflosigkeit der Armen in gewissem Umfange vorgebeugt sein, so wird doch, 
namentlich unter den gegenwärtigen Verhältnissen, die freie Liebestätigkeit kaum 
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allen Bedürfnissen genügen. Darum steht es ohne Zweifel dem Staate zu, ob- 
jektive Rechtsnormen und Einrichtungen zu schaffen, welche dem Armen die Unter- 
stützung und Hilfe in ausreichendem Maße sichern. Im sozialistischen Sinne 
bedeutet das „Recht auf Existenz“ dagegen einen unmittelbaren subjektiven 
Rechtsanspruch an das Gemeinwesen auf Leistung oder Gewährung der Existenz- 
bedürfnisse. Daß ein solches subjektives Recht in der sozialistischen Gesell- 
schaftsordnung Anerkennung finden würde, ist unzweifelhaft. Allein die sozialistische 
Gesellschaft besteht noch nicht, und ihre Möglichkeit selbst ist sehr in Frage, 
Wir müssen daher uns vorläufig mit den gegenwärtigen Verhältnissen bescheiden. 
Innerhalb der gegebenen Ordnung aber erscheint der Staat lediglich als Schutz- 
und subsidiäre Hilfsmacht, keineswegs aber als eine allgemeine Versorgungs- 
anstalt. Ein „Recht auf Existenz“ in dem erweiterten sozialistischen Sinne läßt 
sich eben aus dem natürlichen Zwecke des Staates nicht ableiten. 


3. Als besondere Formulierung des Rechts auf Existenz erscheint 
das Recht auf Arbeit!, der angebliche subjektive Rechtsanspruch des 
arbeitsfähigen Bürgers an das Gemeinwesen auf Zuteilung von Arbeit 
und Lohn, sofern bei privaten Unternehmern keine Beschäftigung ge 
funden werden konnte. 


Wenn Turgot in dem bertihmten Edikte vom 12. März 1776 von einem 
Rechte, zu arbeiten — droit de travailler — spricht, wenn er die Beseitigung 
der Hindernisse, die diesem Recht im Wege stehen, verheißt, so ist damit nur 
gesagt: jeder Bürger solle das Recht haben, frei zu arbeiten, unter Beseitigung 
aller Schranken, welche der feudale Ständestaat und der Merkantilismus einer 
freien Entfaltung der individuellen Kräfte in den Weg gelegt hatten. Im Munde 
der Physiokraten war das „Recht, zu arbeiten“ lediglich ein besonderer Ausdruck 
für den allgemeinen Grundsatz der Gewerbefreiheit. Während der französischen 
Revolution wurde das Recht auf Existenz und das Recht auf Arbeit in den 
parlamentarischen Verhandlungen wiederholt betont: die Gesellschaft bezw. die 
öffentlichen Körper seien verpflichtet, den Beschäftigungslosen den Unterhalt 
mit Arbeit, und wenn dies nicht möglich, auch ohne Arbeit zu gewähren. Man 
versuchte diese Forderung praktisch zu verwirklichen. Allein mit den Staats- 
werkstätten — ateliers publice, ateliers de charit6e — hatte man wenig 
Glück, wie der Bericht Liancourts vom 16. Juni 1791 beweist®. Viele Arbeiter 
verließen sich auf die Fürsorgepflicht des Staates und forderten Lohn ohne 
Arbeit. Fourier ist der erste, der das „Recht auf Arbeit“ als solches klar 
formulierte in seiner Schrift „Theorie des quatre mouvements et des destindes 
gensrales“ und ausführlicher im „Traite de 1l’Association domestique-agricole“. 
Der Mensch habe in seiner ursprünglichen Wildheit sieben natürliche Rechte 
ausgeübt: Jagd, Fischfang, Früchtesammeln, das Recht der Weide, das Recht 
der Bestehlung fremder Horden, das Recht aut Unterstützung durch die eigene 


t Vgl. Rudolf Singer, Das Recht auf Arbeit in geschichtlicher Darstellung 
(1895); K. Diehl, P. J. Proudhon III 52 ff; auch Menger, Das Recht auf den vollen 
Arbeitsertrag*? 11 ff; ferner Antoni, Artikel „Recht auf Arbeit“ im Staatslexikon der 
Görres-Gesellschaft IV ®. 

® Vgl. Liancourt, Le Placement des employes, ouvriers et domestiques en 
France, veröffentlicht vom französischen Office du travail (1893) 57 ff. 

19* 


292 4. Kapitel. Die Volkswirtschaft und ihr Organisationsprinzip. 


Horde und das Recht auf Sorglosigkeit '. In dem Zustande der Zivilisation müsse 
an Stelle jener ursprünglichen Rechte ein Äquivalent treten, und dieses Äquivalent 
sei das Recht auf Arbeit (droit au travail). Victor Considerant® kennt nur vier 
ursprüngliche Rechte des Menschen im Hinblick auf die Nutznießung vor Ein- 
führung des Privateigentums: das Recht der Jagd, des Fischfangs, des Früchte- 
sammelns, der Weide. Die gegenwärtige, sich auf das Recht der Eroberung 
gründende Eigentumsordnung habe mit jenen Rechten aufgeräumt. Auch er 
fordert darum das „Recht auf Arbeit“ als Äquivalent und sieht in demselben die 
notwendige Ergänzung der Eigentumsordnung. Wenn damit eine juristische 
Begründung des Rechts auf Arbeit versucht werden soll, so ist die Hinfällig- 
keit der Beweisführung auf den ersten Blick ersichtlich. Das ursprüngliche 
Recht des Menschen, überall zu jagen usw., war nur ein persönliches und be- 
dingtes Recht, lediglich die Form, in welcher das Recht auf Existenz in der 
Urzeit, vor der Okkupation, zur Geltung kam, nicht ein absolutes, dingliches 
Recht, keine Servitut am Boden, welche nach der Okkupation seitens des nun- 
mehrigen Eigentümers einer Ablösung, der Gewährung eines Äquivalentes bedurft 
hätte, ebensowenig wie bewiesen werden kann, daß jenes Äquivalent nun gerade 
in der Gewährung der Existenzmittel oder von Arbeitsgelegenheit unmittelbar 
seitens der Gesamtheit bestehen müßte. Das Recht auf Existenz gilt heute wie 
damals. Aber die Form seiner Geltendmachung ist verschieden. In der Urzeit 
war es die Okkupation, durch welche man den Unterhalt sich beschaffte. Heute 
dienen dem gleichen Zwecke der Erwerb durch Arbeit und durch Eigentums- 
gebrauch. Auch Saint-Simon verteidigte das „Recht auf Arbeit“, in welchem er das 
einzige allgemeine Mittel einer Verwirklichung des Rechts auf Existenz er- 
blickt. Dieses Ziel zu erreichen, sollten die bedeutendsten Industriellen zur 
Verwaltung des öffentlichen Vermögens berufen werden, und als erster Artikel des 
Ausgabenbudgets sollte die Sicherung der Existenz der Proletarier gelten, indem 
den Arbeitsfähigen Arbeit, den Arbeitsunfähigen aber Unterstützung verschafft 
würde ®. Der hervorragendste Schüler Saint-Simons Bazard zog in seiner „Exposi- 
tion de la doctrine Saint-Simonienne“ die logisch und praktisch unabweisbare Kon- 
sequenz, welche als notwendige Vorbedingung einer tatsächlichen Verwirklichung 
des „Rechts auf Arbeit“ zu gelten hat: die Verstaatlichung aller Produktions- 
mittel. Indem Proudhon dem Schlagworte „Organisation der Arbeit“ die Organisation 
des Kredits entgegenstellte, den Mutualismus als einzig genügendes Prinzip, die 
Unentgeltlichkeit des Kredits vermittelst eines auf Gegenseitigkeit beruhenden 
Tausch- und Kreditsystems, in concreto seine Volksbank, als die praktische Lösung 
aller Schwierigkeiten verteidigte, bekämpfte er das „Recht auf Arbeit“ zeitweilig 
mit Lebhaftigkeit. Seiner Auffassung nach würde dasselbe nur dazu dienen 
können, die Abhängigkeit des Proletariats zu einem dauernden Zustande zu 
machen *. Anderseits glaubte er wiederum in der Durchführung seiner Vorschläge 
eine Verwirklichung des „Rechts auf Arbeit“ erblicken zu dürfen. Beachtens- 
wert ist, wie Proudhon dieses Recht genauer als das Recht eines jeden Bürgers 


ı Fourier, Trait6 de l’Association I (1882) 122. 

% Theorie du droit de propriets et du droit au travail? (1848). 

® Saint- Simon, Du Systöme industriel, Bd XXI u. XXII der Oeuvres de Saint- 
Simon et d’Enfantin (1869). 

‘* Vgl. Proudhon, Idee generale de la Revolution au XIX° siöcle (1851) 212 f. 
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auf Beschäftigung in seinem Berufe bezeichnet '. Welche Rolle die Schlagwörter: 
„Organisation du travail“ und „Droit au travail“ im Jahre 1848 in Frankreich 
gespielt haben, der Kampf Louis Blancs für das Recht auf Berufsarbeit (travail 
professionel), die Errichtung, die Unzulänglichkeit, der Untergang der „Ateliers 
nationaux® — das sind allgemein bekannte Tatsachen. Kurz sei noch auf 
Karl Marlo * als hervorragendsten wissenschaftlichen Vertreter des Rechts auf 
Arbeit in Deutschland hingewiesen. Ein Antrag schweizerischer Arbeiterverbände 
(Sozialdemokraten und Grütliverein) auf verfassungsmäßige Anerkennung und Ge- 
währleistung des Rechts eines jeden Schweizerbürgers auf ausreichend lohnende 
Arbeit wurde in der Volksabstimmung vom 3. Juni 1894 mit 308209 gegen 
75880 Stimmen verworfen. 


Ohne Zweifel hat jeder Mensch ein natürliches Recht, zu arbeiten. 
Ja die Arbeit ist zu allen Zeiten für die meisten Menschen der normale 
Weg, den Lebensunterhalt zu gewinnen. Dem Staat aber liegt es ob, 
die Hindernisse zu entfernen, die sich der Geltendmachung jenes natür- 
lichen Rechts in den Weg stellen; überdies wird regelmäßig die durch 
eine gesunde Wirtschaftspolitik bewirkte Hebung des wirtschaftlichen 
Lebens Arbeitsgelegenheiten in möglichst weitem Umfang eröffnen. Außer 
dieser indirekten Fürsorge werden ferner Staat und Gemeinde in Kraft 
der Armenversorgung als öffentlich-rechtlicher Einrichtung jene Unter- 
stützungsbedürftigen, welche nicht völlig arbeitsunfähig sind, auch direkt 
mit Arbeit versehen können. 


So erklärt z. B. das preußische Allgemeine Landrecht vom 5. Februar 1794 in 
Teil II, Tit. 19 unter den Überschrift „Von Armenanstalten und andern milden 
Stiftungen“ zunächst, daß es dem Staate zukomme, für die erwerbsunfähigen und 
sonst hilflosen Armen zu sorgen. Der $ 2 sagt dann: Denjenigen, welchen es 
nur an Mitteln und Gelegenheit, ihren und der Ihrigen Unterhalt zu verdienen, 
ermangelt, sollen Arbeiten, die ihren Kräften und Fähigkeiten entsprechen, an- 
gewiesen werden. 8 3. Müßiggänger usw. sollen durch Zwang und Strafen zu 
nützlichen Arbeiten unter gehöriger Aufsicht angehalten werden. Überschrift 
und Kontext des Gesetzes zeigen klar, daß es sich hier nicht um Anerkennung 
eines subjektiven Rechts der Arbeitslosen gegenüber dem Staat und den Öffent- 
lichen Verbänden handelt, sondern um eine gesetzliche Bestimmung, die objektives 
Recht schafft, die Vorschriften für die staatliche Verwaltung im Hinblick auf 
das Armenwesen enthält. Es beruhte daher auf einem Irrtume, wenn Fürst Bismarck 
in seiner berühmten Rede vom 9. Mai 1884 aus den Bestimmungen des Land- 
rechts einen subjektiven öffentlich-rechtlichen Anspruch auf Gewährung von Arbeits- 
gelegenheit, namentlich bei Notständen, herleiten wollte. 


Gleichwohl scheint uns, daß es nicht völlig abzuweisen sei, wenn heute 
von einer öffentlich-rechtlichen Pflicht des Staates (der öffentlichen Verbände), 


i Vgl. Proudhon, Le droit au travail et le droit de propri6ts (1850), Oeuvres 
complötes VII 195 f. Auch als „Recht auf Kapital“ erscheint das Recht auf Arbeit bei 
Proudhon; vgl. Singer, Das Recht auf Arbeit 29 76 79. 

® Karl Marlo (Pseudonym für Karl Winkelblech) in „Untersuchungen über die 
Organisation der Arbeit oder System der Weltökonomie“ ?, 4 Bde (1885/86), I 158 321; 
11 195 ff 308 ff; III 759 ff. 
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für die unverschuldet Beschäftigungslosen in einer über den Rahmen ge- 
wöhnlicher Armenfürsorge beträchtlich hinausgehenden Weise Hilfe zu 
schaffen, gesprochen wird, in Zeiten nämlich, wo bei den sich wieder- 
holenden Krisen die Arbeitslosigkeit eine weite Kreise der auf den Ver- 
dienst der Hände angewiesenen Bürger umfassende öffentliche Kalamität 
geworden ist. Hier scheint der Staat (Gemeinde) es sich selbst und seinem 
natürlichen Zwecke, der öffentlichen Wohlfahrt, schuldig zu sein, alles 
aufzubieten, um dieser Kalamität wirksam zu begegnen, so unter anderem 
auch durch Förderung oder Organisation von Arbeitsnachweisen, von 
Notstandsarbeiten, durch Förderung der Arbeitslosenversicherung u. dgl. 
Alles dies würde freilich noch keineswegs eine Anerkennung des „Rechts 
auf Arbeit“ im sozialistischen Sinne bedeuten. Nach sozialistischer 
Auffassung ist das Recht auf Arbeit „das jedem arbeitsfähigen und 
arbeitslosen Staatsbürger zustehende Recht, vom Staat oder den staat- 
lichen Verbänden (Gemeinde, Bezirk, Land) die Verschaffung von (ge- 
meiner oder Berufs-) Arbeit in einem die auskömmliche Existenz des 
Berechtigten sicherstellenden Ausmaße zu verlangen“!. In einer sozia- 
listischen Gesellschaft wäre dieses Recht selbstverständlich. Doch um 
es noch einmal zu sagen: wir leben noch nicht in einer sozialistischen 
Gesellschaft, deren Möglichkeit ist nicht erwiesen, ja mehr als zweifel- 
haft. In einer Gesellschaft aber, die auf Privateigentum an den Pro- 
duktionsmitteln beruht und die sich nicht bemüßigt findet, in eine sozia- 
listische Gesellschaft sich zu verwandeln, ist die praktische Durchführung 
des Rechts auf Arbeit undenkbar. Versteht man darunter gar mit 
Proudhon und Louis Blanc das Recht auf Berufsarbeit, so würde der 
Staat vor völlig unlösbare Aufgaben gestellt. Er müßte, wie Rudolf 
Singer? mit Recht sagt, „das Tischler-, Schneider-, Uhrmachergewerbe, 
kurz, alle Produktionszweige betreiben. Ja es ist kein vernünftiger Grund 
einzusehen, warum nicht der Arzt mit demselben Recht Patienten, der 
Advokat Klienten und der Opernsänger Zuhörer vom Staate verlangen 
könnten.“ Mit seiner übermächtigen Konkurrenz würde der Staat alsdann 
den Fortbestand aller privatwirtschaftlichen Produktion schließlich in 
Frage stellen, namentlich in den Zeiten der Krisen, wo der Staat alle 
möglichen Betriebe in eigene Regie übernehmen müßte. Sollte also das 
Recht auf Arbeit im Sinne seiner sozialistischen Verfechter vorerst auch 
nur eine Ergänzung der bestehenden Eigentumsordnung sein, so würde 
es in der Praxis doch bald mit Notwendigkeit zur Beseitigung der Eigen- 
tumsordnung führen. Will man aber unter dem „Recht auf Arbeit“ nicht 
ein Recht auf Beschäftigung im erlernten Berufe verstehen, sondern bloß 
ein Recht auf gemeine Arbeit, wie Erd- und Bauarbeiten, so würde zu- 
nächst eine derartige Beschäftigung die gelernten Arbeiter kaum zufrieden 
stellen können, überdies ihre Arbeitsfertigkeit für die Zukunft wesentlich 


! Singer, Das Recht auf Arbeit 77. ? Ebd. 80. 
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beeinträchtigen. Auf der andern Seite ist es finanziell und organi- 
satorisch etwas ganz anderes, Notstandsarbeiten in beschränktem, den 
Verhältnissen angepaßtem Umfange zu unternehmen und daneben noch 
andere Mittel zur Überwindung der Not der Arbeitslosigkeit anzuwenden, 
oder aber allen Bürgern, die sonst keine Arbeit finden können, ein der- 
artiges Recht auf Beschäftigung im Staatsdienst und diese Beschäftigung 
selbst zu gewähren. Die Beschaffung ausreichender Arbeitsgelegenheit und 
die Organisation der Arbeit würde in Kürze versagen müssen, wie die 
Geschichte der Ateliers de charit6 und der Ateliers nationaux dies be- 
wiesen haben. 

4. Bekämpften bereits Enfantin und Bazard! (Saint-Simonisten) die 
Grundrente und den Kapitalgewinn als einen Tribut, den die Arbeiter 
den müßigen Grund- und Kapitaleigentümern dafür zahlen müßten, daß 
diese ihnen die Produktionsmittel zur Benutzung überließen, so wurde die 
Lehre von dem Recht des Arbeiters auf den vollen Arbeits- 
ertrag später schärfer formuliert, insbesondere von Proudhon®: „Voiei 
ma proposition: Le travailleur conserve m&me aprös avoir regu son salaire, 
un droit naturel sur la chose, qu’il a produite.“ Ähnliche Gedanken 
finden sich auch bei den englischen Sozialisten, so bei Charles Hall® 
und William Thompson: Von Rechts wegen gebühre dem Arbeiter der 
volle von ihm erzeugte Wert, der ganze Ertrag seiner Arbeit. Im Lohn 
erhalte er jedoch nur die bloße Lebensnotdurft. Die Differenz zwischen 
den Unterhaltskosten der Arbeiter und dem wirklichen Ertrag hat schon 
Thompson als „Mehrwert“, „additional value“, „surplus value“ bezeichnet. 
Er erkennt übrigens an, daß in der gegenwärtigen, auf Privateigentum 
beruhenden Gesellschaftsordnung der Unternehmer zum Ersatz des in 
der Produktion verbrauchten Kapitals und als Entgelt für die von ihm 
geleistete Arbeit Abzüge machen dürfe. Auch Rodbertus und Lassalle 
waren Vertreter des „Rechts auf den vollen Arbeitsertrag“. 

Nur kurz sei dieser Lehre gegenüber darauf hingewiesen, daß der 
Wert des Produktes sich keineswegs ausschließlich auf die materielle 
Tätigkeit des Handarbeiters zurückführt. In seiner Entstehung wie in 
seiner Größe wird der Wert vielmehr zunächst durch eine ganze Reihe 
allgemeiner sozialer Ursachen, Bedingungen, Voraussetzungen wesent- 
lich beeinflußt. Sodann kommt für die Wertbildung die Organisation 
und geistige Leitung des Betriebes, der Überblick über den Markt, die 
geschickte Benutzung der Konjunkturen usw. wesentlich in Betracht. 
Selbst wenn man die Produktion lediglich nach ihrer physischen und 


ı Doctrine de Baint-Simen (1820, ? 1880), 6. und 7. Vorlesung. 

® Oeuvres complötes I 18 91. Qu’est-ce que la propri6t6? chap. 4. 

5 The effects of civilization on the people in European States (1805). 

* An inquiry into the principles of the distribution of wealth most conductive to 
human happiness (1824). Zum Ganzen vgl. A. Menger, Das Reeht auf den vollen 
Arbeitsertrag 6 f 47 fl. 
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materiellen Seite ins Auge faßt, so konnte auch Marx nicht umhin, 
anzuerkennen, daß die Produktivkraft der Arbeit in der „Geburtsstätte 
der Arbeitsmittel“ sich wesentlich erweitere, also durch Bedingungen und 
Ursachen bestimmt werde, welche der Unternehmer seinerseits dem Ar- 
beiter zur Verfügung stellt. Gewiß muß dem Arbeiter gesichert bleiben, 
was ihm rechtlich gebührt!. Ein Recht auf das Produkt und dessen vollen 
Wert aber erkennt ihm weder eine kapitalistische noch selbst eine kom- 
munistische Gesellschaftsordnung zu; auch diese müßte nicht unbeträcht- 
liche Abzüge machen. 


1ll. Organisationspläne des „kritisch-utopistischen‘“ Sozialismus (wie 
Marx den älteren französischen und englischen Sozialismus genannt hat). Als 
Hauptvertreter des utopistischen Sozialismus gelten Saint-Simon, Charles 
Fourier und Robert Owen. 

1. Claude Henri de Rouvray, Graf von Saint-Simon, geb. 17. Oktober 
1760, nach einem bewegten, teilweise ausschweifenden Leben (um seine Kenntnis 
des .Irdischen zu mehren) durch die Revolution seiner Güter beraubt, hielt 
sich berufen, seiner Familie den gleichen Ruhm als Philosoph zu verschaffen, 
wie der angebliche Urahn Karl der Große dies als Fürst getan. Seine schrift- 
stellerische Tätigkeit fällt in die letzte Zeit seines Lebens. Er starb am 
9. Mai 1825, 

Saint-Simon unterscheidet zwischen „Bourgeois“, die nicht arbeiten, aber 
vermöge ihres Besitzes im Staate herrschen, und den Arbeitern oder „Industriellen“ 
im weitesten Sinne, d. i. allen, welche auf dem Gebiete der Wissenschaft, der 
Kunst, des Gewerbes tätig sind. Den letzteren gebührt die Herrschaft im Staate. 
Sein Ideal ist eine industrielle Monarchie. Tout par l’industrie, tout pour elle! 
Zu einem positiven Ausbau der neuen Ordnung der Dinge, zu unmittelbaren Vor- 
schlägen oder Versuchen kam Saint-Simon persönlich nicht. Manche Ideen des 
geistvollen, aber nicht minder phantastischen Mannes finden sich wieder in der 
Soziologie Aug. Comtes und erinnern auch schon an die spätere Marxistische 
Geschichtsauffassung. Die neue Politik soll die Methode der Physik und der 
andern positiven Wissenschaften befolgen, so daß die Erkenntnis allgemeiner 
Gesetze der Entwicklung von Zivilisation und Gesellschaft als eigentliches Endziel 
seiner physiko-politischen Wissenschaft dem Geiste des französischen Denkers 
vorschwebte ®. 

Die Hauptwerke Saint-Simons sind: L’Industrie, 4 Bde (1817/18); L’Or- 
ganisateur (1819/20); Du Syst&me industriell (1821/22); Catechisme des in- 
dustriels (1823,24); Nouveau Christianisme (1825). — Oeuvres de Saint-Simon, par 
O. Rodriguez (1832). — Oeuvres de Saint-Simon et d’Enfantin (1865/78). 


ı Vgl. A.M. Weiß, Soziale Frage und soziale Ordnung I* (1896) 382 ff; * (1904) 
417 ff, und Christlich-soziale Blätter, XXV. Jahrg., 193 ff 449 ff. 

%2 Vgl. G. Adler, Saint-Simon und Saint-Simonismus, im Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften VI® 484; Artikel „Sozialismus“ im Staatslexikon der Görres- 
Gesellschaft V?; L. v. Stein, Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich 
II (1850) 533; Menger, Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag 70; Schäffle, 
Kapitalismus und Sozialismus 222 ff; Singer, Das Recht auf Arbeit 12 16 ff 39. 

: Vgl. oben 8.78 ff und Paul Barth, Die Philosophie der Geschichte als Sozio- 
logie, 1. Teil (1897) 23. 
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Nur Bazard verdient unter den Schülern Saint-Simons besondere Erwähnung. 
(Der sittenlose Enfantin hat die sozialistische Theorie nicht gefördert, sondern 
durch seine Extravaganzen eher der Lächerlichkeit überantwortet — „Enfantinismus*, 
wie Dühring sagt.) Jeder soll ein Vermögen bekommen nach seiner Fähigkeit 
und jede Fähigkeit einen Lohn nach ihren. Werken !. Das ist der kurze Inbegriff 
der Lehre Bazards. Das Erbrecht der Blutsverwandtschaft soll beseitigt, der 
Staat zum Universalerben aller Bürger werden, dann aber die Erbschaft an die 
Würdigsten nach Maßgabe ihrer Befähigung verteilen. Die Bedeutung des Erb- 
rechts der Blutsverwandten, speziell der Kinder, als eines mächtigen Stimulus 
zur Vermögensbildung wird also hier nicht gewürdigt. Auch dürfte die staat- 
liche Abschätzung der individuellen Fähigkeit viel leichter theoretisch konstruiert 
als praktisch durchgeführt werden. Schließlich würde die neue Ordnung der 
Dinge denn doch statt des Geburtsadels den „Talentadel* (Marlo), die „natür- 
lichen Privilegien®* (Marx) zur Geltung kommen lassen, nicht aber das reine 
„Verdienst“, für welches Bazard eigentlich streiten will. 

2. Francois Marie Charles Fourier, geb. 7. April 1772 zu Besancon als 
Sohn eines Kaufmanns, war den größten Teil seines Lebens Handlungsgehilfe 
und starb 10. Oktober 1837. Die Urteile über seine Persönlichkeit sind sehr 
verschieden. „Ihre Begründung findet‘, wie Georg Adler bemerkt*?, „diese auf- 
fällige Divergenz der Meinungen darin, daß auch in der Tat bei keinem andern 
Manne der Neuzeit sich eine so innige Verknüpfung zwischen Geist und Wahn- 
sinn geoffenbart hat wie bei Fourier, auf dessen Denken und Handeln sogar die 
Psychiatrie wiederholt exemplifiziert hat; so die bekannte Theorie Lombrosos.“ 

Hauptwerke: Theorie des quatre mouvements (1808); Theorie de l’unite 
universelle (1822); Le nouveau monde industriel et societaire (1825); La fausse 
industrie (1835/36). — Oeuvres complötes, 6 Bde (1841/45, neuer Abdruck 1870). 

Die allgemeinen philosophischen Anschauungen Fouriers berühren sich in 
manchen Punkten mit den Ideen der schottischen Moralphilosophie Alle Er- 
scheinungen der belebten und unbelebten Natur sind Bewegungen, welche sich 
auf die „attractions“, das Naturstreben der Dinge, zurückführen. In den belebten 
Wesen wird das Naturstreben „Trieb“ genannt. Die Gesamtheit der Triebe im 
Menschen muß als Offenbarung des göttlichen Willens gelten. Wer dem Triebe 
dient, dient Gott und findet sein Glück. Wollen wir daher wissen, welcher Art die 
sozialen Einrichtungen sein müssen, damit sie den Menschen Befriedigung und 
Glück gewähren, so brauchen wir bloß unsere Triebe zu erforschen und ge- 
langen so zur Kenntnis des „sozialen Gesetzbuchs“. Da zeigt es sich nun, wie 
wenig die tatsächlichen Verhältnisse den Forderungen jenes Gesetzbuchs ent- 
sprechen. Die Zivilisation hat der Mehrzahl der Menschen den Reichtum ver- 
schlossen, auf den doch der mächtigste Trieb geht, und der die unerläßlichste 
Bedingung alles menschlichen Glückes ist. Man redet von „Menschenrechten‘, 
von dem erhebenden Bewußtsein, „ein freier Mann zu sein*, von „dem Glück, 
unter einer Verfassung zu leben“, aber nicht von „dem natürlichen Rechte, sich 


ı Bazard, Doctrine de Saint-Simon (I® annde 1829, * 1830) 188. A. Menger, 
Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag 70 f. 

% Artikel „Fourier* im Handwörterbuch der Staatswissenschaften IIl® 11886 f. 
L. v. Stein, Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich II 322 ff. Schäffle, 
Kapitalismus und Sozialismus 244. 
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zu sättigen“. Darum fordert Fourier eine neue Organisation der Familie und 
der Industrie, bei welcher alle natürlichen Triebe des Menschen Befriedigung 
finden werden. Die Neubildung der Familie im Sinne Fouriers ist jedoch die 
vollkommene Auflösung derselben. Die Frauen können einen oder mehrere Gatten 
haben, mit den Gatten wechseln oder auch ohne Mann bleiben. Die Polygamie 
ist für Fourier das Ideal. Kinder und Greise wohnen gesondert und werden von 
solchen Personen gepflegt, welche Beruf zu diesem Amte haben. Die Organi- 
sation der Arbeit ferner, wie Fourier sie vorschlägt, legt den bisherigen Eigen- 
tümern zwar nicht die Pflicht auf, ihr Eigentumsrecht preiszugeben, wohl 
aber müssen sie auf die privatwirtschaftliche Benutzung desselben verzichten. 
Alles Eigentum soll zusammengelegt und von allen gemeinschaftlich bewirt- 
schaftet werden, wobei jedoch jeder die ihın zusagende Arbeit je nach den For- 
derungen seiner „Triebe“ wählen und nach Belieben mit der Arbeit wechseln : 
kann. Je 2000 Menschen bilden eine Gemeinde für sich, eine „Phalange“. In- 
mitten der Geviertmeile, wo diese glücklichen Leute wohnen, liegt ein Palast, 
die Phalanstöre, so schön, wie in „Tausend und eine Nacht“ nichts Ähnliches 
sich findet, die gemeinschaftliche Wohnung für alle in Arbeit und Liebe ver- 
bundenen Genossen. Man brauche nur eine solche Gemeinde zu gründen, meinte 
Fourier, und alle Welt würde von den Vorzügen der neuen „Organisation® über- 
zeugt sein, ein neues Weltreich auf Grundlage des Fourierismus gegründet werden, 
das passend seinen Mittelpunkt in Konstantinopel haben könnte. Glückliche Reise! 

Wie man sieht, bildet das berechtigte Verlangen des Arbeiters, durch 
Arbeit seine Existenz zu sichern und der Früchte seiner Arbeit nicht beraubt 
zu werden, auch für Fourier den besten Stützpunkt seiner Kritik der gegen- 
wärtigen Gesellschaftsordnung. Indem er jedoch über die Grenzen einer wirk- 
lich gerechten Kritik hinausging, fiel er immer mehr jenen Traumgebilden zum 
Opfer, welche mehr oder minder alle sozialistischen Systeme kennzeichnen. 
Gleichwohl kommt auch bei Fourier der sozialistische Gedanke noch nicht zu 
seiner höchsten und allseitig vollkommenen Ausbildung. Wie Bazard, so fordert 
Fourier eine Verteilung des Arbeitsertrages durch die Gesamtheit und deren 
Organe. Darum läßt Bazard die vorhandenen Produktionsmittel zwar den ein- 
zelnen nach dem Maße ihrer Fähigkeit zuteilen, aber diese arbeiten nicht für 
eigene Rechnung, sondern empfangen von der Gemeinschaft einen entsprechenden 
Lohn. Es ist also hier die Gemeinschaft, welche unmittelbar den Arbeitsertrag 
erwirbt und verteilt. Nach Fourier sollen die Früchte der Arbeit zunächst in 
den Warenlagern des Phalansteriums niedergelegt werden. Aus diesem Vorrate 
kann jeder nach Belieben seine Bedürfnisse befriedigen. Allein wenn auch, wie 
Fourier meint, der Mensch in jenem harmonischen Zustande dreimal so viel 
essen werde wie heutzutage, so bleibt dennoch ein großer Überschuß, und es 
entsteht die Frage, nach welchem Grundsatze die Verteilung geschehen solle. 
Die Saint-Simonisten entschieden sich für das Prinzip: A chaque capacite selon 
ses oeuvres! Jeder erhält von dem Staate der individuellen Begabung entsprechend 
Produktionsmittel zugewiesen, liefert den Ertrag an den Staat ab und erhält nach 
Maßgabe seiner Leistung, seines Arbeitserfolges, einen Gehalt. Fourier läßt den 
Arbeitsertrag auf die drei Ursachen der Produktion von den Vorstehern der 
Phalanstören verteilt werden, so zwar, daß die Arbeit fünf, das Kapital vier, das 
Talent drei Zwölftel von der gewonnenen Masse erhält. Die starke Betonung 
des Kapitalanteils hängt mit dem Umstande zusammen, daß Fourier im Prinzip 
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das Privateigentum an den Produktionsmitteln beibehielt; nur die tatsächliche 
Nutzung der zusammengelegten Eigentumskomplexe sollte eine gemeinschaftliche 
sein, während die Saint-Simonisten das Talent höher schätzten und von einem 
erblichen Eigentum überhaupt nichts wissen wollten. Wir sehen hier gänzlich 
davon ab, daß es praktisch kaum möglich sein würde, in der Arbeitsleistung 
zwischen dem Anteil, der auf das Talent, und dem Anteil, der auf die Arbeit, 
d. i. den Fleiß fällt, richtig und in einer die Beteiligten befriedigenden Weise 
zu scheiden. Nur darauf möchten wir hinweisen, daß in dem Fourierschen 
System von einer eigentlichen Organisation der Arbeit schon deshalb keine 
Rede sein kann, weil den Leitern der Gemeinden keine diesbezügliche Macht 
und Autorität eingeräumt wird. „Die Freiheit der Begierden ist höchstes Gesetz, 
... Freiheit und Gleichheit das Losungswort für das ganze Leben der neuen so- 
zialen Welt; allen steht alles offen, keiner hat eine Grenze als in sich selber. Mehr 
kann man nicht fordern, ja nicht einmal denken..... Eigentlich sieht man wenig, 
was hier die Obrigkeit soll; ja es ließe sich wohl fragen, ob sie in der Weise 
überhaupt möglich ist, wie wir sie denken, als eine anordnende Gewalt. Ist sie 
aber bloß ein Mittel für die Verteilung des Genusses, so ist sie eben keine 
Obrigkeit.“ Gerade hierin liegt der Hauptwiderspruch des Fourierschen Systems, 
daß es die ökonomische Harmonie auf Grund der ökonomischen Anarchie erstrebte'. 

3. Als dritter Hauptvertreter des „utopistischen* Sozialismus gilt Robert 
Owen?, geb. 14. Mai 1771 zu Newtown in NorthWales als Sohn eines kleinen 
Kaufmanns und Postmeisters; er war Kommis, dann Fabrikdirektor in Manchester, 
schließlich Fabrikant in NewLanark. Er fühlte sich dabei, wie Herkner zu 
seinem Lobe bemerkt, in der Tat „nicht als Baumwollspinner und Fabrikant, 
sondern als der verantwortliche Feldherr und Regent einer Arbeiterbevölkerung 
von 2000—2500 Personen. So hat er dem Ideale des ‚captain of industry‘ bereite 
nachgelebt, ehe Carlyle, Ruskin und die Positivisten es aufgestellt und begründet 
hatten.“ Owen starb 1858. In den Jahren 1812/13 erschienen vier Schriften 
unter dem Titel „A new view of society, or essays on the principle of the for- 
mation of the human character and the application of the principle to practice*, 
dann 1857/58 „The life of R. Owen, written by himself“. 

Ausgehend von der Ansicht, daß der Mensch ganz und gar das Produkt 
der inneren und äußeren Einflüsse, darum für seine Handlungen nicht verant- 
wortlich sei, suchte Owen nach einem System, durch welches das Glück, na- 
mentlich der Besitz der notwendigen Genußmittel, dem Menschen vermöge einer 
günstigen Gestaltung der äußeren Lebensbedingungen garantiert wäre. Er glaubte 
dieses Ziel durch geschlossene kommunistische Arbeiterkolonien von 500—2000 
Mitgliedern erreichen zu können. Vollkommene Gütergeimeinschaft innerhalb der 
Kolonie, gemeinsame Erziehung zum Zwecke gleichmäßiger Bildung, Bestreitung 
aller Bedürfnisse der einzelnen durch die Gremeinde, Organisation und Leitung 
der Arbeit seitens der Gemeinderäte, gleichartige Beschäftigung innerhalb der 
verschiedenen Altersstufen — das sind die Grundzüge der von Owen gewollten 
sozialen Neubildung. Die praktischen Versuche, die Owen durch Einrichtung 
kommunistischer Gemeinden (New Harmony u. a.) zunächst in Amerika und später 


ıL. v. Stein, Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich II 822 fi. 
Schäffle, Kapitalismus und Sozialismus 231 ff. 
® Artikel „Rob. Owen“ im Handwörterbuch der Staatswissenschaften V ? 1046. 


300 4. Kapitel. Die Volkswirtschaft und ihr Organisationsprinzip. 


in England machte, mißlangen jedoch vollständig, da es sich als unmöglich er- 
wies, den Selbständigkeitstrieb des Menschen dauernd mit kommunistischem Zwang 
zu vereinen !. 


Überblickt man die Vorschläge der „Utopisten‘, so stellen sie 
wenigstens zusammen genommen und ihrem wesentlichen Inhalte nach 
die volle Idee einer sozialistischen Gesellschaftsordnung dar. Zur Siche- 
rung der Existenz und des Glückes aller fordert das sozialistische Prinzip 
die unmittelbare Verteilung des Arbeitsertrages durch die Gesamtheit, 
man mag sie Staat, Gesellschaft, Gemeinde, Phalanstöre, Arbeiter- 
kolonie oder sonstwie benennen. Verteilt die Gesamtheit den Ertrag 
der Produktion, dann muß sie folgerichtig Eigentümerin der Produk- 
tionsmittel sein und darum auch die Leitung der Produktion in Händen 
haben. Gesellschaftliches Eigentum an den Produktionsmitteln, 
Organisation und Leitung der Arbeit durch die Gesellschaft, 
Verteilung des Produktionsertrages ebenfalls seitens der Ge- 
samtheit — das sind die wesentlichsten Elemente, aus denen die 
sozialistische Gesellschaftsordnung sich zusammensetzt?. Gesellschaftliches 
Eigentum und Verteilung der Güter durch den Staat forderte Bazard, 
gemeinsame Wirtschaft bei aller Willkür persönlicher Laune soll in der 
Fourierschen Phalanstdre Glück und Überfluß erzeugen. Louis Blanc betonte 
seinerseits gegenüber den freiwirtschaftlichen Zuständen fürs erste nament- 
lich die Organisation der Arbeit. Er will den Staat nicht unmittelbar zum 
Eigentümer des Produktionsertrages machen. Bloß mit seinem Kredit soll der- 
selbe zunächst die Begründung von Produktivassoziationen der Arbeiter för- 
dern und durch seine Gesetzgebung die Arbeit innerhalb der einzelnen Gewerke 
regeln. Doch ist die Selbständigkeit der Produktivassoziationen nur eine 
scheinbare. Durch den Kredit beherrscht der Staat dieselben vollständig. Ja 
es ist der Wunsch Louis Blancs, daß der Staat schließlich alle Privatproduk- 
tion niederkämpfen möge. Der Sozialismus erscheint jedenfalls hier überall 
nur als partieller Kommunismus mit Beschränkung des Gesamteigentums 
auf die Produktionsmittel. Während der Kommunismus 8 eines Babeuf (Ba- 
beuvismus), um die Gleichheit zu wahren, jedes Privateigentum beseitigen 
wollte, sucht der Sozialismus sowohl bei der Verteilung der Arbeit wie 


ıi Über Owen vgl. Held, Zwei Bücher zur sozialen Geschichte Englands (1881) 
843 ff; Reybaud, Etudes sur les r6formateurs I (1849) 229 ff; W. Sombart, Sozia- 
lismus und soziale Bewegung im 19. Jahrhundert? (1900) 15; Booth, R. Owen, the 
founder of socialism in England (1869). — Über die „kommunistischen Experimente“ 
vgl.O. Pfülf in den Stimmen aus Maria-Laach XLIX 284 ff; desgleichen von demselben 
Verfasser „Die religiös-kommunistischen Gemeinwesen in den Vereinigten Staaten“ in 
den Stimmen aus Maria-Laach XLIX 507 fi. — Nordhoff, Communistic Societies (1875). 

%3 „Das wäre schließlich eine nationale Naturalwirtschaft, ein Riesenoikos, wenn 
auch ohne pater familias.“ Julius Platter, Grundlehren der Nationalökonomie (1908) 73. 

® Über Kommunismus vgl. noch Marlo, Untersuchungen über die Organisation der 
Arbeit oder System der Weltökonomie I? 458 ff; Schäffle, Kapitalismus und Sozia- 
lismus 200 ft. 
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des Arbeitsertrages, wenigstens einigermaßen, wenn auch in unzureichen- 
dem Maße, der individuellen Persönlichkeit Rechnung zu tragen, eine Ver- 
teilung nach persönlichem Verdienst oder doch nach persönlichem ver- 
nunftgemäßem Bedürfnis zu vollziehen. Dadurch schmeichelt er sich sogar, 
das wahrhaft persönliche Eigentum herzustellen, während in der Gegen- 
wart die brutale Übermacht des Kapitals ohne Rücksicht auf persön- 
liche Verdienste und Bedürfnisse die Güterverteilung vollziehe. 


112. Verhältnis des modernen Marxistischen Sozialismus zu den 
älteren sozialistischen Theorien. Karl Marx erkannte an, daß jene 
älteren, von ihm als „kritisch-utopistisch“ bezeichneten Theorien durch 
ihre Kritik der bestehenden Gesellschaftsordnung „höchst wertvolles Material 
zur Aufklärung der Arbeiter geliefert“ hätten (Kommunistisches Manifest). 
Doch sein eigener Standpunkt und seine Auffassung unterscheidet sich in 
dreifacher Hinsicht von dem älteren Sozialismus: 

1. Unterschied in Bezug auf die Kritik der gegenwärtigen 
Gesellschaftsordnung. Hatten die französischen Aufklärungsphilo- 
sophen alles, Religion, Staatsordnung, traditionelle Wissenschaft vor dem 
Richterstuhle der emanzipierten menschlichen Vernunft einer schonungs- 
losen Kritik unterworfen, so kritisierten ihre sozialistischen Schüler die 
neue „bürgerliche“ Gesellschaft und verwarfen dieselbe als unvernünftig, 
als im Widerspruch stehend mit den ewigen Prinzipien des Rechts, der 
Freiheit und Gleichheit, ebenso wie die rationalistische französische Philo- 
sophie des 18. Jahrhunderts die feudale Gesellschaft bekämpft und ver- 
worfen hatte. Der Marxistische Sozialismus dagegen, auf Hegelscher Philo- 
sophie beruhend, kennt keine ewigen Prinzipien. Sie können daher auch 
keinen Stützpunkt seiner Kritik bilden. Er konstatiert nur die historische 
Tatsache der Widersprüche innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft, 
weist nach, wie die alten, überlieferten politischen, gesetzlichen, sozialen 
und idealen Formen nicht mehr dem ökonomischen Inhalt der Gesellschaft 
entsprechen, und wie die Entwicklung zu neuen Formen dränge. 

2. Unterschied mit Rücksicht auf die Erkenntnis der zukünf- 
tigen Gesellschaftsordnung. Für den „kritisch-utopistischen So- 
zialismus“ ist die Erkenntnis der zukünftigen Gesellschaftsordnung das 
Ergebnis eines reinen Denkprozesses, für Marx das Resultat der Beob- 
achtung des historischen Weltprozesses und der vor unsern Augen sich 
vollziehenden Auflösung der kapitalistischen Gesellschaft. Die Utopisten 
konstruierten eine vollkommene, vernünftige und gerechte Gesellschafts- 
ordnung aus dem Kopfe, Marx abstrahiert die Elemente der zukünftigen 
Gesellschaftsordnung aus der Beobachtung des mit objektiver Notwendig- 


ı Vgl. Engels, Dühring ® 162 242 ff; Entwicklung des Sozialismus von der Utopie 
zur Wissenschaft* 7f 9 11; Marx, Elend der Philosophie ?® ıx u. 103; Kommunisti- 
sches Manifest; Wolfg. Heine, Ideale der Sozialpolitik, in der Neuen Zeit XV 137; 
G. Adler in Conrads Jahrbüchern für Nationalökonomie, III. Folge I 215. 
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keit sich vollziehenden Zersetzungsprozesses der bürgerlichen Gesellschaft, 
in welchem schon die Ansätze zu neuen Formen (Konzentration u. dgl.) 
sich zeigen. 

8. Unterschied in Bezug auf die Art und Weise des Übergangs 
zur sozialistischen Gesellschaftsordnung und die dabei wirk- 
samen Faktoren. Die älteren Sozialisten machten überall Propaganda für 
ihre Ideen und suchten durch Musterexperimente die Durchführbarkeit 
ihrer theoretisch konstruierten Systeme zu zeigen. Sie bestrebten sich, 
die ganze Gesellschaft, namentlich auch die höheren Klassen für ihre 
Pläne zu begeistern, da ja die neue Ordnung der Dinge unmittelbar der 
ganzen Gesellschaft zum Heile gereichen werde. Marx dagegen erwartet 
alles von dem naturnotwendigen Entwicklungsprozeß, und soweit Menschen 
mitwirken, lediglich von dem Klassenkampf des Proletariats, so zwar, 
daß dessen Emanzipation ausschließlich das Werk der Arbeiterklasse 
bildet. Daher die Abneigung gegen alle soziale Reform, die von oben, 
vom Staate, von der ganzen Gesellschaft kommt. Der Fortschritt muß 
geschehen allein durch das Proletariat, aber auch zunächst und unmittel- 
bar für das Proletariat. 

Aus der Unvollkommenheit des kritisch-utopistischen Sozialismus er- 
wächst indes für diesen kein Vorwurf. Als St-Simon, Fourier, Owen 
schrieben, war eben die kapitalistische Produktion noch nicht zur vollen 
Ausbildung gelangt und die Organisation der Proletarier zur Klasse und 
zur politischen Partei noch nicht vollendet. Ganz anders gestalteten sich 
die Verhältnisse in den Tagen von Karl Marx und Friedrich Engels, den 
Begründern des sog. „wissenschaftlichen“ Sozialismus. 


Heinrich Karl Marx‘ war zu Trier am 5. Mai 1818 als Sohn eines ehe- 
mals jüdischen, dann protestantischen Advokaten geboren. Bis auf den Großvater 
führten die Voreltern den Namen Mordechai und waren bis hinauf in das 16. Jahr- 
hundert Rabbiner gewesen. Marx studierte Rechtswissenschaft zu Bonn. Er 
trat jedoch nicht in den Staatsdienst, wenn er auch zeitweilig die Absicht hegte, 
sich als Privatdozent in der philosophischen Fakultät zu habilitieren. Im Herbst 
1542 übernahm er zu Köln die Redaktion der „Rheinischen Zeitung“, die ganz 
und gar den Anschauungen der liberalen Bourgeoisie diente. Bald nach Beginn 
des Jahres 1843 wurde die „Rheinische Zeitung“ unterdrückt. Marx hatte schon 
vorher die Redaktion niedergelegt und siedelte im Herbst 1843 nach Paris über, 
wo er im Verein mit Arnold Ruge die „Deutsch-französischen Jahrbücher“ und 
mit Heinrich Heine die Zeitung „Vorwärts“ redigierte. Zu Anfang des Jahres 
1845 aus Frankreich verwiesen, wandte er sich nach Brüssel, von wo er jedoch 
Ende Februar 1848 ebenfalls vertrieben wurde. Er kam dann wiederum nach 
Köln und übernahm hier am 1. Juni 1848 die Leitung der gleichzeitig von den 
Demokraten und den Kommunisten unterstützten „Neuen Rheinischen Zeitung“. 
Als das Blatt seines revolutionären Charakters wegen verboten wurde, sah sich 


ı Vgl. Marx’ Biographie, geschrieben von F. Engels, im Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften V? 704 ff; Liebknecht, Karl Marx zum Gedächtnis (1896); 
Lafargue, Artikel „Karl Marx“ in der Neuen Zeit IX. 
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Marx 1849 abermals gezwungen, den Wanderstab zu ergreifen. Er ging zunächst 
nach Paris und ließ sich dann dauernd, bis zu seinem Tode, 14. März 1883, in 
London nieder. Hier konstituierte sich am 28. September 1864 unter Marx’ 
Ägide die sog. „Internationale Arbeiter-Assoziation“. Im übrigen hat Marx mehr 
Bedeutung als sozialistischer Theoretiker denn als Agitator. 

Bezüglich der wissenschaftlichen Entwicklung Marx’ im allgemeinen bemerkt 
Masaryk ': „Karl Marx (in den vierziger Jahren zur geistigen Reife entwickelt) 
vereinigt in sich die neuen Einflüsse beinahe alle. Hegel hat ihn zur Geschichts- 
und zur politischen Philosophie geführt; diese Geschichtsphilosophie ist durch 
Feuerbachs Kritik der Religion materialistisch und sozial geworden. Im Jahre 
1843 nach Paris gekommen, lernte Marx den französischen Sozialismus und 
Positivismus kennen. Saint-Simon, Proudhon, Comte werden jetzt auf Jahre 
seine Lehrer; von Frankreich und Belgien flüchtet der Proskribierte schließlich 
nach England, um sich hier, von 1849 bis zu seinem Tode, 1883, mit wenigen 
Unterbrechungen, die meiste Zeit mit dem erschöpfenden Studium des englischen 
Sozialismus, der Nationalökonomie und der englischen sozialen Entwicklung über- 
haupt zu beschäftigen. Die Rolle des praktischen politischen Führers von früher 
her wird auf kurze Zeit in der „Internationale* erneuert. Aus dem deutschen 
Hegelianer hat das Leben einen fränkisch-englischen Positivisten (Positivismus, 
Historismus auf materialistischer Grundlage) gebildet, der seine Philosophie in 
nationalökonomischen Fachstudien niederlegt.“ In seinem Historismus wurde Marx 
durch den modernen Evolutionismus, namentlich den Darwinismus, befestigt. Der 
‚Kampf ums Dasein‘ und die Idee des Klassenkampfes bringen Darwinismus und 
Marxismus in Berührung, obwohl die Triebkräfte verschieden sind. Von den 
Nationalökonomen haben namentlich Smith und Ricardo, von den englischen 9o- 
zislisten Owen, Thompson u. a. Einfluß auf Marx ausgeübt. Doch blieb Marx 
vor allem der deutsche Philosoph, von der deutschen Philosophie beherrscht, wenn 
er auch auf nationalökonomischem Gebiete philosophierte, was bei den deutschen 
Philosophen sonst nicht üblich war. „Marx’ philosophische Grundlage, ieh möchte 
sagen, sein philosophisches Knochengerüst, ist in Hegels Philosophie. Hegel 
hat Marx’ Geist formiert. Das Hegelsche Knochengerüst hat Feuerbach und die 
Hegelsche Linke mit den Weichteilen ausgestattet.“ Dazu kommt dann noch der 
Einfluß der französischen und englischen Philosophen, Nationalökonomen, So- 
zialisten. „Es kann sich nicht bloß darum handeln, welche einzelnen Gedanken 
Marx von dem oder jenem hat. Marx dachte und arbeitete mit einer ganzen 
Reihe von Männern, die mit ihm geistig und durch ihre Richtung mehr oder 
weniger verwandt waren.“ ? 

Hauptwerke, teilweise in Verbindung mit Engels: „Die heilige Familie, 
gegen Bruno Bauer und Konsorten“ (1845); „Misöre de la Philosophie, reponse 
& la philosophie de la misere de M. Proudhon* (1847, 1896), deutsch 3. Aufl. 
1895, enthält als Anhang eine Abhandlung über den Freihandel. „Manifest 
der kommunistischen Partei“, deutsch zuletzt 1890. Dieses Manifest wurde im 
Auftrage des „Bundes der Kommunisten“ verfaßt und erschien zum erstenmal 
kurz vor der Februarrevolution 1848, der englische Übersetzer nennt dasselbe: 


! Die philosophischen und soziologischen Grundlagen des Marxismus (1899) 21. 
2 Ebd. 38 f. 41. Vgl. auch das Urteil über Marx von Theobald Ziegler, Die 
geistigen und sozialen Strömungen des 19. Jahrhunderts (1898) 468. 
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the most educational and instructive pamphlet in the literary arsenal of the 
Social Democratic Party; „Lohnarbeit und Kapital“, zuletzt 1892; „Die Klassen- 
kämpfe in Frankreich“ (1848/1850), neue Ausgabe 1895; „Der achtzehnte Bru- 
maire des Louis Bonaparte“ (1852, ® 1889); „Zur Kritik der politischen Ökono- 
mie“, 1. Heft 1859, in der Einleitung eine Formulierung der materialistischen 
Geschichtsauffassung; „Das Kapital, Kritik der politischen Ökonomie“ I (1867). 
Marx besorgte die 2. Auflage (1872), Engels die 3. (1883) und 4. (1890); den 
II. Band gab Engels 1885 heraus, 2. Aufl. 1893; der III. Band in zwei Teilen 
wurde ebenfalls von Engels herausgegeben (1894). Man sprach auch von einem 
IV. Bande über die Geschichte der Mehrwerttheorie und nannte K. Kautsky als 
eventuellen Herausgeber desselben. 

Neben Karl Marx gilt als Begründer des „wissenschaftlichen® Sozialismus 
Friedrich Engels!, geb. 28. November 1820 als Sohn eines Fabrikanten in 
Barmen. Er besuchte die Realschule und dann das Gymnasium, widmete sich 
jedoch, ein Jahr vor dem Abiturientenexamen, dem Kaufmannsstande, zuerst in 
Bremen, später, nachdem er 1841/42 in Berlin bei der Garde-Artillerie gedient, 
in Manchester, 1842/1844. Hier arbeitete er in einer Fabrik, an der sein Vater 
beteiligt war. Mit lebhaftem Interesse studierte er die Lage des englischen Pro- 
letariates. Die Arbeiter sahen sich in ihren politischen Hoffnungen (Stimmrecht) 
durch die Parlamentsreform von 1832 getäuscht. Dazu kam 1834 die Abschaffung 
des alten Armengesetzes, demzufolge die einzelnen Kirchspiele, wenn der Lohn 
unter ein bestimmtes Minimum fiel, die Differenz zulegen sollten. Die Not der 
Arbeiter war eine unglaubliche. Es bildete sich eine Arbeitervereinigung, deren 
Programm (mit zunächst politischen Forderungen) den Namen „The People’s 
Charter“ (daher „Chartisten“) erhielt. Bald wurde die politische zu einer sozialen 
Bewegung: „Der Chartismus“, so erklärte in einer Versammlung von 200000 Men- 
schen auf Kersall-Moor bei Manchester der methodistische Geistliche Stephens, 
„ist keine politische Frage, wobei es sich darum handelt, daß Ihr das Wahlrecht 
bekommt, sondern der Chartismus, das ist eine Messer- und Gabelfrage, die 
Charte d. h. gute Wohnung, gutes Essen und Trinken, gutes Auskommen und 
kurze Arbeitszeit.“ Und auf der Mitgliedskarte der Londoner Arbeitervereinigung 
standen die bezeichnenden Worte: „Der Mann, der seinen Anteil an produktiver 
Arbeit nicht leistet, vermindert das Volksvermögen und bindet seinen Mitbürgern 
die Kosten seiner Erhaltung auf.“ Besonders in Manchester, wo Engels damals 
weilte, gingen die Wogen der Chartistenbewegung hoch. Engels wurde Mitarbeiter 
des Chartistenorgans „Northern Star“, wie er auch für Robert Owens „The New 
Moral World“ Artikel lieferte. Nach Barmen zurückgekehrt, veröffentlichte er 
1845 eine Schrift über „Die Lage der arbeitenden Klassen in England“ (neu 
aufgelegt 1892). Das ganze Elend der englischen Arbeiter wird hier in grellen 
Farben zu einem erschütternden Bilde vereinigt. Bruno Hildenbrand wirft dem 
Buche tendenziöse Einseitigkeit vor. Die Einzelheiten seien richtig, das Gesamt- 
bild falsch: „Die durchgreifenden Mängel des Buches liegen 1. in den falschen 
allgemeinen historischen und statistischen Voraussetzungen, von denen er (Engels) 


ı Vgl. Neue Zeit IX: „Friedrich Engels, zu seinem 70. Geburtstag“ und XIII 609 ff: 
„Friedrich Engels’ Tod“; Artikel „Engels“ in Stegmann und Hugos Handbuch des 
Sozialismus (1894) 172 ff; W. Sombart über Engels in Hardens „Zukunft“ XIII 34 ff 
59 ff 122 fi. 
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bei Beurteilung der Zustände der Gegenwart ausgeht, 2. in den vielen Auslassungen 
wesentlicher faktischer Verhältnisse und der hiermit verbundenen Generalisierung 
einzelner Tatsachen, endlich 3. in den Trugschlüssen, welche er aus den Faktis 
‚gezogen hat.“ Immerhin hat dieses Buch Marx eine willkommene Stütze seiner 
Kritik der kapitalistischen Epoche bieten können und geboten. 1844 war Engels 
in Paris mit Marx zusammengetrofien, 1845—1848 lebte er mit ihm in Brüssel, 
1848 bis Mai 1849 war er Mitredakteur der „Neuen Rheinischen Zeitung‘ in 
Köln. Wir finden ihn dann als Adjutanten des Willichschen Freikorps im badischen 
‚Aufstand, nach dessen Beendigung er über: die Schweiz, Genua nach London 
Roh. 1850 trat er von neuem in das Kontor der Fabrik zu Manchester ein und 
wurde 1864 Associ6 in derselben. Seit 1869 aber lebte er zu London seinen 
‚Studien bis zu seinem Tode am 6. August 1895. 

Hauptwerke: „Umrisse zu einer Kritik der Nationalökonomie“ (1844); „Lage 
der arbeitenden Klasse in England“ (1845); „Zur Wohnungsfrage“ (1872); „Die 
Bakunisten an der Arbeit* (1875); „Herrn Eugen Dührings Umwälzung der 
Wissenschaft“ (1877, 2. Aufl. 1886: „Anti-Dühring“); „Die Entwicklung des So- 
zialismus von der Utopie zur Wissenschaft“ (1882, * 1891); „Der Ursprung 
der Familie, des Privateigentums und des Staates, im Anschluß an Lewis 
H. Morgans Forschungen‘ (1884, ' 1898); „L. Feuerbach und der Ausgang 
der klassischen deutschen Philosophie“ (1888), mit Anhang: Karl Marx über 
Feuerbach vom Jahre 1845; „In Sachen Brentano contra Marx“ (1891); Aufsätze 
in der Neuen Zeit usw. 

Ferdinand Lassalle? bereicherte das „wissenschaftliche* System des 
modernen Sozialismus um keinen neuen Lehrsatz. Er hat vielmehr im wesent- 
lichen die Doktrin von Proudhon, Rodbertus, Marx mit Erfolg popularisiert. Aber 
‘er war ein machtvoller Agitator und der eigentliche Schöpfer einer sozialistischen 
Arbeiterpartei in Deutschland. Geb. am 11. April 1825 zu Breslau als Sohn 
eines jüdischen Kaufmanns, besuchte er das Gymnasium seiner Vaterstadt, dann 
die Handelsschule zu Leipzig, studierte später in Breslau und Berlin Philologie 
und Philosophie. 1844 ging er auf Reisen, kam nach Paris, dann wieder nach 
Deutschland. Von 1848 bis 1857 weilte Lassalle in Düsseldorf, begab sich 
hierauf nach Berlin, wo er die „Philosophie Heraklits* und das historische 
Drama „Franz v. Sickingen“ veröffentlichte. 1861 publizierte Lassalle sein be- 
‚deutendstes Werk: „Das System der erworbenen Rechte, eine Versöhnung des 
positiven Rechts und der Rechtsphilosophie.“ Die letzten Lebensjahre widmete 
er der Agitattion und der Herausgabe von Kampfesschriften. Am 31. August 
1864 starb er infolge einer im Duell mit Janko v. Rakowitza erhaltenen Wunde. 

Die Lassallesche Geschichtsphilosophie, welche er namentlich in dem am 
12. April 1862 zu Berlin gehaltenen Vortrag über „den besondern Zusammen- 


ı B. Hildebrand, Die Nationalökonomie der SrenTen und Zukunft I (1848) 
222 155 171. 

% Über Lassalle vgl. B. Becker, Geschichte der Arbeiteragitation Lassalles 
(1874/75); Brandes, F. Lassalle, ein literarisches Charakterbild * (1900); v. Flener, 
Lassalle (1884); L. O. Brandt, Lassalles sozialistische Anschauungen und praktische 
Vorschläge; Jäger, Der moderne Sozialismus (1873); Karl Marx, Ein Brief über 
Lassalleanismus, in der Neuen Zeit XV; K. Diehl, Lassalle , im Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften V ? 526 ff u. a. 

Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I ° 20 
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hang der gegenwärtigen Geschichtsperiode mit der Idee des Arbeitsstandes“ 
(später unter dem Titel „Arbeiterprogramm“ erschienen) entwickelte, faßt den Evo- 
lutionsgedanken mehr pantheistisch und idealistisch, nicht ökonomisch-materialistisch 
im Sinne von Marx und Engels. Das „Offene Antwortschreiben“, das er am 1. März 
1863 an das Komitee zur Berufung eines allgemeinen deutschen Arbeiterkongresses 
erließ, enthält Lassalles politisches und soziales Programm. Er fordert politische 
Selbständigkeit der Arbeiterpartei (also ihre Trennung von der Fortschrittspartei), 
dann die Bildung von Produktivgenossenschaften mit Staatskredit. Die Produktiv- 
assoziation gilt ihm als das einzigd Mittel, um das „eherne Lohngesetz*, welches 
heute herrsche, dem Arbeiter den vollen Ertrag seiner Arbeit entziehe, ihn mit 
der volksüblichen Lebensnotdurft abfinde (s. Lohntheorien), zu überwinden. Aber 
die Produktivassoziation ist nur ein Übergangsmittel zu der zukünftigen kom- 
munistischen Gesellschaft, die auch für Lassalle das schließliche Endziel der Ent- 
wicklung bildet. 

Hauptwerke: Die Philosophie Herakleitos des Dunkeln von Ephesos (1857); 
System der erworbenen Rechte, eine Versöhnung des positiven Rechts mit der 
Rechtsphilosophie, 2 Bde, 1. Aufl. 1861, 2. Aufl. (v. Lothar Bucher) 1880; Die 
Philosophie Fichtes und die Bedeutung des deutschen Volksgeistes (1862); Über 
Verfassungswesen (1862/63); Über den besondern Zusammenhang der gegen- 
wärtigen Geschichtsperiode mit der Idee des Arbeitsstandes (1862); Macht und 
Recht (1863); Die indirekte Steuer und die Lage der arbeitenden Klassen (1863); 
Offenes Antwortschreiben an das Zentralkomitee zur Berufung eines allgemeinen 
deutschen Arbeiterkongresses zu Leipzig (1868); Zur Arbeiterfrage (1863); Ar- 
beiterlesebuch (1863); Herr Bastiat-Schulze von Delitsch, der ökonomische Julian 
(1864); Gesamtausgabe: Ferdinand Lassalles Reden und Schriften, mit einer bio- 
graphischen Einleitung herausgegeben von Ed. Bernstein (1892); Lassalle, sämt- 
liche Reden und Schriften, herausgegeben von Georg Hotschick (New York) (1882). 

Neben dem „Allgemeinen deutschen Arbeiterverein“ (Lassalleaner) entstand 
1869 zu Eisenach unter der Führung Liebknechts und Bebels die Mar- 
xistische „Sozialdemokratische Arbeiterpartei“ ' (Eisenacher Programm). Nachdem 
beide Vereine gerichtlich geschlossen worden waren, kam es am 22./27. Mai 1875 
in Gotha zur Gründung der einen „Sozialistischen Arbeiterpartei“ (Gothaer Pro- 
gramm). Das Ausnahmegesetz gegen die Sozialdemokratie („Sozialistengesetz“ ? vom 
21. Oktober 1878 nach den verabscheuungswürdigen Attentaten Hödels und No- 
bilings auf Kaiser Wilhelm I.) hat die Partei mächtig gefördert. Unter den fol- 
genden Parteitagen war der zu Erfurt durch sein noch jetzt geltendes Programm 
für die Partei von größter Wichtigkeit. Das Programm bedeutete damals den 
vollen Sieg des Marxistischen Sozialismus ®. 


Wenn Louis Reybaud zu Anfang der fünfziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts meinte: „Der Sozialismus ist tot; von ihm sprechen heißt 


ı Der Name „Sozialdemokrat“ scheint zuerst von dem Chartistenführer Bronterre 
O’Brien in dem „Volksführer* 1839 angewendet worden zu sein; vgl. Sozialistische 
Monatshefte III 493. 

% Vgl. „Arbeiterwohl“, Jahrg. 1884, 205 f. 

s Vgl. K. Kautsky, Das Erfurter Programm in seinem grundsätzlichen Teil er- 
läutert (1892); Grundsätze und Forderungen der Sozialdemokratie, Erläuterungen zum 
Erfurter Programm von Kautsky und Schönlank (1892). 
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eine Leichenrede halten“, so mochte damals — nachdem in England die 
Chartistenbewegung, in Frankreich, Deutschland, Österreich die revo- 
lutionären Erhebungen ihr Ende erreicht hatten — eine solche Auf- 
fassung nicht als völlig unbegründet gelten können. Heute hat der 
Sozialismus eine Bedeutung erlangt, daß die genaue Kenntnis seiner 
wissenschaftlichen Grundlagen unerläßlich erscheint. Wir werden darum 
der Reihe nach 1. die Weltanschauung des Sozialismus, 
2. die materialistische Geschichtsauffassung, 3. die Ent- 
wicklungsgesetze der kapitalistischen Epoche (Anwendung 
der materialistischen Geschichtsauffassung auf diese Epoche) zu behan- 
deln haben. 

Es wäre ein Irrtum, wollte man im heutigen Sozialismus lediglich ein so- 
ziales und ökonomisches System erblicken. Die Weltanschauung, zu der jenes 
System sich bekennt, ist wesentlich mit ihm verknüpft, die unentbehrliche Grund- 
lage des ganzen Baues, ähnlich wie, ja noch mehr als Adaın Smiths Wirtschafts- 
lehre in innerem Zusammenhange steht mit seiner philosophischen Doktrin. Die 
Phrase: „Religion ist Privatsache“, gilt jedenfalls nicht für den Sozialismus als 
wissenschaftliches System. 


113. Weltanschauung des modernen Sozialismus. „Die deutsche Ar- 
beiterbewegung ist die Erbin der deutschen klassischen Philosophie.“ 1 
Als Erblasser gelten vor allem Hegel und Feuerbach. An Hegel gefiel 
insbesondere der revolutionäre Charakter seiner Lehre. Alles ist Sein 
und Nichtsein, alles ist Werden, ein beständiges Entstehen und Ver- 
gehen. „Alles, was wirklich ist, ist vernünftig, und alles, was ver- 
nünftig ist, ist wirklich.“ Schmoller?2 nennt dieses „Hegelsche Parodoxon 
den Sinnspruch aller Reaktion, dem man mit gleichem Rechte stets das 
Goethesche: ‚Und was besteht, ist wert, daß es zu Grunde geht‘, ent- 
gegenhalten könne“. In der Tat läßt sich auf diese Weise jede sieg- 
reiche Revolution rechtfertigen?®. Es mißfiel jedoch die absolute Idee als 
Träger des ganzen Entwicklungsprozesses. Marx und Engels wollten 
nichts wissen von der Macht der Idee, aber alles von der Macht der 
Ökonomie. Die Natur galt ihnen als das Erste, die Idee als das Zweite. 
Auch die absolute Wahrheit, welche Hegels System wenigstens für sich 
in Anspruch nahm, konnte den Begründern eines neuen Systems ebenso- 
wenig behagen wie der Staat als präsenter Gott, da sie ja eben diesem 
Staat als einem Klassenstaat abhold waren. Mit Freuden wurde darum 
Feuerbach begrüßt*: Die Welt ist nicht Produkt eines Geistes, sondern 
der Geist selbst das höchste Produkt der Materie. Damit war der Dua- 
lismus von Geist und Stoff beseitigt, der Staat kein präsenter Gott 


ı Engels, Feuerbach 68. 

3 Über einige Grundfragen der Sozialpolitik und der Volkswirtschaftslehre (1898) 80. 

s Vgl. Engels a. a. O. 8ff 28f; Katholik XLVLI (1868), 1. Hälfte, 129 ff. 

* Engels a. a. 0. 12f 837 f. Marx und Engels, Heilige Familie (1845). 
20 * 
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mehr; mit der absoluten Wahrheit wie mit allem Absoluten machte 
man kurzen Prozeß, indem man die Hegelsche Dialektik mit dem Feuer- 
bachschen Materialismus verband. Feuerbach hatte den Geist beseitigt, 
allein er gab nicht die Bewegung. Hegels Dialektik aber bot die ge- 
‘wünschte Ergänzung. 

Welt und Wissen im Sinne dd modernen Sozialismus läßt sich dem- 
nach auf folgende Sätze zurückführen !: 1. Alles Sein ist Materie, und 
die Daseinsweise der Materie ist Bewegung?. 2.: Da die Gedankenwelt 
lediglich der Reflex der materiellen Welt sein kann, so ist die „dia- 
lektische Denkweise“ allein berechtigt. Sie unterscheidet sich von der 
„metaphysischen Denkweise“ einmal dadurch, daß sie keine übersinnlichen 
Wahrheiten anerkennt, sodann durch Verneinung jeder endgültigen, ab- 
soluten Wahrheit. Gibt es nichts Übersinnliches in der realen Welt, und 
ist diese in steter Bewegung begriffen, so kann auch der Gedanke als 
Spiegelbild der äußeren Welt keinen übersinnlichen oder absoluten Inhalt 
haben. 3. Alle Wissenschaft ist daher Entwicklungswissenschaft und ihre 
Aufgabe die Feststellung der Gesetze für die Bewegung des Seins. Das 
allgemeine Entwicklungsgesetz findet seinen Ausdruck in der Formel: 
Negation der Negation, d. h. jede Stufe des Seins und Erkennens ist die 
Negation der vorhergehenden und trägt ihre eigene Negation schon als 
Keim einer zukünftigen Form in sich (z. B. die heutige kapitalistische 
Gesellschaft den sozialistischen Zukunftsstaat). Jede einzelne Wissen- 
schaft hat für ihr Gebiet die speziellen Bewegungsgesetze zu untersuchen, 
der Sozialismus die Entwicklungsgesetze und die Entwicklungsgeschichte 
der Gesellschaftsformen. „Es handelt sich darum, die Wissenschaft von 
der Gesellschaft, d. h. den Inbegriff der sog. historischen und philo- 
sophischen Wissenschaften mit .der materialistischen Grundlage in Ein- 
klang zu bringen.“ ® Der Sozialismus, der sich dieser Aufgabe unterzieht, 
beansprucht daher mit demselben Rechte den Namen einer Wissenschaft 
(„wissenschaftlicher Sozialismus“) wie die materialistische Naturwissen- 
schaft. „Er führt den Materialismus ein auf ein höheres Wissensgebiet, 
auf das Gebiet, der Gesellschaftslehre.“ ® 

Die Widerlegung des Materialismus als Weltanschauung ist Sache der Philo- 
sophie Hier sei nur hervorgehoben, daß der zur Schau getragene Empirismus 


1 Engels, Feuerbach 23 26 51. Masaryk, Die philosophischen und soziologi- 
schen Grundlagen des Marxismus 28 f 32 f. 

? J.-Dietzgen, Die Religion der Sozialdemokratie -(1875) 31 33 88 40. Von 
Dietzgen sagte Engels, er habe merkwürdigerweise unabhängig von Marx und selbst 
von Hegel die „materialistische Dialektik“ wiederentdeckt. Engels a. a. O. 16f 44 
47 49 53 ff; Anti-Dühring ® 31 46 f 49 51 56 74 97 113 £ 121 138 ff 144 f 186 f 205. 
Marx, Elend der Philosophie ® 385 94 137. 

8 Engels, Feuerbach 41. * Ebd. 35. 

5 Zur Kritik des Materialismus vgl. unter anderem Preußische Jahrbücher 81 82 
87 89, Zeitschrift für Sozial- und een 6; Historische Zeitschrift 79. 
Stammler, Wirtschaft und Recht usw. ° 
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Marx und Engels vor dem Apriorismus der schlimmsten Art durchaus nicht be- 
wahren konnte, so z. B. wenn Engels „die Urgeschichte der Menschheit rück- 
wärts konstruiert“, oder wenn Marx sein Wertgesetz aus dem Wesen des Tausches 
zu erhärten sucht. Auch die absolute Wahrheit erscheint wiederum in dem 
„unvergänglichen System, dem System des demokratischen Materialismus“ ! 
Alles ist wandelbar, die sozialistische Gesellschaftsordnung aber dennoch ein 
ewiges Reich, da ja das bewegende Moment, Klassengegensatz und Klassenkampf, 
fehlen wird, von andern Bewegungsmomenten aber jede Kunde fehlt. 


Welches ist nun der Inhalt der Entwicklungsgeschichte der Gesell- 
schaftsformen im Sinne der modernen Sozialisten? 


: 114. Die materialistische Geschichtsauffassung (der historische, ökono- 
mische Materialismus, „Marx-Engelssche Theorie“) bildet den eigentlichen 
Kernpunkt des „wissenschaftlichen“ Sozialismus. 


Die Theorie führt sich auf Marx und Engels zurück. In einer Anmerkung 
zu S. 43 in „L. Feuerbach“ sagt Engels: „Daß ich vor und während meinem 
vierzigjährigen Zusammenwirken mit Marx sowohl an der Begründung wie na- 
mentlich an der Ausarbeitung der Theorie einen gewissen selbständigen Anteil 
hatte, kann ich nicht leugnen. Aber der größte Teil der leitenden Grundgedanken, 
besonders auf ökonomischem und geschichtlichem Gebiet, und speziell ihre schließ- 
liche scharfe Fassung gehört Marx.“ *? 


Der Leitgedanke der materialistischen Geschichtsauffassung ist, ganz 
allgemein und kurz gefaßt, folgender: Die Geschichte einer Epoche 
liegt nicht in der Philosophie, Religion oder Politik, son- 
dern in der Ökonomie derselben. 
Im einzelnen läßt sich der theoretische Inhalt der Ban 
Geschichtsauffassung auf folgende Sätze zurückführen: | 

1. Das bestimmende Moment für die geschichtliche Entwicklung 
der Völker sind ihre ökonomischen Verhältnisse, die in ihrer Eigenart 
wiederum bestimmt werden durch die mechanischen Arbeitsmittel (Be- 
triebsform), das Wie der Produktion jeder Periode. Die Handmühle 
ergibt eine Gesellschaft von Feudalherren, die Dampfmühle eine Gesell- 
schaft mit industriellen Kapitalisten. 

2. Die bisherige Geschichte alles Gesellschaftslebens ist die Geschichte 
von Klassenkämpfen. Die einander bekämpfenden Klassen sind 


ı Engelsa.a. O0. 38. 

%* Vgl. Marx, Zur Kritik der politischen Ökonomie (1859), von Kautsky neu 
herausgeg. 1897, Vorrede vıxıf; Heilige Familie (1845) 186 239; Kommunistisches Manifest; 
Elend der Philosophie, 2. u. 8. Aufl. 85 f 91 101 104 ff 121 ff 132 163 f; Kapital I* 140 
142 f 336, A. 455 476; III, 2. Teil, 324f. Engels, .Entwicklung 27; Anti-Dühring® 12 
80 85 Be 112 f 121 150 f 156 f 160 162 FF 166 ff 184 189 192 231 286 342 ff; 
Feuerbach 52 ff 57 59 61 ff 65; Ursprung der Familie usw.? Vorrede ıv f vın 12 24 f 
80 f 40 ff 52 64 72 165 169 177 f 180 182 f 185. M. Lorenz, Die Marzxistische Sozial- 
demokratie (1896) 4. A. Bebel, Die Frau und der Sozialismus ?> (1895); „Charles 
Fourier*: in der Internationalen Bibliothek, 17. Hft (1888), 6f 8 9. H. Greulich, 
Über die materialistische Geschichtsauffassung (1897). 
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jedesmal Erzeugnisse der Produktions- und Verkehrsverhältnisse, mit einem 
Worte: der ökonomischen Verhältnisse ihrer Epoche. Die Klassenkämpfe 
bilden das die geschichtliche Entwicklung tragende, den Fortschritt voll- 
ziehende Element. Sie stellen das Medium dar, durch welches letztlich 
die ökonomischen Ursachen die Fortbildung der Gesellschaft bewirken. 

3. Das Ziel jedes Klassenkampfes war bisher stets die ökono- 
mische und politische Emanzipation einer unterdrückten Klasse; 
das Ziel des heutigen proletarischen Klassenkampfes ist die Beseiti- 
gung aller Klassen. Es wird erreicht durch den Kampf der ver- 
einigten Proletarier aller Länder. 

4. Auf der Grundlage und Unterlage der ökonomischen Verhältnisse 
wechselt und entwickelt sich entsprechend den Änderungen in der öko- 
nomischen Struktur der Gesellschaft der ganze Überbau der familiären, 
der sozialen und politischen Einrichtungen, ändert sich die gesamte 
rechtliche, sittliche, religiöse und philosophische Vorstellungs- 
weise der Menschen. 

Kritik. Die materialistische Geschichtsauffassung ist 1. als „ma- 
terialistische“ in sich selbst widerspruchsvoll; sie ist 2. unvereinbar mit 
klaren Tatsachen der Geschichte, darum auch als „Geschichtsauffassung“ 
hinfällig. 

1. Es bedarf keiner Erwähnung, daß eine materialistische Geschichts- 
auffassung den hohen Anforderungen, welche die christliche Wissenschaft 
an eine Geschichtsauffassung stellt, nicht genügen kann. „Der weite 
Gesichtskreis des Christentums, welcher Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft zu einer Ewigkeit verbindet, Irdisches und Himmlisches, Mensch- 
liches und Göttliches in ursächlichen Zusammenhang miteinander setzt, 
die Zeit sub specie aeternitatis, den Raum sub specie infinitatis betrachtet, 
ist erst im stande*, sagt Schanz! mit Recht, „das bunte Gewirr der 
Geschichte unter eine einheitliche Idee zu bringen, das Ungefähre und 


! Schanz, Apologie des Christentums II 5 f. Vgl. auch Hipler, Die christliche 
Geschichtsauffassung (1884) 96. Im übrigen vgl. F. Schaub, Die Eigentumslehre nach 
Thomas von Aquin und dem modernen Sozialismus; Struve, Studien und Bemerkungen 
zur Entwicklungsgeschichte des wissenschaftlichen Sozialismus, in der Neuen Zeit XV 
228 ff 269 ff; Zwei bisher unbekannte Aufsätze von Karl Marx, ein Beitrag zur Entwick- 
lungsgeschichte des Sozialismus ebd. 4ff 48 ff; W. Sombart, Sozialismus und soziale 
Bewegung im 19. Jahrhundert; Woltmann, Der historische Materialismus; Masaryk, 
Grundlagen des Marxismus; P. Barth, Die Geschichtsphilosophie Hegels und der 
Hegelianer; Die Philosophie der Geschichte als Soziologie I; R. Stammler, Wirtschaft 
und Recht; L. Weryho, Marx als Philosoph (1894); Schitlowsky, Beiträge zur 
Geschichte und Kritik des Marxismus, in „Deutsche Worte* 1895; E. Bernsteins 
Schriften und Artikel zur Kritik des Marxistischen Sozialismus in der Neuen Zeit und den 
Sozialistischen Monatsheften; Belfort-Bax in „Die Zeit“ 1896, in der Neuen Zeit 
und den Sozialistischen Monatsheften; Heinrich Pesch, Der moderne Sozialismus; 
Die sog. materialistische Geschichtsphilosophie, im Jahrbuch für Nationalökonomie und 
Statistik, III. Folge IV (1896); Meffert, Arbeiterfrage und Sozialismus. 
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Zufällige einem höheren Zweck der göttlichen Leitung unterzuordnen.“ 
Aber auch wer sich nicht auf diesen Standpunkt stellen will, muß 
doch eine „materialistische* Geschichtsauffassung geradezu als ein Un- 
ding bezeichnen. a. Jede „Geschichtsauffassung“ kann eben nur 
das Werk eines Geistes sein, der sich wesentlich über den Stoff erhebt. 
Die Materie berührt das Gegenwärtige, Materielle; die Geschichtsauf- 
fassung beschäftigt sich mit Vergangenem, mit Ursachen und Wirkungen, 
mit Relationen, Ideen, freien Willensentschlüssen usw. Im ganzen Be- 
reiche des Stofflichen fehlt jede Analogie, jeder Ansatz zu einer Tätigkeit, 
welche in der Geschichtsauffassung wirksam erscheint. Das Tier hat 
keine Geschichte und keine Geschichtsauffassung. Der Mensch muß die 
Naturgeschichte des Tieres schreiben. b. Der Begriff der „Entwick- 
lung“ sodann, mit welcher der ökonomische Materialismus beständig 
operiert, ist, im eigentlichen Sinne genommen, ein organischer Begriff. 
Wo lediglich mechanische Ursachen tätig sind, wenn z. B. der Wind 
den Staub der Landstraße in die Höhe wirbelt, redet niemand von Ent- 
wicklung, höchstens von einem Nacheinander und Auseinander. Zu jeder 
Entwicklung, Evolution (evolvere), gehören: Keim, Ziel, Gesetz, darum 
ein immaterieller, mit Zweckbewußtsein begabter Geist, der aus dem 
einem gewollten Zweck angepaßten Keime zu dem im voraus erkannten 
und bestimmten Ziele hin nach den die ganze Evolution beherrschenden 
Gesetzen die Entwicklung sich vollziehen läßt, um so mehr, wo, wie hier, 
die Entwicklung ausdrücklich als eine ganz planmäßige, nach immanenten 
Gesetzen zu bestimmten Zielen sich vollziehende charakterisiert wird: 
„Jeder Fortschritt in der Kultur war ein Schritt zur Freiheit“ ! (Sklaverei, 
Leibeigenschaft, Lohnarbeit, volle sozialistische Freiheit). c. Das künst- 
liche Arbeitsmittel, die Betriebsart, soll das in letzter Instanz 
bestimmende Moment der Völkerentwicklung sein. Aber auch das mecha- 
nische Arbeitsmittel setzt einen zwecksetzenden, zweckbewußten, darum 
immateriellen Geist voraus, der im voraus die zukünftige und frei ge- 
wollte Wirkung des Instrumentes konzipieren und dieser Idee gemäß das 
Werkzeug gestalten kann, noch ehe die Wirkung in der materiellen Welt 
zum Dasein gelangt. 

2. Wenn wir die Marx-Engelssche Theorie nicht bloß als materia- 
listische, sondern speziell auch als ökonomische Geschichtsauffassung 
zurückweisen müssen, so soll damit keineswegs die Nichtbeachtung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse für die Geschichtsforschung empfohlen werden. 
Die Geschichtsforschung mag in dem reichhaltig gebotenen Material der 
äußeren Staatengeschichte, glänzender Waffentaten und großer politischer Um- 
wälzungen einen verhältnismäßig leicht zu bewältigenden Stoff finden. Allein 
durch chronikartige Aufzählung der Geschehnisse, der Taten von Männern, diplo- 
matischer Schachzüge und kriegerischer Ereignisse („Arma virumque cano“) ge- 


i Engels, Anti-Dähring 91. 
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nügt sie ihrer Aufgabe noch nicht. Sie muß auch die innere Staatengeschichte, 
die Verfassungs-, Verwaltungs- und Rechtsgeschichte und weiter über den Bereich. 
der Staatengeschichte hinaus das innere Leben des Volkes in seinen geschicht- 
lichen Wandlungen, die gesellschaftlichen Gebilde innerhalb des Staates: Familie, 
Berufsgruppen, Klassen und Stände, ebenso die geistige Entwicklung zum Gegen- 
stand ihrer Forschung und Darstellung machen. Es bedarf nur der Erinnerung 
an die Namen Riehl, Schmoller, Lamprecht, Meitzen, Janssen, Richard Mayer, 
Schulte, Denifle, Paulsen u. a, um sich der Bedeutung und des Wertes dieser 
Erweiterung der geschichtlichen Forsehung bewußt zu werden. Man braucht nicht 
einmal gegen die ältere Geschichtsforschung den Vorwurf zu erheben, als habe 
sie gar kein Verständnis für die ganze Weite der kulturgeschicht- 
lichen Auffassung gehabt, und kann anderseits doch einen gewissen Einfluß 
selbst der Marx-Engelsschen Theorie auf die heutige Geschichtschreibung un- 
bestritten lassen. So wird man auch den relativen Wert der geschichtlichen 
Arbeiten Bernsteins, Kautskys, Mehrings — unter denen allerdings nur Bernstein. 
die erforderliche Selbständigkeit der Marxistischen Schablone und dem Partei- 
standpunkte gegenüber zeigt — für die Fortbildung der Sozialgeschichte an- 
erkennen dürfen. 

Die Marx-Engelssche Theorie betont sodann mit Recht, daß überall i im Bereiche 
des inneren Staats- und Gesellschaftslebens, ja in gewissem Umfange bis in die 
geistige Kultur hinein der Fluß der geschichtlichen Entwicklung das 
Bestehende ergreife und umwandle. Man mag in der wissenschaftlichen Darstellung 
längere Abschnitte unter einheitlichen Gesichtspunkten zusammenfassen und so 
gewissermaßen als Zustände erscheinen lassen, die geschichtliche Wirklichkeit zeigt 
immer wieder kleinere und größere Verschiebungen. So wird auch die Gegenwart zur 
Geschichte. Von diesem Standpunkt aus betrachtet erscheint Vergangenes und 
Gegenwärtiges in seiner geschichtlichen Bedingtheit und Berechtigung, versteht 
man, wie größere Wandlungen sich nicht ohne weiteres dekretieren lassen, sondern 
durchgängig in allmählicher Umgestaltung der gegebenen Verhältnisse sich voll- 
ziehen, bleibt man bewahrt vor einer bloß mechanischen Nachahmung früher 
berechtigter Institutionen in der Gegenwart, erkennt man aber auch den Wider- 
spruch der sozialistischen Geschichtsphilosophie, die alles in den Wechsel und 
Wandel hineinzieht, um endlich die Ruhe des Zukunftsstaates an den Schluß der 
Entwicklung zu setzen. Die Rakete sprüht ihre Funken nach allen Seiten, dann 
ein Knall — die proletarische Diktatur — und die Geschichte ist aus. 

Schließlich darf hervorgehoben werden, daß die übertriebene Einschätzung 
des Wirtschaftlichen in der materialistischen Geschichtsauffassung einiger- 
maßen dazu beigetragen haben mag, wenn heute dem Einfluß der Wirtschaft auf 
die geschichtlichen Wandlungen wenigstens größere Aufmerksamkeit zu teil wird; 
Der Satz, daß die Änderungen des „ökonomischen Inhaltes der Gesellschaft“, 
Fortschritte der Produktionstechnik usw., Änderungen der „sozialen und recht- 
lichen Formen* bedingen, ist richtig, wie es unbestreitbar ist, daß der Erwachsene 
nicht mehr die Kleider des Kindes, des Jünglings tragen kann (Nostitz-Rieneck). 
Die alten Formen drücken, schnüren die sich reckende und streckende neue 
Klasse ein, die sich in den gegebenen rechtlichen, sozialen Verhältnissen un- 
glücklich fühlt, bis die neue Form gefunden, das neue Gewand fertig gestellt ist. 
Es läßt sich nicht bestreiten, daß diese Auffassung das Verständnis der „sozialen 
Frage“ erleichtert, freilich ohne deren Wesen zu erschöpfen. 
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Wenn aber auch die Wandelbarkeit aller irdischen Verhältnisse zu- 
zugeben ist, ebenso wie die Kontinuität der geschichtlichen Entwick- 
lung, nicht minder der bedeutende Einfluß der Technik auf die Gestaltung 
des wirtschaftlichen Lebens, der ökonomischen Verhältnisse auf die innere 
und äußere Blüte, auf die politische und soziale Verfassung, die besonderen 
Formen des Rechtslebens eines Volkes, so enthält die Marx-Engelssche 
Theorie doch in wesentlichen Punkten tendenziöse Übertreibungen, die, 
abgesehen von der materialistischen Grundlage, ihren Wert als Geschichts- 
auffassung völlig in Frage stellen. 

&. Der Einfluß der Technik auf den Ausbau des Wirtschaftslebens 
vorerst trägt keineswegs jenen determinierenden Charakter an sich, 
wie die Theorie ihn erkennen läßt. Es handelt sich bei den Fortschritten 
der Technik mehr um Veranlassungen, um die Eröffnung von Möglich- 
keiten, die allerdings als unerläßliche Voraussetzung oder auch Moti- 
vierung einer bestimmten Art der wirtschaftlichen Entwicklung sich 
darstellen, ohne jedoch ausschließlich diese eine Art als einzige Bahn 
der Evolution anzuweisen. Solange die gleiche Technik sich mit ganz 
verschiedenen Wirtschaftsgestaltungen vereinigen läßt, solange es fest- 
steht, daß z. B. auch eine sozialistische Gesellschaft sich zunächst im 
wesentlichen mit der Technik der kapitalistischen Epoche begnügen müßte, 
läßt sich die Wirtschaftsgestaltung usw. nicht auf die Technik als den 
eigentlichen bestimmenden Grund zurückführen. Die Technik bleibt viel- 
mehr das dienende Mittel der Wirtschaft, daher den Zwecken und Zielen 
unterworfen, die der Mensch sich wählt, und die sein Handeln bestimmen. 
Darum auch die offenkundige Rückwirkung der Wirtschaft auf die Technik. 
Wenn die Wirtschaft der Neuzeit z. B. berufsmäßige Träger des tech- 
nischen Wissens, der technischen Fertigkeiten kennt, so erklärt sich das 
«eben aus der Motivierung des technischen Fortschrittes durch die Er- 
öffnung sicherer Aussicht auf reiches Entgelt für wertvolle Erfindungen, 
für technisches Können und Leisten. 

b. Gänzlich verfehlt, unhaltbar und durch unleugbare Tatsachen 
widerlegt ist sodann die der Marxschen Geschichtsauffassung eigentüm- 
liche Behauptung, als ob das wirtschaftliche Moment, die Betriebs- 
art, Produktions- und Verkehrstechnik, die alleinige oder doch wenigstens 
immer und überall die letzte und höchste Ursache aller sozialen, politi- 
schen und geistigen Entwicklung sei. Trotz aller Modifikationen, welchen 
Engels und andere Sozialisten die Theorie unterzogen, ist dieser Kernpunkt 
im wesentlichen geblieben. 

Wer aber wollte bestreiten, daß im Laufe der geschichtlichen Entwicklung gar 
oft ganz andere als ökonomische Ursachen die gesellschaftlichen, staatlichen, 
rechtlichen und selbst wieder die wirtschaftlichen Zustände und Verhältnisse in 
entscheidender Weise bestimmt haben? Man braucht z. B. nur an den geschicht- 


ı Vgl. Sombart, Technik und Wirtschaft (1901) 17£. 
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lich feststehenden Einfluß des Christentums auf die allmähliche Beseitigung der 
persönlichen Unfreiheit zu erinnern, an die Bedeutung der christlich-moralischen 
Grundsätze über Tauschverkehr, Wertgleichheit, Darlehenszins, an das römische 
Kaisertum deutscher Nation zur Blütezeit und die dasselbe beherrschenden christ- 
lichen Ideen, an die Kreuzzüge, die, mögen auch Gründe wirtschaftlicher Art 
hinzugetreten sein, doch in ihrem Ursprung und bei den mächtigsten Förderern 
derselben durchaus idealen Impulsen entstammten. — Wir sehen ferner den un- 
verkennbaren Einfluß des Volkscharakters, z. B. in Frankreich, wo in Perioden, 
die wirtschaftlich keine großen Wandlungen aufweisen, in rascher Folge die po- 
litischen Systeme und Regierungsformen wechseln. — Auch rein historische 
Tatsachen — nehmen wir das Beispiel des Seesiegs der Römer über Kar- 
thago — übten den größten Einfluß auf die Gestaltung der politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse aus, obschon die Tatsache als solche keineswegs 
durch ökonomische Ursachen ihre vorzugsweise Begründung oder überhaupt eine 
Erklärung finden kann. Man muß sich erst dem materialistischen Dogma, daß 
die Geschichte nach Art eines Naturprozesses verlaufe, unterworfen und dadurch 
den klaren Blick getrübt haben, um ferner zu verkennen, wie oft in der Geschichte 
der freie Wille, der freie Entschluß, die freie Tat, Geschicklichkeit und Glück 
eines hervorragenden Mannes oder einer Gesamtheit von Personen zu gewaltigen 
Bewegungen, tiefgreifenden Umwandlungen, entscheidenden Ereignissen den ersten 
machtvollen Anstoß gegeben haben. — Wo ist ferner das neue Werkzeug, die 
neue Betriebsform in dem Werden der feudalen Epoche? Wo ist die unter- 
drückte Klasse, die für ihre ökonomische und politische Befreiung kämpft? 
Wir sehen da, wie viele freie Bauern sich freiwillig in feudale Abhängig- 
keit begeben; aber der Grund ist die Unsicherheit’ der politischen Verhältnisse, 
der Kampf der Großen untereinander, der dem freien Bauerstande viel zu leiden 
gab. Vor allem politische Ursachen, im Verein mit germanischen Rechts- 
ideen sind es gewesen, welche den wirtschaftlich, sozial und politisch so hoch 
bedeutsamen Feudalismus geschaffen haben, wie es anderseits christliche Ideen 
sozialer Art waren, welche auf die Ausgestaltung des mittelalterlichen Zunft- 
wesens ihren Einfluß übten. Gewiß sind auch wirtschaftliche Momente epoche- 
machend, z. B. die Erfindung der Dampfmaschine. Aber nicht alles, was Epoche 
machte, führt sich auf Werkzeug, Technik, Betriebsart, gesellschaftliche Pro- 
duktivkraft als bestimmende Ursache zurück. 

Rudolf Stammler ! nennt es verkehrt, einen Beweis gegen die materialistische 
Geschichtsauffassung durch Erwägung historischer Einzelheiten antreten zu wollen. 
Es will uns jedoch scheinen, daß die Marx-Engelssche Theorie bei und trotz ihrer 
schroffen Betonung der geschichtlichen Methode ihrerseits viel zu wenig historische 
Einzelheiten beobachtet hat, um berechtigt zu sein, allgemeine Entwicklungs- 
gesetze aufzustellen. Man ist darum um so mehr befugt, gerade solche historische 
Einzelheiten der materialistischen Auffassung entgegenzuhalten, in welchen nicht- 
ökonomische Momente keineswegs bloß unmittelbar, sondern auch in letzter In- 
stanz entscheidend auf die geschichtliche Bewegung, auf politische und öko- 
nomische Gestaltungen eingewirkt haben. Daß ökonomische Momente überall 
oder meistens dabei sind, genügt nicht, um den ökonomischen Materialismus zu 
beweisen. Die Behauptung Stammlers, die Geschichtswissenschaft als solche habe 


t Wirtschaft und Recht (1896) 75 69 £. 
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nicht die Fähigkeit, die materialistische Geschichtsauffassung zu widerlegen, weist 
neben Keller! auch G. v. Below zurück®. Er sagt: „Nach unserer Ansicht wird 
der Eindruck, den die unbefangene historische Beobachtung der Einzelheiten des 
geschichtlichen Verlaufs hinterläßt, sogar das kräftigste unter den wissenschaft- 
lichen Mitteln der Widerlegung der materialistischen Geschichtsauffassung ab- 
geben. Woran liegt es denn, daß sich unter den wissenschaftlichen Historikern 
so gut wie gar keine Anhänger der materialistischen Anschauung finden ? Daran, 
daß dieselbe durch die historische Betrachtung auf Schritt und Tritt wider- 
legt wird.“ 


c. Aber nicht nur das politische und soziale Leben, auch der ganze 
ideologische „Überbau“, Religion, Wahrheit, Recht, Sitte, sollen von 
der Ökonomie entscheidend bestimmt werden und je nach dem Wechsel 
der ökonomischen Unterlage sich ändern! Allerlei gekünstelte Konstruk- 
tionen und Interpretationen werden versucht, um diese Absurdität zu er- 
härten. a) Man redet von der Hoffnung der Armen auf Almosen, von dem 
Bedürfnis des römischen Reiches nach einer Weltreligion, um die Ein- 
führung des Christentums zu erklären. Schöne Aussichten, schönes Be- 
dürfnis, die auf der blutgetränkten Arena Befriedigung fanden! Der 
Katholizismus soll der feudalen, der Protestantismus der kapitalistischen 
Epoche entsprochen haben, während der materialistische Atheismus zur 
sozialistischen Gesellschaft gehöre. Allein der Materialismus gilt vielen 
heute schon als ein wissenschaftlich überwundener Standpunkt, ein Gelehrter 
gibt in unsern Tagen seinem Werke den Titel „An der Bahre des Dar- 
winismus“, und der Katholizismus blüht, obwohl die feudale Epoche längst 
verschwunden, er blüht in den Ländern verschiedenster ökonomischer 
Struktur, bei sog. „Naturvölkern“ wie bei den höchsten Kulturvölkern. 
ß) Man kann ferner zugeben, daß das persönliche oder das Klasseninteresse 
nicht ohne Einwirkung auf die subjektive Erkenntnis des Menschen bleibt, 
daß Theorien und Systeme ersonnen und konstruiert wurden mit der 
Tendenz — bewußt oder unbewußt — um bestimmten politischen oder 
wirtschaftlichen Interessen zu dienen, daß Lehren, die praktische Vorteile 
zu gewähren schienen, gerade von Interessenten mit Begeisterung begrüßt 
und umfaßt wurden. Die materialistische Geschichtsauffassung, der Marxis- 
mus selbst bieten hierfür den deutlichen Beweis. Es bleibt auch un- 
bestritten, daß das subjektive Erkennen der objektiven Wahrheit und die 
Gewißheit dieser Erkenntnis für den einzelnen Menschen wie für alle ent- 
wicklungsfähig und veränderlich ist, aber es gibt ebenso gewiß absolute, 
evidente Wahrheiten, deren Erkenntnis sich nie geändert hat und nie- 
mals ändern wird. Selbst die sozialistische Gesellschaftsordnung wird 
anerkennen müssen, daß z. B. zweimal. zwei vier, und daß etwas unter 
derselben Rücksicht nicht zugleich sein und nicht sein kann. Alle Er- 


! Kritische Vierteljahrsschrift für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft (1897) 519. 
® In der Historischen Zeitschrift LXXXI (1898) 242, A. 1. 
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klärungen, deren man sich bediente, um die Unwandelbarkeit mathe- 
matischer und ähnlich gewisser Wahrheiten mit dem verkündeten all- 
gemeinen und absoluten Relativismus zu vereinbaren, haben nur dazu 
gedient, den unheilbaren Widerspruch noch mehr ins Licht zu setzen. 
y) Ohne Zweifel ist sodann die praktische Sittlichkeit der Völker durch 
ökonomische Verhältnisse bedingt. Große Armut und großer Reichtum 
erzeugen sittliche Gefahren. Auch soll nicht bestritten werden, daß 
Rücksichten des eigenen Interesses die moralischen Urteile beeinflussen 
können. Aber damit ist keineswegs die Wandelbarkeit der sittlichen 
Grundsätze erwiesen. Oder wird nicht auch eine sozialistische Gesell- 
schaft z. B. die Untreue, die Lüge u. dgl. als sittlich verwerflich be- 
zeichnen ? ! | 

Jedenfalls hat die materialistische Geschichtsauffassung — und das 
ist ihr Verdienst — sonnenhell erwiesen, daß vom Standpunkte des 
Materialismus überhaupt eine dem geschichtlichen Prozeß nach allen Seiten 
hin gerecht werdende Geschichtsauffassung, selbst wenn so hochbegabte 
Männer wie Marx und Engels die Konstrukteure sind, ein Unding bleibt 
und bleiben muß. | 

Indem nun der Marxistische Sozialismus seine Geschichtsauffassung 
auf die kapitalistische Epoche anwendet, offenbart sich immer klarer, 
daß er in der Tat bestimmten, von vornherein festgelegten Tendenzen 
dient, und daß seine „wissenschaftliche“ Forschung zu einem genau um- 
schriebenen Ziele führen soll. Dazu hilft die bekannte Trichotomie der 
Hegelschen Dialektik: Thesis, Antithesis, Synthesis, d. i. hier: urwüchsiger 
Kommunismus, Warenproduktion, bewußter Kommunismus, bzw. der Arbeiter 
im Besitze der Produktionsmittel, der Arbeiter von den Produktionsmitteln 
getrennt, der Arbeiter und die Produktionsmittel auf höherer Stufe wieder 
vereinigt. So muß nun einmal die Geschichte dem Schema gemäß ver- 
laufen. Darum kann es denn auch nicht genügen, die Schattenseiten der 
„kapitalistischen Epoche“ in objektiver Weise festzustellen und zu kriti- 
sieren; sie müssen überdies in einer Weise gedeutet werden, daß für eine 
glücklichere Zukunft jede auf Privateigentum an den Produktionsmitteln 
beruhende Gesellschaftsordnung als durch die geschichtliche Entwicklung 
überwunden erscheint. | 


115. Die besondern Bewegungsgesetze der kapitalistischen Epoche 
(Marxismus im engeren Sinne)?. Die Gesetze der Entwicklung sind zu- 
gleich die Gesetze des Unterganges (Negation der Negation). Sie führen 


! Vgl. F. Walter, Sozialpolitik und Moral 19 f. 

® Vgl. unter anderem Marx und Engels, Heilige Familie 48 f 181 ff; Kom- 
munistisches Manifest; Marx, Der 18. Brumaire ? (1869) 8; Kapital 1* 611 679 ff 
125 ff 728; Elend der Philosophie X ? 106 ff 120 ff 162 ff; Engels, Auti-Dühring 130 ff 
151 ff 162 190 ff 204 ff 274 ff; Ursprung der Familie etc. 186; Entwicklung des Sozia- 
lismus 29 ff 31 ff 37 ff 44 ff; Lage der arbeitenden Klasse in England 109; Feuerbach 36. 
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die kapitalistische. Gesellschaft nicht bloß voran, sondern auch zu Wider- 
sprüchen, an denen sie schließlich zu Grunde gehen muß. 

1. Bei der „einfachen Warenproduktion“, die in der Geschichte nur 
‘gemischt mit Naturalwirtschaft, Feudalwirtschaft, zünftiger Monopolwirt- 
schaft (Mittelalter) sich findet, stehen die Produzenten nicht nur als Freie 
und Gleiche einander gegenüber, sie sind auch im Besitze ihrer Produktions- 
mittel. Bei der „kapitalistischen Warenproduktion“ hört der Arbeiter 
jedoch auf, der Besitzer seiner Produktionsmittel zu sein: „Der Kapitalist 
tritt jetzt dem besitzlos gewordenen Arbeiter als Besitzer der Produktions- 
mittel entgegen, der Arbeiter kann.nicht mehr direkt für den Konsumenten 
arbeiten, er muß für den kapitalistischen Unternehmer arbeiten, dem er 
seine Arbeitskraft verkauft, er wird ein Lohnarbeiter.°! Also Scheidung 
des Produzenten vom Produktionsmittel, Verurteilung des Arbeiters 
zu lebenslänglicher Lohnsklaverei. Er muß sein eigenes Produkt als 
Kapital erzeugen. Der Kapitalist eignet sich das Produkt des Arbeiters 
an, bereichert sich in wachsendem Maße auf Kosten des Arbeiters, der 
sich als Objekt der Ausbeutung einer ebenso fortschreitenden Ver- 
elendung überantwortet sieht. Das ist der fundamentalste Wider- 
spruch, der im Keime alle andern enthält. Er tritt an den Tag als 
Klassengegensatz zwischen besitzlosem Proletariat und kapitalisti- 
scher Bourgeoisie. 

2. In der ausgebildeten Warenproduktion produziert man nur für den 
Markt, nicht für den eigenen Bedarf. Für den Markt produzieren aber 
gleichzeitig viele. Der einzelne kapitalistische Unternehmer weiß daher 
nicht, ob und wie viele von den Produkten der Markt gebraucht, ob 
nicht der Markt von anderer Seite bereits und vielleicht mit besserer 
Ware besetzt ist. Er produziert ins blinde hinein. Während in den 
einzelnen Fabriken die Produktion wohl organisiert ist, herrscht in der 
ganzen Gesellschaft die Anarchie der Produktion, herrschen die 
blinden Naturgesetze der Konkurrenz, herrscht der bittere Kampf ums 
Dasein. Der Naturzustand des Tieres erscheint als Gipfelpunkt der mensch- 
lichen Entwicklung. Das Schicksal des Produktes ist ungewiß, entzieht 
sich dem Einfluß des Produzenten; vom Schicksale des Produktes aber 
hängt das Schicksal des Produzenten ab. Das Produkt beherrscht den 
Produzenten wie ein Fatum. Aus der Anarchie ergeben sich Krisen 
— crise plethorique, wie Fourier sagte, die Krisis durch Überproduktion, 
Not und Mangel aus Überfluß: Bankrott für die Kapitalisten, Arbeits- 
losigkeit, Hunger, Tod für die Arbeiter. Die Produktion liefert genug 
Waren, auch Konsumenten wären da in hinreichender Zahl. Aber die 
‘große Masse der Arbeiterwelt, die immer mehr verelendet, hat die Kauf- 
kraft verloren, verfügt nicht über die erforderlichen Tauschmittel. Kaufen 
kann nur, wer Geld hat. Die Produktionsweise rebelliert gegen 


‚1 Kautsky, Agrarfrage (1899) 60 f. 
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die Austauschweise, welche die im Überfluß produzierten Güter 
nicht zu den Konsumenten gelangen läßt: Unterkonsumtion der Massen 
bei überreicher Produktion. 

3. Doch immer klarer tritt dabei der gesellschaftliche Charakter der 
Arbeit zu Tage, immer absurder wird die privatkapitalistische Aneignung 
ihres Produktes. In den periodischen Krisen namentlich findet eine noch 
gewaltigere Konzentration der Vermögen statt als durch den alltäg- 
lichen Konkurrenzkampf. Ebenso konzentrieren sich die Arbeitermassen 
immer mehr in den an Ausdehnung wachsenden, an Zahl abnehmenden 
Etablissements. Aktiengesellschaften, Trusts und der Staat bemäch- 
tigen sich der großen Produktions- und Verkehrsanstalten. Aber auch 
der heutige Staat ist nur eine kapitalistische Maschine. Je mehr Pro- 
duktivkräfte er in sein Eigentum übernimmt, um so mehr wird er Ge- 
samtkapitalist, desto mehr Staatsbürger beutet er aus. Der Arbeiter 
bleibt dabei Proletarier. Damit haben die Widersprüche ihren Gipfel- 
punkt erreicht. 

4. Die Lösung all dieser Widersprüche aber erfolgt in der prole- 
tarıschen Diktatur. Das Proletariat ergreift die öffentliche Gewalt 
und verwandelt kraft dieser Gewalt die den Händen der Bourgeoisie ent- 
gleitenden Produktionsmittel in gesellschaftliches Eigentum. Nun gibt es 
keine Anarchie der Produktion mehr, da jetzt eine gesellschaftliche 
Produktion nach vorher bestimmtem Plane möglich ist. Die Aneignung 
des Produktes durch den Kapitalisten hat mit dem Kapitalbesitz selbst 
aufgehört, und die Verteilung der Produkte durch die Gesellschaft be- 
wahrt den Arbeiter vor allem Elende. Die politische Autorität des Staates 
schläft ein. Die Menschen werden nunmehr im vollen Maße Herren der 
Natur und ihrer selbst, sie werden frei. 

Das oberste Entwicklungsgesetz gewährt uns Einblick in die Ent- 
stehung des Kapitals durch Ausbeutung des Arbeiters, die fort- 
schreitende Akkumulation des Kapitals und dementsprechend auf der 
andern Seite in die Naturnotwendigkeit einer fortschreitenden 
Verelendung der Arbeitermassen. Der Klassengegensatz, der 
Klassenkampf zwischen Bourgeoisie und Proletariat leitet sich davon ab 
und führt in steigender Verschärfung schließlich zur Emanzipation der 
unterdrückten Klasse und zur sozialistischen Zukunftsgesellschaft. Die 
übrigen Gesetze, Konkurrenz, Anarchie, Krisen, Konzentration der Kapi- 
talien usw. beweisen allerdings den naturnotwendigen Zusammenbruch 
der kapitalistischen Gesellschaft und sind insofern von großer Bedeutung 
für die Marxistische Theorie. Allein im Verhältnis zum ersten und 
obersten Gesetz erscheinen sie doch mehr als die kommunistische Ordnung 
der Dinge vorbereitende und mithelfende Begleitumstände der Entwick- 
lung. Das den Fortschritt vollziehende Moment bleibt aber der Klassen- 
kampf des durch seine Ausbeutung und in seiner Verelendung immer mehr 
verbitterten, gleichzeitig in politischer Organisation erstarkten Pro- 
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letarıiats. Wir müssen darum auf die Beurteilung des obersten Ent- 
wicklungsgesetzes in der Kritik das größte Gewicht legen: Der Arbeiter 
produziert sein eigenes Produkt als Kapital. Der Kapitalist eignet sich 
das Produkt des Arbeiters an. Durch die Ausbeutung entsteht und wächst 
das Kapital, während der Arbeiter naturnotwendig zu fortschreitender 
Verelendung verurteilt ist. 

Wenn Marx immer wieder von einer Ausbeutung der Arbeiter durch den 
kapitalistischen Unternehmer redet und diese Ausbeutung mit den schärfsten 
Zensuren belegt, so fällt er allerdings ganz aus der Rolle des materialistischen 
Historikers, der lediglich den Naturprozeß der gesellschaftlichen Entwicklung 
beobachten, dessen Gesetze konstatieren wollte. Es zeigt sich eben hier, daß es 
auch beim besten Willen unmöglich ist, in Sachen des gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Lebens von jeder moralischen Beurteilung abzusehen. 

Um die Entstehung und die Akkumulation des Kapitals durch Aus- 
beutung klar zu stellen, bedient sich Marx seiner Wertlehre. Neben 
der materialistischen Geschichtsauffassung galt sie als die zweite Stütze 
des wissenschaftlichen Sozialismus. Ihre Würdigung fordert darum unsere 
ganze Aufmerksamkeit. 


116. Die Marxsche Werttheoriei. 1. Darlegung der Theorie. Karl 
Marx behauptet nicht, die Arbeit sei allein produktiv in dem Sinne, daß 
die Brauchbarkeit einer Ware sich ausschließlich auf die Arbeit zurück- 
führe. Er bestreitet keineswegs den Einfluß der Natur und ihrer Kräfte 
auf den Gebrauchswert der Ware. Er gibt ferner zu, daß der Gebrauchs- 
wert die notwendige Voraussetzung, das unerläßliche Substrat des 
Tauschwertes bilde und insofern auch wirtschaftlich in Betracht komme. 
Aber er leugnet jede innere Beziehung des Gebrauchswertes zum Tausch- 
wert und demgemäß, daß der Tauschwert sich irgendwie nach dem Ge- 
brauchswerte bemesse. Er durfte sich hierfür auf den bekannten Ricar- 
doschen Satz berufen: Der Wert eines Gutes (oder die Menge eines 
andern Gutes, gegen welche man dasselbe vertauscht) richtet sich nach 
der verhältnismäßigen Menge von Arbeit, welche zu seiner Hervorbringung 
erforderlich ist?. Diese Lehre führt nun Marx weiter aus. Der Tausch- 
wert enthält kein Atom Gebrauchswert. Die Wertsubstanz, das, was den 
Tauschwert einer Sache ausmacht, ist die zuihrer Herstellung 


! Vgl. Marx, Kapital It 1 3ff 6f 37 ff 41 f 49 69 76 78 109 £ 115 121 122 f 
126 ff 129 £ 131 183 £ 189 £ 148 149 156 f 171 176 f 178 f 192 ff 276 ff 334 ff 557 576 
598 ff 609 617 ff 648, A. 714 ff 725 ff; II Vorrede xııı 164 f 406 467 f 499 524; IU, 
Teil 1: 16 f 21 23 £ 97 181 £ 185 £ 1388 140 142 147 152 ff 156 158 £f 175 f 188 428 f; 
Teil 2: 278; Kautsky, K. Marx’ ökonomische Lehren, in der Internationalen Biblio- 
thek 1890, Hft 4«—6; Böhm-Bawerk, Zum Abschluß des Marxschen Systems, in den 
Festgaben für K. Knies (1896); Cathrein, Sozialismus? 90 ff; Schaub, Eigentums- 
lehre 179 ff; v. Hammerstein in den Stimmen aus Maria-Laach X 426 ff; Bern- 
stein, Voraussetzungen des Sozialismus 14. 

® Ricardos Grundsätze, übersetzt von E. Baumstark (1837) 1. 
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gesellschaftlich (je nach dem Stande der Produktionstechnik) not- 
'wendige Arbeit, gemessen durch die gesellschaftlich not 
wendige Arbeitszeit, so daß das Produkt des trägen Arbeiters nicht 
deshalb an Wert gewinnt, weil der Träge mehr Zeit braucht als der 
mit durchschnittlicher Geschicklichkeit und Fleiß Arbeitende. Mit andern 
Worten: der Tauschwert ist die in der Ware „vergegenständlichte*, „auf- 
gespeicherte“, „kristallisierte“* abstrakt menschliche Arbeit, gemessen 
durch die gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit. 


Diese Bilder (kristallisiert, aufgespeichert usw.) drücken die Beziehung des 
‘Wertes der Ware zur Herstellungsarbeit in mißverständlicher Weise aus. Die 
Beziehung zur konkreten Arbeit des Produzenten (Arbeiters) hört ja mit dem 
letzten Hammerschlag auf. Erscheint nach Marx der Wert als der ökonomische 
Ausdruck für die technische Tatsache der gesellschaftlichen Produktiv- 
kraft, dann ist eben diese das jeweilige, wenn auch mit den Fortschritten 
der Technik veränderliche Maß oder Gewicht für den Wertgehalt der Ware, 
Man. muß also bei jeder Wertmessung das Verhältnis der tatsächlich aufgewen- 
deten Arbeit zu der gesellschaftlichen Produktivkraft ins Auge fassen, um über 
den gegenwärtigen Wertgehalt das Urteil zu fällen. Im Augenblicke der Pro- 
duktion ist unter gewöhnlichen Verhältnissen der Wertgehalt ein normaler, d. h. 
die tatsächlich aufgewandte Arbeit ist auch gesellschaftlich notwendig, ent- 
spricht der gesellschaftlichen Produktivkrafl. Mit der Steigerung der gesell- 
schaftlichen Produktivkraft und ihrer Leistungsfähigkeit verdampft und verkrustet 
(in Marxscher Ausdrucksweise) ein immer größerer Prozentsatz des Wertes; 
die früher notwendigen und tatsächlich verwendeten Arbeitsmengen sind jetzt 
nicht mehr in der gleichen Größe notwendig. Das geht voran, bis die Ware 
schließlich in ein Stadium der Verkrustung eintritt, wo die quantitative Ände- 
rung in eine qualitative umschlägt, das Arbeitsprodukt sich in Schund und 
Plunder verwandelt, wie alter Wein in Öl und Essig. Im Wettlauf mit der ge- 
sellschaftlichen Produktivkraft muß eben die Ware zurückbleiben, bis ihr schließ- 
lich der Atem ausgeht. 


Da nun die menschliche Arbeitskraft auch eine Ware ist, so besteht 
ihr Tauschwert per Tag in der zur Herstellung der Arbeitskraft für einen 
Tag, also des täglichen Unterhaltes gesellschaftlich notwendigen Arbeit, 
gemessen durch die dazu gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit. Es seien 
hierfür sechs Stunden Arbeitszeit erforderlich. Dann wird der kapitalistische 
Unternehmer diesen Tauschwert der Arbeitskraft, sagen wir: drei Mark, 
‚dem Arbeiter im Lohne zahlen und dadurch das Recht auf den Gebrauch 
der Arbeitskraft für einen Tag erworben haben. Es besteht aber eine 
Differenz zwischen dem Tauschwert und dem Gebrauchswert 
der Arbeitskraft. Ist der Tauschwert sechs Stunden gesellschaftlich 
notwendiger Arbeitszeit, so kann der Kapitalist die Arbeitskraft des 
Arbeiters einen ganzen Tag gebrauchen, den Arbeiter zehn, zwölf Stun- 
den arbeiten lassen. Die so produzierten Waren repräsentieren also einen 
Wert von zehn, zwölf Stunden. Das Plus an Wert, das der Arbeiter über 
den Tauschwert seiner Arbeitskraft, deren Tageswert, dabei erzeugt, den 
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Mehrwert, eignet sich der Kapitalist an. Aus dem Mehrwert bildet 
sich das Kapital. Das Kapital ist also aufgehäufte fremde Arbeit. 
Überdies ist der Arbeitgeber in der Lage, den Mehrwert in verschie- 
dener Weise zu steigern, so durch Verlängerung der Arbeitszeit, durch 
Vermehrung der Zahl der ausgebeuteten Arbeiter. Es hilft ihm dabei 
auch jede Minderung in den Unterhaltskosten des Arbeiters und somit des 
Tauschwertes seiner Arbeitskraft, ferner die Freisetzung, Verdrängung von 
Arbeitern durch Einführung neuer Maschinen (‚relative Übervölkerung‘, 
- „industrielle Reservearmee“), die durch das Angebot ihrer „Hände“ die 
„Lohndrückerei“ erleichtern. Schweiß- und bluttriefend geht das Kapital 
aus der Produktion hervor und wächst mehr und mehr an. Die „Akku- 
mulation des Kapitals“ aber bedeutet die Reproduktion des Kapital- 
verhältnisses auf einer sich stets erweiternden Stufenleiter. Sie bedeutet 
das Anschwellen der Kapitalien und der Masse des Mehrwertes, d. i. der 
unbezahlten fremden Arbeit auf der einen Seite, die Vermehrung und 
fortschreitende Verelendung des Proletariates auf der 
andern Seite, bis endlich die Negation der kapitalistischen Produktion 
durch sie selbst mit der Notwendigkeit eines Naturprozesses vollzogen, 
die kapitalistische Produktionsweise in eine kommunistische verwandelt 
sein wird. 

Die Werttheorie und die Frage des Mehrwertes wurde Gegenstand eines 
Prioritätestreites zwischen Rodbertus einerseits und Marx-Engels anderseits. Rod- 
bertus behauptete, den Ursprung des Mehrwertes des Kapitalisten vor Marx, auch 
kürzer und klarer gezeigt zu haben. Engels dagegen betonte, die ganze literarische 
Tätigkeit von Rodbertus sei Marx bis 1859 unbekannt geblieben, wo dessen 
eigene Kritik der politischen Ökonomie bis in die wichtigsten Einzelheiten fertig 
gewesen. Wagner tritt für die zeitliche Priorität Rodbertus’ ein, meint jedoch, 
beide Männer seien unabhängig voneinander in konsequenter Weiterentwicklung 
der Ricardoschen Lehre zu denselben Ergebnissen gelangt. A. Menger bestreitet 
die Berechtigung eines Prioritätsstreites, da Rodbertus aus Proudhon und den 
Saint-Simonisten, Marx aus William Thompson seine Theorie geschöpft habe. 


2. Wie beweist Marx seine Werttheorie? Es ist eigentlich nur ein 
einziges und zwar ein apriorisches Argument, welches der empi- 
ristische Materialist ins Feld führt!. Von dem Begriff und Wesen des 
Tauschverhältnisses geht er dabei aus. Natürlich! Hätte Marx 
sich begnügt, zu konstatieren, daß in der heutigen Welt nicht selten eine 
Ausbeutung des Arbeiters stattfindet, wer hätte das bestreiten wollen? 
Aber Marx will und muß, wie oben schon angedeutet wurde, nicht nur 
die Auswüchse des Kapitalismus bekämpfen, sondern die kapitalistische 
Produktion, das Privateigentum an den Produktionsmitteln überhaupt. 
Darum formuliert er sein Argument so, daß es jede kapitalistische Pro- 
duktion mit Tauschverkehr treffen muß. 


1 Marx, Kapital It 3£. 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. 1 21 
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Das Austauschverhältnis, sagt Marx, ist darstellbar in einer Gleichung, 
z. B. 1 Quarter Weizen = a Zentner Eisen. Was besagt diese Gleichung ? 
Daß ein Gemeinsames von derselben Größe in zwei verschiedenen Dingen 
existiert, in 1 Quarter Weizen und auch in a Zentner Eisen. Beide 
sind also gleich einem Dritten, das an und für sich weder das eine noch 
das andere ist. Jedes der beiden, soweit es Tauschwert, muß also auf 
dieses Dritte reduzierbar sein. Das gemeinsame Dritte, welches Marx 
sucht, kann nicht in den körperlichen Eigenschaften gesucht werden, 
welche die Dinge nutzbar, also zu Gebrauchswerten machen. Denn diesen 
körperlichen Eigenschaften nach sind die Dinge nicht gleich, sondern ver- 
schieden. „Die Gleichheit (Gleichsetzung) toto caelo verschiedener Ar- 
beiten (Tisch = Rock) kann nur in einer Abstraktion von ihrer wirklichen 
Ungleichheit bestehen, in der Reduktion auf den gemeinsamen Charakter, 
den sia als Verausgabung menschlicher Arbeitskraft, abstrakt menschlicher 
Arbeit, besitzen.“1 Die Schlußfolgerung ist falsch, die Beweisführung ein 
offenkundiger Verstoß gegen die Gesetze des logischen Denkens. Was würde 
Marx zu folgender Beweisführung gesagt haben: Die Gleichsetzung Tisch = 
Rock setzt in beiden ein gemeinsames Drittes voraus. Dieses Gemeinsame 
kann aber nicht die Arbeit sein; denn die Arbeit des Tischlers ist toto 
caelo verschieden von der Arbeit des Schneiders? Da würde Marx uns 
ohne Zweifel in die Rede fallen und sagen: Man muß eben von den Ver- 
schiedenheiten der Arbeit abstrahieren und die abstrakt menschliche Arbeit 
ins Auge fassen. Nun wohl! Warum gibt Marx seiner abstraktiven 
Tätigkeit keine andere Richtung? Die Waren kommen doch nicht bloß 
darin überein, Gegenstand menschlicher Arbeit gewesen zu sein, sondern 
auch darin, daß sie die Fähigkeit haben, menschlichen Bedürfnissen zu 
dienen, daß sie Nützlichkeit besitzen, Gebrauchswerte sind, daß sie in 
dieser ihrer Brauchbarkeit sowie in ihrer konkreten, individuellen Bedeu- 
tung hierfür von der menschlichen Vernunft geschätzt, qualitativ und quan- 
titativ miteinander verglichen werden können, daß es also ganz erklärlich 
ist, warum man im Tauschverkehr ein bestimmtes Quantum der einen 
Ware einer bestimmten Menge der andern Ware gleichsetzen darf. Aber 
Marx hatte eben bei seiner Beweisführung von vornherein eine bestimmte 
Tendenz. Er mußte beweisen, daß der Arbeiter bei der Produktion 
alles, und daß’ der kapitalistische Eigentümer nichts sei. Dieser Tendenz 
entsprechend richtet er seine Beweisführung ein und verschließt seine 
Augen für alle Momente, die dem Privateigentum etwa günstig sein 
könnten. Der aprioristische Beweis ist, wie gesagt, der einzige Beweis, den 
Marx selbst zu Gunsten seiner Werttheorie aufführt. Indem wir uns 
von der Hinfälligkeit desselben überzeugten, bleibt die Marxsche Wert- 
lehre für uns zum mindesten eine unbewiesene Behauptung. Allein auch 
positiv läßt sich ihre Haltlosigkeit erweisen. 


ı Marx, Kapital I* 40. 
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3. Direkte Widerlegung der Marxschen Wertiheorie. a. Der Ma&- 
stab zunächst, den Marx für die Wertmessung anwendet: die gesell- 
schaftlich notwendige Arbeit, gemessen durch die gesellschaftlich not- 
wendige Arbeitszeit, reicht, als lediglich quantitatives Maß, für die Be- 
messung qualitativ verschiedenartiger Werte und Arbeiten keineswegs 
aus. Es ist schlechterdings unmöglich und absolut willkürlich, alle mög- 
lichen Arten von Arbeiten auf „abstrakt menschliche Arbeit* zu redu- 
zieren und dann nach der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit in ihrem 
konkreten Werte bzw. dem Wert ihrer Produkte zu messen. Oder sollte 
es wirklich genügen, wenn man für die Wertbestimmung in jeder quali- 
fizierten Arbeit nur ein Vielfaches unqualifizierter Arbeit oder abstrakt 
menschlicher Arbeit erblickt, so zwar, daß qualifizierte und unqualifizierte 
Arbeit sich in dem höheren Genus der abstrakt menschlichen Arbeit 
lediglich quantitativ voneinander unterscheiden? Der qualitative Unter- 
schied der Arbeit und der Produkte beweist ja doch offenbar, daß es 
sich hier um Größen handelt, die unter bloß quantitativem Gesichts- 
punkt aufgefaßt, oft geradezu als völlig inkommensurabel gelten müssen. 
Oder wer wollte etwa unter der generischen Ruhrik „abstrakt mensch- 
licher Arbeit“ 1000 Striche des Anstreichers 100 Pinselstrichen eines 
Raphael gleichsetzen, überhaupt miteinander vergleichen? Zu ähnlichen 
‚Absurditäten muß aber eine Theorie führen, welche den qualitativen 
Unterschieden der Arbeit durchaus nicht gerecht zu werden vermag. 
Sie bleibt gänzlich außer stande, den wahren Wert der Arbeit zu er- 
messen, weil sie keinen richtigen Ma&stab für den Gebrauchswert der 
Arbeitskraft besitzt. Es ist eine Konsequenz dieses Standpunktes, aber 
eine Konsequenz, welche die Unhaltbarkeit der Theorie nicht minder 
ins hellste Licht rückt, wenn der Tauschwert der Arbeitskraft, in sich 
betrachtet, nach der Herstellungsarbeit bzw. nach der gesellschaftlich 
notwendigen Zeit zur Herstellung des Lebensbedarfes bemessen wird. 
Wer in aller Welt würde denn die Arbeitskraft eines Beethoven nach 
der für die Herstellung seiner Kleidung, seiner Wohnung, Nahrung ge- 
'sellschaftlich notwendigen Arbeitszeit werten wollen? Sonnenhell bleibt 
denn doch die Tatsache, daß die Arbeitskraft des Menschen nicht so 
ganz ausschließlich materiell ist, um nicht mit ihren Wurzeln in die 
geistige Sphäre hineinzuragen, in das Reich der Imponderabilien, für welche 
eben dem Materialisten jeder Maßstab fehlt. Das gilt keineswegs bloß für 
die vollendete Kunstarbeit, sondern auch für die Arbeit des „artisan* und 
mehr oder minder selbst für den ungelernten Arbeiter. 

b. Auch sonst widerspricht die Marxsche Werttheorie den ein- 
fachsten und klarsten Tatsachen der alltäglichen Erfahrung. Einige 
Beispiele mögen an dieser Stelle genügen. Warum hat der Wein, der 
in günstigerer Lage gewachsen ist, obwohl seine Herstellung vielleicht 
‘weniger Arbeit kostete als die eines andern, in ungünstigem Terrain ge- 


wachsenen, einen höheren Tauschwert als der andere? Offenbar nur des- 
21* 
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halb, weil er besser ist. Wie erklärt sich ferner in der Marxschen Wert- 
lehre das Wachsen des Wertes beim Wein allein durch die Zeitdauer? Die 
kleinen Arbeitsaufwendungen auf den lagernden Wein stehen ja in keinem 
Verhältnis zu seiner Wertsteigerung. Wie die Wertsteigerung beim 
emporwachsenden Baum, der sich entwickelnden Frucht? wie die ver- 
schiedenen Werte bei verschiedenen Arten von Bäumen und Früchten? 
wie der Wert und die Wertveränderungen z. B. in den städtischen Grund- 
stücken, wenn etwa ein neuer Bahnhof gebaut, ein alter verlegt wird usw.P 
Durch die Arbeit, die bei solchen Gelegenheiten überhaupt stattfindet? 
Wege- und Häuserbau etc.? die „gesellschaftliche“ Arbeit? Aber das ist doch 
nicht eine zur Herstellung eben des im Werte steigenden Objekts verwendete 
Arbeit, sondern Arbeit, die ganz andere Objekte zum Gegenstande hat. 

Vielleicht sagt man, die Marxsche Beweisführung beziehe sich nicht 
auf Grund und Boden, Kohlen, Erze, Bäume usw., sondern lediglich auf 
industrielle Waren? Das können wir nicht zugeben. Ist der von Marx 
für seine Theorie angeführte aprioristische Beweis überhaupt richtig, dann 
gilt er für alle Gegenstände, die im Tauschverhältnis einander gleich- 
gesetzt werden, auch für den Boden, für Naturprodukte. Man vergegen- 
wärtige sich übrigens die in jenem Beweise von Marx selbst gewählten 
Beispiele: Eisen, Weizen, um zu erkennen, daß Marx den gesamten 
Tauschverkehr im Auge hatte. Die industriellen Produkte, die in be- 
liebiger Menge erzeugbar und reproduzierbar sind, tauschen sich erfabrungs- 
mäßig nach den Produktionskosten um. Produktionskostentheorie und 
Marxsche Werttheorie sind aber verschieden. Die Produktionskostentheorie 
operiert nicht nur mit der gesellschaftlich notwendigen Herstellungsarbeit, 
sondern führt außerdem noch andere Faktoren (Kosten) in die Rechnung ein, 
welche mit der Arbeit des entlohnten Arbeitere nichts zu schaffen haben. 

Wenn also nach unsern bisherigen Ausführungen die Marxsche Werttheorie 
als unbewiesen, ja als der Erfahrung widersprechend sich zeigte, wenn es sich 
herausstellte, daß nicht nur die Arbeit und Arbeitszeit den Wert der Produkte 
mißt und messen kann, dann ist die ganze Lehre von der Entstehung und Ak- 
kumulation des Kapitals durch Ausbeutung ohne jede wissenschaftliche Begrün- 
dung. Mögen immerhin Fälle verwerflicher Ausbeutung nnd Lohndrückerei sich 
nachweisen lassen, zum Wesen der Kapitalbildung gehört die Ausbeutung keines- 
wegs. Auch der Profit des kapitalistischen Unternehmers verfügt über eine solide 
rechtliche Unterlage. Oder liegt es nicht auf der Hand, daß die Leitung eines 
kapitalistischen Unternehmens ihren wesentlichen Anteil an der Wertbildung hat? 
Und ist der Profit des Unternehmers nicht auch deshalb gerechtfertigt, weil der 
Unternehmer das Risiko des ganzen Geschäftes trägt? Schließlich kann nicht 
bestritten werden, daß der Eigentümer der Produktions-Voraussetzungen, -Be- 
dingungen, -Mittel als solcher einen gerechten Anspruch auf Gewinn aus dem 
Geschäfte hat, wie ja auch selbst Marx die Steigerung der Produktivkraft der 
Arbeit durch jene Mittel und Werkzeuge anzuerkennen sich genötigt sah. 

Ein besonders kräftiges Argument gegen die Marxsche Mehrwert- 
und Ausbeutungstheorie glaubt Böhm-Bawerk noch in dem vom Stand- 


$ 4. Sozialismus. 325 


punkte der Marxschen Wertlehre unlösbaren „Durchschnittsprofit- 
ratenrätsel“ erblicken zu dürfen. Jedenfalls tritt ein Widerspruch 
zwischen dem ersten und dritten Bande des „Kapitals“ bei dieser Frage 
klar zu Tage. 


Zur Erklärung einige Worte. In den verschiedenen Produktionssphären einer 
Volkswirtschaft ist die „organische Zusammensetzung* der Kapitale, d. h. das 
Verhältnis zwischen dem in Produktionsmitteln investierten („konstanten“) Kapital 
und dem zum Kauf von Arbeitskraft verwendeten (variablen*) Kapital aus tech- 
nischen Gründen verschieden. Nehmen wir zwei Kapitale von gleicher Größe, 
die in verschiedenen Produktionszweigen verwendet werden. In dem einen Pro- 
duktionszweige wird ein größerer Bruchteil des Kapitals auf die Produktions- 
mittel und ein kleinerer auf Ankauf von Arbeitskraft verwendet; in dem andern 
Produktionszweige umgekehrt ein größerer Bruchteil auf Beschaffung von Arbeits- 
kraft und ein geringerer auf die Produktionsmittel. Jeder Produktionszweig hat 
seine ihm eigentümliche organische Zusammensetzung des in ihm verwendeten. 
Kapitals. In dem einen wird ein geringeres, in dem andern ein größeres Quantum 
von Rohstoffen mit je einem Arbeitstage verarbeitet, oder die Rohstoffe haben 
verschiedenen Wert; ferner werden hier mehr oder wertvollere Werkzeuge, Ma- 
schinen erfordert als dort. 


Damit gelangt Marx, sagt Böhm-Bawerk!, vor jene berühmte 
große Klippe seiner Theorie, deren Umschiffbarkeit den wichtigsten Streit- 
punkt der Marxliteratur etwa zehn Jahre lang gebildet hat. Seine Theorie 
fordert, daß Kapitale von gleicher Größe, aber ungleicher organischer 
Zusammensetzung ungleiche Profite aufweisen; die wirkliche Welt zeigt 
sich jedoch auf das deutlichste von dem Gesetze beherrscht, daß Kapitale 
von gleicher Größe, ohne Rücksicht auf ihre etwaige verschiedene orga- 
nische Zusammensetzung gleichen Profit abwerfen?. Mit andern Worten: 
Der Durchschnittsproflt richtet sich nicht nach der Arbeitsmenge, son- 
dern nach der Größe des im Betrieb angelegten Kapitals, nach der Kapital- 
menge. Es mußte Marx im dritten Bande des „Kapitals“ eingestehen, daß 
die Waren sich nicht nach ihrem „Werte“, d. i. nach der in ihnen ver- 
körperten Arbeit austauschen, daß vielmehr das Austauschverhältnis sich 
nach den Produktionspreisen bestimmt. 

Vernehmen wir Marx selbst: „Infolge der verschiedenen organischen Zu- 
sammensetzung der in verschiedenen Produktionszweigen angelegten Kapitale, 
infolge daher des Umstandes, daß je nach dem verschiedenen Prozentsatz, den 
der variable Teil in einem Gesamtkapital von gegebener Größe hat, sehr ver- 
schiedene Quanta Arbeit von Kapitalen gleicher Größe in Bewegung gesetzt 
werden, werden auch sehr verschiedene Quanta Mehrarbeit von ihnen angeeignet 


! Zum Abschluß des Marxschen Systems, in Boenigks Staatswissenschaftlichen 
Arbeiten, Festgaben für Karl Knies (1896) 101 f. 

® Über die Tendenz zur Ausgleichung der Gewinne für gleiche und ähnliche Ge- 
schäfte derselben Gegend vgl. unter andern Schmoller, Grundriß II 432 f. Devas- 
Kämpfe, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre (1896) 809 fi. Daselbst ze 
zur Lehre von der Ausgleichung der Profite. 
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oder sehr verschiedene Massen Mehrwert von ihnen produziert. Demgemäß sind 
die Profitraten, die in verschiedenen Produktionszweigen herrschen, ursprünglich 
sehr verschieden. Diese verschiedenen Profitraten werden durch die Konkurrenz zu 
einer allgemeinen Profitrate ausgeglichen, welche der Durchschnitt aller dieser 
verschiedenen Profitraten ist. Der Profit, der entsprechend dieser allgemeinen 
Profitrate auf ein Kapital von gegebener Größe fällt, welches immer seine or- 
ganische Zusammensetzung, heißt der Durchschnittsprofit. Der Preis einer Ware, 
welcher gleich ist ihrem Kostenpreis plus dem im Verhältnis ihrer Umschlags- 
bedingungen auf sie fallenden Teil des jährlichen Durchschnittsprofits für das in 
ihrer Produktion angewandte (nicht bloß das in ihrer Produktion konsumierte) 
Kapital, ist ihr Produktionspreis.“ ' 

Der Austausch vollzieht sich also nach den Produktionspreisen. 
Die Produktionspreise aber decken sich nicht mit dem angeblichen 
„Werte“ 2. Der Profit bemißt sich nicht nach dem variabeln Kapital, 
sondern nach dem gesamten Kapital, nicht nach der Arbeitsmenge, son- 
dern nach der Größe des in der Produktion überhaupt investierten Kapitals, 
und zwar so, daß auf die Dauer eine Nivellierung des Durchschnittsprofits 
eintritt, für jedes Hundert vom investierten Kapital so und so viel Prozent. 
Das alles gibt Marx im dritten Bande des „Kapitals* zu. 


„Im ersten Bande war mit dem größtmöglichen Nachdruck gelehrt worden, 
daß aller Wert sich auf Arbeit und nur auf Arbeit gründet, daß die Werte der 
Waren sich zu einander verhalten, wie die zu ihrer Produktion notwendige Arbeits- 
zeit; es waren diese Sätze abgeleitet und herausdestilliert worden geradezu und 
ausschließlich aus den Austauschverhältnissen der Waren, denen sie ‚immanent‘ 
sind; wir waren angeleitet worden, ‚vom Tauschwert und Austauschverhältnia 
der Waren auszugehen, um ihrem darin versteckten Wert auf die Spur zu kommen‘; 
der Wert wurde uns als das Gemeinsame erklärt, ‚was sich im Austauschver- 
hältnis der Waren darstellt‘; in der Form und mit dem Nachdruck eines zwingen- 
den, keine Ausnahme zulassenden Schlusses war uns gesagt worden, daß die 
Gleichstellung zweier Waren im Tausche besagt, daß ‚ein Gemeinsames von der- 
selben Größe‘ in ihnen existiert, auf welches jede der beiden ‚reduzierbar sein 
muß‘; es müssen demnach, von momentanen, zufälligen Abweichungen abgesehen, 
die aber ‚als Verletzung des Gesetzes des Warenaustausches‘ erscheinen ?, auf 
die Dauer und grundsätzlich Waren, die gleichviel Arbeit verkörpern, gegen- 
einander vertauscht werden. Und jetzt, im dritten Bande, wird uns bündig 
und trocken erklärt, daß das, was nach der Lehre des ersten Bandes sein muß, 
nicht ist und nicht sein kann; daß sich, und zwar nicht zufällig und vorüber- 
gehend, sondern notwendig und dauernd, die einzelnen Waren in einem andern 
Verhältnis als dem der verkörperten Arbeit gegeneinander austauschen und aus- 
tauschen müssen. Ich kann mir nicht helfen, ich sehe hier nichts von einer 
Erklärung und Versöhnung eines Widerstreits, sondern den nackten Wider- 
spruch selbst. Der dritte Band Marx’ verleugnet den ersten. Die Theorie der 
Durchschnittsprofitrate und der Produktionspreise verträgt sich nicht mit der Theorie 


! Marx, Kapital III, Teil 1, 1386. Engels, Ergänzung und Nachtrag zum dritten 
Buch des „Kapitals“, in Neue Zeit XIV 4 ff 37 ff. 
ı Marx a. a. O. Teil 1, 135. s Ebd. I* 121. 
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vom Wert. Das ist der Eindruck, von dem ich glaube, daß ihn jeder logisch 
Denkende empfangen muß. Er scheint sich auch so ziemlich allgemein eingestellt 
zu haben. Loria in seiner lebhaften und bilderreichen Ausdrucksweise fühlt sich 
zum ‚harten aber gerechten Urteil‘ gezwungen, daß Marx. ‚statt einer Lösung 
eine Mystifikation‘ geboten habe; er erblickt in der Veröffentlichung des dritten 
Bandes ‚den russischen Feldzug des Marxschen Systems‘.“: Und wenn Werner 
Sombart* dem „gescheuchten Wert“ zwar keine empirische Wirklichkeit zuspricht, 
ihm aber eine Zufluchtsstätte in dem „Denken des ökonomischen Theoretikers“ 
gewähren, ihn als „gedankliche Tatsache“ auffassen möchte, so kann und muß 
demgegenüber darauf hingewiesen werden, daß Marx in seinem Kapital nicht von 
rein gedanklichen Tatsachen redet, sondern die realen Entwicklungsgesetze der 
kapitalistischen Epoche nachweisen will*, Ebendarum hilft es auch Marx durch» 
aus nichts, wenn er mit einem unfaßbaren „ursprünglich“ sich aus der Verlegenheit 
helfen will. Es handelt sich um das Tatsächliche innerhalb der kapitalistischen 
Epoche, deren Entwicklungsgesetze Marx dartun will, nicht um irgend etwas 
„Ursprüngliches*, um die am Arbeiter wirklich vollzogene kapitalistische Aus- 
beutung, die ihn heute der fortschreitenden Verelendung überantwortet #, 


Nach allem kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der Marxsche 
Versuch, mittels der Wertlehre die auf dem Privateigentum an den Pro- 
duktionsmitteln beruhende Gesellschaftsordnung zu diskreditieren, als völlig 
gescheitert bezeichnet werden muß. Dazu kommt heute vielfach eine 
erfreuliche Verbesserung in der Lage der arbeitenden Klassen® 
durch die sozialpolitische Gesetzgebung (Schutzgesetze und Versicherungs- 
gesetze), durch Gewerkvereine usw., eine Verbesserung, die auch von.den 
Sozialisten nicht bestritten werden kann, aber auf der andern Seite direkt 
die Marxsche Verelendungstheorie widerlegt und zeigt, daß die Ver- 
elendung keineswegs kraft unabänderlicher, der kapitalistischen Epoche 
immanenter Entwicklungsgesetze naturnotwendig voranschreiten muß. Die 
Löhne sind gestiegen, die Verhältnisse in der Fabrik besser geordnet, der 
Gesundheit, dem Leben, der Sittlichkeit ist ein wirksamerer Schutz zu teil 
geworden. In den verhängnisvollen Wechselfällen des Lebens findet der 
Arbeiter in mannigfacher Hinsicht Hilfe und Unterstützung. Gewiß, es fehlt 


! Böhm-Bawerk, Zum Abschluß des Marxschen Systems 110 f; vgl. auch Ge- 
schichte und Kritik der Kapitalzinstheorien (1884). Konrad Schmidt, Die Durch- 
schnitteprofitrate auf Grundlage des Marxschen Systems (1889) und Böhm-Bawerks 
Besprechung dieser Schrift in der Zeitschrift für die gesamten Staatswissenschaften 1890, 
590 ff. Diehl, Über das Verhältnis von Wert und Preis im ökonomischen System von 
K. Marx (1898). 

° Zur Kritik des ökonomischen Systems von Karl Marx, im Archiv für soziale 
Gesetzgebung VII, Hft 1, 571 £. 

® Vgl. Masaryk, Die philosophischen und soziologischen Grundlagen des Marxis- 
mus (1899) 254 f. 

* Über die angebliche Geltung des Wertgesetzes für den „Gesamtmehrwert“ vgl. 
Herkner, Arbeiterfrage? (1902) 288 ff. 

5 Vgl. Hitze, Die AEDONSERAES, insbesondere den Anhang: Die Arbeiterfrage im 
Lichte der Statistik (1904). 
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noch manches!. Aber besser geworden ist es ohne Zweifel. Und was speziell 
die „Freisetzung“ der Arbeiter, deren Verdrängung durch Einführung neuer 
Maschinen betrifft, so kann doch nicht bestritten werden, daß hier in 
etwa ein Ausgleich geschaffen wurde, so z. B. durch intensiveren Betrieb 
ım Bergbau, in der Maschinenindustrie und den dazu gehörigen mechani- 
schen Werkstätten, daß die Entwicklung der Technik zur größeren Aus- 
dehnung oder auch zur Spaltung und Spezialisierung früherer Produktions- 
zweige, zur Ausbildung ganz neuer industrieller Unternehmungen und damit 
wiederum zur Verwendung zahlreicher Arbeitskräfte geführt hat. 


117. Die Krisentheorie und das Konzentrationsgesetz sind nicht besser 
begründet als die Verelendungstheorie. Vor allem ist es unrichtig, daß 
die Anarchie der Produktion, die Überproduktion und die als periodisch 
bezeichneten Krisen naturnotwendig mit dem Privateigentum an den 
Produktionsmitteln und mit der Warenproduktion als solcher verbunden 
seien. Im Mittelalter bestand beides ohne Anarchie. Woher die Anarchie 
kommt, und was sie sei, das wußten die Sozialisten ganz wohl, als sie 
auf dem Parteitag zu St Gallen 1887 die anarchistische Lehre von der 
absoluten Selbständigkeit des Individuums verwarfen. Nicht die Waren- 
produktion an und für sich, sondern die absolut freie Konkurrenz, die 
atomisierenden Tendenzen des ökonomischen Individualismus, die 
maßlose und ungeregelte Spekulationswut u. dgl. schaffen die Anarchie. 
Demgegenüber hilft keineswegs eine Vergesellschaftung der Produktion, 
sondern jedenfalls viel entsprechender eine den Verhältnissen und Bedürf- 
nissen angepaßte Vergesellschaftung der Produzenten. Von einer absoluten 
Organisationsunfähigkeit des kapitalistischen Unternehmertums kann heute 
nur der reden, der die Augen verschließt gegenüber den Tendenzen, welche 
in der wirklichen Welt in die Erscheinung treten (Kartellwesen).. Auch 
sind die sozialistischen Angaben über „periodisch“ wiederkehrende Krisen 
(etwa alle zehn Jahre) durch die Tatsachen widerlegt worden. Ebenfalls 
die Akkumulation des Besitzes und die Konzentration des Betriebes in 
der gegenwärtigen Gesellschaft entspricht nicht der Marxschen Schil- 
derung. Der plutokratische Prozeß der Scheidung des Volkes in ein 
massenhaftes Proletariat und in wenige Überreiche ist keineswegs so 
allgemein und so weit fortgeschritten, wie der Sozialismus uns glauben 
machen will. Es existiert noch ein kräftiger Mittelstand, dessen 
Lage durchaus nicht als eine hoffnungslose bezeichnet werden kann. 
Speziell für den Ackerbau besteht kein Konzentrationsgesetz ; im Gegen- 
teil geht hier die vorherrschende Tendenz auf Verkleinerung der großen 
Betriebe, einmal wegen der zunehmenden Intensität des Betriebes, dann 
auch wegen der wachsenden Ansprüche der Arbeiter?. Intensive Be- 


! Berlepsch, Warum betreiben wir die soziale Reform ? (1908) 5 ft. 
* Vgl. Soziale Praxis VII, Nr 25, 648 ff; Schmoller, Zur Geschichte der 
deutschen Kleingewerbe im 19. Jahrhundert (1870); Hitze, Die Arbeiterfrage und die 
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wirtschaftung des Ackers und geordnete Viehpflege erfordern individuelle 
Behandlung, die ein sehr großer Betrieb nicht bieten kann. Auf dem 
agrarischen Gebiete stellen sich also der Konzentration unüberwindliche 
technische und wirtschaftliche Schwierigkeiten in den Weg. Aber auch 
die Lage des Handwerks ist keineswegs verzweifelt und hoffnungslos. 
Mögen immer einige Handwerke verschwinden, andere lassen sich 
erhalten, und wieder andere zerlegen sich in verschiedene neue Hand- 
werke. Daß die großen Dampfmaschinen ewig alles überflügeln, ist eben- 
sowenig durch immanente Gesetze der Entwicklung zu erweisen, wie 
daß die Dampfkraft stets die einzige oder erste der gewerblichen Pro- 
duktion dienstbare Kraft bleiben wird. Sachverständige haben der Elek- 
trizität eine große Zukunft verheißen und in ihrer dezentralisierten Ver- 
wendung den Ausgangspunkt einer neuen Epoche mit vielen selbständigen 
Kleinmeistern erschauen wollen. Wie dem auch sei, vorderhand gilt es, 
durch soziale Mittel das Handwerk zu stärken und technisch zu heben — 
Aufgaben, die durchaus nicht so aussichtslos sind, wie die Sozialdemo- 
kratie uns glauben machen will. 


Gerade der verständige Arbeiter selbst dürfte gar manches am Sozialismus 
auszusetzen haben. Vor allem wird es ihm unklug erscheinen müssen, daß der 
Sozialismus auf einem so schwachen Fundament aufgebaut wurde, wie die ma- 
terialistische Weltanschauung es darstellt. Was dem Arbeiter fehlt, ist, daß 
er wieder als Mensch anerkannt werde, nachdem er bisher nur als Ware ge- 
golten. Der Materialismus macht aber keinen wesentlichen Unterschied zwischen 
Geist und Stoff. Es hat daher eine ganz andere Bedeutung, ob der christliche 
Sozialpolitiker oder ob der Sozialist den Arbeiter einen Menschen nennt, für seine 
Menschenrechte kämpft. Allerdings hofft der Sozialismus, daß der materialistisch 
gesinnte Arbeiter nach Preisgabe der Jenseitshoffnung sich mit um so größerer 
Energie dem Diesseitsstreben hingebe. Seine Leidenschaften werden geweckt, seine 
Begierden bis ins maßlose gesteigert. Das gilt, wie Kautsky in seiner Interpretation 
des Erfurter Programms ausführt, zum großen Teil als „Hebung* des Arbeiters in 
der gegenwärtigen Ordnung, so wie der Sozialismus sie versteht. Diese „Hebung“ 
ist also im Sinne des Sozialismus weniger eine ökonomische als eine „moralische“. 
Sie ist gleichbedeutend mit dem Erwachen und dem steten Wachstum der Be 
gehrlichkeit. Sie wächst rascher, als die mit der heutigen Ausbeutungsweise 
verträglichen Verbesserungen der wirtschaftlichen Lage zunehmen können. In 
dem sozialistischen Zukunftsstaat „ergibt sich von selbst die Beschränkung der 
Ansprüche der Arbeiter auf das mit den vorhandenen Mitteln zur Befriedigung 


Bestrebungen zu ihrer Lösung, insbesondere Anhang: Die Arbeiterfrage im Lichte der 
Statistik 41 ff; Kapital und Arbeit (1880) 812 ff; Herkner, Die Arbeiterfrage * (1897) 
227 fi; ?®(1902) 75 ff; Sering, Die innere Kolonisation im östlichen Deutschland (1893) 
62 ff; Referat in den Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik (1893) 188 f; G. Adler, 
Grundlagen der Karl Marxschen Kritik (1887) 10 ff; v. Vollmar, Zur Streitfrage über 
den Staatssozialismus, in der Neuen Zeit XI 196; Bernstein, Voraussetzungen des Sozia- 
lismus (1899) und seine Aufsätze in der Neuen Zeit XVI; Mehring, Geschichte der 
deutschen Sozialdemokratie (1897) 426 ff. David, Sozialiemus und Landwirtschaft: 
(1908) 21 ff 56 ff usw. 
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ihrer Bedürfnisse vereinbare Maß“*“.! Natürlich! So hofft man. Aber diese Hoff- 
nung dürfte sich als eitel erweisen. Das an maßlose Begehrlichkeit gewöhnte 
Volk wird nicht so schnell zur Mäßigung seiner Begierden bestimmt. Ein ver- 
nichtender Zorn wird sich vielmehr gegen die Führer und Verführer erheben, 
die nicht alle Wünsche zu befriedigen im stande sind. Sie werden dann als 
die müßigen „Drohnen“ erscheinen, da die sozialistische Menge jeden Maßstab 
und jede Fähigkeit richtiger Einschätzung geistiger Arbeit in der Geschäfts- 
und Gesellschaftsleitung eben durch die sozialistische Theorie verloren hat. Un- 
klug war es ferner, eine Entwicklungslehre aufzustellen, welche für die gegen- 
wärtige Ordnung jede Hoffnung der Besserung abschnitt. Hieraus mußten sich 
mit Notwendigkeit Schwierigkeiten ergeben, da es psychologisch widersinnig 
war, den Arbeiter durch maßlose Kritik bis zum äußersten mit den heutigen 
Verhältnissen unzufrieden zu machen und für die Hoffnung der Besserung lediglich 
auf die Zukunft zu verweisen. 

Töricht war es sodann, die Arbeiterklasse ganz ausschließlich zum Träger 
und Zielpunkt des Fortschrittes zu machen, die „versinkenden Mittelschichten* 
der Kleinbürger aber hoffnungslosem Untergang zu überantworten. Oder 
kann es diesen genügen, im Zukunftsstaate Proletarier zu werden? Sie dürften 
es jedenfalls vorziehen, in der Gegenwart ihre Selbständigkeit zu bewahren und 
zu befestigen. Sie werden im Sozialismus nicht minder ihren Todfeind erblicken 
als in der individualistischen Freiwirtschaft; müssen sie ja doch in dem „pro- 
letarischen Klassenkampf“ nicht die Befreiung von der drückenden Herrschaft des 
Großkapitals, sondern ihr eigenes Verderben erkennen, den Versuch einer Pro- 
klamierung der einseitigsten Klassenherrschaft des Proletariats — 
trotz aller Deklamationen von der Beseitigung jeder Klassenherrschaft im Eldorado 
des Zukunftsstaates. 


118. Der innere Auflösungsprozeß des Marxistischen Sozialismus. Alle 
diese Momente hatte die wissenschaftliche Kritik bereits zur Geltung 
gebracht, als einer der hervorragendsten theoretischen Vorkämpfer des 
Marxismus die gegnerischen Einwendungen offen als berechtigt und be- 
gründet anerkannte. „Es war, glaube ich, Marx selbst, der einmal 
mit Bezug auf die Schicksale von Theorien schrieb: ‚Moors Geliebte 
kann nur durch Moor sterben.‘ So können die Irrtümer einer Lehre 
nur dann als überwunden gelten, wenn sie als solche von den Verfechtern 
der Lehre anerkannt sind.“ Eduard Bernstein hat diese Worte auf 
sich selbst angewandt, indem er in seiner Schrift „Die Voraussetzungen des 
Sozialismus und die Aufgaben der Sozialdemokratie“ 2 den bisher von ihm 
verfochtenen Marxismus als wissenschaftlich unhaltbar seinerseits preisgab. 

Schon vor dem Auftreten Bernsteins gab es scharfe Gegensätze innerhalb 
der sozialistischen Partei. Erwähnt sei vor allem 

die Gegnerschaft zwischen Karl Marz und Ferdinand Lassalle 
1. politisch: Lassalle war national, Marx international gesinnt; für Lassalle war 


! Kautsky, Erfurter Programm 241 f. 

8 (1899) 19. Vgl. außerdem die Schriften Bernsteins: „Wie ist wissenschaftlicher 
Sozialismus möglich ?* (1901) und „Zur Geschichte und Theorie des Sozialismus, gesammelte 
Abhandlungen“ (1901). 
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der demokratische Staat Ziel, für Marx nur Übergangsstufe zur kommunieti- 
schen „Gesellschaft“; 2. wirtschaftlich: Marx sah in dem Lassalleschen „ehernen 
Lohngesetz* einen „empörenden Rückschritt“, ihm galt nicht die Erlangung des 
„vollen Arbeitsertrags“ als Ziel, sondern die Verteilung der Genußgüter nach 
dem Bedürfnis als schließliches Verteilungsprinzip; Marx verurteilte die von 
Lassalle geforderten Produktionsassoziationen (mit Staatshilfe) als doktrinäre Ex- 
perimente. Dann der heftige 

Kampf um die Taktik, der ganz von selbst aus dem inneren Wider- 
spruch zwischen der behaupteten „naturnotwendigen Entwicklung“ einerseits und 
der geforderten freien Tätigkeit des Proletariates zum Zwecke seiner Emanzipation 
sich ergeben mußte. 1. Die „Alten“ und die „Jungen“; letztere kämpften gegen 
den Parlamentarismus, die „possibilistischen®, kleinbürgerlichen Reformbestre- 
bungen. 2. Vollmars Abfall vom strengen Marxismus: das kommunistische 
Endziel in grauer Ferne, die Hauptsache sei Reform innerhalb der gegen- 
wärtigen Gesellschaftsordinung zum Zweck der wirklichen Hebung der Arbeiter- 
klasse allon Theorien über die „naturnotwendig fortschreitende Verelendung“ zum 
Trotz; Bewilligung des Budgets. 3. Die Gewerkvereine (Legien u. a.) erstreben 
ebenfalls in der Gegenwart eine tatsächliche und durchgreifende Verbesserung der 
Lage der Arbeiter, während sie nach Ansicht der marxistisch gesinnten Führer 
lediglich Agitationsvereine sein sollten. Kampf um die Organisationsform, ob 
Lokal- oder Zentralverbände; Sieg der letzteren und der reformerischen Richtung, 

Weitere Verschärfung des Gegensatzes zwischen der reformerischen und 
der revolutionären Richtung brachte 

der Kampfumverschiedene Spezialfragen:'1. die Agrarfrage. Voll- 
mars Referat zu Gunsten des Kleinbetriebes; Reformvorschläge auf dem Boden 
der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung;; erfolglose Versuche, ein sozialistisches 
Agrarprogramm aufzustellen. 2. Frage der Schutzzoll-Politik und der Handels- 
verträge. Nach Marx beschleunigt die Handelsfreiheit die volle Entwicklung 
und damit den Untergang der kapitalistischen Gesellschaft. Allein es erhoben 
sich unter den Sozialisten Stimmen zu Gunsten der Industriezölle im Interesse der 
Arbeiter selbst. Auch die Trusts und Kartelle fanden nebst der Kolonialpolitik 
sozialistische Verteidiger. 3. Schließlich trat auch eine teilweise Änderung der 
Anschauungen ein in Bezug auf den Militarismus, die Beteiligung an den Land- 
tagswahlen, Kompromisse mit andern Parteien. 


Viel bedeutsamer aber als der Kampf um die Taktik war Bern- 
steins Kritik an den grundlegenden Sätzen des Marxistischen Sozia- 
lismus. Die Frage wird aufgerollt, ob der Marxismus, wie er liegt, 
auch fürderhin das wissenschaftliche System bleiben könne, auf welches 
die Sozialdemokratie sich stütze, und diese Frage wird verneint. Den 
nächsten Anlaß zu der prinzipiellen Auseinandersetzung bot eine Polemik 
mit Belfort-Bax. Dieser forderte die grundsätzliche Bekämpfung jeder 
auf Erweiterung der Märkte abzielenden Kolonialpolitik. Vom Marxisti- 
schen Standpunkt aus war das ganz richtig gedacht. Denn bei der 
Untergrabung des inneren Marktes durch die Kapitalbildung (Minde- 
rung der Konsumtionsfähigkeit der Massen, Ausbeutungsgesetz) bedeutete 
die Ausdehnung des äußeren Marktes jedesmal wieder eine Gnadenfrist 


332 4. Kapitel. Die Volkswirtschaft und ihr Organisationsprinzip. 


für die bürgerliche Gesellschaft. Bernstein dagegen hoffte von einer 
geschickten Kolonialpolitik Vorteile für die Arbeiter. Deshalb griff er 
die Voraussetzungen der Baxschen Beweisführung, d. i. den Marxismus 
selbst an. 


Eduard Bernstein wurde zu Berlin am 8. Januar 1850 als Sohn eines 
israelitischen Lokomotivführers geboren. Er besuchte das Friedrichs-Werdersche 
Gymnasium und wurde dann Bankbeamter. 1872 schloß er sich der sozialdemo- 
kratischen Partei an. 1878/1881 war er Sekretär bei dem sozialistischen Privat- 
gelehrten Karl Hochberg, von 1881 bis 1890 (während des Sozialistengesetzes) 
Redakteur des „Sozialdemokrat* in Zürich. Von dort ausgewiesen, wandte er 
sich nach London, wo er viel mit Marx und Engels verkehrte. 1901 erlaubte 
die deutsche Polizeibehörde seine Rückkehr nach Deutschland. 


Bernstein verwirft zunächst die meterialistische Welt- 
anschauung. Fort mit dem Materialismus, zurück zu Kant! — das ist 
seine Parole. Der Materialismus genügt dem denkenden Geist in keiner 
Rücksicht und reicht nicht aus, die tieferen Probleme des Lebens zu 
erfassen. Auch die materialistische Geschichtsauffassung findet 
bei Bernstein keine Gnade. Die jeweiligen materi&öllen Produktivkräfte und 
Produktionsverhältnisse stellen nach Marx den die historische Entwick- 
lung bestimmenden Fakter dar. Dabei steht alles unter der Herrschaft 
einer naturgesetzlichen Notwendigkeit. Allein Bernstein vermißt in der 
Geschichte, wie sie wirklich ist, die Spuren jener starren Notwendigkeit. 


„Aller historische Materialismus hilft über die Tatsache nicht hinweg, daß 
es Menschen sind, die ihre Geschichte machen, daß die Menschen Köpfe haben, 
und daß die Disposition der Köpfe keine so mechanische Sache ist, um lediglich 
durch die Wirtschaftslage regiert zu werden.“* Andere Mächte, außer den 
ökonomischen, beeinflussen das Leben, und auch den ökonomischen steht der 
Mensch mit wachsender Einsicht um so freier gegenüber. So ist er zum Herm 
der Natur geworden durch Kenntnis der Gesetze der Natur, und so wird er zum 
Herrn der ökonomischen Welt. „In je höherem Grade neben den rein ökonomischen 
Mächten andere Mächte das Leben beeinflussen“, sagt Bernstein?, „um so mehr 
verändert sich auch das Walten dessen, was wir historische Notwendigkeit nennen, 
In der modernen Gesellschaft haben wir in dieser Hinsicht zwei große Strömungen 
zu unterscheiden. Auf der einen Seite zeigt sich eine wachsende Einsicht in die 
(tesetze der Entwicklung und namentlich der ökonomischen Entwicklung. Mit 
dieser Erkenntnis geht teils als ihre Ursache teils aber wieder als ihre Folge 
Hand in Hand eine steigende Fähigkeit, die ökonomische Entwicklung zu leiten. 
Wie die physische wird auch die ökonomische Naturmacht in dem Maße von 
der Herrscherin zur Dienerin der Menschen, als ihr Wesen erkannt ist. Die 
Gesellschaft steht so der ökonomischen Triebkraft theoretisch freier als je gegen- 
über, und nur der Gegensatz der Interessen zwischen ihren Elementen — die 
Macht der Privat- und Gruppeninteressen — verhindert die volle Übersetzung 


I! Zunächst in Aufsätzen der Neuen Zeit 1896/1898. Diese sind wieder abgedruckt 
in dem Buche „Zur Geschichte und Theorie des Podeanipe! (1902) 167 286. 
3 Neue Zeit XVI 749. 
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dieser theoretischen in die praktische Freiheit. Indes gewinnt auch hier des 
Allgemeininteresse in wachsendem Ma& an Macht gegenüber dem Privatinteresse, 
und in dem Grade, wie dies der Fall, hört das elementarische Walten der öko- 
nomischen Mächte auf. Ihre Entwicklung wird vorweggenommen und setzt sich 
deshalb um so rascher und leichter durch. Individuen und ganze Völker ent- 
ziehen so einen immer größeren Teil ihres Lebens dem Einfluß einer sich ohne 
oder gegen ihren Willen durchsetzenden Notwendigkeit.“ Es gibt also nach 
Bernstein kein „ehernes Muß der Geschichte“. Die wirklich naturhafte Not- 
wendigkeit hat außer dem Bereich der stofflichen Welt keine Geltung. Die öko- 
nomischen Verhältnisse aber sind nicht bloß nicht das einzig oder doch wenigstens 
überall letztlich bestimmende Moment für den Verlauf der geschichtlichen Ent- 
wicklung, noch weniger ist ihr Einfluß von absoluter naturgesetzlicher Notwendig- 
keit. Sie selbst vielmehr werden vom Menschen beherrscht, stehen in seinem 
Dienst. Individuen und Völker können sich dem „elementarischen“ Walten der 
ökonomischen Mächte entziehen, die Völker, indem sie im gesellschaftlichen 
Leben eine sittliche Idee, das Prinzip des Gemeinwohls, allen einseitigen Privat- 
und Gruppeninteressen gegenüber zu immer vollerer Geltung bringen. Das ist 
nicht etwa bloß eine „andere Gestalt“, keine „Erweiterung“ des historischen 
Materialismus, sondern dessen völlige Preisgabe und wissenschaftliche Vernichtung 
durch einen der geistvollsten ehemaligen Vertreter der sozialistischen Geschichts- 
theorie. Bernstein schlägt sogar vor, den Namen „materialistische Geschichtsauf- 
fassung“ fallen zu lassen und dafür die von Barth gewählte Bezeichnung „öko- 
nomische Geschichtsauffassung“ zu substituieren. „Dem Worte ‚materialistische 
Geschichtsauffassung‘“, sagt er, „haften von vornherein alle Mißverständnisse an, 
die sich überhaupt an den Begriff Materialismus knüpfen.* Indem aber Bernstein 
seiner ökonomischen Geschichtsauffassung den materialistischen Charakter nimmt, 
ist diese wesentlich verschieden auch von der später modifizierten Fassung der 
Marxistischen Theorie „Ursprünglich“, sagt Bernstein, „wurde dem technisch- 
ökonomischen Faktor eine fast unbegrenzte Bestimmungsmacht in der Geschichte 
zugeschrieben.“ Aber auch die spätere Fassung bleibt nach derselben Richtung 
hin noch einseitig genug. Bernstein hat jedenfalls weit mehr die entscheidende 
Einwirkung der nicht-ökonomischen Faktoren anerkannt, so „der Geschichte der 
politischen Entwicklung eines Landes, der Natur und der Geschichte seiner Par- 
teien und in hohem Grade auch der Natur und der Geschichte seiner Religions- 
gemeinschaften“ , Ferner den Einfluß der Ethik: „Die sittlichen Begriffe sind 
dauernder als die (wirtschaftliche) Entwicklung und bis zu einem gewissen Grade, 
eben weil sie konservativ sind, auch unabhängig von ihr. Stärker als Marx 
und Engels dies zugeben, gilt dies u. a. vom Begriff des Gerechten.“* „Die 
Gerechtigkeit ist denn heute noch ein sehr starkes Motiv in der sozialistischen 
Bewegung, wie ja überhaupt keine andauernde Massenaktion ohne moralischen 
Antrieb stattfindet.“ ® Die Grundlage der Entwicklungslehre des ökonomischen 
Materialismus, die Hegelsche Dialektik, unterzog Bernstein einer besonders scharfen 
Kritik. Mag auch die Hegelsche Geschichtsphilosophie mit ihrem Grundgedanken, 
der Entwicklung in Gegensätzen und deren Ausgleichung, zur Veranschaulichung 
von Beziehungen und Entwicklungen realer Gegenstände dienen können und gedient 
haben, wenn man aber mittels der „Negation der Negation* auf deduktivem 
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Wege die Erkenntnis der Zukunft erschließen will, so liegt die Gefahr will- 
kürlicher Konstruktion überaus nahe. Die beständigen Prophezeihungen des 
baldigen Zusammenbruchs der gegenwärtigen Gesellschaft sind der beste Beweis 
dafür, „eine geschichtliche Selbsttäuschung, wie sie der erste beste politische 
Schwärmer kaum überbieten könnte“ '. 


Auch der zweite Hauptbestandteil des Marxistischen Glaubensbekennt- 
nisses findet bei Bernstein keine Gnade, indem er der Reihe nach die 
Wert- und Mehrwerttheorie, die Verelendungstheorie, die angeblich not- 
wendig fortschreitende Akkumulation des Kapitals und Konzentration der 
Betriebe, die periodischen Krisen, die Wunderkraft der proletarischen 
Diktatur beim schließlichen Zusammenbruch der kapitalistischen Gesell- 
schaft und bei der Einführung der kommunistischen Ordnung als Reste 
einer durch und durch utopistischen Auffassung oder als den Tatsachen 
widersprechende „Dogmen“ charakterisiert: 


Den Anfang macht die Wert- und Mehrwerttheorie. Der Marxsche 
Wertbegriff ist für Bernstein eine rein „gedankliche Konstruktion“ ?, aufgebaut 
auf Abstraktionen. Als Schlüssel aller Dunkelheiten der Werttheorie bezeichnet 
er, daß Marx „nicht mehr die gegebene, sondern eine konstruierte, gemein- 
schaftlich wirtschaftende Gesellschaft unterstellt“. „Vor allem ist die Lehre 
vom Arbeitswert darin irreführend“, sagt Bernstein, „daß er doch immer 
wieder als Maßstab für die Ausbeutung des Arbeiters durch den Kapitalisten 
erscheint, wozu u. a. die Bezeichnung der Mehrwertsrate als Ausbeutungs- 
rate etc. verleitet... . Die Wertlehre gibt so wenig eine Norm für die Ge- 
rechtigkeit oder Ungerechtigkeit der Verteilung des Arbeitsproduktes, wie die 
Atomlehre eine solche für die Schönheit oder Verwerflichkeit eines Bildwerkes. 
Treffen wir doch heute die bestgestellten Arbeiter, Teile der ‚Aristokratie der 
Arbeit‘, gerade in solchen Gewerben mit sehr hoher, die infamst geschundenen 
Arbeiter in solchen mit sehr niedriger Mehrwertsrate.** Fällt aber die Aus- 
beutungstheorie im Sinne des Marxschen Systems — jene Theorie, welche den 
Kampf des Proletariates gegen das Kapital moralisch rechtfertigte — dann 
ist auch der Lehre von einer „naturnotwendig* fortschreitenden Ver- 
elendung der Boden entzogen. „Der Satz von der Hoffnungslosigkeit der 
Lage des Arbeiters ist vor mehr als fünfzig Jahren aufgestellt worden. Er 
läuft durch die ganze radikalsozialistische Literatur der dreißiger und vier- 
ziger Jahre, und viele festgestellte Tatsachen schienen ihn zu rechtfertigen. 
So ist. es begreiflich, wenn Marx im ‚Elend der Philosophie‘ das Unterhalts- 
minimum für den natürlichen Arbeitslohn erklärte, wenn es im ‚kommunisti- 
schen Manifest‘ kategorisch heißt: Der moderne Arbeiter, statt sich mit dem 
Fortschritt der Industrie zu heben, sinkt immer tiefer unter die Bedingungen 
seiner Klasse herab, der Arbeiter wird zum Pauper, und der Pauperismus ent- 
wickelt sich noch schneller als Bevölkerung und Reichtum, und wenn in den 
‚Klassenkämpfen‘ gesagt wird, daß die geringste Verbesserung der Lage des 
Arbeiters eine Utopie bleibt innerhalb der bürgerlichen Republik. Die Hoffnungs- 
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losigkeit der Lage des Arbeiters ist danach ein unumstößliches Axiom des wissen- 
schaftlichen Sozialismus. Tatsachen anerkennen, die gegen sie sprechen, heißt 
nach ihm den bürgerlichen Ökonomen nachtreten, die diese Tatsachen konstatiert 
haben.“ ' Allein die Lage der Arbeiter ist nicht mehr wie zur Zeit, als Marx 
seine Theorie unter den damaligen Eindrücken schrieb. Gerade in England 
mußte sich für Bernstein die Unhaltbarkeit der. Verelendungstheorie klar ergeben. 
Er gesteht das offen ein: „Die moderne Lohnarbeiterschaft ist nicht die gleich 
geartete, in Bezug auf Eigentum, Familie etc. gleich ungebundene Masse, die im 
(kommunistischen) ‚Manifest‘ vorausgesehen wird. Große Schichten heben sich 
aus ihr zu kleinbürgerlichen Existenzverhältnissen empor.“* Man braucht. kein 
‚Lobredner des Gegebenen zu sein, um den bedeutenden Fortschritt zu erkennen, 
der sich seit Abfassung des Manifestes in der staatsbürgerlichen Stellung der 
Arbeiter vollzogen hat®. Sowohl politisch als auch wirtschaftlich hat sich die 
Lage der Arbeiter nicht wenig gebessert. Von einer „naturnotwendigen“ Ver- 
elendung kann angesichts dieser Tatsachen nicht mehr gesprochen werden. 
Ganz im Sinne Bernsteins schrieb darum P. Kampffmeyer in den „Sozialistischen 
Monatsheften*: „Die düstern, niederschlagenden Vorstellungen, die in unserem 
Kopfe die Marxsche Entwicklungslehre entstehen ließ, verflüchtigen sich mit dieser 
Lehre selbst. Nicht durch eine Zunahme unserer Ohnmacht, unserer Not, unseres 
Elends steigen wir zum Sozialismus aufwärts, sondern durch eine schrittweise 
Verbesserung und Hebung unserer Lage und durch eine Erweiterung und Aus- 
dehnung unserer Machtverhältnisse.“ 

Der innere Zusammenbruch der kapitalistischen Gesellschaft vollzieht sich 
nach Marx hauptsächlich dadurch, daß die mittleren und ‚kleinen Vermögen mehr 
und mehr von dem großen Kapital absorbiert werden — Akkumulation des 
Kapitals —, anderseits dadurch, daß die kleinen und mittleren Betriebe mehr 
und mehr in immer größeren Betrieben aufgehen — Konzentration der 
Betriebe. Allein die Marxsche Theorie folgt hierbei, wie Bernstein nachweist, 
nicht den Tatsachen, sondern die Tatsachen werden nach den Forderungen der 
Theorie ausgewählt, erklärt, verbunden. Marx findet ganz richtig gewisse die 
fortschreitende Akkumulation und Konzentration begünstigenden Tendenzen der 
kapitalistischen Produktion. Ihnen schenkt er durchaus einseitig seine volle 
Aufmerksamkeit, ohne die Faktoren, welche jenen Tendenzen entgegenwirken, 
genügend zu beachten. Hierfür kann Bernstein auf das Beispiel der Aktien- 
gesellschaft verweisen. Marx rückt die Aktiengesellschaft lediglich in den Ge- 
sichtswinkel der Konzentration. Und doch läßt sich nicht leugnen, daß sie 
auch der Tendenz: Konzentration der Vermögen durch Konzentration der Be- 
triebe in sehr bedeutendem Umfang entgegenwirkt. Sie erlaubt eine weit- 
gehende Spaltung schon konzentrierter Kapitale, macht Aneignung von Kapitalen 
durch einzelne Magnaten zum Zwecke der Konzentrierung gewerblicher Unter- 
nehmungen überflüssig, da sie zersplitterte Vermögensteile zur Einheit großer, 
zentralisiertev Unternehmungen verbindet. Die Zahl der Aktionäre des großen 
Manchesterkanals z. B. beträgt rund 40000. Das sind keineswegs bloß Kapital- 
magnaten, sondern auch eine größere Zahl Inhaber kleinerer Vermögen, die teil- 
haben an den Dividenden. Die 123000 Anteilsinhaber des englischen Nähgarn- 
trusts setzen sich zusammen aus 6000 Inhabern von Stammaktien mit 1200 Mark 
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Durchschnittskapital, 4500 Inhabern von Prioritätsaktien mit 3000 Mark Durch- 
schnittskapital und 1800 Inhabern von Obligationen mit 6300 Mark Durch- 
schnittskapital. Ergibt sich schon aus diesen und ähnlichen Beispielen der Schluß, 
daß von einem eigentlichen Schwinden der mittleren Vermögen keine Rede sein 
kann, so bestätigt dies auch der direkte Hinweis auf die Einkommensverhältnisse. 
England z. B. zählte nach der „British Review® vom 21. Mai 1897 Familien 
mit 150—1000 Pfund Sterling im Jahre 1851 rund 800000, im Jahre 1881 
rund 990000. Während die Bevölkerung in diesen dreißig Jahren sich um etwa 
dreißig Prozent vermehrte, stieg die Zahl dieser Einkommenklasse um 283 !/, Pro- 
zent, jedenfalls keine Bestätigung der Marxschen Theorie. Auch für Deutsch- 
land und andere Länder läßt sich die Zunahme der kleinen und mittleren Ver- 
mögen erweisen. „Es ist also falsch, anzunehmen“, sagt Bernstein’, „daß die 
gegenwärtige Entwicklung eine relative oder gar absolute Verminderung der Zahl 
.der Besitzenden aufweist. Nicht ‚mehr oder minder‘, sondern schlechtweg mehr, 
d. h. absolut und relativ wächst die Zahl der Besitzenden.“ Aber auch die 
Betriebe weisen nicht jene Konzentration auf, wie sie der Marxschen Theorie 
entsprechen würde. Für die Landwirtschaft steht die Tatsache einer Vermehrung 
der Betriebe fest. Im ganzen westlichen Europa und auch in den östlichen 
Staaten der amerikanischen Union nehmen die kleineren und mittleren Betriebe zu, 
die Riesenbetriebe ab. Auf gewerblichem Gebiet und im Handel gibt es gewiß 
Eintagsfliegen, aber für das Ganze bleibt ihr Absterben gleichgültig. Das Gesamt- 
bild ändert sich nicht. Neben den Riesenbetrieben erhalten sich die Mittel- und 
Kleinbetriebe bei der außerordentlichen Beweglichkeit, Anpassungsfähigkeit der 
heutigen gewerblichen Welt und bei der fortschreitenden Differenzierung und Ver- 
mehrung der Gewerbearten. Der Gesellechaftszusammenbruch infolge des Schwin- 
dens der Mittelglieder in der Gesellschaftspyramide ist somit nicht so bald zu 
erwarten. 

Aber vielleicht hilft die Weltkrisis aus der Verlegenheit und bringt das 
innerlich morsche Gebäude zu Fall. Wenn jedoch die eine Voraussetzung der 
Krisentheorie — die Lehre von der fortschreitenden Verelendung — nicht 
stand hält, so wird schon dadurch die Krisentheorie nicht unbedenklich erschüttert. 
Überdies ist nach Bernstein bei der steigenden Ausdehnung der Märkte, den 
schnellen Informationen über die Marktverhältnisse und der fortschreitenden Ver- 
mehrung der Produktionszweige eine allgemeine Krisis weniger wahrscheinlich. 
Der Kreis der Industrien und die Ausdehnung der Märkte ist heute zu groß, um 
an allen Punkten gleichzeitig und mit gleicher Schwere getroffen zu werden. 
Statt dessen wird man mehr auf bestimmte Industriegruppen beschränkte Krisen 
zu verzeichnen haben. 

Die Zusammenbruchstheorie, die Lehre von der proletarischen Dik- 
tatur, der Einführung des Zukunftsstaates vermittelst derselben, bezeichnet Bern- 
stein als durch und durch utopistisch und nebelhaft. Er macht dabei auf den 


' eigenartigen Widerspruch aufmerksam, mit dem der Sozialismus von dem maß- 


gebenden Einfluß der Ökonomie auf die Gewalt ausgeht, schließlich aber der 
Gewalt in Form der proletarischen Diktatur eine geradezu schöpferische Kraft 
zuschreibt?. Die Tiefkräfte der Evolution arbeiten gewaltig an der Produktion 
gesellschaftlicher Widersprüche. Ist aber einmal die kapitalistische Gesellschaft 
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hübsch präpariert dem inzwischen organisierten Proletariate dargeboten, dann 
tritt die proletarische Diktatur in Aktion, und die Evolution zieht sich allem An- 
scheine nach, wenigstens vorläufig, ganz zurück. Bernstein sieht in dieser Über- 
schätzung der schöpferischen Kraft der revolutionären Gewalt für die sozialistische 
Umgestaltung der modernen Gesellschaft eine Einwirkung des Blanquismus auf 
den Marxismus !. 


Wäre indessen auch das Proletariat politisch siegreich und die prole- 
tarische Diktatur etabliert, für die Lösung des Hauptproblems würde 
damit noch überaus wenig erreicht sein?. Von einer Übernahme der ge- 
samten Herstellung und Zustellung der Produkte durch den Staat könnte 
ganz und gar keine Rede sein. Nicht einmal die Masse der Mittel- und 
Großbetriebe vermöchte er zu übernehmen. 


Heute handelt es sich um einen unendlich weiten Kreis von Interessenten, 
die man nicht alle zur Emigration veranlassen kann, wie die französische Re- 
volution es tat, handelt es sich nicht um Landgüter, die zerschlagen und par- 
zellenweise veräußert werden können, sondern um moderne Fabriken. Je mehr 
davon nach dem Rezept der Kommune expropriiert werden, sagt Bernstein, um 
so größer die Schwierigkeit, sie während einer Erhebung in Betrieb zu halten. 
Wollte der Staat in Deutschland alle Unterehmungen von zwanzig Personen und 
aufwärts in seinen Betrieb überführen, so kann man sich eine Vorstellung von 
der Größe der nun zu lösenden Aufgabe machen, wenn man erwägt, daß es sich 
in Industrie und Handel um mehrere hunderttausend Betriebe mit fünf bis sechs 
Millionen Angestellten, in der Landwirtschaft um etwa dreimalhunderttausend Be- 
triebe mit fünf Millionen Arbeitern handelt. Eine geradezu übermenschliche Ein- 
sicht, Sachkenntnis, ein wunderbares Verwaltungstalent müßte einer Regierung 
oder einer Nationalversammlung zur Verfügung stehen, um der Oberleitung oder 
der wirtschaftlichen Kontrolle eines solchen Riesenorganismus gewachsen zu sein. 
Ohne Zweifel würde sich der Regierung eine große Anzahl von Intelligenzen zur 
Verfügung stellen. Aber gerade darin liegt, wie Bernstein betont, eher eine Ge- 
fahr als ein Vorteil. In diesem embarras de richesses würde der gute Wille der 
besten Freunde zu Grunde richten, was der böse Wille der Gegner nicht verderben 
könnte Auch die Gemeinden als Mittelglieder vermöchten nur wenig zu helfen; 
allenfalls würden sie die Geschäfte, die am Orte für den Ort produzieren und 
Dienste leisten, kommunalisieren und damit schon recht viel zu tun bekommen. 
Oder bildet man sich ein, daß die Unternehmungen, die bisher für den großen 
Markt arbeiteten, plötzlich insgesamt kommunalisert werden könnten? Und dann 
hört, wie Franz Schaub mit Recht bemerkt’, „an den Staatsgrenzen der wirt- 
schaftliche Verkehr nicht auf. Ein geschlossener Handelsstaat ist heute un- 
denkbar. Die modernen Staaten, in denen der Sozialismus zunächst verwirklicht 
werden soll, sind vollständig in die Weltwirtschaft verflochten. ... Wird nun 


i Ebd. 28. — Die Blanguistische Partei, die zur Zeit Louis Philipps die Traditionen 
der Bewegung Babeufs aufgenommen hatte, verfolgte als Ziel: Sturz der Bourgeoisie 
durch das Proletariat mittels revolutionärer, gewaltsamer Expropriation. 
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die sozialistische Wirtschaftsorganisation in einem Staate durchgeführt, dann 
bleibt immer die Abhängigkeit vom Weltmarkt, damit die Konjunktur, die Kon- 
kurrenz, die Überproduktion, die Krisen, also alles das, was man doch von Grund 
aus beseitigen will. Die Konsequenz ist eine internationale Organisation. Inter- 
. national! Welche Ziffern und Verschiedenheiten spricht man mit diesem Wort 
aus! Die zahlreichen, über einen weiten, vielgestaltigen Raum verteilten Völker 
mit ihren religiösen, sprachlichen, moralischen, rechtlichen Verschiedenheiten, 
mit ihrer verschiedenen historischen Entwicklung, ihrem unterschiedlichen Besitze 
von Kulturmitteln, ihrer ungleichen wirtschaftlichen Kulturstufe sollen alle dem 
einen großen Staatenbund einverleibt werden. Es sollen, um Über- und Unter- 
produktion zu meiden, der ungeheure Bedarf, die Ein- und Auswanderung, die 
Größe des natürlichen Reichtums und der Produktion genügend berücksichtigt 
werden. ....“ Und das alles muß schnell geschehen ! 


Die sozialistische Katastrophentheorie steht also auf sehr schwachen 
Füßen. Schon der bloße Übergang in die sozialistische Gesellschaftsord- 
nung müßte zu einer wirtschaftlichen Katastrophe sich gestalten, an der 
die Gesellschaft zu Grunde ginge, ehe noch die notwendigen neuen Formen 
geschaffen wären. Die Katastrophe verbliebe, aber ganz anders, wie der 
Sozialismus sie gedacht. 

Es ist gewissermaßen eine Zusammenfassung seiner eigenen kritischen 
Bemerkungen und zugleich eine Erklärung der Irrgänge des Marxis- 
mus, wenn Bernstein schreibt!: „Für mich illustriert das ‚Kapital‘ einen 
Dualismus, der durch das ganze monumentale Marxsche Werk geht und 
in weniger prägnanter Weise auch an andern Stellen zum Ausdruck 
kommt, einen Dualismus, der darin besteht, daß das Werk wissenschaft- 
liche Untersuchung sein und doch eine lange vor seiner Konzipierung 
fertige These beweisen will, daß ihm ein Schema zu Grunde liegt, in 
dem das Resultat, zu dem hin die Entwicklung führen sollte, schon von 
vornherein feststand. Das Zurückkommen auf das kommunistische Mani- 
fest weist hier auf einen tatsächlichen Rest von Utopismus im Marxschen 
System hin. Marx hatte die Lösung der Utopisten im wesentlichen ak- 
zeptiert, aber ihre Mittel und Beweise für unzulänglich erkannt. Er 
unternahm also deren Revision, und zwar mit dem Fleiß, der kritischen 
Schärfe und der Wahrheitsliebe des wissenschaftlichen Genies. Er ver- 
schwieg keine wichtige Tatsache, er unterließ es auch, solange der 
Gegenstand der Untersuchung keine unmittelbare Beziehung zum Endziel 
des Beweisschemas hatte, die Tragweite dieser Tatsachen gewaltsam zu 
verkleinern. Bis dahin bleibt sein Werk von jeder der Wissenschaft- 
lichkeit notwendig Abbruch tuenden Tendenz frei. ... Aber wie sich 
Marx solchen Punkten nähert, wo jenes Endziel ernstlich in Frage kommt, 
da wird er unsicher und unzuverlässig, da kommt es zu Widersprüchen, 
da zeigt es sich, daß dieser große, wissenschaftliche Geist doch schließlich 
Gefangener einer Doktrin war. Er hat, um es bildlich auszudrücken, im 


! Voraussetzungen 177 f. 


& 4. Sozialismus. 839 


Rahmen eines vorgefundenen Gerüstes ein mächtiges Gebäude aufgerichtet, 
bei dessen Aufbau er sich so lange streng an die Gesetze der wissen- 
schaftlichen Baukunst hielt, solange sie nicht mit den Bedingungen 
kollidierten, die ihm die Konstruktion des Gerüstes vorschrieb, sie aber 
vernachlässigte oder umging, wo das Gerüst zu eng war, um ihre Beob- 
achtung zu erlauben. Statt da, wo es dem Bau Schranken setzte, kraft 
deren es dieser nicht zum Freistehen bringen konnte, das Gerüst selbst 
zu zertrümmern, änderte er am Bau selber auf Kosten der Proportion 
herum und brachte ihn so erst recht in Abhängigkeit vom Gerüst. Wear 
es das Bewußtsein dieses irrationellen Verhältnisses, das ihn vor der 
Fertigstellung des Werkes immer wieder zu Verbesserungen an Einzel- 
heiten gehen ließ? Wie dem auch sei, meine Überzeugung ist, daß, wo 
immer jener Dualismus sich zeigt, das Gerüst fallen muß, wenn das Ge- 
bäude zu seinem Recht kommen soll. Im letzteren und nicht im ersteren 
liegt das, was wert ist von Marx fortzuleben.“ 

Man hätte vielleicht erwarten dürfen, daß Bernstein, nachdem er 
in solcher Weise die Reste von Utopismus im Marxschen System auf- 
gedeckt, nun auch das durchaus utopistische Endziel aufgeben 
werde. Das wäre allerdings völlige Preisgabe des sozialistischen Stand- 
punktes gewesen. Vor dieser Konsequenz schreckte Bernstein zurück. 
Er hält am kommunistischen Endziele fest, aber er verlegt seine Ver- 
wirklichung in nebelgraue Ferne. Ja er erklärt!: „Ich gestehe es 
offen, ich habe für das, was man gemeinhin unter ‚Endziel des Sozialis- 
mus‘ versteht, außerordentlich wenig Sinn und Interesse. Das Ziel, 
was immer es sei, ist mir gar nichts, die Bewegung alles. Und 
unter Bewegung verstehe ich sowohl die allgemeine Bewegung der Gesell- 
schaft, d. h. den sozialen Fortschritt, wie die politische und wirtschaft- 
liche Organisation zur Bewirkung des Fortschrittes.*®2 Fortschreitende 
Demokratisierung und Sozialisierung, das ist der Fortschritt im Sinne 
Bernsteins. Er glaubt an eine allmählich sich steigernde Beeinflussung 
der Wirtschaft durch die öffentlichen Gewalten, auch an eine fortschrei- 
tende Vergesellschaftung, Kollektivbetrieb durch Staat, Gemeinde, Ge- 
nossenschaft. Freilich liegt für die Produktivassoziation der Arbeiter eine 
eigenartige Schwierigkeit in ihrem naturgemäß demokratischen Charakter, 


i Zur Geschichte und Theorie des Sozialismus (1901) 284. 

2 Wie die „Revisionisten* (Bernstein, Vollmar u. a.) und die Führer der sozia- 
listischen Gewerkschaftsbewegung in Deutschland, so erkennen die französischen „P os- 
sibilisten“ die Möglichkeit einer Besserung in der Lage der arbeitenden Klassen 
such für die gegenwärtige Gesellschaftsordnung an. In England ist es vor allem die 
Gruppe der „Fabischen Gesellschaft“, welche von der friedlichen Fortbildung 
der bestehenden Gesellschaft im Sinne fortschreitender Kommunalisierung und Verstaat- 
lichung das Heil erwartet. Die wissenschaftlich bedeutendsten Anhänger des Sozialismus, 
so Sidney Webb, gehören dieser Gruppe an. Vgl. Näheres bei Gerhartv.Schulze- 
Gaevernitz, Zum sozialen Frieden II (1890) 122 ff; ferner „Arbeiterwohl“, Aufsatz 
„Orthodoxer Marxismus und Revisionismus*, Jahrg. 1908, 217—285. 


22* 


340 4. Kapitel. Die Volkswirtschaft und ihr Organisationsprinzip. 


der die im Interesse des geordneten Betriebes notwendige Unterord- 
nung unter die Leitung sehr erschwert. Jedenfalls setzt die Produktiv- 
assoziation eine lange Schulung der Arbeiter voraus. Im übrigen kennt 
Bernstein wenigstens eine faktische und praktische Grenze des Kol- 
lektivbetriebes an, indem er diesem nur die routinenmäßige Produk- 
tion für routinenmäßigen Bedarf zuweist, nicht aber eine Produktion 
nach individuellem Geschmack und Bedarf. Wenn er die Einführung 
des Kollektivbetriebes dem Prinzip der höchsten Wohlfahrt unterstellt, 
so scheint sich das mehr auf den Zeitpunkt der Einführung zu be- 
ziehen, nicht aber eine prinzipielle Schranke darzustellen. Was Bern- 
stein ferner als Gesellschaftsprinzip des Sozialismus bezeichnet, die all- 
seitige Durchführung der Genossenschaftlichkeit, entbehrt bei ihm der 
nötigen prinzipiellen Erklärung und Begrenzung. Das tiefere Ver- 
ständnis für die Begründung der Privateigentumsinstitution durch die 
Bedürfnisse der menschlichen Natur und des Gesellschaftslebens ist Bern- 
stein und den ihm gleichgesinnten Sozialisten versagt geblieben. Auch 
Konrad Schmidt meint, von einer unmittelbaren Aufhebung des Privat- 
eigentums könne zwar keine Rede sein, wohl aber von einer fortschrei- 
tenden, sich immer weiter erstreckenden gesellschaftlichen Kontrolle 
über die Produktionsbedingungen und von der Einschränkung der privaten 
Verfügungsfreiheit. So ändere das kapitalistische Eigentum seinen inneren 
Charakter, werde mehr und mehr in den Dienst der Gesellschaft, d. ı. der 
Arbeiterklasse gestellt, bis schließlich das faktische Obereigentum der 
Gesellschaft sich in wirkliches Eigentum verwandle, ohne Störung, da ja 
dem Kapitalisten sein Eigentum durch jene vielfachen Beschränkungen 
immer wertloser geworden. Also nicht gewaltsame Aufhebung, dafür 
aber eine allmähliche Auf- und Aussaugung des Rechtsinhaltes 
des Eigentums! 


In einem Vortrage, den Bernstein am 17. Mai 1901 zu Berlin im Sozial- 
wissenschaftlichen Studentenvereine hielt, warf er die Frage auf: „Wie ist wissen- 
schaftlicher Sozialismus möglich?“ ı Der Sozialismus solle sich der Wissenschaft 
bedienen, aber er könne nicht selbst Wissenschaft sein. „Die Wissenschaft ist 
tendenzlos, der Sozialismus aber ist Tendenz, und als die Doktrin einer für Neues 
kämpfenden Partei kann er sich nicht lediglich an schon Festgestelltes binden.“ 
Er möge sich daher mit dem bescheideneren Namen „kritischer Sozialismus“ be- 
gnügen. Das erregte natürlich wieder großes Mißbehagen bei der Partei. Daß jedoch 
mit den Resolutionen der Parteitage (Lübeck, Dresden) die kritische Tätigkeit 
innerhalb der Sozialdemokratie ein Ende gefunden, konnte niemand ernstlich 
erwarten, ebensowenig wie frühere Resolutionen sich eines solchen Erfolges er- 
freuten. Noch weniger aber kann durch Resolutionen eines Parteitages die ver- 
nichtende Kraft der Bernsteinschen Argumentation irgendwie geschwächt wer- 
den. Man darf freilich von einer wissenschaftlichen Kritik allein nicht die 
Überwindung des Sozialismus schlechthin erwarten. „Wie alle sozialen Reform- 


I Auch als besondere Schrift. 


8 4. Sozialismus. 341 


parteien, hat auch der Sozialismus seine lebendige Quelle in den offenkundigen 
Unvollkommenbeiten der jetzigen Gesellschaftordnung. Solange diese Quelle fließt, 
hat die kämpfende Partei des Sozialismus, die ‚Sozialdemokratie‘, von der Selbst- 
kritik ihrer Theorie nichts zu fürchten“ (Masaryk), „Wir können die Sozial- 
demokratie nur wirksam bekämpfen, indem wir den richtigen 
kleineren Teil ihres Programms in eigener Regie durchführen 
(Prinz Aloys v. Liechtenstein !). 


119. Der „Zukunftsstaat“ oder die „Zukunftsgesellschaft“ — immerhin 
eine Zwangsgemeinschaft und jedenfalls mit mehr Zwang als im gegen- 
wärtigen Staate — bildet nach Marxscher Lehre den Zielpunkt der mit 
Naturnotwendigkeit sich vollziehenden gesellschaftlichen Entwicklung. 

Innerhalb des Zukunftsstaates spielt natürlich die Religion keine Rolle mehr. 
Der Atheismus beherrscht völlig die Geister. Auch die Familie, die Mutterliebe 
und Vatersorge, weicht zurück vor der gesellschaftlichen Erziehung der Jugend. 
Doch sehen wir ab von diesen und ähnlichen zum Teil bestrittenen Momenten, 
fassen wir hier nur die wirtschaftliche Seite des neuen Eldorados ins Auge. 

Ist die geschichtliche Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft 
zur Reife gelangt, dann wird die „kapitalistische Hülle“ gesprengt, es 
werden alle Produktionsmittel in der Hand des Staates zentralisiert, d. i. 
zunächst in der Hand des als politisch herrschende Klasse organisierten 
Proletariats. Hat die proletarische Diktatur ihren Zweck erfüllt, die 
Überführung des privatkapitalistischen Eigentums in gesellschaftliches 
Eigentum vollzogen, dann schwinden alle Klassenunterschiede: es ist die 
einzige große Wirtschaftsgenossenschaft — die Gesellschaft — alleinige 
Eigentümerin der Produktionsmittel, alleinige Leiterin der 
Produktion, alleinige Verteilerin der’ Produkte. Der Staat hört 
auf, die öffentlichen Gewalten verlieren ihren politischen Charakter. 
Es handelt sich also hier nicht um eine „Verteilung der Güter“ 
schlechthin; es wird nicht das Privateigentum an den Genußmitteln, son- 
dern lediglich an den Produktionsmitteln, nicht das Kapital, wohl aber 
der private Kapitalbesitz beseitigt sein. Die Gesellschaft — ein Verein 
freier Menschen — verfügt über die gemeinschaftlichen Produktionsmittel, 
macht den Produktionsplan, verteilt die Arbeit und gibt die vielen indi- 
viduellen Kräfte als die eine, d. i. ihre eigene, gesellschaftliche Arbeits- 
kraft aus. Die Bestimmung der Arbeit ist nicht individuell, sondern 
gesellschaftlich, das Gesamtprodukt gesellschaftliches Produkt. Nach 
Abzug dessen, was zur Fortsetzung der Produktion usw. nötig ist, wird 
es in der ersten Phase nach Maßgabe der Leistungen verteilt, in 
der höheren Phase der sozialistischen Gesellschaft nach Maßgabe der 
Bedürfnisse, derart, daß für den einzelnen kein Reinertrag übrig 
bleibt, welcher ihm Macht über fremde Arbeit geben könnte ?. 


! Vgl. Kölnische Volkszeitung, 45. Jahrg., Nr 330 vom 21. April 1904. 
% Vgl. hierzu Marx, Kommunistisches Manifest? 13 f; Kapital I‘ 45 727; 
II 468; Kritik des Gothaer Programmentwurfs, in der Neuen Zeit XI 557 f; Engels, 


842 4. Kapitel. Die Volkswirtschaft und ihr Organisationsprinzip. 


Kann eine solche Gesellschaft Aussicht auf längeren Bestand haben? 
Wahrhaftig nein! Daß in einer auf Privateigentum an den Produktions- 
mitteln gegründeten Gesellschaftsordnung, wie wir an anderer Stelle dar- 
legten 1, der Eigentümer mit den Produktionsmitteln haushält, daß er, 
um größeren Gewinn zu machen und der Konkurrenz die Spitze zu bieten, 
sich beeilt, alle technischen Verbesserungen in Anwendung zu bringen, 
daß er mit Aufbietung seiner ganzen geistigen und körperlichen Kraft 
voranzukommen strebt, das versteht sich leicht und ist durch die Er- 
fahrung erwiesen. Allein in dieser kommunistischen Gesellschaft? Da 
sind die Produktionsmittel Gesamtgut, und das Sprichwort sagt nicht mit 
Unrecht: Gesamtgut — verdammt Gut! Da kann das Arbeits- 
pensum zum Zweck der Einführung technischer Verbesserung nicht so 
leicht erhöht werden, wenn die Mehrheit sich nicht willig zeigt. Jeden- 
falls ist es schwierig, langwierig, im Erfolge zweifelhaft, technische Ver- 
änderungen von einem Plebiszit abhängig zu machen oder einer wider- 
strebenden Menge aufzuzwingen. Da fehlt jeder persönliche Antrieb 
zu höherer Kraftanstrengung, weil für den einzelnen eine Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Lage ausgeschlossen bleibt. Die Trägheit 
hält aber jedenfalls bei vielen Menschen dem Ehrgeiz die Wage, und 
wer hoffen wollte, daß der Gemeinsinn, die Liebe zur allgemeinen Wirt- 
schaftsgenossenschaft, „Gesellschaft“ genannt, viele Schweißtropfen aus- 
zupressen im stande sein werde, der muß jedenfalls ein schlechter 
Psychologe sein. Im Gegenteil dürfte eine „Gesellschaftsordnung* im 
Sinne des Sozialismus gar bald zum Gegenstand des allgemeinsten Hasses 
werden. Oder würden sich die Menschen eine Gestaltung des gesellschaft- 
lichen Lebens, die im schneidendsten Gegensatz steht zu den 
klarsten, berechtigtsten Ansprüchen der menschlichen Natur, auch 
nur für kurze Zeit gefallen lassen? Wer das erwarten wollte, der kennt 
den Menschen nicht, kennt nicht die eruptive Gewalt, mit der Gerechtigkeits- 
sinn und Freiheitsbedürfnis gegen Mißachtung und Unterdrückung sich er- 
heben. Die ökonomische Selbständigkeit ist wesentlicher Bestand- 
teil der bürgerlichen Freiheit. Sie bleibt das Ziel des Strebens, nach 
dessen Erreichung jeder verlangt. Wer dieses Ziel gewonnen, wer auch 
nur einen kleinen Acker, ein enges Haus sein eigen nennt, der hängt 
an diesem seinem Gute wie an seinem Lebensglück. Um jenen Drang 
nach Selbständigkeit zu bannen, dazu bedürfte es noch mehr als einer 
fortgesetzten brutalen Tyrannei. Und wer würden denn die Männer sein, 
welche die sozialistische Wirtschaftsgenossenschaft zu leiten hätten? Etwa 
einstimmig gewählte Vertreter des ganzen Volkes? Gewiß nicht, sondern 


Dühring ® (1894) 297 f 802 ff 344 ff. Auch Cabet schreibt auf dem Titelblatte seiner 
„Voyage en Icarie“: „A chacun suivant les besoins, de chacun suivant ses forces“, und 
Louis Blanc im Nouveau Monde vom 15. Juli 1850, S. 4: „De chacun selon ses fa- 
cultös, & chacun selon ses besoing.“ 

! Siehe oben S. 194f. 
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die Sieger im Wahlkampfe. Von diesen Vertretern einer bloßen Majorität 
also abhängig sein, wie der Sklave abhängig war von seinem Herrn, abhängig 
sein bis auf das Stück Brot hinab, das man in den Händen hält, ein Leib- 
eigener der „Gesellschaft“, in Wirklichkeit einer triumphierenden Majorität, 
sein müssen, von den Leitern der Gesellschaft nicht nach dem einzig ge- 
rechten Maße seiner Leistungen und Fähigkeiten, sondern nach dem Maße 
der gnädig oder ungnädig bemessenen „vernunftgemäßen Bedürfnisse“ zum 
Mitgenuß an den materiellen Gütern berufen werden — wo ist der Mensch, 
der noch eine Spur von Freiheitssinn und Gerechtigkeitegefühl besäße 
und dessen ganzes Innere bei dem bloßen Gedanken an so unsägliche 
Schmach sich nicht aufbäumte? Das sind keine Übertreibungen unserseits. 
Wir haben nur Momente berücksichtigt, die sich aus dem Wesen jeder 
kommunistischen Gesellschaftsordnung ergeben müssen. Heute verfügt auch 
der Arbeiter wenigstens insofern über ökonomische Selbständigkeit, als er 
frei seinen Beruf wählt und dem Arbeitgeber gegenüber Kontrahent ist, 
und wenn es ihm bei dem einen Arbeitgeber zu hart wird, so kann er 
zu einem andern gehen. In der sozialistischen Gestaltung aber gibt es, 
wie wir sahen, nur einen Herrn, die „Gesellschaft“, einen Herrn, der 
Beruf und Arbeit verteilt, einen Herrn, dem gegenüber der Arbeiter 
nicht freier Kontrahent, sondern in Wirklichkeit Untertan ist, wenn 
ihm auch ein so und so viel Millionstel Souveränität zugesprochen wird. 
Mit Recht sagt Schäffle!: „Die Freiheit der Bedarfsbestimmung 
ist sicherlich die unterste Grundlage der Freiheit überhaupt. Würden 
die Lebens- und Bildungsmittel etwa von außen her und einem jeden 
nach einem Bedarfsschema zugemessen, so könnte niemand nach seiner 
Individualität leben und sich ausbilden; es wäre der Brotkorb der Frei- 
heit beseitigt. ... Die eine praktische Grundfreiheit, die privaten Ein- 
künfte nach freiem Belieben individuell zu verwenden, wäre allein uns 
für alle möglichen Vorteile der Sozialreform zusammen nicht feil.“ Die 
Verteilung der Produkte aber müßte notwendig, wie Marx selbst zu- 
gesteht?, in der höheren Phase der kommunistischen Gesellschaft eine 
Verteilung nach den Bedürfnissen sein, also nicht nach Leistungen, wie 
die Gerechtigkeit es verlangt; denn dabei würde es wieder Unter- 
schiede des Einkommens geben, weil ja die Fähigkeiten, darum die Lei- 
stungen, notwendig verschieden sind. Derartige Unterschiede des Besitzes 
aber vertragen sich nicht mit dem Wesenselement einer kommunistischen 
Gesellschaft, mit der Gleichheit. Und wer bemißt die Bedürfnisse? Soll 


ı Die Quintessenz des Sozialismus 7 (1879) 28 ff 25. 

% Vgl. Neue Zeit XI 557 ff. 

s Der Marxistische Sozialismus geht nicht von der „Gleichheit“ als einem rechts- 
philosophischen Prinzip aus, wie die älteren Sozialisten. Aber die Gleichheit ist doch 
für ihn Ziel der Entwicklung und in der Zukunftsgesellschaft mit der „Aufhebung aller 
Klassenunterschiede“ gegeben. Vgl. Engels, Eugen Dührings Umwälzung der Wissen- 
schaft (1886) 96. 
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die Bemessung der Willkür und der Begehrlichkeit überlassen bleiben ? 
Dann wären auch die reichsten Vorräte bald erschöpft. Es wird also 
eine offizielle Bedarfsbestimmung Platz greifen müssen und schließlich 
vielleicht gar eine offizielle Regulierung der Volksvermehrung, da andern- 
falls — mit dem Wegfall der wirtschaftlichen Selbstverantwortlichkeit der 
einzelnen beim Eheschluß und mit der Versorgungspflicht der Gesellschaft 
für alle — der Mitesser wohl bald zu viele würden! Das sind gewiß 
noch lange nicht alle Bedenken, welche gegen die Zukunftsstaatsidee 
ins Gefecht geführt werden können. Aber sie genügen schon, um die 
kommunistische Gesellschaftsordnung in der Tat als eine Utopie er- 
kennen zu lassen!. 


120. Der Anarchismus wird in der Regel als eine Form des Sozia- 
lismus behandelt, obwohl er zum wenigsten mit demselben Rechte eine 
Form des Individualismus genannt werden könnte. Die individualistische 
Überschätzung des Vertrags und der Vertragsfreiheit, die Verkennung der 
staatlichen Aufgaben und zum Teil auch der staatlichen Autorität, wie 
sie in der Gesellschafts- und Wirtschaftslehre der Aufklärungszeit und 
in der neueren biologischen Soziologie zu Tage getreten war, fand in ihm 
ihre bis zum äußersten konsequente Durchführung. Er fordert einen Zustand 
der Anarchie, d. i. vollkommener Autoritätslosigkeit mit absoluter Auto- 
nomie des Individuums, ohne staatlichen Rechtszwang und ohne jede zwangs- 
weise Organisation. An Stelle des Gesetzes tritt der freie Wille, der freie 
Vertrag, die freie Vereinigung. Das ist der wesentliche Inhalt des 
Anarchismus. Dabei verzichtet er aber keineswegs auf eine gesellschaft- 
liche Ordnung. Im Gegenteil hofft er gerade durch die unbeschränkteste 
Freiheit, durch die vollkommene Durchführung und allgemeine Ausdehnung 
des manchesterlichen Laissez faire auf alle Handlungen des Menschen ein 
geordnetes Zusammenleben und Glück für alle zu erreichen. 


Bereits im Altertum, im Mittelalter und dann namentlich bei manchen Ver- 
teidigern der Lehre vom Sozialkontrakte finden sich anarchistische Ideen, so bei 
Hooker, Etienne de la Boötie, insbesondere bei William Godwin*. Trotz aller 
Wandlungen seiner Ansichten gilt aber doch Proudhon als der eigentliche „Vater 
des Anarchismus*. 

1. Pierre Joseph Proudhon wurde zu Besancon am 15. Januar 1809 
in ärmlichen Verhältnissen geboren. Zuerst Schriftsetzer, erhielt er durch ein 
Stipendium der Akademie von Besancon später Gelegenheit, die wissenschaft- 
"liche Laufbahn zu ergreifen. 1840 erschien das Werk „Qu’est-ce que la pro 
priet6?“ („La propriete c’est le vol“). 1846 veröffentlichte Proudhon sein Haupt- 
werk: „Systöme des contradietions economiques“. Nach der Revolution wurde er 
Herausgeber der Zeitung „Le Representant du peuple“. Als Deputierter hielt 
Proudhon am 31. Juli 1848 eine berühmt gewordene Rede, in welcher er hervor- 


ı Vgl. „Arbeiterwohl“, Aufzatz „Undurchführbarkeit des wirtschaftlichen Programms 
des Sozialismus", Jahrg. 1891, 89—93. 
% Inquiry concerning political Justice (1795). 
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hob, das Recht auf Arbeit sei nichts anderes als die Unentgeltlichkeit des Kredits, 
Diese herbeizuführen, bedürfe es einer Volksbank. 1849 wurde die Volksbank 
begründet, hörte aber bald wieder auf, nachdem Proudhon sein Amt als Direktor 
derselben wegen abzubüßender Freiheitsstrafe niedergelegt hatte. 1849 erschien 
die Schrift „Les Confessions d’un Revolutionnaire*, 1851 die „Idee generale de la 
Revolution au XIX® siöcle*. Hatte Proudhon sich bereits in der ersten Schrift 
„Qu’est-ce que la propriet6“ einen Anarchisten genannt, so entwickelte er be- 
sonders in diesen neuen Schriften ausführlicher seine anarchistischen Ideen. Noch 
verschiedene Zeitungen wurden von Proudhon begründet und geleitet, so „Le 
Peuple“* und „La Voix du peuple“. 1858 erschien die Schrift „De la justice“. 
Einer Freiheitsstrafe zu entgehen, floh Proudhon nach Brüssel. 1862 kehrte er 
nach Paris zurück und starb am 19. Januar 1865 in Passy, einer Pariser Vorstadt. 

Die anarchistischen Lehren Proudhons sind, kurz zusammengefaßt, 
folgende: Alle Menschen sind gleich und frei, daher ihrer Natur und Bestimmung 
nach autonom. Wer Hand an mich legt, um mich zu regieren, ist ein Usurpator 
und Tyrann; ich erkläre ihn für meinen Feind! Die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen ist Diebstahl, die Regierung des Menschen durch den Men- 
schen Sklaverei. Der Absolutismus, der stets die Macht des Thrones und des 
Geldsackes begründet, hat wie ein Netz seine Maschen über die Menschen aus- 
gebreitet. Darum fort mit aller Regierung, allem Absolutismus! Nicht 
einmal eine Demokratie, eine Volksregierung ist berechtigt! Es bleibt immer 
der Mensch, der dem Menschen befiehlt, eine Fiktion, die der Freiheit Gewalt 
antut. Keine Parteien mehr, keine Autorität mehr, absolute Freiheit des Menschen 
und Bürgers — auf diesen drei Sätzen beruht Proudhons politisches und soziales 
Glaubensbekenntnis. 

Aber auf welchem Wege, durch welche Mittel soll der Anarchismus etabliert 
werden? Proudhon ist nicht für Gewalt; er glaubt an eine völlig friedliche 
Entwicklung mit dem Anarchismus als Ziel. Man verändere nur 
die ökonomischen Verhältnisse, so wie Proudhon dies vorschlägt, und jedes 
Bedürfnis nach einer zentralen Regierungsgewalt wird verschwunden sein. Die 
Tätigkeitssphäre des einzelnen Bürgers ist durch die natürliche Teilung der Arbeit 
und durch die freie Wahl des Nahrungszweiges hinreichend bestimmt. Die sozialen 
Funktionen stehen ferner in einer solchen natürlichen Verbindung untereinander, 
daß sie eine harmonische Wirkung hervorzubringen im stande sind. Darum wird 
auch aus der freien Tätigkeit aller die Ordnung ganz wohl erstehen können ohne 
Eingreifen einer dem Ganzen übergeordneten Gewalt. Statt einer Million Gesetze 
genügt eines, welches eigentlich kein Gesetz, sondern die elementare Formel der 
Gerechtigkeit ist. Und was wird dies sein? Nichts anderes als das Prinzip der 
Gegenseitigkeit: Tue andern nichts, was du nicht willst, daß man dir tue! Ist 
dieses mutualistische Prinzip zur tatsächlichen Herrschaft gelangt, dann 
genügt statt aller Herrschaft der Zwangsgesetzgebung die Herrschaft der freien 
Verträge. Der Vertrag ist nun das einzige soziale Band, aber ein Band, das nicht 
drückt und fesselt, sondern sich ganz und gar auf den Willen des Individuums 
zurückführt. Durch den freien Vertragswillen der Bürger entstehen autonome 
Produktivassoziationen der Arbeiter, welche wieder unter sich durch Ver- 
trag in geschäftliche Verbindung treten können. Weil der Vertrag allein die 
Grundlage jeglicher sozialer Einigung ist, bleibt jeder Kontrahent sich bewußt, 
daß nur sein freier Wille in der neuen Ordnung der Dinge herrscht, und wollte 
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man dann noch von Regierung reden, so wäre es doch keine andere als seine 
eigene Herrschaft und Regierung. Freilich folgt der Wille dem Prinzip der Gegen- 
seitigkeit, der Gerechtigkeit, aber die Gerechtigkeit ist ein Akt des Gewissens 
und eben darum wesentlich frei. Da bedarf es keiner Zwangsgesetzgebung und 
keiner Gerichte. Das Gewissen kann nur sein eigener Richter sein. Alles übrige 
ist Autoritätsherrschaft und Gewalt. 

In der Kritik der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung berührt 
Proudhon sich vielfach mit sozialistischen Auffassungen. Auch er hält dafür, daß 
Wert nur durch Arbeit entstehe und nach der aufgewendeten Arbeit sich bemesse. 
Proudhon bekämpft weniger das Eigentum schlechthin als die heutige Eigentums- 
ordnung mit Geld, Zins, Profit. Er fordert eine Gestaltung der Dinge, in welcher 
gleiche Werte vertauscht werden und jeder Arbeiter seinen vollen Arbeitsertrag 
empfängt. Das, was ich für das Eigentum fordere, sagt er, ist eine Wage. 
Heute benutzt der Kapitalist die günstige Lage, in welche ihn das Eigentum an 
den Produktionsmitteln versetzt, um die gerechte Gegenleistung an den Arbeiter 
zu verkürzen. Er eignet sich einen Teil des Arbeitsertrages der Arbeiter ohne 
Gegenleistung an, erntet, obwohl er nicht säet, verzehrt, wiewohl er nicht pro- 
duziert, genießt, obgleich er nicht arbeitet. So bietet ihm sein Eigentum den 
Anlaß zum Diebstahl: la propriet6 c’est le vol! Freilich verursacht die Ver- 
kürzung des gerechten Arbeitslohnes auch die für den Kapitalisten gefährlichen 
Absatzkrisen, deren Grund Proudhon nicht in der Planlosigkeit der heutigen Pro- 
duktion, sondern in der Schwächung der Kaufkraft der Arbeiterwelt erblickt. 
Weil nämlich die Arbeiter mit ihrem minderwertigen Lohne nicht das ganze 
Produkt kaufen können, wird ein Teil der produzierten Warenmasse unverkäuf- 
lich bleiben. Das führt zur Einschränkung der Produktion, und diese raubt dem 
Arbeiter seine Beschäftigung. Die Arbeitslosigkeit aber ist für ihn gleichbedeutend 
mit Elend, für die Gesellschaft mit Pauperismus. Heute die Werkstätte geschlossen, 
morgen Fasttag auf den öffentlichen Plätzen, übermorgen Tod im Armenhaus 
oder ein Mahl im Gefängnis! 

Das unmittelbare Problem der sozialen Reform ist darum die Herstellung 
eines Zustandes, in welchem jeder den vollen Wert seiner Arbeit bzw. seines Pro- 
duktes erlangen kann. Im Mittelpunkte der hierfür unter dem Namen „liquidation 
sociale“ zusammengefaßten Projekte steht die auf dem mutualistischen Prinzip zu 
gründende Volksbank. Sie hat den Zweck, Geld- und Zinswirtschaft, den 
Profit der Kapitalisten — die Quellen des Pauperismus — zu beseitigen, dem 
Tausch- und Kreditverkehr eine ganz neue Grundlage zu geben. Jedem Pro- 
duzenten, welcher seine Produkte gegen Tauschbons einzutauschen bereit ist, soll 
die Bank offen stehen. Bringt z. B. der Schuster ein Paar Schuhe, so erhält er 
dafür einen dem Werte der Sache entsprechenden Tauschbon, mittels dessen er in 
der Bank irgend ein anderes Produkt von dem gleichen Preise eintauschen kann. 
Die Preise werden hierbei so berechnet, daß die auf Herstellung der Produkte 
verwendete Arbeitszeit und die Kosten ihre Kompensation finden, die Produzenten 
aber auf sonstigen Profit verzichten. Proudhon erwartet, daß nach und nach 
alle Produzenten und Konsumenten sich der Vermittlung der Bank bedienen 
würden. Dann wäre das Geld überflüssig, und aller Umsatz könnte sich ver- 
mittels der Tauschbons vollziehen. Für die Umwandlung der Gesellschaft von 
höchster Bedeutung ist namentlich die durch jene Bank ermöglichte Unent- 
geltlichkeit des Kredits. Die Bank nimmt nur eine Gebühr zur Deckung ihrer 
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Kosten, aber keinen Zins. Damit ist den Kapitalisten der Profit entzogen. 
Niemand wird bei ihnen Geld leihen gegen Zins, niemand ihr Lohnarbeiter 
werden wollen, da die für Anschaffung der Produktionsmittel notwendigen 
Tauschmittel zinsloes der Bank entliehen werden können. Die des Profits be- 
raubten Kapitalisten werden dann ihre Kapitalien aufbrauchen, schließlich aber 
auch, wie die andern, zur Tauschbank gehen, um arbeiten und produzieren zu 
können. Eine von Bonnard 1849 zu Marseille begründete „Tauschbank“ wurde 
epäter (1853) nach Paris verlegt und konnte sich im ganzen etwa zehn Jahre 
lang behaupten (Zusammenbruch 1859). Die hier geplante Beseitiguug der Wert- 
abschätzung der Waren in Geld nennt Knies ' mit Recht eine pure Fiktion. „Die 
Bankagenten mochten immerhin den Wert eines zur Disposition gestellten Quan- 
tums von 100 Hüten in den auf den Tauschbillets angegebenen Quantitäten von 
Brot, Stiefeln u. dgl. abgeschätzt verzeichnen; da außerhalb der Anstalt überall 
Marktpreise in Geld für Hüte wie für Brot und Stiefel festgestellt wurden, so 
war eben nur eine Umrechnung ohne jede Spur einer Schwierigkeit vorzunehmen. 
Erst ein wirkliches Verschwinden unserer Form für Preise würde sofort wieder 
die unerträglichen Hindernisse der Abschätzung des Wertes der Waren ohne Zu- 
hilfenahme des Geldes in Wirksamkeit gebracht haben.“ Mit Rücksicht auf die 
Organisation der Arbeit meint Proudhon, es werde innerhalb der neuen 
Ordnung der Dinge in jenen industriellen Produktionszweigen, welche eine große 
Kollektivkraft oder Leistungen verschiedenster Art erfordern, die freie Assoziation 
unter den Mitgliedern dieser Gewerke am Platze sein. Doch bleibe es niemand ver- 
wehrt, seine eigene Werkstätte zu haben. Auch glaubt Proudhon, daß für die 
landwirtschaftliche Arbeit die Form der Assoziation sich weniger eigne. 

Die Gesamtheit dieser Reformen läßt, wie gesagt, die Anarchie in friedlichem 
Umwandlungsprozeß der Gesellschaft ganz von selbst entstehen. Man wird bald 
einsehen, daß jede Regierung entbehrlich ist, nachdem einmal ihre bisherige Auf- 
gabe erloschen, die Vorrechte des Reichtums zum Schaden der ärmsten und zahl- 
reichsten Klasse aufrecht zu erhalten. Grund und Boden wie alle Produktions- 
mittel stehen ja von nun an allen Bürgern und ihren frei sich bildenden Pro- 
duktivassoziationen zur Verfügung. Dann beginnt die glückliche Zeit, in welcher 
die Kontrakte den Platz der Gesetze einnehmen, jeder Mensch, jede Korporation 
sich selbst Gesetze gibt, alle Gerichtshöfe und Tribunale durch einfache Schieds- 
gerichte ersetzt werden und der in dem neuen Milieu vollendete intelligente und 
freie Mensch allein durch die ihm innewohnende Gerechtigkeit sich leiten läßt. 

Später erkannte Proudhon freilich selbst den reinen Anarchismus als prak- 
tisch undurchführbar an und vertrat von nun an den Föderalismus®?, Man 
kann den Föderalismus kurz charakterisieren als ein auf dem „suffrage universel“ 
und dem freien Vertrag gegründetes System gegenseitiger Garantien, gegenseitigen 
Schutzes, gegenseitiger Förderung und Hilfe mit einer aus Deputierten bestehenden 
Regierung zum Zwecke der Durchführung der Verträge und der Wahrung gemein- 
samer Interessen und Angelegenheiten. Alles wird hier von unten herauf kon- 
struiert, geht aus von der Initiative der Massen, von dem „suffrage universel“. Die 
Arbeitergruppen verbinden sich zu politisch souveränen Kommunen, Kantonen, 


! Das Geld* (1885) 241 247. Das gilt auch von Flürscheims Plan, den Geld- 
verkehr durch Warenbanken zu verdrängen. 
* Du principe federatif, in den- Oeuvres complötes XVII (1852), 
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Provinzen und Staaten vermittels eines Einigungsvertrages, wobei die Kontra- 
henten sich immer mehr an Rechten, Freiheit, Autorität zurückbehalten, als sie 
opfern. In jedem Staat wird eine Reihe von selbständigen Administrationszweigen 
gebildet, die jeder für sich vom Volk oder den Interessenten bestellt werden. 
Über allen diesen Administrationszweigen steht eine Nationalversammlung, welche 
direkt vom ganzen Lande ernannt wird. Sie hat die Rechnungen der verschiedenen 
Administrationen durchzusehen, das Budget zu bestimmen, Differenzen zwischen 
den Administrationen auszugleichen, die für das Ganze notwendigen Gesetze zu 
geben usw. Die Theorie des Föderalismus bezeichnet also nicht, wie die Theorie 
des reinen Anarchismus, alle politischen Funktionen als unnütz. Sie verlangt 
vielmehr ausdrücklich einen Wahlkörper, sodann eine Delegation als gesetzgebende 
Gewalt und eine Exekutivgewalt; letzterer ist die Verwaltung, die Polizei, die 
Justiz, die Kriegführung zugeteilt. Auch der „Föderalist“ Proudhon konnte sich 
mit einer autoritativen kommunistischen Organisation nicht versöhnen, wie sie in 
der Schule des Luxembourg (Louis Blanc und dessen Anhänger) vertreten war. 
Das föderalistische System faßt die Beziehung des Menschen zur Gesellschaft 
nicht als ein Verhältnis der Unterordnung auf; es betrachtet die Gesellschaft 
keineswegs als eine Hierarchie der Ämter und Gewalten, sondern als ein System 
der Gegenseitigkeit und des Gleichgewichtes zwischen freien Kräften, wo die 
noch verbleibenden politischen Organe und Funktionen lediglich dem Willen des 
Volkes zu dienen haben. Die Gerechtigkeit, die nach Proudhon keine bloße 
Idee, sondern eine immanente Fähigkeit der Seele, eine, wenn unbehindert, 
spontan wirkende, nach Art einer inneren Zwangsgewalt dem Menschen sich 
aufdrängende Macht ist, wird jeden nötigen, seinen Egoismus dem gemeinsamen 
Interesse unterzuordnen. Qui vivra, verra! 

2. Als Theoretiker des Anarchismus kommt sodann in Betracht Johann 
Kaspar Schmidt (Pseudonym: Max Stirner), geb. 1806 zu Bayreuth; er 
studierte in Erlangen und Berlin Philologie und Theologie, war bis 1844 Gym- 
siallehrer und Dozent an einer höheren Töchterschule zu Berlin. Im Jahre 1844 
erschien sein Werk „Der Einzige und sein Eigentum“, in welchem er die letzten 
Konsequenzen der individualistischen Denkrichtung zog und die absolute Selbst- 
herrlichkeit des Individuums verkündete. Nicht mehr soll es heißen: Verleugne 
dich selbst, sondern: Komm zu dir selbst. Emanzipation der Eigenheit, des Ich, 
das ist die Rettung. Was du zu sein die Macht hast, dazu hast du 
das Recht! Ich bin zu allem berechtigt, wozu ich die Macht habe; selbst Gott 
darf ich stürzen, wenn ich kann, auch Eigentum besitzen, aber nur soweit ich 
es nehmen und behaupten kann. Außer mir gibt es kein Recht. Jeder Staat, 
selbst die absolute Demokratie ist Despotie. Stimme ich heute einem Gesetze 
bei, so bin ich morgen sein-Knecht. Alle bisherigen Wege zur Überwindung des 
Pauperismus, alle diese „Pöbelbeglückungsversuche“ und „Schwanenverbrüderungen‘“, 
taugen nichts. Allein aus dem Egoismus kann dem Pöbel Hilfe kommen. Die 
Eigentumsfrage löst nur der Krieg aller gegen alle! Die „Selbstverwertung 
des Ich“ und seiner Macht entscheidet also nach Stirner über alle sozialen 
Probleme, alle Fragen der Politik und der Wirtschaft, des Besitzes und der 
Arbeit. Sie bedeutet die absolute freie Konkurrenz, den schrankenlosen Kampf 
ums Dasein, den Sieg der brutalen Stärke inmitten eines negativen Kommunis- 
mus ohne positives Gesamteigentum der Gesellschaft, und bei fortdauernder Okku- 
pationsfreiheit ohne rechtliche Anerkennung des Privateigentums. Nur ganz lose 
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„Vereine der Egoisten“ sollen dem einzelnen sein Eigentum schützen oder 
auch entziehen, wenn es so besser scheint. Das Ganze mutet einen an wie ein 
Märchen aus der „prähistorischen® Urzeit. Man käme, wie bei Nietzsche, wirk- 
lich in Verlegenheit, wenn man genau bestimmen sollte, wo in dieser Lehre die 
Grenze zum Wahnsinn überschritten wird'. 

3. Noch sei erwähnt Bakunins Theorie der Agitation. Die Verbindung 
des russischen Nihilismus (Zerstörung von allem Gegenwärtigen, auf dessen Ruinen 
allein eine neue Ordnung erstehen könne) mit theoretischen Elementen des älteren 
Anarchismus führte zum neuen praktischen Anarchismus. Diese Entwicklung 
knüpft sich an die Namen Bakunin und Netschajew. 

Michael Alexandrowitsch Bakunin, aus adeligem Geschlecht 1814 
zu Torschok im russischen Gouvernement Twer geboren, wurde 1835 Artillerie- 
offizier, verließ aber 1838 bereits die militärische Laufbahn, um sich später 
(1840) in Berlin und Dresden philosophischen Studien zu widmen. 1843 ging 
Bakunin nach Paris, dann nach der Schweiz und wieder nach Paris, wo er mit 
Proudhon verkehrte. Wir finden ihn dann als Teilnehmer revolutionärer Er- 
hebungen in Prag und Dresden (1849); er wurde gefangen, zum Tode verurteilt, 
schließlich an Rußland ausgeliefert, dort in der Peter- und Paulsfestung, hierauf 
auf der Feste Schlüsselburg interniert, 1855 nach Sibirien verbannt. Von dort 
floh er über Japan und Amerika nach England (1861), wo er sofort in persön- 
liche Beziehung zu den Führern des internationalen Kommunismus trat. Als Leiter 
der sog. „Freiheits- und Friedensliga“ finden wir ihn bald in London, Italien, 
Genf, Locarno, Bern, überall im Dienste der Revolution und als anarchistischen 
Agitator tätig. Innerhalb der 1868 von Karl Marx in London begründeten „Inter- 
nationalen Arbeiterassoziation“ stand er dem ebenso herrschsüchtigen Marx im 
Wege. Es kam zum völligen Bruche zwischen beiden Männern, und Bakunin 
gründete nun die „Jurassische Föderation“ als Sammelpunkt der Anarchisten. 
Bakunin starb am 1. Juli 1876 im Spital zu Bern, indem er durch Abweisung 
jeder Nahrung seinen Tod beschleunigte. 

Von seinen Schriften nennen wir (mit Verweisung auf Zenker, Eltzbacher, 
Adler): „Rußland, wie es wirklich ist“, Mannheim 1848; „Die Volkssage*, London 
1862; „Proposition motivee au comite central de la Ligue de la Paix et de la 
Libert6“ (1868); „Dieu et l’Etat“, herausgegeben von Cafiero und Reclus, Genf 
1882, Paris 1893; „L’empire Knoutogermanique et la Revolution sociale“, Neu- 
chätel 1871; „La theologie politique de Mazzini et de I’Internationale“, Neuchätel 
1871; L’Etatisme et l’Anarchie“, Zürich 1874 usw. 

Die geradezu unentbehrliche Voraussetzung des Anarchismus ist Bakunin 
zufolge der moderne Atheismus, speziell der materialistische Darwinismus. Seine 
Theorie charakterisiert sich denn auch als eine Entwicklungslehre auf materia- 
listischer Grundlage. Eigentum und Staat gehören einer niederen Stufe an. Die 
höchste zukünftige Stufe wird repräsentiert durch die Anarchie. Keine Herr- 
schaft Gottes über uns, aber auch keine Herrschaft des Men- 
schen über den Menschen. Wir weisen jede Legislation, jede Autorität 
und jeden privilegierten, patentierten, offiziellen und legalen Einfluß, auch wenn 


! Die andern deutschen Anarchisten: Moses Heß, Karl Grün, Wilhelm 
Marr, müssen wir hier übergehen. Über Lessing und Fichte siehe Adler, Ar- 
tikel „Anarchishus* im Handwörterbuch der Staatewissenschaften I? 300 £. 
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er aus dem allgemeinen Wahlrechte hervorgegangen ist, zurück, zumal da er nur 
einer herrschenden und ausbeutenden Minorität gegen die Interessen der großen 
geknechteten Mehrzahl zu gute kommen könnte. Nicht in der Form des Staates, 
sondern in seinem Wesen liegt der Despotismus. An Stelle des Staates schlechthin 
soll daher die völlig staatlose, freie Gesellschaft treten mit Kollektiveigentum an 
den Produktionsmitteln, aber mit einer Organisation der Gesellschaft und des 
Gesellschaftseigentums von unten nach oben durch freien Vertrag und freie Ver- 
einigung, nicht von oben nach unten vermittels irgend welcher Autorität. Lokale 
Gruppen von Personen, die sich frei zu Arbeitergenossenschaften zusammen- 
schließen, ihr Verhältnis aber auch frei wieder lösen können, nehmen die Pro- 
duktionsmittel in Besitz, produzieren zwanglos, aber auch ohne Zwang üben zu 
dürfen. Diese Einrichtung allein garantiert dem Arbeiter sein ganzes Arbeitspro- 
dukt. Nicht das allgemeine Stimmrecht, sondern nur die Gewalt kann den Anarchis- 
mus zum Siege führen. Darum muß man zunächst das herstellen, was man 
gegenwärtig „Anarchie“ nennt, einen Zustand, in welchem die „öffentliche Ord- 
nung* im Sinne der Jetztzeit der Vernichtung anheimfällt. Doch meint Bakunin, 
schon der passive Widerstand auf politischem und wirtschaftlichem Gebiete, die 
„Enthaltung von der Politik“ und der „allgemeine Streik“ werde die Kapitalisten 
in Monatsfrist zum Nachgeben oder zum Kampfe führen, jedenfalls zum Siege der 
Arbeiter. Die blutige Revolution galt ihm nur als ein bedingt notwendiges Übel. 

4. Die „Propaganda der Tat“, die „Pandestruktion® zum Zwecke der 
Einführung des Anarchismus fand dagegen ihren eifrigsten Apostel in Netschajew. 

Sergei Netschajew, 1846 zu Petersburg als Sohn eines Hofbediensteten 
geboren, später Lehrer an einer Kirchspielschule seiner Vaterstadt, gründete 1865 
in Moskau unter den Studenten der Ackerbauakademie den Geheimbund „Das 
Volksgericht“. In einer von Bakunin und Netschajew (1869) gemeinsam heraus- 
gegebenen Broschüre: „Paroles adressees aux 6tudiants“, wurden die Studenten 
aufgefordert, die Universität zu verlassen und „unter das Volk zu gehen‘, d. i. 
Nihilisten zu werden. Charakteristisch ist, daß Netschajew in dem Räubertum 
„eine der ehrenhaftesten Formen dee russischen Volkslebens“ erblickte. Nachdem 
Netschajew seinen Freund Iwanow, von dem er Verrat fürchtete, 1869 ermordet 
hatte, floh er nach der Schweiz zu Bakunin. Doch bald entzweiten sich beide, 
Netschajew ging nach London, gründete dort eine Zeitung: „Die Gemeinde“, in 
welcher er Bakunin scharf angriff. 1872 wurde er an Rußland ausgeliefert, wo 
er spurlos verschwand. 

Seine Anschauungen hat Netschajow (nach andern Bakunin oder beide ge- 
meinschaftlich) in dem „Revolutionären Katechismus“ (ursprünglich chiffrierte 
Schrift, von der Staatsanwaltschaft im Prozeß gegen Netschajew der Öffentlichkeit 
übergeben) niedergelegt: Der Revolutionär kennt nur eine Wissenschaft: die Zer- 
störung. Für sie und nur für sie studiert er Mechanik, Physik, Chemie und selbst 
Medizin. Zu demselben Zwecke studiert er Tag und Nacht die lebendige Wissen- 
schaft, die Menschen. Der Zweck bleibt immer derselbe: die möglich rascheste 
und endgültige Zerstörung der bestehenden Ordnung. Für ihn existiert nur ein 
Genuß, ein Trost, ein Lohn, eine Befriedigung: der Lohn der Revolution. Tag 
und Nacht darf er nur einen Gedanken, nur einen Zweck haben: die unerbitt- 
liche Zerstörung. Das Glück der Zukunft, die gründliche Vernichtung jedes 
Staatsbegriffs, die Anarchie, kann nur die Frucht einer alles zerstörenden Volks- 
revolution sein. Aber schon vorher bedarf es der blutigen Reklame für den 
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Anarchismus, der Propaganda der Tat. Ohne unser Leben zu schonen, müssen 
wir mit einer Reihe verwegener, ja sinnloser Attentate in das Leben des Volkes 
einbrechen und ihm den Glauben an seine Macht einflüßen, es erwecken, ver- 
einigen und zum Triumphe seiner Sache hinführen. 

Auch Fürst Peter Krapotkin zeigt sich der Propaganda der Tat nicht abgeneigt, 
wie er die Einführung der Anarchie nur von der Revolution erwartet. Elise 
Reclus, der bekannte Geograph, dagegen ist, obwohl Vertreter des Anarchismus, 
doch kein Freund der Propaganda der Tat. 


Der Anarchismus bedarf keiner Widerlegung. Aus der Anarchie 
wird niemals die Ordnung erstehen, selbst wenn die Menschen ihre Natur 
völlig veränderten. Wo Ordnung ist, da muß notwendig Unterordnung 
sein; das gilt auch von den „Gruppen“ mit ihren „vollkommen auto- 
nomen Gliedern*. Nicht einmal der Vertrag, das einzige soziale Band, 
das der Anarchismus noch übrig läßt, verträgt sich mit dauernder ab- 
soluter Autonomie. Denn ein Vertrag, der nicht bindet, also nicht die 
Freiheit beschränkt, ist überhaupt kein Vertrag. Und wo keine Autorität 
Schutz gewährt, da muß und wird gerade die Freiheit und Gleichheit 
zur brutalsten Machtherrschaft führen. 


8 5. 


Solidarismus. 


Literatar: P&rin, Über den Reichtum in der christlichen Gesellschaft, tibersetzt 
von Weizenhofer, I (1866) 34ff. — Rösler, Über die Grundlehren der von A. Smith 
begründeten Volkswirtschaftstheorie ? (1871) 255 f. — Wagner, Grundlegung I Sff 
12 18 22 37-63 83—137 853 ff 428 ff; 11? Vorwort u. d4Lff. — Schäffle, Das 
gesellschaftliche System der menschlichen Wirtschaft IL® (1873) 12 ff 89 ff 177 ff 453 
482 486 ff. — Sax, Grundlegung der theoretischen Staatswirtschaft (1887) 4 fi. — 
v. Philippovich, Grundriß‘ (1901) 343—400. — v. Vogelsangs Lehren 125 
138 207 fi. — Weiß, Soziale Frage und soziale Ordnung? 248 f 309 f 616 f 81lf 1117; 
+(1904) 7 288 ff 358 413 670 866 f 1177. — v. Hertling, Kleine Schriften 251 ff 
254 ff. — Hitze, Kapital und Arbeit (1880) 200 ff 288 ff 328 ff 435 ff; Die soziale Frage 
(1877) 155 f.— v. Nathusius, Mitarbeit der Kirche ? (1897) 94 ff 164 ff 296 ff 307. — 
v. Ketteler, Liberalismus, Sozialismus und Christentum *. — Antoine, Cours d’Eco- 
nomie sociale 39 ff 125 ff 129 ff 219 ff 444 fi. — Vermeersch, Manuel social ? (1904) 
508—565 642—648 712 ff; Quaestiones de iustitia (1901) 38 ff; ? (1904) 36 ff; Soderini, 
Socialismo e Cattolicismo (1896). — Jentsch, Grundbegriffe und Grundsätze der Volks- 
wirtschaft (1895) 30 ff 382 ff. — Kempel, Göttliches Sittengesetz und neuzeitliches 
Erwerbsleben (1901) 104ff. — Matthias v. Bremscheid, Die soziale Bedeutung 
der katholischen Kirche (1899). — Ruhland, Die Wirtschaftspolitik des Vaterunser 
(1894). — Eberle, Sozialpolitische Fragen der Gegenwart (1889); Grundzüge der Sozio- 
logie (1896). — Moore, Series of lectures on catholic socialism. — Hubert-Valleroux, 
La Cooperation (1904). — Ebenhoch, Wanderungen durch die Gesellschaftspolitik 
(1896). — Kindermann, Zwang und Freiheit (1901). — Tiring, Die soziale Frage 
und das Prinzip der Solidarität I (1901). — Noricus, Gerechtigkeit, Liebe und Organi- 
sation, in der Monatsschrift für christliche Sozialreform XXIV (1904) 815 ff. — Berlepsch, 


ı Für die Lehre der sog. „Selbständigen“ müssen wir auf Benjamin R. Tucker, 
Staatssozialiemus und Anarchismus (1895), verweisen. 
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Warum betreiben wir die soziale Reform? in den Schriften der Gesellschaft für soziale 
Reform Hft 11 (1908). — Wasserrab, Soziale Frage, Sozialpolitik und Karität (1903). — 
Neumann, Wer ist heute Sozialist? in den Jahrbüchern für Nationalökonomie XXIV (1902). 
— Biermanns Aufsätze in der Beilage zur Allgem. Zeitung: „Das Telos in der Sozial- 
wissenschaft“, 1908, Nr 59, und „Sozialphilosophische Propädeutik“, 1904, Nr 51. — 
Walter, Artikel „Volkswirtschaftslehre* im Staatslexikon der Görres-Gesellschaft V 31207 ff. 
— Pieper, Leitgedanken der christl. Sozialpolitik im „Arbeiterwohl*, Jahrg. 1904, 293 ff. 

Die leitende Idee des Individualismus war die der absoluten Freiheit 
und Selbständigkeit lediglich den eigenen Vorteil suchender Einzelwirt- 
schaften. Der individualistischen Dezentralisation stellte der Sozialismus 
die Forderung einer völlig einheitlichen, zentralisierten, universalen Wirt- 
schaftsgenossenschaft. gegenüber, mit Verwischung aller sozialen Differen- 
zierung zwischen Berufsgruppen, Klassen, Ständen. In der Mitte zwischen 
beiden Extremen einer absoluten Zentralisation und einer absoluten De- 
zentralisation steht ein drittes System. Es beläßt der Einzelwirtschaft 
ihre relative Selbständigkeit, fordert lediglich deren organische Eingliede- 
rung in das gesellschaftliche Ganze. Da aber die Gesellschaft als Ver- 
bindung freier sittlicher Wesen eine moralische Einheit darstellt, so muß 
auch der in letzter Linie jedes soziale System beherrschende Grund- 
gedanke ein sittliches Postulat sein. Diese rechtlich-sittliche Forderung 
nun, welche als oberstes und allgemeinstes soziales Rechtsprinzip und 
Gesetz für das Individuum, die Gesellschaft, den Staat sich darstellt, 
möchten wir kurz mit dem Namen Solidarität bezeichnen und das hierauf 
aufgebaute System selbst Solidarismus nennen. 


121. Die Solidaritätsidee bei Sozialpolitikern und in der Reform- 
bewegung. Worte, wie Solidarität, Brüderlichkeit, Liebe usw. wurden 
selbst von den Vorkämpfern der blutigen französischen Revolution ge- 
braucht, von einem Camille Desmoulins, Robespierre, Marat, von bel- 
gischen Freidenkern („Solidaires‘) usw. Auch die positivistische und 
Saint-Simonistische Schule bediente sich „altruistischer“ Schlagworte. 

Bei den Saint-Simonisten und bei Fourier findet sich das Wort „solidarite* 
wohl kaum, dafür Ausdrücke, wie association, harmonie des interöts, federation, 
cooperation, garantisme (Fourier)'!. 

Sehen wir von den durch den Saint-Simonismus beeinflußten Schrift- 
stellern Buchez und Roux ab, desgleichen von den verfehltien Versuchen 
einer Versöhnung zwischen Christentum, Revolution und Sozialismus durch 
de Lamennais?, Constantin Pecqueur, Francois Huet, so verdient es Be- 
achtung, daß die Solidaritätsidee im Kampfe gegen das individualistische 
Industriesystem mehr und mehr Verwendung fand, nachdem diesem seit 
Beginn des 19. Jahrhunderts in Ferrier, Fodere, namentlich aber in Sis- 
mondi nicht zu verachtende Gegner erstanden waren®, Die Solidarität 


! Vgl. v. Eichtal, La Solidarit& sociale (1903) 5. 
2 Vgl. Weinand, Artikel „Lammenais“ im Staatelexikon der Görres-Gesellschaft 1II®. 
® Vgl. Paul Cauwös, Cours d’Economie politique IV ® (1893) 586 ff. 
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vor allem als ein christlich-charitatives Prinzip, fand dann später in 
Frankreich bzw. Belgien treffliche Verteidiger. Während aber die einen 
(Schule der „Röforme sociale“, Schule von Angers) vorzugsweise auf die 
Betonung der Selbstzucht und der Selbsthilfe (durch Beobachtung des 
Dekalogs, Ausbreitung der freien Assoziationen, durch Fürsorge der Unter- 
nehmer für ihre Arbeiter, Patronage u. dgl.) sich beschränkten, wollten 
die Mitglieder der Schule der „Association catholique“ (Schule von Lüttich: 
Graf de Mun, Marquis de la Tour-du-Pin-Chambly, Antoine, Pascal, Lemire, 
Garnier, Naudet, Harmel, Doutreloux, Pottier, Arthur Verhaegen, Helle- 
putte u. a.) mit dem Individualismus gründlicher und vollkommener brechen. 
Sie betonten darum nachdrücklicher die Pflichten der Gerechtigkeit inner- 
halb des gesellschaftlichen Lebens, wie sie auch folgerichtig der Staats- 
intervention in wirtschaftlichen Dingen das Wort redeten. 


In maßvoller und gerechter Weise urteilt Franz Walter ' über diese Mei- 
nungsverschiedenheiten, welche bei aller Einheit in den Grundanschauungen auch 
auf seiten katholischer Sozialpolitiker zu Tage treten. Er sagt: „Es lassen sich 
eben die volkswirtschaftlichen und sozialen Zustände nach in beträchtlichem Grade 
verschiedenen Gesichtspunkten beurteilen. So geschieht es denn, daß die einzelnen 
Gelehrten je nach ihrer Veranlagung sich der einen oder der andern Richtung 
zuwenden und zu weit auseinandergehenden Schlüssen gelangen. Namentlich sind 
es auch die in einzelnen Ländern bestehenden Zustände, welche auf das Urteil 
der denselben angehörenden Menschen einen bedeutenden Einfluß zu üben geeignet 
sind. In einem Lande, dessen Bevölkerung besonders geschäftstüchtig und spar- 
sam ist, wird man meist geneigt sein, nicht allzuviel von der Staatsintervention 
in die wirtschaftlichen Verhältnisse zu verlangen. So gibt es denn Autoren, die 
durchaus an der katholischen Glaubens- und Sittenlehre festhalten, treue Söhne 
der Kirche sind und nichtsdestoweniger für eine weitgehende soziale und wirt- 
schaftliche Freiheit der einzelnen wie der Vereine und Körperschaften sich ent- 
scheiden, während ebenso kirchentreue Schriftsteller anderer Länder, in denen die 
Bevölkerung ökonomisch weniger vorgeschritten ist, in welchen starke Übelstände 
auf den produktiven Schichten des Volkes und insonderheit auf den kleinen Leuten 
lasten, eine ganz andere Stellung in diesen Fragen einnehmen. Überhaupt wird 
ein mehr individualistisch angelegter Charakter, da bisher weder die Gesamtheit 
der sozialen und wirtschaftlichen Zustände der früheren Zeiten noch auch nur 
diejenige der entsprechenden Verhältnisse unserer Tage eingehend klar gestellt 
ist, auf Grund des vorliegenden Materials zu andern Resultaten gelangen als ein 
von Natur zur Ein- und Unterordnung geneigter Mensch, der leichter ein An- 
hänger der korporativen Zwangsorganisation oder eines stark bureaukratisch- 
autoritativ ausgeprägten Staatswesens werden wird. Der erstere wird den Menschen 
leichter eine vernünftige Handlungsweise zutrauen, die ihnen innewohnende Kraft 
zu Selbsthilfe und Selbstförderung höher veranschlagen, zumal wenn er günstige 
persönliche Erfahrungen gemacht hat, als der letztere. Es ist also das Bestehen 
verschiedener Schulen auch unter den christlichen und insbesondere unter den 
katholischen Gelehrten vollkommen erklärlich.“ Daß die Staatsintervention im 


I Artikel „Volkswirtschaftslehre“ im Staatslexikon der Görres-Gesellschaft V.? 1229, 
Pesch, Lehrbuch der Nationalökonomie. I. 23 
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Prinzip zulässig, darüber besteht heute wohl keine Meinungsverschiedenheit in dem 
Grade, wie vor Erlaß der Enzyklika „Rerum novarum“. Der Widerspruch der 
Ansichten bezieht sich mehr auf das Maß der notwendigen Intervention. Auch 
die Auffassung des Solidaritätsprinzips zeigt noch insofern eine Verschiedenheit, 
als auf der einen Seite die Solidarität mehr im Sinne der freien Cha- 
rität und der organisierten Selbsthilfe verstanden, auf der andern 
hauptsächlich als objektives sozialrechtliches Prinzip ins Auge ge- 
faßt wird. 


Die rechte „sittliche Atmosphäre“ als Vorbedingung für alle Be- 
strebungen der sozialen Reform zu schaffen mit Verwendung des Prinzips 
der Solidarität, aber auch zum Teil sozialistischer Ideen, war die Auf- 
gabe, welche in Anlehnung an französische Schriftsteller in England 
die sog. „Christian Socialists®: Frederic Denison Maurice, John Malcolm 
Ludlow, Charles Kingsley, Stewart D. Headlam u. a. sich gestellt hatten. 
Von größerer Bedeutung sind hier indes Thomas Carlyle, das Haupt der 
„ethischen Sozialisten“, und John Ruskin!. In scharfer Kritik des pluto- 
kratischen Selbstinteresses bekämpften diese warm mit den Leiden der 
niederen Klassen mitfühlenden Männer rücksichtslos den egoistischen In- 
dividualismus der in England herrschenden Doktrin und Praxis. Die 
Volkserziehung zu einer altruistischen Weltanschauung, die Besserung in 
den gesamten Lebensbedingungen speziell der arbeitenden Klassen, na- 
mentlich durch Ethisierung und Sozialisierung der Anschauungen bei den 
Besitzenden, aber auch durch die freie Korporation, das war das große 
Ziel ihrer der Reform, nicht der Revolution dienenden Bestrebungen. 

Thomas Carlyle (geb. 4. Dezember 1795, gest. 5. Februar 1881) trat 
insbesondere nachdrücklich für die Ausdehnung der englischen Fabrikgesetzgebung, 
Vermehrung der Fabrikinspektoren, für Arbeiterhygiene und Volksbildung, Reform 
der Agrar- und Auswanderungsgesetzgebung ein. Bekannt ist sein Schlagwort 
„Captains of industry*, womit er nicht nur die Vorsteher staatlicher Arbeits- 
ämter, sondern vor allem menschenfreundliche Großindustrielle bezeichnete, 
welche sich durch Begründung von Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen Verdienste 
erwarben. Weniger bekannt und doch für unser Gebiet besonderer Beachtung 
wert ist neben dem etwas extravaganten Carlyle John Ruskin (geb. 8. Februar 
1819, gest. 20. Januar 1900); er will beweisen, sagt Christian Eckert? in zu- 
sammenfassendem Urteil, „daß das wirtschaftliche Leben nicht einem Rechen- 
exempel gleicht, daß es nicht in wenige Formeln einzuspannen ist, daß es 
sich bei ihm nicht um ein genau meßbares Gegenspiel feststehender Axiome, 
sondern um ein Ineinandergreifen von Menschen mit Fleisch und Blut handelt, 
um Wesen, deren Triebe und Wünsche durch eine über allen stehende sitt- 
liche Idee beherrscht werden. Er fordert, daß das Mitleidsmoment, daß das 


i Gerh. v. Schulze-Gaevernitz, Zum sozialen Frieden I (1890), über Carlyle 
77 ff, über John Ruskin und Arnold Toynbee 399 ff; ferner M. Kaufmann, Der neuere 
christlich- und ethisch-reformatorische Sozialismus in England, im Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften VI? 828 ff. 

% Eckert, John Ruskin, in Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung 
und Volkswirtschaft im Deutschen Reich XXVI, Hft 1 (1902), 862 £. 
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Gerechtigkeitsgefühl in das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
wieder eingeführt werde; wenn einmal altruistische Gedanken das maßlose 
Hasten nach dem sog. Reichtum, nach Kapitalansammlung zurückdrängen, dann 
‘werde der schauerliche Abgrund zwischen Besitzenden und Vermögenslosen, 
wie er derzeit herrsche, mehr und mehr verschwinden. Nicht Kapitalanhäufung 
in den Händen einzelner glücklicher Egoisten ist das Ziel, sondern ‚das 
Land ist das reichste, das die größte Zahl edler und glücklicher Wesen 
nährt, und der Mann ist der reichste, der, nachdem er seine eigenen Lebens- 
funktionen bis zum äußersten ausübte, auch den größten und hilfreichsten Ein- 
fluß sowohl durch seine Person als auch durch seine Mittel auf die Existenzen 
anderer ausübt‘. Unaufhörlich wiederholt er, es gelte, ‚recht viele breitbrüstige, 
helläugige und glückliche Menschen zu schaffen‘. ... Ruskin bekämpft die An- 
schauung, daß der Arbeiter wie eine Maschine ausgenutzt werden dürfe; er pro- 
testiert dagegen, daß man den bezahlten menschlichen Helfer nicht anders als 
ein Zahnrad im Getriebe des Werkes achte, er meint, wie Hölderlin, Schiller und 
fast alle deutschen Idealisten des 19. Jahrhunderts, daß wir an zu weit gehender 
Arbeitsteilung zu Grunde gehen würden. Er preist den mittelalterlichen Hand- 
werker, der als selbständiger Mann an dem Erzeugnis seiner Hände Interesse 
und Gefallen fand, während der moderne Fabrikarbeiter kein inneres Verhältnis 
zu dem Gegenstande haben kann, den er herstellt. In allerdings übertriebener 
Schätzung der manuellen Tätigkeit fordert er, gleich dem alten Justus Möser, 
daß jeder einzelne wieder ein Handwerk lernen solle zur Abwehr der fortschrei- 
tenden Arbeitsteilung. Anderseits leugnet er entschieden die Möglichkeit völliger 
Gleichheit. Nicht dadurch, daß der Arbeiter selber Herr und Meister werde, 
auch nicht durch Gewinnbeteiligung, die ihn nur allen Wechselfällen des Handels 
aussetze, werde geholfen. Regelmäßige Beschäftigung und wirklich auskömmliche 
Löhnung, Schutz gegen Beschäftigungslosigkeit, Pflege bei Krankheiten, Unter- 
halt im Alter auf Geschäftsunkosten, hygienische Arbeitsstätten und Arbeitszeiten, 
unentgeltliche allgemeine und Facherziehung: das seien die Gegenleistungen des 
Kauf- und Fabrikherrn, der für das Recht, den Profit (Mehrwert) einzustecken, 
die Pflicht habe, über Wohlbefinden und Wohlverhalten seiner Leute zu wachen.“ 
Wie Carlyle hat auch Ruskin der Staatsintervention in wirtschaftlichen An- 
gelegenheiten einen verhältnismäßig geringen Spielraum gewährt, dafür eben 
um so mehr die Entwicklung des Solidaritätsgefühls bei den Individuen betont. 


Kurz sei noch auf die Tatsache hingewiesen, mit welchem Nachdruck 
späterhin insbesondere die Kardinäle Manning und Vaughan in Eng- 
land, Gibbons in Amerika dem Prinzip echt christlicher Solidarität 
Geltung zu verschaffen suchten. 

Wenden wir unsere Blicke nach Deutschland. Hier war es vor allem 
auf katholischer Seite das Verdienst des Mainzer Bischofs Wilhelm 
Emanuel v. Ketteler! (geb. 22. Dezember 1811, gest. 13. Juli 1877) 


i Vgl. insbesondere Paul Haffner, Artikel „Ketteler* im Staatslexikon der 
Görres-Gesellschaft III?; Otto Pfuülf S. J., Bischof v. Ketteler, eine geschichtliche 
Darstellung, 3 Bde (1899); v. Ketteler, Die Arbeiterfrage und das Christentum * mit 
einem Geleitwort von Windthorst; Moufang, Die Handwerkerfrage (1864) ; vgl. hierüber 
Andreas Brüll, Artikel „Katholische soziale Bestrebungen“ im Handwörterbuch der 
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und im Anschluß an ihn Christoph Moufangs (geb. 12. Februar 1817, 
gest. 27. Februar 1890), nicht bloß die Stärkung des sittlichen Bewußt- 
seins der sozialen Zusammengehörigkeit bei den einzelnen, sondern ebenso 
nachdrücklich die staatliche Intervention (zur Ein- und Durchführung einer 
weitgreifenden Arbeiterschutzgesetzgebung) und darüber hinaus den Schutz 
der ganzen Gesellschaft gegen die Übermacht des Kapitals, die gerechte 
Verteilung der Steuerlast, die Organisation der Arbeiter, des Handwerks und 
des Bauernstandes gefordert zu haben. Dieses Programm fand in dem Parla- 
mente, in der Presse, im praktischen Leben, in der Literatur erfolgreiche 
Vertretung. Wir erinnern! nur an die Namen Paul Haffner®, M. Felix Korum, 
Windthorst, Graf Galen, v. Schorlemer, v. Loö, v. Dael-Köth, Graf Oppers- 
dorff, Franz Brandts, v. Hertling, Eugen Jäger, Ratzinger, Faßbender, Theodor 
Meyer, Hitze, Lehmkuhl, v. Hammerstein, Schädler, Pichler, Gröber, Karl 
Bachem, Am Zehnhoff, Cathrein, Wacker, Retzbach, Oberdörffer, Walter, 
Schaub, Thissen, Trimborn, Eckart, Pieper, Fournelle, Fleischer, Giesberts, 
Huber, Hohn, Werthmann, Mich. Brandts usw., an das Wirken der Kolping- 
schen Gesellenvereine, der Bauernvereine, Arbeitervereine, ferner an die 
Christlich-sozialen Blätter, die Historisch-politischen Blätter, Arbeiterwohl 
(Soziale Kultur), Charitas, Dr Burgs Soziale Revue, die Schriften des Volks- 
vereins für das katholische Deutschland, die Stimmen aus Maria-Laach usw.® 

Im gleichen Sinne wirkten für Österreich‘: Karl v. Vogelsang, der 
verdienstvolle Begründer der trefflichen Monatsschrift für christliche Sozial- 
reform (jetzt in der Schweiz herausgegeben), Prinz Aloys Liechtenstein, 
A. M. Weiß, Scheimpflug, Ebenhoch‘, v. Weichs, Biederlack, Scheicher, 


Staatswissenschaften VI? 835; „Arbeiterwohl“, Die kathol. sozialen Bestrebungen der 
Gegenwart, Jahrg. 18983, 101 ff; Die soziale Bewegung in Italien, Jahrg. 1901, 55 ff, in Spanien, 
Jahrg. 1901, 313 f; Soziales Wirken der kathol. Kirche in Österreich, Jahrg. 1894, 227 f. 

1G.v. Hertling, Aufsätze und Reden sozialpolitischen Inhalts (1884); Natur- 
recht und Politik (1893); Kleine Schriften (1897). E. Jäger, Der moderne Sozialis- 
mus (1873); Geschichte der sozialen Bewegung und des Sozialismus in Frankreich, 2 Bde 
1879/1890); Handwerkerfrage I; Die Agrarfrage der Gegenwart, 4 Bde (1882/1898); Die 
Wohnungsfrage, 2 Bde (1903). G. Ratzinger, Die Volkswirtschaft in ihren sitt- 
lichen Grundlagen ? (1895); auch eine treffliche Schrift über die Armenpflege ? (1885). 
F. Hitze, Kapital und Arbeit (1880); Die Quintessenz der sozialen Frage (1880); 
Schutz dem Handwerk (1883); Die Arbeiterfrage und die Bestrebungen zu ihrer Lösung 
(in vielen Auflagen verbreitet). 

% Verfasser des „Sozialen Katechismus“ von Arthur v. Hohenberg (Pseudo- 
nym) (1879). 

® Als Sammelwerk mit vielen unser Gebiet berührenden Abhandlungen verdient 
hervorgehoben zu werden vor allem das Staatslexikon der Görres-Gesell- 
schaft, jetzt in 2. Aufl. Auch die österreichische Leo-Gesellschaft gibt treffliche 
Schriften sozialen Inhalts heraus, von Kienböck u. a. 

* A.M. Weiß, Soziale Frage und soziale Ordnung *, 2 Bde (1904). K.v. Vogel- 
sangs Soziale Lehren, von Wiard Klopp (1894). K. Scheimpflug, Das Recht der 
Arbeit (1888); Wucher im Geldwesen und Geldverkehr (1892). F. M. Schindler, 
Nationalität und Christentum (1888); Der Lohnvertrag (1892); Soziale Vorträge (1895). 
J. Biederlack, Die soziale Frage ® (1904). 
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Schindler, Lueger usw.; in der Schweiz! Decurtins, Eberle, Beck, Feigen- 
winter, Jung u. a.; in Italien Giuseppe Toniolo, Eduardo Soderini, Libera- 
tore, Steccanella, Burri? u. a.; in Spanien Sancha y Nervas, Orti y Lara, 
Escartin, Vicent, de 'Castro, Lopez, Cepeda u. a.; in Holland Schaepman, 
Aalberse usw. 


Die österreichische (Karl v. Vogelsang folgende) Schule unterscheidet sich 
von der im katholischen Deutschland herrschenden Auffassung weniger in den 
grundlegenden Prinzipien als durch eine stärker potenzierte Ausprägung und An- 
wendung derselben. So geht man in der Betonung der öffentlich-rechtlichen 
Regelung der wirtschaftlichen, namentlich der gewerblichen Verhältnisse etwas 
weiter als bei uns, erhebt den sozialen Charakter der Arbeit in der Weise, daß 
der Betrieb eines Gewerbes als ein dem Unternehmertum anvertrautes Amt er- 
scheint, spricht von dem Privateigentum an den Sachgütern wie von einem 
gesellschaftlichen Lehen, um so die auch in Deutschland geforderte stärkere Ge- 
bundenheit des Grundeigentums prinzipiell schärfer zu rechtfertigen usw. Der 
hervorragenden wissenschaftlichen Betätigung der Anhänger dieser Schule gebührt 
allseitige Anerkennung. Was hier geleistet wurde, hat dauernden Wert. 


Als edler Freund der Armen und als hervorragender Apostel der 
christlichen Liebestätigkeit ist unter den Protestanten insbesondere Johann 
Heinrich Wichern zu nennen, sodann als Vorkämpfer der freien genossen- 
schaftlichen Vereinigung Viktor Aim& Huber. Die Staatsinvention zu 
Gunsten der Schwachen forderten mit großem Nachdruck Rudolf Todt, 
Adolf Stöcker, Rudolf Meyer?, Nathusius® u. a. 

Man hat bisher diese und ähnliche Bestrebungen zuweilen unter dem 
Namen christlicher Sozialismus zusammengefaßt. Gemeinsam ist 
ihnen die Forderung der sozialen Reform, und zwar im Geiste des 
Christentums, gemeinsam der große Gedanke der menschlichen und gesell- 
schaftlichen Solidarität — eine schöne Huldigung für denjenigen, in dem 
der Welt alle Menschenfreundlichkeit und Güte erschienen ist, der an 
die Spitze seiner Gesetzgebung die Solidarität in ihrer höchsten und 
edelsten Entfaltung: das Gesetz der Liebe — gestellt hat, für Jesus Christus, 
den Sohn des lebendigen Gottes! 

Als „christlich-sozial“ werden vielfach auch die Anhänger einer be- 
sondern sozialpolitischen Richtung bezeichnet, welche in den letzten Jahren 


ı K. Eberles bekannte Schriften über Sozialpolitik, Agrarfrage, Lohnfrage usw. 
Vgl. Jos. Beck, Die katholische soziale Bewegung in der Schweiz, in Reichesbergs 
Handwörterbuch der schweizerischen Volkswirtschaft I (1903) 735 ff; ebd. Hätten- 
schwiller über katholische Arbeitervereine 160 ff. 

% Periodische Schriften : Rivista internazionale, Rassegna nazionale, Rassegna sociale. 

s Der Emanzipationskampf des vierten Standes* (1882); mit G. Ardant zu- 
sammen: La Question agraire (1887); ferner 2 Bde Rodbertus-Briefe und „Der Kapitalis- 
mus fin de siecle* (1894). 

4 Die Mitarbeit der Kirche an der Lösung der sozialen Frage (1897). Über die 
evangelischen sozialen Bestrebungen vgl. Uhlhorn, Artikel im Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften VI? 848 fi. 


358 4. Kapitel, Die Volkswirtschaft und ihr Organisationsprinzip. 


namentlich in Belgien, Italien, Frankreich viele Anhänger gewonnen hat. 
Diese christliche Demokratie! unterscheidet sich wesentlich von 
der politischen Demokratie. Sie fordert keine politische Herrschaft des 
Volkes, keine bestimmte Staats- und Regierungsform, paßt sich vielmehr 
allen tatsächlich bestehenden politischen Formen an. Für sie ist „Demo- 
kratie“ eine solche Sozialordnung, innerhalb welcher alle zum Wohle 
der unteren Klassen zusammenwirken, also eine „Demokratie“ im „so- 
zialen“ Sinne, d. h. sie verlangt eine Anteilnahme des gesamten Volkes 
an den Errungenschaften der Kultur. Die gesteigerte Produktivität der 
Arbeit soll allen zugute kommen; namentlich aber sollen die allgemeinen 
Kulturfortschritte eine Hebung der unteren Klassen im Gefolge haben. 
Immerhin wird man in dieser Auffassung vor gewissen Einseitigkeiten 
sich hüten, die Existenzberechtigung anderer Klassen und deren berech- 
tigte Interessen theoretisch und praktisch anerkennen müssen. Die 
soziale Frage der Gegenwart ist eben nicht nur Arbeiterfrage, sondern 
wenigstens ebensosehr eine Frage der Erhaltung und Stärkung der mitt- 
leren Klassen. Solidarismus und christliche Demokratie kommen in fol- 
genden Grundsätzen und Forderungen überein: 1. daß die öffentlichen 
Angelegenheiten im Interesse des Gemeinwohles des ganzen Volkes ge- 
führt werden müssen; 2. daß auch das ganze Volk zu der jeder 
Klasse entsprechenden Teilnahme an den kulturellen Fortschritten be- 
rufen werde; 3. daß ein korporativer Zusammenschluß der Berufs- 
genossen zu erstreben sei und auf diesem Wege dem Volke der ge- 
bührende Einfluß auf die Ordnung der Volkswirtschaft zu teil werde; 
4. daß der Staatszweck nicht auf den negativen Rechtsschutz im Sinne 
des Individualismus beschränkt bleibe, eine Staatsintervention vielmehr 
da am Platze sei, wo die individuellen und korporativen Kräfte aus 
sich selbst ungenügend sind, zur Wahrung ihrer Rechte und zur Ver- 
wirklichung ihrer dem Gemeinwohle nicht widerstrebenden Interessen einer 
Ergänzung durch die gesellschaftliche Gesamtkraft bedürfen; 5. daß von 
dem Sozialismus weder jetzt noch in Zukunft das Heil erwartet werden 
könne, daß die kommunistische Gleichheit als Utopie zu verwerfen sei. 
Nach der politischen Seite wird man dort, wo die Demokratie besteht, dafür ein- 
treten müssen, daß sie mit christlichem Geiste sich erfülle. Aber es kann heute nicht 
als Forderung des Christentums: bezeichnet werden, daß nun überall die politische 
Demokratie als ausschließlich berechtigt zur Geltung komme. „Christliche Politik“, 
sagt v. Hertling?, „ist weder monarchisch noch demokratisch, weil sie je nachdem 
beides sein kann. Sie ist überall da vorhanden, wo das Recht auf göttliche Ord- 
nung zurückgeführt, wo der bestehenden Obrigkeit der schuldige Gehorsam ge- 


I Vgl. G. Toniolo, Il concetto cristiano della democrazia, in der Rivista inter- 
nationale di scienze sociali (1896); Chr. Antoine, Cours d’Economie sociale 246; 
Vermeersch, Quaestiones de iustitia 70 ff; v. Hertling, Kleine Schriften 470 ff; 
dann die Monographien von Chiaudano, Gayraud usw. 

® Kleine Schriften 491. 
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leistet, wo der Staatszweck vor Verfälschung durch egoistische Sonderbestrebungen 
behütet, wo die Erfüllung ihrer in der sittlichen Ordnung begründeten Mensch- 
heitszwecke allen ermöglicht, wo der Kirche Gottes der Raum für ihre übernatür- 
liche Heilstätigkeit gewahrt ist.“ 


122. Die Solidaritätsidee in der Nationalökonomie. Überblicken wir 
in gleich kurzer Übersicht die neuere Entwicklung der nationalökono- 
mischen Wissenschaft, so zeigt sich auch hier, und zwar in wachsendem 
Maß, als gemeinsamer Zug eine immer stärkere Betonung der sozialen 
Zusammenhänge. Man wollte und konnte sich nicht mehr damit be- 
gnügen, die Gesetze der Produktion, des Tausches und der Konsumtion 
festzustellen, erblickte nicht mehr das Ziel der Volkswirtschaft nur in 
gesteigerter Produktivität der Arbeit, in der bloßen Ansammlung von 
Gütern oder Geld. Die beständige Annäherung aller Menschen an ein 
immerfort sich erhöhendes Niveau, Vervollkommnung und Ausgleichung, 
Brüderlichkeit, Harmonie, Verantwortlichkeit verheißt uns selbst ein 
Frederic Bastiat — allerdings als das schließliche Endergebnis der 
großen „Naturgesetze“* des wirtschaftlichen Lebens, vorausgesetzt, daß 
sie unbehindert wirken — ein schönes Ziel, leider hier von ganz un- 
zureichenden und falschen Mitteln und Wegen erwartet. Wichtiger 
für die Entwicklung der neueren Nationalökonomie als alle Methoden- 
fragen u. dgl. war es daher, daß die Wirtschaftswissenschaft mehr 
und mehr ihrer früheren Isolierung entrissen und in lebendigen, frucht- 
baren Zusammenhang mit der Gesellschaftswissenschaft und mit der Moral 
gebracht wurde. Sie konnte nun nicht mehr bloß mit ihren eigenen 
„Naturgesetzen“ operieren, erschien vielmehr als ein Gebiet, welches sich 
dem Einfluß der für das ganze menschliche Leben und für das Gesellschafts- 
leben — dem sich die Volkswirtschaft als Teil einfügt — geltenden all- 
gemeinen Normen nicht entziehen kann und darf. Die pflichtgemäße 
Rücksicht auf die Rechte anderer, auf das allgemeine Wohl, die Geltend- 
machung der Gesamtinteressen gegenüber den Privatinteressen, die Soli- 
darität nicht nur als Faktum des wirtschaftlichen Lebens, sondern auch 
als sittliche Pflicht, ja als Rechtsgebot für alles individuelle und soziale 
Handeln im Bereiche der wirtschaftlichen Ordnung —, das sind die neuen 
Ideen, welchen die nationalökonomische Wissenschaft ihre stufenweise Um- 
wandlung verdankt. Wir erinnern an Droz, Sismondi, Laveleye, Le Play, 
Perin, de Metz, Claudio Jannet, V. Brants!, Baudrillart?, Lorin, Ver- 
meersch, Antoine, Böchaux, für England an Devas, Cunningham, Foxwell, 
Symes, Clark usw. 


i Victor Brants, Les debate de la science 6conomique dans les &coles frangaises 
(1881); Le rögime des corporations dans l’Allemagne contemporaine (1892). Lorin, 
La petite industrie (1903). 

* Baudrillart hat wohl zuerst den Ausdruck „solidarit6 &conomique“ gebraucht in 
den Etudes de philosophie morale et d’6conomie politique (1858). Er versteht darunter: 
„l’6change, la sociabilit6 en action, la solidarit humaine rendue visible et palpable“. 
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Einige Worte über Le Play. Sein Ideal war der „soziale Friede“ auf der 
Grundlage des Dekalogs, der Freiheit der Familie in Vererbung der Güter und 
Erziehung der Kinder, der freien Assoziation, der freien Liebestätigkeit und der 
Patronage der industriellen Unternehmer, der kommunalen und provinzialen Auto- 
nomie, soweit diese mit der nationalen Einheit und einer gerechten politischen 
Zentralisation vereinbar ist. Er ist kein Feind des materiellen Fortschrittes; aber 
er will dem Gesetze Gottes, namentlich dem dritten Gebot des Dekalogs, Achtung 
verschaffen, überall das sittliche Moment einführen in das wirtschaftliche Leben. 
Bezeichnet er die Religion als Grundlage der sozialen Ordnung, so denkt er dabei 
nicht bloß an die katholische Religion. Er möchte die religiösen und politischen 
Zwistigkeiten das Werk des sozialen Friedens nicht behindern lassen, meint auch, 
der Klerus werde durch gewohnheitsmäßigen Proselytismus in dem Erwerb voll- 
kommen gerechter Ideen über soziale Fragen stark gehemmt. Haben manche 
Anhänger Le Plays, wie Claudio Jannet, Rambaud, Bechaux, diesen Standpunkt 
bekämpfen und der kirchlichen Autorität die ihr auch auf sozialem Gebiet zustehen- 
den Rechte wahren zu müssen geglaubt, so wird gleicherweise in der Anerken- 
nung der Le Playschen Methode (Les ouvriers europeens, 1855) eine gewisse 
Zurückhaltung empfohlen. Nicht als ob diese Methode falsch, ihre Anwendung 
von geringem Werte sei, aber sie reicht nicht aus; sie stellt doch zu einseitig 
die Beobachtung und Induktion in den Vordergrund. Eben darum würde sie in 
ihren Ergebnissen selbst dann nicht befriedigen können, wenn und wo das Feld 
der Untersuchungen sich über die famille ouvriöre hinaus erstreckt, das soziale 
Gebiet im ganzen umfassen will. Vielleicht wird auch mit der Le Playschen 
Aufstellung, daß gute Institutionen Frieden unter den Menschen schaffen, schlechte 
dagegen Antagonismus und Zwietracht, zu viel und zu wenig verlangt: zu viel, 
da auch gute Institutionen auf lebhaften Widerspruch stoßen können; zu wenig, 
weil über die Güte nicht nur der zufällige Erfolg, sondern in erster Linie der 
eigene, innere Charakter der Institution, ihre Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit, 
entscheidet. ! 


! Le Play wird von Alex. v. Brandt also charakterisiert: „Le Play ist 
vor allem ein entschiedener Gegner alles ruckweisen, revolutionären Vorgehens und 
erkennt in der organischen Weiterentwicklung des historisch Gewordenen sowie in 
dem Vorhandensein einflußreicher, pflichtbewußter führender Klassen die Hauptbedingung 
des Gedeihens der Völker. Der Politik des absoluten Königtums, der Philosophie 
des 18. Jahrhunderts und der Revolution gibt er die gleiche Schuld an dem Übel, woran 
das moderne Frankreich leidet. Durch ersteres sind die alten Selbstverwaltungsrechte 
vernichtet, die geistige Freiheit beengt und der Adel seinen sozialen Aufgaben entzogen 
worden; die Philosophen haben die überlieferten Autoritäten untergraben und die trügeri- 
schen Ideale von Freiheit und Gleichheit an ihre Stelle gesetzt; die Revolution hat 
schließlich durch die Änderung des Zivilrechts die väterliche Autorität geschwächt und 
durch den politischen Umsturz die Tradition im Staatsleben zerstört, so daß alle Staats- 
formen seitdem mehr oder minder durch Revolution zur Entstehung gekommen sind“ 
(Erbrecht und ländliche Erbsitten in Frankreich, in den Landwirtschaftlichen Jahrbüchern, 
Zeitschrift für wissenschaftliche Landwirtschaft und Archiv des Königl. preuß. Landes- 
ökonomiekollegiums 1900, 156 f, A. 4). Vgl. auch Antoine, Cours d’Economie sociale ? 
21 ff 233f, und Weinand, Artikel „Le Play“ im Staatslexikon der Görres-Gesellschaft IV?. 
Die Schule Le Plays führt den Namen Ecole de la paix sociale; ihre Anhänger sind 
vereint in den Unions de la paix sociale und in der Societ6 internationale d’Economie 
sociale. “ 
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Man mag von der Gesellschaftslehre Henry Charles Careys denken, 
was man will, seine Assoziationsidee, seine Lehre von der Zunahme 
des Anteils der Arbeiter am Produktionsertrage mit fortschreitender 
volkswirtschaftlicher Entwicklung stellen den amerikanischen National- 
ökonomen ebenso in Gegensatz zur individualistischen Auffassung, wie 
seine Abschwenkung vom Freihandelssystem zur strengen Schutzpolitik 
ihn als Gegner der manchesterlichen Doktrin charakterisiert. Auch 
in den Schriften der Amerikaner Peshine-Smith, Thomson, Greeley 
und anderseits bei Patten, Edwin, Falckner, Ely u. a. zeigt sich mehr 
oder minder dieser Gegensatz, während Amasa Walker den freihänd- 
lerischen Standpunkt in der Union vertritt. In Italien hat außer Fran- 
cesco Ferrara, dem Hauptvertreter der Smith-Bastiatschen Richtung, die 
klassische Schule keine hervorragenden Anhänger unter den neueren 
Nationalökonomen zu verzeichnen. Luzzatti, Rabbeno, Nitti u. a. nähern 
sich der deutschen Schule, und auch Cossa und die aus seiner Schule 
hervorgegangenen jüngeren Nationalökonomen (Ferraris, Ricco-Salerno, 
Cusumano, Nicolini u. a.) dürfen als Anhänger des sozialen Reform- 
gedankens bezeichnet werden, selbstverständlich Liberatore. Für Spanien 
gilt Sanz y Escartin als Vertreter des Kathedersozialismus, während 
Ölozaga und Hurtado (in seinen finanzwissenschaftlichen Werken) sozialen 
Auffassungen huldigen, ohne sich einer einzelnen Schule anzuschließen. 
Auch Posada verdient genannt zu werden. 

Es ist aber unmöglich, vom Solidaritätsprinzip zu sprechen, ohne in 
besonderer Weise des hochverdienten belgischen Nationalökonomen zu 
gedenken, der als Nachfolger des Grafen de Coux (F 1865) auf dem 
Lehrstuhle für politische Ökonomie lange Zeit eine hervorragende Zierde 
der katholischen Universität Löwen war. Charles P6rin betont mit 
Nachdruck den Einfluß der Religion, die Bedeutung des göttlichen Sitten- 
gesetzes für das wirtschaftliche Leben, für Eigentumsgebrauch und Arbeit. 
Er schildert und begründet gegenüber den egoistischen Tendenzen des libe- 
ralen Egoismus den Wert des Opfers. Die staatliche Intervention auf 
wirtschaftlichem Gebiet findet jedoch nur in beschränktem Maße seinen 
Beifall. Er vertritt die Auffassung, der Msgr Freppel auf dem Kongreß 
zu Angers Ausdruck verlieh: „Libert6& individuelle, libert6 d’association 
avec toutes ses consöquences lögitimes, intervention de l’Etat limitse & 
la protection des droits et & la r6öpression des abus“. Freilich läßt selbst 
diese auf Rechtsschutz und Abstellung von Mißbräuchen beschränkte 
Staatsintervention noch eine sehr verschiedene Interpretation zu, nament- 
lich wenn es sich darum handelt, festzustellen, was denn ein Mißbrauch 
sei. P6rin machte Schule nicht nur in Belgien, sondern namentlich auch 
in Frankreich. Freiheit der Arbeit, freie Konkurrenz, freie Organisation, 
moralische und soziale Reform durch die „private Initiative“, möglichst 
wenig Staatsintervention, das waren stets wiederkehrende Forderungen 
jener als „konservativ“ bezeichneten Richtung, die sich aus Anhängern 
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Le Plays und Perins zusammensetzte (Claudio Jannet, Hubert-Valleroux, 
d’Haussonville, Thery, Joseph Rambaud usw.). 

Von seinem Standpunkte aus versteht Pörin unter Solidarität vor 
allem (aber nicht ausschließlich) eine persönliche Tugend der einzelnen In- 
dividuen. Vernehmen wir, wie der berühmte Nationalökonom seine An- 
schauungen darlegt !: Auf dem Boden der moralischen Ordnung muß man 
das Ideal des sozialen Lebens suchen. Die Interessen für sich allein er- 
zeugen nur Beweglichkeit, aber ohne Maß und Regel. „Blickt auf Europa, 
das sich... unter die Herrschaft der Interessen gebeugt hat. Wie folgen 
Gesetze auf Gesetze, Mächte auf Mächte, Doktrinen auf Doktrinen! Nichts 
gewinnt Bestand, nichts Dauer, weil im engen Kreise irdischer Befriedi- 
gung alles zur Sättigung der Sinne und zur Ermüdung des Geistes führt.“ 
Suchen wir Festigkeit, Bestand, Ordnung, Sicherheit, dann müssen wir 
uns an die Ziele und Grundsätze halten, welche das göttliche Sittengesetz 
der Menschheit darbietet. Es gibt aber ein Prinzip, welches das ganze 
gesellschaftliche Leben beherrscht, über dasselbe nach allen andern Rich- 
tungen hin Licht verbreitet, folglich allen andern Prinzipien voran- 
gestellt werden muß: das Prinzip der Solidarität. „Ohne Zweifel existiert 
jeder Mensch für sich selbst, und sein höchster Zweck ist ein ganz indi- 
vidueller, sein Wohl. Gott hat jedem aus uns eine nach seinem Eben- 
bilde geschaffene Seele gegeben, und dieser Seele Bestimmung ist es, 
sich durch die Freiheit unaufhörlich zu ihrem erhabensten Urbild empor- 
zuringen. Aber Gott hat nicht bloß in jeder Seele besonders die Voll- 
kommenheiten seines unendlichen Wesens geoffenbart; die Vereinigung 
der Seelen, die die Gesellschaft bildet, trägt ebenfalls das nicht minder 
scharfe Gepräge des göttlichen Typus. Die menschliche Gesellschaft mit 
den allumschlingenden Banden eines gemeinsamen Lebens und einer gegen- 
seitigen Abhängigkeit ist nur eine Nachbildung jener ewigen Gemeinschaft, 
worin mit der vollkommenen Einheit des unendlichen Wesens die drei 
göttlichen Personen leben. . .. Überall besteht unter den Menschen das 
Verhältnis der Solidarität, d. h. jene vorwärts und rückwärts flutende 
Bewegung des Lebens und jene wechselweise Durchdringung des ein- 
zelnen von allen und aller vom einzelnen, vermöge deren alle Glieder 
einer Gesellschaft wenigstens für einige Zeit und in einem gewissen Maße 
sich gegenseitig ihr Geschick bestimmen und infolge deren nichts von 
dem, was das Ganze berührt, dem einzelnen fremd bleiben, und ebenso- 
wenig etwas von dem, was die einzelnen berührt, für das Wohl des 
Ganzen gleichgültig sein kann. Durchforschet die materielle und die 
geistige Ordnung, und bei großartigen Einrichtungen, bei großartigen 
Tatsachen des sozialen Lebens wird sich auch jedesmal das Prinzip der 


1 Über den Reichtum in der christlichen Gesellschaft, übersetzt von J. Weizen- 
hofer, I (1866) 84 ff. Als hervorragendster Schüler Perins gilt Vietor Brants 
(Hauptwerk: Lois et möthodes de l’&conomie politique; ferner: La lutte pour le pain 
quotidien; La circulation des hommes et des choses) vgl. oben S. 859, A. 1. 
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Solidarität als Entstehungsgrund und als Entwicklungsgesetz zu erkennen 
geben.“ Darum muß denn auch dieses Prinzip „bei Untersuchung der 
Bedingungen, auf denen die wahre Größe und Wohlfahrt der Völker 
beruht, unser Ausgangspunkt sein. Wer möchte auf der Höhe, zu 
welcher uns heutzutage die christliche Zivilisation erhoben hat, auch 
nur bestreiten, daß das Ideal des sozialen Lebens nicht bloß die Größe 
und Wohlfahrt des Ganzen, sondern auch die Größe und die Wohl- 
fahrt aller einzelnen, aus denen das Ganze besteht, in sich schließe? 
Eine Gesellschaft, die in ihren höheren Klassen mächtig und glücklich 
wäre, die aber in ihren niederen Ständen eine unter dem Druck des 
Elendes und des Lasters gebeugte Bevölkerung schmachten sähe, dürfte 
in unserer Zeit weder vom Politiker noch vom Christen als Muster einer 
starken und glücklichen Gesellschaft angesehen werden. Dem Christen 
sind alle Menschen Brüder. ... Alle haben Anspruch auf den Besitz jener 
Güter der Seele und des Leibes, von denen Gott selber niemand aus- 
geschlossen, unter der Bedingung, daß man sie durch Arbeit und Tugend 
erobere.“ Eine unbegrenzte Teilnahme aller an allen Gaben Gottes, sowohl 
auf dem Gebiete der geistigen als der materiellen Ordnung hat man freilich 
niemals gesehen und wird sie niemals sehen. „So unverwüstlich die Ge- 
sellschaften den Trieb nach einer Vollkommenheit ohne Schranken Mı 
sich tragen, so wird ihnen doch immer ein Glück innerhalb bestimmter 
Grenzen genügen müssen. Sie werden unablässig nach einem Ideal ringen, 
und das Ideal wird unablässig vor ihnen zu fliehen scheinen. Aber hüten 
wir uns zu glauben, daß so viele Anstrengungen vergeblich seien. Ge- 
lingt es den Menschen auch nicht, den Gegenstand ihres heißesten 
Strebens zu erreichen, so werden sie ihm wenigstens immer näher kommen, 
indem sie die Gesetze der Gerechtigkeit und Liebe, die dessen wesentliche 
Charakterzüge bilden, in allen ihren Verhältnissen mehr und mehr zur 
Geltung bringen. Zu verlangen, daß alle Menschen im Überfluß alle 
Güter des Lebens genießen, wäre Torheit. Aber es ist Weisheit und 
wahrhaft christliche Weisheit, ohne Rast und Ruhe gegen alle Hinder- 
nisse der materiellen und menschlichen Natur zu kämpfen, damit die 
Gesellschaften in jene Lage versetzt werden, in der nach den Worten 
des Grafen de Maistre das möglich größte Glück der Anteil der möglich 
größten Anzahl. von Menschen sein wird.“ Dem Volkscharakter und der 
geschichtlichen Entwicklung seines edlen Stammes entsprechend erwartet 
Perin für Erreichung dieses Zieles allerdings das meiste von der rechten 
Freiheit und der privaten Initiative. 

Wenn wir nun unsere Aufmerksamkeit insbesondere der deutschen 
Nationalökonomie zuwenden, so zeigt sich hier das entschiedene Be- 
streben, die richtige Mitte zwischen Individualismus und Sozialismus zu 
suchen. Alle jene verdienstvollen Gelehrten, ein Hildebrand, Roscher, 
Knies, Rösler, Wagner, Schäffle, Schmoller, Nasse, Brentano, Conrad, 
Schönberg, Cohn, G. v. Mayr, Philippovich, mögen sie in den Fragen der 
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Methode und auch in ihrer Stellung zu den einzelnen Problemen der 
Theorie und Praxis noch so große Verschiedenheit der Ansichten auf- 
weisen, einig sind sie in der Verwerfung des abstrakten, reinen Indi- 
vidualismus der klassischen Schule, in der Betonung der sozialen Zu- 
sammenhänge, wohl auch in der Anerkennung der hohen Bedeutung der 
Ethik für das Wirtschaftsleben. Am glänzendsten bewährte sich die 
Übereinstimmung der deutschen Nationalökonomen hinsichtlich einer mehr 
sozialen Auffassung in Theorie und Praxis bei Gelegenheit des Kampfes 
der zuerst (von Oppenheim) spottweise sog. „Kathedersozialisten® gegen 
die „Manchesteregoisten“, den der „Verein für Sozialpolitik“ (1872 in 
Eisenach gegründet) Bis heute erfolgreich fortgeführt hat. Nur wenige 
Gelehrte stehen gegenwärtig dem Gedanken einer tief greifenden sozialen 
Reform weniger sympathisch gegenüber. Der Breslauer Professor Dr Julius 
Wolf, der in der sozialen Frage mehr eine Frage der Entwicklung als der 
Reform erblickt!, findet bis jetzt für seinen „ethischen Individualismus“ 
geringen Beifall. 

Vor allem war es Adolf Wagner, das Haupt der „Katheder- 
sozialisten“ 2, der durch seine gesamte Auffassung und namentlich in seiner 
tief durchdachten Motivationstheorie die übermäßige Hervorkehrung der 
individualistischen Selbstliebe auf wirtschaftlichem Gebiet in der Theorie 
zu brechen und so den Weg zu ebnen suchte für eine echt soziale Auf- 
fassung?. „Im einzelnen“, sagt Wagner*, „war der Fehler der älteren 
Theorie, der ‚britischen Ökonomik‘, wohl vornehmlich der, daß sie die 
wirtschaftliche Natur des Menschen zu sehr aus der allgemeinen Natur 
desselben herauslöste, mit ihr allein in ihren Deduktionen und Erörterungen 
operierte, zu ausschießlich den Menschen in seinem wirtschaftlichen 
Handeln vom ersten Motiv (Streben nach dem eigenen wirtschaftlichen 
Vorteil und Furcht vor eigener wirtschaftlicher Not) auch im Leben 
selbst bestimmt ansah, die andern Motive, die Kombinationen derselben 
untereinander und mit dem ersten Motiv, die verschiedenen Stärkegrade 
dieser Motive, auch des ersten, nach Individuen und bei diesen wieder 
nach Zeitaltern, Völkern, Klassen usw. zu wenig, in der Theorie öfters, 
selbst absichtlich, gar nicht, in der Praxis, in der Politik auch nicht 
genügend beachtete. Diesen Fehler gilt es vor allem zu vermeiden.“ 
Wagner erstreckt darum die psychologische Analyse auf den ganzen 
Menschen in der richtigen Erkenntnis, daß der Mensch eben ein einheit- 
lich handelndes Wesen ist und bleibt — auch auf wirtschaftlichem Gebiete. 
Daß hier das Streben nach dem eigenen Vorteil sich besonders machtvoll 
geltend macht, führt Wagner dazu, die andern teils egoistischen teils 


1 Vgl. hierzu Chr. Eckert, Grundfragen der Sozialpolitik, in den Historisch- 
politischen Blättern CXXII, Hft 12, 9. 893 ff. 

2 Wagner, Die akademische Nationalökonomie und der Sozialismus (1895). 

s A. Wagner, Grundlegung 1° 1, 88—187. 1 Ebd. 135. 
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nicht egoistischen Motive in ihrem Wesen, ihrer Funktien, ihrer Bedeutung 
für Theorie und Praxis des Wirtschaftslebens mit der ihm eigenen Gründ- 
lichkeit zu untersuchen. So bespricht er ausführlich unter der Rubrik 
„Egoistische Motive* neben und nach dem Streben nach dem eigenen 
wirtschaftlichen Vorteile die Motive der Furcht vor Strafe und der Hoff- 
nung auf Anerkennung, ferner das Ehrgefühl, Geltungsstreben, Furcht vor 
Schande und Mißachtung, sodann den Drang zur Betätigung, Freude am 
Tätigsein, auch an der Arbeit als solcher und an den Arbeitsergebnissen 
als solchen sowie die Furcht vor den Folgen der Untätigkeit. Von ganz 
besonderer Bedeutung ist dann naturgemäß in unserer Auffassung das 
unegoistische Leitmotiv: der Antrieb des Gebotes zum sittlichen Handeln, 
der Drang des Pflichtgefühls und die Furcht vor dem eigenen inneren 
Tadel, vor Gewissensbissen. Man wird freilich vom Nationalökonomen 
nicht erwarten dürfen, daß er die genannten Motive auf ihren ethischen 
Wert und ihre spezifisch sittliche Bedeutung prüfe. Wenn er aber, um 
mit Wagner! zu sprechen, seine Aufgabe auch darin erblickt, „die Motive 
nach ihrem Wert für das Wirtschaftsleben, für Produktion und Verteilung 
des Ertrages zu beurteilen, zu klassifizieren und darauf hinzustreben, die 
ökonomisch und sittlich wünschenswerten zu größerer Wirksamkeit, zu 
zweckmäßiger Kombination zu bringen, die entgegengesetzten zu verdrängen 
oder doch in ihrer Wirksamkeit zu schwächen“, so verfolgt er eben 
damit für den Bereich der subjektiven Motive schon dasjenige Ziel, welches 
der beherrschende Gedanke der ganzen nationalökonomischen Wissen- 
schaft ist, jener Gedanke, jenes Prinzip, durch welches die National- 
ökonomie erst zu einem einheitlichen wissenschaftlichen System werden 
kann: „Der Zielpunkt dabei wird das wahre und berechtigte Inter- 
esse der Gattung“ sein, d. i. der Gesamtheit, innerhalb einer einzelnen 
Volkswirtschaft das wahre und berechtigte Interesse des ganzen Volkes. 
In der Anerkennung dieses Zieles stimmen mit den hervorragendsten 
Vertretern der modernen deutschen Nationalökonomie ohne Zweifel auch 
die verdienstvollen Forscher der österreichischen Schule überein; denn 
eben nur für die reine Theorie wird das egoistische Leitmotiv von ihnen 
isoliert, nicht für die Praxis, nicht für das Leben. Das allgemeine 
materielle Volkswohl als objektives sozialrechtliches Postulat und insofern 
als pflichtmäßiger Zielpunkt der Volkswirtschaft — das ist aber gerade 
Kern und Stern dessen, was wir als Solidarismus bezeichnen möchten. 
Von Nationalökonomen der „ethischen Richtung‘ wird zuweilen der „Ge- 
meinsinn* neben den Eigennutz als zweite instinktive Triebfeder der Wirtschaft 
gestellt. Zu den „Trieben“ gehört beim Menschen zwar der sog. Geselligkeits- 
trieb, indes sucht dieser, bloß als instinktiver Trieb aufgefaßt, doch auch wieder 
in dem geselligen Leben nur die Förderung des eigenen, individuellen Wohles. 
Bemerkenswert sind die Ausführungen Roschers?: „Wirklich fundamental ist nur 


! Ebd. 134. 
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der Gegensatz von Eigennutz und Gewissen. Dies sind zwei Triebfedern, die 
wenigstens als Keim oder als Rest in jedem menschlichen Wesen gefunden werden, 
die sich ähnlich zu einander verhalten, wie der Leib zur Seele. Durch das Ge- 
wissen soll der Eigennutz im Zaume gehalten, vor der Ausartung in Egois- 
mus bewahrt .. . werden. Wie im Weltgebäude die scheinbar entgegengesetzten 
Bestrebungen der Zentrifugalkraft und Zentripetalkraft die Harmonie der Sphären 
bewirken, so im gesellschaftlichen Leben des Menschen der Eigennutz und das 
Gewissen den Gemeinsinn. ... Durch den Gemeinsinn bildet sich aus dem Chaos 
zahlloser Einzelwirtschaften, die ohne ihn im ewigen Krieg aller gegen alle ver- 
kümmern würden, der wohlgegliederie Organismus der Volkswirtschaft.“ 


Adolf Wagner bezeichnet freilich für die Reformfrage sich selbst als 
Staatssozialisten. Allein es ist doch, wie wir sahen !, mehr ein konsequenter 
Anti-Individualismus, zu dem er sich bekennt. Jede Form des Sozialismus 
verneint die privatwirtschaftliche Ordnung im Prinzip oder wenigstens für 
eine bestimmte Entwicklungsstufe. Das tut Wagner keineswegs. Er hält 
auch für die Zukunft an der privatwirtschaftlichen Ordnung fest. Dem 
ökonomischen Sozialismus schlechthin tritt Wagner scharf entgegen, ebenso 
der Bewegung und Literatur der Bodenbesitzreformer, soweit kommuni- 
stische Endziele dabei in Frage stehen. Auch ihrer Kritik des Bestehenden 
gegenüber verhält sich Wagner, wie er ausdrücklich hervorhebt ?, heute 
reservierter als früher. Seinen wissenschaftlichen Standpunkt legt der be- 
rühmte Nationalökonom sehr klar in folgenden Stellen dar. Er sagt®: „Der 
Punkt, um den sich in der politischen Ökonomie .. . alles dreht, ist die alte 
Frage vom Verhältnis des Individuums zur Gemeinschaft, von der Kom- 
bination des Individual- und Sozialprinzips in der gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Rechtsordnung und Organisation. Wer mit der älteren ‚in- 
x dividualistischen‘ Rechts- und Staatsphilosophie und mit der ihr verwandten 

britischen Ökonomik das Individuum in den Mittelpunkt aller Betrachtungen 
stellt, kommt notwendig zu den Resultaten jener britischen Schule. Ähn- 
lich, wer die ganze Privatrechtsordnung, speziell das Privateigentum, nur 
aus dem Gesichtspunkte des Individualinteresses betrachtet und nur in 
Zweckbeziehung zu letzterem setzt, gelangt ebenso notwendig zur bloß 
individualrechtlichen (‚rein privatrechtlichen‘) Auffassung und Behandlung 
dieser Rechtsordnung auch als der Grundlage der Volkswirtschaft. Wer 
dagegen vor allem zunächst nach den Bedingungen des wirtschaftlichen 
X G@emeinschaftslebens forscht und nach denselben die Sphäre der wirtschaft- 
lichen Freiheit des Individuums, die Befugnisse auch des Privateigentümers 
in Bezug auf die ihm gehörenden Eigentumsobjekte, die Grenzen der 
Vertragsfreiheit auch in Hinsicht des Inhalts der Verträge bestimmt, wer 
die ganze Privatrechtsordnung, auch das Privateigentum, zuvörderst in 
ihrer Zweckbeziehung und ihrer Funktion für das Gemeinschaftsinteresse 
betrachtet, der kommt — nicht, wie wohl behauptet wird, einfach zum 


ı 8. oben 8. 172 ft. . Grundlegung II® (1894), Vorwort vı. 
s Ebd. 1° 1, 22. | 


8 5. Solidarismus. 367 


Sozialismus, wohl aber zu einer Anschauung und Lehre, welche ... ge- 
rade hier die eigentlichen volkswirtschaftlichen Grundprobleme sieht: 
diejenigen der Organisation der Volkswirtschaft, der Beziehungen 
von Recht und Wirtschaft, der Regelung von ‚Freiheit und Eigentum‘ 
nach dem zu kombinierenden Doppelgesichtspunkt des Ge- 
meinschafts- und Individualinteresses und nach dem Zielpunkt 
eines selbst wieder beständig zu verändernden Kompromisses zwischen 
diesen beiden Interessen. Die Geschichte der Volkswirtschaft und der 
Rechtsordnung stellt den Prozeß dieses Kompromisses zwischen diesen 
Interessen, zwischen dem ‚Sozial- und Individualprinzip‘ dar. Der Sozia- 
lismus übertreibt das erste, der ökonomische Individualismus das zweite 
dieser Prinzipien. Die unbefangene Wissenschaft und die rationelle öko- 
nomische Praxis und Politik haben beide Einseitigkeiten zu vermeiden, 
aber doch auch wieder anzuerkennen, daß das Sozialprinzip das 
vorherrschende ist und sein muß und soll. Eine derartige Stel- 
lung zu den volkswirtschaftlichen Fragen kann man wohl passend eine 
sozialökonomische, zu den Rechtsfragen, auch denjenigen des Privatrechts, 
eine sozialrechtliche nennen.“ Der Sache nach deckt sich das ganz genau 
mit unserer Auffassung. Nur scheint es uns zweckmäßiger, dem individua- 
listischen und dem sozialistischen Prinzip ein drittes sozialrechtliches 
Prinzip, das Solidaritätsprinzip, gegenüberzustellen und hierdurch 
den Ausdrücken „sozialökonomisch“ und „sozialrechtlich* die zur klaren 
Unterscheidung vom Sozialismus notwendige Bestimmtheit zu verleihen. 

Im zweiten Teile der „Grundlegung* kommt Wagner !' noch einmal ausführ- 
licher auf jenen Kompromiß zwischen dem Individual- und dem Sozialprinzip zurück: 
„Beide Prinzipien sind tief in der Natur des Menschen begründet. Auch das 
zweite wird nicht künstlich und gewalttätig dem Individuum aufgenötigt, sondern 
es folgt für den einzelnen ohne weiteres aus seiner angeborenen sozialen Natur, 
aus dem Umstand, daß er in und für die Gemeinschaft, die Gesellschaft, ‚für 
andere‘ mitgeboren wird. Keines von beiden Prinzipien darf daher auch voll- 
ständig allein auf Kosten des andern in der Rechtsordnung der persönlichen 
Freiheit und des Eigentums zur Geltung kommen, und mehr noch, keines vermag 
dies, weil es ‚gegen die Natur‘ wäre. Möglich und notwendig ist immer nur ein 
Kompromiß zwischen beiden Prinzipien und zwischen den Konsequenzen, welche 
aus ihnen für die Rechtsordnung abzuleiten sind. Dieses Kompromiß kann mehr 
zu Gunsten des einen oder des andern Prinzips ausfallen. Die neuere geschicht- 
liche Entwicklung neigt zu Gunsten des Individualprinzips und hat hier ihre 
tieferen psychologischen und kulturhistorischen, auch technischen Gründe In 
primitiveren Wirtschaftsverhältnissen, aber vielfach selbst noch in der antiken 
Welt und im Mittelalter war auf dem Gebiete der persönlichen Freiheit die Unter- 
ordnung des Individuums, und mit Ausnahme des späteren römischen Privatrechts, 
auf dem Gebiet der Eigentumsordnung die Beschränkung des Eigentums vor- 
herrschend. Formen des Gemeineigentums, nämlich an Boden, in Verbindung mit 


! Grundlegung der politischen Ökonomie, 2. Teil: Volkswirtschaft und Recht, be- 
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dem Geschlechts- und Familienverband, fanden sich vielfach, eigentliches indivi- 
duelles Privatgrundeigentum fehlte oder bestand neben umfänglichem Gemein- und 
öffentlichem Eigentum, war auch selbst mancherlei Beschränkungen des Eigen- 
tümers zu Gunsten von Gemeinschaften, deren Glied er war, unterworfen. Regali- 
sierungen bestanden zeitweise manchfach. In der modernen Welt ist das andere 
Prinzip, die möglichste Unumschränktheit des Individuums und seines Eigentums, 
die möglichste Freiheit des Vertragsrechts, immer umfassender und allgemeiner 
auf allen einzelnen Gebieten, im Recht zu einer nur zu ausschließlichen Geltung 
gekommen. Der Sieg des modernen ‚Systems der freien Konkurrenz‘ ist ein 
Beleg hierfür. Das Privatgrundeigentum, und zwar ebenfalls möglichst vollee, 
unbeschränktes, überwiegt nach Umfang und Bedeutung weit, öffentliches bildet 
die Ausnahme und behauptet sich nur an gewissen Bodenkategorien, wie an den 
Forsten, hier und da in größerem Umfang; Regalien sind großenteils verschwunden. 
Aber die bedenklichen Seiten dieser Gestaltung sind neben den günstigen doch 
nicht zu verkennen und auf dem Gebiete der Politik und der Volkswirtschaft 
deutlich hervorgetreten. Mit Recht kehren denn auch mancherlei Rückschritte in 
einer Jahrhunderte alten Bewegung gerade neuerdings wieder: sie bilden eine 
Wiederannäherung an das zweite Prinzip, an die Beschränkung und Unterordnung 
des Individuums, seiner Freiheit, seines Eigentums unter die Aufgaben und 
Interessen der Gemeinschaft des Volkes und der Volkswirtschaft und kleinerer 
Gemeinschaftskreise beider, denen der einzelne und sein Besitz als Glieder an- 
gehören. Damit leitet sich die notwendige Versöhnung der Gegensätze ein. Unsere 
Zeit hat die allgemeine Wehrpflicht zum Staatsgrundgesetze gemacht, den Schul- 
zwang durchgeführt. die persönliche Freiheit, die Eigentumsbenutzung, die Ver- 
tragsfreiheit schon manchfach beschränkt, z. B. durch eine scharf eingreifende 
Arbeiterschutzgesetzgebung, durch Haftpflichtgesetze mit der Ungültigkeitserklärung 
von Vertragsklauseln zum Ausschluß der Haftpflicht (deutsches Gesetz vom 7. Juni 
1871, $ 5), durch die neue Arbeiterversicherungsgesetzgebung, hat das Eigentum 
durch gewaltig einschneidende Steuern getroffen, bei deren Verteilung sozialen 
Gesichtspunkten mehr Rechnung zu tragen begonnen; sie hat teils dadurch teils 
durch andere Mittel eine immer weitere Ausdehnung des gemeinwirtschaftlichen 
auf Kosten des privatwirtschaftlichen Systems eingeleitet: lauter prinzipiell rich- 
tige Schritte zum richtigen Ziel. Insbesondere die wachsende Ausdehnung der 
Gemeinwirtschaft, namentlich der Staatstätigkeit, wirkt ihrerseits ebenfalls auf 
das stärkere Hervortreten des Gemeinschafts- vor dem Individualprinzip hin. So 
kündigt sich eine neue Richtung an, welche das Kompromiß zwischen den beiden 
genannten Grundsätzen wieder mehr zu Gunsten des Gemeinschaftsinteresses ver- 
schiebt. Diese Richtung kann natürlich in ein anderes Extrem führen, zu einer 
unerträglichen Beschränkung der persönlichen Freiheit, wie sie bei der Verwirk- 
lichung extremer sozialistisch-kommunistischer Ideen erfolgen müßte !'. Aber ver- 
nünftig mit stetem Anhalt an die konkreten Verhältnisse durchgeführt, hat sie 
ihre vollständige Berechtigung. Im Fluß der Bewegung, der Entwicklung steht 
freilich auch hier notwendig immer alles. Auch eine selbst momentan gelungene, 
einer Zeit, einem Lande und Volke entsprechende ‚Versöhnung‘ der beiden anta- 
gonistischen Prinzipien wird niemals auf die Dauer befriedigen. Immer neue 
Aufgaben, neues technisches Können, neue Bedürfnisse, neue Anschauungen 
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tauchen auf, hindern zu ruhen und sich am Erreichten genügen zu lassen, nötigen 
zu neuer Regelung des Verhältnisses von Individuum und Gemeinschaft, zu neuen 
und veränderten Kompromissen zwischen Individual- und Sozialprinzipr. Möglich, 
selbst wahrscheinlich, daß die heutigen Kulturvölker allmählich dies Kompromiß 
noch erheblich weiter, als es uns Heutigen richtig und selbst möglich erscheint, 
zu Gunsten des Sozialprinzips einrichten. Über ein Kompromiß, bei welchem dem 
Individualprinzip doch immer eine bedeutende Rolle bleibt, wird man dennoch 
sicher nicht hinauskommen, vor allem wieder aus psychologischen Gründen nicht. 
Das zu wähnen, möchte der tiefe Grundirrtum des heutigen wissenschaftlichen 
und agitatorisch-politischen Sozialismus sein.“ 


123. Röslers Lehre vom sozialen Gesetz. Von den deutschen National- 
ökonomen steht neben Wagner niemand unsern Auffassungen näher als 
Hermann Rösler, der unter den ersten in Deutschland den wissen- 
schaftlichen Kampf gegen den Individualismus der alten nationalökonomi- 
schen Schule eröffnete. Wir werden seine Ansichten kurz darlegen, in- 
dem wir zugleich dieselben mit unserer Lehre zu einer einheitlichen 
Doktrin verbinden. 


Karl Friedrich Hermann Rösler !, geb. 1834 zu Lauf bei Nürnberg, arbeitete 
als junger Jurist bei den Gerichten und dem Gesetzgebungsausschuß der bayrischen 
Kammer. Nachdem er in Erlangen den Doktorgrad in der juristischen Fakultät, 
‚in Tübingen für die staatswissenschaftliche Fakultät erlangt hatte, habilitierte er 
sich im Wintersemester 1860/61 an der Universität Erlangen als Dozent für die 
staatswissenschaftlichen Fächer. Allgemein günstige Aufnahme fand die 1861 
erschienene Schrift „Zur Kritik der Lehre vom Arbeitslohn“. Rösler wurde 
nun, erst 27 Jahre alt, an Stelle Nasses, der nach Bonn übersiedelte, zum ordent- 
lichen Professor der Staatswissenschaften in Rostock ernannt, wo ihn die philo- 
sophische Fakultät mit der Ernennung zum Ehrendoktor bewillkommnete. Nach 
17jähriger akademischer Tätigkeit und einer überaus reichen literarischen Wirk- 
samkeit folgte der inzwischen zum Katholizismus übergetretene Gelehrte 1878 
einem Ruf in das kaiserlich japanische Auswärtige Amt. Er verlebte daselbst 
als erster vortragender Rat im kaiserlich japanischen Ministerrat zu Tokio 
15 Jahre. Die ihm gestellte Aufgabe, das dortige Staatswesen gänzlich zu re- 
organisieren und nach europäischem Muster einzurichten, hat er vollauf gelöst. 
Seine Arbeit umfaßte die Umgestaltung des politischen, wie des Justizdienstes. 
Aber als Hauptverdienst Röslers wird die Gewährung der Freiheit für die christ- 
liche Religion in dem Lande der japanischen Märtyrer besonders zu nennen 
sein, eine Errungenschaft, welche für die Entwicklung der dortigen Lebens- 
verhältnisse von unberechenbarer Tragweite geworden ist. Große Freude be- 
reitete dem krank in die Heimat zurückgekehrten Gelehrten und Staatsmanne der 
Eintritt seines einzigen Sohnes in die deutsche Ordensprovinz der Gesellschaft Jesu ?. 

Eine ganze Reihe von Schriften zeugen von dem außerordentlichen Fleiß 
und Talente Röslers. Er schrieb: 1. „Über den Wert der Arbeit“, in der Zeitschrift 
für die gesamten Staatswissenschaften, XVI. Jahrgang; 2. „Über die rechtliche 
Natur des Vermögens der Handelsgesellschaften nach rön  Vsrhaltnisse  aber  sind  nicht  bloß  nicht  das  einzig  oder  doch  wenigstens 
aberall  letztlich  bestimmende  Moment  fOr  den  Yerlanf  der  geschichtlidien  Ent- 
wicklung, noch  weniger  ist  ihr  Einflnfi  von  absoluter  naturgesetzlioher  Notwendig- 
keit. Sie  selbst  vielmehr  werden  vom  Uenschen  beherrscht,  stehen  in  seinem 
Dienst.  Individuen  und  Volkw  kOsn«n  sich  dem  , elementarischen'  Walten  der 
ftkonomifiohen  Mftcbte  entziehen,  die  Völker,  indem  sie  im  gesellschaftliohen 
Leben  eine  sittliche  Idee,  das  Prinzip  des  Gemeinwohls,  allen  einseitigen  Privat- 
nnd  Gruppeninteressen  gegenOber  zu  immer  vollerer  Geltung  bringen.  Das  ist 
nicht  etwa  blo&  eine  .andere  Oeetalf,  keine  .Erweiterung'  des  historischen 
Materialismus,  sondern  deBsen  vflUige  Freisgabe  und  wissenschaftliche  Yemichtung 
durch  einen  der  geistvollsten  ehemaligen  Vertreter  der  sozialistischen  Geschichts- 
theorie. Bernstein  schlftgt  sogar  vor,  den  Namen  .materialistische  Geschichtsauf- 
fassung'' fallen  zu  lassen  und  dafilr  die  von  Barth  gewählte  Bezeichnung  , öko- 
nomische Geschichtsauffassung*  zu  substituieren.  .Dem  Worte  .materialistische 
GeschichtsauffoBsnng",  sagt  er,  .haften  von  vornherein  alle  Mißverständnisse  an, 
die  sich  Oberhaupt  an  den  Begriff  Materialismus  knüpfen.*  Indem  aber  Bernstein 
seiner  Ökonomischen  Oescbicbtsauffassung  den  materialistischen  Charakter  nimmt, 
ist  diese  wesentlich  verschieden  auch  von  der  später  modifizierten  Fassung  der 
Marxistischen  Theorie.  .IJrsprOnglich*,  sagt  Bernstein,  .wurde  dem  technisch- 
Ökonomischen  Faktor  eine  fast  unbegrenzte  Bestimmnngemacht  in  der  Geschichte 
zugeschrieben.'  Aber  auch  die  spAtere  Fassung  bleibt  nach  derselben  Richtung 
hin  noch  einseitig  genng.  Bernstein  hat  jedenfalls  weit  mehr  die  entscheidende 
Einwirkung  der  nicht-Okonomischen  Faktoren  anerkannt,  so  .der  Gescliichte  der 
politischen  Entwicklung  eines  Landes,  der  Natur  und  der  Geschichte  seiner  Par- 
teien und  in  hohem  Grade  auch  der  Natur  und  der  Geschichte  seiner  BeligionB- 
gemeinschaften* '.  Femer  den  Einfluß  der  Ethik:  .Die  sittlichen  Begriffe  sind 
dauernder  als  die  (wirtschaftliche)  Entwicklung  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade, 
eben  weil  sie  konservativ  sind,  auch  unabhängig  von  ihr.  Stärker  als  Marx 
und  Engels  dies  zugeben ,  gilt  dies  u.  a.  vom  Begriff  des  Gerechten.*  *  „Die 
Gerechtigkeit  ist  denn  heute  noch  ein  sehr  starkes  Motiv  in  der  sozialistischen 
Bewegung,  wie  ja  Oberhaupt  keine  andauernde  Massenaktion  ohne  moralischen 
Antrieb  stattfindet.* '  Die  Grundlage  der  Entwicklungslehre  des  Ökonomischen 
Materialismus,  die  Hegelsche  Dialektik,  unterzog  Bernstein  einer  besonders  scharfen 
Kritik.  Mag  BMoh  die  Hegelsche  Geschichtspldlosophie  mit  ihrem  Grundgedanken, 
der  Entwicklung  in  Gegensätzen  nnd  deren  Ausgleichung,  zur  Veranschaulichung 
von  Beziehungen  nnd  Entwicklungen  realer  Gegenstände  dienen  können  und  gedient 
haben,   wenn  man  aber  mittels  der  .Negation  der  Negation*   auf  deduktivem 
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Weg«  die  Erkenatnis  der  Zaknnft;  «rschHe^en  Till,  so  liegt  die  Qefahr  wiD- 
kflrlicber  Eonslniktion  tiberans  nahe.  Die  beetftndigen  Prophezeibniigeii  des 
baldigen  Zueammeiibnichs  der  gegenwArtigen  Geaellechaft  sind  der  beste  Beweis 
dafOr,  ,eine  gesohicbtliche  Selbsttfiascbmig ,  wie  sie  der  erste  beste  politiache 
Schw&nner  kaum  flberbietea  kOnote*  '. 

Auch  der  zweite  Hauptbestandteil  des  Marxistischen  Gtaubeosbekeant- 
nisees  findet  bei  Bernstein  keine  Gnade,  indem  er  der  Reihe  nach  die 
Wert-  und  Mehrwerttheorie,  die  Verelendungetheorie,  die  angeblich  not- 
wendig fortschreitende  Akkumulation  des  Kapitals  und  Konzentration  der 
Betriebe,  die  periodischen  Krisen,  die  Wunderkraft  der  proletarischen 
-Diktatur  beim  schüe&lichen  Zusammenbruch  der  kapitalistischen  Gesell- 
schaft und  bei  der  Einführung  der  kommunistischen  Ordnung  als  Reste 
einer  durch  und  durch  utopistischen  Auffassung  oder  als  den  Tatsachen 
widersprechende  , Dogmen'  charakterisierte 

Den  Anfang  macht  die  Wert-  und  Uehrwerttheorie.  Der  Mansche 
Wertbegriff  ist  für  Bernstein  eine  rein  .gedankliche  Konstruktion'  *,  aufgebaut 
auf  Abstraktionen.  Als  Schlüssel  aller  Dunkelheitea  der  Werttheorie  bezeichnet 
er,  daß  Marx  „nicht  mehr  die  gegebene,  sondern  eine  konstniierte ,  gemein- 
schaftlich wirtschaftende  GesellBcbaft  unterstellt'  *.  .Vor  allem  ist  die  Lehre 
vom  Arbeitswert  dann  irreführend*,  sagt  Bernstein,  ,da£  er  doch  immer 
wieder  als  Maßstab  für  die  Ausbeutung  des  Arbeitere  durch  den  Espitaliateu 
erscheint,  wozu  n.  a.  die  Bezeichnung  der  Uehrwerterate  als  Ausbeutungs- 
rate  ete.  verleitet,  .  ,  .  Die  Wertlehre  gibt  so  wenig  eine  Norm  für  die  Ge- 
rechtigkeit oder  Ungerechtigkeit  der  Verteilung  des  Arbeitsproduktes,  wie  die 
Atomlehre  eine  solche  für  die  Schönheit  oder  Verwerflichkeit  eines  Bildwerkes. 
Treffen  wir  doch  heute  die  bestgestellten  Arbeiter,  Teile  der  .Aristokratie  der 
Arbeit',  gerade  in  solchen  Gewerben  mit  sehr  hoher,  die  infamst  geschundenen 
Arbeiter  in  solchen  mit  sehr  niedriger  Ifehrwertsrate.'  *  Fallt  aber  die  Aus- 
beutungstheorie im  Sinne  des  Marsschen  Systems  —  jene  Theorie,  welche  den 
Kampf  des  Proletariates  gegen  das  EapitsI  moralisch  rechtfertigte  —  dann 
ist  auch  der  Lehre  von  einer  , naturnotwendig'  fortschreitenden  Ver- 
elendung der  Boden  entzogen.  ,Der  Satz  von  der  Hoffoungslosigkeit  der 
Lage  des  Arbeiters  ist  vor  mehr  als  fUnMg  Jahren  aufgestellt  worden.  Er 
I&uft  durch  die  ganze  radikalsozialistische  Literatur  der  drei&iger  und  vier- 
ziger Jahre,  und  viele  festgestellte  Tataachen  schienen  ihn  zu  rechtfertigen. 
So  ist  es  begreiflich,  wenn  Marx  im  .Elend  der  Philosophie'  das  Unterhalts- 
minimum für  den  natürlichen  Arbeitslohn  erklärte,  wenn  es  im  .kommunisti- 
schen Manifest'  kategorisch  heißt:  Der  moderne  Arbeiter,  statt  sich  mit  dem 
Fortechritt  der  Industrie  zu  heben,  sinkt  immer  tiefer  unter  die  Bedingungen 
seiner  Klaeee  herab,  der  Arbeiter  wird  zum  Pauper,  und  der  Pauperismus  ent- 
wickelt sich  noch  schneller  als  Bevölkerung  und  Reichtum,  und  wenn  in  den 
,KlB8sen kämpfen'  gesagt  wird,  daß  die  geringste  Verbesserung  der  Lage  des 
Arbeiters  eine  Utopie  bleibt  innerhalb  der  bürgerlichen  B«pnblik.   Die  Hofbungs- 

<  Bernsteil),  Voraussetzaugen  22.  *  Eb.  88  40  f.  *  Ebd.  48  f. 
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losigkeit  der  Lage  des  Arbeiters  ist  duiaeh  ein  nnumetAMcbee  Axiom  deB  wieeen- 
schaftlichen  SozialiBmoa.  Tatsachen  aDerkennen,  die  gegen  sie  sprechen,  heißt 
nach  ihm  den  bOrgerlichen  Ökonomen  naohtreten,  die  diese  Tatsachen  konstatiert 
haben.'  ■  Allein  die  Lage  der  Arbeiter  ist  nicht  mehr  wie  znr  Zeit,  als  Marx 
aeine  Theorie  nnter  den  damaligen  Eindiflcken  schrieb.  Gerade  in  England 
maßte  eich  fOr  Bernstein  die  Unhaltbarkeit  der  Yerelendniigstheorie  klar  ergeben. 
Er  gesteht  das  offen  ein:  ,Die  moderne  LohnarheitersGhaft  ist  nicht  die  gidch 
geartete,  in  Bezug  auf  Eigentum,  familie  etc.  gleich  ungebundene  Masse,  die  im 
(kommuni  stiachen)  ^^anifeet'  Torauegeeehen  wird.  Große  Schiditen  heben  sich 
aus  ihr  zu  kleinbürgerlichen  Existenzverh&ltnissen  empor."  *  Man  braucht  kein 
Lobredner  des  Gegebenen  zu  sein,  um  den  bedeutenden  Fortschritt  zu  erkennen, 
der  sich  seit  Abfassung  des  Manifeetea  in  der  staatabürgerlichen  Stellung  der 
Arbeiter  vollzogen  hat*.  Sowohl  politisch  als  auch  wirtschaftlich  hat  sich  die 
Lage  der  Arbeiter  nicht  wenig  gebessert.  Von  einer  .natnmotwendigen*  Ver- 
elendung kann  angesichts  dieser  Tatsachen  nicht  mehr  gesprochen  werden. 
Ganz  im  Sinne  Bernsteine  schrieb  dämm  P.  Eampfhieyer  in  den  .Sozialistischen 
Monatsheften  * :  .Die  daatem,  niederschlagenden  Vorstellungen,  die  in  unserem 
Eopfe  die  Marxsche  Entwicklungslehre  entstehen  ließ,  verflüchtigen  sich  mit  dieser 
Lehre  selbst.  Nicht  durch  eine  Zunahme  unserer  Ohnmacht,  unserer  Not,  unseres 
Elends  Steigen  wir  zum  Sozialismus  aufwflrts,  sondern  durch  eine  sehrittweise 
VerbesBorung  und  Hebung  unserer  Lage  und  durch  eine  Erweiterung  und  Aus- 
dehnung imserer  Machtverhältnisse.* 

Der  innere  Zusammenbruch  der  kapitalistischen  Gesellschaft  vollzieht  sich 
n&oh  Marx  hauptsächlich  dadurch,  daß  dis  mittleren  und  kleinen  Vermögen  mehr 
und  mehr  von  dem  großen  Kapital  aheorbiert  werden  —  Akkumulation  des 
Kapitals  — ,  anderseits  dadurch,  daß  die  kleinen  und  mittleren  Betriebe  mehr 
und  mehr  in  immer  größeren  Betrieben  aufgehen  —  Konzentration  der 
Betriebe.  Allein  die  Marxsche  Theorie  folgt  hierbei,  wie  Bernstein  nachweist, 
nicht  den  Tatsachen,  sondern  die  Tatsachen  werden  nach  den  Porderungen  der 
Theorie  auagewfthlt,  erkl&rt,  verbunden.  Marx  findet  ganz  richtig  gewisse  die 
fortschreitende  Akkiunnlation  und  Konzentration  begünstigenden  Tendenzen  der 
kapitalistischen  Produktion.  Ihnen  schenkt  er  durchaus  einseitig  seine  volle 
Aufmerksamkeit,  ohne  die  Faktoren,  welche  jenen  Tendenzen  entgegenwirken, 
genügend  zu  beachten.  Hierfür  kann  Bernstein  auf  das  Beispiel  der  Aktien- 
gesellschaft verweisen.  Marx  rückt  die  Aktiengesellschaft  lediglich  in  den  Ge- 
sichtswinkel der  Konzentration,  und  doch  läßt  sich  nicht  leugnen,  da&  sie 
anch  der  Tendenz:  Konzentration  der  Vermdgen  durch  Konzentration  der  Be- 
triebe in  sehr  bedeutendem  Umfang  entgegenwirkt  Sie  erlaubt  eine  weit- 
gehende Spaltung  schon  konzentrierter  Kapitale,  macht  Aneignung  von  Kapitalen 
^orch  einzelne  Magnaten  zum  Zwecke  der  Konzentriemng  gewerblicher  Unter- 
nehmungen fiberflOssig,  da  sie  zersplitterte  Vermögensteile  zur  Einheit  großer, 
zentralisierter  Cntemehmungen  v«-bindet.  Die  Zahl  der  Aktionäre  des  großen 
Mancheeterkanals  z.  B.  beträgt  rund  40  000.  Das  sind  keineswegs  bloß  Eapital- 
magnaten,  sondern  auch  eine  größere  Zahl  Inhaber  kleinerer  Vermögen,  die  teil- 
haben an  den  Dividenden.  Die  123000  Anteilsinhaber  des  englischen  Nfthgam- 
trusts  setzen  sich  zusammen  aus  6000  Inhabern  von  Stammaktien  mit  1200  Mark 
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Ihirdlulohiiittakapital,  4500  Inhabern  von  Frioritfttuktien  mit  3000  Uark  Durch- 
Bohnittekapital  und  1800  Inhabern  von  OhUgatJan«n  mit  6300  Hark  Dnrch- 
sohnittelcapitaL  Ergibt  aidi  B<^on  ans  diesen  nnd  Utnlioben  Beispielea  dw  Sohl(i&, 
daß  von  einem  eigentlichen  gobwinden  dar  mittleren  Vermögen  keine  Bede  sein 
kann,  so  best&tigt  dies  außh  der  direkte  Hinweis  aof  die  Einkonunensrerh&ltnisse. 
Jlnglaad  z.  B.  z&hlte  nach  der  .British  Beview'  vom  21.  Hai  1697  FamOieii 
mit  160—1000  Ffnnd  Sterling  im  Jahre  1851  mnd  300000,  im  Jahre  1881 
rund  990000.  W&hrend  die  Bevölkerung  in  diesen  dreißig  Jabren  sich  um  etwa 
dreißig  Prozent  vermehrte,  stieg  die  Zahl  dieser  Einkommenklaese  nm  283  Vi  Pro- 
zent, jedenfalla  keine  Bestätigung  der  Harxsohai  Theorie.  Auch  für  Deutsch- 
land und  andere  Länder  liät  sich  die  Zunahme  der  kleinen  und  mitüerea  Ver- 
mögen erwusen.  ,£■  ist  also  falsch,  anzunehmen',  sagt  Bernstein',  ,da&  die 
gegenwärt^e  Entwicklung  eine  relative  oder  gar  absolute  Vennindarung  Aex  Zahl 
der  Beaitzenden  aufweist.  Nicht  .mehr  odw  mindw',  sondern  schlechtweg  mehr, 
d.  h.  absolut  und  relativ  wächst  die  Zahl  der  Besitzenden."  Aber  auch  die 
Betriebe  weisen  nicbt  jene  KonzentratioD  auf,  wie  eie  der  Harzschen  Theorie 
entaprechen  wflrde.  FOr  die  Landwirtaohaft  steht  die  Tataaebe  einer  Tennehmng 
der  Betoiebe  fest  Im  ganzen  westlichen  Europa  und  auch  in  den  ostlioben 
Staaten  der  amerikaniaehen  Union  nehmen  die  kleineren  nnd  mitÜeren  Betnebe  zu, 
die  föesenbetriebe  ab.  Auf  gewerblichem  Gebiet  nnd  im  Handel  gibt  ee  gewiß 
Eintagsfliegen,  aber  fOr  das  Ganze  bleibt  ihr  Absterben  glrädtgOltig.  Das  Gesamt- 
bUd  ändert  sich  nicht.  Neben  den  Eieeenbetrieben  erhalten  sich  die  Mittel-  und 
Kleinbetriebe  bei  der  außerordentlichen  Beweglichkeit,  Anpaesungef&higkeit  der 
heutigen  gewerblichen  Welt  und  bei  der  fortschreitenden  Differenzierung  und  Ver- 
mehrung der  Oewerbearten.  Der  GesellschaftazuBammenbrach  infolge  dee  Schwin- 
dens der  Mittelglieder  in  der  GeaeUBchaftspyramide  ist  somit  nicht  so  bald  lu 
erwartrai. 

Aber  vielleicht  hilit  die  Weltkriaie  ans  der  Verlegenheit  und  bringt  das 
inneriich  morsche  Gebände  zu  FalL  Wenn  jedoch  die  eine  Voraussetzung  der 
Erisentheorie  —  die  Lehre  von  der  fortschreitenden  Verelendung  —  nidit 
stand  hait,  eo  vird  schon  dadurch  die  Krisentheorie  nicht  unbedenklich  ersohattert. 
Überdies  ist  nach  Bwnatein  bei  der  strageaden  Ausdehnung  der  Mäi^te,  den 
schnellen  Informationen  Aber  die  Harktverhälbüsae  und  der  fortschreitenden  Ver- 
mehrung der  Produktionszweige  eine  allgemeine  Krisis  weniger  wahrscheiolich. 
Der  Kreis  der  Industrien  nnd  die  Ausdehnung  der  Harkte  ist  heute  zu  groß,  um 
an  allen  Punkten  gleichzeitig  und  mit  gleicher  Schwere  getroffen  zu  werden. 
Statt  dessen  wird  man  mehr  auf  bestimmte  Indnstriegruppen  beschränkte  Krisen 
zu  verzeichuen  haben. 

Die  Zueammenbruohstheerie,  die  Lehre  von  der  proletarischen  Dik- 
tatur, der  Einführung  des  Zukunftsstaatee  VMmittelst  derselben,  bezeidmet  Bern- 
stein als  durch  und  durch  utopiatisch  und  nebelhaß.  Er  macht  dabei  auf  den 
'  eigenartigen  Widerspruch  aufinerksam,  mit  dem  der  Sarialismue  von  dem  maß- 
gebenden Einfluß  der  Ökonomie  auf  die  Gewalt  ausgeht,  achließlich  aber  der 
Gewalt  in  Form  Abt  proletarischen  Diktatur  eine  geradezu  achOpferisohe  Kraft 
zuschreibt  *.  Die  Tiefkr&fte  der  Evolution  arbeiten  gewaltig  an  der  Produktion 
gesellBchaftlicher  Widerspräche.    Ist  aber  einmal  die  kapitalistische  GesellBohaft 

'  VorauflaetznngeQ  50.  *  Ebd.  25. 
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hübsch  pripaiiert  dem  inzwischen  organisierten  Proletariats  dargeboten,  dann 
tritt  die  proletarische  Diktator  in  Aktion,  and  die  Evolution  zieht  sich  allem  An- 
scheine nach,  wenigstens  Torlänfig,  ganz  znrOck.  Bernstein  sieht  in  dieser  Über- 
Schätzung  der  schOpferischeii  Kraft  der  revolutionAren  Gewalt  für  die  sozialistische 
Umgestaltung  der  modernen  Gesellschaft  eine  Einwirkung  des  Blanquiamus  auf 
den  Marxismus'. 

Wäre  indessen  auch  das  Proletariat  politisch  Biegreich  und  die  prole- 
tarische Diktatur  etablieri;,  für  die  Lösung  des  Hauptproblems  würde 
damit  noch  ßberaus  wenig  erreicht  sein  '.  Von  einer  Übernahme  der  ge- 
samten Herstellung  und  Zustellung  der  Produkte  durch  den  Staat  könnte 
ganz  und  gar  keine  Rede  sein.  Nicht  einmal  die  Masse  der  Mittel-  und 
Großbetriebe  vermöchte  er  zu  übernehmen. 

Heute  bandelt  es  sich  um  einen  unen^ch  weiten  Kreis  von  Interessenten, 
die  man  nicht  alle  zur  Emigration  veranlassen  kann,  wie  die  französische  Ue- 
volution  es  tat,  handelt  es  sich  nicht  um  Landgater,  die  zerschlagen  und  par- 
zeilenweise  veräußert  werden  können,  sondern  um  moderne  Fabriken.  Je  mehr 
davon  nach  dem  Rezept  der  Kommune  expropriiert  werden,  sagt  Bernstein,  um 
so  größer  die  Schwierigkeit,  sie  während  einer  Erhebung  in  Betrieb  zu  halten. 
Wollte  der  Staat  in  Deutschland  alle  Unterehmongen  von  zwanzig  Personen  und 
aufwärts  in  seinen  Betrieb  DberfOhren,  so  kann  man  sich  eine  Yorstellung  von 
der  GrO&e  der  nun  zu  losenden  Aofgabe  machen,  wenn  man  erwägt,  daß  es  sich 
in  Industrie  und  Handel  um  mehrere  hunderttausend  Betriebe  mit  fönf  bis  sechs 
MiUionen  Angestellten,  in  der  Landwirtschaft  um  etwa  dreimalhunderttausend  Be- 
triebe mit  fOnf  Millioneu  Arbeitern  handelt.  Eine  geradezu  übermenschliche  Ein- 
sieht,  Sachkenntnis,  ein  wunderbares  Verwaltiingstalent  müßte  einer  Regierung 
oder  einer  ^Nationalyeraammhmg  zur  Verfügung  stehen,  um  der  Oberleitung  oder 
der  wirtschaftlichen  Eontrolle  eines  solchen  Riesenorganismus  gewachsen  zu  sein. 
Ohne  Zweifel  würde  sich  der  Regierung  eine  große  Anzahl  von  Intelligenzen  zur 
Verfügung  stellen.  Aber  gerade  darin  liegt,  wie  Bernstein  betont,  eher  eine  Ge- 
fahr als  ein  Vorteil.  In  diesem  embarras  de  richesses  würde  der  gute  Wille  der 
besten  Freunde  zu  Grunde  richten,  was  der  bOse  Wille  der  Gegner  nicht  verderben 
konnte.  Auch  die  Gemeinden  als  Mittelglieder  vermochten  nur  wenig  zu  helfen; 
allenfalls  würden  sie  die  Geschäfte,  die  am  Orte  für  den  Ort  produzieren  und 
Dienste  leisten,  kommunalisieren  und  damit  schon  recht  viel  zu  tun  bekommen. 
Oder  bildet  man  sich  ein,  daß  die  Unternehmungen,  die  bisher  für  den  großen 
Markt  arbeiteten,  plötzlich  insgesamt  kommunalisert  werden  könnten?  Und  dann 
hOrt,  wie  Franz  Schaub  mit  Recht  bemerkt*,  ,an  den  Staatsgrenzen  der  wirt- 
schaftliche Verkehr  nicht  auf.  Ein  geschlossener  Handelsstaat  ist  heute  un- 
denkbar. Die  modernen  Staaten,  in  denen  der  Sozialismus  zunächst  verwirklicht 
werden  soll,  sind  vollständig  in  die  Weltwirtschaft  verflochten.  .  .  .    Wird  nun 


'  Ebd.  28.  —  Die  Blsaqnistiscbe  Partei,  die  zur  Zeit  Loais  Philipps  die  Traditionen 
der  Bewegung  Babeub  au^enommen  hatte,  verfolgte  als  Ziel:  Sturz  der  Bourgeoisie 
durch  das  Proletariat  mittels  revolationSrer,  gewalteamer  Expropriation. 
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die  sozialistisohe  Wirtschalteorgaiüsation  in  einem  Staate  durchgefOhrt ,  dann 
bleibt  immer  die  Abh&ngigkeit  yom  Weltmarkt,  damit  die  Konjnnktnr,  die  Eon- 
kmrenz,  die  Überpraduktion,  die  Krisen,  also  alle«  das,  vas  man  doch  tos  Grand 
ftUB  beseitigen  will  Die  Konsequenz  ist  eine  internationale  Oi^uiiaatian.  Inter- 
national! Welche  Ziffern  nnd  Verschiedenheiten  spricht  man  mit  diesem  Wort 
aus  t  Die  zahlreichen.  Ober  einen  weiten,  vielgestaltigen  Ranm  verteilten  Volker 
mit  ihren  religiösen,  sprachlichen,  moralischen,  rechtlichen  Verschiedenheiten, 
mit  ihrer  verschiedenen  historischen  Entwicklung,  ihrem  unterschiedlichen  Besitze 
von  Kulturmitteln ,  ihrer  ungleichen  wirtschaftlichen  Kulturstufe  sollen  alle  dem 
einen  gro&en  Staatenbund  einverleibt  werden.  Es  sollen,  nm  Über-  nnd  Unter- 
produktion zu  meiden,  der  ungeheure  Bedarf,  die  Sin-  und  Auswanderung,  die 
Große  des  natürlichen  Reichtums  und  der  Produktion  genOgend  berOcksichtigt 
werden.  .  .  ."     Und  das  alles  muB  achnell  geschehenl 

Die  sozialistische  Katastrophentheorie  steht  also  auf  sehr  schwachen 
FQSen.  Schon  der  bloBe  Übergang  in  die  sozialistische  Gesellschaftsord- 
nung mtl&te  zu  einer  wirtschaftlichen  Katastrophe  sich  gestalten,  an  äer 
die  Gesellschaft  zu  Grunde  ginge,  ehe  noch  die  notwendigen  neuen  Formen 
geschafiFen  wären.  Die  Katastrophe  verbliebe,  aber  ganz  anders,  wie  der 
Sozialismus  sie  gedacht. 

Es  ist  gewisserma^n  eine  ZusammenfasBung  seiner  eigenen  kritischen 
Bemerkungen  und  zugleich  eine  Erklärung  der  Irrgänge  des  Marxis- 
mus, wenn  Bernstein  schreibt^:  ,FBr  mich  illustriert  das  .Kapital'  einen 
Dualismus,  der  durch  das  ganze  monumentale  Marssche  Werk  geht  und 
in  weniger  prägnanter  Weise  auch  an  andern  Stellen  zum  Ausdruck 
kommt,  einen  Dualismus,  der  darin  besteht,  daß  das  Werk  wissenschaft- 
liche Untersuchung  sein  und  doch  eine  lange  vor  seiner  Konzipierung 
fertige  These  beweisen  will,  da&  ihm  ein  Schema  zu  Grunde  liegt,  in 
dem  das  Resultat,  zu  dem  hin  die  Entwicklung  führen  sollte,  schon  von 
vornherein  feststand.  Das  Zurückkommen  auf  das  kommunistische  Mani- 
fest weist  hier  auf  einen  tatsächlichen  Best  von  Utopismus  im  Marxschen 
System  hin.  Marx  hatte  die  Lösung  der  Utopisten  im  wesentlichen  ak- 
zeptiert, aber  ihre  Mittel  nnd  Beweise  für  unzulänglich  erkannt  Er 
unternahm  also  deren  Revision,  und  zwar  mit  dem  FleiS,  der  kritischen 
Schärfe  und  der  Wahrheitsliebe  des  wissenschaftlichen  Genies.  Er  ver- 
schwieg keine  wichtige  Tatsache ,  er  unterließ  es  auch ,  solange  der 
Gegenstand  der  Untersuchung  keine  unmittelbare  Beziehung  zum  Endziel 
des  Beweisschemas  hatte,  die  Tragweite  dieser  Tatsachen  gewaltsam  zu 
verkleinern.  Bis  dahin  bleibt  sein  Werk  von  jeder  der  Wissenschaft- 
lichkeit notwendig  Abbruch  tuenden  Tendenz  frei.  .  .  .  Aber  wie  sich 
Marx  solchen  Punkten  nähert,  wo  jenes  Endziel  ernstlich  in  Frage  kommt, 
da  wird  er  unsicher  und  unzuverlässig,  da  kommt  es  zu  Widersprüchen, 
da  zeigt  es  sich,  daß  dieser  große,  wissenschaftliche  Geist  doch  schließlich 
Gefangener  einer  Doktrin  war.    Er  hat,  um  es  bildlich  auszudrucken,  im 


'  Voraussetzungen  177  f. 
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Rahmen  eines  vorgefundenen  SerUstes  ein  mächtiges  Oebände  aufgerichtet, 
bei  dessen  Aufbau  er  sich  so  lange  streng  an  die  Gesetze  der  wissen- 
scbafUichen  Baukunst  hielt,  solange  sie  nicht  mit  den  Bedingungen 
kollidierten,  die  ihm  die  Konstruktion  des  Gerüstes  vorschrieb,  sie  aber 
vernachlässigte  oder  umging,  wo  das  Qerüat  zu  eng  war,  um  ihre  Beob- 
achtung zu  erlauben.  Statt  da,  wo  es  dem  Bau  Schranken  setzte,  kraft 
deren  es  dieser  nicht  zum  Freistehen  bringen  konnte,  das  QerUet  selbst 
zu  zertrQmmem,  änderte  er  am  Bau  selber  auf  Kosten  der  Proportion 
herum  und  brachte  ihn  so  erst  recht  in  Abhängigkeit  vom  Gerüst.  War 
es  das  Bewußtsein  dieses  irratiouellen  Verhältnisses,  das  ihn  vor  der 
Fertigstellung  des  Werkes  immer  wieder  zu  Verbesaemogen  an  Einzel- 
heiten gehen  liefi?  Wie  dem  auch  sei,  meine  Überzeugung  ist,  daä,  wo 
immer  jener  Dualismus  sich  zeigt,  das  Gerüst  fallen  muS,  wenn  das  Ge* 
bäude  zu  seinem  Recht  kommen  soll.  Im  letzteren  und  nicht  im  ersteren 
liegt  das,  was  wert  ist  von  Marx  fortzuleben.* 

Man  hätte  vielleicht  erwarten  dürfen,  daß  Bernstein,  nachdem  er 
in  solcher  Weise  die  Reste  von  Utopismus  im  Marxschen  System  auf- 
gedeckt, nun  auch  das  durchaus  utopistische  Endziel  aufgeben 
werde.  Das  wäre  allerdings  völlige  Preisgabe  des  sozialistischen  Stand- 
punktes gewesen.  Vor  dieser  Konsequenz  schreckte  Bernstein  zurück. 
Er  hält  am  kommunistischen  Endziele  fest,  aber  er  verlegt  seine  Ver- 
wirklichung in  nebelgraue  Ferne.  Ja  er  erklärt^:  .Ich  gestehe  es 
offen,  ich  habe  für  das,  was  man  gemeinhin  unter  ,Endziel  des  Sozialis- 
mus' versteht,  außerordentlich  wenig  Sinn  und  Interesse.  Das  Ziel, 
was  immer  es  sei,  ist  mir  gar  nichts,  die  Bewegung  alles.  Und 
nnter  Bewegung  verstehe  ich  sowohl  die  allgemeine  Bewegung  der  Gesell- 
schaft, d.  b.  den  sozialen  Fortschritt,  wie  die  politische  und  wirtschaft- 
liche Organisation  zur  Bewirkung  des  Fortschrittes,"'  Fortschreitende 
Demokratisierung  und  Sozialisierung ,  das  ist  der  Fortschritt  im  Sinne 
Bernsteins.  Er  glaubt  an  eine  allmählich  sich  steigernde  Beeinflussung 
der  Wirtschaft  durch  die  Öffentlichen  Gewalten,  auch  an  eine  fortschrei- 
tende Vergesellschaftung,  Kollektivbetrieb  durch  Staat,  Gemeinde,  Ge- 
nossenschaft. Freilich  liegt  für  die  Produktivassoziation  der  Arbeiter  eine 
eigenartige  Schwierigkeit  in  ihrem  naturgemäß  demokratischen  Charakter, 

<  Zur  Qeschichte  ood  Tbeorie  des  Socialiamna  (1901)  284. 

■  Wie  die  .Revisionisten*  (Bernstein,  Vollmar  n.  a.)  und  die  Fahrer  der  eoris' 
lieUschen  Gewerkschkftabewegnng  in  Deutschland,  ao  erkennen  die  franzteischen  ,Fos- 
sibilieten'  die  MSglichkeit  einer  Besserung  in  der  Lage  der  arbeitenden  Elaseen 
anch  fOr  die  gegenwärtige  GesellscbaftMrdDDiig  an.  In  England  ist  es  vor  allem  die 
Gruppe  der  .Fabiachen  Gesellschaft*,  welche  von  der  friedlichen  Fortbildnng 
der  bestehenden  Gesellsehafl,  im  Sinne  fortschreitender  Eommanalisierung  und  Verstaat- 
lichung das  Heil  erwartet.  Die  wissenschaftlich  bedeutendsten  Anhänger  dea  Sorialismua, 
SoSidney  W«bb,  gehören  dieser  Grnppe  sn.  Tgl.  Näheres  bei  Ger  hart  t.  Schulze- 
Gaevernitz,  Zum  Boüalen  Frieden  11  (1890)  122  ff ;  femer  .Arbeiterwohl',  Aofbitx 
, Orthodoxer  Marxismus  nnd  ReTisionismoa*,  Jahrg.  1908,  217 — 2S5. 
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der  die  im  Interesse  des  geordneten  Betriebes  notwendige  Unterord- 
nung unter  die  Leitung  sehr  erschwert.  Jedenfalls  setzt  die  Produkläv- 
assoziation  eine  lange  Schulung  der  Arbeiter  voraus.  Im  übrigen  kennt 
Bernstein  wenigstens  eine  faktische  und  praktische  Grenze  des  Eol- 
lektivbetriebes  an,  indem  er  diesem  nur  die  routinenmä&ige  Produk- 
tion für  roatinenmäßigen  Bedarf  zuweist,  nicht  aber  eine  Produktion 
nach  individuellem  Geschmack  und  Bedarf.  Wenn  er  die  EinfQhrung 
des  Eollektivbetriebes  dem  Prinzip  der  höchsten  Wohlfahrt  unterstellt, 
so  scheint  sich  das  mehr  auf  den  Zeitpunkt  der  Einführung  zu  be- 
ziehen ,  nicht  aber  eine  prinzipielle  Schranke  darzustellen.  Was  Bern- 
stein femer  als  Gesellachaftsprinzip  des  Sozialismus  bezeichnet,  die  all- 
seitige Durchführung  der  Genossenschaftlichkeit ,  entbehrt  bei  ihm  der 
nötigen  prinzipiellen  Erklärung  und  Begrenzung.  Das  tiefere  Yei^ 
ständnis  fUr  die  Begründung  der  Privateigentumsinstitution  durch  die 
Bedilrfoisse  der  menschlichen  Natnr  und  des  Oesellschaftslebena  ist  Bern- 
stein und  den  ihm  gleichgesinnten  Sozialisten  versagt  geblieben.  Auch 
Eonrad  Schmidt  meint,  von  einer  unmittelbaren  Aufhebung  des  Privat- 
eigentums könne  zwar  keine  Bede  sein,  wohl  aber  von  einer  foriBchrei- 
tenden ,  sich  immer  weiter  erstreckenden  gesellschaftlichen  Eontrolle 
Ober  die  Produktionsbedingungen  uud  von  der  Einschränkung  der  privaten 
Verfügungsfreiheit.  So  ändere  das  kapitalistische  Eigentum  seinen  inneren 
Charakter,  werde  mehr  und  mehr  in  den  Dienst  der  Gesellschaft,  d.  i.  der 
Arbeiterklasse  gestellt,  bis  schließlich  das  faktische  Obereigentum  der 
Gesellschaft  sich  in  wirkliches  Eigentum  verwandle,  ohne  StÖruog,  da  ja 
dem  Kapitalisten  sein  Eigentum  durch  jene  vielfachen  Beschränkungen 
immer  wertloser  geworden.  Also  nicht  gewaltsame  Aufhebung,  dafür 
aber  eine  allmähliche  Auf-  und  Aussangung  des  Rechtsinhaltes 
des  Eigentams! 

In  einem  Yortrage,  den  Bernstein  am  17.  Mai  1901  zu  Berlin  im  Sozial- 
wisBenecliaftlichen  StndentenTereine  hielt,  warf  er  die  Frage  auf:  , Wie  ist  wissen- 
BchaftUcher  Sozialiamns  mOgUch?' '  Der  Sozialismas  solle  sich  der  Wissenschaft 
bedienen,  aber  er  könne  nicht  selbst  Wissenschaft  sein.  ,Die  Wissenschaft  ist 
tendenzlos,  der  Sozialismus  aber  ist  Tendenz,  und  als  die  Doktrin  einer  für  Neuee 
kämpfenden  Partei  kann  er  sich  nicht  lediglich  an  schon  Festgestelltes  binden.* 
Er  mOge  sich  daher  mit  dem  bescheideneren  Namen  .kritischer  Sozialismus*  be- 
gnügen. Das  erregte  natariich  wieder  grofies  Mißbehagen  bei  der  Partei.  Da&jedoch 
mit  den  Besolutionen  der  Parteitage  (Lübeck.  Dresden)  die  kritische  Tätigkeit 
innwhalb  der  Sozialdemokratie  ein  Ende  gefunden,  konnte  niemand  ernstlich 
erwarten,  ebensowenig  wie  frühere  Resolutionen  sich  eines  solchen  Erfolges  er- 
freuten. Noch  weniger  aber  kann  durch  Besolutionen  eines  Parteitages  die  ver- 
nichtende Kraft  der  Bernsteins chen  Argumentation  irgendwie  geschwächt  wer- 
den. Man  darf  freilich  von  einer  wissenschaftlichen  Kritik  allein  nicht  die 
Überwindung  des  Sozialismus  schlechthin  erwarten.     .Wie  alle  sozialen  Befonn- 

'  ÄDch  als  besondere  Schrift. 
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Parteien,  bat  snch  der  SozialkmoB  seine  lebendige  Quelle  in  den  offenkundigen 
TJnvollkommenbeiten  der  jetzigen  GeseUscbaftordnnng.  Solange  diese  Quelle  fließt, 
hat  die  kämpfende  Partei  dee  SoziaÜBmus,  die  .Sozialdemokratie',  von  der  Selbst- 
kritik ihrer  Theorie  nicbts  zn  fOrchten'  (Uasaryk).  .Wir  kOimen  die  Sozial- 
demokratie nur  wirksam  bekämpfen,  indem  wir  den  richtigen 
kleineren  Teil  ihres  Programms  in  eigener  Regie  durchfuhren' 
(Prinz  Aloys  t.  Liechtenstein'). 

119.  Der  „Znkanftsstaat"  oder  die  .Zukunftsgesellschaft'  —  immerhin 
eine  Zwangsgemeinschaft  und  jedenfalls  mit  mehr  Zwang  als  im  gegen- 
wärtigen Staate  —  bildet  nach  Marxseber  Lehre  den  Zielpunkt  der  mit 
Naturnotwendigkeit  sich  vollziehenden  geseUschaftlichen  Entwicklung. 

Innerhalb  des  Zukunftsstaates  spielt  natOrlicb  die  Religion  keine  Bolle  mehr. 
Der  Atheismus  beberrscbt  völlig  die  Geister.  Auch  die  Familie,  die  Mutterliebe 
und  Yatersorge,  weicht  zurflck  vor  der  gesellechaf Hieben  Erziehung  der  Jugend. 
Doch  sehen  wir  ab  von  diesen  und  ähnlichen  zum  Teil  bestrittenen  Momenten, 
fassen  wir  hier  nur  die  wirtschaftliche  Seite  des  neuen  Eldorados  ins  Auge. 

Ist  die  geschichtliche  Entwicklung  der  kapitalistischen  Gesellschaft 
zur  Reife  gelangt,  dann  wird  die  .kapitalistische  HUlle"  gesprengt,  es 
werden  alle  Produktionsmittel  in  der  Hand  des  Staates  zentralisiert,  d.  i. 
zunächst  in  der  Hand  des  als  politisch  herrschende  Elasse  organisierten 
Proletariats.  Hat  die  proletarische  Diktatur  ihren  Zweck  erfüllt,  die 
Überfuhrung  des  privatkapitalistischen  Eigentums  in  gesellschaftlicbea 
Eigentum  vollzogen,  dann  schwinden  aUe  Klassenunterschiede:  es  ist  die 
einzige  große  Wirtschaftsgenossenschaft  —  die  Gesellschaft  —  alleinige 
Eigentümerin  der  Produktionsmittel,  alleinige  Leiterin  der 
Produktion,  alleinige  Verteilerin  der' Produkte.  Der  Staat  hört 
auf,  die  öfFentlicheu  Gewalten  verlieren  ihren  politischen  Charakter. 
Es  handelt  sich  also  hier  nicht  um  eine  .Verteilung  der  Güter" 
schlechthin;  ea  wird  nicht  das  Privateigentum  an  den  Genuämitteln,  son- 
dern lediglich  an  den  Produktionsmitteln,  nicht  das  Kapital,  wohl  aber 
der  private  Kapitalbesitz  beseitigt  sein.  Die  Gesellschaft  —  ein  Verein 
fteier  Menschen  —  verfUgt  über  die  gemeinschaftlichen  Produktionsmittel, 
macht  den  Produktionsplan,  verteilt  die  Arbeit  und  gibt  die  vielen  indi- 
viduellen Kräfte  als  die  eine,  ä.  i.  ihre  eigene,  gesellschaftliche  Arbeits- 
kraft aus.  Die  Bestimmung  der  Arbeit  ist  nicht  individuell,  sondern 
gesellschaftlich,  das  Gesamtprodukt  gesellschaftliches  Produkt.  Nach 
Abzug  dessen ,  was  zur  Fortsetzung  der  Produktion  usw.  nötig  ist ,  wird 
es  in  der  ersten  Phase  nach  Maßgabe  der  Leistungen  verteilt,  in 
der  höheren  Phase  der  sozialistischen  Gesellschaft  nach  Maßgabe  der 
Bedürfnisse,  derart,  daß  für  den  einzelnen  kein  Reinertrag  Übrig 
bleibt,  welcher  ihm  Macht  Über  fremde  Arbeit  geben  kOnnte  ^. 


>  Vgl.  Kölnische  Tolkazeitang,  45.  Jahrg.,  Nr  SSO  vom  21.  April  1904. 
*  Vgl.   hierzu   Marx,   Kommuniatiscbes   Msnifest*    13  fi   Kapital   1*   45    727  f; 
n  468;  Kritik  des  Gothaer  ProgrammeDtwDrfB,  iu  der  Neuen  Zeit  KI  S5T  f;  Engels, 
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Kano  eine  solche  ßesellschaft  Aassicht  auf  längeren  Bestand  haben? 
Wahrhaftig  nein!  Da&  in  einer  auf  Privateigentum  an  den  Produktions- 
mitteln gegründeten  Oeeellschaftsordnung,  wie  mr  an  anderer  Stelle  dar- 
legten S  der  Eigentümer  mit  den  Produktionsmitteln  haushält,  daß  er, 
um  größeren  Gewinn  zu  machen  und  der  Konkurrenz  die  Spitze  zu  bieten, 
sich  beeilt,  alle  technischen  Yerbesserungen  in  Anwendung  zu  bringen, 
daß  er  mit  Aufbietung  seiner  ganzen  geistigen  und  körperlichen  Kraft 
voranzukommen  strebt,  das  versteht  sich  leicht  und  ist  durch  die  Er- 
fahrung erwiesen.  Allein  in  dieser  kommunistischen  Gtesellschaft?  Da 
sind  die  Produktionsmittel  Gesamtgut,  nnd  das  Sprichwort  sagt  nicht  mit 
Unrecht:  Gesamtgut  —  verdammt  Gut!  Da  kann  das  Arbeits- 
pensum zum  Zweck  der  Einfuhrung  technischer  Verbesserung  nicht  so 
leicht  erhöht  werden,  wenn  die  Mehrheit  sich  nicht  willig  zeigt.  Jeden- 
falls ist  es  schwierig,  langwierig,  im  Erfolge  zweifelhaft,  technische  Ver- 
änderungen von  einem  Plebiszit  abhängig  zu  machen  oder  einer  wider- 
strebenden Menge  aufzuzwingen.  Da  fehlt  jeder  persönliche  Antrieb 
zu  höherer  Kraftanstrengung,  weil  fUr  den  einzelnen  eine  Vei^ 
besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  ausgeschlossen  bleibt.  Die  Trägheit 
hält  aber  jedenfalls  hei  vielen  Menschen  dem  Ehrgeiz  die  Wage,  und 
wer  hoffen  wollte,  daß  der  Gemeinsinn,  die  Liebe  zur  allgemeinen  Wirt- 
scbaftsgenOBSenschaft,  .Gesellschaft*  genannt,  viele  Schweißtropfen  aus- 
zupressen im  Stande  sein  werde ,  der  muß  jedenfalls  ein  schlechter 
Psychologe  sein.  Im  Gegenteil  dürfte  eine  .Gesellschaftsordnang'  im 
Sinne  des  Sozialismus  gar  bald  zum  Gegenstand  des  allgemeinsten  Hasses 
werden.  Oder  würden  sich  die  Menschen  eine  Gestaltung  des  gesellschaft- 
lichen Lebens,  die  im  schneidendsten  Gegensatz  steht  zu  den 
klarsten,  berechtigtsten  Ansprüchen  der  menschlichen  Katur,  auch 
nur  für  kurze  Zeit  gefallen  lassen?  Wer  das  erwarten  wollte,  der  kennt 
den  Menschen  nicht,  kennt  nicht  die  eruptive  Gewalt,  mit  der  Gerechtigkeits- 
sinn und  Freiheitsbedürfnis  gegen  Mißachtung  und  Unterdrückung  sich  er- 
heben. Die  ökonomische  Selbständigkeit  ist  wesentlicher  Bestand- 
teil der  bürgerlichen  Freiheit.  Sie  bleibt  das  Ziel  des  Strebens,  nach 
dessen  Erreichung  jeder  verlangt.  Wer  dieses  Ziel  gewonnen,  wer  auch 
nur  einen  kleinen  Acker,  ein  enges  Haue  sein  eigen  nennt,  der  hängt 
an  diesem  seinem  Gute  wie  an  seinem  Lebensglfick.  Um  jenen  Drang 
nach  Selbständigkeit  zu  bannen,  dazu  bedürfte  es  noch  mehr  als  einer 
fortgesetzten  brutalen  Tyrannei.  Und  wer  würden  denn  die  Männer  sein, 
welche  die  sozialistische  Wirtechaftsgenossenechaft  zu  leiten  hätten?  Etwa 
einstimmig  gewählte  Vertreter  des  ganzen  Volkes?    Gewiß  nicht,  sondern 

DDbring'  (1894)  S97  f  802  S  344  ff.    Aach  Cabet  schreibt  auf  dem  Titelblatts  seiner 
.Vojage  ea  learie' :  ,Ä  chacou  saiTant  lea  besoins,  de  chacnn  Baivant  sea  forcea*,  und 
Lonis  Blanc  im  Noaveaa  Honde  Tom  15.  Juli  1850,  S.  4;    ,De  chacUQ  aelon  s«B  fa- 
cnlMa,  k  chaeuD  aelon  eee  besoins.' 
■  Siehe  oben  S.  lS4r. 
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die  Sieger  im  Wahlkampfe.  Von  diesen  Vertretern  einer  bloSen  Majorit&t 
also  abhängig  Bein,  wie  der  Sklave  abhängig  war  von  seinem  Herrn,  abhängig 
a&n  bis  auf  das  StUck  Brot  hinab,  das  man  in  den  Händen  hält,  ein  Leib- 
eigener der  „GesellBcbaft*,  in  Wirklichkeit  einer  triumphierenden  Majorität, 
sein  müssen,  von  den  Leitern  der  Gesellschaft  nicht  nach  dem  einzig  ge- 
rechten MaSe  seiner  Leistungen  und  Fähigkeiten,  sondern  nach  dem  Maße 
der  gnädig  oder  ungnädig  bemessenen  .vemunftgemftien  Bedfirfnisee*  zum 
Mitgenufi  an  den  matoiellen  ÖQtem  berufen  werden  —  wo  ist  der  Mensch, 
der  noch  eine  Spur  von  Freiheitssinn  und  Gerechtigkeitsgefühl  besäße 
und  dessen  ganzes  Innere  bei  dem  blofien  Gedanken  an  so  unsägliche 
Schmach  sich  nicht  aufbäumte?  Das  sind  keine  Übertreibungen  unserseits. 
Wir  haben  nur  Momente  berücksichtigt,  die  eich  aus  dem  Wesen  jeder 
kommunistischen  Gesellschaftsordnung  ergeben  müssen.  Heute  verfügt  auch 
der  Arbeiter  wenigstens  insofern  Über  ökonomische  Selbständigkeit,  als  er 
frei  seinen  Beruf  wählt  und  dem  Arbeitgeber  gegenüber  Kontrahent  ist, 
und  wenn  es  ihm  bei  dem  einen  Arbeitgeher  zu  hart  wird,  so  kann  er 
zu  einem  andern  gehen.  In  der  sozialistischen  Gestaltung  aber  gibt  es, 
wie  wir  sahen,  nur  einen  Herrn,  die  , Gesellschaft',  einen  Herrn,  der 
Beruf  und  Arbeit  verteilt,  einen  Herrn,  dem  gegenüber  der  Arbeiter 
nicht  freier  Kontrahent,  sondern  in  Wirklichkeit  Untertan  ist,  wenn 
ihm  auch  ein  so  und  so  viel  Millionstel  Souveränität  zugesprochen  wird. 
Mit  Recht  sagt  SchäfFle^:  .Die  Freiheit  der  Bedarfsbestimmung 
ist  sicherlich  die  unterste  Grundlage  der  Freiheit  überhaupt.  Würden 
die  Lebens-  und  Bildungsmittel  etwa  von  außen  her  und  einem  jeden 
nach  einem  Bedarfsschema  zugemessen,  so  könnte  niemand  nach  seiner 
Individualität  leben  und  sich  ausbilden;  es  wäre  der  Brotkorb  der  Frei- 
heit beseitigt.  . . .  Die  eine  praktische  Grund&eiheit,  die  privaten  Ein- 
künfte nach  freiem  Belieben  individuell  zu  verwenden,  wäre  allein  uns 
für  alle  möglichen  Vorteile  der  Sozialreform  zusammen  nicht  feil."  Die 
Verteilung  der  Produkte  aber  müßte  notwendig,  wie  Marx  selbst  zu- 
gesteht', in  der  höheren  Phase  der  kommunistischen  Gesellschaft  eine 
Verteilung  nach  den  Bedürfnissen  sein,  also  nicht  nach  Leistungen,  wie 
die  Gerechtigkeit  es  verlangt;  denn  dabei  würde  es  wieder  TJntei> 
schiede  des  Einkonunens  geben,  weil  ja  die  Fähigkeiten,  darum  die  Lei- 
stungen, notwendig  verschieden  sind.  Derartige  Unterschiede  des  Besitzes 
aber  vertragen  eich  nicht  mit  dem  Wesens^ement  einer  kommunistischen 
Gesellschaft,  mit  der  Gleichheit  ^    Und  wer  bemißt  die  BedOr&isse?    Soll 

>  Die  Qnintoseenz  des  SoEiKliamtis  '<  (1879)  2S  ff  25. 

■  Vgl.  Nene  Zeit  XI  557  ff. 

*  Der  HaixistlBche  Sod&liamus  geht  nicht  von  der  ,Gleichbeit*  als  einem  rechto- 
phüosophischen  Prinzip  ans,  wie  die  alteren  Sozialisten.  Aher  die  Gleichheit  iat  doch 
Ar  ihn  Ziel  der  Entwioklnng  nnd  in  der  ZukonftsgeBellschaft  mit  der  ,  Aufhebung  aller 
Elassenoatenchiede*  gegeben.  Vgl.  Engels,  Engen  DOhiings  Umwfilziuig  dar  Wiaaoi- 
Schaft  (1886)  96. 
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die  Bemeseung  der  Willkür  and  der  Begehrliclikeit  Uberlaseen  bleiben? 
Dann  wären  auch  die  reicheten  Vorräte  bald  erschöpft.  Es  wird  also 
eine  offizielle  Bedarfsbestimninng  Platz  greifen  mfissen  und  schlie^ich 
vielleicht  gar  eine  offizielle  R«guliening  der  VolksTermehrung,  da  andern- 
falls —  mit  dem  Wegfall  der  wirtschaftlichen  Selbstverantwortlicbkeit  der 
einzelnen  beim  Eheechluß  und  mit  der  Versorgungspflicht  der  Gesellschaft 
für  alle  —  der  Mitesser  wohl  bald  zu  viele  würden!  Das  sind  gewiß 
noch  lange  nicht  alle  Bedenken,  welche  gegen  die  Zukunftssiaatsidee 
ins  Gefecht  gefOhrt  werden  können.  Aber  sie  genügen  schon,  um  die 
kommunistische  Gesellschaftsordnung  in  der  Tat  als  eine  Utopie  er- 
kennen zu  lassen  1. 

120.  Der  Anarchismns  wird  in  der  Kegel  als  eine  Form  des  Sozia- 
lismus behandelt,  obwohl  er  zum  wenigsten  mit  demselben  Rechte  eine 
Form  des  Individualismus  genannt  werden  könnte.  Die  individualistische 
Überschätzung  des  Vertrags  und  der  Vertragsfreiheit,  die  Verkennuog  der 
staatlichen  Aufgaben  und  zum  Teil  auch  der  staatlichen  Autorität,  wie 
sie  in  der  Gesellschafts-  und  Wirtschaftslehre  der  Aufkläningszeit  und 
in  der  neueren  biologischen  Soziologie  zu  Tage  getreten  war,  fand  in  ihm 
ihre  bis  zum  äußersten  konsequente  Durchführung.  Er  fordert  einen  Zustand 
der  Anarchie,  d.  i.  vollkommeper  Autoritätslosigkeit  mit  absoluter  Auto- 
nomie des  Individuums,  ohne  staatlichen  Rechtszwang  und  ohne  jede  zwangs- 
weise Organisation.  An  Stelle  des  Gesetzes  tritt  der  freie  Wille,  der  freie 
Vertrag,  die  freie  Vereinigung.  Das  ist  der  wesentliche  Inhalt  des 
Anarchismus.  Dabei  verzichtet  er  aber  keineswegs  auf  eine  gesellschaft- 
liche Ordnung.  Im  Gegenteil  hofft  er  gerade  durch  die  unbeschränkteste 
Freiheit,  durch  die  vollkommene  Durchführung  und  allgemeine  Ausdehnung 
des  manchesterlichen  Laissez  faire  auf  alle  Handlungen  des  Menschen  ein 
geordnetes  Zusammenleben  und  Glück  für  alle  zu  erreichen. 

BM'eitB  im  Altertum,  im  Mittelalter  und  dann  namentlich  bei  manchen  Ver- 
teidigern der  Lehre  vom  Sozialkontrakte  finden  eicb  anarchiBtbche  Ideen,  so  bei 
Hooker,  Etienne  de  la  Bo6tie,  insbesondere  bei  William  Godwin  *.  Trotz  aller 
Wandlungen  seiner  Aneicbten  gilt  aber  doch  Proudhon  aU  der  eigentliche  , Vater 
dea  Anarchismus*. 

1.  Pierre  Joseph  Proudhon  wurde  zu  Beaanjon  am  15.  Januar  1809 
in  annlichen  Verhältnissen  geboren.  Zuerst  Schriftsetzer,  erhielt  er  durch  ein 
Stipendium  der  Akademie  von  Beean^on  apUer  Gelegenheit,  die  wiBsenBchaft- 
liehe  Laufbahn  zu  ergreifen.  1840  erschien  das  Werk  ,Qu'est-ce  que  la  pro- 
prietö?"  (,La  proprietä  c'est  le  vol*).  1846  veröffentlichte  Prondhon  sein  Haupt- 
werk: (Systkne  des  contradiotions  economiques".  Nach  der  Revolution  wurde  er 
Herausgeber  der  Zeitung  ,Le  Repräsentant  du  penple*.  Als  Deputierter  hielt 
Proudhon  am  31.  Juli  1848  eine  berühmt  gewordene  Bede,  in  welcher  er  hervor- 

I  Vgl.  ,ÄrbeiterwohI',  Änbatz  .UndDrchfllhrbarkeit  dea  wirtachaftlicheD  Progrsmma 
des  Sozialiamne',  Jahrg.  1891,  89—98. 

■  loqnirf  conceming  political  Justice  (1795). 
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hob,  das  BMht  anf  Arbeit  sei  niohte  anderea  ala  die  Unentgeltlichkeit  des  Kredits. 
Dieee  herbeizufOhren ,  bedürfe  ea  einer  Volbbank.  1849  inirde  die  Volkebank 
begrOsdet,  borte  aber  bald  wieder  auf,  nacbdem  Prondhon  sein  Amt  als  Direktor 
derselben  wegen  abznboßender  Freibeitsstrafe  niedergelegt  hatte.  1649  erschien 
die  Schrift  ,Les  Confessions  d'nn  R^volntionnaire'',  1851  die  ,Idee  generale  de  la 
Bevolution  au  XIX*  si^cle'.  Hatte  Proudhon  sich  bereits  in  der  ersten  Schrift 
,Qu'est-ce  qne  la  propriete'  einen  Anarchisten  genannt,  so  entwickelte  er  be- 
sonders in  diesen  neuen  Schriften  ausfOhrlicher  seine  anarchistischen  Ideen.  Noch 
verschiedene  Zeitungen  wurden  von  Proudhon  begrtlndet  und  geleitet,  so  ,L6 
Peuple"  und  .La  Voix  du  peuple'.  1858  erschien  die  Schrift  ,De  la  justice*. 
Einer  Freiheitsstrafe  zu  entgehen,  floh  Proudhon  nach  BrOsael.  1862  kehrte  er 
nach  Paris  zurflck  nnd  starb  am  19.  Januar  1865  in  Paasy,  einer  Pariser  Vorstadt, 

Die  anarchistischen  Lehren  Proudhons  sind,  kurz  zusammengefa&t, 
folgende:  AlleMenachen  sind  gleich  und  frei,  daher  ihrer  Natur  nnd  Bestimmung 
nach  autonom.  Wer  Hand  an  mich  1^,  um  mich  zn  regieren,  ist  ein  Usurpator 
nnd  TTTsnn;  ich  erkläre  ihn  fltr  mdnen  Feind!  Die  Ausbeutung  des  Menschen 
durch  den  Menschen  ist  Diebstahl,  die  Begierung  des  Menschen  durch  den  Men- 
schen Sklaverei.  Der  AbBoIatismus ,  der  stets  die  Macht  des  Thrones  und  des 
Geldsackes  begrtlndet,  hat  wie  ein  Netz  seine  Maschen  über  die  Menschen  aua- 
gebreitet  Damm  fort  mit  aller  Regierung,  allem  Absolutismns  1  Nicht 
einmal  eine  Dranokratie,  eine  Volltsr^erung  ist  berechtigt!  Es  bleibt  immer 
der  Mensch,  der  deni  Menschen  befiehlt,  eine  Fiktion,  die  der  Freiheit  Gewalt 
antut.  Keine  Parteien  mehr,  keine  Autorität  mehr,  absolute  Freiheit  des  Menschen 
nnd  Borgers  —  auf  diesen  drei  Sfttzen  beruht  Proudhons  politisches  und  soziales 
Glaubensb^enntnis. 

Aber  auf  welchem  Wege,  durch  welche  Mittel  soll  der  Anarchisrnns  etabliert 
werden?  Proudhon  ist  nicht  für  Gewalt;  er  glaubt  an  eine  völlig  friedliche 
Entwicklung  mit  dem  Anarchiemus  als  Ziel  Man  verändere  nur 
die  Ökonomischen  Yerh&ltnisso ,  so  wie  Prondhon  dies  vorschlägt,  und  jedes 
BedOrfnis  nach  einer  zentralen  Regienmgsgewalt  wird  verschwunden  sein.  Die 
TätigkeitBBphäre  des  einzelnen  Bürgers  ist  durch  die  natürliche  Teilung  der  Arbeit 
und  durch  die  &eie  Wahl  des  Nabrun  gszweiges  hinreichend  bestimmt.  Die  sozialen 
Funktionen  stehen  ferner  in  mnot  aolchen  natürlichen  Verbindung  untereinander, 
daß  sie  eine  harmonische  Wirkung  hervorzubringen  im  stände  sind.  Damm  wird 
auch  aus  ä&c  freien  Tätigkeit  aller  die  Ordnung  ganz  wohl  erstehen  können  ohne 
Eingreifen  einer  dem  Ganzen  flbergsordneten  Gewalt.  Statt  einer  Million  Gesetze 
genügt  eines,  welches  eigentlich  kein  Gesetz,  sondern  die  elementare  Formel  der 
Gerechtigkeit  iet.  Und  was  wird  dies  sein?  Nichts  anderes  als  das  Prinzip  der 
Gegenseitigkeit:  Tue  andern  nichts,  was  du  nicht  willst,  da&  man  dir  tue!  Ist 
dieses  mutualistische  Prinzip  znr  tatsftchUchen  Herrschaft  gelangt,  dann 
genügt  statt  aller  Herrschaft  der  Zwangsgesetzgebong  die  Herrschaß;  der  freien 
Verträge.  Der  Vertrag  ist  nun  das  einzige  soziale  Band,  aber  ein  Band,  das  nicht 
drückt  und  fesselt,  sondern  sich  ganz  und  gar  auf  den  Willen  des  Individuums 
zorackfahrt.  Din:ch  den  freien  VertragswiUen  der  Bürger  entstehen  autonome 
Produktivassoziationen  der  Arbeiter,  welche  wieder  unter  sich  durch  Ver- 
trag in  geschäftliche  Verbindung  treten  können.  Weil  der  Vertrag  allein  die 
Grandlage  jeglicher  sozialer  Einigung  ist,  bleibt  jeder  Kontrahent  sich  bewu&t, 
da£  nur  sein  freier  Wille  in  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  herrscht,  und  wollte 
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mui  dum  noch  von  Begjemng  reden,  so  wAre  es  doch  keine  andere  als  aeine 
eigene  Herrechaft  und  Begierimg.  Fr«ilicb  folgt  der  Wille  dem  Prinsq)  der  Gagen- 
aeitigkeit,  der  Gerechtigkeit,  aber  die  Qerecfatägkeit  ist  ein  Akt  des  Gewiaeena 
und  eben  darum  weeentlich  frei  Da  bedarf  et  keiner  Zwangsgesetugebung  und 
keiner  Gerichte.  Das  Gewiaaen  kann  nur  sein  eigener  Bichter  eein.  Alles  flbrige 
ist  Autorit&tsherrschaft  und  Gewalt. 

In  der  Kritik  der  gegenvftrtigen  G«sellachafteordnung  b^Uhrt 
Proudhon  eich  Tielfach  mit  sozialistischen  Auffassungen.  Auch  er  hftlt  da£lli,  da& 
Wert  nur  durch  Arbeit  entstehe  und  nach  der  aufgewendeten  Arbeit  sich  bemesse. 
Proudhon  bekftmpft  weniger  das  Eigentum  schlechthin  als  die  heutige  Eigentums- 
ordnnng  mit  Geld,  Zins,  Profit.  Er  fordert  eine  Gestaltung  der  Dinge,  in  welcher 
gleiche  Wra-te  vertauscht  werden  und  jeder  Arbeiter  seinen  vollen  Arbeitsertrag 
empftngt.  Das,  was  ich  fOr  das  Eigentum  fordere,  sagt  er,  ist  eine  Wage. 
Heut«  benutzt  der  Kapitalist  die  günstige  Lage,  in  welche  ihn  das  Eigentum  an 
den  Produktionsmitteln  versetzt,  um  die  gerechte  Gegenleistung  an  den  Arbeittf 
zu  VOTkOrzen.  Er  eignet  sich  einen  Teil  des  Arbeitsertrages  der  Arbeiter  ohne 
GegenleiatUDg  an,  erntet,  obwohl  er  nicht  silet,  verzehrt,  wiewohl  er  nicht  pro- 
duziert, geniefit,  obgleich  er  nicht  arbeitet.  So  bietet  ihm  sein  Eigentum  den 
Anlaft  zum  Diebstahl:  la  propriet^  c'est  le  voll  Freilich  verursacht  die  Ter- 
kOrzung  des  gerechten  Arbeitslohnes  auch  die  fOr  den  Kapitalisten  gefährlichen 
Absatzkrieen,  deren  Grimd  Prondhon  nicht  in  der  Planlosigkeit  der  heutigen  Pro- 
duktion, sondern  in  der  Schwächung  der  Kaufkraft  der  Arbeitorwelt  erblickt. 
Weil  n&mlich  die  Arbeit«r  mit  ihrem  minderwertigen  Lohne  nicht  daa  ganz» 
Produkt  kaufen  können,  wird  ein  Teil  der  produziert«!  Warenmasse  unverk&nf- 
lich  bleiben.  Das  führt  zor  Einschränkung  der  Produktion,  und  diese  raubt  dem 
Arbeiter  seine  Beschäftignng.  Die  Arbdtslosigkeit  aber  ist  ffir  ihn  gleichbedeutend 
mit  Elend,  für  die  Gesellschaft  mit  Panperiamus.  Heute  die  Werkst&tte  geschlossen, 
morgen  Fasttag  auf  den  Öffentlichen  Plätzen,  dbermorgen  Tod  im  Aimenhaus 
oder  ein  Hahl  im  Gefängnis! 

Das  unmittelbare  Problem  der  sozialen  Reform  ist  dämm  die  Her8t«llung 
eines  Znstandes,  in  welchem  jeder  den  vollen  Wert  seiner  Arbeit  bzw.  seines  Pro- 
duktes erlangen  kann.  Im  Mittelpunkte  der  hierfür  unter  dem  Namen  ,liqnidatioa 
sociale*  znsammengefa&ten  Projekte  steht  die  auf  dem  mntualistischen  Prinzip  zu 
gründende  Volksbank.  Sie  hat  den  Zweck,  Geld-  und  Zinewirt«chaft ,  den 
Profit  der  Kapitalisten  —  die  Quellen  des  Pauperismus  —  zu  beeeitigefi,  dem 
Tausch-  und  Ereditveikehr  eine  ganz  neue  Grundlage  zu  geben.  Jedem  Pro- 
dtuenten,  welcher  seine  Produkte  gegen  Tauschbons  einzutauschen  h&ttat  ist,  soll 
die  Bank  offen  stehen.  Bringt  z.  B.  der  Schuster  ein  Paar  Schuhe,  so  erhält  er 
dafür  einen  dem  Werte  der  Sache  entsprechenden  Tauschbon,  mittels  dessen  er  in 
der  Bank  irgend  ein  anderes  Produkt  von  dem  gleichen  Preise  eintauschen  kann. 
Die  Preise  werden  hierbei  so  berechnet,  dafi  die  auf  Herstellung  i&r  Produkte 
verwendete  Arbeitszeit  und  die  Kosten  ihre  Kompensation  finden,  die  Produzenten 
aber  auf  sonstigen  Profit  verzichten.  Proudhon  erwartet,  dafi  nach  und  nach 
alle  Produzentra  und  Konsumenten  sich  der  Vermittlung  der  Bank  bedienen 
würden.  Dann  wäre  das  Geld  flberflüssig,  und  aller  Umsatz  konnte  sich  ver- 
mittels der  Tauschbona  vollziehen.  Für  die  Umwandlung  der  Gesellschaft  von 
höchster  Bedeutung  ist  namentlich  die  durch  jene  Buik  ermfiglichte  Unent- 
geltliofakeit  des  Kredits.    Die  Bank  nimmt  nur  eine  Gebühr  zur  Deckong  ihrer 
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Evaten,  aber  kernen  Zina.  Damit  igt  d«n  Eapitaliateu  der  Profit  «ntzogon. 
ITiemand  wird  bei  ihnen  Geld  leihen  gegen  Zins,  niemand  ihr  Lohnarbeiter 
werden  wollen,  da  die  für  AnsohafFung  der  Produktionamittel  notwendigen 
TauBchmittel  zinslos  der  Bank  mtliehen  werden  können.  Die  dee  Profite  be- 
raubten Eapitalifiten  werden  dann  ihre  Kapitalien  aufbraachon,  HcMie&lioh  aber 
auch,  wie  die  andern,  but  Taoschbank  gehen,  um  arbeiten  und  produzieren  zu 
kannen.  £ins  von  Bonnard  1849  zu  Marseille  begründete  „Taus^bank*  wurde 
Bp&ter  (1858)  nach  Paris  verlegt  nnd  konnte  sich  im  ganzen  etwa  zehn  Jahre 
lang  behaupten  (Zusamment^uek  1869).  Die  hier  geplante  Beseitignug  der  Wert- 
abfldifttzang  der  Waren  in  Geld  nennt  Knies  ■  init  Becht  ^e  pure  Fiktion.  „Die 
Bankagenten  mochten  immerhin  den  Wert  eines  zur  Disposition  gestellten  Quan- 
tums von  100  Hüten  in  den  auf  den  TanschbiUeie  angegebenen  Quantitftten  von 
Brot,  Stiefeln  n.  dgL  abgeschätzt  verzeioknen;  da  außerhalb  der  Anstalt  flberall 
Marktpreise  in  Geld  für  Hote  wie  für  Brot  und  Stj^el  festgestellt  wurden,  so 
war  eben  nur  eine  Umrechnung  ohne  jede  Spur  einer  Schwierigkeit  Torztmehmen. 
Srst  ein  wirkliches  Versdiwinden  unserer  Form  für  Preise  würde  sofort  wieder 
die  unertrBgliehen  Hindemiaee  der  AbsohAtznng  des  Wertes  der  Waren  ohne  Zu- 
hilfenahme des  Geldes  in  Wirksamkeit  gebracht  haben."  Mit  Bückeicht  auf  die 
Organisation  der  Arbeit  meint  Prondhon,  es  werde  innerhalb  der  neuen 
Ordnung  der  Dinge  in  jenen  indnsMellen  Produktionszweigen,  welche  eine  grofie 
Eollektivkraft  oder  Lräetnngen  Terschiedenster  Art  erfordern,  die  freie  Assoziation 
unter  den  Mitgliedern  dieser  Gewerke  am  Platze  sein.  Dooh  bleibe  es  niemand  Tei> 
wehrt,  seine  eigene  Werkstätte  zu  haben.  Auch  glaubt  Prondhon,  dafi  fflr  die 
landwirtschaftliche  Arbeit  die  Form  der  Assoziation  aicb  weniger  eigne. 

Die  Gesamtheit  dieser  Reformen  lA&t,  wie  gesagt,  die  Anarchie  in  friedlichem 
Umwandlangsproze&  der  Gesdlscbaft  ganz  Ton  selbst  entstehen,  Man  wird  bald 
^seben,  da&  jede  Regierung  entbehrlich  ist,  nachdem  ranmal  ihre  bisherige  Auf- 
gabe erloschen,  die  Vorrechte  des  Reichtums  zum  Schaden  der  ärmsten  und  zahl- 
reichsten Klasse  aufrecht  zn  erhalten.  Grund  und  Boden  wie  alle  Produkttons- 
mittel  stehen  ja  von  nun  an  allen  Bttrgem  und  ihren  frei  sich  bildenden  Pro- 
duktjvassoziationen  zur  Verfügung.  Dann  beginnt  die  glQddiche  Zeit,  in  welcher 
die  Eontrakte  den  Platz  der  Gesetze  einnehmen,  jeder  Mensch,  jede  Korporation 
sich  sdbst  Gesetze  gibt,  alle  Gerichtshöfe  nnd  Tribunale  durch  einfache  Schieds- 
gerichte ersetzt  werden  nnd  der  in  dem  neuen  Milieu  vollendete  intelligente  und 
freie  MHisch  allein  dorch  die  ihm  innewohnende  Gerechtigkeit  sich  leiten  läßt. 

Später  erkannte  Proudhon  freilich  selbst  den  reinen  Anarchismus  als  prak- 
tisch undurchführbar  an  und  vertrat  von  nun  an  den  Föderalismus*.  Man 
kann  den  Föderalismus  kurz  charakterisieren  als  ein  auf  dem  lanf&age  nniverael* 
und  dem  freien  Vertrag  gegründetes  System  gegenseitiger  Garantien,  gegenseitigen 
Schutzes,  gegmiseitiger  Forderung  und  Hilfe  mit  einer  aus  Deputierten  bestehenden 
Regierung  zum  Zwecke  der  Durchführung  der  Verträge  und  der  Wahrung  gemein- 
samer Interessen  und  Angelegenheiten.  Alles  wird  hier  von  unten  herauf  kon- 
atnüert,  geht  ans  von  der  Initiative  der  Massen,  von  dem  ,snffrage  nniverad".  Die 
Arbeitsgruppen  verbinden  sich  zu  politisch  souveränen  Kommunen,   Kantonen, 

>  Das  Qeld>  (1386)  241  847.  Das  gilt  auch  von  Flflrscheims  Plan,  den  Oeld- 
verkehr  darcli  Wsrenbanken  zu  verdrängen. 

t  Du  principe  föd^ati^  in  den'  OeaTres  complfetes  XTtl  (1853). 
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Provinzen  and  Staaten  Termittels  eines  EinigcmgBTertrages ,  wobei  die  Kontra- 
henten sich  inuner  mehr  an  Rechtai,  Freiheit,  AntoritAt  zurückbehalten,  als  sie 
opfern.  In  jedem  Staat  wird  eine  Reihe  von  aelbst&ndigen  AdministrationezweigsD 
gebildet,  die  jeder  für  sich  vom  Volk  oder  den  Interessenten  bestellt  werden. 
Über  allen  diesen  Administrationszweigen  st^t  one  Nationalversanunlung,  welche 
direkt  vom  ganzen  Lande  ernannt  wird.  Sie  hat  die  Reohnnng«a  der  verschiedenen 
Administrationen  durcbmeehen,  das  Budget  zu  beatimmm,  Differenzen  zwischen 
den  Administrationen  auszugleichen,  die  fdr  das  Ganze  notwendigen  Gesetze  zu 
geben  osw.  Die  Theorie  des  Foderalismits  bezeichnet  also  nicht,  wie  die  Theorie 
des  reinen  Anarchiemus,  alle  politischen  Funktionen  als  unnfltz.  Sie  verlangt 
vielmehr  ausdrOcklich  einen  WahlkOrper,  sodann  eine  Delegation  als  gesetzgebende 
Gewalt  und  «ine  Exekutivgewalt;  letztMer  ist  die  Verwaltung,  die  Polizei,  die 
Justiz,  die  KriegfOhrung  zugeteilt.  Auch  der  .Föderalist'  Proudhon  konnte  sich 
mit  einer  autoritativen  kommunistischen  Organisation  nicht  versöhnen,  wie  sie  in 
der  Schule  des  Luxsmbourg  (Louis  Blanc  und  dessen  Anhänger)  vwtreten  war. 
Das  fOderalisdeche  System  fa^  die  Bezi^ung  des  Menschen  zur  Gesellschaft 
nicht  als  ein  Verhftltais  der  Unterordnung  auf;  es  betrachtet  die  Gesellschaft 
keineswegs  als  eine  Hierarchie  der  Ämter  und  Gewalten,  sondern  als  mt  System 
der  Gegenseitigkeit  und  des  Gleichgewichtes  zwischen  freien  Kräften,  wo  die 
noch  verbleibenden  politiacfaen  Organe  und  Fimktionen  lediglich  dem  Willen  des 
Volkes  zu  dienen  haben.  Die  Gerechtigkeit,  die  nach  Proudhon  keine  blo6e 
Idee,  sondern  eine  immanente  F&higkeit  der  Seele,  eine,  wenn  unbehindert, 
spontan  wirkende,  nach  Art  einer  inneren  Zwangsgewalt  dem  Menschen  sich 
aufdrängende  Macht  ist,  wird  jeden  nötigen,  seinen  Egoismus  dem  gemeinsunen 
Interesse  unterzuordnen.    Qui  vivra,  verral 

2.  Als  Theoretiker  des  Anarchismus  kommt  sodann  in  Betracht  Johann 
Kaspar  Schmidt  (Pseudonym:  Max  Stirner),  geb.  IS06  zu  Bayreuth;  er 
studierte  in  Erlangen  und  Berlin  Philologie  nnd  Theologie,  war  bis  1844  Gym- 
siallebrer  nnd  Dozent  an  einer  hsheren  Tflchterei^ule  zu  Berlin.  Im  Jahre  1844 
erschien  sein  Werk  .Der  Einzige  und  sein  Eigentum*,  in  welchen  er  die  letzten 
Konsequenzen  der  individualistischen  Denkrichtung  zog  und  die  absolute  Selbst- 
herrliobkeit  des  Individuums  verkllndete.  Nicht  mehr  soll  es  bei&en:  Vwleugne 
dich  selbst,  sondern:  Komm  zu  dir  selbst.  Emanzipation  der  Eigenheit,  des  Ich, 
das  ist  die  Bettung.  Was  du  zu  sein  die  Macht  hast,  dazu  hast  da 
das  Bechtl  Ich  bin  zu  allem  berechtigt,  wozu  ich  die  Macht  habe;  selbst  Gott 
darf  ich  stUrzen,  wenn  ich  kann,  auch  Eigentum  bedtzen,  aber  nur  soweit  ich 
es  nehmen  und  behaupten  kann.  An^er  mir  gibt  es  kein  Recht.  Jeder  Staat, 
selbst  die  absolute  Demokratie  ist  Despotie.  Stimme  ich  heute  Muem  Geeeta« 
bei,  so  bin  ich  morgen  sein  •Knecht.  Alle  bisherigen  Wege  zur  Oberwindut^  des 
Pauperismus,  alle  diese  gPöbelbeglacknngsversache"  nnd , Schwanen verbrüdomngen", 
taugen  nichts.  Allein  aus  dem  f^oismus  kann  dem  Pobel  Hilfe  kommen.  Die 
Eigenturosfrage  lOst  nur  der  Krieg  aller  gegen  alle!  Die  .Selbstverwertang 
des  Ich'  nnd  seiner  Macht  entscheidet  also  nach  Stinier  Aber  alle  sozialen 
Probleme,  alle  Fragen  der  Politik  und  der  Wirtschaft,  des  Besitzes  und  der 
Arbeit.  Sie  bedeutet  die  absolute  &eie  Konkurrenz,  den  schrankenlosen  Kampf 
ums  Dasein,  den  Sieg  der  brutalen  Starke  inmitten  eines  negativen  Kommunis- 
mus ohne  positives  Gesamteigentum  der  Gesellschaft,  und  bei  fortdauernder  Okku- 
pationsfreiheit ohne  rechtliche  Anerkennung  des  Privateigentums.    Nur  ganz  lose 


§  4.    Saiialiamn«.  349 

.Yereine  der  EgoiBten*  sollem  dem  einzelnen  sein  Eigentum  echQtzen  oder 
aach  entzieben,  wenn  ea  bo  beeeer  scheint.  Das  Gänse  mutet  einen  an  wie  ein 
M&rchen  ans  der  .pr&historisohen'  Urzeit.  Uan  käme,  wie  bei  Nietzsche,  wirk- 
lich in  Verl^enheit,  wenn  man  genau  bestimmen  sollte,  wo  in  dieser  Lehre  die 
Grenze  zum  Wahnsinn  aberschritten  wird '. 

3.  Noch  sei  erwfthnt  Baknnins  Theorie  dar  Agitation.  Die  Verbindung 
des  mseiechen  NihiUsmns  (Zerstörung  von  allem  Gegenwärtigen,  auf  dessen  Buinen 
allein  eine  nene  Ordnung  erstehen  kOnne)  mit  theoretischen  Elementen  des  Alteren 
Anarobiamus  fohrte  zum  neum  {Hektischen  Anarchismus.  Diese  Entwicklung 
knOpft  sich  an  die  Namen  Bakunin  und  Netsohajew. 

Michael  Alexandrowitsch  Bakunin,  aus  adeligem  Geeohlecht  1814 
zu  Torschok  im  russischen  GonTornement  Twer  geboren,  wnrde  1835  Artillerie- 
offizier, veiüe&  aber  1838  bereits  die  miUt&rische  Laufbahn,  um  eich  später 
(1840)  in  Berlin  und  Dresden  philosophischen  Studien  zu  widmen.  1843  ging 
Baknnin  nach  Paris,  dann  nach  der  Schweiz  und  wieder  nach  Paris,  wo  er  mit 
Prondfaon  verkehrte.  Wir  finden  ihn  dann  als  Teilnehmer  revolutionftrer  Er- 
hebungen in  Prag  und  Dresden  (1849);  er  wurde  gefangen,  zum  Tode  verurteilt, 
schließlich  an  RnMand  ausgeUefert,  dort  in  der  Peter-  und  Paulefeetung,  hierauf 
auf  der  Feate  SchlOsselburg  interniert,  1855  nach  Sibirien  verbannt.  Von  dort 
floh  er  aber  Japan  and  Amerika  nach  England  (1861),  wo  er  sofort  in  persön- 
liche Beziehung  zu  den  Fahrern  des  internationalen  Kommuniemus  trat.  Als  Leiter 
der  sog.  .Freiheit«-  und  FriedenBliga'  finden  wir  ihn  bald  in  London,  Italien, 
Genf,  Loeanio,  Bern,  aberall  im  Dienste  der  Revolution  und  als  anaroliistiachen 
Agitator  tätig.  Innerhalb  deet  1868  von  Karl  Marx  in  London  begrandeten  .Inter- 
nationalen Arbeiterassoziation*  stand  er  dem  ebenso  heirscliBachtigen  Marx  im 
Wege,  Es  kam  zum  voUigen  Brache  zwischen  beiden  Männern,  und  Bakanin 
gründete  nun  die  .Jurassische  Föderation*  als  Sammelpunkt  der  Anarchisten. 
Baknnin  starb  am  1.  Juli  1876  im  Spital  zu  Bern,  indem  er  durch  Abweisung 
jeder  Nahrung  seinen  Tod  beschleunigte. 

Von  seinen  Schriften  nennen  wir  (mit  Verweisung  auf  Zenker,  Eltzbacher, 
Adler):  .Rußland,  wie  es  wirklich  ist",  Mannheim  1848;  .Die  Volkssage*,  London 
1862;  .Proposition  motivee  au  comite  central  de  la  Ligue  de  la  Paix  et  de  la 
Liberty*  (1868);  ,Dieu  et  I'Etat",  herausgegeben  von  Cafiero  und  Reclus,  Qenf 
1882,  Paris  1693;  .L'empire  Enoutogermanique  et  la  Revolution  sociale",  Neu- 
ch&tel  1871 1  ,La  th^ologie  politique  de  Mazzini  et  de  rintemstionale",  Neuchätel 
1871;  L'Etatisme  et  1' Anarchie',  Zürich  1874  usw. 

Die  geradezu  unentbehrliche  Voraussetzung  des  Anarchismus  ist  Bakunin 
zufolge  der  moderne  Atheismus,  speziell  der  materialistische  Darwinismus.  Seine 
Theorie  charakterisiert  sich  denn  auch  als  eine  Entwicklungslehre  auf  materia- 
listischer Grundlage.  Eigentum  und  Staat  gehören  einer  niederen  Stufe  an.  Die 
höchste  zukünftige  Stufe  wird  repr&aentiert  diurch  die  Anarchie.  Keine  Herr- 
schaft Gottes  über  uns,  aber  auch  keine  Herrschaft  des  Uen- 
Bchen  aber  den  Menachen.  Wir  weisen  jede  Legislation,  jede  Autorität 
und  jeden  privilegierten,  patentierten,  offiziellen  imd  legalen  Einfluß,  auch  wenn 

'Die  andern  dentschen  Anarchisten:  Moses  Heß,  Karl  QrDn,  Wilhelm 
Marr,  mDsseo  wir  hier  Obergehen.  Über  Leasing  and  Fichte  siehe  Adler,  Ar- 
tikel .Anarchisitins*  im  HaodwSrterback  der  StaatewissenschafteD  1'  SOO  f . 
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er  au8  dem  allgemeinen  Wahlrechte  hMTorgeguigen  ist,  Enrtck,  znmal  da  er  nur 
einer  herrBchenden  und  anebentenden  Minorität  gegen  die  Intereeeen  der  groben 
geknechteten  Mehrzahl  zu  gute  kommen  kannte,  Nicht  in  der  Form  dee  Stwitee, 
sondern  in  seinem  Wesen  liegt  der  Despotismus.  An  Stelle  des  Staates  schledithin 
soll  daher  die  völlig  staatlose,  freie  Oesellscbaft  treten  mit  EollektiTeigentnm  an 
iwt  Produktionemitteln,  aber  mit  einer  Ot^anisation  der  OeeeUschaft  und  des 
Oesellschaftaeigentums  von  unten  nach  oben  durch  freien  Vertrag  und  freie  Yer> 
einignng,  nicht  von  oben  nach  unten  vermittels  irgmid  welcher  ÄntoritAt.  Lokale 
Gmppen  von  Personen,  die  sich  frei  za  Arbeitergenossenschaften  znsammen- 
Bchlie&en,  ihr  Terhftltnis  aber  auch  frei  wieder  lOsen  können,  nehmen  die  Pro- 
duktionsmittel in  Besitz,  produzieren  zwanglos,  aber  auch  ohne  Zwang  aben  zu 
dflrfen.  Diese  Einrichtung  allein  garantiert  dem  Arbeiter  sein  ganzes  Arbeitspro- 
dukt. Nicht  das  allgemeine  Stimmrecht,  sondern  nur  die  Gewalt  kann  den  Anarchis- 
mus zum  Siege  führen.  Darum  mn&  man  zun&chst  das  herstellen,  was  man 
g^enwOrtig  , Anarchie*  nennt,  einen  Zustand,  in  welchem  die  .Öffentliche  Ord- 
nung* im  Sinne  der  Jetztzeit  der  Yeniichtung  anheimfallt.  Doch  meint  Bakuuin, 
schon  der  passive  Widerstand  auf  politischem  und  wirtschaftlichem  Gebiete,  die 
.Enthaltung  von  der  Politik*  und  der  , allgemeine  Streik"  werde  die  Kapitalisten 
in  Monatsfrist  zum  Nachgeben  oder  zum  Kampfe  fahren,  jedenfalls  zum  Siege  der 
Arbeiter.    Die  blutige  Revolution  galt  ihm  nur  als  ein  bedingt  notwendiges  Übel. 

4.  Die  .Propaganda  der  Tat*,  die  .Pandestruktion*  zum  Zwecke  der 
Einfahrung  des  Anarchismtie  fand  dagegen  ihren  eifrigsten  Apostel  in  Netschajew, 

Sergei  Netschajew,  1846  zu  Petersbni^  als  Sohn  eines  Hofbediensteten 
geboren,  spater  Lehrer  an  einer  Kirchspielschnle  seiner  Vaterstadt,  grOndete  1865 
in  Moskau  unter  den  Studenten  der  Ackerbauakademie  den  Geheimbnnd  .Das 
Volksgericht*.  In  einer  von  Bakunin  und  Netschajew  (186d)  gemeinsam  heraoa- 
gegebenen  Broschüre:  .Psroles  adreesees  aox  ätndiants*,  wurden  die  Studenten 
aufgefordert,  die  Universität  zu  verlassen  nnd  ,nnter  das  Volk  zu  gehen*,  d.  L 
Nihilisten  zu  werden.  Charakteristisch  ist,  daß  Netschajew  in  dem  Rftubertum 
,eine  der  ehrenhaftesten  Formen  dee  mseischen  Volkslehens*  erblickte.  Nachdem 
Netschajew  seinen  Freund  Iwanow,  von  dem  er  Verrat  fdrchtete,  1869  ermordet 
hatte,  floh  er  nach  der  Schweiz  zu  Bakunin.  Doch  bald  entzweiten  sich  beide. 
Netschajew  ging  nach  London,  gründete  dort  eine  Zeitung:  .Die  Gemeinde*,  in 
welcher  er  Bakunin  scharf  angriff.  1872  wurde  er  an  Rußland  ansgeliefert,  wo 
er  sporloB  verschwand. 

Seine  Anschauungen  hat  Netschajew  (nach  andern  Bakunin  oder  beide  ge- 
meinschaftlich) in  dem  .Revolutionären  Katechismus*  (nrspranglich  chiffrierte 
Schrift,  von  der  Staatsanwaltschaft  im  Prozeß  gegen  Netschajew  der  Öffentlichkeit 
ttbergeben)  niedergelegt :  Der  Kevolution&r  kennt  nur  eine  Wissenschaft :  die  ZoT' 
Störung.  FOr  sie  und  nur  für  sie  studiert  er  Mechanik,  Physik,  Chnnie  nnd  selbst 
Medizin.  Zu  demselben  Zwecke  studiert  er  Tag  und  Nacht  die  lebendige  Wissen- 
schaft, die  Menschen.  Der  Zweck  bleibt  immer  derselbe:  die  möglich  raecheete 
und  endgültige  Zerstörung  der  bestehenden  Ordnung.  Für  ihn  existiert  nor  ein 
Oenn&,  ein  Trost,  ein  Lohn,  eine  Befriedigung:  der  Lohn  der  Revolution.  Tag 
und  Nacht  darf  er  nur  einen  Gedanken,  nur  einen  Zweck  haben:  die  unerbitt- 
liche ZeretOnmg.  Das  GlOck  der  Zukunft,  die  grandliche  Vernichtung  jedes 
Staatsbegriffs,  die  Anarchie,  kann  nur  die  Frucht  einer  alles  zerstörenden  Volk» 
revolution   sein.    Aber   schon  vorher  bedarf  es  der  blutigen  Reklame  fflr  den 
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AnarchiBmna ,  d»  Propaganda  der  Tat.  Ohne  itnser  Laben  za  schonen,  mflsaen 
wir  mit  einer  Reihe  verwegener,  ja  sinnloser  Attentate  in  das  Leben  des  Volkes 
einbrechen  und  ihm  den  Glauben  an  seine  Macht  einflo&en,  es  erwecken,  ver- 
einigen und  zum  Triumphe  seiner  Sache  hinführen. 

Auch  Fflrst  Peter  Erapotkin  zeigt  sich  der  Propaganda  der  Tat  nicht  abgeneigt, 
wie  er  die  Einführung  der  Anarchie  nur  von  der  Revolution  erwartet.  Elisee 
BecluE,  der  bekannte  Geograph,  dagegen  ist,  obwohl  Vertreter  des  Anarchismus, 
doch  kein  Freund  der  Propaganda  der  Tat  *. 

Der  Änarchiamus  bedarf  keiner  Widerlegung.  Aus  der  Anarchie 
wird  niemals  die  Ordnung  ersteben,  selbst  wenn  die  Menschen  ihre  Natur 
völlig  veränderten.  Wo  Ordnung  ist,  da  muß  notwendig  Unterordnung 
sein;  das  gilt  auch  von  den  .Gruppen'  mit  ihren  .vollkommen  auto- 
nomen Gliedern*.  Nicht  einmal  der  Vertrag,  das  einzige  soziale  Band, 
das  der  Anarchismus  noch  Qbrig  läßt,  verträgt  sich  mit  dauernder  ab- 
soluter Autonomie.  Denn  ein  Vertrag,  der  nicht  bindet,  also  nicht  die 
Freiheit  beschränkt,  ist  Qberhaupt  kein  Vertrag.  Und  wo  keine  Autorität 
Schutz  gewährt,  da  muß  und  wird  gerade  die  Freiheit  und  Gleichheit 
zur  brutalsten  Machtherrschaft  ftlhren. 

§5. 
SoUdarismus. 

liileratnr:  Pärin,  Über  den  Beicbtam  in  der  christlichen  Gesellschaft,  Qberaetzt 
von  Weiienhofer,  I  (1868)  S4ff.  —  RBsler,  Über  die  Grcndlehren  der  von  A.  Smilh 
begründeten  VolkswirtschaftetheoriB»  (1871)  255  ff.  —  Wagner.  Grnndlegnng  1  5ff 
12ff  18ff22ff  37-63  83— 137  858 ff  428 ff;  U«  Vorwort  o.  41  ff.  —  Schäffle,  Da» 
geaellschafüiche  System  der  menschlichen  WirUchaft  II  •  (1873)  12  ff  89  ff  177  ff  453 
482  466  ff.  —  Sax,  Grundlegung  der  theoretischen  Staats  Wirtschaft  (1887)  4  ff .  — 
V.  Philippovich,  Grundriß«  (1901)  343—400.  —  v.  Vogeleangs  Lehren  125 
138  207  £  — Weiß,  Soziale  Frage  nud  soEiale  Ordnung ■  248  f  309  f  616ff  811  f  1117; 
'(1904)  7  288ff  353  413  670  866f  1177  f.  —  v.  Hertling,  Kleine  Schriften  251ff 
354  ff.  —  Hitze,  Kapital  and  Arbeit  (1880)  200  ff  288  ff  328  ff  435  ff;  Die  soziale  Frage 
(1877)  155ff.  —  V.  .Nathnsius,  Mitarbeit  der  Kirche«  (1897)  94 ff  164ff  296ff  807. — 
T.  Ketteier,  LiberaliamDB,  Sozialismus  und  Christen tnm '.  —  Antoine,  Conra  d'Eco- 
nomie  sociale  39  ff  125  ff  129  ff  219  ff  444  ff.  —  Vermeorsch,  Manuel  social'(lW4) 
508—560  642— 64S712ff;Quaestionesde)ustitia(1901)38ff;*(1904)  36  ff;  Soderini, 
Socislismo  e  Cattolicismo  (1896).  —  Jentach,  Grundbegriffe  und  Grundsätze  der  Volka- 
wirtscbaft  (1895)  30  ff  382  ff.  —  Kempel,  Göttliches  Sittengeaetz  und  neuzeitliches 
Erwerbsleben  (1901)  104ff.  —  Matthias  t.  Bremscheid,  Die  soziale  Bedeatnug 
der  katholischen  Kirche  (1899).  —  Bnhland,  Die  Wirtschaftspolitik  des  Vaterunser 
(1894).  —  Eberle,  Sozialpolitische  Fragen  der  Gegenwart  (1889);  GrondzOge  der  Sozio- 
logie (1896). —  Moore,  Seriesof  lecturesoncatholicsocialisro.  —  Eubert-Vallerouz, 
La  Cooperation  (1904).  —  Ebenhoch,  Wanderungen  durch  die  Gesellschaftspolitik 
(1896).  —  Kindermann,  Zwang  und  Freiheit  (1901).  —  Tiring,  Die  soziale  Frage 
and  das  Prinzip  der  Solidaritftt  1  (1901).  —  Noricns,  Gerechtigkeit,  Liebe  nnd  Organi- 
sation, in  der  Honataachrift  für  christliche  Sozlalreform  XXIV  (1904)  315  ff.  —  Berlepsch, 


'  Für  die  Lehre  der  sog.  .Selbständigen*  mflssen  wir  auf  Benjamin  R.  Tücke i 
Staatsaozislismns  und  Anarohiamos  (1895),  verweisen. 
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WKrom  betreiben  wir  die  soziale  Reform?  in  den  Schiifton  der  Geaellechafli  für  sotiale 
Reform  Eft  11  (1903).  —  Waaaerrab,  Soziale  Frage,  Sozialpolitik  and  EaritU  (1903).  — 
NeumanD,  Wer  ist  heute  Sozialist?  in  den  JahrbOchem  fQr  Nationalökonomie  XXIT  (1902). 

—  Biermanna  Aufsätze  in  der  Beilage  zor  AUgem.  Zeitung;  .Bas  Telos  in  der  Sozial- 
wissenschaft*, 190S,  Nr  59,  und  , Sozialp hilosophi sehe  PropBdentifc',  1904,  Nr  61.  — 
Walter,  Artikel.VoIkewirtschaftsIehre'imStaaUlexikonderGörres-GeBellschaftV*  1207  ff. 

—  Pieper,  Leitgedanken  der  christl.  Sozialpolitik  im  ,Ärbeiterwohl*,  Jahrg.  1904,  29Sff. 

Die  leitende  Idee  des  Individualismus  war  die  der  absoluten  Freiheit 
und  Selbständigkeit  lediglich  den  eigenen  Vorteil  suchender  Eiozelwirt- 
schaften.  Der  individualistischen  Dezentralisation  stellte  der  Sozialismus 
die  Forderung  einer  völlig  einheitlichen,  zentralisierten,  universalen  Wirt- 
schaftsgenossenschaft gegenüber,  mit  Verwischung  aller  sozialen  Differen- 
zierung zwischen  Berufsgruppen,  Klassen,  Ständen.  In  der  Mitte  zwischen 
beiden  Extremen  einer  absoluten  Zentralisation  und  einer  absoluten  De- 
zentralisation steht  ein  drittes  System.  Es  beläßt  der  Einzelwirtschaft 
ihre  relative  Selbständigkeit,  fordert  lediglich  deren  organische  Eingliede- 
rung in  das  gesellschaftliche  Ganze.  Da  aber  die  Gesellschaft  als  Ver- 
bindung freier  sittlicher  Wesen  eine  moralische  Einheit  darstellt,  so  mufi 
auch  der  in  letzter  Linie  jedes  soziale  System  beherrschende  Grund- 
gedanke ein  sittliches  Postulat  sein.  Diese  rechtlich-sittliche  Forderung 
nun,  welche  als  oberstes  und  allgemeinstes  soziales  Rechtsprinzip  und 
Gesetz  fUr  das  Individuum,  die  Gesellschaft,  den  Staat  sich  darstellt, 
möchten  wir  kurz  mit  dem  Namen  Solidarität  bezeichnen  und  das  hierauf 
aufgebaute  System  selbst  Solidariamus  nennen. 

läl.  Die  SftlidaritStsidee  bei  Sozialpolitikern  nnd  in  der  Refom- 
bewegung.  Worte,  wie  Solidarität,  Brüderlichkeit,  Liebe  usw.  wurden 
selbst  von  den  Yorkämpfem  der  blutigen  französischen  Revolution  ge- 
braucht, von  einem  Camille  Desmoulins,  Bobespierre,  Marat,  von  bel- 
gischen Freidenkern  (.Solidaires*)  usw.  Auch  die  positivistische  und 
Saint-Simonistische    Schule    bediente    sich    » altruistischer*    Schlagworte. 

Bei  den  Saint- Simonisten  nnd  bei  Pourier  findet  sich  das  Wort  ,Bolidarit4* 
wohl  kaum,  dafür  AnsdrQcke,  wie  aseociation,  hannonie  des  int^röts,  fed^ration, 
Cooperation,  garantiame  (Fourier) '. 

Sehen  wir  von  den  durch  den  Saint-Simonismus  beeinflußten  Schrift- 
stellern Bucbez  und  Roux  ab,  desgleichen  von  den  verfehlten  Versuchen 
einer  Versöhnung  zwischen  Christentum,  Revolution  und  Sozialismus  durch 
de  Lamennais^,  Constantin  Pecqueur,  Fran^ois  Huet,  so  verdient  es  Be- 
achtung, daß  die  Solidaritätsidee  im  Kampfe  gegen  das  individualistische 
Industriesystem  mehr  und  mehr  Verwendung  fand,  nachdem  diesem  seit 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  in  Ferner,  Fodäre,  namentlich  aber  in  Sis- 
mondi  nicht  zu  verachtende  Gegner  erstanden  waren  ^     Die  Solidarität 


'  Vgl.  V.  Eichtal.  La  Solidaiitä  sociale  (1903)  5. 

'Tgl.Weinand,  Artikel  .Lammenais*  imStatttolezikonderGörrea-Geaell»chaftlII*. 

'  Vgl.  PaulCauwes,  Coure  d'^conomie  politique  IV'  (1893)  586  S. 


eub.CoO^^lc 


§  5.    SolidarismDB.  353 

vor  allem  als  ein  cbrisUicli-cIiantatives  Prinzip,  fand  dann  später  in 
Frankreicli  bzw,  Belgien  treffliche  Verteidiger.  Während  aber  die  einen 
(Schule  der  .R^forme  sociale",  Schule  von  Angers)  vorzugsweise  auf  die 
Betonung  der  Selbstzucht  und  der  Selbsthilfe  (durch  Beobachtung  des 
Dekalogs,  Ausbreitung  der  freien  Assoziationen,  durch  Fürsorge  der  Unter- 
nehmer für  ihre  Arbeiter,  Patronage  u.  dgl.)  sich  beschränkten,  wollten 
die  Mitglieder  der  Schule  der  , Association  catholique'  (Schule  von  LDttich: 
Oraf  de  Mun,  Marquis  de  la  Tour-du-Pin-Chambly,  Antoine,  Pascal,  Lemire, 
Garnier,  Kaudet,  Harmel,  Dontreloux,  Pottier,  Arthur  Verhaegen,  Helle- 
pntte  u.  s.)  mit  dem  Individualismus  grfindlicher  und  vollkommener  brechen. 
Sie  betonten  darum  nachdrucklicher  die  PSichten  der  Gerechtigkeit  inner- 
halb des  gesellschaftlichen  Lebens,  wie  sie  auch  folgerichtig  der  Staats- 
intervention in  wirtschaftlichen  Dingen  das  Wort  redeten. 

In  maßvoller  imd  gerechter  Weise  nrteilt;  Franz  Walter '  Aber  diese  Uei- 
nungsverBchiedenheiten,  velche  bei  aller  Einheit  in  den  GrundauBchaunngen  auch 
auf  eeiten  katiholiBcher  Sozialpolitiker  zq  Tage  treten.  Er  eagt;  ,Es  losBeu  sich 
eben  die  Volkswirte cfaaftlichen  und  sozialen  Zustände  nach  in  beträchtlichem  Grade 
verschiedenen  Gesichtspunkten  beurteilen.  So  geschieht  es  denn,  daß  die  einzelnen 
Gelehrten  je  nach  ihrer  Veranlagimg  sich  der  einen  oder  der  andern  Richtung 
zuwenden  nnd  zu  weit  auseinandergehenden  ScUflssen  gelangen.  Namentlich  sind 
es  auch  die  in  einzelnen  Landern  bestehenden  Zustande,  welche  auf  das  Urteil 
der  denselben  angehörenden  Menschen  einen  bedentenden  Einfiufi  zu  Oben  geeignet 
sind.  In  einem  Lande,  dessen  BevClkeruDg  besonders  gesch&ftstDchtig  und  spar- 
aam  ist,  wird  man  meist  geneigt  sein,  nicht  allzuviel  von  der  Staatsintervention 
in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisss  zu  verlangen.  So  gibt  es  denn  Autoren,  die 
durchaus  an  der  katholischen  Glaubens-  und  Sittenlehre  festbalten,  treue  SOhne 
der  Kirche  sind  und  nichtsdestoweniger  für  eine  weitgehende  soziale  und  wirt- 
echaftliche  Freiheit  der  einzelnen  wie  der  Vereine  und  Körperschaften  sich  ent- 
scheiden, während  ebenso  kirchentreue  Schriftsteller  anderer  Länder,  in  denen  die 
Bevölkerung  Ökonomisch  weniger  vorgeschritten  ist,  in  welchen  starke  Übelstände 
auf  den  produktiven  Schichten  des  Volkes  und  insonderheit  auf  den  kleinen  Leuten 
lasten,  eine  ganz  andere  Stellung  in  diesen  Fragen  einnehmen.  Überhaupt  wird 
ein  mehr  individualistisch  angelegter  Charakter,  da  bisher  weder  die  Gesamtheit 
der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Zustände  der  froheren  Zeiten  noch  auch  nur 
diejenige  der  entsprechenden  Verhältnisse  unserer  Tage  eingehend  klar  gestellt 
ist,  auf  Grund  des  vorliegenden  Materials  zu  andern  Resultaten  gelangen  als  ein 
von  Natur  zur  Ein-  und  Unterordnung  geneigter  Mensch,  der  leichter  ein  An- 
hänger der  korporativen  Zwangsorganieatiou  oder  eines  stark  bureaukratlsch- 
autoritativ  ausgeprägten  Staatswesens  werden  wird.  Der  erstere  wird  den  Menschen 
leichter  eine  vemOnftige  Handlungsweise  zutrauen,  die  ihnen  innewohnende  Kraft 
zu  Selbsthilfe  und  Selbstßtrderung  hoher  veranschlagen,  zumal  wenn  er  günstige 
personliche  Erfahrungen  gemacht  hat,  als  der  letztere.  Es  ist  also  das  Bestehen 
verschiedener  Schulen  auch  unter  den  christlichen  und  insbesondere  unter  den 
katholischen  Gelehrten  vollkommen  erklärlich.*     Da&  die  Staatsintervention  im 


■  Artikel  , Volks wirtechaftslehre*  im  Staatalaxikoo  der  60 rrea- Gesellschaft  V*  1229, 

(«h,  Lehibiuh  d*r  NkUanalSkanomle.  L 
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Prinzip  znl&aaig,  darflber  besteht  hente  wohl  kein«  UeimmgeTerBcliiedenheit  tu  dem 
Grade,  wie  vor  Etla&  der  Enzyklika  .Eemm  novanuD*.  Der  Wideraprncli  der 
AüBichten  bezieht  eich  mehr  auf  das  Maß  der  notwendigen  InterrentioD.  Auch 
die  Auffassung  dee  SolidaritAteprinzipB  zeigt  noch  insofern  eine  Yerechiedenheit, 
als  auf  der  einen  Seite  die  Solidarität  mehr  im  Sinne  der  freien  Cha- 
ritftt  und  der  organisierten  Seibathilfe  verstanden,  aof  der  andern 
hauptsächlich  als  objektives  sozialrechtliches  Prinzip  ins  Auge  ge- 
faßt wird. 

Die  rechte  .sittliche  Atmosphäre*  als  Vorbedingung  für  alle  Be- 
strebungen der  sozialen  Reform  zu  schaffen  mit  Vei-wendung  des  Pn'nzips 
der  Solidarität,  aber  auch  zum  Teil  sozialistischer  Ideen,  war  die  Auf- 
gabe, welche  in  Anlehnung  an  französische  Schriftsteller  in  England 
die  sog.  .Christian  Socialists* :  Frederic  Denison  Maurice,  John  Malcolm 
Ludlow,  Charles  Eingsley,  Stewart  D,  Headlam  u,  a.  sich  gestellt  hatten. 
Von  gröBerer  Bedeutung  sind  hier  indes  Thomas  Garlyle,  das  Haupt  der 
.ethischen  Sozialisten",  und  John  Ruskin  *.  In  scharfer  Kritik  des  pluto- 
kratischen  Selbstinteresses  bekämpften  diese  warm  mit  den  Leiden  der 
niederen  Klassen  mitfQhlenden  Männer  rücksichtslos  den  egoistischen  In- 
dividualismus der  in  England  herrschenden  Doktrin  und  Praxis.  Dia 
Volkserziebung  zu  einer  altruistischen  Weltanschauung,  die  Besserung  in 
den  gesamten  Lebensbedingungen  speziell  der  arbeitenden  Klassen,  na- 
mentlich durch  Ethisierung  und  Sozialisierung  der  Anschauungen  bei  deo 
Besitzenden,  aber  auch  durch  die  freie  Korporation,  das  war  das  große 
Ziel  ihrer  der  Beform ,   nicht  der  Revolution  dienenden  Bestrebungen. 

Thomas  Carlyle  (geb.  4.  Dezember  1795,  gest.  5.  Februar  1881)  trat 
insbesondere  nacbdrDcklich  fOr  die  Ausdehnung  der  englischen  Fabrikgesetzgebung, 
Vermehrung  der  Fabrikinspektoren,  fttr  Arbeiterhygiene  und  Volksbildung,  Reform 
der  Agrar-  und  Auswandernngsgesetzgebung  ein.  Bekannt  ist  sein  Schlagwort 
.Captains  of  industry",  womit  er  nicht  nur  die  Vorsteher  staatlicher  Arbeits- 
ämter, sondern  vor  allem  menschenfreundliche  Großindustrielle  bezeichnete, 
welche  sich  durch  BegrOndung  von  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  Verdienste 
erwarben.  Weniger  bekannt  und  doch  für  unser  Gebiet  besonderer  Beachtung 
wert  ist  neben  dem  etwas  extravaganten  Carlyle  John  Ruskin  (geb.  8.  Februar 
1819,  gest.  20.  Januar  1900);  er  will  beweisen,  sagt  Christian  Eckert'  in  zu- 
sammenfassendem Urteil,  ,da&  das  wirtschaftliche  Leben  nicht  einem  Bechen- 
exempel  gleicht,  da&  es  nicht  in  wenige  Formeln  einzuspannen  ist,  daß  es 
sich  bei  ihm  nicht  um  ein  genau  meßbares  Gegenspiel  feststehender  Axiome, 
sondern  um  ein  Ineinandergreifen  von  Uenschen  mit  Fleisch  und  Blut  handelt, 
um  Wesen,  deren  Triebe  und  Wünsche  durch  eine  Ober  allen  stehende  sitt- 
liche Idee  beherrscht  werden.    Er  fordert,   daß  das  Uitleidsmoment ,   daß  das 

>  Gerh.  v.  Schnlze-Oaevernjtz,  Zum  socialen  Frieden  I  (1890),  nber  Carlyle 
77  fF,  über  John  Ruskin  und  Arnold  Toyubee  399  ff;  ferner  M.  San f  mann,  Der  nenere 
christlich-  nnd  ethisch-reformatorische  Sozialianiiis  in  England,  im  Handwörterbuch  der 
Staatswisseoschaften  Tl*  828  fL 

'  Eckert,  John  Rashin,  in  Schmollers  Jfihrbnch  fOr  Gesetzgebung,  Verwaltung 
und  Volkswirtschaft  im  Dentecheo  Reich  XXVI,  Hft  1  (1902),  868  f. 
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Gerechtigkeitsgefahl  in  das  VerhältniB  zviecben  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
wieder  eingefohrt  werde;  wenn  einmal  altrnistieche  Gedanken  das  niaßloee 
Hasten  nach  dem  sog.  Beichtom,  nach  Eapitalacsammlung  zurückdrängen,  dann 
werde  der  ecbauerliche  Abgrund  zwiaohon  Besitzenden  und  Vermögenslosen, 
wie  er  derzeit  herrsche,  mehr  und  mehr  TerBchwinden.  Nicht  EapitalanhAufung 
in  den  Hftnden  einzelner  glücklicher  Egoieten  ist  das  Ziel ,  sondern  ,das 
Land  ist  das  reichste,  das  die  größte  Zahl  edler  und  glOcklicher  Wesen 
nährt,  nnd  der  Manu  iet  der  reichste,  der,  nachdem  er  seine  eigenen  Lebens- 
fimktionen  his  zum  Äußersten  ausQbte,  auch  den  größten  und  hilfreichsten  Ein- 
fluß sowohl  durch  seine  Person  als  auch  durch  seine  Mittel  auf  die  Existenzen 
anderer  ausübt'.  Unaufhörlich  wiederholt  er,  es  gelte,  ,recht  viele  breitbrflstige, 
hellAugige  und  glückliche  Menschen  zu  schaffen'.  .  .  .  Ruskin  bek&mpß  die  An- 
schauung, daß  der  Arbeiter  wie  eine  Maschine  ausgenutzt  werden  dürfe ;  er  pro- 
testiert dagegen,  daß  man  den  bezahlten  menschlichen  Helfer  nicht  anders  als 
ein  Zahnrad  im  Getriebe  des  Werkes  achte,  er  meint,  wie  Holdeiün,  Schiller  und 
fast  alle  deuteeben  Idealisten  des  19.  Jahrhunderte,  daß  wir  an  zu  weit  geendet 
Arbeitsteilung  zu  Grunde  gehen  würden.  Er  preist  den  mittelalterlichen  Hand- 
werker, der  als  selbst&ndiger  Mann  an  dem  Erzeugnis  seiner  Hände  Interesse 
und  Gefallen  fand,  während  der  moderne  Fabrikarbeiter  kein  inneres  Verhältnis 
zu  dem  Gegenstände  haben  kann,  den  er  herstellt.  In  allerdings  Übertriebener 
Schätzung  der  manuellen  Tätigkeit  fordert  er,  gleich  dem  alten  Justns  MOser, 
daß  jeder  einzelne  wieder  ein  Handwerk  lernen  solle  znr  Abwehr  der  fortschrei- 
tenden Arbeitsteilung.  Anderseits  leugnet  er  entschieden  die  Möglichkeit  TOUiger 
Gleichheit.  Nicht  dadurch,  daß  der  Arbeiter  selber  H«t  and  Meister  werde, 
anch  nicht  durch  Gewinnbeteiligung,  die  ihn  nnr  allen  Wechselten  des  Handels 
aussetze,  werde  geholfen.  BegelmA&'ge  Beechäftignng  und  wirklich  anakOmmliche 
Löhnung,  Schutz  gegen  Beschäftigungslosigkeit,  Pflege  bei  Krankheiten,  Unter- 
halt im  Alter  auf  Geschäftsunkosten,  hygienische  Arbeitsstätten  und  Arbeitszeiten, 
nnentgeltUche  allgemeine  nnd  Faoherziefaung :  das  seien  die  (Gegenleistungen  des 
Kauf-  und  rabrikherrn,  der  für  das  Recht,  den  Profit  (Mehrwert)  einzustecken, 
die  Pflicht  habe,  über  Wohlbefinden  und  Wohlrerhalten  seiner  Leute  zn  wachen." 
Wie  Carlyle  hat  auch  Ruskin  der  Staatsintervention  in  wirtschaftlichen  An- 
gel^enheiten  einen  verhältnismäßig  geringen  Spielraum  gewährt,  dafür  eben 
um  so  mehr  die  Entwicklung  des  Solidaritätegefühls  bei  den  Individuen  betont. 

Kurz  sei  noch  auf  die  Tatsache  hingewiesen,  mit  welchem  Nachdruck 
späterhin  insbesondere  die  Kardinäle  Manning  und  Vaughan  iu  Eng- 
land, Gibbons  in  Amerika  dem  Prinzip  echt  christlicher  Solidarität 
Geltung  zu  verschaffen  suchten. 

Wenden  wir  unsere  Blicke  nach  Deutschland.  Hier  war  es  vor  allem 
auf  katholischer  Seite  das  Verdienst  des  Mainzer  Bischofs  Wilhelm 
Emanuel  v.  Ketteler^  (geb.  22.  Dezember  1811,  gest.  13.  Juli  1877) 

'  Vgl.  iasbeeondera  Paul  Haffner,  Artikel  .Ketteier*  ün  Staatslexikon  der 
OOrres-OeseUschaft  I1I>;  Otto  Pfülf  S.  J.,  Bischof  v.  Eetteler.  eine  geschichtUche 
Darstellung,  8  Bde  (1899);  v.  Ketteier,  Die  Arbeiterfrage  und  das  Christeatam*  mit 
einem  Geleitwort  von  Windthont;  Hoafang,  Die  Hsndwerker^vge  (1664);  vgl.  hierüber 
Andreas  Brüll,  Artikel  .Katholische  soziale  Bestrebnngen*  im  Handwörterbuch  der 
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und  im  Anschluß  an  ihn  CfariBtoph  Moufangs  (geb.  12.  Februar  1817, 
gest.  27.  Februar  1890),  nicht  bloß  die  St&rkung  des  sittlichen  BewuSt^ 
sein»  der  sozialen  Zusammengehörigkeit  bei  den  einzelnen,  sondern  ebenso 
nachdrücklich  die  staatliche  Intervention  (zur  Ein-  und  Durchfllhrung  einer 
weitgreifenden  Arbeiterschutzgesetzgebung)  und  darüber  hinaus  den  Schutz 
der  ganzen  Gesellschaft  gegen  die  Übermacht  des  Kapitals,  die  gerechte 
Verteilung  der  Steuerlast,  die  Organisation  der  Arbeiter,  des  Handwerks  und 
des  Bauernstandes  gefordert  zu  haben.  Dieses  Programm  fand  in  dem  Parla- 
mente, in  der  Fresse,  im  praktischen  Leben,  in  der  Literatur  erfolgreiche 
Vertretung.  Wir  erinDem  •  nur  an  die  Namen  Paul  Haffiner',  M,  Felix  Komm, 
Wiudthorst,  Oraf  Qalen,  t.  Schorlemer,  v.  Lo§,  v.  Dael-Eöth,  Qraf  Oppers- 
dorff,  Franz  Brandts,  v.  Hertling,  Eugen  Jäger,  Batzinger,  Faßbender,  Theodor 
Meyer,  Hitze,  Lehmkuhl,  v.  Hammerstein,  Schädler,  Pichler,  Gröber,  Karl 
Bachern,  Am  ZehnhofF,  Cathrein,  Wacker,  Retzbach,  Oberdörflfer,  Walter, 
Schaub,  Tbissen,  Trimbom,  Eckart,  Pieper,  Foumelle,  Fleischer,  Giesberts, 
Huber,  Hohn,  Werthmann,  Mich.  Brandts  usw.,  an  das  Wirken  der  Kolping- 
schen  Gesellenvereine,  der  Bauernvereine,  Arbeitervereine,  ferner  an  die 
Christlich-sozialen  Blätter,  die  Historisch-politischen  Blätter,  Arbeiterwohl 
(Soziale  Kultur),  Charitas,  Dr  Burgs  Soziale  Revue,  die  Schriften  des  Volks- 
vereins für  das  katholische  Deutschland,  die  Stimmen  aus  Maria-Laach  usw.' 
Ln  gleichen  Sinne  wirkten  für  Österreich*:  Karl  v,  Vogelsang,  der 
verdienstvolle  Begründer  der  trefflichen  Monatsschrift  für  christliche  Sozial- 
reform (jetzt  in  der  Schweiz  herausgegeben),  Prinz  Aloys  Liechtenstein, 
A.  M.  Weiß,  Scheimp&ug,  Ebenhoch-,  v.  Weiche,  Biederlack,  Scheicher, 


SUAtswiBseDBchaften  VI<  636;  .Ärbeiterwohl',  Die  kftthoL  eozialen  Bestrebaagen  der 
G«gflitwarl,  Jalirg,  1898, 101  ff;  DiesoiialeBewegangiDltklieo,  Jahrg.  1901, 55 ff,  inSpanieo, 
Jfthrg.  1901,  SIS  (;  Soiiales  Wirkea  der  kathol.  Kirche  in  ÖBterreich,  Jahrg.  1894,  227  f. 
>  G.  T.  HertÜDg,  Anfslltze  und  Beden  sozialpolitiachen  lohalta  (1884);  N»tur- 
recht  and  Politik  (1893);  Kleine  Schriften  (1897).  E.  JSger,  Der  modenie  Soiialia- 
niuB  (1873) ;  Geschichte  der  Bozialen  Bewegung  ond  des  Sozialiamua  in  Frankreich,  2  Bde 
1879/1890);  Handwerfcerfrage  I;  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart,  4  Bde  (1882/1893);  Die 
Wohnungsfrage,  2  Bde  (I90g).  G.  Batzinger,  Die  Volkswirtachaft  in  ihren  sitt- 
licbeD  Gmodlageu  *  (1895) ;  auch  eins  treffliche  Schrift  Ober  die  Armenpflege  *  (1885). 
F.  Hitze,  Kapital  und  Arbeit  (1880);  Die  Quintessenz  der  sozialen  Frage  (1880); 
Schatz  dem  H&adwerk  (1883);  Die  Arbeiterfrage  nnd  die  Beatrebnngen  zu  ihrer  LOsung 
(in  Tielen  Auflagen  verbreitet). 

*  Verfasser  des  , Sozialen  Katechismus*  von  Arthnr  t.  Hohenberg  (Psendo- 
nym)  (1879). 

■  Als  Sammelwerk  mit  vielen  unser  Gebiet  berührenden  Abbaudlongen  verdieilt 
hervorgehoben  in  werden  vor  allem  das  Staatslexikou  der  GSrres-Geaell- 
schaft,  jetzt  in  2.  Aafl.  Auch  die  ästerreichische  Leo-GeseUschaf t  gibt  treffliche 
Schriften  sozialen  Inhalts  heraus,  von  Kienböck  n.  a. 

•  A.H.  Weifi,  Soziale  Frage  and  soziale  Ordnung ',  2  Bde  (1904).  K.V.  Voget- 
saags  Sociale  Lehren,  von  Wiard  Klopp  (1894).  K.  Scheimpflag,  Das  Becht  der 
Arbeit  (1888);  Wucher  im  Geldwesen  and  Eteldverkehr  (1892).  F.  M.  Schindler, 
Nationalität  und  Christeutom  (1888);  Der  Lohnvertrag  (1892);  Soziale  Vortrftge  (1895). 
J.  Biederlaek,  Die  soziale  Frage*  (1904). 
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Schindler,  Lueger  usw. ;  in  der  Schweiz '  Decurtina,  Eberle,  Beck,  Feigen- 
winter, Jong  n,  a. ;  in  Italien  Giuseppe  Toniolo,  Eduarde  Soderini,  Libera- 
tore,  Steccanella,  Barri^  u.  a.;  in  Spanien  Sancha  y  Nervas,  Orti  y  Lara, 
Escartin,  Yicent,  de  'Castro,  Lopez,  Cepeda  u.  a. ;  in  Holland  Schaepman, 
AaJberse  aew. 

Die  OBteireichische  (Karl  t.  Vogeleang  folgende)  Schule  unterscheidet  sich 
von  der  im  katholischen  Dentschland  herrechenden  Auffasenng  iveniger  in  den 
grundlegenden  Prinzipien  als  durch  eine  stArker  potenziert«  AnsprAgung  und  An- 
wendung dwselben.  So  geht  man  in  der  Betonung  der  affentlich-rechtlichen 
Begelung  der  wirtfichaftlichen ,  namentlich  der  gewerbUchen  Verhältnisse  etwas 
weiter  als  bei  uns,  erhebt  den  sozialen  Charakter  der  Arbeit  in  der  Weise,  da& 
der  Betrieb  eines  Gewerbes  als  ein  dem  Unternehmertum  anvertrautes  Amt  er- 
scheint, spricht  von  dem  Privateigentum  an  den  SachgQtem  wie  von  einem 
geselle chaftlicheu  Lehen,  um  so  die  auch  in  Deutschland  geforderte  stArkere  Ge- 
bundenheit des  Grund eigeutums  prinzipiell  scharfer  zu  rechtfertigen  ubv.  Der 
herrorragenden  wissenschaftlichen  Betätigung  der  Anhänger  dieser  Schule  gebQhrt 
allseitige  Anerkennung.    Was  hier  geleistet  wurde,  hat  dauernden  Wert. 

Als  edler  Freund  der  Armen  und  als  hervorragender  Apostel  der 
christlichen  Liebeatätigkeit  ist  unter  den  Protestanten  insbesondere  Johann 
Heinrich  WiQhem  zu  nennen,  sodann  als  Vorkämpfer  der  freien  genossen- 
schaftlichen Vereinigung  Viktor  Aimä  Huher.  Die  Staatsinvention  zu 
Gunsten  der  Schwachen  forderten  mit  großem  Nachdruck  Rudolf  Todt, 
Adolf  Stöcker,  Kudolf  Meyer^  Natbusiua*  u.  a. 

Man  hat  bisher  diese  und  ähnliche  Bestrebungen  zuweilen  unter  dem 
Namen  christlicher  Sozialismus  zusammengefafät.  Gemeinsam  ist 
ihnen  die  Forderung  der  sozialen  ßeform,  und  zwar  im  Geiste  des 
Christentums,  gemeinsam  der  große  Gedanke  der  menschlichen  und  gesell- 
schaftlichen Solidarität  —  eine  schöne  Huldigung  für  denjenigen,  in  dem 
der  Welt  alle  Menschenfreundlichkeit  und  Güte  erschienen  ist,  der  an 
die  Spitze  seiner  Gesetzgebung  die  Solidarität  in  ihrer  höchsten  und 
edelsten  Entfaltung:  das  Gesetz  der  Liebe  —  gestellt  bat,  ^r  Jesus  Christus, 
den  Sohn  des  lebendigen  Gottes! 

Als  .christlich-sozial'  werden  vielfach  auch  die  Anhänger  einer  be- 
sondem  sozialpolitischen  Richtung  bezeichnet,  welche  in  den  letzten  Jahren 


>  E.  EberlsB  bekannte  Schriften  Ober  Somlpolitik ,  Agrarfrage,  Lohnfrage  nsw. 
Vgl  Jos.  Beck,  Die  katholische  soziale  Bewegung  ia  der  Schweiz,  in  Reichesbergs 
flandwörterbnch  der  schwerzerischen  Volks wirlachaft  I  (1903)  735  ff;  ebd.  Hatten- 
schwiller  Aber  katholische  ArbeiterTereine  160  ff. 

■  Feriodisclie  Schrin«n :  RiTista  intern  azi  od  sie,  Rassegna  nazionale,  Rassegna  socjale. 

■  Der  EmaDzipstionskanipf  des  vierten  Standes*  (1882);  mit  Q.  Ardsnt  zu- 
sammen: LaQaeetion  agraire  (18ST);  femer  2  Bde  Bodbertoa-Briefe  nnd  , Der  Kapitalis- 
mus flu  de  si^cle'  (1894). 

•  Die  Hitarbeit  der  Kirche  an  der  Lsenag  der  sozialen  Frage  (1897).  Über  die 
evangelischen  sozialen  Beatrebnngen  vgl.  ühlhorn,  Artikel  im  Handwörterbuch  der 
Staatawiasenscbaften  VI*  B4Sff. 
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nameDtlich  in  Belgien,  Italien,  Frankreich  viele  Ajili&nger  gewonnen  hat. 
Diese  christliche  Demokratie^  unterscheidet  eich  wesentlich  von 
der  politischen  Demokratie.  Sie  fordert  keine  politisclie  Herrschaft  des 
Volkes,  keine  bestimmte  Staats-  und  Regierungaform,  pa&t  sich  vielmehr 
allen  tatsächlich  bestehenden  politischen  Formen  an.  Für  sie  ist  .Demo- 
kratie* eine  solche  Sozialordnung,  innerhalb  welcher  alle  zum  Wohle 
der  unteren  Klassen  zusammenwirken,  also  eine  .Demokratie'  im  ,bo- 
zialen'  Sinne,  d.  h.  sie  verlangt  eine  Anteilnahme  des  gesäten  Volkes 
an  den  Errungenschaften  der  Kultur.  Die  gesteigerte  Prodiiktivitftt  der 
Arbeit  soll  allen  zugute  kommen ;  namentlich  aber  sollen  die  allgemeinen 
Kulturfortschritte  eine  Hebung  der  unteren  Klassen  im  Gefolge  haben. 
Immerhin  wird  man  in  dieser  Auffassung  vor  gewissen  Einseitigkeiten 
sich  hüten,  die  Existenzberechtigung  anderer  Klassen  und  deren  berech- 
tigte Interessen  theoretisch  und  praktisch  anerkennen  müssen.  Die 
soziale  Frage  der  Gegenwart  ist  eben  nicht  nur  Arbeiterfrage,  sondern 
wenigstens  ebensosehr  eine  Frage  der  Erhaltung  und  St&rkung  der  mitt- 
leren Klassen.  Solidarismus  und  christliche  Demokratie  kommen  in  fol- 
genden Grundsätzen  nnd  Forderungen  Qberein:  1.  daß  die  Öffentlichen 
Angelegenheiten  im  Interesse  des  Gemeinwohles  des  ganzen  Volkes  ge- 
führt werden  müssen;  2.  dag  auch  das  ganze  Volk  zu  der  jeder 
Klasse  entsprechenden  Teilnahme  an  den  kulturellen  Fortschritten  be- 
rufen werde:  S.  daß  ein  korporativer  Zusammenschluß  der  Berufs- 
genoasen zu  erstreben  sei  und  auf  diesem  Wege  dem  Volke  der  ge- 
bührende Einfluß  auf  die  Ordnung  der  Volkswirtschaft  zu  teil  werde; 
4.  daß  der  Staatszweck  nicht  auf  den  negativen  Rechtsschutz  im  Sinne 
des  Individualismus  beschränkt  bleibe,  eine  Staatsintervention  vielmehr 
da  am  Platze  sei,  wo  die  individuellen  und  korporativen  Kräfte  aus 
sich  selbst  ungenügend  sind,  zur  Wahrung  ihrer  Recht«  und  zur  Vei^ 
wirklichung  ihrer  dem  Gemeinwohle  nicht  widerstrebenden  Interessen  einer 
Ergänzung  durch  die  gesellschaftliche  Gesamtkraft  bedürfen ;  5.  daß  von 
dem  Sozialismus  weder  jetzt  noch  in  Zukunft  das  Heil  erwartet  werden 
könne,  daß  die  kommunistische  Gleichheit  als  Utopie  zu  verwerfen  sei. 

Nach  der  politiachen  Seite  wird  mau  dort,  wo  die  Demokratie  besteht,  dafOr  ein- 
treten mOBBen,  da&  sie  mit  christlichem  Geiste  sich  erfOlle.  Aber  es  kann  beute  nicht 
als  Forderung  des  Christentums -bezeichnet  werden,  daß  nun  Überall  die  politische 
Demokratie  als  auBschlie&lich  berechtigt  zur  Geltung  komme.  .ChrisÜiche  Politik', 
sagt  T.  Hertling*,  .ist  wader  monarchisch  noch  demokratisch,  weil  sie  je  nachdem 
beides  sein  kann.  Sie  ist  Überall  da  vorhanden,  wo  das  Recht  auf  göttliche  Ord- 
nung zurflckgefOhrt ,  wo  der  bestehenden  Obrigkeit  der  schuldige  Gehorsam  ge- 

*  Tgl.  G.  Toniolo,  II  concetto  crietisno  della  democrazia,  ia  der  Rirista  inter- 
uationale  di  scienze  sociali  (1896);  Chr.  Antoine,  Conre  d'^conomie  sodale  246; 
Termeerecfa,  QuMstioneB  de  inatitia  TOS;  v.  Hertling,  Kleine  Sehrirt«i  470  ff ; 
dann  die  Monographien  von  Chiaadano,  Gajraud  nsw. 

•  Kleine  Schriften  491. 
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leistet,  wo  d«r  Staatezweck  vor  VerfftlschuDg  duroh  ogoUtiaohe  Sonderbestrebuugen 
behütet,  wo  die  ErfOUung  ihrer  in  der  aittlichen  Ordnung  begmiideten  Uensch- 
heitsEwecke  «lleii  ermöglicht,  wo  der  £irche  Gottea  der  Saum  fOr  ihre  abematür- 
liche  He3fitatigl[eit  gewahrt  ist.* 

122.  Die  SolidsriUtsidee  in  der  NationalffkoDomie.  Überblicken  wir 
in  gleich  kurzer  Übersicht  die  neuere  Entwicklimg  der  nationalökono- 
miBcben  Wiaeeaacbaft,  so  zeigt  sich  auch  hier,  und  zwar  in  wachsendem 
Maß,  als  gemeinsamer  Zug  eine  immer  stärkere  Betonung  der  sozialen 
Zusammenhänge.  Mao  wollte  und  konnte  sich  nicht  mehr  damit  be- 
gnügen, die  Gesetze  der  Produktion,  des  Tausches  und  der  Konsumtion 
festzustellen,  erblickte  nicht  mehr  das  Ziel  der  Volkswirtschaft  nur  in 
gesteigerter  Produktivität  der  Arbeit,  in  der  blofien  Ansammlung  von 
Qütem  oder  Geld.  Die  beständige  Annäherung  aller  Menschen  an  ein 
immerfort  sich  erhöhendes  Niveau,  Vervollkommnung  und  Ausgleichung, 
Brüderlichkeit ,  Harmonie ,  Verantwortlichkeit  verheifit  uns  selbst  ein 
FrM^ric  Bastiat  —  allerdings  als  das  schließliche  Endergebnis  der 
großen  , Naturgesetze*  des  wirtschaftlichen  Lebens,  vorausgesetzt,  daß 
sie  unbehindert  wirken  —  ein  ecbün^  Ziel,  leider  hier  von  ganz  un- 
zureichenden und  falschen  Mitteln  und  Wegen  erwartet.  Wichtiger 
tür  die  Entwicklung  der  neueren  Nationalökonomie  als  alle  Methoden- 
fragen u.  dg),  war  es  daher ,  daß  die  Wirtschaftswissenschaft  mehr 
und  mehr  ihrer  früheren  Isolierung  entrissen  und  in  lebendigen,  fracht- 
baren Zusammenhang  mit  der  Oesellscbaftswissenschaft  und  mit  der  Moral 
gebracht  wurde.  Sie  konnte  nun  nicht  mehr  bloß  mit  ihren  eigenen 
„Naturgesetzen*  operieren,  erschien  vielmehr  als  ein  Gebiet,  welches  sich 
dem  Einfluß  der  fOr  das  ganze  menschliche  Leben  und  fUr  das  Qesellschafts- 
leben  —  dem  sich  die  Volkswirtschaft  als  Teil  einfügt  —  geltenden  all- 
gemeinen Normen  nicht  entziehen  kann  und  darf.  Die  pflichtgemäße 
Rücksicht  auf  die  Rechte  anderer,  auf  das  allgemeine  Wohl,  die  Geltend- 
machung der  Gesamtinteressen  gegenüber  den  Privatinteressen,  die  Soli- 
darität nicht  nur  als  Faktum  des  wirtschaftlichen  Lebens,  sondern  auch 
als  sittliche  Pflicht,  ja  als  Bechtsgebot  fUr  alles  individuelle  und  soziale 
Handeln  im  Bereiche  der  wirtschaftlichen  Ordnung  — ,  das  sind  die  neuen 
Ideen,  welchen  die  nationalökonomische  Wissenschaft  ihre  stufenweise  Um- 
wandlung verdankt.  Wir  erinnern  an  Droz,  Sismondi,  Laveleye,  Le  Play, 
P^rin,  de  Metz,  Claudio  Jannet,  V.  Brants^  Baudrillart',  Lorin,  Ver- 
meersch,  Antoine,  Behaus,  für  England  an  Devaa,  Cunningham,  Foxwell, 
Symee,  Clark  usw. 

*  Victor  Brante,  Lm  dribata  de  U  science  äaonomiqne  dana  lea  äcoies  franfaiaes 
(1881)  j  Le  r^ime  dea  coqioratioDa  dana  rAllemagne  contemporaiaa  (1892).  Lorin, 
La  petita  indiutrie  (1903). 

*  Baadrillart  hat  wohl  luerat  den  Aoadnick  .ao1idarit4  äconoiniqne'  gebnncbt  in 
den  ätndee  de  philoeophie  moraJe  et  d'^conomie  poUtiqne  (185S).  Er  verateht  damnter! 
(I'dcluuige,  la  aociabilitö  en  aotion,  la  aolidarit^  humaine  rendne  Tiaible  et  palpabk*. 
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Einige  Worte  über  La  Play.  Sein  Ideal  war  der  , soziale  Friede'  auf  der 
Grundlage  des  Dekalogs,  der  Freiheit  der  Familie  in  Tererbuitg  der  Oot^  und 
Erziehosg  der  Kinder,  der  freien  Assoziation,  der  freien  Liebeetatigkeit  nnd  der 
Patronage  der  industrielleQ  Unternehmer,  der  kommnnalen  und  proTinzialen  Auto- 
nomie, soweit  diese  mit  der  nationalen  Einheit  und  einer  gerechten  politischen 
Zentralieation  vereinbar  ist.  £r  ist  kein  Feind  des  materiellen  FortBchrittes ;  aber 
er  will  dem  Gesetze  Gottes,  namentlich  dem  dritten  Gebot  des  Dekalogs,  Ächtung 
verschaffen,  überall  das  sittliche  Moment  einführen  in  das  wirtschaftliche  Leben. 
Bezeichnet  er  die  Religion  als  Grundlage  der  sozialen  Ordnung,  so  denkt  er  dabei 
nicht  blo&  an  die  katholische  Religion.  Er  mochte  die  religiösen  und  politischen 
Zwistigkeiton  das  Werk  des  sozialen  Friedens  nicht  behindern  lassen,  meint  auch, 
der  Klerus  werde  durch  gewohnheitsmäßigen  Proselytiemus  in  dem  Erwerb  voll- 
kommen gerechter  Ideen  Ober  soziale  Fraget  stark  gehemmt.  Haben  manche 
Anhänger  Le  Plays,  wie  Claudio  Januet,  Bambaud,  B4cbaux,  diesen  Standpunkt 
bekämpfen  und  der  kirchlichen  Autorität  die  ihr  auch  auf  sozialem  Gebiet  zustehen- 
den Rechte  wahren  zu  müBsen  geglaubt,  so  wird  gleicherweise  in  der  Anerken- 
nung der  Le  Playschen  Methode  (Les  cuvriers  europeena,  1855)  eine  gewisse 
Zurückhaltung  empfohlen.  Nicht  als  ob  diese  Methode  falsch,  ihre  Anwendung 
von  geringem  Werte  sei,  aber  sie  reicht  nicht  aus;  sie  stellt  doch  zu  einseitig 
die  Beobachtung  und  Induktion  in  den  Vordergrund.  Eben  darum  würde  sie  in 
ihren  Ergebnissen  selbst  dann  nicht  befriedigen  können,  wenn  nnd  wo  das  Feld 
der  üntersachnngen  sich  über  die  famille  ouvriäre  hinaus  erstreckt,  das  soziale 
Gebiet  im  ganzen  umfassen  wilL  Yielleicht  wird  anch  mit  der  Le  Playschen 
Anstellung,  da£  gute  Institutionen  Frieden  unter  den  Menschen  schaffen,  schlechte 
dagegen  Antagonismus  und  Zwietracht,  zu  viel  und  zu  wenig  verlangt:  zu  viel, 
da  auch  gute  Institutionen  auf  lobhaften  Widerspruch  sto&en  können;  zu  wenig, 
weO  über  die  Güte  nicht  nur  der  zufällige  Erfolg,  sondern  in  erster  Linie  der 
eigene,  innere  Charakter  der  Institution,  ihre  Gerechtigkeit  und  Zweckmäßigkeit, 
entscheidet. ' 


'  La  Flaj  wird  y<m  Alex.  v.  Brandt  also  charakterisiert:  ,Le  Play  ist 
vor  ollem  em  entacfaiedener  Gegner  alles  mckweisen,  revolntioDären  Vorgehens  und 
erkennt  in  der  organischen  Waiterenlwickluag  des  historisch  Gewordeaen  sowie  in 
dem  Torhandansein  einflußreicher,  pflichtbew afiter  führender  Elsssen  die  Eaaptbedingimg 
des  Gedeihens  dör  Volker.  Der  Politik  des  absoluten  EeDigtums,  der  Philosophie 
des  18.  Jahrhondarts  und  der  Revolation  gibt  er  die  gleiche  Schuld  an  dem  Übel,  woran 
das  modama  Frankreich  leidet.  Durch  eraterea  sind  die  alten  Selbstverwdtungsrecfate 
vernichtet,  dia  geistige  Freiheit  beengt  and  der  Adel  seinen  sozialen  Aufgaben  entzogen 
worden ;  die  Philosophen  haben  die  überliafeiten  Autoritäten  untergraben  und  dia  bragari- 
schen  Ideale  von  Freiheit  und  Gleichheit  an  ihre  Stelle  gesetzt;  die  Revolution  hat 
Bchliefilicb  durch  dia  Ändarung  des  Zivilrechts  die  väterliche  Autorität  geschwächt  und 
durch  den  politiBchen  Omstiirz  die  Tradition  im  Staatsleben  zerstört,  so  dafi  alle  Staata- 
fonnen  seitdem  mehr  oder  minder  durch  Revolution  zur  Eotstehnng  gekommen  sind' 
(Erbrecht  und  ländliche  Erbsitten  in  Frankreich,  in  den  Landwirtschaftlichen  Jahrbüchern, 
Zeitschrift  für  wissenschaftliche  Landwirtschaft  nnd  Archiv  das  KOnigl.  prenfi.  Landes- 
OkonoroiekoUeginms  1900,  156  f,  A.  4).  Vgl.  auch  Antoine,  Cours  d'£coDomie  sociale  * 
21  ff  233f,  und  Weinand,  Artikel  .Le  Play' im Staatslexikoo  der  GOrres-Gesellachaft IV*. 
Die  Schule  Le  Plays  führt  den  Namen  flcole  de  la  paix  sociale;  ihre  Anhänger  sind 
vereint  in  den  Unioos  de  la  paix  sociale  und  in  der  SocidW  internationale  d'^eonomio 
sociale. 
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Man  mag  von  der  Geaellschaftalehre  Henry  Charles  Careys  denken, 
-was  man  will,  seine  Assoziationaidee ,  eeine  Lehre  von  der  Zunahme 
des  Anteils  der  Arbeiter  am  Produktionserbvge  mit  fortschreitender 
volkswirtschaftlicher  Entwicklnng  stellen  den  amerikanischen  National- 
ökonomen  ehenso  in  Gegensatz  znr  individualistischen  Auffassung,  wie 
seine  Abschwenkung  vom  Freihandelesystem  znr  strengen  Schatzpolitik 
ihn  als  Qegner  der  manchesterlichen  Doktrin  charakterisiert.  Auch 
in  den  Schriften  der  Amerikaner  Peshine  -  Smith ,  Thomson,  Qreeley 
und  anderseits  bei  Patten,  Edwin,  Falckner,  Ely  u.  a.  zeigt  sich  mehr 
oder  minder  dieser  Gegensatz,  während  Amasa  Walker  den  freihänd- 
leriachen  Standpunkt  in  der  Union  vertritt.  In  Italien  hat  anfier  Fran- 
cesco Ferrara,  dem  Hauptvertreter  der  Smith-Basiiatschen  Richtung,  die 
klassische  Schule  keine  hervorragenden  Anhänger  unter  den  neueren 
Nationalökonomen  zu  verzeichnen*  Luzzatti,  Rabbeno,  Nitti  u.  a,  nähern 
sich  der  deutschen  Schule,  und  auch  Cossa  und  die  aus  seiner  Schule 
hervorgegangenen  jfingeren  NationalOkonomen  (Ferraris ,  Ricco-Salemo, 
Cusumano,  Nicolini  u.  a.)  dürfen  als  Anhänger  des  sozialen  Refonn- 
gedankens  bezeichnet  werden,  selbstverständlich  Liberatore.  Für  Spanien 
gut  Sanz  y  Escarttn  als  Vertreter  des  Kathedersozialismus,  während 
Olozaga  und  Hnrtado  (in  seinen  finanzwissenschaftlichen  Werken)  sozialen 
Au^ssungen  huldigen,  ohne  sich  einer  einzelnen  Schule  anzuschliefien. 
Auch  Posada  verdient  genannt  zu  werden. 

Es  ist  aber  unmöglich,  vom  Solidantätsprinzip  zu  sprechen,  ohne  in 
besonderer  Weise  des  hochverdienten  belgischen  Nationalttkonomen  zu 
gedenken,  der  als  Nachfolger  des  Grafen  de  Goux  (f  1865)  auf  dem 
Lehrstuhle  für  politische  Ökonomie  lange  Zeit  eine  hervorragende  Zierde 
der  katholischen  üniversitJlt  Löwen  war.  Charles  P^rin  betont  mit 
Nachdruck  den  Einfluß  der  Religion,  die  Bedeutung  des  göttlichen  Sitten- 
gesetzea  fDr  das  wirtschaftliche  Leben,  fUr  Eigentumsgebrauch  und  Arbeit. 
Er  schildert  und  begründet  gegenüber  den  egoistischen  Tendenzen  des  libe- 
ralen Egoismus  den  Wert  des  Opfere.  Die  staatliche  Intervention  auf 
wirtschaftlichem  Gebiet  findet  jedoch  nur  in  beschränktem  Maße  seinen 
Beifall.  Er  vertritt  die  Auffassung,  der  Msgr  Freppel  auf  dem  Kongreß 
zu  Angers  Ausdruck  verlieh;  ,Libert6  individuelle,  libert^  d'aesociation 
avec  toutes  ees  cons^quences  Ugitimes,  intervention  de  l'Etat  limitee  ä 
la  protection  des  droits  et  ä  la  r^pression  des  abas".  Freilich  läßt  selbst 
diese  auf  Rechtsschutz  und  Abstellung  von  Mißbräuchen  beschränkte 
Staatsintervention  noch  eine  sehr  verschiedene  Interpretation  zu,  nament- 
lich wenn  es  sich  darum  handelt,  festzustellen,  was  denn  ein  Mißbrauch 
sei.  P^in  machte  Schule  nicht  nur  in  Belgien,  sondern  namentlich  auch 
in  Prankreich.  Freiheit  der  Arbeit,  freie  Konkurrenz,  freie  Organisation, 
moralische  und  soziale  Reform  durch  die  .private  Initiative",  möglichst 
wenig  Staatsintervention,  das  waren  stets  wiederkehrende  Forderungen 
jener  als  .konservativ"  bezeichneten  Richtung,  die  sich  aus  Anhängern 
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la  "Playa  nnd  Purins  zuBammensetzte  (Claudio  Janaet,  Hubert-Yallerouz, 
d'HausBonTille,  Thäry,  Joseph  Rambaud  usw.)' 

Von  seinem  Standpunkte  aus  versteht  P^rin  unter  Solidarität  vor 
allem  (aber  nicht  ausachliefilich)  eine  pereöuliche  Tugend  der  einzelnen  In- 
dividuen. Vernehmen  wir,  wie  der  berUhmte  Nationalökonom  seine  An- 
schauungen darlegt  1;  Auf  dem  Boden  der  moralischen  Ordnung  muß  maa 
das  Ideal  des  sozialen  Lebens  suchen.  Die  Interessen  für  sich  allein  er- 
zeugen nur  Beweglichkeit,  aber  ohne  Haß  und  Regel.  .Blickt  auf  Europa, 
das  sich  .  .  .  unter  die  Herrschaft  der  Interessen  gebeugt  hat.  Wie  folgen 
Qeeetze  auf  Gesetze,  Mächte  auf  Uädite,  Doktrinen  auf  Doktrinen !  Nichte 
gewinnt  Bestand,  nichts  Dauer,  weil  im  engen  Kreise  irdischer  Befriedi- 
gung alles  ZOT  Sättigung  der  Sinne  und  zur  Ermüdung  des  Oeistes  fuhrt." 
Suchen  wir  Festigkeit,  Bestand,  Ordnung,  Sicherheit,  dann  müssen  wir 
uns  ao  die  Ziele  und  Grundsätze  halten*  welche  das  gOttlidie  Sittengesetz 
der  Menschheit  darbietet.  Es  gibt  aber  ein  Prinzip,  welches  das  ganze 
geseUschaftliche  Leben  beherrscht,  über  dasselbe  nach  allen  andern  Sich- 
tungen hin  Licht  verbreitet,  folglich  allen  andern  Prinzipien  voran- 
gestellt werden  mu£:  das  Prinzip  der  Sohdarität.  lOhoe  Zweifel  existiert 
jeder  Mensch  für  sich  selbst,  und  sein  höchster  Zweck  ist  ein  ganz  indi- 
vidueller, sein  Wohl.  Gott  hat  jedem  aus  uns  eine  nach  seinem  Eben- 
bilde geschaffene  Seele  gegeben ,  und  dieser  Seele  Bestimmung  ist  es, 
sich  durch  die  Freiheit  nnaufbörhcb  zu  ihrem  erhabensten  Urbild  empor- 
zuringen.  Aber  Gott  hat  nicht  bloß  in  jeder  Seele  besonders  die  Voll- 
kommenheiten seines  unendlichen  Wesens  geoffenbart;  die  Vereinigung 
der  Seelen,  die  die  Gesellschaft  bildet,  trägt  ebenfalls  das  nicht  minder 
scharfe  Gepräge  des  göttlichen  Typus.  Die  menschliche  Gesellschaft  mit 
den  allumschlingenden  Banden  eines  gemeinsamen  Lebens  und  einer  gegen- 
seitigen Abhängigkeit  ist  nur  eine  Nachbildung  jener  ewigen  Gemeinschaft, 
worin  mit  der  vollkommenen  Einheit  des  unendlichen  Wesens  die  drei 
göttlichen  Personen  leben.  .  .  .  Überall  besteht  unter  den  Menschen  das 
Verhältnis  der  Sohdarität,  d.  h.  jene  vorwärts  und  rUckw&rts  flutende 
Bewegung  des  Lebens  und  jene  wechselweise  Durchdringung  des  ein- 
zelnen von  allen  und  aller  vom  einzelnen,  vermöge  deren  alle  Glieder 
einer  Gesellschaft  wenigstens  für  einige  Zeit  und  in  einem  gewissen  Ma^ 
sich  gegenseitig  ihr  Geschick  bestimmen  und  infolge  deren  nichts  von 
dem,  was  das  Ganze  berührt,  dem  einzelnen  fremd  bleiben,  und  ebenso- 
wenig etwas  von  dem,  was  die  einzelnen  berührt,  für  das  Wohl  des 
Ganzen  gleichgültig  sein  kann.  Durchforschet  die  materielle  und  die 
geistige  Ordnung,  und  bei  großartigen  Einrichtungen,  bei  grofiartigen 
Tatsachen  des  sozialen  Lebens  wird  sich  auch  jedesmal  das  Prinzip  der 

'  Über  den  Reichtam  in  der  ctiriatlichen  Gesellacbaft,  Obersetzt  too  J.  Weisen- 
hofer,  I  (1866)  Ue.  Als  hervorragendator  SchDler  FMds  gilt  Victor  Branta 
(Hauptwerk:  Loia  et  mäthodea  A«  rdoonomie  politiqne;  ferner:  La  Intte  poar  1«  pain 
qaotidien;  La  circalatioD  dea  hommeB  et  dea  chosea)    Tgl.  oben  S.  859,  A.  1. 
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Solidarität  aU  EntstehtmgBgnmd  und  als  Entwicklungsgesetz  zu  erkennen 
geben.*  Damm  mnfi  denn  auch  dieses  Prinzip  .bei  üntersucbung  der 
Bedingungen,  auf  denen  die  wahre  Grßäe  und  Wohl&hrt  der  Volker 
beruht,  unser  Ausgangsponkt  sein.  Wer  inOchte  auf  der  Höhe,  zu 
welcher  uns  heutzutage  die  christliche  Zivilisation  erhoben  hat,  auch 
nnr  bestreiten,  daß  das  Ideal  des  sozialen  Lebens  nicht  bloß  die  Große 
und  Wohlfahrt  des  Quizen ,  sondern  auch  die  Größe  und  die  Wohl- 
fahrt aller  einzelnen,  aus  denen  das  Ganze  besteht,  in  sich  schließe P 
Eine  Gesellschaft,  die  in  ihren  höheren  Klassen  mächtig  und  glücklich 
v&n,  die  aber  in  ihren  niederen  Ständen  eine  unter  dem  Druck  des 
Elendes  und  des  Lasters  gebeugte  Bevölkerung  schmachten  sähe,  dUrfte 
in  unserer  Zeit  weder  vom  Politiker  nodi  vom  Christen  als  Muster  einer 
starken  und  glücklichen  Gesellschaft  angesehen  werden.  Dem  Christen 
sind  alle  Menschen  BrQder. .  . .  Alle  haben  Anspruch  auf  den  Besitz  jener 
Guter  der  Seele  und  des  Leibes,  von  denen  Gott  selber  niemand  aus- 
geschlossen, unter  der  Bedingung,  daß  man  sie  durch  Arbeit  und  Tugend 
erobere.*  Eine  unbegrenzte  Teilnahme  aller  an  allen  Gaben  Gottes,  sowohl 
auf  dem  Gebiete  der  geistigen  als  der  materiellen  Ordnung  hat  man  freilich 
niemals  gesehen  und  wird  sie  niemals  sehen.  ,So  unverwüstlich  die  Ge- 
sellschaften den  Trieb  nach  einer  Tollkoromenheit  ohne  Schranken  ta 
sich  tragen,  so  wird  ihnen  doch  immer  ein  GlQck  innerhalb  bestimmter 
Grenzen  genügen  mQssen.  Sie  werden  unablässig  nach  einem  Ideal  ringen, 
und  das  Ideal  wird  unablässig  vor  ihnen  zu  fliehen  scheinen.  Aber  hUten 
wir  uns  zu  glauben,  daß  so  viele  Anstrengungen  vergeblich  seien.  Ge- 
lingt es  den  Menschen  auch  nicht ,  den  Gegenstand  ihres  heißesten 
Strebens  zu  erreichen,  so  werden  sie  ihm  wenigstens  immer  näher  konunen, 
indem  sie  die  Gesetze  der  Gerechtigkeit  und  Liebe,  die  dessen  wesentliche 
CharakterzUge  bilden,  in  allen  ihren  Verhältnissen  mehr  und  mehr  zur 
Geltung  bringen.  Zu  verlangen,  daß  alle  Menschen  im  Überfluß  alle 
Guter  des  Lebens  genießen,  wäre  Torheit.  Aber  es  ist  Weisheit  und 
wahrhaft  christliche  Weisheit,  ohne  Rast  und  Ruhe  gegen  alle  Hindei^ 
niese  der  materiellen  und  menschUchen  Natur  za  kämpfen,  damit  die 
Gesellschaften  in  jene  Lage  versetzt  werden,  in  der  nach  den  Worten 
des  Grafen  de  Maistre  das  möglich  größte  Glück  der  Anteil  der  möglich 
größten  Anzahl,  von  Menschen  sein  wird."  Dem  Volkscharakter  und  der 
geschichtlichen  Entwicklung  seines  edlen  Stammes  entsprechend  erwartet 
P^rin  für  Erreichung  dieses  Zieles  allerdings  das  meiste  von  der  rechten 
Freiheit  und  der  privaten  Initiative. 

Wenn  wir  nun  unsere  Aufinerksamkeit  insbesondere  der  deutschen 
Nationalökonomie  zuwenden,  so  zeigt  sich  hier  das  entschiedene  Be- 
streben, die  richtige  Mitte  zwischen  Individualismus  und  Sozialismus  za 
suchen.  AUe  jene  verdienstvollen  Gelehrten,  ein  Hildebrand,  Hoscher, 
Knies,  Rösler,  Wagner,  SchäfFIe,  Schmoller,  Nasse,  Brentano,  Conrad, 
Schönberg,  Cohn,  G.  v.  Mayr,  Philippovich,  mögen  sie  in  den  Fragen  der 
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Methode  und  auch  in  ihrer  Stellang  zu  den  einzelnen  Problemen  der 
Theorie  und  Praxis  nocli  so  gro£e  Verschiedenheit  der  Ansichten  auf- 
weisen, einig  sind  sie  in  der  Verwerfung  des  abstrakten,  reinen  Indi- 
vidualismus der  klassischen  Schule,  in  der  Betonung  der  sozialen  Zu- 
sammenhänge, wohl  such  in  der  Anerkennung  der  hohen  Bedeutung  der 
Ethik  fUr  das  Wirtschaftsleben.  Am  glänzendsten  bewüJirte  sich  die 
Übereinstimmung  der  deutschen  NationalSkonomen  hinsichtlich  eioer  mehr 
sozialen  Auffassung  in  Theorie  und  Praxis  bei  Gelegenheit  des  Kami^es 
der  zuerst  (von  Oppenheim)  spottweise  sog.  .Kathedersozialisten*  gegen 
die  ,  Manchesteregoisten ",  den  der  aVerein  iHr  Sozialpolitik*  (1872  in 
Eisenach  gegrflndet)  5is  beute  erfolgreich  fortgefQhrt  hat.  Nur  wenige 
Ctelehrto  stehen  gegenwärtig  dem  Gedanken  einer  tief  greifenden  sozialen 
Reform  weniger  sympathisch  gegenüber.  Der  Breslauer  Professor  Dr  Julius 
Wolf,  der  in  der  sozialen  Frage  mehr  eine  Frage  der  Entwicklung  als  der 
Reform  erblickt^,  findet  bis  jetzt  für  seinen  „ethisdien  Individualismus" 
geringen  Beifoll. 

Vor  allem  war  es  Adolf  Wagner,  dae  Haupt  der  „Eathedei^ 
Sozialisten'  ^,  der  durch  seine  gesamte  Auffassung  und  namentlich  in  seiner 
tief  durchdachten  Motivationstheorie  die  übermäßige  Hervorkehrung  der 
individualistischen  Selbstliebe  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  in  der  Theorie 
zu  brechen  und  so  den  Weg  zu  ebnen  suchte  för  eine  echt  soziale  Auf- 
fassung'. ,Im  einzelnen",  sagt  Wagner*,  ,war  der  Fehler  der  älteren 
Theorie,  der  ,briti8chen  Ökonomik',  wohl  vornehmlich  der,  daä  sie  die 
wirtschaftliche  Natur  des  Menschen  zu  sehr  ans  der  allgemeinen  Natur 
desselben  herauslöste,  mit  ihr  allein  in  ihren  Deduktionen  und  Erörterungen 
operierte,  zn  ausschießlich  den  Menschen  in  seinem  wirtschaftlichen 
Handeln  vom  ersten  Motiv  (Streben  nach  dem  eigenen  wirtschaftlichen 
Vorteil  und  Fnrcht  vor  eigener  wirtschaftlicher  Not)  auch  im  Leben 
selbst  bestimmt  ansah,  die  andern  Motive,  die  Eombinationen  derselben 
untereinander  nnd  mit  dem  ersten  Motiv,  die  verschiedenen  Stärkegrade 
dieser  Motive,  auch  des  ersten,  nach  Individuen  und  bei  diesen  wieder 
nach  Zeitaltem,  Völkern,  Klassen  nsw.  zu  wenig,  in  der  Theorie  öfters, 
selbst  absichtlich,  gar  nicht,  in  der  Praxis,  in  der  Politik  auch  nicht 
genügend  beachtete.  Diesen  Fehler  gilt  es  vor  allem  zu  vermeiden.* 
Wagner  erstreckt  darum  die  psychologische  Analyse  auf  den  ganzen 
Menschen  in  der  richtigen  Erkenntnis,  daß  der  Mensch  eben  ein  einheit- 
lich handelndes  Wesen  ist  und  bleibt  —  auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete. 
Daß  hier  das  Streben  nach  dem  eigenen  Vorteil  sidi  besonders  machtvoll 
gelt«nd  macht,  föhrt  Wagner  dazu,  die  andern  teils  egoistischen  teils 


'  Vgl.  hierzu  Chr.   Eckert,  Grundfrageo  der  Sozialpolitik,  in  den  Historiach- 
potitiachen  61att«m  CXXIt,  Eft  12,  3.  893  ff. 

*  Wagner,  Die  akademiache  Nation alOkonomie  und  der  Sozialismna  (1895). 

•  A.  Wagner,  Grondlegung  1'  1,  eS— 187.  •  Ebd.  1S5. 
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nicht  egoiatischei)  Motive  in  ilirem  Wesen,  ihrer  Funktion,  ihrer  Bedeutung 
für  Theorie  und  Praxis  des  Wirtschaftslebens  mit  der  ihm  eigenen  Gründ- 
lichkeit zu  untersuchen.  So  bespricht  er  ausführlich  unter  der  Rnbrik 
,EgoisÜsche  Motive"  neben  und  nach  dem  Streben  nach  dem  eigenen 
wirtschaftlichen  Vorteile  die  Motive  der  Purcht  vor  Strafe  und  der  Hoff- 
nung auf  Anerkennung,  ferner  das  Ehrgefühl,  Geltungsstreben,  Furcht  vor 
Schande  und  Hi&achtung,  sodann  den  Drang  zur  Betätigung,  Freude  am 
Tätigseiu,  auch  an  der  Arbeit  als  solcher  und  an  den  Arbeitsergebnissen 
als  solchen  sowie  die  Furcht  vor  den  Folgen  der  Untätigkeit.  Von  ganz 
besonderer  Bedeutung  ist  dann  naturgemäß  in  unserer  Auffassung  das 
nnegoistische  Leitmotiv :  der  Antrieb  des  Gebotes  zum  sittlichen  Handeln, 
der  Drang  des  Pflichtgefühls  und  die  Furcht  vor  dem  eigenen  inneren 
Tadel,  vor  Gewissensbissen.  Man  wird  freilich  vom  Nationalökonomen 
nicht  erwarten  dürfen,  daß  er  die  genannten  Motive  auf  ihren  ethischen 
Wert  und  ihre  spezifisch  sittliche  Bedeutung  prüfe.  Wenn  er  aber,  um 
mit  Wagner '  zu  sprechen,  seine  Aufgabe  auch  darin  erblickt,  ,die  Motive 
nach  ihrem  Wert  für  das  Wirtschaftsleben,  für  Produktion  und  Verteilung 
des  Ertrages  zu  beurteilen,  zu  klassifizieren  und  darauf  hinzustreben,  die 
Ökonomisch  und  sittlich  wünschenswerten  zu  größerer  Wirksamkeit,  zu 
zweckmäßiger  Kombination  zu  bringen,  die  entgegengesetzten  zu  verdrängen 
oder  doch  in  ihrer  Wirksamkeit  zu  schwächen" ,  so  verfolgt  er  eben 
damit  itlr  den  Bereich  der  subjektiven  Motive  schon  dasjenige  Ziel,  welches 
der  beherrschende  Gedanke  der  ganzen  nationalökonomischen  Wissen- 
schaft ist,  jener  Gedanke,  jenes  Prinzip,  durch  welches  die  National- 
ökonomie erst  zu  einem  einheitlichen  wissenschaftlichen  System  werden 
kann:  .Der  Zielpunkt  dabei  wird  das  wahre  und  berechtigte  Inter- 
esse der  Gattung"  sein,  d.  i.  der  Qesamtbeit,  innerhalb  einer  einzelnen 
Volkswirtschaft  das  wahre  und  berechtigte  Interesse  des  ganzen  Volkes. 
In  der  Anerkennung  dieses  Zieles  stimmen  mit  den  hervorragendsten 
Vertretern  der  modernen  deutschen  Nationalökonomie  ohne  Zweifel  auch 
die  verdienstvollen  Forscher  der  österreichischen  Schule  Qberein;  denn 
eben  nur  für  die  reine  Theorie  wird  das  egoistische  Leitmotiv  von  ihnen 
isoliert,  nicht  fCr  die  Praxis,  nicht  für  das  Leben.  Das  allgemeine 
materielle  Volkswohl  als  objektives  sozialrechtliches  Postulat  und  insofern 
als  pflichtmäßiger  Zielpunkt  der  Volkswirtschaft  —  das  ist  aber  gerade 
Kern  und  Stern  dessen,  was  wir  als  Solidarismos  bezeichnen  möchten. 

Von  NationalOkonomen  der  .ethischen  Bichtung'  wird  zuweilen  der  ,0e- 
meiuBinn*  neben  den  Eigennutz  als  zweite  instinktive  Triebfeder  der  Wirtschaft 
gestellt.  Zu  den  .Trieben'  gehört  beim  Menschen  zwar  der  sog.  GeseUigkeits- 
trieb,  indes  sucht  dieser,  bloß  als  instinktiver  Trieb  aufgefaßt,  doch  auch  wieder 
in  dem  geselligen  Leben  nur  die  Forderung  des  eigenen,  individuellen  Wohles. 
Bemeilienawert  sind  die  AusfUhrimgen  Bosohers':  .Wirklich  fundamental  ist  nnr 

'  Ebd.  184. 

'  SjatemderTolkawirtacliaHI,  §  11;  Ansicbtea  dar  Volkswirtschaft  I '  (1878)  76  f. 
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der  Gegensatz  von  Eigennutz  n&d  Qewiseen.  Dies  sind  zwei  Triebfedern,  die 
wenigstene  ale  Keim  oder  als  Beet  in  jedem  menachlicheti  Wesen  gefunden  w^en, 
die  sieh  ähnlich  zu  einander  verhalten,  wie  der  Leib  zur  Seele.  Durch  das  Ge- 
wisaen  soll  der  Eigennutz  im  Zaume  gehalten,  vor  der  Ausartung  in  Egois- 
mus bewahrt  .  .  .  werden.  Wie  im  Weltgebftade  die  scheinbar  entgegengesetzten 
Bestrebungen  der  Zentrifugalkraft  und  Zentripetalkraft  die  Harmonie  der  Sphären 
bewirken,  so  im  gesellschaftlichen  Leben  des  Menschen  der  Eigennutz  und  das 
Gewissen  den  Gomeinsinn.  .  .  .  Durch  den  GemeinGinn  bildet  sich  aus  dem  Chaos 
zahlloser  Eiuzelwirtechaften,  die  ohne  ihn  im  ewigen  Krieg  aller  gegen  alle  ver- 
kflnmiem  wUrdeo,  der  wohlgegliederi«  Organismus  der  Volkswirtschaft.* 

Adolf  Wagner  bezeichnet  freilich  für  die  Refonnfrage  sich  selbst  als 
Staatssozialisten.  Allein  es  ist  doch,  wie  wir  sahen ',  mehr  eio  konsequenter 
Anti-Individualiamua,  zu  dem  er  sieb  bekennt.  Jede  Form  des  Sozialismus 
verneint  die  privatwirtschaftlicbe  Ordnung  im  Prinzip  oder  wenigstens  für 
eine  bestimmte  Entwicklungsstufe.  Das  tut  Wagner  keineswegs.  Er  hält 
auch  fUr  die  Zukunft  an  der  privatwirtschaftlicben  Ordnung  fest.  Dem 
ökonomischen  Sozialismus  schlechthin  tritt  Wagner  scharf  entgegen,  ebenso 
der  Bewegung  und  Literatur  der  Bodenbesitzreformer ,  soweit  kommuni- 
stische Endziele  dabei  in  Frage  stehen.  Auch  ihrer  Ki'itik  des  Bestehenden 
gegenüber  verhält  sich  Wagner,  wie  er  ausdrücklich  hervorbebt",  heute 
reservierter  als  früher.  Seinen  wissenschaftlichen  Standpunkt  legt  der  be- 
rühmte Nationalökonom  sehr  klar  in  folgenden  Stellen  dar.  Er  sagt^:  .Der 
.  Punkt,  um  den  sich  in  der  politischen  Ökonomie  .  .  .  alles  dreht,  ist  die  alte 
Frage  vom  Verhältnis  des  Individuums  zur  Gemeinschaft,  von  der  Kom- 
bination des  Individual-  und  Sozialpnnzips  in  der  gesellschaftlichen  und 
wirtschaftlichen  Rechtsordnung  und  Organisation.  Wer  mit  der  älteren  ,in- 
y  dividualistischen'  Rechts-  und  Staatsphilosophie  und  mit  der  ihr  verwandten 
britischen  Ökonomik  das  Individuum  in  den  Mittelpunkt  aller  Betrachtungen 
stellt,  kommt  notwendig  zu  den  Resultaten  jener  britischen  Schule.  Ähn- 
lich, wer  die  ganze  Privatrecbtaordnung,  speziell  das  Privateigentum,  nur 
aus  dem  Oesichtspunkte  des  Individualinteresses  betrachtet  und  nur  in 
Zweckbeziehung  zu  letzterem  setzt,  gelangt  ebenso  notwendig  zur  blofi 
individualrechtlichen  (,rein  privatrechtlicfaen')  Auffassung  und  Behandlung 
dieser  Rechtsordnung  auch  als  der  Grundlage  der  Volkswirtschaft.  Wer 
dagegen  vor  allem  zunächst  nach  den  Bedingungen  des  wirtschaftlichen 
^  Gemeinschaftslebens  forscht  und  nach  denselben  die  Sphäre  der  wirtschaft- 
lichen Freiheit  des  Individuums,  die  Befugnisse  auch  des  Privateigentumers 
in  Bezug  auf  die  ihm  gehörenden  Gigentumsobjekte ,  die  Grenzen  der 
Yertragsfreiheit  auch  in  Hinsicht  des  Inhalts  der  Verträge  bestimmt,  wer 
die  ganze  Privatrechtsordnung,  auch  das  Privateigentum,  zuvSrderst  in 
ihrer  Zweckbeziehung  und  ihrer  Funktion  für  das  Gemeinschaftsinterease 
betrachtet,  der  kommt  —  nicht,  wie  wohl  behauptet  wird,  einfach  zum 


'  S.  oben  S.  172  ff.  ■  Onmdlegnng  II  ■  (1894),  Vorwort  TL 
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Sozialismus,  wohl  aber  za  einer  AnBchauung  und  Lehre,  welche  .  .  .  ge- 
rade hier  die  eigentlicheD  volkswirtschaftlichen  Grundprobleme  siebt: 
diejenigen  der  Organisation  der  Volkswirtschaft,  der  Beziehungen 
von  Recht  und  Wirtschaft,  der  Regelung  von  .Freiheit  und  Eigentum' 
nach  dem  zu  kombinierenden  Doppelgesicbtspunkt  des  Ge- 
meinschafts- und  Individualinteresses  und  nach  dem  Zielpunkt 
eines  selbst  wieder  beständig  zu  verändernden  Kompromisses  zwischen 
diesen  beiden  Interessen.  Die  Geschichte  der  Volkswirtschaft  und  der 
Rechtsordnung  stellt  den  Prozeü  dieses  Kompromisses  zwischen  diesen 
Interessen,  zwischen  dem  .Sozial-  und  Individualprinzip'  dar.  Der  Sozia- 
lismus übertreibt  das  erste,  der  ökonomische  Individualismus  das  zweite 
dieser  Prinzipien.  Die  unbefangene  Wissenschaft  und  die  rationelle  öko- 
nomische Praxis  und  Politik  haben  beide  Einseitigkeiten  zu  vermeiden, 
aber  doch  auch  wieder  anzuerkennen,  daß  das  Sozialprinzip  das 
vorherrschende  ist  und  sein  muß  und  soll.  Eine  derartige  Stel- 
lung zu  den  volkswirtschaftlichen  Fragen  kann  man  wohl  passend  eine 
sozialökonomische,  zu  den  Rechtsfragen,  auch  denjenigen  des  Privatrechts, 
eine  sozialrecbtliche  nennen."  Der  Sache  nach  deckt  sich  das  ganz  genau 
mit  unserer  Auffassung.  Nur  scheint  es  uns  zweckmäßiger,  dem  individua- 
listischen und  dem  sozialistischen  Prinzip  ein  dntt«s  sozialrechtliches 
Prinzip,  das  Solidaritätsprinzip,  gegenüberzustellen  und  hierdurch 
den  Ausdrücken  , sozialökonomisch"  und  „sozialrechtlich"  die  zur  klaren 
Unterscheidung  vom  Sozialismus  notwendige  Bestimmtheit  zu  verleihen. 
Im  zweiten  Teile  der  .Grundlegung"  kommt  Wagner '  noch  einmal  auefahr- 
licher  auf  jenen  Kompromiß  zwischen  dem  Individual-  und  dem  Sozialpriniip  zurück: 
.Beide  Prinzipien  sind  tief  in  der  Natur  des  Uenschen  begründet.  Auch  das 
zweite  wird  nicht  kOnatlicli  und  gewalttätig  dem  Individuum  aufgenötigt,  sondern 
es  folgt  für  den  einzelnen  ohne  weiteres  ans  seiner  angeborenen  sozialen  Natur, 
ans  dem  Umstand,  daß  er  in  und  fOr  die  Gemeinschaft,  die  GeseUschaft,  ,fOr 
andere'  mitgeboren  wird.  Keines  von  beiden  Prinzipien  darf  daher  auch  voll- 
ständig allein  auf  Kosten  des  andern  in  der  Rechtsordnung  der  personlichen 
Preiheit  und  des  Eigentums  zur  Geltung  kommen,  und  mehr  noch,  keines  vermag 
dies,  weil  es  ,gegen  die  Natur'  wäre.  UOglich  und  notwendig  ist  immer  nnr  ein 
Kompromiß  zwischen  beiden  Prinzipien  und  zwischen  den  Konsequenzen ,  welche 
aus  ihnen  für  die  Bechteordnung  abzuleiten  sind.  Dieses  Kompromiß  kann  mehr 
zu  Gunsten  des  einen  oder  des  andern  Prinzips  ausfallen.  Die  neuere  geschicht- 
liche Entwicklung  neigt  zu  Gunsten  des  Individualprinzips  und  hat  hier  ihre 
tieferen  psychologischen  und  kulturhistorischen,  auch  technischen  Gründe.  In 
primitiveren  Wirtschaftsverhaltnissen ,  aber  vielfach  selbst  noch  in  der  antiken 
Welt  und  im  Mittelalter  war  auf  dem  Gebiete  der  persönlichen  Freiheit  die  Unter- 
ordnung des  Individuums,  und  mit  Ausnahme  des  späteren  romischen  Privatrechte, 
auf  dem  Gebiet  der  Eigentumsordnung  die  Beschränkung  des  Eigentums  vor- 
herrschend.   Formen  des  Gemeineigentums,  nftmlich  an  Boden,  in  Verbindung  mit 


'  QrandlegaDg  der  politischen  Ökonomie,  2.  Teil:  Volke  Wirtschaft  und  Recht,  be- 
■onders  TermOgeusrecht '  (1894)  41  ff. 
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dem  Geschlechts-  und  Familienverband,  &nden  sich  vielfach,  eigenUichea  indivi- 
duellae  PriTatgrundeigentum  fehlte  oder  beetand  neben  umfänglichem  Gemein-  und 
Öffentlichem  Eigentum,  war  auch  selbst  mancherlei  Beschränkungen  des  Kigen- 
tOmers  zu  Gunsten  von  Gemeinschaften,  deren  Glied  er  war,  unterworfen.  Kegali- 
sisrungen  bestauden  zeitweise  manchfach.  In  der  modernen  Welt  ist  das  andere 
Prinzip,  die  möglichste  tJnumechränktheit  des  Individuums  und  seines  Eigentums, 
die  möglichste  Freiheit  des  Yertragsrechts ,  immer  umfassender  und  allgemeiner 
auf  allen  einzelnen  Gebieten,  im  Recht  zu  einer  nur  zu  ansschlie&tichen  Geltung 
gekommen.  Der  Sieg  dee  modernen  .Systems  der  freien  Konkurrenz'  ist  ein 
Bel^  hierfOr.  Das  Privatgrundeigentum,  und  zwar  ebenfalls  möglichst  volles, 
nnbeschrAnktee ,  flbermegt  nach  umfang  und  Bedeutung  weit.  Öffentliches  bildet 
die  Ausnahme  und  behauptet  sich  nur  an  gewissen  Bodenkategorien,  wie  an  den 
Forsten,  hier  und  da  in  grO&erem  Umfang ;  Regalien  sind  großenteils  verschwunden. 
Aber  die  bedenklichen  Seiten  dieser  Gestaltung  sind  neben  den  günstigen  doch 
nicht  zu  verkennen  und  auf  dem  Gebiete  der  Politik  und  der  Volkswirtschaft 
deutlich  hervorgetreten.  Mit  Recht  kehren  denn  auch  mancherlei  Rdckschritte  in 
einer  Jahrhunderte  alten  Bewegung  gerade  neuerdings  wieder:  sie  bilden  eine 
Wiederannftherung  an  dos  zweite  Prinzip,  an  die  Beschränkung  und  Unterordnung 
des  Individuums ,  seiner  Freiheit ,  seines  Eigentums  unter  die  Aufgaben  und 
Interessen  der  Gemeinschaft  des  Volkes  nnd  der  Volkswirtschaft  und  kleinerer 
Gemeinschaftskretse  beider,  denen  der  einzelne  und  sein  Besitz  als  Glieder  an- 
gehören. Damit  leitet  sich  die  notwendige  Versöhnung  der  Gegensätze  ein.  Unsere 
Zeit  hat  die  ^gemeine  Wehrpfiicht  zum  Staatsgrundgesetze  gemacht,  den  Scbnl- 
zwang  durchgefohrt,  die  persönliche  Freiheit,  die  Eigentumsbenutznng ,  die  Yer- 
tragsfreiheit  schon  manchfach  beschränkt,  z.  B.  durch  eine  scharf  eingreifmde 
Arbeiterschutzgesetzgebung,  durch  Haßpfiichtgesetze  mitderUngOltigkeitserklärang 
von  Vertragsklauseln  zum  Ausschloß  der  Haftpflicht  (deutsches  Gesetz  vom  7.  Juni 
1871,  g  5),  durch  die  neue  Arbeiterveraicherungsgesetzgebung,  hat  das  Eigentum 
durch  gewaltig  einschneidende  Steuern  getroffen,  bei  deren  Verteilung  sozialen 
Gesichtspunkten  mehr  Rechnung  zu  tragen  begonnen;  sie  hat  teils  dadurch  teils 
durch  andere  Mittel  eine  immer  weitere  Ausdehnung  des  gemainwirtschafllicheD 
auf  Kosten  des  privatwirtechaftlichen  Systems  eingeleitet:  lauter  prinzipiell  rich- 
tige Schritte  zum  richtigen  Ziel.  Insbesondere  die  wachsende  Auedehnung  der 
Gemeinwirtschaft,  namentlich  der  StaatstStigkeit,  wirkt  ihrerseits  ebenfalls  auf 
das  stärkere  Hervortreten  des  Gemeinschafts-  vor  dem  Individualprinzip  hin.  So 
kündigt  sich  eine  neue  Richtung  an,  welche  das  Kompromiß  zwischen  den  beiden 
genannten  Grundsätzen  wieder  mehr  zu  Gunsten  des  Gemeinschaftsinteresses  ver- 
schiebt. Diese  Richtung  kann  natürlich  in  ein  anderes  Extrem  ßihren,  zu  einer 
unerträglichen  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit,  wie  sie  bei  der  Verwirk- 
lichung extremer  sozialistisoh-kommunistischer  Ideen  erfolgen  mtl&te '.  Aber  ver- 
nünftig mit  stetem  Anhalt  an  die  konkreten  Verhältnisse  durchgeführt,  hat  sie 
ihre  vollständige  Berechtigung.  Im  Fluß  der  Bewegung,  der  Entwicklung  steht 
freilich  auch  hier  notwendig  immer  alles.  Auch  eine  selbst  momentan  gelungene, 
einer  Zeit,  einem  Lande  und  Volke  entsprechende  , Versöhnung'  der  beiden  anta- 
gonistischen Prinzipien  wird  niemals  auf  die  Dauer  befriedigen.  Immer  neue 
Aufgaben,    neues    technisches    EOnnen,    neue   BedOrfnisse,    neue    Anschauungen 
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tauchen  auf,  hindern  zu  ruhen  ond  sich  am  Erreichten  genügen  zu  laaeen,  nötigen 
zu  neuer  Begelnng  des  Verhältnisses  von  Individuum  und  Qemeinechatt,  zu  neuen 
und  veränderten  Eomprotnissen  zwisohen  Individnal-  und  Sozialprinzip.  Möglich, 
selbst  wahracheinlich ,  daß  die  heutigen  Kultnrvfllker  allmählich  dies  Kompromiß 
noch  erheblich  weiter,  als  ee  nns  Heutigen  richtig  und  selbst  möglich  erscheint, 
zu  Gunsten  dee  Sozialprinzips  einrichten.  Über  ein  Kompromiß,  bei  welchem  dem 
Individualprinzip  doch  immer  eine  bedeutende  Rolle  bleibt,  wird  man  dennoch 
eicher  nicht  hinauslcommen,  tot  allem  wieder  aus  psychologischen  Gründen  nicht. 
Das  zu  wähnen,  möchte  der  tiefe  Grundintnm  des  heutigen  wissenschaftlichen 
and  agitatorisch-politischen  Sozialismus  sein." 

123.  BSslers  Lehre  vom  sozialen  Clesetz.  Von  den  deutechen  National- 
ökonomen steht  neben  Wagner  niemand  unsern  Auffassungen  näher  als 
Hermann  Rösler,  der  unter  den  ersten  in  Deutschland  den  wissen- 
schaftlichen Kampf  gegen  den  Individualismus  der  alten  nationalökonomi- 
Bchen  Schule  eröffnete.  Wir  werden  seine  Ansichten  kurz  darlegen,  in- 
dem wir  zugleich  dieselben  mit  unserer  Lehre  zu  einer  einheitlichen 
Doktrin  verbinden. 

Karl  Friedrich  Hermann  Bösler ',  geb.  1834  zu  Lauf  bei  Nflniberg,  arbeitete 
als  junger  Jurist  bei  den  Gerichten  und  dem  Geaetzgebungeausschu^  der  bayrischen 
Kammer.  Nachdem  er  in  Erlangen  den  Doktorgrad  in  der  juristischen  Fakultät, 
in  Tübingen  iür  die  staatswissenBchaftliche  Fakultät  erlangt  hatte,  habilitierte  er 
sich  im  Wiutereemeeter  1860/61  an  der  Universität  Erlangen  als  Dozent  für  die 
staatswissenschaftlichen  Fächer.  Allgemein  günstige  Aufnahme  fand  die  1S6I 
erschienene  Schrift  ,Zur  Kritik  der  Lehre  vom  Arbeitslohn '.  Bösler  wurde 
nun,  eret  27  Jahre  alt,  an  Stelle  Nasses,  der  nach  Bonn  übersiedelte,  zum  ordent- 
lichen Professor  der  Staatewiseenschaften  in  Bestock  ernannt,  wo  ihn  die  philo- 
sophische Fakultät  mit  der  Ernennung  zum  Ehrendoktor  bewillkommnete.  Nach 
17jfthriger  akademischer  Tätigkeit  und  einer  überaus  reichen  literarischen  Wirk- 
samkeit folgte  der  inzwischen  zum  Eatholirismus  übergetretene  Gelehrte  187S 
einem  Buf  in  das  kaiserlich  japanische  Auswärtige  Amt.  Er  verlebte  daselbst 
als  erster  vortragender  Bat  im  kaiserlich  japanischen  Ministerrat  zu  Tokio 
15  Jahre.  Die  ihm  gestellte  Aufgabe,  dos  dortige  Staatswesen  gänzlich  zu  re- 
organisieren und  nach  europäischem  Muster  einzurichten,  hat  er  vollauf  gelöst. 
Seine  Arbeit  umfaßte  die  Umgestaltung  des  politiachen,  wie  des  Justizdienates. 
Aber  als  Hauptverdienst  Böelers  wird  die  Gewährung  der  Freiheit  für  die  christ- 
liche Religion  in  dem  Lande  der  japanischen  Märtyrer  besonders  zu  nennen 
sein,  eine  Errungenschaft,  welche  für  die  Entwicklung  der  dortigen  Lebens- 
verhältnisse von  unberechenbarer  Tragweite  geworden  iit.  Große  Freude  be- 
reitete dem  krank  in  die  Heimat  zurückgekehrten  Gelehrten  und  Staatsmanne  der 
Eintritt  seines  einzigen  Sohnes  in  die  deutsche  Ordensprovinz  der  Gesellschaft  Jesu  *. 

Eine  ganze  Reihe  von  Schriften  zeugen  von  dem  außerordentlichen  Fleiß 
und  Talente  Böslers.  Er  schrieb:  1.  ,Über  den  Wert  der  Arbeit*,  in  der  Zeitschrift 
fOr  die  gesamten  Staatewiseenschaften ,  XVI.  Jahrgang;  2,  ,Über  die  rechtliche 
Natur  des  Vermögens   der   Handelsgesellschaften   nach  römischem  Bechte',   in 

'  VgL  PfQlf,  Bischof  V.  Ketteier  II  (1899)  432. 

■  Alexander  BOaler  S.  J.  f  30.  Mai  1904  zu  Feldkirch  in  Vorarlberg. 
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Goldachmidts  Zeitschrift  fOr  Handelfirecht,  Jahrg.  1860/61;  3.  .Zur  Kritik  der 
Lehre  vom  Arbeitslohn' ,  1861 ;  4.  ,Dot  dentach-franEttsische  Handelsvertrag* ; 
5.  .Über  die  Gmndlehren  der  von  Adam  Smith  begründeten  Volkswirtach afts- 
theorie".  Erlangen,  2.  Auflage  1871;  6.  .Über  das  Wesen  des  Kredite  und  die 
Kreditnatur  des  Darlehens",  in  Goldachmidts  Zeitschrift  für  Handebrecfat 
1868,  Hft  3;  7.  „Zur  Lehre  vom  Einkommen*,  in  Hildebrandts  Jahr- 
büchern 1868,  I;  8.  .Zar  Theorie  des  Wertes*,  ebd.  II,  1  nnd  S;  9.  ,Znr 
Theorie  des  Preifles",  ebd.  1869,  I;  10.  .Lehrbuch  des  sozialen  Yerwaltungs- 
recbts*  I,  Erlangen  1872;  11.  Dasselbe  U,  ebd.  1873:  Bemisrecht,  Erwerba- 
recht;  12.  ,Über  die  Beziehungen  zwischen  Volkswissenschaftalehre  und  Rechts- 
wissenschaft in  Deutschland*,  in  Hirts  Annalen  des  Deutschen  Beichs  1872; 
13,  »Über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Tolkawirtschaftlichen  Ideen',  Rostock 
1872;  14.  .Über  Verwaltungsgerichtsbarkeit',  in  Granhals  Zeitschrift  fDrPrivat- 
und  offen  tl.  Becht  der  Gegenwart  1874,  I;  15.  .Über  Enteignungsrecht  *,  Inder 
Tübinger  Zeitschrift  für  Staats  Wissenschaften  1874,  Hft  3;  16.  .Die  alte  nnd  die 
neneNatdonal-ökonomie*,  in  Grfinhals  Zeitschrift  1875,  II,  Hft2u.3;  17.  .Der 
Asterreichische  Verwaltungs-Goriohtehof  nach  dem  Gesetz  vom  22.  Oktober  1875*, 
in  GrQnbale  Zeitschrift  1875,  IV;  18.  .Gedanken  über  den  konstitutionellen  Wert 
der  deutschen  Reichsverfassung",  Rostock  1877;  19.  .Vorlesungen  über  Volks- 
wirtschaft", Erlangen  1878;  20.  .Handelsgesetzbuch  für  Japan',  Entwurf  nebst 
Kommentar,  3  Bde. 

Rösler»  wirft  Adam  Smith  vor,  es  fehle  demselben  jene  ethische, 
organische,  historische  AuffaasuDg,  wie  sie  bei  der  Beurteilung  aller 
menschlichen  sozialen  Verhältnisse  Anwendung  finden  mUsse  und  anent- 
behrlich sei  für  das  richtige  Verständnis,  die  gedeihliche,  praktische  Ord- 
nung des  wirtschaftlichen  Lebens  als  eines  Bestandteiles  des  menschlichen, 
gesellschaftlichen  Lebens. 

1,  Der  Materialismus  identifiziert  Gesetz  und  Maturnotwendigkeit,  weil 
er  den  Menschen  in  seinem  geistigen,  freien  Wesen  nicht  von  dem  Stoffe 
zu  unterscheiden  vermag.  Auch  Adam  Smith,  obwohl  kein  Materialist, 
hat  doch  durch  seine  sog.  empirische  Moralphilosophie  in  der  Theory  of 
moral  sentiments,  durch  die  Überantwortung  des  sittlichen  Handelns  des 
Menschen  an  die  Leitung  der  natürlichen  Triebe  wesentlich  dazu  bei- 
getragen und  mitverschuldet ,  daß  die  .  klassische*  Nationalökonomie 
mehr  und  mehr  einen  materialistischen  Charakter  erhielt  und  eben  deshalb 
nicht  zu  einer  richtigen  Erkenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Gesetze  ge- 
langte. Die  obersten,  in  höchster  Instanz  entscheidenden  Gesetze  der  Volks- 
wirtschaft können  eben  nur  aus  dem  voll  erfaßten  Wesen  des  Menschen 
und  der  Gesellschaft  abgeleitet  werden.  Ihre  Erkenntnis  führt  uns  darum 
mit  Notwendigkeit  in  die  geistige,  sittliche  Sphäre.  Geistige,  sitt- 
liche Gesetze,  wie  sie  das  ganze  menschliche  Leben  in  letzter  Instanz 
ordnen,  gelten  auch  fUr  die  wirtschaftliche  Seite  des  Lebens.    Der  Geist 

'  Vgl.  E.  RQsler,  über  die  Grandlehren  der  von  Adam  Smith  begrOodeten  Volks- 
wirtschaftatheorie»  (1871),  namentlich  die  Abschnitte:  Die  WirtschafCsgesetie  im  all- 
gemeinen 1  ff,  nnd:  Soziales  Recht  nnd  Privatrecht  255  ff. 
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beherrscht  im  Menschen  die  Materie,  so  das  Gesetz  der  geistigen  Ord- 
nung die  Gesetze  der  materiellen  Ordnung.  Man  kann  bei  den  wirtschaft- 
lichen Phänomenen  gewiß  von  einer  rein  teehmsehen,  rein  ökonomischen 
Seite  sprechen.  Aber  keine  irgendwie  kompleze  Frage  oder  Tatsache  des 
WirtBchaftslebens  entbehrt  einer  moralischen  Seite.  Mag  es  daher  auch 
nicht  die  Aufgabe  der  Wirtschaftetheorie  als  solcher  sein ,  jene  sitt- 
lichen Gesetze  festzuetellen  und  wiseenschaftlich  zu  begründen,  so  muß 
sie  dieselben  doch  kennen,  deren  Geltung  für  den  ganzen  Bereich  der 
konkreten  Gestaltung  des  Wirtachaftslebens  anerkennen  und  auch  in  ihren 
theoretischen  Aufstellungen  denselben  die  gebührende  Beachtung  schenken. 
2.  Hatte  ein  verkehrter,  eineeitiger  Empirismus  oder  der  vOllig  halt- 
lose Materialismus  der  klassischen  Nationalökonomie  den  sittlichen  Cha* 
rakter  der  volkswirtachaftlichen  Gesetze  verborgen ,  so  darf  es  nicht 
auffallen,  da&  ihr  auch  das  rechte  Verständnis  des  gesellschaftlichen 
Charakters  der  obersten  Gesetze  der  Volkswirtschaft  verschlossen  blieb. 
Als  wäre  die  Glesellschaft  und  Volkswirtschaft  eine  blo&e  Summe  iso- 
liert wirkender  Faktoren ,  ohne  inneren  Zusammenhang ,  wählte  die 
ältere  Nationalökonomie  durchgehende  das  Individuum ,  die  individuelle 
Wirtschaft ,  den  einzelnen ,  seinen  Vorteil  suchenden  Unternehmer, 
der  in  der  Wirtschaft  ein  Feld  für  die  Betätigung  seiner  Kräfte, 
Tor  allem  sein  Marktgebiet  erblickt,  zum  Ausgangspunkte  der  wissen- 
schaftlichen Untersuchungen.  Das  Tauschverhältnis  als  solches  aber  ge- 
nfigt nicht  zur  Herstellung  und  Wahrung  der  ^r  das  Heil  der  Gesellschaft 
notwendigen  sozialen  Zusammenhänge.  Es  fügt  die  individuelle  Freiheit 
nicht  in  die  Einheit  des  Ganzen,  ist  seiner  Natur  nach  ebenso  trennend 
wie  zusammenführend,  und  zwar  um  so  mehr  trennend,  je  mehr  die 
Tauschhandlung,  von  aller  Moral  losgelöst,  in  den  an  Angebot  und  Nach- 
frage sich  knüpfenden  Interessengegensätzen  das  allein  oder  buchst  bestim- 
mende Gesetz  besitzt.  Dem  gegenüber  betont  die  solidaristische  Auffassung 
mit  Rösler  um  so  nachdrücklicher,  daß  der  Mensch  gerade  in  der  Volks- 
wirtschaft nicht  als  ein  isoliertes  Einzelwesen,  sondern  als  ein  gesell- 
schaftliches Wesen  zu  betrachten ,  daß  darum  die  höchsten  Gesetze  der 
Volkswirtschaft  gesellschaftliche  Gesetze  seien,  d.  i.  jener  Be- 
standteil der  geistig-sittlichen  Gesetze ,  welcher  die  Ordnung  der  ge- 
sellschaftlichen Lebensverhältnisse  zum  besondern  Gegenstande  hat.  Also 
nicht  die  unmittelbar  nur  für  das  Individuum  als  solches  geltenden  Ge- 
setze sind  hier  in  Frage.  Auch  diese  Gesetze  kommen  gewiß  insofern 
in  Betracht,  als  zwischen  ihnen  und  der  Gestaltung  des  Wirtschafts- 
lebens volle  Harmonie  ohne  Widerspruch  und  ohne  Widerstreit  bestehen 
soll.  Aber  die  hier  positiv  leitenden  Gesetze  sind  doch  ihrem  besondern 
Charakter  nach  vor  allem  soziale  Rechtsforderungen  an  den  einzelneu 
und  die  Gesamtheit  zunächst  mit  Bücksicht  auf  die  Zwecke  des  gesell- 
schaftlichen Lebens.  Jeder  einzelne  und  die  Gesamtheit,  wie  die  Autorität, 
müssen  sich  so  verhalten,  die  sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse 


-cS" 


372  4'  Kapitel.    Die  VolkBwii-tochkft  und  ihr  OiganieBtionaprioiip. 

in  einer  Art  und  Weise  gestalten,  daß  der  Endzweck  des  gesellscbaft- 
lichen  und  staatlichen  Lebens :  das  wahre  Wohl  aller,  die  freie  Entfaltung 
der  Persönlichkeit  mit  dem  ganzen  Reichtum  der  ihr  eigentümlichen  Kräfte 
und  Fähigkeiten,  für  jedes  Glied  der  Gesellschaft  nach  Möglichkeit  zur 
vollen  Yerwirklichung  gelangen  könne.  Diesem  Endziel  dient  im  Plane 
Gottes  der  gesellschaftliche  Zusammenbang,  dient  die  wecbBelaeitige  Ab- 
hängigkeit in  der  arbeitsteiligen  Gesellschaft.  Aber  erreicht  wird  äaa  sch&ne 
Ziel  nur,  wo  alle  Faktoren:  Individuum,  GeseUschaft,  Staat,  die  gegen- 
seitige Abhängigkeit  zu  einer  daß  Wohl  aller  f&rdemden,  alle  beglückenden 
Ergänzung  des  einen  durch,  den  andern  wirklich  gestalten  wollen,  wo  das 
Prinzip  der  rechtlichen  Solidarität  zur  vollen  praktischen  Anerkennung 
und  Geltung  gelangt. 

Betonen  wir  hier  die  Solidarität  vor  allem  als  soziale  Rechts- 
forderung, so  wollen  wir  keineswegs  ihre  Wirkafunkeit  in  die  Grenzen 
des  Rechts  heschliefien.  Darüber  hinaus  kann  und  soll  und  wird  in 
jeder  echt  christlichen  Gesellschaft  Raum  genug  bleiben  für  die  allgemein 
menschliche  Solidarität,  die  sozial  einigende  und  versfihnende  freie  Liebes- 
tätigkeit, den  unentbehrlichen,  krönenden  Abschluß  alles  sozialen  Lebens 
und  Wirkens  des  Menschen.  Ohne  die  Liebe  bleibt  jede  Gesellschaft 
ein  Torso.  Das  ist  so  evident,  daß  wir  nicht  länger  bei  diesem  Ge- 
danken zu  verweilen  brauchen.  Um  so  eingehendere  Beachtung  fordert 
die  Solidarität  als  soziale  Kechtsforderung  in  ihrer  Bedeutung  für  den 
Ausgleich  zwischen  sozialem  und  privatem  Rechte.  Mit  dem  Ausdruck 
,  Gesellschaft*  wurden  im  Laufe  der  Zeit  sehr  verschiedene  Begriffe 
verbunden.  Alle  individualistischen  Systeme  denken  hierbei  mehr  an 
die  äußere  Koexistenz  als  an  die  innere  Verbindung  der  Menschen. 
Die  sittlich-organische  Gesellschaftsauffassung  dagegen  erblickt  in  dem 
äußeren  Zusammensein  lediglich  die  Voraussetzung  oder  die  „Materie" 
speziell  der  staatlichen  Gesellschaft,  nicht  deren  gformales*  Wesen.  Ihrem 
Wesen  nach  ist  die  Gesellschaft  eine  innerlich  verbundene  Gemein- 
schaft. Faßt  man  die  äußere  Koexistenz  ins  Auge,  so  erscheint  der  einzelne 
in  seiner  individuellen  Selbständigkeit  und  Freiheit  als  Zentrum  einer 
individuellen  Rechtssphäre,  die  er  durch  Einfügung  in  das  Ganze,  ala 
dessen  Glied  und  Bestandteil,  nicht  einbüßt,  die  im  Gegenteil,  den  wesent- 
lichsten, allgemeinsten  Zwecken  des  gesellschaftlichen  Lebens  entsprechend, 
gerade  hier  ihren  festen  Schutz,  ihre  sichere  Gewähr  findet.  In  der  in- 
dividuellen Rechtssphäre  entscheidet  der  freie  Einzelwille,  kommt  die 
selbständige  Persönlichkeit,  das  individuelle  Recht  der  natürlichen  oder 
juristiachen  Person  zur  vollen  Geltung.  Jeder  unbefugte  Eingriff  in  die 
individuelle  ßechtssphäre  von  außen  wird  durch  das  Privatrecht  fem- 
gehalten, eventuell  durch  das  Strafrecht,  überall  da,  wo  der  Eingriff 
zugleich  die  Grundlagen  des  geordneten  gesellschaftlichen  I^ebens  selbst 
antastet.  Speziell  auch  für  den  Vertragsverkebr  gilt  der  Satz,  daß  es, 
soweit  nur  das  Privatinteresse  der  einzelnen  Person  in  Frage  stehe,  ledig- 


-'cV 


g  5.    Solidariflinns.  373 

Heb  auf  den  Inhalt,  nicht  auf  die  Folgen  der  Rechtsgeschäfte  ankomme. 
iBt  der  Inhalt  rechtlich  zulässig,  und  wird  ein  solches  Rechtsgeschäft 
freiwillig  voltzogen,  so  trägt  der  Kontrahent  in  voller  Selbstverantwort- 
lichkeit auch  die  Konsequenzen  desselben.  Anders,  wenn  die  Folgen 
nicht  lediglich  in  die  individuelle  Itechtssphäre  der  handelnden  Personen 
zurückfallen ,  sondern  in  die  Rechtesphäre  dritter ,  in  die  Rechts-  und 
Interessensphäre  des  gesellschafthchen  Ganzen  Übergreifen.  Hier  ent- 
scheidet nicht  mehr  blo£  der  individuelle  Wille  des  einzelnen.  Die  in- 
dividuelle Selbständigkeit  und  Freiheit  erscheint  da  vielmehr  beschränkt 
in  einer  durch  die  soziale  Zusammengehörigkeit,  durch  die  Einheit 
und  den  Zweck  der  Qesellschaft-  wesentlich  bedingten  Abhängigkeit 
Wir  können  dieses  Prinzip  ganz  allgemein  etwa  so  formulieren:  Wo 
immer  die  Folgen  eines  Handelns  oder  Unterlassens  das  Wohl  des 
Gtanzen  berühren,  da  hat  die  Willkür  der  Individuen  ihre  Grenze,  mögen 
Handlungen  in  Frage  stehen,  welche  die  Eigentumsordnung  betreffen 
oder  die  sonst  dem  Wirtschafts-  und  Erwerbsleben  angehören.  In  allen 
Fragen  der  Ausübung,  Geltendmachung  persönlicher  oder  dinglicher  Rechte 
steht  das  Recht  der  Gemeinschaft  höber  als  das  individuelle  Interesse. 
£s  ist  das  keine  sozialistische  Auffassung,  wohl  aber  eine  echt  soziale: 
die  Anerkennung  der  Solidarität  als  höchsten,  entscheidenden  Redits- 
prinzipee  und  Gesetzes  fi^  den  ganzen  Bereich  des  gesellschaftlichen 
Lehens.  Wie  in  der  staatlichen  Gesellschaft  die  privatrechtliche  Sphäre 
der  Öffentlich-rechtlichen  überhaupt  sich  unterordnen  muß,  genau  so  muß 
hiemach  auch  speziell  innerhalb  der  Volksvrirtschaft  die  privatwirtschaft- 
liche Sphäre  unter  die  volkswirtschaftlichen  Gesamtinteressen  und  Gemein- 
zwecke sich  beugen  gemäg  den  Anforderungen  der  sozialen  Gerechtigkeit. 
Dabei  wird  durchaus  kein  einseitiges  Opfer  des  Individuellen  zum  Vori;eil 
der  Gemeinschaft  gefordert.  Das  Individuum  empfängt  immer  noch  mehr» 
als  es  hingibt.  Denn  die  Verbindung  der  Individuen  und  individuellen  Wirt- 
schaften zu  einer  höheren  gesellschafthchen  Einheit  befähigt  sie  erst  zur 
voll  wirksamen  und  voll  entwickelten  Lebenstätigkeit.  Auch  nicht  das 
Ganze  der  Menschen  wird  erschöpft,  nicht  die  ganze  individuelle  Sphäre 
von  einer  sozialistischen  Gesellschaft  überwuchert,  das  Privatrecht  nicht 
durch  das  öffentliche  Recht,  die  Privatwirtschaft  nicht  durch  die  Gemein- 
wirtschaft verdrängt.  Nur  jene  Verhältnisse,  Handlungen,  Unterlassungen 
kommen  in  Frage,  die  immer  oder  unter  bestimmten  geschichtlichen  Vor- 
aussetzungen einen  weiter  reichenden  sozialen  Charakter  tragen ,  eine 
soziale  Bedeutung  haben.  Für  diese  Lebensverhältnisse  aber  wird  nicht 
die  Freiheit,  die  Selbstbestimmung  und  Selbstverantwortlichkeit  schlecht- 
hin, sondern  lediglich  die  absolute  Freiheit  verneint,  insofern  der  Mensch 
nicht  isoliert,  sondern  in  der  Gesellschaft  frei  handelt  und  ebendarum 
nicht  vergessen  darf,  daß  er  zugleich  Glied  einer  Einheit,  Teil  eines  über 
ihm  stehenden  Ganzen  bleibt. 

Wir  wollen  das  mit  ROsler  an  einem  Beispiel  näher  erläutern. 
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Die  Adam  Smithsche  Volkewirtschaftelahre  Bchildert  mit  Vorliebe  die  außer- 
ordentlichen Wirkoiigen  der  Arbeitsteilung  nach  der  technischen  Srate  hin,  erfreut 
eich  an  der  aleo  gesteigerten  Produktivität  der  Arbeit,  preist  die  Arbeit  schlechthin 
als  die  aueechlieMiche  Quelle  des  Reichtums  der  Völker.  Allein  diesen  Über- 
treibungen entsprechen  doch  sehr  wenig  die  sozialen  Konsequenzen  filr  die  wirt- 
schaftliche und  gesellschaftliche  Lage  des  Arbeiterstandea.  .Obwohl  England 
betäubt  wird  vom  Lärm  der  Spinnräder*,  klagt  John  Buskin,  .ist  sein  Volk  ohne 
Kleidung;  obwohl  England  schwarz  ist  von  den  Kohlen,  die  aus  der  Erde  ge- 
graben werden,  stirbt  sein  Volk  vor  Kälte;  und  obwohl  es  seine  Seele  um  des 
Gewinnes  halber  verkauft  hat,  stirbt  sein  Volk  vor  Hanger.'  UerkwOrdige 
Ironie:  aus  den  Verhältnissen  gerade  des  Landes,  wo  das  Smithsche  Indnstrie- 
eystem  voll  und  frei  herrschte,  abstrahierte  der  Sozialismus  zuerst  seine  Aus- 
beatungs-  und  Verelendungstheorie ,  die  Lehre  von  einer '  natumotwendig  fort- 
schreiteud«!  Verschlechterung  in  der  Lage  des  Arbeiters.  Nirgends  tritt  in 
der  Tat  so  klar  wie  beim  Arbeitsverhältnisse  die  abeolnte  Unzulänglichkeit 
des  rein  privatrechtlichen  Standpunktes,  auf  den  die  klassische  Nationalöko- 
nomie sich  stellte,  zu  Tage.  Oder  wer  mflchte  bezweifeln,  daß  es  sich  hier- 
bei keineswegs  lediglich  um  eine  bIo&  zußUlige,  durch  freien  Vertragswillen 
zwischen  je  zwei  Einzelpersonen  begründete  Relation  handelt?  Es  steht  viel- 
mehr  ein  immer  wiederkehrendes,  große  Massen  des  Volkes  ergreifendes,  deren 
vitalste  Interessen  berOitrendes ,  für  das  Wohl  und  Wehe  des  ganzen  Volkes 
hochhedentaames  Verhältnis  in  Frage.  Die  Verbindung  von  Arbeit  und  Besits 
ist  eine  universelle,  soziale  Tatsache  im  emineotesten  Sinne  des  Wortes.  Biese 
Verbindung  verzweigt  sich  nach  allen  Seiten  durch  alle  Gebiete  des  wirtschaft- 
lichen Ziehens,  greift  Über  in  die  geistige,  sittliche  SphAre,  ist  entscheidend  für 
das  allseitige  Wohlbefinden  der  Gesellschaft,  fdr  eine  gedeihliche  Entwicklung  des 
kulturellen  Gesamtzustandes  der  ganzen  Nation.  Und  da  sollte  der  Auf-  und 
Ausbau  dieses  Vwhältnisses  ganz  und  gar,  wie  die  individualistische  National- 
Ökonomie  es  will,  dem  .ireien'  Vertragawilleu  der  Paziszenten  —  von  denen  der 
eine,  wenn  isoliert,  tatsächlich  und  materiell  trotz  aller  politischen,  bOi^rUchen 
Freiheit  und  formellen  Keohtsgleichheit  einer  oft  sehr  geringen  Freiheit  sich 
erfreut  —  aberlassen  bleiben?  Es  sollte  eine  lediglich  privatreohtUche  Behand- 
lung des  Verhältnisses  genOgen,  d«n  Arbeiter  nichts  anderes  als  die  Unverletz- 
lichkeit  seiner  Person  und  seines  Eigentums,  beiden  Teilen  die  Erfüllung  des 
eingegangenen  Kontraktes  garantiert  werden?  Das  Unzulässige  einer  solchen 
Auffassung  ist  heute  erkannt,  der  individaalistische  Standpunkt  mehr  oder  minder 
in  Gesetzgebung  und  Wissenschaft  verlassen.  Man  erblickt  in  dem  Arbeitsverhältnis 
nicht  nur  eine  privatrechtliche  Beziehung,  sondern  ebensosehr  ein  sozialrecbtlicbes 
Problem.  Sozialrechtliche  Bedingungen  und  Bestimmungen  müssen  bei  seiner  Be- 
gründung durch  die  Kontrahenten,  bei  seiner  Ausgestaltung,  seinem  Verlauf, 
seiner  Beendigung  erftlllt  werden.  Hierbei  ist  nicht  bloß  der  soziale  Charakter 
der  Arbeit  überhaupt  und  die  unmittelbare  Bedeutung  derselben  für  das  Leben 
der  Gesellschaft  in  Erwägung  gezogen,  sondern,  wie  gesagt,  ebensosehr  die 
mittelbare  Bedeutung,  nämlich  die  Lage  eines  großen  Bestandteiles  der  Ge- 
sellschaft, eines  wichtigen  und  achtbaren  Standes,  der  im  Arbeitsverhältnis 
steht,  und  dessen  Glieder  durch  den  Arbeitekontrakt  für  längere  Zeit  die  Exi- 
stenzbedingungen ihrer  Person  und  ihrer  Familie  festgesetzt  and  umgrenzt 
sehen. 
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Das  höhere,  Eillgemeine,  solidaristische  Prinzip,  dem  sich  auch  der 
behaodelte  Einzelfall  einfUgt,  ist  aber,  wie  gesagt,  kein  anderes  als  die  Mit- 
verpäichtung  und  —  iß  gewissem  Umfang  —  auch  die  Mitverantwortlichkeit 
aller  Individuen,  Gruppen,  Stände  im  Hinblick  auf  das  Gemeinwohl  der 
ganzen  staatlichen  Gesellschaft.  Anders  ausgedrückt :  der  individuelle  Wille, 
das  individuelle  oder  auch  Gruppeninteresse  muß  sich  den  Forderungen 
des  sozialen  Rechts,  dem  höheren  Recht  und  Wohle  der  gesellschaftlichen 
Gesamtheit  positiv  und  negativ  anpassen,  eventuell  sich  beugen  und 
of^ern  nach  Maßgabe  der  fUr  die  Rechtskollision  geltenden  Grundsätze. 

3.  Wenn  Herbert  Spencer  England  als  das  zur  höchsten  Entwicklungs- 
stufe —  dem  industriellen  Typus  —  emporgestiegene  Land  gilt,  während 
der  europäische  Kontinent  sich  vorläufig  noch  mit  dem  kriegerischen 
Typus  begnügen  muß,  so  mag  immerbin  eine  gewisse  nationale  Vorein- 
genommenheit dieses  Urteil  mitbeeinflußt  haben.  Indem  aber  die  klassi- 
sche Nationalökonomie  die  absoluten ,  dauernden  Gesetze  der  Volkswirt- 
schaft den  Verhältnissen  des  englischen  Wirtschaftslebens  entlehnte,  handelte 
sie  weniger  durch  nationale  Empfindungen  bestimmt  oder  wegen  der 
Bequemlichkeit,  die  das  englische  Milieu  als  nächstliegendes  Erkenntnis- 
objekt bot,  vielmehr  stand  sie  hierbei  unter  der  Einwirkung  des  Ideen- 
kreises der  Äufklämngsphilosophie,  der  starren  guaturwissenschaftlichen" 
Auffassung  des  menschlichen  Lebens.  Mensch  und  Gesellschaft  existieren 
aber  keineswegs  absolut  und  abstrakt,  sondern  geschichtlich  be- 
dingt, in  einem  nicht  willkürlich  veränderlichen  Entwicklungszustande. 
Die  Art  und  Weise  der  Anwendung  aller  allgemeinen  Prinzipien  und 
Gesetze  hängt  daher  von  den  jeweiligen  konkreten  Verhältnissen  und 
Bedürfnissen  ab.  Sie  kann  keine  abstrakt  schematische  sein,  sondern 
steht  ihrer  besondem  Form  und  Ausdehnung  nach  unter  dem  Einfluß 
des  örtlichen  und  zeitlichen  Milieus.  Daß  für  die  staatliche  Gesellschaft 
das  Gemeinwohl  des  Ganzen  der  von  Gott  gewollte  Zweck  sei,  ist  eine 
Wahrheit ,  die  unter  allen  Umständen  unveränderlich  bleibt.  Aber  welche 
Faktoren  und  in  welchem  Maße  diese  unmittelbar  zur  Verwirklichung  jenes 
Zieles  für  die  einzelnen  Bestandteile  des  gesellschaftlichen  Ganzen  berufen 
sind,  die  Umgrenzung  der  Ereise,  innerhalb  deren  die  Solidarität  zunächst 
zur  Geltung  kommt  iisw. ,  das  ändert  sich  je  nach  den  geschichtlichen 
Voraussetzungen.  Die  öffentlichen  Körper  geben  sich  eben  nicht  nach 
Belieben  ihren  vollen  Inhalt.  Sie  erhalten  denselben  in  weiten  Um- 
rissen, gewissermaßen  abstrakt,  vorgezeichnet  von  der  Natur,  in  der  kon- 
kreten Bestimmtheit  von  der  Geschichte.  Sie  sind  geschichtliche  Ver- 
zweigungen und  wandelbare  Ausgestaltungen  des  allgemeinen  menschlichen 
Lebensgesetzes,  ihrem  speziellen  Gehalte  nach  in  den  Fluß  der  historischen 
Entwicklung  hineingestellt.  Es  ist  das  allgemeine  Lebensgesetz  des 
Menschen,  daß  er  die  für  sein  Dasein  und  seine  Entwicklung  notwendige 
Ergänzung  finde  durch  die  Familie  und  über  die  Familie  hinaus  durch 
sozialen  Zusammenschluß  in  erweiterten  gesellschaftlichen  Verbänden.  Die 
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besondern  Formen  dieses  ZoBaminenBchlusses  aber  sind  in  ihrer  geschicht- 
lichen Erscheinung  nicht  durchweg  dieselben,  sind  von  wechselnder  Art  und 
Bedeutung:  Qeschlecht,  Stamm,  Dorf,  grundherrschaftlicher  oder  guts- 
berrschaftlicher  Verband,  Innung,  Stadt  und  Staat,  frei  gewillkürte  oder 
von  der  Cteschichte  gebildete  mit  imd  neben  den  natürlichen  Gesellschafts- 
formen. Und  ebenso,  was  der  einzelne  dem  Ganzen  bieten  kann  oder  muß, 
das  wechselseitige  Geben  zwischen  Individuum  und  Gesamtheit,  zwischen 
den  höheren  und  niederen  Verbänden,  auch  das  ändert  Encb  nicht  nur  nach 
den  jedesmal  in  Frage  stehenden  Gesellschaftsarten ,  sondern  ebenfalle 
quantitativ  und  qualitativ  mit  der  jeweiligen  gescbicbtUcben  Epoche. 
Lebensgebiete,  wie  die  Wü*tschaft,  die  ehedem  im  engeren  Kreise  einer 
Haus-,  Dorf-  und  8tadtwlrt6chaft ,  vom  Staate  nur  schwach  beröhrt, 
mehr  oder  minder  in  Bich  beschlossen  waren ,  treten  später  unter 
veränderten  Verhältnissen  der  Technik  und  des  Verkehrs  in  größerem 
Umfang  in  die  Staatssphäre  ein.  Gleichzeitig  erweitem  sich  die  Grenzen 
der  öffentlichen  Wirtschaft;  manches  Gebiet  ftllt  der  sich  ausdehnenden 
kommunalen  oder  staatlichen  Gemeinwirtschaft  anheim,  weil  nur  so  den 
Eulturzwecken ,  welche  die  Gesamtheit  in  Verfolgung  ihrer  natürlichen 
Aufgaben  zu  erfüllen  bat,  unter  den  neuen  geschichtlichen  Bedingungen 
voll  und  ganz  genügt  werden  kann.  Es  mag  hierbei  das  rechte  Maß  in 
einzelnen  Fällen  überschritten  werden.  Wer  wollte  das  leugnen?  Aber 
daraus  folgt  doch  nur,  daß  es  heute  einer  um  so  klareren  und  tieferen 
Erfassung  der  höchsten  sozialen  Prinzipien  bedarf,  in  den  kritischen 
Zeiten  des  Übergangs  zu  neuen  Formen,  nicht  aber,  daß  es  neben  den 
Momenten  der  Dauer  in  den  menschlichen  Verhältnissen  keine  Momente 
der  Wandelbarkeit  gebe,  und  daß  nicht  heute  bei  veränderten  Verhält- 
nissen Einrichtungen  eine  relative  historische  Berechtigung  erhalten  könnten, 
die  sie  früher  nicht  besaßen-,  in  Kraft  der  gleichen  Prinzipien  und  in  Ge- 
mäßheit derselben  sozialrechtlicben  Gesetze.  Unbestreitbar  werden  nicht 
minder  die  herrschenden  Ideen ,  die  Gesamtanschauungen  einer  jeden 
Zeit  Einfluß  gewinnen  auf  die  Deutung  und  Anwendung  der  obersten 
Gesetze  des  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Lebens.  Diese  wird 
eine  andere  sein,  wenn  die  Zeitgenossen  sich  erheben  gegen  die  ab- 
solutistische Bureaukratie  des  aufgeklärten  Despotismus,  eine  andere 
wieder  in  den  Zeiten  sozialer  Reaktion  gegen  einen  ins  Extreme  sich 
verlierenden  Individualismus.  Spricht  man  in  unaern  Tagen  von  , Sozial- 
politik'', so  wü-d  darunter  nicht  nur  ganz  allgemein  eine  PoUtik  ver- 
standen, die  sich  auf  soziale  Verhältnisse  bezieht,  vielmehr  verbindet  sich, 
wie  Alfred  Plötz'  bemerkt,  gegenwärtig  mit  dem  Worte  «Sozialpolitik ' 
die  spezielle  Vorstellung  einer  .sozialisierenden  Politik,  d.  h.  einer  solchent 
welche   die  gesellschaftlichen  und   speziell  wirtschaftlichen  Beziehungen 

■  Sozialpolitik  und  Baasenhygiene  in  ihrem  prinzipiellen  Verholtnie,  in   Braans 

Archiv  fflr  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik  XTIl  393. 
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unter  den  Individuen  so  auszugestalten  sucht,  daß  sie  eich  in  ihren 
Interessen  weniger  getrennt  oder  gar  feindlich,  sondern  mehr  als  Qe- 
noesen  gegenüberstehen,  gleichberechtigter  und  einander  hilfreicher".  Mit 
andern  Worten :  das  von  dem  Individualismus  so  lange  verkannte  Prinzip 
der  Solidarität  wird  heute  wieder  allgemeiner  in  setner  Bedeutung  und 
Berechtigung  anerkannt  und  mit  Rücksicht  auf  die  besondern  Bedürf- 
nisse der  Zeit  seine  Verwirklichung  in  weitestem  Um&ng  und  mit  wach- 
sender Intensität  von  der  modernen  Gesellschaft  gefordert. 

4.  Bei  allem  Wechsel  der  objektiven  Verhältnisse  und  der  geistigen  Strö- 
mungen bleiben  jedoch  die  höchsten  ethisch-sozialen  Prinzipien 
in  sich  selbst,  die  höchsten  Gesetze  des  Wirtschaftslebens  unveränder- 
lich. Eben  Hermann  Rösler  hat  mit  aller  Klarheit  auf  den  ,SchluQ- 
stein"  hingewiesen,  in  welchem  die  ethisch-historische  Sozial-  und  Wirt- 
schaftslehre die  auch  für  sie  unentbehrliche  Festigkeit  und  wissenschaftliche 
Vollendung  findet.  Das  Gesetz  ist  nach  Rösler,  wie  gesagt,  keine  bloße 
Naturnotwendigkeit,  sondern  eine  ethische  Forderung,  welche  aus  dem 
«geistigen  Wesen  des  Menschen  und  dessen  Verbindung  mit  dem  göttlichen 
Wesen"  sich  herleitet.  «Diese  Hinweisung  bildet  offenbar  den  Schlußstein 
in  der  Definition  des  Gesetzes;  ohne  sie  wird  der  menschliche  und  ethische 
Charakter  des  Gesetzes,  seine  Unterscheidung  von  der  bloßen  Natur- 
notwendigkeit durch  und  durch  hinföllig."  *  In  der  Anmerkung  fügt 
Rösler  bei:  .In  diesem  Smne  sagt  schon  Thomas  von  Aquin  (S.  th.  1,  2, 
q.  91,  a.  2):  In  ipsa  rationali  creatura  participatur  ralio  aeterna,  per 
quam  habet  naturalem  inclinationem  ad  debitum  actum  et  finem ;  et  talis 
participatio  legis  aetemae  in  rationali  creatura  lex  naturalis  dicitur.  Die 
lex  naturalis  bedeutet  hier,  wie  man  sieht,  etwas  ganz  anderes  als  das 
Naturgesetz  im  heutigen  Sprachgebrauch.'  Wir  fügen  bei:  auch  etwas 
ganz  anderes  als  das  individualistische  Naturrecht  der  Aufklärung,  welches 
den  Menschen  dem  sozialen  Zusammenhang  entzog.  In  der  Tat,  einzig 
durch  die  Bezugnahme  auf  den  höchsten  Gesetzgeber,  auf  Gott,  ge- 
winnen die  sozialen  Gesetze  die  zum  Begriff  und  Wesen  des  Gesetzes 
gehörige  Stabilität,  die  allein  zuverlässige  Garantie  ihrer  siegreichen 
Geltung.  Mögen  die  geschichtlichen  Verhältnisse  sich  ändern,  mag 
die  Anwendung  des  Gesetzes  in  den  verschiedenen  Zeiten  sich  ver- 
schieden gestalten  müssen,  andere  Mitte!  und  Wege  fordern  in  dieser, 
andere  in  jener  Epoche,  unter  der  wechselnden  Form  birgt  sich  das- 
selbe Gesetz,  in  seinem  wesentlichen  Inhalt  unverändert,  und  es  bleibt 
nnveränderlich ,  weil  es  eben  ein  Bestandteil  des  ewigen  Gesetzes,  des 
weltordnenden  Willens  Gottes  ist,  der  in  der  menschlichen  Vernunft  als 
Naturrecht  sich  dem  denkenden  Geiste  manifestiert.  Haben  die  obersten 
Gesetze  des  gesellschaftlichen  Lebens  nicht  in  Gott,  dem  allein  Unwandel- 


'  ROsler,  Über  die  GiundlehieD  der  von  Adam  Smith  begrÜDdeteu  Yolkswirtsch&ßs- 
üieorie'  (1871)  13. 
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baren,  ihre  letzte  Stütze,  ihr  tiefstes  Fundament,  abstrahiert  man  sie 
lediglich  aus  dem  wechselnden  menschlichen  Denken,  Emplinden  tind 
Wollen,  den  wandelbaren  menschlichen  Verhältnissen,  so  besitzen  sie  für 
keinen  Zeitpunkt  irgend  welche  Festigkeit.  Ihre  Gleltung  wird  jeden 
Augenblick  in  Frage  gestellt  zum  Verderben  der  Ctesellschaft. 

Nach  alledem  kann  es  nicht  wundernehmen,  wenn  gerade  der  christ- 
liche Nationalökonom  sieh  der  heute  zur  Herrschaft  gelangten  sozialen  und 
sozialisierenden  Tendenzen  besonders  freut.  Er  erblickt  darin  eine  er- 
neute Anwendung  des  christlidien  objektiven  Prinzips  auf  die  gesellschaft- 
lichen und  wirtschaftlichen  Fragen.  Hiernach  erscheint  ihm  die  tatsäch- 
liche und  mit  fortgeschrittener  Arbeitsteilung  intensiver  sich  gestaltende 
wechselseitige  Abhängigkeit  als  ein  von  Gott  gewolltes ,  durch  den 
Zweck  des  Wohles  aller  Beteiligten  beherrschtes  Verhältnis,  als  ein  Zu- 
stand, innerhalb  dessen  die  Individuen  nicht  als  isolierte,  rein  auf  ihr  Ich 
gestellte  Wesen  einander  päichtenlos  gegenüber  treten  dürfen,  sondern 
durch  Pflichten  gegenseitiger  KUcksichtnahme  und  Hilfe  miteinander  ver- 
bunden sind.  Die  Produktion,  die  Zuführung  der  verschiedenen  äüter 
und  deren  schließliche  Verteilung  gewinnt  innerhalb  des  auf  dem  sozialen 
Prinzip  des  Christentums,  der  rechtlichen  Objektivität  und  des  geschicht- 
lichen BedOrfens  und  Vermögens  organisierten  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Verkehres  einen  besondern  sittlichen  Charakter  gerade  durch  die 
von  Gott  gewollte  pflichtmä&ige  Zweckbeziehung  auf  den  Nutzen  und  das 
Gedeihen  der  gesellschaftlichen  Gesamtheit  und  aller  ihrer  Glieder. 

Anch  Otto  Gierke'  betont  die  ethische  Bedeutung,  die  dem  Gedanken 
der  realen  Einheit  der  Gemeinschaft  zukommt:  ,Nur  aus  diesem  (ethischen)  Ge- 
danken entspringt  die  YorBtellung,  daß  die  Gemeinschaft  etwas  an  sich  Wert- 
volles ist.  und  nur  aus  dem  hcheren  Werte  des  Ganzen  gegenQber  dem  Teil 
UM  sich  die  sittliche  Pflicht  des  Menschen  begründen,  fOr  das  Ganze  zu  leben, 
und  wenn  es  sein  muß,  zu  sterben.  Ist  das  Volk  in  Wirklichkeit  nur  die  Snmme 
der  jeweiligen  einzelnen  YolkagenOBsen  und  der  Staat  nur  eine  Einrichtung  zum 
Wohle  der  geborenen  und  noch  ungeborenen  Individuen,  dann  mag  der  einzelne 
gezwungen  werden,  Kraft  und  Leben  fQr  sie  einzusetzen,  allein  eine  sittliche 
Verpflichtung  hierzu  kann  ihm  nicht  auferlegt  werden.  Dann  verblaßt  der  Schimmer 
einer  hohen  sittlichen  Idee,  der  zu  allen  Zeiten  den  Tod  für  daa  Vaterland  ver- 
klärt hat.  Denn  warmn  soll  der  einzelne  sein  Selbst  fOr  das  Wohlergehen  vieler 
andern  einzelnen  opfern,  die  doch  nichts  anderes  sind  als  er  selbst?  Für  das 
sittliche  Verhalten  von  Individuum  zu  Individuum  gilt  das  Gebot:  Liebe  deinen 
Nächsten  wie  dich  selbst  I  Auf  dieses  Gebot  allein  wollen  extreme  Individualisten 
idealer  G^esinnnng,  wie  Tolstoi,  das  lieben  der  menschlichen  Gesellschaft  grOnden, 
—  und  siehe  dal  sie  zertrOmmem  den  Staat  und  predigen  den  Anarchismus.  Die 
religiöse  Ergänzung  des  Gebotes  der  Nächstenliebe  liegt  in  dem  Gebot,  Gott  über 
alles  zu  lieben.  Sie  erst  baut  das  Beich  Gottes  auf,  das  nicht  von  dieser  Welt 
ist.  Auch  fttr  die  irdische  Gemeinschaft  aber  heißt  es  hier  (nach  Gottes  Gesebs): 

■  Das  Wesen  der  meuschlicheD  Verbände  (I90S)  S4  f. 
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Liebe  dag  Ganze  mehr  ale  dich  selbst  I  und  dies  hat  nur  dann  einen  Sinn,  wenn 
dae  Ganze  ein  Höheres  und  Wertvolleres  als  die  Summe  der  Individuen  ist.' 

Es  wird  nun  unsere  Aufgabe  sein,  die  Fülle  der  hier  gebotenen  Ideen 
zum  Auf-  und  Ausbau  des  Solidarismus  als  wissenschaftlichen  Systems 
zu  verwerten, 

124.  Begriff  nnd  BegrSndniig  des  Selidarismas.  Der  Solidarismus  ist 
ein  soziales  System;  er  bedient  sich  eines  sozialrechtlichen  Prinzips 
für  die  Organisation  der  Volkswirtscbaft,  des  Prinzips  der  Solidarität.  Weder 
eine  individualistisch  zerklüftete  noch  eine  kollektivistisch  geeinte  Gesell- 
schaft kann  ihm  genügen.  Er  verlangt  statt  dessen  eine  solche  Art  von 
Gemeinschaft  und  Einheit,  in  welcher  die  objektiven  Forderungen  der 
gesellschaftlichen  Solidarität  ihre  Verwirklichung  finden.  Er  will  keine 
allgemeine  Wirtscbaftsgenossenschaft,  wohl  aber  ein  soziales  System,  im 
Hinblick  auf  den  natürlichen  Sozialzweck  der  staatlichen  Gesellschaft, 
geeinter  Privatwirtschaften  unter  Wahrung  aller  berechtigten,  mit  dem 
Qeaamtwoble  vereinbaren  Selbständigkeit,  unter  reicher  Entfaltung  eines 
durch  (Jemeingefühl  starken  Geaellschaftslebens.  Das  Gesamtwobl  ist 
ihm  nicht  lediglich  Produkt  eines  Mechanismus,  sondern  das  Ziel,  auf 
welches  alle  verpflichtet  sind,  jeder  in  seiner  Weise,  die  Autorität 
unmittelbar  ^  die  Bürger  vor  allem  durch  Unterordnung  und  Einfügung 
ihrer  privaten  Bestrebungen  in  das  Ganze  mit  ßUcksicht  auf  dessen  Zweck. 
Mach  den  Forderungen  des  Gemeinwohles  regelt  sich  das  Verhältnis  und 
die  Verteilung  von  privatwirtechaftlicher  und  gemeinwirtscbaftlicher  Sphäre, 
die  Beschränkung  oder  Gewährung  einer  in  sich  berechtigten  Freiheit, 
der  Ausgleich  der  Interessen  der  verschiedenen  Gruppen  und  Klassen  usw. 
Letztlich  ist  der  Solidarismus  nichts  anderes  als  die  sittlich-orga- 
nische Auffassung  des  staatlichen  Gesellschaßslebens  in  systematischer 
Anwendung  auf  die  Volkswirtschf^  um  dieser  die  ihrem  naturgemäßen 
Ziele  (Volkswohlstand)  entsprechende  Organisation  zu  sichern. 

Erimiem  wir  uns  daher  noch  einmal  kurz  an  den  wesentlichen  Inhalt  jener 
sittlich-organischen  AnfTassnug  dee  Gesellschaftelebens,  wie  sie  an  anderer  Stelle  * 
ausfohrlicher  dargelegt  wurde.  Die  Gesellschaft  ist  kein  Haufen  Atome,  deren 
Aktion  und  Keaktion  mechanisch,  von  selbst,  das  Gesamtwobl  zu  Tags  fordert 
(Individualismus),  auch  kein  Mechanismus  in  dem  Sinne,  da&  die  ganze  Be- 
wegnng  aller  Teile  von  ihrer  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Berührung  mit  dem 
Zentrum  hen-Ohrt  (Sozialismus).    Sie  ist  viebuehr  1.  ein  Organismus,    in  welchem 

a.  ein  inneres  Prinzip  (die  Autorität)  Ordnung  und  Harmonie  herstellt,  die  Tätig- 
keit der  einzelnen  auf  den  Zweck  des  Ganzen  hinleitot  (organische  Einheit). 

b.  Jeder  einzelne  Teil  erscheint  dabei  in  seiner  Entwicklung  durch  die  andern 
Teile  und  deren  Prozesse  wie  durch  die  Gesamtheit  bedingt  (faktische  Solidari- 
tftt).   Die  Gesellschaft  ist  2.  ein  moralischer  Organismne,  eine  Einheit  sittlicher. 


'  Vgl.  oben  S.  135  ff  160  ff  174  ff. 

>  Siehe  oben  Kap.  2,  §  5,  S.  138  ff  und  Kap.  8,  §  3 
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freier  WeseD.  a.  D«r  einzelne  erscheint  schon  im  Hinblick  auf  seine  ewige  B«- 
etimmung  als  Selbstzweck;  er  tritt  in  die  Oesellschaft  ein,  mit  natürlichen  Rechten 
ausgestattet,  die  sich  nicht  von  der  Gesellschaft  ableiten,  von  dieser  aber  anerkannt 
und  gesoliQtzt  werden  mOssen ;  er  ist  Glied,  aber  nicht  nur  Glied  der  Gesellschaft 
(Selbständigkeit),  b.  Daa  Band,  das  alle  umschlie&t,  ist  die  sittliche  Yer- 
pfiichtung;  alle  erscheinen  in  solidarischer  Weise  verbunden  mit  Rflcksicht  auf 
das  allgemeine  Wohl  durch  Pflichten  der  G«rechtigkeit  (Solidarität  als 
Pflicht). 

Sprechen  wir  von  einer  Organisatioii  der  Volkswirtschaft,  die  als 
Durchführung  des  Solidaritätsprinzips  eich  darstellt,  so  denken  wir  dabei 
alao  unmittelbar  und  in  erster  Linie  an  die  allseitige  Verwirklichung  der 
sozialen  Gerechtigkeit  im  engeren  Sinne  des  Wortes^,  d.  h.  wir 
verlangen  eine  solche  rechtlich  gestützte  und  geschützte  Eigentums-  und 
Wirtschaftsordnung,  wie  sie  unter  den  geschichtlich  gegebenen  Verhältnissen 
zur  Wahrung  und  Förderung  des  Oesamtwohlee  der  Borger  sich  als  notwendig 
erweist,  indem  wir  dabei  ausgehen  von  der  solidarischen  Verpfiichtung  aller 
Bestandteile  der  staatlichen  Gesellschaft  im  Hinblick  auf  den  natürlichen 
Zweck  des  Staates.  Allein  das  Gesamtwohl  des  Volkes  ist  kein  bloß 
abstraktes  Ideal.  Wenn  es  den  einzelnen  Bürgern  nicht  wohl  ist,  kann 
von  Gesamtwohl  keine  Rede  sein.  Es  wird  nun  den  Bürgern  nicht  wohl 
sein  können,  wenn  sie  innerhalb  der  Gesellschaft  den  Schutz  ihrer  indi- 
viduellen Rechte  entbehren,  wenn  die  öffentlichen,  gesellschaftlichen  Güter 
und  Vorteile  nicht  nach  Verdienst  und  Bedürfnis  den  einzelnen  zugeteilt, 
die  öfiFentlichen  Lasten  ohne  Rücksicht  auf  die  LeistungsßLhigkeit  verteilt 
werden.  In  dieser  Weise  schließt  die  Organisation  der  Volkswirtschaft 
auf  Grund  des  Solidaritätsprinzips  indirekt  auch  die  Forderung  ein,  daß 
für  die  wirtschaftliche  Seite  des  gesellschaftlichen  Lebens  nicht  minder 
die  besondere  Gerechtigkeit,  sowohl  die  distributive  als  die  kommutative, 
zur  vollen  Geltung  komme  bzw.  gebracht  werde.  Vor  allem  muß  dem 
Bürger  seine  unveräußerliche  Freiheit  und  Würde  bewahrt,  seine  von 
keiner  irdischen  Gewalt  antastbare  persönliche  Rechtssphäre  unverletzt 
erhalten  werden,  die  aus  dem  natürlichen  Rechte  sich  ergibt  und  als  von 
Gott  selbst  verliehen  sich  darstellt.  So  bringt  auch  die  Familie  ihre 
natürliche  Aussteuer  an  sittlicher  Würde,  an  Freiheit  und  Recht  mit  in 
den  staatlichen  Verband.  An  die  Familie  schließen  sich  die  Familien- 
gruppen in  Sippe  and  Stamm,  die  Gemeinden  und  EörperBchafl;en  aller 
Art.  Sie  alle  fügen  sich  dem  höheren  sittlichen  Organismus  des  Staates 
ein  und  unter,  aber  sie  gehen  nicht  auf  in  ihm,  stehen  dem  Staate  nicht 
rechtlos  gegenüber,  bewahren  ihr  eigenes,  für  den  Staat  selbst  höchst 
wertvolles  Leben.  Es  hieße  das  eigene  Lehensprinzip  verleugnen,  den 
moralischen  Organismus  zum  Mechanismus  degradieren,  wenn  der  Staat 
unter  Mißachtung  des  natürlichen  Rechts,  auf  dem  die  bürgerliche  und  ge- 
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sellschaftliche  Freiheit,  aber  auch  die  staatliche  GeeellBchaft  mit  ihrem 
ganzen  Dasein,  ihrer  Autorität,  ihrer  Kecbtspers^tDÜchkeit  beruht,  das 
Sonderleben  der  Organe  bureaukratischer  Macht  und  Gewalt  opfern  wollte. 

Der  Solidarismus  darf  somit  in  der  Tat  als  eine  Vermittlung 
zwischen  IndividualismuH  und  Soziatismus  bezeichnet  werden.  Gerade  hier- 
durch wird  er  zum  System,  welches  die  Gliederung  und  den  Aufbau  der 
Volkswirtschaftslehre  als  Wissenschaft  bestimmen,  anderseits  der  prak- 
tischen Sozial-  und  Wirtschaftspolitik  die  obersten  prinzipiellen  Leitsätze 
darbieten  kann.  In  der  solidaristiscben  Auffassang  allein  kommt  der 
persönliche  Zweck  im  sozialen  Leben  wie  der  soziale  Zweck  des  persön- 
lichen Lebens  zur  vollen  Geltung  i.  Der  Mensch  sucht  in  der  Gesellschaft 
die  volle  und  vollkommene  Entwicklung  als  Persönlichkeit.  Die  dazu 
nötigen  sozialen  Voraussetzungen,  Bedingungen,  Mittel  soll  ihm  die  Ge- 
sellschaft bieten,  das  ist  der  persönliche  Zweck  des  sozialen  Lebens. 
Erhaltung,  Stärkung,  Verbesserung  des  sozialen  Milieus,  innerhalb  dessen 
die  freie  Energie  aller  BUrger  sich  gebührend  entfalte,  das  ist  auf  der 
andern  Seite  der  soziale  Zweck  des  individuellen  Lebens.  Also  nicht 
Staatsintervention,  Verstaatlichung  usw.  aufs  Geratewohl !  Kur  da  fordert 
der  Solidarismus  die  Litervention  des  Staates,  wo  und  soweit  diese  durch 
den  naturrechtlichen  Zweck  des  Staates  begründet  erscheint.  Er  verlangt 
rechtliche  Anerkennung  und  möglichst  freie  Bewegung  für  Bürger  und 
innerstaatliche  Verbände.  Aber  er  fordert  auch,  daß  die  privaten  Interessen 
ond  die  Interessen  der  einzelnen  Gruppen  dem  Gesamtwohle  der  ganzen 
Gesellschaft  sieb  unterordnen,  da&  die  Freiheit  in  der  Ordnung,  in  den 
Hechten  der  andern  Geaellschaftsmitglieder  und  des  ganzen  Volkes  ihre 
Schranken  finde.  Hingabe  an  das  Ganze,  damit  das  Ganze  seinen  Zweck 
erfülle  zum  Wohle  aller  Volksgenossen,  entsprechend  der  objektiven 
Möglichkeit,  der  geschichtlich  erreichten  Eulturhöbe,  der  Stellung  des 
einzelnen  innerhalb  der  Gesellschaft  —  das  ist  in  Kürze  der  wesentliche 
Inhalt  des  Solidarismus. 

Alles  in  allem  können  wir  somit  den  Solidarismus  als  ein 
soziales  System  bezeichnen,  welches,  ausgehend  von  der  sitt- 
lich-organischen Auffassung  des  Gesellschaftslebens,  eine 
dem  Solidaritätsprinzip  entsprechende  Organisation  der 
Volkswirtschaft  fordert,  somit  eine  Organisation,  die  unter  Wah- 
rung und  sorgföltiger  Schonung  berechtigter  Freiheit,  Initiative,  ökono- 
mischer Selbständigkeit  der  Individuen  und  ihrer  Verbände  das  Privatinteresse 
und  die  freie  Tätigkeit  positiv  und  negativ ,  soweit  tunlich  unter  Mit- 
wirkung beruflicher  Organisationen,  in  Einklang  setzt  mit  den  Postulaten 
der  Gerechtigkeit  und  des  Gemeinwohles,  und  die  zugleich  in  richtiger 
Würdigung  der  hohen  Bedeutung  christlicher  Nächstenliebe  für  das  Wohl 


>  Vgl.  Chr.  Antoine  S.  J.,  Conni  d'^conomie  eociale' (1699)  TT;  anch  P.  ScbwKlm, 
IndiTidoalisme  et  SolidariU,  in  der  B«vne  Thomiate  1898,  mars. 
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der  einzelaea  und  der  Qeeamtheit  deren  segenareicher  Wirksamkeit  die 
gebahrende  Freiheit  belä&t  und  wahrt. 

Die  Frage,  ob  vom  Standpunkte  der  Etymologie  aus  eine  solche  An- 
wendung des  Wortes  fSolidarismus'  zulässig  sei,  dürfte  wohl  kaum  Schwierig- 
keiten verursachen.  Die  Etymologen  stellen  solid  na  neben  griechisch  ükoi  (ganz), 
ähnlich  wie  Sal  =  Sli,  8ol  =  ^Xtot  u.  t.  a.  So  heifit  auch  solenuüs  alljährlich. 
„Solidum*  im  vollsten  Sinne  wäre  ein  aus  festgeBohloesenen  Elementen  bestehen- 
des vollkommenes  (ungeteütes)  Ganze.  Der  Sprachgebrauch  berücksichtigt  1.  bald 
mehr  die  Teile:  ihre  Gleichartigkeit  (durch  und  durch  dieselbe  Masse):  patera 
de  auTO  solide,  solide  de  marmore  templum ;  ihre  Dichtigkeit,  unbewegliche  Lage- 
rung, festes  Zusammenhalten  (opp.  hohl,  lOcherig,  flOssig,  locker,  zerbrochen): 
columna  solida,  dens  soUdns,  terra  solida,  adamaa  soUdus,  solidie  in  teotis 
dauditur  (in  festem  Gewahrsam) ,  daher  Bolidescere  sich  zusanunenfQgen ,  oder 
transitiv:  fracta  solidare,  nervös  incisos  solidare;  2.  bald  mehr  das  Ganze: 
solidus  consulatus  (von  einem  ganzen  Jahr),  partem  de  solido  die  dormire,  eolidum 
aprum  in  epulis  ponere.  —  Besonders  in  der  Jurisprudenz  (die  sehr  oft  die  älteste 
Wortbedeutung  festhält)  kommt  das  zur  Geltung:  eolidum  soviel  als  die  ganze,  un- 
geteilte, volle  Summe;  soliditas  das  Ganze,  die  Gesamtheit,  z.  B.  possessionis,  so- 
liditas  singulorum ;  3.  Qbertr. :  dauerhaft,  fest,  echt :  solida  gloria,  virtus,  fidee  usw. 
JECepräsentiert  also  , solidus",  „Solidarismus*  sprachlich  auch  nicht  unmittelbar 
einen  so  komplizierten  Begriff,  wie  wir  ihn  oben  darlegten,  so  sind  doch  die  Be- 
deutungsnuancen, kollektiv  genommen,  ein  gutes  Antdogon  zu  unserer  Neuprägung 
des  Begriffs.  Dieselbe  wird  als  eine  ganz  natOrliche  Weiterentwicklung  der  ur- 
sprünglichen Bezeichnungen  bei  ihrer  Übertragung  auf  das  sozialökonomische 
Gebiet  und  Anpassung  an  dieses  Gebiet  gelten  dürfen.  Dies  um  so  mehr,  wenn 
für  die  Ableitung  des  Wortes  .Solidarismus*  von  „eolidus"  noch  als  Zwischenstufe 
der  Ausdruck  solidaris  herbeigezogen  wird.  Der  Ausdruck:  in  solidum  ab- 
ligari,  , solidarisch"  verpflichten,  entspricht  dem  Verhältnis:  , Einer  für  alle 
und  alle  für  einen",  also  dem  Kernpunkte  des  .Solidarismns'  mit  den  aus 
unserer  Darlegung  sich  ergehenden  Beschränkungen. 

Selbst  auf  die  Gefahr  hin,  einzelnes  bereits  Gesagte  zu  wiederholen, 
möchten  wir  doch  nicht  darauf  verzichten,  unter  teilweise  neuen  Ge- 
sichtspunkten das  solidaristische  System  in  seiner  Bedeutung  und  Trag- 
weite noch  etwas  ausführlicher  darzulegen. 

125.  ludiTidaDm,  Staat,  Oesellsehaft  in  solidaristisoher  Anffasanng. 

Nach  dem  individualistischen  Prinzip  hat  jeder  Mensch  für  sich  selbst  zu 
sorgen.  Vermag  er  nicht  allein  in  ausreichendem  MaSe  sein  eigenes 
Interesse  zu  fördern,  so  sucht  er  in  der  freien  Assoziation  zur  Bewältigung 
grO&erer  Anforderungen  eine  Ergänzung  seiner  £raft.  Persönliche  Selbst- 
hilfe und  freie  Gesellschaft ,  das  sind  die  beiden  Grundpfeiler  dieses 
Systems.  Der  Staat  gewährt  den  erforderlichen  Rechtsschutz,  die  äußren 
Rechtsf onnen ,  während  der  materielle  Inhalt  der  Selbstbetätigung  und 
die  Zielsetzung  dem  Willen  der  Privaten  überlassen  bleibt.  Der  Gegen- 
satz zum  Individualismus  führt  naturgemäß  zur  Betonung  der  Zusammen- 
gehörigkeit und  der  Gesamtheit.     Anti  -  Individualismus  im  Extrem  ist 


.eub.CoO^^lc 


§  ö.    SolidariBmoB.  3g3 

der  Sozialismus.  Nicht  Klassenstaat,  sondern  Zukimftastaat;  kein  Eom- 
munismuB,  aber  YergeseUschaftung  der  Produktionsmittel ;  die  Arbeit 
ständiges  Amt  für  die  einzelnen,  kein  privatwirtechaftlicher  Erwerb, 
auch  keine  pouvoirs  interm^aireB;  es  gibt  keine  Stände  mehr,  darum 
auch  keine  Standesvertretung.  Die  ^Gesellschaft'' ,  d.  i.  hier  die  allgemeine 
Wirtscbaftsgenossenschaft,  besorgt  alles.  Unvermittelt  stehen  Gesamtheit 
und  Individuum  einander  gegenüber  wie  im  individualistischen  System. 
Der  Solidarismus  ist  Anti  -Individualismus  in  gemäßigter  Form.  Er 
betont  ebenfalls  die  ZusammengebCrigkeit,  die  Gesamtheit,  die 
Gemeinschaft  der  Interessen,  tritt  dem  Übermaß  der  privatwirtsohaft- 
lichen  Freiheit  entgegen.  Aber  er  schlie&t  auch  das  sozialistische  Über- 
maß gemeinwirtschaftlichen  Zwanges  aus,  bewahrt  alle  berechtigte,  im 
Gesellschaftsleben  mit  ßückeicht  auf  dessen  natürliche  Ziele  rechtlich  mög- 
liche Freiheit  und  Selbständigkeit  der  Individuen  und  ihrer  Assoziationen. 
Er  fördert  die  berufsgenoseenschaftliche  Organisation  auf  öffentlich-recht- 
licher Grundlage,  weil  er  auch  für  unsere  Zeit  in  dieser  Organisation 
ein  wirksames  Mittel  erblickt  für  die  Vertretung  der  Standesinteressen 
in  Harmonie  mit  dem  Wohle  der  Gesamtheit.  Keine  Vergesellschaf- 
tung der  Produktionsmittel ,  soadem  Vergesellschaftung  der 
Produzenten,  das  ist  seine  Parole.  Die  volkswirtschaftliche  Or- 
ganisation auf  Grundlage  des  sozialistischen  Prinzips  kennt,  im  Grunde 
genommen,  nur  ein  Subjekt  des  Wirtschaftslebens:  die  Gesellschaft.  Die 
individualistische  Organisation  läßt  Boden  und  Kapital  in  den  Händen 
von  Privateigentumern  mit  unbeschränkter  Verfügungs-  und  Bewegungs- 
freiheit der  vielen  wirtschaftlich  selbständigen  Subjekte.  Die  solidari- 
stische  Organisation  hält  an  dem  Privateigentum  an  Boden  und  Kapital 
fest,  läßt  jedoch  die  Ausgestaltung  der  Eigentumsverhältnisse,  die  Ver- 
teilung zwischen  privatwirtschaftlicher  und  gemeinwirtschaftlicher  Sphäre, 
die  Benutzung  des  Eigentums,  das  gesamte  Erwerbsleben  als  gebunden 
erscheinen  durch  die  aus  dem  sozialen  Zusammenhang,  aus  den  Forde- 
rungen des  Gemeinwohles  sich  ergebenden  Hechte  und  Pflichten.  Die 
Art  der  Bindung  ist  geschichtlich  wandelbar.  In  naturalwirtschaftlichea 
Zuständen,  wo  das  Wirtschaftsleben  und  speziell  die  Arbeitsteilung  inner- 
halb einer  Familienwirtscbaft  sich  vollzieht,  in  dem  „Zustand  des  voll- 
endeten Individualismus",  wie  Rodbertua  die  isolierte  Wirtschaft  charak- 
terisiert, bedarf  es  nicht  vieler  Bindungen,  damit  alles  wohl  bestellt  sei. 
Eine  gebundene  Wirtschaftsordnung  der  Jetztzeit,  wo  die  hochentwickelte 
Produktions-  und  Transporttechnik  die  Versorgung  eines  großen  Marktes 
mit  Waren  ermöglicht,  anderseits  die  Wirtschaft  zu  ihrer  Entwicklung 
des  erweiterten  Marktes  bedarf,  wird  notwendig  in  mannigfacher  Hin- 
sicht hinwiederum  ein  anderes  Gepräge  aufweisen  als  die  gebundene 
Wirtschaft  des  Mittelalters.  Hier  wie  dort  bleibt  aber  die  Ungebunden- 
heit  unvereinbar  mit  dem  geläuterten  Begriff  der  Wirtschaftsordnung, 
hier  wie  dort  führt  das  Solidaritätsprinzip  zu  einem  System   der  Ge- 
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bundenheit  von  Eigentum  und  Erwerbstätigkeit,  durch  welches 
anter  den  jeweiligen  Bedingungen  für  Recht  und  Wohlfahrt  der  in  Frage 
stehenden  Qesamtheit  die  unentbehrlichen  Garantien  geboten  werden. 
Wir  unterscheiden  somit  eine  mehrfache  Form  irad  Art  der  Solidarität: 

1.  die  allgemein  menschliche  Solidarität,  die  im  Hinblick 
auf  die  gemeinsame  Natur  uew.  in  dem  Menschen  den  natürlichen  Ge- 
nossen, wegen  unseres  Verhältnisses  zu  Gott  und  za  Christus  nach  dem 
Gesetze  der  christlichen  Nächstenliebe  den  Bruder  erkennen  läßt ;  für  die 
Betätigung  der  Gharitaa  fordert  der  Solidarismus  jede  vernunftgemäße 
Freiheit.     Seinen  eigentlichen  Kern  bildet 

2.  die  sozialrechtliche  Solidarität  der  Staatsgenossen, 
die  sich  auf  den  naturrechtlichen  Fundamenten  der  staatlichen  Gemein- 
schaft, auf  ihrem  Zweck  und  der  gemeinsamen  solidarischen  Verpflich- 
tung mit  Bezug  auf  dieses  Ziel  gründet  und  aufbaut; 

3.  die  Solidarität  der  Standesgenossen,  insofern  diese,  für 
Vertretung  und  Erwirkung  ihrer  berechtigten  gemeinsamen  Interessen 
zunächst  aufeinander  angewiesen  sind.  In  welcher  Form  die  Stände  sich 
organisieren,  das  ist  eine  Frage  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  des 
positiven  Rechts. 

Man  konnte  vielleicht  noch  von  einer  Solidarität  derArbeitegenossen 
sprechen  mit  Bezug  auf  das  Verhältois  zwischen  üntoruebmer  und  Arbeiter  in  dem- 
selben Betriebe'.  Es  ist  ein  freies  sittliches  Verhältnis  des  Menschen  zum  Men- 
schen, ein  Verhältnis,  das,  einmal  begründet,  durch  sittliche  Bande,  vor  allem  der 
Gerechtigkeit,  getragen  nnd  gefestigt  wird.  Die  Arbeitagemeinachafl  im  Betrieb 
erscheint  zugleich  als  eine  Erwerbegemeinechaft ,  nicht  in  dem  Sinne,  als  ob 
Arbeitgeber  nnd  Arbeiter  nun  immer  imd  überall  durch  einen  Gesellschaftsvertrag 
irgendwelcher  Art  verbunden  sein  mMten.  Die  durch  den  Arbeitsvertrag  be- 
grOndete  Relation  mag  ein  Lohnverhftltnis  sein  und  bleiben.  Aber  es  ist  äuch 
in  dieser  Hinsicht  der  Mensch,  der  mit  dem  Menschen  sich  verbindet,  nicht  ein 
Instrument,  das  bedingungslos  und  willenloa  dem  Herrn  unterworfen  ist,  sondern 
der  ireie  Mann,  der  dem  Unternehmer  dient,  um  sich  selbst  zu  dienen,  der  sein 
eigenes  Wohl  und  das  Wohl  der  Seinigeu,  seine  eigenen  berechtigten  Zwecke 
verwirklichen,  seine  persönliche  Würde,  seine  bürgerliche,  religiöse,  politische 
Freiheit  bewahren,  der  bei  aller  Unterordnung  unter  die  Leitung  des  Uatemehmena 
mit  Rücksicht  auf  den  Vollzug  der  Produktion  im  Übrigen  ein  Glied  der  staat- 
lichen Gesellschaft  ohne  capitis  deminutio  genau  so  bleiben  will,  wie  der  mit  den 
Arbeitern  kontrahierende  Unternehmer  es  ist  und  bleibt.  Der  Unterschied  des 
Standes  zwischen  Fabrikant  und  Arbeiter  wird  durch  eine  solche  Auffassung  nicht ' 
verwischt,  das  Recht  der  Leitung  des  Unternehmers  nicht  verkürzt,  wohl  aber  der 
Arbeiter  wirklich  auf  die  Höhe  der  Gleichberechtigung  gehoben,  auf  welche  die  an* 
erkannte  formelle  Rechtsgleichheit  ihn  stellt,  die  ihm  erlaubt,  dem  Unternehmer  als 
Kontrahent  gegenOberzntreten  und  gegenüberzustehen.  Der  Unternehmer  ma£  dann 
freilich  aufhören,  in  dem  Arbeitsverhältnis  einseitig  nur  das  Mitt«!  der  i 


'  Vgl.    ,Arbeiterwohl'   Jahrg.  1881,  41  ff;   1882,  9  ff;   1884,  69  f;   1885,   181  ff; 
1886,  174  (;  1887,  84  f;  1888,  244  f. 
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Bereicherung  zu  sehen;  er  muß  anerkennen,  daß  das  ganze  Yerhältnis  in  seiner 
Begrflndung  and  BurohfOhrang  eine  Ordnung  und  AuBgestaltung  im  Sinne  der 
Interessengemeinschaft,  nicht  des  Interessengegensatzes  erheischt.  Wir 
verkennen  dabei  keineswegs  das  Ideale,  das  in  der  Vorstellung  eines  Captain  of 
industiy  und  einer  wohlgemeinten  und  richtigen  Patronage  liegt.  Auch  bei  dem 
Ausbau  des  Arbeitsverhältnisses  auf  der  Grundlage  der  Interessengemeinschaft 
wird  Kaum  genug  bleiben  für  die  rein  menschliche  Solidarität  und  Charität.  Aber 
einen  Industriefeudalismus  im  Sinne  des  Patriarchalismus  darf  man  nicht  als  das 
Endziel  der  Entwicklung,  als  Losung  der  Arbeiterfrage  betrachten.  Kaum  alle 
Unternehmer  finden  sich  in  die  Rolle ,  welche  die  patriarchalische  Auffassung 
ihnen  zuweist,  und  wenn  auch,  der  heutige  Arbeiterstand  will  sein  GlOck  nicht 
Yon  dem  Wohlwollen  des  Patrone  abhangig  wissen;  er  kämpft  geschlossen  für 
sein  Becht  und  verlangt,  da&  volle  Gerechtigkeit  ihm  werde '.  Wo  ist  der  wahr- 
haft große  und  weitblickende  Staatsmann,  der  JNie  machtvolle  Klassensolidarität 
des  Arbeiterstandes  als  berechtigt  anerkennt  und  ihr  die  praktisch  brauchbare, 
der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  genügende  gesetzliche  Form  zn  verleihen  im 
stände  wfire? 

Der  Solidarismus  hält  also ,  wie  gesagt ,  fest  an  der  privat- 
wirtschaftlichen Ordnung.  Ihm  ist  der  Bürger  mit  Eflcksicht 
anf  den  volkswirtschaftlichen  Prozeß  nicht  bloß  dienendes  Glied  des 
Ganzen.  Derselbe  bewahrt  vielmehr  alle  rechtmäßige  Freiheit ,  seine 
Ökonomische  Selbständigkeit  und  Selbstverantwortlichkeit.  Anderseits  er- 
blicken wir  in  dem  absoluten  Eigentum,  der  absoluten  Freiwirtschaft 
lediglich  eine  vorübergehende  Besonderheit  individualistischer  Zeiten,  in 
der  Eigentumsordnung ,  der  Wirtschaftsordnung  historisch  wandelbare 
Gestaltungen.  Die  Eigentumsinstitution  bat  ihren  wesentlichen  Inhalt, 
der  als  Forderung  der  Vernunft  sich  erweist  und  bei  den  Kulturvölkern 
aller  Zeiten  sich  finden  wird.  Darüber  hinaus  wechselt  der  Inhalt  wie 
der  Umfang,  die  Ausdehnung  des  privaten,  individuellen  Eigentums.  Hatte 
der  Individualismus  zur  Zeit  seiner  Vorherrschaft  die  öffentlichen  Körper- 
schaften zur  Veräußerung  ihres  Eigentums  an  Önind  und  Boden,  an 
Waldungen  usw.  verleitet,  dann  erblickt  der  Solidarismus  umgekehrt  ge- 
rade für  unsere  Zeit  in  einer  maßvollen  Erweiterung  des  öffentlichen 
Eigentums  von  Gemeinde  und  Staat  ein  wichtiges  Mittel,  den  sozialen 
Zusammenhang  zu  festigen  und  zu  stärken.  Keine  ausscblie&lich  privat- 
wiiischaftlicbe  und  keine  ausschließlich  gemeinschaftliche  Gestaltung, 
sondern  die  rechte  Verbindung  und  Mischung  von  Privatwirtschaft  und 
Gemeinwirtschaft  ist  nach  unserer  Auffassung  unerläßlich,  um  bei  mög- 
lich größter  Freiheit  die  gesellschaftliche  Ordnung  zu  wahren,  das  Wohl 
der  Gesamtheit  zu  sichern  nach  Maßgabe  der  sozialen .  Gerechtigkeit. 
Auch  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  die  ursprüngliche  Bestimmung 
der  materiellen  Güter,  den  Bedfir&issen  der  Menschheit  zu  dienen,  durch 
das  Privateigentum  nicht  aufgehoben  wird.   Der  Eigentümer  hat  schon  vei^ 


■  Vgl.  Sombait,  Die  gewerbliche  Arbeiterfrage  (1904)  SO  ff. 
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niOge  jener  Bestimmung  sittliche  Verpäichtungen  im  Hinblick  auf  die  bilfe- 
bedfirftigen  Glieder  der  Menschheit.  Er  ist  Überdies  innOThalb  der  staat- 
lichen Gesellschaft  in  Erwerb  und  Gebrauch  seines  Eigentums  verpflichtet, 
auf  die  Rechte  anderer  und  das  Wohl  der  Gesamtheit  gebührende  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

Der  Solidarismus  bleibt  frei  von  jenem  Pessimismus  der  sozialistischen 
Theorie,  der  von  der  privaten  Initiative  auf  wirtschaftlichem  Gebiete 
für  das  Heil  der  Gesellschaft  nichts  erwartet  Die  persönliche  und  privat- 
gesellschaftliche Eraftentfaltung,  die  individuelle  sowohl  als  die  soziale 
Selbsthilfe  sind  ftlr  das  Gedeihen  jedes  Volkes  von  höchster  Bedeutung. 
Das  Ersterben  der  privaten  Initiative  wäre  der  Tod  für  die  Nation  selbst. 
Eine  gesunde  Wirtschaftspolitik  wird  daher  die  freie,  persönliche  und  ge- 
sellschaftliche Betätigung  nicht  verdiUngen,  unterdrücken,  durch  bureau- 
kratische  Bevormundung  ertöten,  vielmehr  sie  ehren,  anregen,  fördern. 

Als  wichtige  Formen  der  privaten  wirtschaftlichen  AsaoziatioD, 
in  welchen  der  eolidarische  Geist  hervorragend  znr  Geltung  kommt,  seien  hier  beson- 
ders erwähnt  die  Oenossenschaften  und  die  Gegen  seitigkeits verbinde  oder  -anstalten. 

Die  gGenoBseuschaft*  ist  Im  weseuthchen  die  persflulicbe  Vereinigung 
kleiner  Leute  zur  Erreichung  eines  wirtschaftlichen  Vorteils.  Eine  .pereOuliche' 
Vereinigung,  keine  bloße  Eapitalassoziation ;  eine  .Vereinigung  kleiner  Leut«*, 
die  wirtschaftlich  schwach  sind  oder  doch  im  Hinblick  auf  das  Ziel  der  Ge- 
nossenschaft über  die  notwendige  individuelle  Leistungsßlhigkeit  nicht  verfügen. 
Zur  .Erreichung  eines  wirtschaftlichen  Vorteils",  indem  sie  sich  durch  die  Ver- 
einigung vieler  kleinen  Krfifte  zu  einer  großen  Kraft  formieren,  namentlich  auch 
durch  Ausschluß  einer  zu  eigenem  Vorteil  tfitigen  Vermittlung.  So  schließt  die 
Produktivgonossenschaft  den  Unternehmer  und  den  kapitalistischen  Aktionär,  die 
Kreditgenossenschaft  den  Bankier,  der  Konsumverein  den  Kaufmann,  Zwischen- 
händler aus.  Vermeerach  definiert  darum  die  Genossenschaft  in  folgender  Weise: 
.La  societe  coop^ative  est  une  association  populaire  qui  organise  en  commun 
une  entreprise  de  nature  lucrative,  dans  le  but  de  partager  entre  ses  membree 
1e  benöfice  resultant  de  la  auppressioii  d'un  iutermediaire.'  * 

Wenn  jede  Gesellschaftsform  ein  Zusammenwirken,  eine  Verbindung  der 
Kräfte  bedeutet,  so  ist  es  den  Gegenseitigkeitsgesellscbaften  eigen- 
tümlich, daß  hier  die  geeinte  Kraft  nicht  unmittelbar  lukrativen  Zwecken,  vielmehr 
der  wechselseitigen  Hilfe  der  Gesellschafter  unter  sich  dienstbar  gemacht  wird. 
Die  prinzipale  Tätigkeit  des  Verbandes  bleibt  und  ^wllzieht  sich  innerhalb  d^ 
Gesellschaft  selbst.  Eine  Verkauf agenoBsenschaft  von  Handwerkern  z.  B.  ist 
die  Verkäuferin  der  gewerblichen  Produkte  der  Genossen.  Die  Käufer  gehören 
aber  regelmäßig  der  Genossenschaft  nicht  an.  Bei  der  Gegenseitigkeitsversicherung 
dagegen  sind  die  Gesellschafter  zugleich  Versicherer  und  Versicherte.  Diese 
Form  kann  verschiedenen  Bedürfnissen  insbesondere  der  kleinen  und  mittleren 
Leute  zweckmäßig  angepaßt  werden:  für  Personal-  und  Realversichemng,  Unter- 
stützung in  NotfWen,  KredltbedUrfnis  u.  dgL  Vermeersch  nennt  die  .mutualite*: 
.un  contrat  innomm4,  d'nn  caract6re  amical,  qui  associe  les  persounes  dans  le 
but  de  se  procurer  par  leur  engagement  commun  et  une  action  reciproque  certaina 

'  Manuel  social  *  (1904)  560  f. 
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avantAgäs  economiquement  &ppreciables  et  notanunent  ceox  de  raesurance',  knrz : 
,im  contrat  d'oide  mutuelle  entre  amie" '  (.Friendly  Bodetiee'). 

Der  Solidariaiuus  erblickt  ferner  in  der  Betätigung  christlicher 
Nächstenliebe  eine  überaus  wichtige  und  durchaus  notwendige  Ur- 
sache des  gesellschaftlichen  Wohles.  Gerechtigkeit  und  Liebe  zusammen 
büden  das  soziale  Band,  ohne  welches  die  Oesellscbaft  nicht  besteben 
kann.  Die  Liebe  ergänzt  und  krSnt  die  äerechtigkeit.  Man  darf  stolz 
sein  auf  eine  gedeihliche  Entwicklung  der  sozialen  Gesetzgebung ,  der 
Assoziation,  der  korporativen  Organisation.  Aber  die  Werke  der  Liebe 
gehören  noch  Überdies  dazu.  Wo  sie  fehlen,  da  wohnt  der  Friede  nicht. 
Auch  im  sozialen  Leben  spielt  das  Herz  eine  wichtige  Rolle  \ 

Wie  aber  die  private  Betätigung  nicht  alles  zu  erreichen  und  zu 
leisten  vermag,  was  die  öffentliche  Wohlfahrt  des  Volkes  fordert,  so 
kann  und  wird  sie  auch,  wenn  nicht  geregelt,  unter  Umständen  sogar 
verderblich  wirken  können.  Die  Ungleichheit  der  Kräfte  vorausgesetzt, 
fuhrt  die  absolute  Freiheit  zur  Unterdrückung  der  Schwachen.  Hier  ist 
der  Zügel  am  Platze,  die  Beschränkung  der  Freiheit,  aacb  der  Zwang, 
der  zum  Handeln  nötigt,  wo  das  Selbstinteresse,  die  Apathie,  die  Träg- 
heit ein  pa^ives  Verhalten  zum  Schaden  der  GesamÜieit  empfehlen 
würden.  Also  Ergänzung  der  Schwäche,  Regelung  der 
Kraft,  dazu  Intervention  der  öffentlichen  Gewalten,  soweit  Recht 
und  Gemeinwohl  sie  fordern  —  ein  Grundsatz,  der  den  Solidarismus 
von  dem  staatsfürchtigen  Lidividualismus  wesentlich  unterscheidet.  Wir 
glauben  nun  einmal  nicht  an  eine  blo&  spontane  Harmonie  der  Interessen, 
nicht  an  ein  Gesamtwohl,  das  lediglich  als  „natürliche"  oder  , naturgesetz- 
liche" Bilanz  aus  der  „Macht  der  Tatsachen"  sich  von  selbst  ergibt 
(Bastiat).  Das  Gesamtwohl  vielmehr  erscheint  als  ein  pflichtmäßiges  Ziel, 
das  bewußt,  mit  Klugheit  und  Ausdauer  erstrebt,  dem  widersprechende 
Interessen  in  gerechtem  Ausgleich  geopfert  werden  müssen.  Die  dauernde 
Harmonie  der  Interessen  ist  daher  im  wesentlichen  ein  auf  sittlicher  und 
rechtlicher  Grundlage  beruhender  Zustand,  die  Frucht  einer  prinzipiell 
guten  und  bei  den  jeweilig  gegebenen  Verhältnissen  praktisch  richtigen 
Rechtsordnung  (Eigentums-  und  Wirtschaftsordnung),  einer  gesunden  und 
tätigen  Wirtschaftspolitik  und  Wirtschaftspflege  unter  Wahrung  des  Grund- 
satzes, daß,  soweit  möglich,  was  (üt  die  einzelnen  Stände  zu  geschehen 
hat,  durch  die  Stände  selbst  geschehe, 

a.  Zur  Erreichung  dieses  schönen  Zieles  muß  zunächst  bei  den 
einzelnen  das  christliche  Gewissen,  die  Hingabe  an  das  Ganze,  das 
Gemeingefühl  und  Gesamtbewußtsein,  die  Überzeugung  von  der  Notwendig- 
keit opferbereiter  Unterordnung  der  Privatinteressen  unter  die  Forderungen 


■  Ebd.  644. 

'  Vgl.  Hans  v.  Opperadorff,  GrnndlageD  und  Ziele  der  Charitasbestrebangeii, 
1  .Charitaa'  X  (1904)  25  ff. 
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der  Oerechtigkeit  und  dee  Gemeinwohles,  die  Selbstbescbränkuag  und  die 
christliche  Kächstenliebe  gestärkt  werden. 

,Die  ErfoHuDg  unserer  Aufgabe  nach  dieeem  Zielpunkte  liegt  nun',  wie 
A.  Wagner'  bemerkt,  «aUerdinge  im  Oebiete  der  sittlichen  und  inteUektuellen 
Erziehung  zur  wahren  Kultur,  der  Zucht  des  einzelnen  an  sich  selbst,  der  äußeren 
Erziehung  durch  Lehre,  Übertragung,  Beispiel,  Sitte,  durch  Entwicklung  der 
feineren,  berechtigteren,  edleren  Formen  der  egoietischen  Motive,  vor  allem  aber 
des  Pflichtgefühls.  Dabei  wird  dann  jener  Einfluß  des  Zustandes  der  Wirtechafls- 
organisation  und  des  Wirtachaftsreclitea  auf  die  sittliche  Atmosphäre  ...  zu 
berflcksichtigen  und  eben  wegen  dieses  Einflusses  Wirtschaftsorganisation  und 
Becht  möglichst  so  zu  gestalten  sein,  daß  dadurch  die  Motivation  des  wirtachafi^ 
liehen  Handelns  günstig  beeinflußt  wird."  Ähnlich  urteilt  Schmoller,  wenn  er  in 
seinen  , Grundfragen  der  Sozialpolitik*  *  vor  allem  an  die  oberen  Klassen  mit 
der  Forderung  sich  wendet,  daß  sie  ihre  Stellung  als  eine  höhere  Pflicht,  nicht 
bloß  als  eine  Anweisung  auf  größeren  Genuß,  auf  MachtbetStignng  und  Vei^ 
mOgeDBorwerb  auffaesen  müßten.  Ja  es  ist,  wie  Eckert  hervorhebt,  eine  bei 
den  neueren  NationalOkonomen  immer  wiederkehrende  Forderung,  daß  kein 
Mensch  nur  Mittel  zum  Zweck  für  andere  sein  dürfe,  daß  jeder  Mensch,  wenn 
er  daneben  auch  als  dienendes  Glied  für  andere  Zwecke  fungiere,  zugleich  als 
Selbstzweck  für  sich  anerkannt  werden  müsse.  Die  .Ethisierung*  des  Handelns  im 
Wirtschaftsleben  ist  aber  unmöglich  ohne  die  Mitwirkung  der  höchsten  sittlichen 
Macht,  der  Beligion,  der  Kirche.  Wagner*  nennt  es  eine  , Selbsttäuschung  and 
Tauschung  dritter',  wenn  man  verkenne,  .einmal,  daß  nach  aller  äußeren  ge- 
schichtlichen Beobachtung  und  aller  inneren  Selbstprilfnng  gerade  die  bOsen 
egoistischen  Triebe  unserer  Natur  durch  Arbeiten  an  sich  selbst,  eines  jeden  an 
seinem  Teil,  durch  Insichgehen  und  Selbstzucht,  durch  Horen  auf  die  Stimme 
dee  Gewissens  bekämpft  werden;  sodann,  daß  religiöser  Glaube  an  eine  höhere 
Autorität,  an  Gott,  an  dessen  Allwissenheit,  dessen  Allmacht,  dessen  Hilfe  im 
Kampfe  mit  den  egoistischen  Trieben,  dessen  Gebote  und  Verbote,  auch  dessen 
Gerechtigkeit  und  Strafgewalt  hier  die  größte  Unterstützung  der  besseren ,  nn- 
salbstischeren  Motive  leistet.  Das  ist  eine  psychologische  und  historische  Er- 
fahrungstatsache erstes  Banges'.  Der  Nation alOkonom  wird  darum  vielleicht  auch 
die  Fragestellung  nach  einer  Versöhnung  der  Kirche  mit  der  modernen  Kultur 
von  seinem  Standpunkt  aus  als  eine  verfehlte  zurückweisen  dürfen,  um  so  ent- 
schiedener dagegen  eine  Versöhnung  der  modernen  Kultur  mit  der  Kirche  als 
wünschenswert  und  notwendig  bezeichnen.  Der  währen  Kultur  gegenüber  nimmt 
die  Kirche  keine  feindliche  Stellung  ein,  und  was  in  der  modernen  Zeit  der 
Kirche  feindlich  ist,  bedarf  der  Aufklärung  und  Heilung  gerade  im  Interesse  einer 
gesunden  fortschreitenden  Kulturentwicklung. 

Kurz  sei  hier  schon  darauf  hingewiesen,  wie  auch  das  Steuerwesen 
in  der  Solidarität  der  Bürger  seine  prinzipielle  Grundlage,  in  der  personlichen 
Zugehörigkeit  zum  Ganzen  des  Staates  seinen  Eechtsgrund  hat.  Die  Steuerleistung 
ist  keine  Gegenleistung  für  den  staatlichen  Schutz,  speziell  den  VermOgensschntz. 
Sie   führt   sich   vielmehr  auf  die  persönliche  Verpflichtung   des  Bürgeis    zurück, 

'  Oruudlegnng  I ',  1,  134. 

'  Man  vgl.  dazu  Schmollera  Jahrbuch  ISOS,  363.  •  A.  a.  0.  131. 
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für  das  Ganze  einzutreten.  Damm  bemi&t  sich  auch  die  Steuerpflicht  nicht  nach 
der  staatlichen  Gegenleiatung ,  sondern  nach  der  persönlichen  FAhigkeit  des 
Bürgers.  Nach  Maßgabe  seiner  Leistnngeßhigkeit  soll  der  Staatsbürger  als  solcher 
zu  den  allgemeinen  Kosten  des  Oeeamtverbandee  beitragen.  Man  hat  diese  Theorie 
im  Gegensatz  zur  Interessen-  oder  Tanschtheorie  der  individualistischen  National- 
ökonomie als  .Opfertheorie'  bezeichnet.  Da  es  sich  jedoch  nicht  um  eine  frei- 
willige Hingabe,  sondern  um  sittliche  Pflichterfüllung  handelt,  würde  der  Name 
iSolidaritatstheorie*  vorzuziehen  sein. 

Dennoch  ist  es  ein  Wort  von  mehr  als  zweifelhaftem  Werte,  wenn 
gesagt  wird,  man  sorge  daßlr,  daß  die  einzelnen  Bürger  gute  Christen 
werden,  dann  wird  die  Gesellschaft  eine  vollkommene  sein.  In  einem 
schlechten  sozialen  Milieu,  das  den  fundamentalsten  Forderungen  der  Ge- 
rechtigkeit widerspricht,  sind  die  Aussichten  auf  eine  sittliche  Hebung 
der  Massen  wahrhaft  gering.  Die  Stärkung  des  Bewußtseins  der  Zu- 
sammengehOrigkeit,  die  Schärfung  und  Steigerung  des  Pflichtgefühle,  der 
Gerechtigkeit,  der  Liehe  bei  den  einzelnen  Borgern  findet  daher  nach 
solidaristischer  Auffassung  ihre  naturgetnä&e  und  unabweisbare  Ergänzung 
in  der  Betonung  der  Gesamtheit  und  deren  Pflichten  im  Hin- 
blick auf  die  soziale  Gerechtigkeit,  den  naturrechtlichen  Zweck  der  staat- 
lichen Gesellschaft.  Die  Gesamtheit  eracheint  hierbei  in  doppelter  Form  ^ 
Es  handelt  sich 

erstens  um  die  berufliche  Gesamtheit,  den  positiv  rechtlichen 
korporativen  Zusammenschluß  der  Standesgenossen  mit  kräftigem  Standes- 
bewufitsein  zur  solidarischen  Wahrung  und  Forderung  der  Standeeinteressen ; 

zweitens  um  die  staatliche  Gesamtheit  mit  dem  Gemeinwohl 
des  gesamten  Volkes  als  naturrechtlichem  Zweck  und  naturrecbtiicher 
solidarischer  Pflicht  aller  Stände  und  Individuen. 

b.  Nachdem  die  Stabilität  der  Technik,  welche  die  sozialen  Ver- 
hältnisse des  Mittelalters  zu  einer  relativ  dauernden  Konsolidierung 
gelangen  ließ ,  rascherem  Wechsel  gewichen ,  als  das  durch  den  inter- 
lokalen Handel  erstarkte  Kapital  eine  technische  Erflndungsepoche  er- 
öffnete und  zur  Entfaltung  seiner  vollen  Kraft  alle  Schranken  nieder- 
warf, Verkehrs-  und  Handelsfreiheit  forderte,  freie  Verfügung  über  die 
Produktionsmittel,  aber  aucb  Freiheit  der  Yertragsachliegung  mit  der 
durch  Freizügigkeit  und  freie  Selbstbestimmung  für  den  Dienst  des 
Kapitals  disponibel  gewordenen  arbeitenden  Bevölkerung,  da  zeigte  sich 
gerade  in  dem  Lande,  wo  dem  freien  Kapital,  der  neuen  Aristokratie 
der  Macht  und  des  Geldes,  eine  in  ihrer  Freiheit  verelendete  Arbeiter- 
masse gegenflberstand ,  die  Ünhaltbarkeit  der  neuen  Zustände  am  ehe- 
sten. Hatte  Thomton  in  seinem  Werke  ,0n  labour,  its  wrongful  claims 
and  rightfui  dues;  its  actnal  present  and  possible  future*  (1869)  gesagt, 

'  Vgl.  Annuaire-Almsnach  da  rAction  populure  (1904)  7 — II  (Aufsfitie  tod 
A.  de  Man  and  G.  Gojau  52—55  241—243,  Aufsatz  yon  H.  Baiire). 
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das  Loa  der  Arbeiter  aei  immer  die  Armut  gewesen,  und  ein  Recht 
der  Armen  auf  den  Reichtum  sei  niemale  anerkannt  worden,  so  war 
der  Arbeiter  in  England  intelligent  und  tatkräftig  genug,  um  nicht  in 
apathischer  Kesignation  das  geschichtliche  Sich-auawirken  der  gegebenen 
Yerhältnisae  abzuwarten.  In  der  richtigen  Erkenntnis,  daß  die  trotz  der 
formellen  Rechtsgleichheit  tatsächlich  bestehende  materielle  und  soziale 
Ungleichheit  zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  nicht  ohne  schädliche 
Rückwirkung  auf  den  Vertragsschluß  zwischen  dem  isolierten  Arbeiter  und 
dem  Unternehmer  bleiben  könne,  suchte  die  englische  Arbeiterschaft  früh- 
zeitig ihr  Heil  in  der  beruflichen  Assoziation,  um  sich  ihr  Recht  als  eine 
formierte  Eraft  zu  erkämpfen,  und  sie  erreichte  dadurch  mehr,  wie  Reinhold 
bemerkt,  als  die  Franzoaen  mit  ihren  Deklamationen  und  Revolutionen. 
Die  Standesassoziation  iat  das  zweite  Element,  welches  dem  großen 
Ziele  des  nationalen  Gemeinwohles  dienstbar  wird  durch  die  solidarische  Ver- 
bindung gleicher  beruflicher  Interessen  zu  gemeinsamer  und  darum  wirksamer 
Vertretung  derselben  inmitten  des  Ganzen  der  Volkswirtschaft.  Was  von 
dem  einzelnen  gilt,  das  behält  seine  Geltung  auch  fUr  die  verschiedenen 
Vereinigungen  und  Berufsgmppen :  zunächst  ist  jeder  selbst  seines  Glückes 
Schmied.  Von  der  Gesamtheit  aber  erwartet  der  organisierte  Stand  wie 
die  freie  Assoziation  die  rechtliche  Möglichkeit  bzw.  die  rechtliche  Form 
und  Geltung  der  Existenz,  Rechtsschutz  und  Ergänzung  der  Eraft  nach 
den  Forderungen  des  durch  das  Wohl  aller  einzelnen  Klassen  und  Stände 
berührten  und  bedingten  Gemeinwohls.  Wurde  oben  vorzugsweise  die 
Organisation  des  Arbeiterstandes  erwähnt,  so  versteht  es  sich  von  selbst, 
daß  die  Assoziation  nach  unserer  Auffassung  nicht  minder  die  andern 
Beru&gruppen  und  Klassen  ergreifen  und  überall  da  znr  Geltung  kom- 
men soll ,  wo  die  Gleichheit  berechtigter  Interessen  eine  solidarische 
Vertretung  und  Förderung  derselben  notwendig  oder  doch  wünschenswert 
macht.  In  welchem  Umfang  und  in  welcher  Form  eine  obligatorische 
Zusammenfassung  der  Berufsgenossen  zu  fordern  sei,  das  hängt  von  den 
konkreten  Verhältnissen,  Bedürfnissen,  Möglichkeiten,  Auseichten  auf  Er- 
folg ab.  Der  Solidarismus  verwirft  aber  eine  prinzipielle  Beschränkung 
der  Assoziationsidee  auf  die  freie  Assoziation;  er  erkennt  auch  eine  obliga- 
torische Vereinigung  der  Kräfte  der  Berufsstände  alä  im  Prinzip  be- 
rechtigt an.  Er  erblickt  sogar  in  der  Wiederherstellung  der  Berufs- 
organisationen ein  wichtiges  Mittel  zur  Lösung  der  sozialen  Frage,  wie 
er  in  der  Vernichtung  der  korporativen  Berufsstäude  eine  der  Ursachen 
der  sozialen  Not  erkennt. 

Genau  denselben  Standpunkt  haben  vir  in  dem  Werke  , Liberalismus,  Sozia- 
lismus und  christliche  OesellschaflsordnuDg'  vertreten.  Die  einfache  Übertragung 
der  Einrichtungen  einer  überlebten  Zivilisation  auf  unsere  Epoche  zu  fordern, 
ist  uns  niemals  in  den  Sinn  gekommen.  Zum  mindeBten  aufTallend  war  es  daher, 
wenn  die  ,  Nation  alzeitung'  '  gegen  uns  den  Vorwurf  erhob,  wir  wfl£ten  ,eigont- 

■  LT.  Jahrg.,  Nr  205,  Morgenausgabe  vom  26.  Mfirx  1902. 
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lieh  kein  anderes  Heilmittel  gegen  die  sozialistisclie  Gefahr  vorzuschlagen  als 
die  Wiederbelebung  des  mittelalterlichen  Stftndevesens  in  der  Porm  von  Benifs- 
Btftnden.  Der  Hader  der  tausend  materiellen  Sonderinteressen  solle  in  Öffent- 
lich-rechtlichen Eorporationen  organisiert  und  durch  diese  sinnreiche  Erfindung 
die  nationale  Einheit  zerschlagen  werden".  Nein,  Feudalität  und  Zunftwesen 
haben  ihre  Zeit  und  auch  ihr  Gutes  gehabt.  Heute  wenigstens  sind  die  her- 
vorragendsten Vertreter  der  Kationalokonomie  redlich  bemüht,  jenen  früharea 
Formen  des  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Lebens  gerecht  zu  werden 
Das  liberale  Verdikt,  das  hier  nur  eine  Verurteilung  in  Bausch  und  Bogen 
kannte,  hat  seine  Geltung  verloren',  und  man  wei&  jetzt  wohl  zwischen  den 
Licht-  und  Schattenseiten  des  Feudalismus  und  der  Zunftverfaesung  zu  unter- 
scheiden. Für  die  Gegenwart  fordern  wir  nur  das  eine,  daß  die  Assoziadonsidee  in 
den  Dienst  des  Standes  gesteUt  werde,  daß  der  genossenschaftliche  Geist,  der 
«Uenthalben  sich  regt  und  in  der  Stärkung  der  schwächeren  Elemente  schone 
Flächte  tr&gt,  sich  auswaohse  zum  korporativen  Geist  und  in  der  Konstituierung 
des  Berufes  in  dauernden  Eörperachaften  seinen  Abschluß,  seine  Vollendung  finde. 
Diesen  Bestrebungen  kommt  die  moderne  Gesetzgebung  schon  vielfach  entgegen. 
Die  deutsche  Innungsgeeetzgebung  in  ihren  Bestimmungen  Ober  Innung  und 
Handwerkskammer  kopiert  keineswegs  die  mittelalterliche  Zunft  und  gewahrt 
doch  der  Korporation,  und  Standes  Vertretung  Öffentlich-rechtliche  Funktionen, 
macht  sie  zu  Organen  der  Gewerbepflege.  Die  Landwirtschaft  besitzt  in  den 
landwirtschaftlichen  Zentralvereinen  oder  in  der  Landwirtscbaftskammer  anerkannte 
Organe  für  Wahrnehmung  und  Vertretung  der  landwirtschaftlichen  Interessen. 
Einsichtsvolle  Nation alokonomen,  wie  Gustav  Schmoller,  weisen  auf  die  Notwendig- 
keit  der  Errichtung  nationaler  Benifevereine  auf  gesetzlicher  Grundlage  für  in- 
dustrielle Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  hin,  um  aus  dem  gegenwärtigen  Zustande 
des  Kampfes  zum  sozialen  Frieden  zu  gelangen.  Die  Errichtung  von  Arbeiter- 
kammem  bzw.  Industriekammem  wird  gefordert  usw.  Auch  in  Frankreich  und 
Belgien  gewinnen  gewerbliche  und  agrarische  Syndikate  an  Bedeutung.  Die  Be- 
wegung ist  allenthalben  im  Gange,  nicht  eine  rückläufige  Bewegung,  sondern 
wahrer,  durch  die  Zeit  gebotener  Fortschritt. 

c.  Es  ist  der  dritte  für  die  Verwirklichung  des  volks'wirtschaftlicben 
Zieles  in  Betracht  kommende  Faktor,  nämlich  der  Staat,  welcher  den 
Individuen,  aber  ebenso  den  organisierten  Verbänden  gegenüber  die  Ge- 
samtinteressen des  ganzen  in  der  staatlichen  Gesellschaft  verbundenen 
Volkes  zur  Geltung  bringen 'und  den  , Hader  der  tausend  materiellen 
Sonderinteresaen*  in  friedlichem  Ausgleich  überwinden  muß. 

a)  Die  regelnde,  ordnende,  ergänzende  Tätigkeit  der  Autorität  auch 
für  das  wirteehaftlicbe  Gebiet  finden  wir  stets  und  Überall  schon  in  der 
Familienwirtechaft,  finden  wir  in  den  Wirtschaftssystemen  aller  Epochen, 
in  den  Familienkommunionen  slaviscber  Stämme,  in  den  grundherrschaft- 
Uchen  Verhältniesen,  in  der  mittelalterlichen  Dorf-  und  Stadtwirtschaft 
und  in  der  Znnftverfassung.  Heute  aber  sind  es  auf  der  Unterlage 
der  neuzeitlichen  technischen  und  wirtschaftlichen  Entwicklung  vor  allem 
Rücksichten  des  staatlichen  Gemeinwohls  gewesen,  welche  mit  Not- 
wendigkeit zur  Überwindung  des  individualistischen  Systems  führten  und 
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an  Stelle  einer  lediglich  durch  freien  Vertrag  und  Tausch  nach  Mafigabe 
des  Selbstinteresses  sich  &ei  regulierenden  OkonoTnie  ein  rechtlich  und 
wahrhaft  sozial  geordnetes  volkswirtschaftliches  System  mit  weitgehender 
und  tiefgreifender  Staatsintervention  zur  Geltung  bringen  mußten.  Oder 
sollte  in  der  Tat  der  Staat  gleichgültig  zusehen  dürfen,  wie  z.  B.  die 
breiten  Massen  der  Arbeiterbevölkerung,  die  olyie  Aussicht  auf  die 
Erlangung  ökonomischer  Selbständigkeit  in  ihrer  physischen ,  geistigen 
und  moralischen  Existenz  gänzlich  abhängig  sind  von  den  Besitzern 
der  Produktionsmittel,  deren  Willkür  überlassen  bleiben?  Kann  er  es 
dulden ,  daß  eine  gewissenlose  Konkurrenz  durch  unlautere  Mittel  über 
die  gewissenhafteren  Gewerbetreibenden  triumphiere?  MuS  er  nicht  das 
nationale  Vermögen  schützen  gegen  alle  ungerechten  Bestrebungen  rein 
egoistischer  ArtP  Es  sind  das  nur  Beispiele,  die  wir  da  anführen.  Aber 
sie  genügen,  um  einigermaßen  erkennen  zu  lassen,  wie  viele  und  wie 
großartige  Aufgaben  der  Staat  in  der  modernen  Entwicklung  zu  lösen 
hat,  wenn  er  auch  nur  seinem  ersten  und  höchsten  Zwecke,  dem  Rechts- 
zwecke, voll  und  ganz  genügen  will. 

ß)  Ea  wäre  kurzsichtig,  dem  Staat  ein  Wachstum  seiner  Kraft  zu 
mißgönnen  bloß  aus  Furcht  des  möglichen  Mißbrauchs.  Nein,  die  Kraft, 
die  der  Staat  nötig  bat  zur  Durchführung  seiner  pßichtmäßigen  Aufgaben, 
muß  er  besitzen  oder  erwerben.  Gerade  heute  bedürfen  wir  eines  starken 
Staates  und  einer  starken  Staatsgewalt  angesichts  der  großartigen  Pro- 
bleme wirtschaftlicher  und  sozialer  Art,  die  zu  bewältigen  sind.  Wir 
denken  dabei  nicht  nur  an  die  Durchführung  des  inneren  Rechtsschutzes 
und  der  sozialen  Gesetzgebung,  Die  Fortschritte  der  Technik  haben 
innerhalb  der  einzelnen  Länder  den  Verkehr  erleichtert  und  belebt.  Aber 
auch  für  die  ganze  Erde  sind  heute  bequeme  und  schnelle  Verbindungen 
hergestellt.  Die  trennende  Bedeutung  der  Entfernung  ist  wesentlich  ab- 
geschwächt, die  Möglichkeit  geboten,  weit  auseinander  liegende  Ländei^ 
strecken  zu  einem  großen,  einheitlichen  Wirtschaftsgebiet  zu  vereinigen. 
Man  braucht  nicht  gerade  einer  Wiederholung  der  rücksichtslos  egoistischen 
SchifiTabrts-  und  Kolonialpolitik  der  merkantilistischen  Zeit  das  Wort  zu 
reden,  nicht  in  dem  Imperialismus,  in  der  Herstellung  eines  Weltreiches 
für  wirtschaftliche  Zwecke  das  höchste  Ideal  zu  erblicken,  um  dennoch 
in  richtiger  Würdigung  des  Welthandels,  des  kolonialen  Besitzes,  der 
hohen  Bedeutung  des  Bodenkoeffizienten  für  die  gesamte  Produktion  eine 
gerechte,  kluge,  kraft-  und  maßvolle  auswärtige  Handels-  und  Kolonial- 
politik zu  befürworten,  namentlich  in  einem  Lande  mit  stark  wachsender 
Bevölkerung.  Kolonial-  und  Weltpolitik,  die  wirksame  Vertretung  der 
nationalen  wirtschaftlichen  Interessen  auf  allen  Punkten,  wo  sie  in  Frage 
stehen,  wie  die  Sicherung  des  heimischen  Bodens,  haben  daher  heute 
auch  die  Aufgaben  im  Bereich  des  staatlichen  Machtzweckes  gewaltig 
erweitert.  Bei  allem  darf  freilich  nicht  vergessen  werden,  daß  die  Kon- 
solidierung der  inneren  ökonomischen  und  sozialen  Verhältnisse  stets  die 
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erste  Aufgabe  des  Staates,  die  tinerlääliche  Voraussetzung  und  Bedingung 
bleibt  für  eine  dauernd  erfolgreiche  Zusammenfassung  und  6elt«ndmacbung 
der  nationalen  Gesamtkraft  nach  außen. 

;-)  Auch  der  Wohlfahrtszweck  hat  in  uneern  Tagen  dem  Staat 
und  den  andern  öffentlichen  Körperschaften  ein  großes  Feld  segens- 
reicher Wirksamkeit  eröffnet.  Näher  darauf  einzugehen,  ist  hier  nicht 
am  Platze. 

Nur  eine  Bemerkung  allgemeinerer  Art  möge  uns  jetzt  schon  verstattet;  sein. 
Edgar  Loening  urteilt',  das  .GemeinlDteresBe"  lasse  sich  kaum  in  einer 
iTrisseneohaftlich  verwertbaren  Formel"  zueammenfaeaen.  Das  mag  zutreffen,  wenn 
man  das  Gemeinwohl  abstrakt  im  Sinne  der  rationalistischen  PhiloBophie  ver- 
steht und  von  dem  konkreten  OesamtwoU  aller  Biliar  als  etwas  ganz  Selb- 
st&ndiges  trennen  will.  Übrigens  eoheint  Loening  unserer  An^TaBgang  nahe  zu 
stehen.  Er  sagt:  .Sehr  verschiedene  Ursachen  haben  zu  den  verschiedenen  Zeiten 
und  bei  den  verschiedenen  Vslkem  darauf  eingewirkt,  die  Tätigkeit  des  Staates 
auszudehnen  oder  einznachrfinken.  Die  religiösen  und  sittlichen  Überzeugungen, 
die  in  dem  Volke  vorherrschen,  vor  allem  die  geietige  Uacbt,  welche  die  Idee 
der  personlichen  Freiheit  in  dem  Volk  aueübt,  die  wirtschaftlichen  BedUrfnieee, 
der  Einfluß  der  verschiedenen  sozialen  Klassen  auf  die  Herrschaft,  aber  auch  die 
Sinnesart  und  der  Charakter  des  Herrschers  (es  sei  nur  an  Peter  den  Gro&en 
und  Friedrich  Wilhebn  I.  erinnert):  alle  diese  und  andere  Elemente  haben  zu- 
sammengewirkt, um  den  Ereis  der  Tätigkeit  dea  Staates  zu  beetimmeit.  Eine 
ganz  andere  Frage  ist  es,  wieweit  der  Staat  den  Ereia  seiner  Tat^keit  aus- 
dehnen soll.  Um  in  den  einzelnen  Fällen  hierüber  eine  richtige  Entscheidung  zu 
geben,  bedarf  es  eines  obersten  leitenden  Grundsatzes,  der  als  Norm  in  dem 
Kampf  der  widerstreitenden  IntereaBen  den  Auaacblag  zu  geben  hat.  Dieser 
oberste  Grundsatz  lää,t  sich  nur  ableiten  ans  der  gesamten  sittlichen  Weltanschau- 
ung, aus  dem  Ideale  des  höchsten  Gates,  deaaen  Verwirklichung  anzustreben  als 
Au^abe  des  Menschengeschlechts  anerkannt  wird.  Damit  ist  aber  auch  gesagt, 
Ae&  mit  der  Entwicklung  der  ethischen  Anschauungen  sich  die  mehr  oder  minder 
klaren  Vorstellungen  Ober  die  Aufgaben  dea  Staates  verändern.  Wie  aber  der 
hieraus  abgeleitete  oberste  Grundsatz  auf  die  einzelnen  Tatbestände  anzuwenden 
ist,  welche  Angelegenheiten  der  einzelne  Staat  zu  einer  bestimmten  Zeit  in  den 
Bereich  seiner  Tätigkeit  zu  ziehen  nnd  welche  Ma&'egeln  %  zu  ergreifen  hat, 
um  seinen  Aufgaben  gerecht  zu  werden,  diese  Frage  zu  beantworten,  ist  Sache 
der  Wiesenschaft  der  Politik,  die  auf  die  zweckmäßige  Benutzung  der  gegebenen 
Kräfte  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  angewiesen  ist.'  Daß  der  Hallenser 
Bechtalehrer  nun  hier  der  staatlichen  Wirtschaftspolitik  für  irgend  welche  .ge- 
gebenen Verhältnisse*  ein  anderes,  klareres  Prinzip  ,in  einer  wissenachaftlich 
verwertbaren  Formel'  an  die  Hand  gibt,  können  wir  vorderhand  nicht  einsehen. 
Der  solidaristische  Grundsatz  des  pflichtmä&igen  Zieles  scheint  uns  einfacher,  faß- 
licher, wirksamer  zu  sein;  und  es  kann  nicht  schwer  fallen,  wenn  man  eine 
richtige  Vorstellung  von  dem  gewonnen  hat,  was  unter  gegebenen  geschichtlichen 
Verhältnissen  zum  i^vatwohl  innerhalb  der   einzelnen  Stände  und  Klassen  ge- 

■  Vgl  Loening,  Artikel  ,St»at*  (allgemeine  Staatslehre)  im  HaDdw5rterbnch  der 
StaatawiseenschafteD  TI '  920  f. 
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httrt,  den  höheren  Begriff  des  Oeneinwohles  zn  formulieren.  Darin  siünmeD  wir 
jedenfalls  Loening  zu,  da&  bisher  noch  niemals  ein  Organisationeprinzip  sich  bis 
zum  äußersten  ond  bis  zu  den  letzten  Konsequenzen  durchgesetzt,  dafi  os  sich  in 
der  Qeechichte  viehnehr  stets  nur  um  ein  verschiedenes  Maß  der  Durchftlfaning 
gehandelt  habe.    Nicht  anders  wird  es  in  unserer  Epoche  sein. 

Alle  Kräfte,  die  individuellen,  sozialen,  staatlichen,  stellt  somit  der 
Solidarismus  in  den  Dienst  der  Oesamtheit.  Alle  Beweggründe,  wie  sie 
das  christliche  Sittengesetz  darbietet,  die  Liebe,  welche  die  individuelle 
Not  vieler  einzelnen  Glieder  der  Gesellschaft  lindem  und  heilen  kann, 
die  private  Gerechtigkeit,  die  jede  physische  und  moralische  Persönlich- 
keit in  ihrer  Rechtssphäre  schützt,  die  soziale  Gerechtigkeit,  welche 
das  Gesamtwohl  schirmt,  das  Elend  der  Massen  und  Klassen  verbotet 
oder  Überwindet,  den  Gemeinsinn  in  den  Gliedern  der  Gesellschaft  fördert 
—  alle  diese  Motive  und  sittlichen  Kraftquellen  sollen  nach  dem  Soli- 
darismus zur  Erreichung  des  Zieles,  des  natürlichen  Zweckes  der  staat- 
lichen Gesellschaft  zusammenwirken,  jedes  an  der  rechten  Stelle,  in  der 
rechten  Art.  Gerade  diese  Universalität  der  Kräfte,  Mittel, 
Motive,  die  dem  Solidarismus  eigentflmlich  ist,  bildet  seine  beste  Empfeh- 
lung, unterscheidet  ihn  scharf  von  den  wesentlich  einseitigen  Systemen 
des  Individualismus  und  Sozialismus.  Im  Mittelpunkte  des  Systems  aber 
steht  die  soziale  Gerechtigkeit,  Gerechtigkeit  auch  fflr  das  Ganze 
und  alle  einzelnen  Klassen,  die  Solidarität  als  soziale  Rechtspflicht,  fest 
gegründet  in  der  sittlichen  Weltordnung. 

Eotzündat  rings  aaf  den  Bergen  weit 

Das  Aammende  Feaersignal  der  Zeit: 

,Oereclitigkeit*!  (Eichert.) 

126.  Der  kontraktliebe  „Solidarisme"  der  „Ecole  nonTelle".  um  an 
Gott  und  seinem  Gesetze  vorbeizukommen,  haben  die  modernen  Soziologen  ihre 
naturalistische  Entwicklungstheorie  ersonnen,  hat  Rousseau  die  staatliche  Gesell- 
schaft auf  einen  fingierten  Sozialkontrakt  zurflckgefohrt ,  versuchen  neuerdings 
wieder  französische  SchriftsteUer,  der  gesellschoftlicheD  Solidarität  Unterlagen  zu 
geben,  die  zum  göttlichen  Sittengesetz  in  keiner  Beziehung  stehen. 

Nach  Durkhe^m'  ist  die  Gesellschaft  von  der  , mechanischen*  Solidarität, 
wie  sie  der  Homogenitat  der  Elemente  primitiver  Gesellschaften  bei  Gleichheit 
der  Weltanschauung  und  der  Beschäftigung  entsprach,  mit  wachsender  Verdich- 
tung der  BevAlkerung  und  hochentwickelter  Arbeitsteilung  zur  .organischen* 
Solidarität  fortgeschritten.  Die  einzelnen  sehr  differenzierten  und  individualisierten 
Teile  der  Gesellschaft  sind  nunmehr  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  sich  gegen- 
seitig zur  Erzeugung  des  LebenBunterhaltes  zu  ergänzen.  Man  sieht  sofort :  diese 
,oi^anischfi'  Solidarität  Durkheims  reicht  nicht  Ober  die  Grenzen  der  bloß  fak- 
tischen Solidarität  hinaus.  Im  Übrigen  erblickt  Durkheim  fflr  die  Zukunft  den 
einzigen  Regulator  der  geseUschaftlioben  Beziehung  im  Vertrage,  dessen  Inne* 
haltnng  der  Staat  zu  bewachen  hat.   Dabei  erkennt  er  die  Notwendigkeit  gemein- 


>  De  Is  divisioD  du  travail  social,  ätude  sui  1' Organisation  des  soeiätde  anpdriears 
(zuerBt  189S). 
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suner  sittlicher  Ideen  nicht  an.  Das  ist  freilich  eine  Solidarität,  bei  der  auch  ein 
entfesselter  Kapitalismus  seine  Rechnung  finden  dflrfte.  Sehr  richtig  bemerkt  Barth  * : 
,So  kann  man  —  Barkheim  ist  ein  Beweis  dafür  — ,  wenn  man  nur  die  Wirt- 
schaft betrachtet,  vergessen,  äa&  die  Wirtschaft  ein  Erzeugnis  des  menschlichen 
Willens  und  Geistes  ist,  und  dag  der  Wille  und  der  Geist  sie  nur  als  Mittel 
zu  ihren  höheren  Zwecken,  nicht  als  Selbstzweck,  erzeugt  haben.  Die  Arbeits* 
teilung  ist  eine  Ua^egel  zur  Erhaltung  des  Lebens,  aber  sie  bestimmt  nicht 
den  ganzen  Inhalt  des  Lebens,  den  vielmehr  die  gesamte  Weltanechanung  jeder 
Epoche  teils  unmittelbar  erzeugt  teils  erwerben  hilft." 

OrABeres  Interesse  beansprucht  der  Solidarismns,  wie  L4on  Bourgeois*  ihn 
formuliert  hat.  Die  Menschen  sind  untereinander  verbunden  durch  eine  notwendige 
Gesellschaft,  die  vor  ihrer  Geburt  da  war  (une  assooiation  nöceaeaire,  anterieure  h  leur 
naissance);  niemand  vermag  sich  derselben  zu  entziehen,  weil  er  ohne  sie  nicht 
leben  kann.  Jene  notwendige  wechselseitige  Abh&ngigkeit  —  die  unabwendbare, 
wie  ein  Fatum  den  Menschen  umfangende  faktische  Solidarität  —  verwandelt  eich 
nnn  durch  kOhne  SchluBfolgenmgen  in  eine  juridische  Solidarität  besonderer  Art : 
Wir  beobachten  in  der  menschlichen  Gesellschaft  als  Ei^buis  der  faktischen 
Solidarität,  wie  jeder  an  einem  überlieferten,  säkularen  Fond  von  GOtem  teil- 
nimmt, welchen  unsere  Vorfahren  aufgehäuft  haben.  Eine  zusammenhängende 
Kette  von  TJotemehiDungen,  Anstrengungen,  Erfindungen,  Schöpfungen  reicht  von 
den  vergangenen  Geschlechtern  bis  auf  uns  herab.  Ohne  unsere  Vorfahren  wären 
wir  nichts.  Wir  haben  vieles  von  ihnen  empfangen,  und  zwar  umsonst  empfangen. 
Also  sind  wir  Schuldner!  .Nons  naissons  debiteurs!"  Jeder  von  uns  ist  Schuldner 
seit  seiner  Geburt;  er  hat  eine  Schuld  kontrahiert,  indem  er  geboren  wurde. 
Man  beachte  den  kohnen  BrQckenbau,  der  die  faktische  Solidarität  mit  der 
juridischen  Solidarität  verbindet.  Es  gilt,  Forderungen  aufzustellen.  Dazu  genOgt 
die  Solidarität  als  Faktum,  die  tatsächliche  Abhängigkeit  der  Menschen  von- 
einander, die  unbestritten  notwendige  wechselseitige  Ergänzung,  nicht.  Fflr  jed^ 
denkenden  Menschen  ist  die  Verbindung  zwischen  der  tatsächlichen  Solidarität 
und  der  SoUdarität  als  sittlicher  Forderung  durch  dos  gCtÜiche  Sittwigesetz  von 
selbst  gegeben.  Aber  in  dem  klassischen  Lande  der  Laienmoral  geht  man  an 
dem  göttlichen  Sittengeaetz  gern  vorüber,  nimmt  all^dings  aus  seinen  Normen, 
wae  man  nun  einmal  nicht  entbehren  kann,  sucht  dafür  aber  em  anderes  Funda- 
ment als  den  Willen  des  Schöpfers.  Hier  erschnnt  nun  in  unserem  Falle  die 
faktische  SoUdarität  urplötzlich  in  eine  kontraktliche  Solidarität  verwandelt.  Da 
jedoch  kein  Beweis  für  die  Existwz  eines  solchen  Vertrags  zu  bringen  ist,   so 

>  Die  Philosophie  der  Geschichte  als  Soziologie  (1897)  298. 

■  Sobdaritä*  (1902).  Man  vgl  die  zussmmenfaseeDdeii  Angaben  über  die  £cole 
noovelle  bei  Charles  Gide,  Qoatre  6co\ea  d'äconomie  sociale  (1889);  auch  dessen 
Artikel  ,La  Solidariti  comme  programme  äconomiqae*  in  der  Revue  Internationale  de 
sociologie,  octobre  1903;  ebenso  in  Ch.  Gides  Principes  d'äconomie  poUtiqne  '  (1898)  89 f 
206;  femer  die  Sammlung  von  Konferenzen  der  ^cole  des  hantes  etndes  sociales:  Essai 
d'une  philoHophia  de  la  solidaritä  (1902);  namentlich  aber  die  vom  Institut  de  France, 
Acadämie  des  Sciences  Horales  et  Palitiqnes  herausgegebene  Schrift:  La  Solidaritd  ao- 
ciale,  ses  nouvellee  formuleH,  par  Eugene  d'Eichthal;  La  Solidaritä  eociale  comme 
principe  des  loia,  par  Charles  Brunot,  mit  Obervatione  par  Frädäric  Passj,  Panl 
Leroj-Beaulien,  Levasseur,  Sorel,  JuglsT,  Bontronx,  Chejsson,  Eugene  Bestand,  de  Tarde, 
Glasson  et  Ben«  Stonrm  (1903). 
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erinnert  mtat  sich  an  einige  Artikel  des  Code  civil ',  die  von  dem  Qnasikon- 
trakt  handeln.  Freilich  sind  nicht  Verpflichtnngen  in  Frage,  die  eich  an  freie 
Handlangen  einer  Pereon  anluiOpfen.  Wir  werden  Tielmehr  ohne  unser  Zu- 
tun, ganz  ohne  unsere  Schuld  und  ohne  unser  Verdienet  In  diesen  Quaei- 
kontrakt  hineingeboren.  Ans  der  bloßen  Zugehörigkeit  zur  Gesellschaft,  die 
sich  auf  keinen  freien  Akt  unserseits  zurOckfOhrt,  entsteht  fOr  uns  eine  quasi- 
kontraktUche  Verpflichtung.  Wir  können  nicht  daran  vorbei.  Wir  mflsaen 
uns  als  .geborene  Schuldner'  bekennen  und  anerkennen.  Aber  wessen  Schuldner 
sind  wirP  Unserer  Voreltern,  die  uns  die  Existenz  gegeben,  die  Ziviliaation, 
die  Mittel  der  geistigen  und  industriellen  Produktion  usw.  hinterlassen  haben. 
Nun  verlangt  aber  doch  die  Gerechtigkeit,  daß  man  seine  Schulden  bezahle. 
Da  ~die  Vorfahren  tot  sind  und  man  ihnen  die  Schuld  nicht  abtragen  kann, 
so  treten  die  lebenden  Mitglieder  der  Gesellschaft,  unsere  Zeitgenossen,  an 
deren  Stelle.  Die  einen  haben  viel,  die  andern  wenig  an  Gütern  und  sozialen 
Vorteilen  empfangen.  Die  einen  sind  durch  eine  reiche  Erbschaft  bracht, 
hoch  erhoben  durch  die  soziale  Lage  ihrer  Eltern.  Die  andern  sind  von 
jedem  Besitz  entblößt,  ohne  Bildung,  ohne  geistige  und  materielle  Hilfe. 
Wohlan!  Die  Gerechtigkeit  erfordert,  dafi  eine  Kompensation  stattfinde.  Die 
Schuld,  welche  wir  den  Vorfahren  nicht  mehr  abtragen  kOnnen,  da  diese  fOr  uns 
unerreichbar  sind,  müssen  wir  an  deren  Deszendenten  zahlen.  Gegen  wen  sind 
wir  verpflichtet?  fragt  Leon  Bourgeois:  Auf  den  durch  die  gemeinsamen  An- 
strengungen erloschener  Generationen  aufgeh&uften  Schatz  von  Gutem  haben 
alle  unsere  Zeitgenossen  ein  gleiches  Recht,  um  daraus  Vorteil  zu  ziehen.  Und 
wenn  dann,  wie  es  tatsikchlich  der  Fall,  manche  von  uns  verhindert  sind,  diesen 
Vorteil  sich  anzueignen,  wenn  andere  in  flberflie&ender  Weise  die  Güter  besitzen, 
habe  ich  dann  nicht  Grund  zu  sagen:  daß  ein  jeder  entweder  Schuldner  oder 
Gläubiger  von  Geburt  ist,  daß  man  seine  soziale  Rechnung  in  Ordnung  bringen, 
daß  der  eine  geben,  der  andere  empfangen  muß?  Wohl  bemerkt,  nicht  in  freiw 
Liebestfitigkeit ,  sondern  auf  Grund  einer  quasikontraktlichen  Rechtapflicht,  ver- 
möge der  notwendigen,  natürlichen  Zugehörigkeit  zur  Gesellschaft!  Daß  hier- 
bei ein  vollkommener  Ausgleich  praktisch  unmöglich  ist,  liegt  auf  der  Hand. 
Da  ist  ein  Mensch,  der  100000  Franken  und  zugleich  eine  Geisteskrankheit 
geerbt  hat  —  man  mache  nun  die  Rechnung!  (Malapert.)  Im  AhriKen  ist 
die  ganze  Doktrin  so  anbestünmt  und  in  ihrer  prinripiollon  BegrOndung  so  va- 
schwömmen,  daß  sie  geradezu  als  ein  Muster  von  Begriffsverwirrung  sich  dar- 
stellt. Aber  sie  ist  zugleich  bestimmt  genng,  um  den  sozialen  Frieden  zn  stOren, 
den  Klassenkampf  zu  proklamieren,  dem  Kollektivismus  die  Wege  zu  ebnen, 
mag  dies  beabsichtigt  sein  oder  nicht.  Wie,  wenn  nun  die  gleichberechtigten 
Erben  ihre  Ansprüche  erheben  gegenüber  den  glücklicheren  Usufruktnaren  einer 
widerrechtlich  ungeteilten  Erbschaft  unserer  Altvordern?  Was  dann?  Die  große 
Masse  des  Volkes  erscheint  hier  als  quasikontraktlicher  Gläubiger  der  Besitzenden, 
und  des  Staates  Aufgabe  wird  und  muß  es  sein,  dem  kontraktlichen  Rechte  der 
Gläubiger  Geltung  zu  verschaffen,  die  Zahlung  der  Schuld  zu  erzwingen,  das 
Eigentum  der  Besitzenden  zu  Uquidiereu '.     Warum  hat  man  da  nicht  gleich  die 

'  Vgl.  Code  civil  1870-1871. 

*  In  der  Sitzang  der  Natioaalversainmlmig  vom  2.  und  5.  April  1791  sagte  Robes- 
pierre:  .Das  Eigentum   eines  Menschen    ffiUt   nach   semem    Tod   an   die  Gesellschaft 
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GeBellechaft  al»  solche  znr  alleinigen  Eigentünierin  aller  &Uter  erklärt  und  ihr 
deren  Verteilung  zngewioBen,  die  Gesellschaft  der  G^enwart  zum  Testaments- 
vollstrecker der  ÖeseUschaft  unserer  Yorfahren  gemaoht?  Das  wäre  wenigstens 
klarer  gedacht  und  würde  doch  nur  zu  dem  gleichen  Ziele  gefohrt  haben,  wohin 
die  juristisch  abenteuerlichen  Konstruktionen  dieses  Solidarismus  mit  zwingender 
Logik  fahren  mflssen. 

Nein ,  nicht  auf  einem  Eontrakt  beruhen  die  sozialen  Bande ',  nicht  auf 
einem  Quasikontrakt  die  sozialen  Verpflichtungen,  sondern  auf  dem  gOttUchen 
Sittengesetz.  Gott  ist  der  Gläubiger,  dem  wir  Dank  schuldig  sind  for  sein  Gesetz, 
das  einzig  und  allein  die  Quelle  und  sichere  Stütze  ist  für  das  GlQck  der  Menschen 
und  der  Volker.  Wo  Gottes  Gesetz  in  £hren  steht,  da  blühen  die  Volker,  da  ist 
auch  für  den  Ärmsten  gesorgt,  da  kann  das  Elend  nie  nnd  nimmer  zum  Erbteil 
ganzer  Klassen  werden.  Aber  man  mochte  eben,  wie  gesagt,  gar  zu  gern  sii  Gott 
und  seinem  Gesetz,  an  jedem  wirklich  objektiven  Prinzip  vorübergehen,  uro  für 
den  Subjektivismus  wenigstens  den  Schein  zu  retten,  und  wäre  ee  auch  nur 
vermittelst  dnes  vOllig  fiktiven  Qnasikontrakts.  «Geht  der  Mensch",  sagt  Kar! 
V.  Vogelsang',  ,von  der  Voraussetzung  seines  Ich  aus,  dessen  Freiheit  der 
Selbstbestimmung  nur  durch  die  entgegenstehende,  ebenso  illimitierte  der  andern 
Menschen  behindert  wird,  so  entwickelt  sich  ans  diesem  naturalistischen  Subjek- 
tivitatsprinzip  logisch  die  gesamte  Hobbessche  Theorie  von  dem  ausschließlich 
als  menschliche  Triebfeder  wirkenden  Egoismus,  die  Rousseausche  Vertragstheorie 
der  Regelung  dieses  wilden  Kampfes  durch  den  von  Jem  freien  konstituierenden 
Willen  der  Paziszenten  ausgegangenen  Ge8ell3chaftsy8rtrag,'das  gesamte  liberale 
System  mit  seinem  Konkurrenzkämpfe,  dem  ehernen  Lohngeaetze,  der  , Freiheit 
der  Arbeit',  dem  Freihsmdel  usw.  Nimmt  dagegen  das  Denken  seinen  Ausgangs- 
punkt von  einem  persönlichen  Gott,  dem  zweckbewuSten  Schopf  er  der  Welt, 
wdcher  derselben  in  dieser  seiner  Eigenschaft  ihre  Existenzbedingungen  als  Ge- 
setze eingegossen  hat;  erkennt  der  Mensch  seine  natürliche  und  vemOnftige 
Unterordnung  unter  eben  diese  Gesetze  und  seine  Verpflichtung,  innerhalb  des 
ihm  angewiesenen  Berufes  zu  ihrer  Erfüllung  mitzuwirken :  so  beruht  sein  Denken 
und  damit  sein  Tun  auf  der  Basis  des  christlichen,  objektiven,  historischen  Prin- 
zips." Dann  bedarf  es  nicht  eines  .Quasikontraktes",  um  den  Enterbten  ihre  Rechte 
zu  sichern.  .Die  ganze  christliche  Soziallehre  ist  fest  und  notwendig  begründet  auf 
dem  Glauben  an  die  Abstammung  aller  Menschen  von  einem  ans  der  schöpferi- 
schen Hand  Gottes  hervorgegangenen  Menschenpaar.  Diese  Lehre  von  der 
Gottfthnlichkeit,  von  der  Einheit,  der  Blutsverwandtschaft  des  gesamten  Menschen- 
geschlechts ist  die  Lebenswiirzel ,  aus  welcher  die  christliche  Soziatwissensohaft 
die  angeborene  Würde  jedes  Menschen,  seinen  unverwirkbaren  Rechtsanspruch 
auf  eine  dieser  gottgegebenen  Würde  entsprechende  Behandlang  ableitet,  sowie 

zarttck,  Nor  ans  öffentlichem  Interesse  lafit  diese  den  Besitz  auf  die  Nschkommeii  des 
Eigentflmers  Sbergehen'  (lUimpression  de  l'ancien  Monitenr  depaia  la  räunion  des  £tata 
gduäraux  jusqn'sa  Consnlat,  1840).  Die  AuffasanngeD  über  das,  was  .Öffentliches  Inter- 
esse' ist,  können  sich  ja  natärlich  Budeni. 

•  Vgl.  hierzu  Friedrich  v.  Eaamer,  Über  die  geschichtliche  Entwicklang  von 
Recht,  Staat  und  Politik  (1826)  104. 

*  GmadzQge  einer  christlichen  G esellach afts-  und  Volkswirtschaftslehre,  ans  dem 
literarischen  Nachlasse  Vogelsanga  zusammengestellt  von  Wiard  EIopp  (1S94)  139. 
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die  ganze  folgenreiche  Lehre  von  der  Gleichberechtigang  der  Mensch«!  bei  aller 
aoe  dem  sozialen  Zweck  herrorgegangenen  Uannigfaltigkeit  der  Rechtsansprflche. 
Es  ist  diese  Lehre  die  Basis  unserer  Forderung  von  sittlichen  und  sozialen 
Wechselbeziehnngen  der  Torschiedenen  Stände  zneinander,  sie  ist  —  wie  Hat- 
tinger  in  seiner  .Apologie  dee  ChristentumB'  treffend  sagt  —  die  Magna  charta 


127.  Die  Solidarität  als  Organisationsprinzjp.  Seit  Schäfflesi  und 
Wagners  ^  tiefgreifenden  Untersuchungen  iet  man  gewohnt ,  von  drei 
Organisationsprinzipien  der  Volkswirtschaft  zu  reden:  dem  privatwirt- 
schaftlichen ,  gemeinwirtschaftlichen ,  charitativen  Prinzip.  Gleichwohl 
sind  gegen  eine  Nebeneinanderstellang,  in  welcher  das  charitative  Prinzip 
oder  System  dem  privatwirtschaftlichen  und  gemeinwirtechaftlichen  System 
koordiniert  zu  werden  scheint,  aach  Bedenken  erhoben  worden,  so  von 
Karl  Diebl,  wenn  er  sagt^:  , Durch  die  zwei  letztgenannten  Bezeich- 
nungen (privatwirtschaftUch,  gemeinwirtschrftlich)  soll  angegeben  wer^ 
den,  in  welcher  Weise  die  wirtschaftliche  Erwerbsordnung  eingerichtet 
ist;  unter  charitativen  Einrichtungen  sind  aber  solche  verstanden,  durch 
die  Individuen,  denen  die  ErwerbsmJ^glichkeit  fehlt,  auf  unentgeltliche 
Weise  Güter  zugeführt  werden  sollen.  Charitattve  Einrichtungen  sind 
somit  notwendige  Ergänzungen  jeder  WirtBchaftsorgamsation,  sie  können 
aber  nicht  selbst  zu  einer  Organisationsform  gemacht  werden.' 

Zur  Charakterisierung  der  Eigenart  des  Verkehrs  zwischen  den  ver- 
schiedenen Wirtschaftseinheiten  dürften  die  drei  Prinzipien  vielleicht 
doch  geeignet  sein.  Wenn  zwei  Wirtschaftseinheiten  auf  Vertrags- 
mäßiger  Basis  miteinander  verkehren,  wobei  jede  ihren  eigenen  Vor- 
teil im  Äuge  hat  und  für  ihre  Leistung  eine  äquivalente  Gegenleistung 
sich  ausbedingt,  dann  ist  das  privatwirtechaftltche  (spekulative) 
Prinzip  in  Tätigkeit  getreten.  Wenn  eine  Zwangsgemeinschaft,  wie  der 
Staat,  autoritativ,  kraft  obrigkeitlicher  Gewalt,  Leistungen  von  den 
Gliedern  der  staatlichen  Gesellschaft  als  solchen  nach  Maßgabe  des  öffent- 
lichen Bedarfs  und  der  Leistungs&higkeit  der  Pflichtigen  fordert, 
dann  findet  das  gemeinwirtsohaftliche  Prinzip  seine  Anwendung. 
Handelt  es  sich  um  freie  Hingabe  aus  Liberalität,  ohne  äußeren 
Zwang  und  ohne  Gegenleistung,  dann  spricht  man  von  dem  charitativen 
Prinzip. 

Will  man  sich  aber  nicht  damit  begnUgen,  die  drei  Prinzipien  als  Ver- 
kehrsprinzipien gelten  zu  lassen,  so  muß  man  wenigstens  das  charitative 
Prinzip  aasschalten.  Das  privatwirtschaftlicfae  und  das  gemeinwirtschaft- 
liohe  Prinzip  sind  ja  in  der  Tat  auch  unmittelbare  Organisations- 
prinzipien der  Volkswirtschaft.    Sie  können  jedoch  nicht  als  die  letzten 


'  DugegeIlgchamicheS7BtemdermenschlicheDWirt8cbaftII*(1873)  13  19ff  lOlft 

•  Grundlegung  1 ',  2,  761  ff. 

'  Jahrbücher  fOr  Nationalökonomie  XXIV  (1902)  102. 
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Prinzipien  bezeichnet  werden ,  da  ihnen  jede  innere  Begrenzung  fehlt. 
Der  IndividualismuB  operiert  mit  dem  privatwirtscbaftlicben,  der  Sozialis- 
mus mit  dem  gemeinwirtschaftlichen  Prinzip.  Wollen  wir  das  richtige 
Prinzip  finden,  das  vor  jenen  Extremen  schUtzt,  dann  müssen  wir  ein 
neues  Organisationsprinzip  formulieren,  das  in  der  rechten  Weise  Privat- 
wirtBchaft  und  Gemeinwirtschaft  verbindet,  so  wie  es  unseres  Erachtens 
das  solidarische  Prinzip  des  Gemeinwohles  tut. 

Friedrich  Kleinwftcbter  stellt  für  die  Frage  der  OrganiBation  folgen- 
des Schema  auf ' : 

1. 
Geeonderter  Erwerb.  Geeonderter  Konaum. 

ladividaaliarnua.  ' 

2. 
Gemeineamer  Erwerb.  Gemeinaamer  Konsum. 

Voller  oder  ganzer  KommunismuB. 

3. 
Gemeinsamer  Erwerb,  Gesonderter  Konsmn. 

Halber  Kommunismus  (Sozialismus  der  Gegenwart). 

4. 
Gesonderter  Erwerb.  Gemeinsamer  Konsum. 


DistributjaniuB  '. 
Wie  die  meisten  Schemata,  so  ist  anch  das  von  Kleinwächter  gewählte  nur 
scheinbar  erschöpfend.  Es  stellt  den  Gegensatz  zwischen  Individualismus  und 
Kommunismus  oder  Kollektivismus  nicbt  voll  dar,  sondern  lediglich  nach  be- 
stimmten Richtungen,  ohne  dabei  irgendwie  auf  das  den  gegensätzlichen  Systemen 
zu  Grunde  liegende  Prinzip  einzugehen.  So  kann  es  auch  nicht  zu  einer  rechten 
Termittlung  der  Gegensfttze  fOhren  durch  Verbindung  dessen,  was  in  den  ver- 
schiedenen Systemen  richtig  ist.  Wenn  der  Individualismus  z.  B.  nur  als  ge- 
sonderter Erwerb  und  gesonderter  Konsum  bezeichnet  wird ,  so  wird  man  diese 
Elemente  der  Oiganisation  heute  durch  die  soziale  Beform  durchaus  nicht  be- 
seitigen woUen  und  doch  anderseits  um  so  gründlicher  mit  dem  individualistischen 
Freiheitsprinzip  auirftumen  können. 

Zum  Schluß  möchten  wir  noch  einmal  kurz  die  wesentlichen  Ele- 
mente hervorbeben,   aue   denen  der  Solidarismus  als  ein  zwischen  In- 

>  Lehrl'uch  der  Nation tJskonomie  (1902)  159. 

*  unter  .Distribatismus'  versteht  EleinwSch ter  a.  s.  0.  ,die  verschiede- 
neu  Ideen  and  diversen  Ueinen  Sekten ,  die  im  Lanfe  der  Oeechichte  wiederholt  auf- 
getaocht  sind,  die  van  einer  gemeinBiunen  Erwerbswirtschaft  nichts  reden,  also  eventaell 
auch  voraussetzen,  daß  jeder  gesondert  fQr  sich  erwirbt,  die  aber  —  zusieist  auf  der 
Lehre  des  Crchristentoms  fußend  —  verlangen ,  dafi  jeder  Besitzende  mit  seinem  dürf- 
tigen Nebenmen sehen  teilen  soll,  die  alao  einen  gemeinsanien  Konsum  des  separat  Er- 
worbenen fordern'.  Die  .Lehre  des  ÜrcbristentnmB*  scheint  Eleinwächter  mißverstanden 
za  haben.  Tgl.  darOber  Alfred  Winterstein,  Christliche  Lehre  vom  Erden- 
gnt  (1898). 
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dividualismus  und  Sozialismue  vermittelndes  Syst^n  sieh  zusammensetzt. 
Hierhin  gehört 

1.  als  natürliche  und  tatsächliche  Unterlage  die  Abh&ngigkeit  des 
Menschen  vom  Menschen,  seines  Heiles  vom  Heile  der  andern  durch 
seine  natürliche  Ergänzungsfähigkeit  und  Bedürftigkeit,  während  die 
geschichtliche  Entwicklung  der  Arbeitsteilung  und  des  Verkehrs  diese 
soziale  Bedingtheit  des  menschlichen  Daseins  und  Fortschrittes  modifiziert 
und  intensiver  gestaltet; 

2.  die  Solidarität  als  soziales  Rechtsprinzip,  als  natürliche  Rechts- 
fordening  für  das  gesellschaftliche  Leben  und  somit  als  sittliche  Pflicht 
für  Regierung  und  Volksgenossen,  eine  Pflicht,  welche 

a.  die  Unterordnung  des  privaten  Interesses  unter  das  Öemeininteresse, 
die  Einfügung  des  privaten  Rechtes  in  das  soziale  Recht  nach  Mafigabe 
der  Grundsätze  über  Rechtskollision  fordert,  daher  ohne  willkürliche  Auf- 
hebung, Verdrängung  der  individuellen  Wirtschaft;  welche 

b.  die  positive  Zusammenfassung  aller  individuellen  und  sozialen 
Kräfte  für  die  Zwecke  der  staatlichen  Gemeinschaft,  ihren  Rechts-,  Wohl- 
fahrtfi-  und  Machtzweck,  die  besondem  Aufgaben,  welche  ihr  aus  der 
pflichtmäßigen  Fürsorge  für  den  schwächeren  Teil  der  Gesellschaft  er- 
wachsen, bedeutet.  Hier  erscheint  der  Staat  nicht  bloi  als  gSicherheits- 
produzent",  dem  die  dabei  interessierten  besitzenden  EJassen  die  Produk- 
tionskosten oder  eine  Versicherungsprämie  für  Vermögensschutz  in  Form 
von  Steuern  leisten  nach  Maßgabe  ihres  individuellen  Interesses  am 
Staate;  das  Verhältnis  des  einzelnen  zum  Staat  ist  nicht  lediglich  eine 
Austauschrelation,  sondern  der  Staat  gilt  da  als  eine  geheiligte  Institution 
mit  dem  erhabensten  Zwecke,  das  Wohl  der  Gesamtheit  und  ihrer 
schwächeren  Teile  zu  bewirken.  Alle  sind  auf  diesen  Zweck  solidarisch 
verpflichtet  gemäfi  ihrer  Stellung  und  ihrer  persönlichen  Leistungsföhig- 
keit,  eventuell,  wenn  die  Existenz  des  Staates  in  Frage  steht,  sogar  zum 
Opfer  des  Vermögens  und  Lebens;  welche 

c.  die  soziale  Zusammenfassung  der  einzelnen  Berufsstände  (Zünfte, 
Gilden,  der  heutigen  Innungen,  Gremien,  Kammern  u.  dgl.)  nach  Maß- 
gabe der  geschichtlichen  Bedingungen  und  Bedürfnisse  begünstigt,  nicht 
zur  einseitigen  Interessenvertretung,  sondern  als  für  die  Berufsgenossen 
und  für  die  Gesamtheit  zugleich  wohltätig  wirkende  Kulturmächte,  die 
ebensosehr  den  Ausgleich  widerstreitender  Interessen  erleichtem,  wie  sie 
die  Geltendmachung  gleicher  berechtigter  Interessen  wirksamer  gestalten; 

3.  die  Solidarität  als  frei  einigendes  Prinzip  im  Hinblick  auf  die 
mannigfaltigsten  Formen  einer  freien,  zum  Wohle  der  durch  das  lebendige 
Bewußtsein  der  Zusammengehörigkeit  und  gemeinsamer  Interessen  Ge- 
einten, ohne  Schädigung  des  Gemeinwohles,  wirkenden  Kooperation; 

4.  die  Solidarität  als  charitatives,  frei  spendendes  Prinzip  der  christ- 
lichen Liebe,  um  die  Not  zu  mildem,  die  auch  das  bestgeordnete  Gemein- 
wesen noch  übrig  läßt.  Die  Charitas  erscheint  hier  nicht  als  Organisations- 
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prinzip  der  Volkswirtschaft.  Sie  ergänzt  aber  ihrurseite  die  Urganisation, 
fügt  sich  der  Organisation  ein,  beansprucht  für  sich  bloß  freie  Bewegung 
und  wohlwollende  Forderung.  gStaatliche  und  kommunale  Sozialpolitik  wie 
Koalitionsbestrebungen*,  bemerkt  sehr  richtig  der  Münchener  Professor 
der  N'ationalQkonomie  Karl  Wasserrabi,  «kOnnen  in  der  Hauptsache 
nur  mit  grö^ren  Qruppen  und  Durchschnitten  rechnen  und  selbst  hierfßr 
nur  mäßige  Leistungen  bieten,  was  noch  mehr  von  der  öffentlichen  Armen- 
pflege gilt.  Die  leidende  Einzelfamilie  mit  ihrem  Sonderfall  wird  immer 
der  ergänzenden  Privatwohltätigkeit  bedfirfen,  der  Liebeswerke  aller  Art, 
zumal  auch  in  organisierter  Fonn. .  .  .  Nur  tätiges  Mitgefühl,  in  Hilfe 
und  Vorbeugung,  kann  das  Herz  des  Leidenden  erreichen,  ihn  aufrichten, 
beleben  und  tröstend  nach  oben  weisen,  wo  bei  allen  Prüfungen  doch 
ewige  Liebe  wohnt." 

Nur  flüchtig  sei  schließlich  erwähnt,  wie  die  Vorstellung,  daß  die 
ganze  Menschheit  im  Sinne  des  Christentums  eine  einzige  Familie  dar- 
stellt, auch  über  die  Grenzen  des  einzelnen  Staates  hinaus  der  Solidarität 
den  Boden  ebnet,  die  Wege  zeigt.  Dabei  handelt  es  sich  keineswegs  um 
eine  bedingungslose  Auslieferung  der  nationalen  Volkswirtschaft  an  die 
internationale  Weltwirtschaft,  sondern  um  Probleme  der  Humanität  und 
Wirtschaft  zugleich  —  man  denke  z.  B.  an  die  Frage  des  internationalen 
Arbeiterscbutzes ,  die  Mitteilung  christlicher  Kultur  an  die  in  der  Nacht 
des  Heidentums  und  der  Barbarei  schmachtenden  Bntder  seitens  der 
älteren,  so  sehr  bevorzugten  Kulturvölker. 


■  Soziale  Frage,  Sosialpolitik  und  CaritAt  (1903)  26  f. 
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Fünftes  Kapitel. 
Die  Volkswirtschaftslehre. 

§  1. 
Qegenstand,  Aufgabe,  Charakter  der  Volkswirtschaftslehre. 

Literatur:  An toine,  Cours  d'^conomie  aociale*  (1899)  4f  7f;  •  (1904)  3  ff  7  ff. — 
E.  D  i  e  t  £  e  I ,  Die  Volksirirtschaft  und  ihr  Verhältnis  za  GeBellecbnft  und  Staat  ( 1 864)  45  ff 
56  ff  97  ff.  —  Liberatore,  GrandBltze  der  Voltawirtachaft  (1891)  9—12.  —  RCsUr, 

TorleaangeD  ttbet  Volkawirtacliaft  20  ff.  —  L.  v.  Stein,  Lehrbuch  der  Nationalöko- 
nomie '  (1887)  Einl.  3ff89ff.  —  Cohn,  Grundlegung  der Nationalökonoinie  (1885)  75 ff.  — 
H.  Dietzel,  Tbeoretiache  Sozialökonomik  (1895)  29  ff.  —  Buhland,  System  der 
politischen  Ökonomie  I  (1903)  26  ff.  —  Cauwis,  Coara  d'^onomie  politiqne'  (189S) 
8 — 12  21 — 84.  —  Anßerdem  die  LehrbDcher  Ton  Wagner,  SchOnberg,  Schmoller,  Conrad, 
Phtlippovich,  Klein  Wächter,  DeTas-ESmpfe  asw. 

128.  Der  Gegenstand  im  allgemeinen.  Ist  das  materielle  Oemein- 
wohl,  der  Volkswohlstand,  das  naturgemäße  Ziel  der  Volkswirtschaft,  so 
ergibt  eich  von  selbst,  daß  die  Volkswirtschaftslehre  die  für  das  Wirt- 
schaftsleben relevanten  menschlichen  und  gesellschaftlichen  Tätigkeiten 
oder  Einrichtungen  in  ihrer  Hinordnung  auf  dieses  Ziel,  in  ihrem  Ver- 
hältnis zu  demselben,  zum  Oegenstantle  hat. 

Das  Wort  „Nationalökonomie'  wird  gleichbedeutend  mit  .yolkawiti- 
schait"  und  meist  auch  mit  .Yolkswirtechaftslehre'  gebraucht.  Der  Vereuch, 
den  Ausdruck  ,NationalOkonomik*  für  die  Volkswirtschaftslehre  einzufOhren,  ist 
ohne  allgemeinen  Erfolg  geblieben.  Häufig  findet  sich  die  Bezeichnung  , poli- 
tische Ökonomie",  Ökonomie  eines  politischen  Körpers,  einaa  zu  einem  Staate 
zuaanunengefaßten  Volkes.  Der  Ausdruck  könnte  freilich  mifirerstanden  werden, 
insofern  in  ihm  die  Beziehung  der  Ökonomie  zum  Staate  einseitig  hervortritt. 
In  Deutschland  sprach  man  ä^er  von  .Kameralwiasenschaft*,  weil  die  Lehre 
vom  Kammerwesen,  die  FinanzwisBenschaft ,  als  Gipfelpunkt  der  ganzen  Wirt- 
Bchaftslehre  galt.  Für  die  Bezeichnung  .Sozialökonomik'  führt  Dietzel  eine 
Reihe  beachtenswerter  Gründe  an*.  Wir  ziehen  jedoch  vor,  bei  dem  Namen 
, Nation alükononiie*  zu  bleiben,  den  jedermann  bei  uns  heute  noch  inmier  am 
besten  versteht. 


*  Vgl.  nnter  anderem  J.  Garnier,  De  l'origine  et  de  la  filiatioD  da  mot 
politiqae,  im  Journal  des  £conomistea  1852;  Knies,  Politische  Ökonomie  (1888)  3. 

*  Vgl.  Di  et  sei.  Theoretische  SozialOkonomik  I  (1895)  51  ff. 
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129.  Material-  und  Formalobjekt.  Das  Materialobjekt  der  Volka- 
wirtschaftslehre,  d.  h.  der  Gegenstand,  über  welchen  und  von  welchem  die 
Volkswirtschaftelehre  handelt,  ist,  ganz  allgemein  gesagt,  das  Wirtschafte- 
leben eines  staatlich  geeinten  Volkes.  Das  Formalobjekt  der  Volks- 
wirtschaftslehre, d.  h.  die  besondere  Rücksicht,  unter  welcher  der  Gegen- 
stand, die  wirtschaftlichen  Tätigkeiten,  Zustände,  Einrichtungen,  behandelt 
werden,  ist  die  Hinordnung  des  Wirtschaftslebens  auf  das  materielle 
Gemeinwohl,  die  zeitliche,  materielle  Wohlfahrt  des  ganzen  Volkes  als 
Ziel  des  wirtschaftlichen  Lebens  der  in  der  staatlichen  Gesellschaft  ver- 
einigten und  TOD  der  staatlichen  Autorität  nach  Maßgabe  des  Gesell- 
schaftszweckee  regierten  Menschen.  Man  kann  darum  auch  kurz  als  Gegen- 
stand der  Volkswirtecbaftslehre  bezeichnen :  die  Ordnung  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  im  Hinblick  auf  das  materielle  Gemeinwohl  des  Volkes, 
wobei  das  Wirtschafteleben  das  Materialobjekt,  jene  Ordnung  aber  das 
Pormalobjekt  bedeutet. 

130.  Be^ff  der  Volkswirtschaftslehre.  Wir  verstehen  somit  unter 
Volkswirtechaftelehre  die  Lehre  vom  materiellen  Gemeinwohl 
oder  von  dem  materiellen- Wohlstande  des  Volkes,  insofern 
dieser  Wohlstand  innerhalb  der  staatlichen  Gesellschaft 
durch  die  rechte  und  rechtmäßige  Ordnung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse,  der  öffentlichen  und  privaten 
Tätigkeiten  und  Einrichtungen  verwirklicht  werden  kann 
und  soll. 

Welche  Ordnung  die  rechte  sei,  ergibt  sich  aus  den  Forderungen  der 
Vernunft,  des  göttlichen  Sittengesetzes,  der  Zweckmäßigkeit,  des  jeweiligen 
BedQrfnisses,  der  jeweiligen  Möglichkeit. 

Matthäus  Liberatore'  nennt  die  Volkswirtschaftelehre  ,die  Wissen- 
schaft des  öffentlichen  Reichtums  in  Bezug  auf  seine  ehrliche  (rechte) 
Anordnung  als  Mittel  des  gemeinsamen  Wohlstandes".  Er  fügt  bei; 
„Durch  das  Wort  ,ö£fentlich'  wird  sie  (die  Volkswirtschaft)  von  der 
Privatwirtechaft  unterschieden,  das  ist  von  jener,  die  sich  auf  das  Indi- 
viduum oder  die  Familie  beschränkt.  Das,  was  man  Öffentlich  nennt,  hat 
Bezug  auf  die  ganze  Gesellschaft,  Regierung  und  Regierte.  Mit  dem 
Worte  , Reichtum*  wird  das  stoffliche  Objekt  dieser  Wissenschaft,  das 
heißt  die  Menge  der  äußeren  Güter  bezeichnet,  und  mit  dem  Worte 
,Anordnung'  wird  ihr  formales  Objekt,  oder  andere  gesagt,  der  Gesichte- 
punkt, unter  welchem  der  Reichtum  von  dieser  Wissenschaft  zu  betrachten 
ist,  angezeigt.  Endlich  drückt  die  Bezeichnung  .ehrlich'  die  innere  Ab- 
hängigkeit der  Volkswirtechaft  von  der  Moral  aus,  und  die  Worte  ,a)s 
Mittel  des  gemeinsamen  Wohlstandes'  zeigen  ihre  Unterordnung  unter  die 


'  GniDdsBtze  der  Tolkswirtsehaft,  ans  dem  ItalieniEchen  übersetzt  von  Frau 
Graf  V.  Euefstein  (1S91)  23. 
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Politik  oder  das  öffentliche  R«cht  an.*  Der  letztere  Bestandteil  der 
Definition  genUgt  übrigens ,  wie  uns  scheint,  am  die  etwas  mißver- 
ständlicbe  Bezeiclmung  des  Reichtums  als  ^Öffentlichen*  QberflQssig  zu 
machen. 

Die  Bedeutung,  welche  die  Tauschgeschäfte  in  jedem  hoher  entwickelten 
■Wlrtachaftsleben  haben,  verleitete  einzelne  Nationalflkonomen  (Whately  u.  a.),  die 
Volkswirtschaftslehre  schlechthin  „Eatallaktik'',  d.  i.  GAteraustauscbwissenschaft 
zn  nennen.  Das  geht  zu  weit.  Die  echte  Nationalökonomie  kann  eich  nicht 
damit  begnflgen,  eine  Wissenschaft  vom  Tausche  oder  eine  Lehre  von  den  Warten 
zu  sein.  Ebenso  einseitig  nnd  verwerflich  sind  Definitionen,  welche  in  der  Volks- 
wirtschaftslehre eine  blofie  Geschaftstheorie,  ,theory  of  businesB*,  erkennen  lassen, 
eine  Wissenschaft,  die  sich  mit  den  Prinzipien  nnd  dem  Mechanismus  des  Handels  im 
allgemeinen  beschäftigt,  oder  mit  der  Berechnung  des  Genussee  und  Unbehagens, 
der  Mechanik  des  Nutzens  und  Selbstinteresses  u.  dgl. 

131.  Technik  nnd  Volkswirtschaftslehre.  Von  dem  Gegenstande  der 
Volkswirtschaftslehre  schlie&t  man  regelmäßig  die  Technik  des  Wirt- 
schaftsbetriebes aus,  die  Kunst  des  äußeren  Verfahrens  bei  der  Herstellung 
von  Sachgutem:  wie  Werkstätten,  Scheunen,  Ställe  einzurichten  sind,  wie 
der  Hochofen  zu  beschicken  ist,  wie  der  Bauer  die  Fruchtbarkeit  des 
Bodens  benutzt  und  steigert,  wie  die  Maschinen  einzurichten  und  zn 
handhaben  sind  u.  dgl.  Anderseits  kann  nicht  bestritten  werden,  daß  die 
Technik  üQr  das  Ergebnis  der  Wirtschaft  von  höchster  Bedeutung  ist,  und 
daß  von  dem,  was  technisch  notwendig  oder  möglich  geworden,  die  Ge- 
staltung des  nationalen  Wirtschaftslebens  wesentlich  mitbedingt  wird  *. 
Die  Lösung  der  Schwierigkeit  ergibt  sich  von  selbst,  sobald  man  die 
Unterscheidung  zwischen  Material-  und  Formalobjekt  der  Volkswirtschaft 
vor  Augen  behält.  Die  technische  Seite  ist  in  der  ganz  allgemeinen  Be- 
zeichnung des  Wirtschaftslebens  des  im  Staate  zusammengefaßten  Volkes 
als  des  Materialobjektes  der  Volkswirtschaftslehre  mit  eingeschlossen. 
Aber  die  Technik  bildet  nicht  die  besondere  Rücksicht,  unter  welcher 
die  Volkswirtschaftslehre  ihr  Materialobjekt  betrachtet.  , Nicht  sie  ist 
es,  welche  etwa  den  Jäger,  den  Fischer  und  den  Bergmann,  den  Land- 
wirt und  den  Gewerksmann  über  die  besondern  Operationen  zu  belehren 
hat,  welche  an,  mit  und  gegenSber  bestimmten  sachlichen  Gegenständen 
vorgenommen  werden  müssen,  damit  Erze  gewonnen,  Früchte  geemtet, 
Häuser  oder  Maschinen  gebaut  werden  können  usw.*^  Alles  dies  über- 
läßt sie  vielmehr  den  einzelnen  SpezialWissenschaften.  Ihr  Formalobjekt, 
d.  h.  die  Seite,  die  besondere  Rücksicht,  unter  welcher  sie  das  Material- 
objekt zum  Gegenstande  der  Untersuchung  macht,  bleibt  immer  und  überall 
nur  die  Beziehung  zum  materiellen  Gemeinwohl  der  Gesamtheit  des  Volkes. 

■  Vgl.  Knies,  Politische  Ökonomie  2;  Lehr,  Qrnndbegnffe  74  f;  SchQnbergs 
Hendbncb  I  6,  A.  5. 

■  Eniea  a.  a.  0.    Devas-Eampfe,  GnmdsJltze  der  Volkswirtschaft  (1896)  473. 
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Sie  begnügt  sich  daher  mit  einer  allgemeineren  Würdigung  der  Technik, 
insofern  deren  Ausbildung  und  Entwicklung  auf  die  zeitliche  Wohlfahrt 
der  Gesellschaft  Einfluß  ausOben  kann  und  tatsächlich  aueUbt. 

Mit  dem  Wirtechaftsbetrieb  der  Einzelwirtschaften  beschäftigeii  sich  die  sog. 
Privatwirtscliaftelehren,  z.  B.  die  Landwirtsohaftslehre,  Foretwirtschafte-, 
Handelslehre  usw.  jJede  dieser  Frivatwirteehaftslehren  beschrankt  sich  auf  die 
Erforecbung  der  Art  und  WeiBe,  in  veloher  der  GeschAftsbetrieb  eines  und  bzw. 
jede«  Landwirts,  Handelsmanos  usw.  in  gegebener  Zeit  und  Verumatändung  mit 
dem  grO&tmOglichen  Erfolg  für  den  einzelnen  Geschäfteinhaber  geführt  wird.'  ' 

132.  Irrtfimliche  Auffassung  Tora  Formalobjekt  der  Volkswirtschafts- 
lehre. Indem  der  franzaBische  Akademiker  Maarice  Block  in  seinem 
Werke  Über  ^die  Fortschritte  der  ökonomischen  Wissenschaft  seit  Adam 
Smith'  einer  bei  englischen  und  französischen  Nationalökooomen  herrschen- 
den Anschauung  Ausdruck  verleiht,  bezeichnet  er  als  .Gegenstand  der 
politischen  Ökonomie  das  Studium  der  Anstrengungen,  welche  der  Mensch 
Dbemimmt,  um  die  Bedürfnisse  seiner  Natur  mit  der  geringsten  Mühe, 
den  geringsten  Kosten  zu  befriedigen,  damit  so  die  Ursachen  festgestellt 
werden,  welche  den  Erfolg  jener  Anstrengungen  hindern*  ^.  Das  Material- 
objekt der  Volkswirtschaftslehre  wäre  also  in  den  menschlichen  An- 
strengungen auf  wirtschaftlichem  Gebiete  zu  suchen.  Aber  das  Formal- 
objekt, die  ratio  specifica  der  Volkswirtschaft,  die  besondere  Rücksicht, 
anter  welcher  jene  Anstrengungen  zu  untersuchen  sind ,  findet  Block 
in  ihrer  „Wirtschaftlichkeit",  in  der  Erzielung  des  grüßten  Er- 
folges mit  den  geringsten  Opfern.  Möge  der  Theologe,  der  Moralist, 
der  Staatsmann  d&s  wirtschaftliche  Leben  unter  afidem  Gesichtspunkten 
zum  Gegenstand  seiner  Studien  machen,  fUr  den  Ökonomisten  kommt 
es  Block  zufolge  darauf  an,  die  Hindemisse  zu  konstatieren,  welche 
dem  Streben  des  Menschen ,  mit  den  geringsten  Opfern  die  grüßten 
materiellen  Vorteile  zu  erreichen,  sich  etwa  entgegenstellen  könnten. 

Der  Irrtum  Blocks  besteht  nicht  in  der  Geltendmachung  des  Öko- 
nomischen Prinzips  überhaupt,  sondern  in  der  Bedeutung,  welche  er  dem- 
selben für  die  Volkswirtschaftelehre  zugeschrieben  hat.  Man  mag  inner- 
halb der  Privatwirtschaftslehre  in  dem  ökonomischen  Prinzip  immerhin 
—  ohne  Verkennung  des  sozialen  Charakters  der  Arbeit ' —  das  Formal- 
objekt  der  Forschung  erblicken.  Allein  es  hieße  denn  doch  den  Unter- 
schied, der  zwischen  Privatwirtschaft  und  Volkswirtschaft  besteht,  gänzlich 
mißachten,  wollte  man  als  Formalobjekt  der  letzteren  die  Art  und  Weise 

■  Knies  a.  a.  0.  3. 
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hinetellen,  wie  die  einzelnen  OesellscbBftsglieder  mit  den  geringsten  MQhen 
und  Kosten  reich  werden  können.  Alles,  was  wir  von  dem  nattirlicben 
Zwecke  der  staatlichen  Gesellschaft  gesagt  haben,  beweist  vielmehr,  daß 
das  Ökonomische  Prinzip  sich  dem  nationalOkonomischen  Prinzip 
unterzuordnen  bat.  Auch  die  Yolkswirtscbaftslebre  wird  unnütze  Ver- 
geudung von  Gütern  und  Kraft  keineswegs  befürworten.  Wollte  jemand 
in  unverständiger  Laune  mit  der  Hand  ein  Gewebe  herstellen,  welches 
zwanzigmal  mehr  kostete  als  ein  Gewebe  von  gleicher  Güte,  auf  mecha- 
nischem Wege  hergestellt,  so  wird  die  Nationalökonomie  ein  solches  Voi^ 
gehen  durchaus  nicht  billigen.  Aber  sie  hat  eine  höhere  Aufgabe  als 
die  Unterweisung  der  Menschen,  wie  sie  mit  den  geringsten  Opfern  die 
größten  Vorteile  sich  verschaffen  kOnnen.  Ihre  Aufgabe,  ihr  Ziel,  ihr 
Pormalobjekt  steht  Über  den  ökonomischen  Interessen  der  einzelnen  Ge-  . 
sellschaftsglieder  und  ordnet  dieselben  dem  allgemeinen  Ziel  jeder  staat- 
hchen  Gemeinschaft,  dem  Gesamtwohle  des  Volkes,  unter. 

M.  Block  etehi  flberhaupi  noch  vOUig  auf  dem  Standpunkte  der  Alteren  liberalen 
Schule  in  Frankreioli,  wie  bis  durch  J.  B.  Say,  Cherbuliez,  Bastiat,  Joseph 
Garnier,  CourceUe-Seneuil,  Läon  Say,  Yvea  Guyot,  G.  de  Molinari  (Redakteur  des 
Journal  des  Economistes),  Frederie  Paesy  u,  a.  vertreten  war  bezw.  vertreten  iat 
Statt  vom  homo  socialis  gehen  diese  Gelehrten  vom  homo  oeconomicus  ans,  vom 
isoUerten  Menschen,  untersuchen  dessen  Natur,  seine  Empfindsamkeit  gegenober 
Utthen  und  Freuden,  seine  Geschicklichkeit,  um  das  eine  zu  meiden,  das  andere  sich 
zu  verschaffen,  sein  Verlangen  nach  Reichtum,  Qenu&  usw.  FOr  diesen  Menschen, 
der  im  Grunde  genommen  eine  Karikatur  des  Menschen  darstellt,  fordern  sie 
Freiheit  und  sind  überzeugt,  da&  die  .Naturgesetze'  der  Volkswirtschaft  alles 
zum  Besten  wenden  werden.  Ökonomisches  Prinzip,  Freiheit,  ,die  ich  meine", 
Naturgesetz  —  das  ist  der  Trilog  jener  Schule,  der  ohne  den  Dekalog  des  aU- 
machtigen  Gottes  die  Vslker  beglücken  soll  Eine  andere,  mehr  gemft&igte, 
aber  doch  noch  liberale  Schule  zieht  die  Geschichte  in  grO&erem  umfang 
zu  Rate,  verwirft  die  schlimmsten  Lebren  des  antiquierten  LibeFalierous,  \&&t 
sehr  vorsichtig  ein  wenig  Staatsintervenlion  zu  und  einen  mäßigen  Schutz  gegen- 
über den  Übeln  des  Freihandels.  Hierhin  gehört  unter  andern  Leroy-BeauUen, 
BaudriUart,  Jourdau,  Beauregard,  Levasseur,  Amault,  de  Foville,  Jules  Bambaud. 
Eine  neue  Schule  hat  endhch  entschiedener  mit  dem  Ökonomischen  Libera- 
lismus gebrochen.  Von  Nationalokonomen  sind  vor  allem  Canwte  und  Gide  zu 
nennen,  ferner  Funck-Brentano,  Espinas,  Paul  Pic,  Taller,  Laborde,  Villey,  Saint- 
Marc,  Duguet,  Fournier  de  Flaix,  Fran^ois  du  Maroussem,  Jules  Simon,  Jay,  in 
Belgien  Laveleye,  Mahaim,  in  der  Schweiz  Segretan  usw.  Das  Organ  dieser 
Richtung  ist  in  Frankreich  die  , Revue  d'^conomie  politique"  *. 

Was  nun  den  scientifischen  Charakter  der  Volkswirtschaftslehre  be- 
trifft, so  mag  diesbezüglich  hier  ein  doppeltes  hervorgehoben  werden: 
einmal,  daß  die  Nationalökonomie  wirklich  eine  Wissenschaft,  sodann, 
daß  sie  eine  praktische  Wissenschaft  ist. 


■  Vgl.  Antoiae,  Cours  d'ficonomie  sociale*  (1899)  180ff;  "(1904)  202 ff. 
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133.  Die  Yolkswirtschaftslehre  ist  eine  Wissenschaft.  Unter  .Wissen' 
versteht  man  eine  durch  Beweisßthrong  erworbene  sichere  ErkenntniB 
der  Dinge  aus  ihren  Ursachen.  Wissenschaft  im  objektiven  Sinne  be- 
zeichnet eine  Summe  von  allgemeinen  und  sichern  Wahrheiten  Ober 
einen  gegebenen  Gegenstand.  WiBsenschaft  im  subjektiven  Sinne  ist 
die  Eenntuis,  die  jemand  von  jenen  Wahrheiten  besitzt.  Wer  nun  mit 
uns  annimmt,  da&  es  eine  unveränderliche  Xatur  des  MenecheD,  ein 
ewiges  Sittengesetz,  ein  natürliches  und  dauerndes  Recht  mit  unabänder- 
lichen Forderungen  gibt,  daß  man  von  wesentlichen  Elementen  und 
Zwecken  des  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Lebens,  von  wesentlichen 
Bedingungen  und  Eigenschaften  des  Volkswohlstandes,  von  allgemeinen 
Erfahrungstatsachen  des  wirtschaftlichen  Lebens  reden  kann,  der  wird 
zweifelsohne  der  Tolkswirtschaftelehre ,  welche  aus  diesen  Quellen  ihre 
höchsten  und  letzten  Kenntnisse  schöpft,  den  Charakter  einer  wahren 
Wissenschaft  nicht  abstreiten  wollen.  Oder  sollte  es  unmöglich  sein, 
eine  wissenschaftliche  Erkenntnis  Über  das  Wesen  des  Volkswohlstandes 
zu  gewinnen?  Ist  es  unmöglich,  vermittelst  der  Vernunft  und  der  Er- 
fahrung allgemeine  Kenntnisse  über  die  Ursachen  des  Wohlstandes  der 
Volker  zu  erlangen  und  systematisch  zu  ordnen?  Lassen  sich  nicht  ge- 
wisse allgemeine  Lehren  auffinden  und  beweisen  über  die  Art  und  Weise, 
wie  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  der  Oe&ellschaftsglieder  und  die  öffent- 
lichen, staatlichen  und  gesellschaftlichen  Einrichtungen  zu  ordnen  sind, 
damit  der  materielle  Wohlstand  nicht  bloß  innerhalb  eines  Volkes  ge- 
wonnen und  bewahrt  werde ,  sondern  überdies  zu  einem  allgemeinen 
Wohlstande  des  Volkes  sich  gestalte? 

Es  bedarf  heute  kanm  mehr  eines  beaondem  Nachveiees,  da£  auch  da,  wo 
die  Nationalökonomie  sich  mit  geBchichtlichem  Stoffe  zu  beschäftigen  hat,  ihr 
Charakter  als  Wiaaenschaft  gewahrt  bleibt '. 

134.  Die  VollLSwirtschaft  als  praktische  Wissenschaft.  Erkenntnis 
der  Wahrheit  ist  das  gemeinsame  Ziel  aller  Wissenschaft.  Die  speku- 
lative Wissenschaft  begnügt  sich  mit  der  blo^n  Erkenntnis,  ruht  in 
ihr  und  kümmert  sich  nicht  um  die  Praxis.  Die  praktische  Wissen- 
schaft dagegen  beweist  einerseits  die  ihr  eigentümlichen  Wahrheiten  mit 
sichern  Argumenten.  Sie  ist  und  bleibt  darum  Wissenschaft.  Aber  sie  ver- 
kündet ihre  Wahrheiten  zugleich  als  Regeln  oder  Normen  filr  das  praktische 
Verhalten  des  Menschen.  Die  Moral  z.  B.,  die  Logik,  die  Jurisprudenz, 
die  Medizin  usw.  sind  dieserhalb  praktische  Wissenschaften  genannt  worden. 
Dasselbe  gilt  von  der  Volkswirtschaftslehre,  deren  Gegenstand  —  das 
materielle  Gemeinwohl  —  ein  Ziel  des  praktischen  liobens,  eine  Auf- 
gabe für  das  praktische  Handeln  der  Gesetlschaftsglieder  und  der  Staats- 

'  Über  den  Begriff  der  Geschichtswusenschnft  Tgl.  unter  andern  Bernheim, 
Lehrbuch  der  historischen  Methode*  (1894)  1  ff;  Tilmann  Pesch,  Institntiones  logi- 
cales  II  (1889)  1,  n.  1124  ff  1131  ff  1138. 
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gewalt  darstellt,  nnd  deren  Lehrsätze  die  materielle,  zeitliche  Wohlfahrt 
ja  eben  als  Ziel  meDBcUiclier  Tätigkeiten  und  Einrichtungeii  behandeln. 

Seitdem  Kant  in  der  deutschen  Philosophie  die  theoretische  und 
praktische  Vernunft  auseinander  gerissen,  die  praktische  Vernunft  aber 
fast  zu  einer  Pytbia  gemacht,  hat  man  vielfach  den  rechten  Begriff  einer 
, praktischen'  Wissenschaft  verloren.  Die  praktische  Vernunft  und  die 
praktische  Wissenschaft  spricht  nicht  in  kategorischen  Imperativen,  stellt 
keine  unbewiesenen  und  unbeweisbaren  Forderungen  auf,  sondern  Kegeln, 
die  auf  eine  klare  Einsicht  in  die  Natur  der  in  Frage  stehenden  Verhält- 
nisse und  Vorgänge  sich  stützen.  Dadurch,  da&  man  die  Ökonomie 
eine  .praktische'  Wissenschaft  nennt,  verliert  sie  auch  keineswegs  ihren, 
in  den  obersten  Erkenntnissen,  allgemeinen  Charakter.  Die  Praxis  be- 
schäftigt sich  mit  dem  einzelnen  konkreten,  partikularen  äegenatand, 
die  praktische  Wissenschaft  aber  vor  allem  mit  der  allgemeinen  Theorie, 
den  allgemeinen  Regeln  des  Handelns,  welche  sie  aus  der  Erfahrung 
wie  aus  den  h&chsten  Prinzipien,  ex  cognitis  rerum  causis,  ableitet  und 
beweist.  Für  eine  recht  fruchtbare  Spekulation  bleibt  somit  auch  auf 
nationalökonomischem  Gebiete  Raum  genug.  Es  mag,  wie  Karl  Jentsch  * 
sagt,  bei  der  philosophischen  Spekulation  .oft  nur  leeres  Stroh  gedroschen 
werden*.  Qleichwohl  bietet  die  rechte  Spekulation  doch  Überall  eine 
örundlage  auch  der  praktischen  Wissenschaft.  Taugt  das  Fundament 
nichts,  dann  stürzt  das  Gebäude  ein. 

DerhL  Thomas  vonAquin*  begrflndet  dieCnteraoheidnng  zwischeti 
spekulativen  und  praktischen  Wisaenachaften  in  einer  Weise,  die  zugleich 
den  Charakter  einer  jeden  Gruppe  ins  hellste  Licht  rflckt.  Ausgezeichnet  iat  die 
menschliche  Vernunfterkenntnis  vor  der  Sinneserkenntnie  dadurch,  dafi  sie  die 
Beziehungen  der  Dinge  zu  einander  und  zu  ihrem  Zweck  erkennen  und  be- 
urteilen kann.  Mit  andern  Worten;  die  Ordnung  in  den  Dingen  ist  der  be- 
BOndere  Gegenstand  der  TemUnftigen  Erkenntnie.  Nun  gibt  es  aber  eine  doppelt« 
Ordnung  in  den  Dingen:  einmal  eine  solche,  welche  die  Vernunft  vorfindet, 
die  sie  nicht  selbst  macht,  die  darum  von  der  Vernunft  unabhängig  ist;  so- 
dann eine  Ordnung,  welche  von  der  Vernunft  hervorgebracht  wird.  So  kann 
z,  B.  die  menschliche  Vernunft  die  wunderbjire  Ordnung  der  Sternenwelt  nur 
betrachten ,  in  ihren  Gesetzen  ergrOnden ,  aber  nicht  selbst  hervorbringen. 
Anderseits  vermag  sie  eine  Ordnung  zu  schaffen  1.  in  ihren  eigenen  inneren 
Betätigungen,  2.  in  den  freien  Tätigkeiten  des  Willens  nnd  3.  in  jenen  äufieren 
Dingen,   welche  der  Mensch  planmäßig  hervorbringen  kann,   z.  B.  ein  Haus'. 

■  Weder  Eommamsmos  noch  Eapitalismoa  (1893)  179. 

'  In  I  Ethic.  Ntcom.  1,  1,  Proosm.  Vgl.  aach  L.  Taparelli,  Saggio  teoietico  dt 
dritt«  naturale  I  (1855,  ■  1900)  1. 

'  Mit  der  Ordnucg,  welche  die  Varnonft  in  ihren  eigenen  Akten  hervorbringt,  be- 
schäftigt sich  namenUich  die  Logik ;  die  Ordnung  der  inneren  Akte  des  Willens  und 
auch  der  HnSeren  freien  B etäti gongen ,  insofern  ee  sich  um  deren  Hinordumig  anf  du 
letzte  Ziel  des  Menschen  handelt,  bildet  den  Oegensiiand  der  Mond.  Man  vgl.  Viktor 
Cathrein,  Moralphilosophie  I*  3. 
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Ifit  der  ersten  Ordnung,  die  unabhängig  von  der  menschlichen  Vernunft  be- 
steht, beschäftigen  sich  die  epeknlativen  Wissenschaften,  die  Metaphysik,  Natur- 
philosophie u.  dgl.  Die  Ordnung  aber,  welche  die  menschliche  Yemnnft  selbst  zu 
sohaffea  im  stände  ist,  bildet  den  Gegenstand  der  praktischen  Wissenschaften. 
Die  ersteren  fragen  nach  dem,  was  ist,  nach  dem  Seienden,  die  zweiten  nach 
dem,  was  sein  soll.  Handelt  es  sich  dabei  nicht  bloS  um  die  inneren  Akte 
der  Vernunft  und  des  freien  Willens,  sondern  nm  die  Ordnung  in  den  äußeren 
Dingen  und  Verhältnissen,  dann  wird  die  praktische  Wissenschaft  zugleich 
eine  Kunst,  ihre  Lehreätze  („lehrende  Kunst')  werden  zu  Regeln  des  äußeren 
Handels  (der  , ausfahrenden  Kunst*),  zur  Richtecfanur  bei  der  DurchfOhrung  der 
äußeren  Ordnung.  ' 

Mit  vollem  Rechte  wird  darum  auch  behauptet,  daß 

135.  die  Volkswirtscbaftslehre  lehrCBde  Kunst  nnd  Wissenschaft  zn- 

gleich  sei:  lehrende  Kunst,  insofern  ihre  Lehrsätze  den  Charakter  von 
Nonnen  oder  Regeln  an  sich  tragen  über  das,  was  zu  beobachten  ist 
bei  der  Qüterbescbaffung,  Giiterverteilung,  Oüterverwendung  usw.,  und  sfwar 
im  Hinblick  auf  das  materielle  Oemeüiwohl,  den  Wohlstand  des  Volkes; 
Wissenschaft  aber,  weil  sie  ihre  Regeln  durch  SchluMolgerungen  von 
jenen  Ursachen  und  Grundsätzen,  die  für  die  eigene  Gattung  di«  letzten 
sind,  und  nicht  selten  von  den  allerletzten  ableitet  und  dadurch  allgemein 
und  mit  Sicherheit  beweist. 

1.  Nicht  jede  Kunst  ist  zugleich  Wissenschaft.  «Die  Kunst',  sagt  M.  Libera- 
tore*,  ,iat  eine  Summe  von  vemOnftigen  Grundsätzen  Aber  die  Ausführung  einer 
Sache,  z.  B.  eines  Baues,  eines  Standbildes  usw. ;  sie  wurde  nach  Aristoteles  vom 
hl.  Thomas  also  definiert:  ,[{ecta  ratio  factibiUum'  oder  .hahitus  cum  ratione 
factivus"'.  Sie  entwickelt  allerdings  ihre  Regeln,  aber  auf  empirischem  Wege, 
indem  sie  dieselben  nur  aus  der  Erfahrung  oder  höchstens  aus  den  zunächst- 
liegenden Gründen  herleitet,  ohne  zu  den  höchsten  Prinzipien  aufsteigen  zu 
wollen.  Tut  sie  dies  jedoch,  steigt  sie  zu  den  für  ihre  Art  höchsten  Prinzipien 
auf,  so  wird  sie,  ohne  den  Charakter  der  Kunst  zu  verlieren,  zur  Wissenschaft; 
denn  die  Wissenschaft  ist  nichts  anderes  als  ein  System  der  von  den  (relativ) 
letzten  Ursachen  abgeleiteten  Begriffe  und  Wahrheiten. 

2.  Ad.  Wagner*  weist  der  politischen  Ökonomie  als  Aufgaben  zu:  a.  die 
wirtschaftlichen  Erscheinungen  und  die  Art  ihrer  Entwicklung  festzustellen ;  b.  die 
Gründe  der  Erscheinungen  nnd  ihrer  Evolution  zu  untersuchen;  c,  den  sozialen 
Wert  derselben  abzuschätzen;  d.  das  Ziel  anzugeben,  nach  welchem  die  Ökono- 
mische Entwicklung  hingelenkt  werden  muß ;  e.  den  Weg  und  die  Mittel  anzugeben, 
welche  zu  diesem  Ziele  führen. 

3.  Wir  nennen  die  Nationalökonomie  lehrende  Kunst,  ars  docens.  Sie  ist 
nicht  ausführende  Kunst,  ars  utens.  Sie  bietet  allgemeine  Lehren  und  Regeln, 
da  sie  ja  zugleich  Wissenschaft  ist.  Die  ausfuhrende  Kunst  kann  nur  individuell 
sein,  als  Anwendimg  der  allgemeinen  Regeln  und  Lehren  auf  den  einzelnen  Fall. 

I  Grundsätze  der  Volkswirtschaft  (1891)  6  f. 

'  S.  Thomas,  Ethicoram  6,  3. 

»  Jahrbücher  für  NationalOkoDomie  (1885)  241. 


D.gitizedbyGoOgle 


410  5.  Kapitel.    Die  VolkawirtscIiBRslebre. 

4.  Die  Unterecheidniig  zvriBchen  .theoretischer'  anä  .praktischer*  Na- 
tion alftkonomie  ^t  nach  unaem  Darlegungen  weg.  Wir  trennen  zwischen  all- 
gemeiner und  beBon<lerer  VolkswirtBchaftslehre.  Der  allgemeine  Teil  beddit 
sich  auf  alle  Wirtschaftsgebiete,  das  Wirtschaftsleben  des  Volkes  in  seiner  6e- 
saratheit.  Der  besondere  Teil  beschäftigt  sich  mit  den  einzelnen  Wirtschafts- 
gebieten. 

136.  IrrtDmlich«  AnffasBungen.  Eine  eigentümliche  Rolle  spielt  bei 
manchen  Autoren  die  sog.  reine  Nationalökonomie,  welche  der  ,ao- 
gewendeten"  gegenübergestellt  wird.  Die  erstere  ist  , Wissenschaft*,  die 
zweite  „Kunst*.  Die  reine  Nationalökonomie  führt  keine  Regeln  auf. 
Sie  ist  ein  Qlas,  das  reflektiert,  was  immer  sich  ihm  darstellt.  Sie  bietet 
nur  die  Auseinandersetzung  dessen,  ,wa8  ist",  aber  bei  Leibe  nicht  dessen, 
,was  sein  soll' '.  In  der  Wirklichkeit  des  Lebens  zeigt  es  sich,  dafi  jeder 
Mensch  seinen  Reichtum  zu  mehren  wünscht,  indem  er  so  wenig  Opfer 
als  möglich  dafür  bringt.  Das  ist,  wie  Senior'  sagt,  .der  Eckstein  der 
Theorie  der  I<öhne  und  der  Gewinne  und  im  allgemeinen  der  ganzen 
Theorie  des  Austausches;  für  die  Nationalökonomie  ist  er  das,  was  das 
Gesetz  der  Schwere  für  die  Physik  ist,  d.  h.  die  ursprüngliche  Tat- 
sache ,  Ober  welche  hinaus  keine  Schlußfolgerung  mehr  angeht ,  und 
von  welcher  die  meisten  andern  Sätze  der  Wissenschaft  nur  eine  Er- 
klärung geben*.  Kurz,  die  .reine*  Nationalökonomie  macht  den  ein- 
zelnen Menschen  und  seine  natürlichen  Tendenzen  zum  Oegenstande  der 
Forschung  und  gewinnt  des  weiteren  auf  rein  deduktivem  Wege  ihre 
,  Gesetze  *. 

Der  IrH:um  dieser  Auffassung  tritt  klar  zu  Tage.  Wenn  die  Volks- 
wirtschaftslehre sich  mit  der  Wirtschaft  des  Volkes  als  einer  Einheit 
zu  beschäftigen  hat,  dann  darf  sie  auch  nicht  allein  von  der  Erkenntnis 
der  Zwecke  und  Tendenzen  des  individuellen  Menschen  ausgehen.  Viel- 
mehr beginnen  nach  dieser  Erkenntnis  erst  recht  ihre  Schlußfolgerungen, 
weil  nur  vermöge  der  Harmonisierung  jener  individuellen  Tendenzen  das 
Ziel  der  Volkswirtschaft,  das  materielle  Gemeinwohl,  zum  Dasein  gelangt. 
Wo  ein  Ziel  in  Frage  steht,  da  gibt  es  auch  ein  Streben  und  für  den 
freien  Menschen  ein  Sollen.  Gerade  hier  aber  ist  der  Grund,  die  Quelle 
des  Irrtums  zu  suchen:  jene  .reine'  Nationalökonomie  weiß  nichts  von 
einer  teleologischen  Auffassung,  oder  sie  dient  einer  falschen  Teleo- 
logie.  Sie  ist  keine  wahre  Volkswirtschaft,  sondern  in  der  Regel  ^t 
nur  eine  individuelle  Bereicherungelehre.  Es  soll  jedoch  keineswegs  gegen 
alle  Nationalökonomen,  die  von  einer  .reinen*  Nationalökonomie  sprechen, 
ein  so  scharfer  Tadel  gerichtet  sein. 

Auch  Pellegrino  Rossi  z.  B.  hat  den  Charakter  der  Nationalökonomie 
als  einer  praktischen  WiseenBchaft  nicht  erfaßt.  Er  sagt ' :  .Ä  proprement  parier. 


■  Ä.  Blanqai,  Richesse  des  oatioDS  (1859)  177. 

'  Political  Economy*  (1858)  26  ff.  •  Coura  d'ficonomie  politique  I*  (1865)  29. 
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la  science  n'a  pas  de  hnt  exterieur.  DM  qu'on  s'occupe  de  Veinploi,  qu'on  peat 
en  faire,  dn  parti,  qa'on  peat  en  tirer,  on  eoii  ds  la  science  et  on  tombe  dane 
l'art.  ...  La  science  n'est  pas  chargee  de  faire  qnelque  chose.  II  n'y  aurait  en 
ce  monde  que  nÜBÖre,  ignorance  et  malheur,  qu'il  7  aurait  encore  nne  science  de 
r^conomie  poUtiqne.  ...  11  n'y  anrait  pas  nne  senle  barque  sur  l'Oc^an,  qu'il  y 
aurait  encore  nne  astrononiie ,  et  l'astronomie  serait  toujours  egalement  vraie.' 
Mit  Recht  behauptet  Rossi ,  die  Wissenschaft  als  solche'  habe  keineswegs  die 
Aufgabe,  etwas  auszufOhren.  Aber  folgt  daraus ,  da£  eie  Oberhaupt  keinen 
Zweck  au£er  sich  habe  und  ihr  ganzer  Zweck  mit  dem  blofi  intellektuellen 
Besitz  der  Wahrheit  erschöpft  sei?  Die  Jurisprudenz  ist  anerkanntennafien 
eine  Wissenschaft.  Hat  sie  keinen  Zweck  au&er  sich  selbet?  Ist  es  nicht 
such  ihr  Zweck,  dem  Richter  fOr  seine  richterliche  Praxis  zu  dienen?  Und  ist 
nicht  gerade  dieser  praktische  Zweck  der  eigentliche  Endzweck  der  Juris- 
prudenz? Nun,  dann  wird  man  auch  die  Jurisprudenz  als  praktische  Wissen- 
schaft, als  Wissenschaft  und  lehrende  Knust  zugleich  bezeichnen  dOrfen.  Ein 
gleiches  gilt  von  der  Nationalökonomie,  welche  die  freien  Handlungen  der  Bürger 
ond  der  Staatsgewalt  in  ihrer  Richtung,  Hinorduung  auf  das  materielle  Gemein- 
wohl zum  Gegenstand  hat.  Aber  —  wendet  Rossi  ein  —  die  Nationalökonomie 
würde  als  Wissenschaft  fortbestehen,  wenn  überhaupt  niemand  sie  anwendete. 
Ganz  recht!  Doch  was  folgt  daraus?  Bloß  dies  eine,  da&  die  praktische 
WisBenachaft  in  ihrer  Existenz  nicht  von  der  tatsächlichen  Anwendung  abh&ngt, 
keineswegs,  da&  sie  nicht  als  lehrende  Kunst  —  die  es  zunächst  nur  mit  der 
möglichen  Anwendung  zu  tun  hat  —  bezeichnet  werden  dürfe.  „IntellectuB  prac- 
ticns",  sagt  der  hl.  Thomas ',  ,eet  motivus,  non  quasi  exsequens  motuin,  sed  quasi 
dirigens  ad  motnm.* 

Karl  Uenger'  unterscheidet  ebenfalls  zwischen  der  reinen,  .exakten" 
Wissenschaft  und  den  Eunstlehren.  Letztere  beschäftigen  sich  mit  den  einzelnen 
Wirtschaftsgebieten:  Ackerbau,  Industrie,  Handel,  Finanzen.  Nur  die  .Kunst- 
iehren'  gelten  dabei  als  eigentlich  praktische  Wissenschaft.  Emil  Sax  ver- 
kennt zwar  nicht  den  normierenden,  regelnden  Charakter  der  nationalokonomi- 
Bchen  Lehre.  Und  doch  möchte  er  die  nationalokonomische  .Wissenschaft* 
nicht  schlechthin  zugleich  als  , Kunst"  bezeichnen.  Er  zieht  es  vor,  zwischen 
einer  beschreibenden  und  einer  normativen  Wissenschaft  zu  unterscheiden*.  Ist 
aber  damit  in  unserer  Frage  viel  gewonnen?  Die  »Beschreibung"  als  solche 
bezeichnet  an  und  für  sich  nur  die  Methode,  deren  sich  die  Nationalökonomie 
unter  anderem  auch  bedienen  mu&,  um  ihren  Wahrheitsgehalt  zu  gewinnen  oder 
darzustellen.  Der  spezifische  Charakter  einer  Wissenschaft  hängt  aber  vor 
allem  von  dem  Gegenstand  und  Zweck  ihrer  Forschung,  von  der  Eigenart 
ihres  Wahrheitsgehaltes  ab  und  nicht  von  der  Methode,  die  sie  anwendet.  Be- 
schäftigt sich  die  Yolkswirtschaftslehre  mit  dem  frei  handelnden  Menschen,  mit 
dem  Wirtschaftsleben  in  der  menschlichen  Gemeinschaft,  mit  der  materiellen 
Wohlfahrt  als  Ziel  dieses  Wirtschaftslebens,  so  ist  damit  ihr  Charakter  als  einer 
praktischen  Wissenschaft   au&er  Frage   gestellt.     Wer  das  bestreiten  wollte,    der 

>  8.  th.  1,  q.  79,  a.  11  ad  1. 

*  Tgl.  namentlich  die  Schrift  ,VnterBuchnngan  Ober  die  Methode  der  Sozialwissen- 
sehaft  und  die  politische  Ökonomie  insbesondere"  (188S). 

'  E.  Sax,  Das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  NstiooalQkaDomie  (1884)  21. 
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konnte  schließlich  folgerichtig  mit  Cherbniiez  zn  der  Behauptung  kommen, 
die  Nationalökonomie  als  .WieBenschaft'  sei  überhaupt  keine  WisBenachaft  vom 
menechliclien  oder  geBollschaftJichen  Leben,  vom  sozialen  Olfick  und  materiellen 
Wohlstand  der  Menschen.  Er  sagt ' :  ,La  science  economique  fait  . . .  abetraotion 
du  caractäre  plus  ou  moins  contraire  ä  l'ordre  moral  ou  funeete  au  bonheur  de 
la  societe,  que  peuvent  presenter  certains  räsultata  du  mouvement  economique. 
Elle  n'est  pas  la  ecience  de  la  vie  bumaiue  ou  de  la  vie  sociale,  ni  celle  du 
bonheur  eocial  ni  m6me  celle  dn  bien-^tre  msteriel  des  hommee.  Elle  ezisterait 
encore  et  ne  changerait  ni  d'objet,  ni  de  but,  ei  les  richesses,  au  lieu  de  con- 
tribuer  k  notre  bion-6tre,  n'y  entraient  pour  rien  de  tout,  pourvn  qu'ellea  con- 
tinuassent  d'^tre  produites,  de  circuler  et  de  se  dietribner.*  Das  ist  keine  Volks- 
wirtschaftslehre, sondern  Chrematistik,  —  die  schließlich  denn  doch  noch  wenig- 
stens zwei  Regeln  aufstellt:  viel  produzieren  und  mit  den  geringsten  Kosten 
produzieren !  Eine  solche  Auffassung  jetzt  noch  widerlegen  wollen,  w&re  ein  Ver- 
stoß gegen  das  Ökonomische  Prinzip. 


Die  Nationalökonomie  in  ihrem  Verhältnis  zu  den 
Qesellschaftswissenschaften  und  zur  Morallehre. 

Literatur:  G.  v.  Mnyr,  Die  Pflicht  im  WirtschaftslebeD  (1900).  —  Ratzinger, 
'  Die  Tolkswirtachaft  in  ibrea  sittlichen  Grundlageu*  (1895)  1—48.  —  SchOoberg, 
Handbnch  I*  68ft  —  Enies,  Politische  Ökonomie  183  fi'.  —  Cofan,  Grundlegang  der 
NationalSkonomie  (1885)  75  ff. —  Wagner,  Grondlegang  I  115  IT.  —  Pörin,  Premiera 
Principe«  d'dconomie  politiqoe  (1895)  54  EF.  —  Coasa,  Die  ersten  Elemente  der  Wirt- 
echaftslehre ,  nach  der  9.  italienischen  Aufl.  bearbeitet  von  Moormeister-GSrrea* 
(1903)  2ff. —  Libe  rat  ore,  Grundsfitzeder  Volkawirtecbaft  12  fF.  —  Devas-K&mpfe, 
Grundsätze  der  Volks wirtechaftslehre  (1896)  472  ff.  —  Antoine,  Coura  d'£conomi« 
sociale*  (1904)  9  ff.  —  Minghetti,  Des  Rapporte  de  l'fcon.  publ.  arec  la  morale  et  le 
droit  (18S3).  —  Bandrillart,  Des  Rapports  de  l'äconomie  potitique  et  de  la  morale* 
(1883).  —  Walter,  Sozialpolitik  und  Moral  (1899).  —  BiederUck,  Soziale  Frage 
97 — 113.  —  Layeley  e,  Des  Rapports  de  l'^conomie  politique  avec  la  morale,  le  droit 
et  la  politique,  in  der  Revue  des  Deux  Mondes  1878.  —  Heffert,  Sozialpolitik  und 
Natorrecbt,  in  den  Hister.-polit  Blättern  CXXIX  (1902)  Eft  5.  —  Fank,  Recht  und 
Moral  in  Bezug  auf  das  Wirtschafteleben,  in  der  Theolog.  Qnartalschrift  1869;  Die 
ökonomischen  Anschaaungen  der  mittelalterlichen  Theologen,  in  der  Zeitechrift  fQr  die 
gesamten  Staatewieseoschaften  XXV  (1869)  125  ß. 

137.  Die  VerBelbstAiidignng  der  NationalUkoDomie  sie  besonderer 
Wissenschaft  vollzog  sich  erst  in  der  Neuzeit.  Qleichwohl  waren  die 
wichtigsten  Vorgänge  auf  wirtschaftlichem  Qebiet  auch  in  früheren 
Zeiten  Gegenstand  der  Beobachtungen  und  wissenschaftlicher  Prüfung  2. 
Xenophons  Schrift   „Über  die  Wirtschaft",  Piatos  »Republik"    und  ,Ge- 

■  A.-E.  Cherbniiez,  Pr^cis  do  la  ecience  ^onomique,  2  Bde,  I  (1862)  7. 

'  Vgl.  L.  Cossa,  Elemente  der  Wirtechaftelefare ,  von'Moormeister-GOrres* 
(1903)  15  ff;  J.  E.  Ingram,  Geschichte  der  Tolkawirtechaftalehre ,  Obetaettt  von 
RoBchlau  (1890)  8  ff ;  A.  Blanqui,  Geschichte  der  politischen  Ökonomie  in  Earopa, 

übersetzt  von  Bug  I  (1840)  25  ff  usw. 
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setze",  Aristoteles'  .Politik'  enthalten  interessante  Ausführungen  über 
pl^eim^tiB^i|£  (Lehre  von  den  Gütern),  den  Reichtum,  die  Elemente  der 
Produktion,  Arbeit  und  Arbeitsteilung,  Natural-  und  Geldwirtschaft,  Wert, 
Outerverteilung,  Privateigentum  usw.  Die  Sklaverei  wird  von  den  antiken 
Forschem  freilich  durchweg  für  notw«idig  gehalten,  auch  von  Aristo- 
teles. Seine  Bemerkung,  die  Sklaverei  werde  unnütz  sein,  sobald  einmal 
die  Zither  von  selbst  tOne  und  das  Weberschiffchen  von  selbst  gehe, 
deutet  wohl  kaum  schon  auf  eine  Voraussicht  anderer  Zustände  hin.  Über 
die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  ihrer  Zeit  berichten  nament- 
lich die  Historiker  Herodot  und  Thncydides.  Von  den  römischen  Schrift- 
steilem,  welche  sich  mit  wirtschaftlichen  (meist  agrarischen)  Fragen  be- 
schäftigten, seien  erwähnt  Cicero  (De  officüs),  Cato,  Varro,  Columella, 
Virgil  (Qeorgica),  Seneca,  der  ältere  Plinius,  von  dem  der  bekannte  Aus- 
sprach herrührt:  Latifnndia  perdidere  Italiam. 

Die  mittelalterlichen!  Theologen  und  Juristen  behandelten  Probleme 
des  Wirtschaftslebens  regelmäßig  im  Zusammenhange  mit  der  Moral  und 
dem  kanonischen  Recht.  Vor  allem  kommt  hier  Thomas  von  Aquin 
in  Betracht,  dessen  Lehren  über  Privateigentum,  Arbeit,  Wert,  Gerechtig- 
keit im  Tauschverkehre ,  Güterverteilung  usw.  heute  noch  eingehende 
Beachtung  finden  '.  Ehrenvolle  Erwähnung  verdienen  femer  der  hl.  Antonin 
von  Florenz  3,  Beraardin  von  Siena,  Franziskus  Patricius,  Gabriel  Biel, 
Gerson  u.  a.  Eine  , scharfsinnige,  fast  moderne**  Oeldtheorie  lieferte 
der  1382  als  Bischof  von  Lisieux  in  der  Normandie  verstorbene  Nikolaus 
OresmiuB  (Oresme). 

Auch  in  der  Folge,  seit  Beginn  der  Neuzeit  beschäftigten  sich  Eano- 
nisten  und  Theologen  ausgiebig  mit  wirtschaftlichen  Gegenständen,  ina- 

'  Näheres  bei  E.  Contzen,  Geschichte  der  volkswirtBchaftUchen  Literatur  im 
Mittelalter*  (1872).  V.  Casnmano,  Dell' EconoiniB  politica  nol  medio  evo  (1876). 
Cibrario,  Dell' Economia  politic&  del  medio  evo,  S  Bde  (1889),  •  2  Bde  (1861);  fran- 
zSeische  Übersstzmig  von  Baroeand  und  Wolowski,  2  Bde  (1859). 

*  Vgl.  F.  Walter,  Artikel  .Thomaa  von  Äquin*  im  Handwürterbnch  der  Staato- 
wiasenschaften  VJl*  99  ff;  Mausbach,  Artikel  .Thomas  von  Äquin'  io  Wetzer  nnd 
Weites  EirchenlesikonXI'  1625  ff;  Endres,  Artikel  .Thomas  von  Aqnin'  im  Staats- 
lexikon  der  GOrres-Geeellechafl  T*  690  ff;  Manrenbrecher,  Thomas  von  Aquina 
Stellung  zum  Wirtschaftsleben  seiner  Zeit  (1898).  über  die  Staatatheorie  bei  Thomas 
Tgl.  N.  Thoemes,  D.  Thom.  Aq.  opera  etc.  1  (1875)  13—20;  ferner  Antoniades, 
Die  Staatslehre  des  Thomas  von  Aquin  (1890);  dann  Qoedeckemeyer,  Die  Staats- 
lehre des  Thomas  von  Aqnin,  in  den  Preußischen  Jahrbaehem  CXIII  (1908)  Hft  3. 
Die  Eigentnmslehre  nach  Thomas  findet  sich  in  den  von  ans  vielfach  zitierten  Schriften 
von  Meyer,  Eertling,  Cathrein,  Walter,  Schaub.  Hügenreiner  be- 
handelt im  .Katholik*  1901,  1  n.  2  .die  Erwerbsarbeit  in  den  Werken  des  hl.  Thoraas 
von  Aqnin*. 

*  Tgl.  Earl  ligner,  Die  volkswirtBchaftUchen  Anachaunngen  Antontna  von 
Florenz  (1904). 

*  K.  Walker,  Handhach  derNationalökonomieV  (1838):  Geschichte  der  National- 
Skonomie  und  dea  Sozialiamns  6. 
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besondere  mit  der  Lehre  vom  Darlehen,  den  ZiDstiteln,  dem  Wucher', 
der  Sozietät,  dem  Rentenvertrag,  dem  Wechsel,  den  Banken  und  Bank- 
geschäften, den  Leihhäusern  (montes  pietatis),  den  Eaufgeschäften,  Geld 
und  Zahlung,  Steuerwesen  usw.  Es  wird  jedenfalls  noch  mancher  fleißigen 
Spezialforschungen,  nach  Art  der  von  Karl  ligner  Über  Aotonin,  bedürfen, 
bis  die  vielfach  kaum  geahnten,  viel  weniger  gekannten  Schätze  wissen- 
schaftlicher Erkenntnis  fitr  unser  Qebiet  aus  den  Werken  der  Kirchen- 
väter, der  mittelalterlichen  und  neuzeitlichen  Theologen,  eines  Suarez, 
Holina,  de  Lugo,  Mariana,  Laymann  usw.  gehoben  sind.  Besondere  Er- 
wähnung unter  den  Staatsschriftstellem  jener  Zeit  verdient  Bodinus  mit 
seinem  Werke  ,De  repubUca* ;  auch  Thomas  Morus'  Idealstaat  gUtopia". 
Ans  der  Reihe  der  Münztheoretiker  seien  Nikolaus  Eopernikus  (De  monetae 
cudendae  ratione),  Agricola,  Budelius,  Scaruffi  hier  genannt. 

Mehr  und  mehr  machte  sich  das  Bedürfnis  gesonderter  Behand- 
lung wirtschaftlicher  Fragen  geltend,  nachdem  der  Verkehr  mit  dem 
Zeitalter  der  Entdeckungen  und  Erfindungen  sich  lebhafter  zu  gestalten 
begonnen  hatte,  und  als  speziell  wegen  der  erweiterten  Aufgaben  der 
Staatstätigkeit  innerhalb  des  wirtschaftlichen  Gebietes  eine  ganze  Reihe 
prinzipieller  und  praktischer  Probleme  dem  Geiste  sich  aufdrängte.  Die 
Schriftsteller  der  merkantilietischen  Zeit,  welche  vorzugsweise  über  die 
Yorteile  der  Ausfuhr  von  Manufakturerzeugnissen,  über  Geld  und  Geld- 
bestand, Einfuhr  und  Ausfuhr,  Prämien,  Zölle,  Kolonialpolitik,  dann  auch 
Über  Bevölkerungstheorie  usw.  schrieben,  sollen  an  anderer  Stelle  Er- 
wähnung finden^.  Es  genüge  hier,  hervorzuheben,  daß  ein  eigentliches 
wissenschaftliches  System  von  umfassenderer  Bedeutung  sich  erst  nach 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  bei  den  französischen  Physiokraten 
(Quesnay,  Turgot  usw.)  zu  bilden  begann.  Keben  den  Physiokraten  aber 
hat  Adam  Smith  den  größten  Anteil  an  der  Verselbständigung  der 
Nationalökonomie,  so  daß  er  meist  als  der  eigentliche  Begründer  der 
neuen  Wissenschaft  des  Wirtscbaftelebens  bezeichnet  wird^. 

Wenn  nun  auch  die  Verselbständigung  der  Nationalökonomie  als 
Wissenschaft  für  ihre  Entwicklung  von  größtem  Vorteil  war,  so  darf 
doch  nicht  die  mannigfache  Verbindung  übersehen  werden,  welche  die 
Volkswirtschaftelehre  dauernd  mit  andern  Wissenschaften  verknüpft.  Die 
Nationalökonomie  ist  ©ine  besondere ,  selbständige  Wissenschaft.  Die 
höchsten  EVinzipien  aber  für  das  menschliche  und  gesellschaftliche,  darum 

'  Vgl.  Pnnk,  Ziiia  and  Wucher  (1868);  Neumann,  GeBchichte  des  Wuchers 
in  Deutschland  (1865)i  Endemann,  Die  DstionalSkoDoini sehen  Gronds&tio  der  kano- 
niatiechen  Lehre  (1868);  Studien  in  der  roraaniech  -  kaoonistischen  Wirtschafta-  und 
Rechtalebre  bis  gegen  Ende  des  IT.  Jahrhunderts,  2  Bde,  1874/1883.  Endemann  be- 
handelt seinen  Gegenstand  nicht  ganz  vorurteilsfrei.  H.  Pesch,  Soziale  BefBhignng 
der  Kirche*  (1899)  346  ff  40»  ff  433  ff  448  ff  513  ff. 

'  Hugo  Eisenhart,  Geschichte  der  NationalOkonomik ■  (1891)  8ff  16ff  26E 
*  Vgl.  Gustav  Cohu,  Ornndlegung  der  Nation alskonomie  (1885)  101  ff. 
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aucK  für  das  wirtschafüiche  Leben  stellt  die  Nationalökonomie  nicht  auf; 
sie  empßlngt  dieselben  vod  der  äesellschaftslehre  und  von  der  Moral. 

138.  Die  National)(konomie  ist  ein  besenderer  WiBBenszweig.  Der 
Beweis  hierfür  bietet  keine  Schwierigkeiten,  Besondere  Wissenschaft  ist 
eine  solche,  die  ihr  eigenes  Formalobjekt  hat,  die  also  ihren  Gegenstand 
unter  einer  ROcksicht  betrachtet,  unter  welcher  er  von  keiner  andern 
Wissenschaft  ex  officio  untersucht  wird.  So  betrachtet  die  Medizin  z.  B. 
denselben  Naturkörper  mit  Rücksicht  auf  seine  Heilkraft,  den  die  Chemie 
hinsichtlich  seiner  chemischen  Eigenschaften  prüft  und  erforscht.  Mehrere 
Wissenschaften  können  dasselbe  Materialobjekt  haben  und  dennoch  durch 
ihr  Formalobjekt  sich  gegen  einander  abgrenzen.  Die  Nationalökonomie 
verfilgt  nun  über  ein  besonderes  Ponnalobjekt:  die  wh-tschaftlichen  Tätig- 
keiten und  Einrichtungen  in  ihrer  Beziehung  zu  dem  allgemeinen  materiellen 
Wohlstand  eines  Volkes.  Diese  menschlichen  Tätigkeiten  und  Einrich- 
tungen mögen  von  andern  Wissenschaften  unter  andern  Rücksichten  be- 
handelt werden,  die  Nationalökonomie  untersucht  sie,  insofern  sie  das 
Mittel  sind,  die  Völker  in  dem  Besitz  einer  Fülle  von  Gütern  zu  erhalten 
und  zugleich  diese  Guter  dem  gemeinsamen  Wohlstand  aller  Gesellschiifts- 
glieder  dienstbar  zu  machen. 

Hüfuwiaaenaehaften.  ,Wafar  ist  jenes  Wort  Platos",  sagt  Cicero  ',  ,&a&  alle 
Lebren  dieser  edeln  menschlichen  WissenBchafteii  durch  ein  gewisses  gesellschaft- 
liches Band  verknüpft  sind."  Die  eine  ist  Hilfewissenschaft  der  andern  in  wechsel- 
seitiger Ergänzung.  So  kann  auch  die  Nationalökonomie  mancher  Hilfswissenschaften 
nicht  entbehren.  Hierbin  gehören  vor  allem  die  philosophische  Soziologie,  die 
natürliche  Sittenlehre,  die  Uoraltheologie,  die  Eechtswissenschaft,  die  Gaechichte ; 
auch  die  Anthropologie,  als  Lehre  von  der  körperlichen  und  geistigen  Natur 
des  Uenschen,  die  Individaalpsychologie ,  die  sich  mit  dem  paychiachen  Leben 
des  Einzelmenschen  beschäftigt,  die  Volkerpsychologie,  welche  es  mit  psychischen 
Vorgängen  zu  tun  hat,  die  in  Entstehung  und  Entwicklung  an  geistige  Qemein- 
Bchaften  {FamiUe,  Orts-,  StammeB-,  Volksgemeinschaft)  geknüpft  sind;  femer  die 
Ethnologie,  welche  eine  Charakteristik  der  verschiedenen  Völker  nach  ihren 
physischen  und  psychischen  Eigenschaften  bietet;  die  Statistik,  die  Naturwissen- 
schaften, die  uns  insbesondere  anch  aber  die  produktiven  Fähigkeiten  der  physi- 
schen menschlichen  Kräfte  und  des  Erdbodens  belehren.  Agronomie,  Physiologie, 
Geologie,  Geographie,  die  technischen  Wissenschaften  in  ihren  verschiedeuen 
Verzweigungen  leisten  ebenfalls  der  nationaJOkonomisohen  Forschung  die  größten 
Dienste. 

Ist  aber  die  Nationalökonomie  nicht  nur  ein  besonderer  Wissens- 
zweig, sondern  auch  in  dem  Grade  selbständig,  daß  sie  von  keiner  andern 
Wissenschaft  einen  bestimmenden,  leitenden  Einfluß  empföngt?^ 

'  De  orstors  3,  6,  21. 

■  Vgl.  Stimmen  ans  Unria-Laach  XLII  S73ffn.XLIII  IlSff  283fr;  Liberatore, 
Grundsätze  der  Yolkswirtachaft,  aas  dem  Italienischen  von  Graf  v.  Eaefstein  (1891) 
12  S  15  ff. 
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139.  Die  Volkswirtschaftslehre  als  Teil  der  fiesellschaftslehre.    Dir 

Oegeostand  ist  Teilobjekt  der  allgemeinen  GeselUchaftswiBaenschaft.  Die 
NationalCkonomte  handelt  von  dem  wirtschaftlichen  Leiten  und  dem  ma- 
teriellen Wohlstande  des  Volkes,  die  allgemeine  Geeellschaftslehre  aber  von 
dem  gesellschaftlichen  Leben  Bchlechthin.  Als  Teil  der  Gtesellschaftswissen- 
schaft  ist  darum  die  Nationalökonomie  der  allgemeinen  QesellschaftswisseD- 
schaft  untergeordnet,  wie  das  Besondere  dem  Allgemeinen  sich  unterordnet. 
Um  die  Stellung  der  Nationalökonomie  im  Kreifie  der  Sozialwissen- 
Bchaften  genauer  zu  bestimmen,  müssen  wir  auf  die  una  schon  bekannte 
Unterscheidung  zwischen  philosophischer  und  positiver  Gesellschaftswissen- 
schaft^ zurQpkgreifen.  Die  philosophische  Qesellscbaftawissen- 
schaft  handelt  von  der  sozialen  Natur  des  Menschen,  dem  sittlichen 
Bande  des  Gesellschaftslebens,  von  der  Solidarimt  u.  dgl.  Im  besondem 
beschäftigt  sie  sich  dann  mit  den  wichtigsten  Gesellschaftsformen  und 
ihrem  wechselseitigen  Verhältnis.  Sie  bietet  also  die  allgemeinen  sozialen 
Begriffe  und  Prinzipien,  die  von  jeder  positiven  Gesellschaftswissenschaft 
vorausgesetzt  werden.  Die  positiven  Gesellschaftswissen- 
schaften unterrichten  uns  über  die  charakteristischen  Eigenschaften  der 
verschiedenen  Volksgemeinschaften  in  ihrem  Verhältnis  zum  Ganzen  der 
menschlichen  Gattung,  dann  über  die  Massenerscheinungen  des  gesell- 
schaftlichen Lebens  regelmäßig  fUr  die  einzelne  fest  begrenzte  Volksgemein- 
schaft. Im  besondem  beschäftigen  sie  sich  mit  der  geschichtlichen,  posi- 
tiven Gestaltung  der  gesellschaftlichen  Organisationsformen  als  solcher,  mit 
Staat,  Gemeinde,  den  GeselJschaftabildungen  der  Vereine,  Genossenschaften, 
Korporationen  ä.  Gehen  wir  auf  die  positiven  Gesellschaftswissenschaften 
etwas  näher  ein,  soweit  sie  hier  ftir  uns  von  Bedeutung  sein  können. 

1.  Die  Ethnologie  oder  Völkerkunde  belehrt  uns  Über  die  physi- 
schen und  psychischen  Eigentümlichkeiten  der  verschiedenen  Rassen, 
Stämme,  Völker,  ihre  Abstammung,  Verwandtschaftsbeziehungen,  Ver^ 
änderungen  des  ethnologischen  Charakters  durch  Natureinäüsse  und  Eultur- 
bedingungen. 

2.  Die  Statistik  als  Wissenschaft  ist  nach  Georg  v.  Mayr^  „die 
auf  (erschöpfende)  in  Zahl  und  Maß  festgelegte  Massenbeobachtungen 
gegründete  Klarlegung  der  Zustände  und  Erscheinungen  des  gesellschaft- 
lichen menschlichen  Lebens,  soweit  solche  in  den  sozialen  Massen  zum 
Ausdruck  gelangen".  Als  Gegenstand  der  statistischen  Wissenschaft  gilt 
somit  die  soziale  Masse  in  'allen  ihren  Erscheinungsformen.  Die  , Masse* 
ist  eine  Summe  individueller  Momente,  die  den  Gegenstand  einer  Zählung 
oder  Messung  bilden  kann.  Es  handelt  sich  in  der  Statistik  zunächst 
um  quantitative  Feststellungen,  an  die  sich  eine  Durchforschung  des 
Materials  anschließt  zum  Zweck  der  Ergründung  von  Regelmäßigkeiten 

■  Siehe  oben  Kap.  2,  §  1,  8.  75. 

»  Vgl.  W.  Wandt,  Methodenlehre,  2.  Abt.»  (1895)  «eff. 

■  Statistik  und  Gesellschsftalehre  I:  Theoretische  Statisük  (189S)  22. 
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der  Zustände  und  Erscheinungen  und  ihrer  kausalen  Beziehungen.  Die 
in  Betracht  kommenden  Massen  sind  entweder  Menschenmassen  oder 
Massenhandlungen  von  Menschen  oder  Masseneffekte  menscblicher  Hand- 
lungen. Die  , Bevölkerungsstatistik'  oder  Demologie  (.d^mographie', 
.vital  statistics")  als  Teilgebiet  der  Statistik  beschäftigt  sich  mit  der 
Bevölkerung  als  Masse  menschlicher  Individuen  (Bevölkerungestand,  Be- 
völkerungsbewegung: Geschlecht ,  Altersaufbau ,  Durchschnittsalter,  Re- 
ligion, Bildungsgrad,  Beruf  usw.;  Geburten,  Sterbeßllle,  Wanderungen; 
BevOlkeningsentfaltung :  Eheschließungen,  Ebelösungen,  Erkrankungen). 
Die  Massenhandlungen  und  -Ereignisse  wie  die  Effekte  beider  bilden  den 
Gegenstand  der  übrigen  Teilgebiete  der  statistischen  Wissenschaft:  der 
Moralstatistik  (Zustände  und  Erscheinungen  des  Sitteolebens) ,  Bildungs- 
statistik  (Zustände  und  Erscheinungen  des  intellektuellen  Lebens),  Wirt- 
schaftsstatistik  (Zustände  und  Erscheinungen  des  Wirtschaftslebens),  poli- 
tische Statistik  (Zustände  und  Erscheinungen  des  öffentlich-rechtlichen, 
insbesondere  des  staatlichen  und  kommunalen  Lebens)  ^  Je  nachdem  die 
Elemente  der  Hassenerscheinungen ,  die  den  Gegenstand  der  Statistik 
bilden,  menschliche  Persönlichkeiten  sind  oder  reale  Objekte  sachlicher 
Art,  letzteres  namentlich  bei  den  Effekten  von  Handlungen  und. Ereig- 
nissen, unterscheidet  man  auch  zwischen  Personalstatistik  und  Realstatistik. 
Bis  in  die  neueste  Zeit  ist  der  Statistik  der  Charakter  einet  besondem 
Wissenschaft  verschiedentlich  bestritten  worden.  So  meint  z.  B.  Wundt  ^, 
es  sei  ,das  einzig  richtige,  unter  Statistik  nur  noch  eine  Methode,  aber 
keine  besondere  Wissenschaft  zu  verstehen".  Allein  der  Grund,  welchen 
der  Leipziger  Philosoph  anführt,  kann  uns  nicht  überzeugen.  Ohne  Zweifel 
findet  die  statistische  Methode  als  Massenbeobachtung  in  Ma&  und  Zahl 
keineswegs  bloß  auf  soziale  Massen  Anwendung.  Die  Naturwissenschaft 
bedient  sich  der  gleichen  Methode  z.  B.  in  der  Meteorologie.  Wenn  aber 
fUr  jede  Wissenschaft  eine  besondere  Methode  erfordert  würde,  dann  gäbe 
es  der  selbständigen  Wissenschaften  nicht  gerade  viele.  Das  entscheidende 
ist,  ob  die  Statistik  über  ein  eigenes  Formalobjekt  verfUgt,  und  das  kann 
nicht  bestritten  werden.  Ihr  Materislobjekt  ist  das  Gesellschaftsleben; 
ihr  Formalobjekt,  die  besondere  Rücksicht,  unter  welcher  sie  das  Gesell- 
schaftsleben durchforscht,  bilden  die  sozialen  Massenerscheinungen  in  ihren 
Regelmäßigkeiten  und  ihren  -  ursächlichen  Beziehungen,  soweit  letztere 
durch  den  Statistiker  erreicht  werden  können.  Freilich  herrscht  noch 
manche  Verschiedenheit  der  Auffassungen  im  Hinblick  auf  die  Begriffs- 
bestimmung der  Statistik.  Sind  die  Definitionen  auch  nicht  so  zahlreich 
wie  die  Sterne  am  Himmel,  so  doch  immerhin  eine  Massenerscheinung, 
deren  statistische  Behandlung  hinreichenden  Stoff  bietet,  um  in  den 
Wintervorlesungen  die  akademischen  Hörer  etwa  bis  Weihnachten  zu 
beschäftigen.     Neuerdings  scheint  jedoch  die  »Statistik  der  Definitionen 


1  Ebd.  II;  BevOlkeniDgssUtistik  (1S9T)  4  ff.  ■  Ä.  a.  0.  456  f.  Anm. 
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der  Statistik"  durch  größere  Übereinstimmung  unter  den  Fachmännern 
allmählich  in  den  Kreis  der  geschichtlichen  Erinnenuigen  verwiesen  werden 
zu  sollen. 

3.  Die  Staatswissenschaft^  beschäftigt  sich  mit  den  Ordnungen, 
Organisationsfonnen  staatlich  sozialer  Gemeinschaft  und  den  in  ihren  Or- 
ganisationsbedingungen  begründeten  Wechselwirkungen  der  inoerstaatlichen 
gesellschafüichen  Verbände.  Die  Unterscheidung  der  Staatswissenscbaft  von 
Ethnologie  und  Statistik  vollzieht  sich  glatt.  Die  Ethnologie  behandelt,  wie 
gesagt,  physische  und  psychische  VolkBeigentflmliohkeiten,  führt  uns  diese 
namentlich  auch  in  typischer  Einzelbetrachtung  der  Individuen  verschiedener 
Völkerschaften  vor.  Die  Statistik  hat  die  sozialen  Massenerscheinungen, 
vorwiegend  innerhalb  einer  jedesmal  abgegrenzten,  einzelnen  Volksgemein- 
schaft zum  Gegenstand.  Wie  die  .Masse"  im  naturwiseenscheftlichen  Sinne 
von  den  qualitativen  Eigenschaften  und  einer  etwaigen  organischen  Struktur 
abstrahiert,  so  bilden  auch  ^r  die  Statistik  zunächst  nicht  qualitative  Mo- 
mente oder  Fragen  der  Organisation,  sondern  quantitative  Verbältnisse  das 
unmittelbare  Objekt  der  Forschung^.  An  und  fQr  sich  deutet  der  Name 
.StaatswisseDschaft'  nur  auf  eine  einzige,  wenn  auch  die  wichtigste 
gesellschaftliche  Organisationsform,  den  Staat,  hin.  In  neuerer  Zeit  wird 
jedoch  die  Bezeichnung  nicht  selten  in  einem  weiteren  Sinne  gebraucht, 
80  dag  sie  nicht  bloß  auf  die  staatliche  Organisation  als  solche  sich  be- 
zieht, sondern  das  gesamte  innerstaatliche,  gesellschaftliche  Verbandsleben 
in  seiner  rechtlichen  Ordnung  und  seiner  Beziehung  zur  Staatsgemeio- 
Bchaft  umfaßt.  Diese  Terminologie  könnte  zu  gef^rlichen  Irrtümern 
Anlaß  bieten,  wenn  die  Verbindung  zwischen  philosophischer  und  posi- 
tiver Staatslehre  gelöst  und  überdies  vergessen  würde,  daß  der  Name 
.Staat"  hier  nicht  bloß  den  Staat  als  besondere  Gesellschaftsform  be- 
deutet, sondern  eben  metaphorisch  als  pars  pro  toto  zur  Bezeichnung  des 
gesamten  staatlichen  und  innerstaatlichen  organisierten  Geeellscbaftslebens 
Verwendung  findet.  Hält  man  das  aber  vor  Augen  und  beachtet  man 
die  Lehrsätze  der  philosophischen  Staatewissenschaft,  dann  wird  der  herr- 
schende Sprachgebrauch  zu  einer  prinzipiellen  Verdrängung  der  .Gesell- 
schaft" und  Schädigung  ihrer  berechtigten  Freiheit  durch  den  Staat  kaum 
verleiten  können. 

Früher  wurde  die  Staatslehre  nach  dem  Vorgange  des  AriBtotelea  , Politik" 
genannt.  Heute  pflegt  der  Ansdruck  , Politik'  zur  Bezeichnung  der  praktischen 
Staatekunst  verwendet  zu  werden ;  hat  diese  das  wirtochaftUcke  Gebiet  zum  Gegen- 
stand, dann  heißt  sie  .WirtBchaftepolitik". 

Die  Volkswirtschaft  stellt  nun  einen  wichtigen  Bestandteil 
des  innerstaatlichen  Gesellschaftslebens  dar,  muß  somit  den  allgemeinen 

'  Bruder,  Äi-Ükal  .Staats Wissenschaften',  im  Staatslexikon  der  GSrrea-Oeaell- 
Schaft  V  471  ff. 

'Wandt,  Methodenlehre,  2.  Abt  456. 
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natfirlichen  Zwecken,  um  derentwillen  die  staatliche  Gesellschaft  über- 
haupt besteht,  wie  der  staatlichen  Rechtsordnung  sich  einfügen.  Damit 
ist  nicht  bestritten,  daä  das  Wirtschaftsleben  in  menschlichen  Bedürf- 
nissen seinen  Ursprung  hat,  die  an  nnd  fUr  sich  auch  anabhängig  von 
bestimmten  politischen  und  sonstigen  sozialen  Organisationsbedingungen 
unteraucbt  werden  können,  und  die  in  jeder  Form  gesellschaftlicher  Or- 
ganisation Befriedigung  erheischen.  AJlein  wenn  von  Volkswirtschaft  die 
Rede  ist,  so  denkt  man  eben  an  die  Wirtschaft  eines  staatlich  geeinten 
Volkes ,  darum  auch  an  die  Organisation  dieser  Wirtschaft  im  Hin- 
blick auf  die  Erreichung  desjenigen  staatsgesellschaftlichen  Eulturzweckes, 
der  von  einer  guten,  zweckmäßigen  Organisation  der  Volkswirtschaft  ab- 
hängig ist,  nämlich  des  materiellen  Gemeinwohles  des  Volkes.  In  dieser 
Auffassung  erscheint  somit  die  Volkswirtschaftslehre  als  ein  be- 
sonderer Bestandteil  der  Staatswissenschaften.  Sie  hat  aber 
nicht  nur  die  bestehenden  Ordnungen  des  wirtschaftlichen  Lebens  zu  er- 
klären, sondern  auch  zu  prüfen,  welche  Ordnung  in  concreto  die  rechte 
und  zweckmäßige  ist,  zu  untersuchen,  in  welcher  Weise  das  Verhältnis 
der  ihre  wirtscbaftlichen  Sonderinteressen  verfolgenden  Individuen  und  der 
für  Gemeinzwecke  eintretenden  engeren  und  weiteren  Verbände  rechtlich 
und  durch  soziale  Institutionen  zu  ordnen  sei ,  damit  das  materielle  Ge- 
meinwohl des  Volkes  als  Teil  des  Staatszweckes  seine  unter  den  gegebenen 
Verhältnissen  möglich  beste  Verwirklichung  finde '.  Als  Bestandteil  der 
Staatswissenscbaften  ist  die  Volkswirtschaftslehre  zugleich  mit  der  posi- 
tiven Staatslehre  der  Rechtsphilosophie  und  der  philosophischen  Gesell- 
schaftslehre insbesondere  untergeordnet.  Der  positiven  Rechtswissenschaft 
gegenüber  erscheint  sie  jedoch  als  koordinierte  Disziplin,  wenigstens  in- 
sofern sie  ihrerseits  der  Jurisprudenz  und  der  positiven  Gesetzgebung 
wertvolle  Anregungen  und  Direktiven  gibt  für  eine  zweckmäßige  Gestal- 
tung des  sozialen  Wirtschaftsrechts. 

Indem  die  Kationalökonomie  die  Einheit  der  Gesellschaftswissen- 
schaften anerkennt  und  sich  demgemäß  der  allgemeinen  Geeellschaftslehre 
unterordnet,  genau  so  wie  die  andern  speziellen  Wissenschaften,  die  mit 
einem  Teile  des  natürlichen  Gesellschaftslebens  sich  befassen,  wird  zwischen 
den  verschiedenen  Spezialwissenechaften  die  rechte  Harmonie  und  Ordnung 
gewahrt.  Insbesondere  muß  der  Nationalökonom  darauf  verzichten,  seine 
Wissenschaft  als  die  erste  und  vornehmste  unter  den  Sozial  Wissen- 
schaften zur  Geltung  zu  bringen.  Wie  hoch  auch  immer  die  Bedeu- 
tung der  materiellen  Seile  des  öffentlichen  Wohles  angeschlagen  werden 
mag,  verfehlt  wäre  es,  das  Streben  nach  materiellem  Wohlstand  an  die 
Spitze  aller  Gesellschaftszwecke  zu  stellen.  Diese  Verkennung  der  höheren, 
geistigen  und  sittlichen  gesellschaftlichen  Güter  würde  ohne  Zweifel  sich 


'  Vgl.  iticbard  Schmidt,  Allgemeine  Staatelehre  I,  in  Frankensteins  Hand- und 
I^ehrbuch  der  Slaatewiseenschaften  (1901)  33  f. 
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bald  im  Yolksleben  empfindlich  rächen  und  auch  den  materiellen  Verfall 
einer  Nation  notwendig  beschleunigen  mUsaen,  da  gerade  von  der  Höhe 
der  Zivilisation  die  materielle  Kultur  der  Völker  wesentlich  mitbedingt 
wird.  Anderseits  darf  aber  der  Nationalökonom  sich  darüber  freuen,  da& 
in  gewissem  Sinne  das  Wirtschaflsleben  die  Grundlage  von  allem  andern 
ist.  Ohne  Wirtschaft  kein  Leben,  keine  Oesellschaft,  keine  geistige 
Kultur!     Prius  eet  vivere  quam  philosophari ! 

140.  NationalVkoDomie  nud  Morallehre.  Besitz  SuEerer  Güter,  materieller 
Wohlstand  ist  f&r  den  Menschen  nur  ein  Mittel  für  seine  höheren  Zwecke. 
Auch  die  Gesellschaft  und  die  GesellschaftswisseDschaft  mu&  diese  Hin- 
ordnung, diese  Unterordnung  des  materiellen  Wohlstandes  unter 
die  höheren  und  den  höchsten  Zweck  des  Menschen  anerkennen. 
Niemals  darf  sie  mit  ihren  Forderungen  in  Widerspruch  treten  zu  einem 
Zwecke,  der  als  allgemeiner  Menschheitszweck  allen  Gesellschaftsgliedem 
gemeinsam  ist  und  zugleich  deren  oberstes  Ziel ,  ihre  das  Gesamtstreben 
beherrschende  Lebensaufgabe  bildet.  Besitzt  ja  doch  die  Art  und  Weise, 
wie  die  irdischen  Güter  in  der  Gesellschaft  gewonnen,  wie  sie  zum  Vorteil 
der  Gesellschaftsglieder  verwendet  werden  mUssen,  in  jenem  allgemeinsten 
oder  obersten  Menschheitszweck  ihre  in  letzter  Instanz  entscheidende  Norm. 
Mit  andern  Worten: 

a.  Die  Volksicirtsckaftslekre  darf  nicht  in  Widerspruch  treten  zu  der 
Moral.  Sie  empfängt  von  der  Moral  zunächst  eine  negative  Lei- 
tung, besitzt  in  deren  Lehren  ein  Kriterium,  um  ihre  eigenen  Lebren 
auf  deren  Wahrheit  und  Stichhaltigkeit  zu  prüfen.  Ebensowenig  wie 
die  Nationalökonomie  das  physisch  Unmögliche  lehren  wird,  darf  sie  das 
moralisch  Unmögliche  als  wissenschaftlich  begründete  Wahrheit  hinstellen. 
Die  Nationalökonomie  ist  also  nicht  „die  Wissenschaft  von  der  Ver- 
mehrung des  Reichtums  auf  jede  Weise.  Wenn  dem  so  wäre,  ao  müMe 
sie  unter  ihre  Mittel  auch  den  Betrug,  den  Diebstahl  nud  die  Plünderung 
besiegter  Völker  zählen.  Wo  aber  ist  der  Volkswirt,  der  die  Stirn  hätte, 
dies  zu  wagen?"  1  Man  sage  nicht,  nur  bei  der  ökonomischen  Praxis 
komme  die  Moral  in  Frage,  während  die  Wissenschaft  von  ihr  abstrahieren 
könne.  Das  ist  so  unwahr,  daB  verhältnismäßig  wenige  Nationalökonomen 
sich  dazu  verleiten  ließen,  ganz  offenkundig  unmoralische  Lehren  au&u- 
stellen,  und  auch  diese  wenigen  bemühten  sich  sogar  noch,  den  Schein 
der  Moralität  für  ihre  Ansichten  zu  wahren. 

Der  Beweis  für  die  behauptete  negative  Leitung  der  volkswirtechaft- 
lichen  Untersuchungen  durch  die  Moral  ist  leicht  erbracht    Denn 

a)  die  Gesetze  der  Moral  haben  allgemeine  Geltung.  Sie  ordnen 
das  freie  Handeln  des  Menschen  schlechthin.    Darum  behalten  sie  ihre 


'Liberatore,  Grnndslitze  19.  Tgl.  aocb  L.  v 
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Geltung  auch  für  jene  besondere  Art  des  menschlichea  Handelns,  welche 
wir  wirtschaftliche  Tätigkeit  nennen. 

ß)  Die  Gesetze  der  Moral  ordnen  die  Handlungen  des  Menschen  auf   \ 
sein  letztes  und  höchstes  Ziel  hin.    Jeder  Widerspruch  mit  der  Moral    i 
verkennt  daher  das  richtige  Verhältnis  zwischen  den  rein  irdischen  Zwecken 
und  dem  Hauptzweck  des  Menschen. 

gL'utile  est  legitime  tant  qu'il  ne  sort  pas  des  limites  du  vrai  et 
du  juste",  sagt  Rosai*.  Zwischen  Sittlichkeit,  Gerechtigkeit  einerseits 
und  wahrem  Menschenglück  —  den  inneren  Frieden,  die  Menschenwürde, 
die  Gewißheit  des  Heiles  mit  eingeschlossen  —  besteht  objektiv  niemals 
ein  wirklicher  Widerspruch.  Deontologische  und  eudämonologische  Ord- 
nung fallen  zusammen.  Mag  der  Wucherer  noch  so  viele  Schätze  auf- 
häufen, Glück  wird  er  dabei  nicht  finden.  Vernunft  und  Gewissen  wider- 
sprechen. Und  sollte  das  Gewissen  verstummt  sein,  die  Ewigkeit  wartet 
seiner,  die  Verantwortung  vor  Gott.  An  den  Völkern  und  Staaten  aber 
vollzieht  sich  sehr  oft  die  Vergeltung  im  Diesseits.  Sie  offenbaren  in  ihrer 
geschichtlichen  Entwicklung  immer  wieder  von  neuem  die  schließliche 
und  endgültige  Harmonie  zwischen  Deontologie  und  Eudämonologie.  Ihre 
natürlichen  Tugenden  finden  Belohnung,  die  Laster  und  Verbrechen  früh 
oder  spät  ihre  Strafe.  Auf  der  Mi&achtung  des  Sittengesetzes  baut  sich 
kein  VölkerglUck  auf.  Darum  wird  der  einsichtsvolle  Nationalökonom 
auch  nicht  als  Wahrheit  und  Gesetz  seiner  Wissenschaft  verkündigen 
dürfen,  was  dem  Gesetze  Gottes  widerspricht.  Freilich  ist  es  nicht  aus- 
geschlossen ,  da£  für  den  einzelnen  Fall  und  unter  einer  bestimmten 
Rücksicht  die  Verletzung  der  Moral  scheinbar  oder  vorübergehend  als 
materiell  nützlich  sich  darstellen  kann.  Schließlich  und  letztlich  werden 
aber  auch  solche  Fälle  die  alte  Wahrheit  bestätigen,  daß  die  Gerechtigkeit 
das  einzig  sichere  Fundament  der  Reiche  ist,  nicht  bloß  in  ihrem  poli- 
tischen Bestände,  sondern  ebensosehr  fUr  die  materielle  Wohlfahrt,  das 
Glück  der  Gesamtheit. 

Daß  bei  dem  Wechsel  der  äußeren  Bedingungen  und  Verhaltnisse  heute 
nützlich  sein  kann,  was  unter  andern  Umständen  schädlich  war,  widerspricht  der 
vorgetragenen  Lehre  keineswegs.  Sehr  richtig  bemerkt  Roasi':  ,Pour  noua,  le 
bien  et  le  juste  d'un  cdte,  l'iitäe  de  l'autre,  eont  de  nature  difFerente.  Les  Pre- 
miers sont  toujourn  vrais ,  immuableg ,  inalterables  dane  leur  principe ,  le  second 
varie  comme  les  ^venements,  conune  les  circonstances ;  U  n'est  pas,  comme  lea 
Premiers,  pose  sur  une  base  invariable.  Mais,  en  fait,  le  bien  est  presque  toujours 
utüe,  et  il  est  rare  que  ce  qui  est  utile  ne  Boit  pas  ä  la  fois  conforme  au  bien 
et  au  juste.  C'eet  peut-^tre  une  loi  providentieUe  qua  e^ie  alliance  du  bien 
et  du  hien-ilre,  cutte  alliance  par  laquelle  les  exigences  du  devoir  se  pro- 
portionnent  k  dos  forces."  Ea  gibt  freilich  Leute,  welche  von  diesem  engen 
Zusammenhang  zwiachen  Moral  und  Wohlstand  nichts  wissen  wollen.  Sie  würden 
oventueU  auch  einen  ungerechten  Tauach   für  nützlich  und  darum  für  zulässig 


'  Coars  d'Economie  politiqae  IV  384.  '  A.  a.  0.  384. 
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erklären.  Aliein  nie  und  nimmer  wird  die  Nationalökonomie  ihnen  beipflichten, 
nie  und  nimmer  einen  Vertrag,  durch  welchen  der  eine  auf  Kosten  des  andern 
sich  ungerecht  bereichert,  als  einen  imter  sozialem  und  wirtechaftlichem  fiesichta- 
pnnkte  zulässigen  Prozeß  in  der  Verteilung  der  Beichtflmer  anerkennen  können. 
,Par  consöquent,  si  reconomiste  fait  de  l'ächange  au  point  de  vue  de  l'utile 
un  objet  d'observation ,  ce  doit  6tre  k  la  condition  de  revenir  sans  cesse  k  la 
notion  du  juste  pour  e'aeeurer  qu'il  ne  fait  pas  fausse  route."  ' 

b.  Die  Volkswirtschaft  empfängt  sodann  aber  auch  in  manchen  Fragen 
eine  für  sie  höchst  weiimlle  positive  Förderung  seitens  der  Moralteisaeti- 
schaft. 

Bereits  wurde  erwähQt,  da£  die  obersten  Grundsätze  Über  das 
gesellschaftliche  Leben  für  die  Volkswirtschaftslehre  ihre  .Geltung  be- 
waliren.  Diese  Grundsätze  der  allgememen  Gesellschaftslehre  aber  sind 
vorwiegend  moralphilosophischer  Art.  Sie  belehren  uns  über  den  Zweck 
der  staatlichen  Gesellschaft,  die  Aufgaben  und  Grenzen  der  Staats- 
gewalt, das  Verhältnis  des  einzelnen  zur  Gesellschaft,  Über  Solidarität, 
Gerechtigkeit ,  Liebe  usw.  Auch  die  Moraltheologie  beschäftigt  sich 
einläßlich  mit  dem  Tauschverkehr,  dem  Eontrakte,  dem  Lohnvertrage, 
den  Steuern  usw.  Indem  der  Nationalökonom  diese  Lehren  zu  Rate 
zieht,  wird  er  für  manche  wichtige  Probleme  leichter  in  den  Stand  gesetzt, 
zu  sichern,  wissenschaftlich  unanfechtbaren,  das  Ganze  erschöpfenden  £i^ 
gebnissen  zu  gelangen,  wie  anderseits  der  Moralist  in  nicht  wenigen 
Fragen  vom  Nationalökonomen  wertvolle  Aufschlüsse  erhält. 

c.  Der  Nationalökonomie  kann  es  schlieMich  unter  der  Rücksicht  des 
aÜgemeinett  Wohlstandes,  seiner  rechten  Erhaltung  und  Vermehrung,  durch- 
aus nickt  gleichgüüig  sein,  ob  das  Volk  in  seiner  Masse  sittlich  oder  un- 
sittlich ist.  Das  muS  jeder  aufrichtige  Nationalökonom  anerkennen,  darum 
auch,  vom  Standpunkte  seiner  Wissenschaft  aus,  der  Yersittlichung 
des  Volkes  das  Wort  reden.  Wir  werden  den  Beweis  hierfür  alsbald 
Im  einzelnen  bringen,  vorerst  aber  noch  eine  Frage  erledigen,  die  zu 
Bedenken  gegen  unsere  Auffassung  Anlaß  geben  könnte. 

Enthält  es  keinen  Widerspruch,  die  Nationalökonomie  einerseits  als 
eine  selbständige  Wissenschaft  zu  feiern,  anderseits  für  ihre  Abhängigkeit 
von  .der  Morallehre  einzutret«n?  Wäre  der  Einwand  richtig,  so  wUrde 
er  auch  die  Abhängigkeit  der  Nationalökonomie  von  der  Gesellschafts- 
wissenschaft ausschließen.  Alle  praktischen  Wissenschaften,  alle  Wissen- 
schaften ,  die  sich  auf  das  freie  Handeln  der  Menschen  beziehen ,  somit 
die  -Gesellschaftswissenschaften  und  die  Nationalökonomie  als  Teil  der- 
selben, sind  nun  einmal  abhängig  von  der  Moral,  weil  eben  der  Mensch 
selbst  und  darum  auch  die  menschliche  Gesellschaft  der  Herrschaft  des  gött- 
lichen Sittengesetzes  eich  nicht  entziehen  dUrfen  und  können.  Freilich  wird 
man  sich  in  der  Betonung  jener  Abhängigkeit  der  Volkswirtschaftslehre  von 


,  Coura  d'£conomie  polUiqoe  I  36. 
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der  Morallehre  vor  allen  Einseitigkeiten  und  Übertreibungen  hüten  müssen. 
£b  gibt  eine  ganze  Reihe  moralisch  indifferenter,  rein  nationalökonomiBcher 
Fragen,  die  lediglich  unter  den  Gesichtspunkten  der  Möglichkeit  und 
Zweckmäßigkeit  seitens  der  praktischen  Vernunft  ihre  Erledigung  finden. 
Überdies  werden  die  Nationalökonomen  durch  die  gekennzeichnete  Be- 
ziehung zur  Moral  keineswegs  behindert,  ungestört  in  dem  lieb  gewonnenen 
Kreise  ihrer  staatswiBsenschafttichen  Kollegen  zu  verbleiben.  Denn  wenn 
auch  die  Volkswirtschaftslehre  niemals  in  Gegensatz  zum  göttlichen  Sitten- 
gesetze treten  darf,  so  erscheint  sie  dieserhalb  durchaus  nicht  als  eine 
bloße  Dependenz  der  Moralwissenschaft  im  engeren  Sinne.  Schließlich 
sichert  gerade  der  allgemeinere  ethische  Charakter  der  Nationalökonomie 
im  Reiche  der  Wissenschaften  sogar  eine  hervorragende  Stellung,  ver- 
möge deren  sie  sich  hoch  über  die  ao  viel  umworbenen  Naturwissen- 
schaften erhebt. 

141.  Die  National9konomie  ist  eine  ethisehe  Wissenschaft,  aber  kein 
blofier  Bestandteil  der  Monilwissenschaft  im  engeren  Sinne.  Das  Wort 
.moralisch",  , ethisch"  hat  verschiedene  Bedeutungen^.  Im  generischen 
Sinne  gefaßt,  bildet  es  den  Gegensatz  zum  «Physischen*.  Es  bedeutet 
hierbei  die  Abhängigkeit  vom  freien  Willen.  Im  engeren,  spezifischen 
Sinne  bezeichnet  »moralisch'  die  Beziehung  der  freien  Handlung  zur 
sittlichen  Gdte  oder  Schlechtigkeit  oder  die  Beziehung  zum 
Sittengesetz  als  einer  verpflichtenden  Norm.  Die  Nationalökonomie  nun 
ist  eine  .moralische*  Wissenschaft  im  weiteren  Sinne  des  Wortes.  Sie 
handelt  von  einer  bestimmten  Art  der  freien  Tätigkeit  des  Menschen. 
Aber  nicht  jede  Wissenschaft,  die  sich  mit  freien  Handlungen  des  Men- 
schen abgibt,  bildet  darum  einen  Bestandteil  der  „Moralwissenschaften' 
im  engeren  Sinn.  Es  geneigt,  daß  die  Nationalökonomie  die  allgemeine, 
durch  unabänderliche  Gesetze  sanktionierte  sittliche  Ordnung  negativ 
und  positiv  auch  für  ihr  Gebiet  anerkennt.  Im  übrigen  bewahrt  sie 
ihr  eigenes  Formalobjekt,  darum  ihre  Stellung  als  besondere  und 
in  diesem  Sinn  als  selbständige  Wissenschaft.  So  hat  die  National- 
ökonomie zum  Formalobjekte  die  nationalökonomische  Richtig- 
keit und  Ordnung  menschlicher  Handlungen  und  Einrichtungen,  d.  h. 
ihre  Hinordnung  und  Zweckmäßigkeit  in  Bezug  auf  das  materielle  Ge- 
meinwohl des  Volkes.  Der  eigentlichen  Moralwissenschaft  Formalobjekt 
dagegen  ist  die  sittliche  Güte ,  die  moralische  Richtigkeit  der  Hand- 
lung, d.  h.  ihre  Hinordnung  auf  das   wesentliche,  letzte,   Überirdische 

>  Vgl  Th.  Me^er,  Die  Grundsätze  der  Sittlichkeit  und  des  Kechta  (1866)  60; 
V.  Cathreio,  Moralphilosophie  I'  ISlff.  —  In  Deutschland  bezeichnet  das  WsrtcheD 
.moralisch'  in  der  Regel  nur  die  Beziehung  zur  Freiheit,  .sittlich'  dagegen  die  sittliche 
Gate  der  Handlung.  Noch  einmal  sei  harvorgehohen ,  daB  materiell  die  sittliche  und 
nationalßkonamische  Richtigkeit  iu  Übereinstimmung  stehen,  formell  aber  stellen  sie 
verschiedene  Gesichtspunkte  dar. 
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Ziel  des  Menschen,  ihre  Übereinetimmung  mit  dem  Gesetze  Gottes  nnd 
seiner  Verpflichtung*.  Man  sieht,  daß  beide  Wissenschaften  ganz  wohl 
nebeneinander  bestehen  können.  Der  Moralist  wird  sich  aufs  beste  mit 
dem  NationalSkonomen  vertragen,  ihn  schätzen  und  ehren,  solange  dieser 
die  zeitlichen  Interessen  des  Menschen  nicht  auf  Kosten  seiner  ewigen  be- 
fördern will. 

142.  EÜDwendnngen.  Nicht  allen  Kationalökouomen  wird  es  freilich 
leicht,  eine  Abhängigkeit  ihrer  Wissenschaft  von  der  Moral  mit  derselben 
Bereitwilligkeit  anzuerkennen,  wie  dies  namentlich  seitens  der  katholischen 
Autoren  I^e  Play,  P^rin,  Hermann  Rösler,  (Jeorg  von  Mayr,  Devas, 
Costa-Rossetti,  Antoine,  Ratzinger,  Liberatore  u.  a.  geschehen  ist*.  Es 
sind  jene  englischen  und  französischen  Nationalökonomen  insbesondere, 
welche  die  Volkswirtschaftslehre  schlechthin  wie  einen  speziellen  Zweig  der 
Naturwissenschaften  behandeln  und  ihre  Lehren  lediglich  aus  der  Betrach- 
tung der  instinktiven  Triebe,  vor  allem  des  Triebes  der  Selbstliebe  ableiten 
wollen,  die  daher  fUr  die  Bedeutung  ethischer  Erwägungen  den  richtigen 
Ma&tab  verloren  haben. 

Hier  genüge  es,  wenigstens  auf  einige  der  Einwendungen  hinzu- 
weisen, welche  gegen  jedwede  Leitung  der  nationalökonomischen  Wissen- 
schaft durch  die  Moral  erhoben  wurden.     Man  hat  gemeint, 

a.  eine  Berücksichtigung  der  Moral  in  der  Wissenschaft  sei 
völlig  zwecklos.  Tatsächlich  lassen  sich  ja  doch  die  Menschen  in  ihrem 
wirtschaftlichen  Verhalten  ausschlie^ich  von  dem  Naturtrieb  der  Eigen- 
liebe leiten.  Wir  entgegnen:  Tatsächlich  lassen  sich  unseres  Wissens  nur 
Diebe,  Wucherer,  unredliche  Börsenspekulanten  u.  dgl.  ausschließlich  von 
dem  Naturtriebe  der  Eigenliebe  bestimmen.  Leute  dieser  Art  kennen  und 
suchen  allerdings  nichts  anderes,  als  die  größten  Vorteile  mit  den  ge- 
ringsten Muhen  und  Opfern  zu  erlangen,  ohne  jede  ROcksicht  auf  die 
Moral.  Um  so  mehr  aber  sollte  die  Nationalökonomie  das  göttliche 
Sittengesetz  berücksichtigen,  je  größer  die  Gefahr  wird,  daß  im  Bereich 
des  wirtschaftlichen  Handelns  die  Selbstsucht  zur  vollen,  unbeschränkten 
Herrschaft  gelangt.  Nicht  die  geordnete  Selbstliebe  braucht  der  National- 
Ökonom  zu  bekämpfen.  Sie  ist  eine  Tugend,  durch  Vernunft  nnd  Sitte 
geregelt.  Nur  die  unbehinderte  Betätigung  einer  maßlosen,  bloß  natur- 
und  triebhaften  Selbstliebe  gereicht  den  Völkern  zum  Verderben.  Man 
sagt  sodann: 

'  Pärin,  Premiers  Principes  55  f. 

*  Mao  vgl.  auch  Minglietti,  Des  Rapports  de  l'^conomie  publique  avec  la  morale 
et  le  droit,  tradnit  par  M.  Sain t-Germain  Leduc  (1863);  Baudrillart,  Dee 
Rapports  de  r^conomie  politiqne  et  de  la  niorale*  (1888);  Rondslet,  Du  Spiritualisme 
en  £)conomie  politiqne  (1860);  Laveleye,  insbesondere  im  Artikel  .Des  Rapports  de 
rEconoinie  politiqne  avec  la  morale ,  le  droit  et  la  politique*  in  der  Revue  des  Deux 
Mondes  1878,  1,  891  ß. 
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b.  Ob  jematid  „tugendhaft"  oder  , lasterhaft'  sei,  ist  seine 
Privatsache.  Die  Ökonomie  zeigt  bloß,  wie  man  mit  den  geringsten 
Anstrengungen  zum  Besitz  der  Güter  gelangt.  Leider  ist  hierbei  Qber- 
sehen,  da&  der  Mensch  nicht  isoliert  wirtschaftet,  sondern  inmitten  der 
Gesellschaft.  Wenn  auch  BTngend*  und  „Laster"  zunächst  subjektive 
Zustände  bezeichnen,  so  sind  sie  doch  nicht  rein  subjektiv.  Sie  bleiben 
keineswegs  im  Subjekt  eingeschlossen.  Raub  und  Habsucht,  Wucher, 
Preisfölschung,  Lobndruck  usw.  haben  die  verderblichsten  Rückwirkungen 
auf  das  materielle  Wohl  der  gesamten  Oesellschaft,  berühren  daher  nicht 
wenig  den  Gegenstand  der  nationalökonomischen  Untersuchung.  Aber, 
so  heifit  es  weiter: 

c.  wir  „abstrahieren"  ja  nur  in  der  Theorie  von  der 
Moral,  während  wir  es  dem  christlichen  Theologen  nicht  verwehren 
wollen,  für  die  Praxis  ein  moralisches  Verhalten  zu  empfehlen.  In  der 
Tat  wäre  das  eine  merkwürdige  Abstraktion,  wenn  man  etwa  gleich- 
zeitig eine  .naturgeeetzliche"  Wirksamkeit  der  Triebe  lehren  wollte.  Wo 
bliebe  da  fUr  die  Moral  noch  Raum?  Höchstens  könnte  sie  als  eine 
blofi  unwesentliche  Zutat  erscheinen  zu  dem  in  sich  „naturgesetzlich* 
geregelten  Handeln  —  „a^ittle  more  ethical  sauce",  wie  Sidgwick  sich 
geschmackvoll  ausdrückt*  im  Hinblick  auf  die  ethischen  Erörterungen 
neuerer  Kationalökonomen.  J,  Stuart  Mill^  sucht  uns  freilich  durch  ein 
Beispiel  zu  überzeugen,  wie  man  ganz  wohl  von  der  Moral  .abstrahieren* 
und  den  Menschen  sich  allein  unter  dem  Einfluß  der  Eigenliebe  stehend 
vorstellen  könne,  als  ob  er  unverändert  stets  nach  dem  gröfiten  Vor- 
teil mit  den  geringsten  Opfern  strebe.  Abstrahiere  ja  doch  auch  die 
Geometrie  von  der  Breite  der  Linie  und  betrachte  nur  die  Länge,  obwohl 
in  Wirklichkeit  die  Linie  sowohl  Breite  wie  Länge  habe.  Und  der  Physik- 
professor, welcher  den  Blitzableiter  behandelt,  braucht  von  seinem  physi- 
kalischen Standpunkt  aus  die  chemischen  Einwirkungen,  denen  der  Blitz- 
ableiter in  Wirklichkeit  unterliegt,  nicht  zu  beachten.  Das  überläßt  er 
dem  Chemiker  oder  dem  praktischen  Mechaniker,  welcher  den  Blitzableiter 
einrichtet  Ale  oh  die  Breite  der  Linie  deren  Länge  beherrschte  und 
regelte,  wie  dies  gegenüber  dem  Naturinstinkte  der  Eigenliebe  die  natur- 
gemäße Funktion  der  Sittlichkeit,  der  Vernunft  und  des  Gfewissens  ist. 
Was  in  der  Geometrie  von  der  Länge  einer  Linie  gesagt  wird,  entspricht 
der  Wirklichkeit.  Wehe  uns  aber,  wenn  die  „Gesetze"  der  Volkswirtschaft 
ans  der  abstrakten  Betrachtung  der  Instinkte  hergeleitet  werden!  Diese 
„Gesetze"  verzerren  und  verstümmeln  die  menschliche  Natur,  stellen  den 
Menschen  dar,  wie  er  weder  ist  noch  sein  darf.  Chemie  und  Physik 
femer  stehen  in  ganz  anderer  Beziehung  zu  einander  als  Moral  und 
Ökonomie.     Die  Moral  beherrscht  das  ganze  Verhalten  des  Menschen, 


'  The  Scope  and  Method  of  Economic  Bcience  (1885)  36. 
'  Unsettled  Qoestions  of  Political  Economy»  (1874)  130 ff. 
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weil  dieser  Überall  seine  Freiheit  mißbrauchen  kann  zur  Übertretung 
des  Sittengesetzes.  Dabei  bleiben  die  ökonomischen  Rücksichten  den 
moralischen  stets  untergeordnet  nach  den  Forderungen  der  geistigen  und 
sittlichen  Natur  des  Menschen.  Man  darf  die  Wirksamkeit  des  In- 
stinktes mit  der  Dampfkraft  vergleichen.  Wie  diese  Bewegungskraft 
erst  durch  die  maschinelle  Technik  gebändigt  und  geregelt  wird,  so 
besitzt  auch  der  Naturinstinkt  beim  Mensehen  eine  gro£e  Kraft,  aber  nicht 
das  , Gesetz"  seiner  Wirksamkeit  in  sich  selbst'.  Mit  Recht  bat  darum 
auch  schon  Sismondi  gegen  Adam  Smith  den  Vorwurf  der  Inkonsequenz 
erhoben ,  da  er  einerseits  die  ökonomischen  Tatsachen  einem  Ealkul 
unterwerfe,  während  er  gleichzeitig  nur  eine "Triebki^  des  wirtschaft- 
lichen Handelns  kenne,  deren  Wirksamkeit  sich  jeder  festen  Berechnung 
entziehe.  Klarer  tritt  dieser  Widerspruch  hervor,  wenn  man  beachtet, 
wie  jene  Nationalökonomen  denn  doch  neben  dem  Instinkt  wenigstens 
die  Leitung  der  praktischen  Vernunft  anerkennen  müssen,  insofern  der 
müheloseste  Weg  und  die  wirksamste  Art  wirtschaftlicher  Betätigung  als 
Ciegenstand  des  instinktiven  Verlangens  des  Menschen  hingestellt  wird. 
Die  Vernunft  hat  also  doch  dem  Instinkt  mindestens  voranzuleuchten, 
damit  ei-  in  concreto  die  ökonomisch  i-ichtigen  Wege  wählt,  und  die 
Ökonomie  bemüht  sich,  in  ihrer  Theorie  uns  jene  Wege  kennen  zu 
lehren,  die  der  von  der  praktischen  Vernunft  geleitete  Instinkt  den 
Menschen  beschreiten  läfit.  Warum  aber  soll  dann  die  Vemunft  keine 
Beachtung  mehr  finden,  wo  sie  als  der  Herold  des  göttlichen 
Sittengesetzes  Geltung  beansprucht?  Warum  jene  sorgföltige  Ab- 
straktion von  der  Leitung  durch  die  Moral,  wenn  es  sich  darum  handelt, 
, Gesetze"  der  Volkswirtschaft  festzustellen?  Bestehen  diese  „Gesetze* 
lediglich  in  der  wissenschaftlicben  Abstraktion?  Werden  sie  ihre  Wohnung 
aufechlagen  in  der  Vorstellung  des  Gelehrten?  Konsequent  handelt  darum 
der  Nationalökonom  nur  dann,  sofern  er  mit  der  Erkenntnis  dessen,  was 
ist,  die  Erkenntnis  dessen,  was  sein  soll,  verbindet,  wenn  er  auch  in  der 
Theorie  die  Notwendigkeit  anerkennt,  dafi  Gottes  Gesetz  des  Menschen 
wirtschaftliches  Handeln  beherrsche.  Das  ist  kein  Überrest  mittelalter- 
lich-asketischer Weltanschauung,  wie  Earl  Menger^  meint,  keine  Untei^ 
Schätzung  der  wirtschaftlichen  Seite  des  Volkslebens,  sondern  erst  deren 
rechte  und  volle  Würdigung.  Die  Moral  bietet  dem  Nationalökonomen 
einen  durchaus  zuverlässigen  Prüfstein,  an  welchem  er  die  Unrichtigkeit 
mancher  seiner  Lebren  erkennen  kann.  Was  sittlich  unzulässig  ist,  das 
wird  doch  nimmer  «gesetzmäßig*  für  die  Wirtschaft,  kein  in  der  voll, 
adäquat  erfaßten  menschlichen  Natnr  begründetes  ,Gfesetz'  des  wirt- 
schaftlichen Handelns  sein  können.  Wer  an  schwindelnden  Abgründen 
wandelt,  der  sollte  für  die  Dienste  des  Führers  dankbar  sich  erweisen. 


>  Vgl.  oben  Kap.  4,  g  3,  S.  265  f. 

'  UQteraacbuDgeii  Qber  die  Methode  der  SoEialwissenscliHften  ti 
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Die  Schwierigkeit  des  von  der  Nationalökonomie  zu  behandelnden  Stoffes 
ist  gewaltig,  und  von  verheerender  Wirkung  filr  die  Völker  sind  jene 
Irrtümer  geworden,  deren  ein«  falsch  beratene  Theorie  sich  schuldig  ge- 
macht hat.  Hätte  man  immer  mit  Hilfe  der  Moral  die  Gegenprobe  ge- 
macht, wir  ständen  heute  nicht  vor  dem  Abgrunde  des  Verderbens. 

143.  Di«  „ethische  Riehtang"  in  der  Nationalökonomie.  Schon  zur 
Zeit,  als  der  liberale  Ökonomismus  in  Deutschland  die  Wissenschaft  fast 
vollständig  beherrschte ,  haben  einzelne  Gelehrte  nicht  aufgehört ,  die 
hohe  Bedeutung  der* Moral  filr  die  Nationalökonomie  unumwunden  an- 
zuerkennen. Wir  verweisen  beispielsweise  auf  die  Abhandlung  von  Schütz 
in  der  Zeitschrift  für  die  Staatswissenschaften':  .Das  sittliche  Moment 
in  der  Volkswirtschaft.'  Schütz  konnte  sich  hierbei  auf  Lotz  berufen, 
der  ebenfalls  behauptet,  dag  ein  rechtliches  und  sittliches  Verhalten  der 
Betriebsamkeit  die  Krone  aufsetze  und  ihren  regelmäßigen  Fortgang  am 
allermeisten  sichere  und  fordere.  Schütz  führt  dann  insbesondere  aus: 
allein  unter  dem  Einfluß  der  Moral  werde  die  Pflicht  erfüllt,  darüber  zu 
wachen,  daß  namentlich  die  Verteilung  des  Einkommens  unter  alle  Klassen 
der  Bevölkerung  sich  richtig  vollziehe,  so  daß  jeder  glücklich  leben  könne. 
,Es  soll  kein  Widerspruch  zwischen  Ethik  und  Volkswirtschaft  bestehen", 
mahnt  aus  denselben  Gründen  Schönberg ^,  ^es  soll  das  Sittengesetz  auch 
für  die  Volkswirtschaft  gelten  und  in  ihr  ausgeführt  werden,  es  soll 
diese  eine  sittliche  Erscheinung  des  Volkslebens  sein.'  Ander- 
seits bemerkt  derselbe  Autor,  daß  ,die  moderne  Volkswirtschaft  freilich 
trotz  aller  Keformen  noch  weit  davon  entfernt  sei,  die  Postulate  der  Ethik 
realisiert  zu  haben,  aber  die  mächtige  Bewegung  ist  im  Fluß;  erreicht 
sie  ihr  Ziel,  so  wird  damit  der  Anfang  einer  neuen  Eulturepoche  in  der 
Geschichte  der  Menschheit  beginnen'". 

Der  offenbare  Zusammenhang,  der  zwischen  der  immer  klarer  er- 
kannten Notwendigkeit  einer  sozialen  Reform  und  der  ethischen  Auf- 
fassung in  der  Volkswirtschaftslehre  besteht ,  die  Kennzeichnung  der 
sozialen  Reform  als  einer  Realisierung  ethischer  Postulate,  das  wachsende 
Verständnis  für  die  hohe  Wichtigkeit  einer -tief  greifenden  und  umfassen- 
den Versittlichung  des  Volkes  im  Hinblick  auf  dessen  Wohlstand  und 
Qlück,  beansprucht  unser  Interesse  in  so  hohem  Maße,  daß  wir  bei  der 
näheren  Betrachtung  dieser  Gedanken  vorerst  ein  wenig  verweilen 
möchten,  um  so  mehr,  da  die  einseitige  Hervorhebung  der  rein  wirt- 
schaftlichen Momente  in  der  Reformbewegung  die  Gefahr  einer  Ver- 
kennung der  hohen  Bedeutung  von  Christentum  und  christlicher  Moral  für 
die  LöBong  sozialer  und  volkswirtschaftlicher  Probleme  in  sich  schließen 
würde.  Wenn  man  als  Ziel  der  sozialen  Reform  die  wirtschaftliche  und 
soziale  Hebung  der  breiten  Volksmassen  bezeichnet  und  zugleich  betont. 


■  Handbnch  I  54  ff. 
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da&  jenes  Ziel  nur  durch  eine  allmählich  voranschreitende,  flberall  an 
das  Bestehende  ankoüpfende  Kleinarbeit  erreicht  werden  könne,  so  wird 
damit  eine  wohl  begründete  und  nicht  minder  bedeutaame  Warnung 
ausgesprochen  jenen  Bestrebungen  gegenüber,  die  mit  wenigen  großen 
Mitteln  in  kürzester  Zeit  alles  Elend  aus  der  Welt  schaffen  möchten. 
Verfehlt  aber  wäre  es,  wollte  man  in  einseitiger  Wertung  der  praktischen 
Tätigkeit  prinzipiellen  Erörterungen  und  Erwägungen  keine  oder  nar  ge> 
ringe  Bedeutung  zumessen.  Es  hieße  das  nicht  bloß,  sich  das  richtige 
und  tiefere  Verständnis  der  unsere  Zeit  bewegenden  Kämpfe  völlig  ver- 
schließen, sondern  auch  die  praktische  Kleinarbeit  selbst  der  sichern 
Leitung,  des  unentbehrlichen  Schutzes  vor  Verirrung  berauben.  .Es  ist 
ein  Irrtum,  zu  meinen,  daß  es  sich  bei  der  Sozialpolitik  in  der  jetzt 
adoptierten  engeren  Bedeutung  dieses  Wortes  nur  um  Erwägungen  der 
Zweckmäßigkeit  oder  gar  des  Wohlwollens  handele.  Eine  Sozialpolitik, 
welcher  die  scharfe  Orientierung  an  den  unveränderlichen 
Grundsätzen  der  Sittlichkeit  und  des  Rechts  fehlt,  wird  un- 
aasweichlich  in  die  Irre  gehen.'  So  von  Hertling'.  Die  eigene  ver- 
nünftige Natur  nötigt  nun  einmal  den  Menschen,  daß  er  sich  von  Ideen 
und  in  praktischen  Fragen  von  Grundsätzen  auch  ethischer  Art  leiten 
lasse.  Das  beweist  die  Geschichte  aller  Zeiten ,  das  gibt  sich  kund 
in  jeder  großen  Bewegung.  Wann  wurde  mehr  die  Kleinarbeit,  die 
als  solche  in  der  Tat  so  fruchtbare  Detailforschnng ,  gerQhmt  als  zur 
Zeit ,  da  die  Aufklärung  den  Kampf  gegen  das  Überlieferte  positive 
Christentum,  die  traditionelle  Philosophie,  die  herkömmlichen  Staats-  und 
Gesellschaftsformen  erÖfineteP  Und  doch  stand  diese  ganze  Strömung 
unter  der  Herrschaft  einer  alles  dominierenden  Idee,  eines  falschen,  ver- 
heerenden Freiheitsgedankens,  der  mit  mancher  morschen,  des  Unterganges 
würdigen  Schranke  sehr  vieles,  was  der  Menschheit  Segen  gebracht,  dem 
Verderben  weihte,  der  die  feste  Wahrheit  den  wechselnden  Systemen,  die 
politische  und  soziale  Ordnung  der  Revolution  und  dem  Libertinismus 
opferte,  der  das  Massenelend  schuf,  die  sozialen  Bande  zerriß,  die  Gesell- 
schaft in  schroffe  Gegensätze  auflöste. 

Auch  die  heutige  soziale  Iteform  wird  beherrscht  von  einer  ethischen 
Idee,  der  sie  ihre  Kraft,  ihre  Richtung  und  Leitung  entnimmt.  Sie  vei^ 
wirft  prinzipiell  jenen  IndividuEklismus,  welcher  die  Freiheit  nur  als  Mittel 
und  Bedingung  für  die  Zwecke  eines  racksichtslosen  Egoismus,  welcher 
freie  Bahn  forderte  für  alle  diejenigen,  die  da  Macht  haben,  sie  znm 
eigenen  Vorteil  auszunutzen  und  in  klingende  MUnze  umzusetzen,  welcher 
jegliche  Schutzmaßregel  zu  Gunsten  der  Mittelstände,  der  Arbeiter  als  frei- 
beitswidrig  bekämpfte,  aber  zugleich  jeden  Augenblick  bereit  war,  die 
Freiheit  anderer  zu  opfern,  wenn  es  z.  B.  galt,  die  Abhängigkeit  der 
Arbeit  vom  Besitze  zu  mehren,  die  große  Masse  des  Volkes  zu  nötigen. 
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im  Dienst  einiger  weniger  ihre  Kräfte  zu  verbrauchen,  diese  reicher  und 
reicher  zu  machen  und  dabei  selbst  in  äußerst  beschränktem  Maß  an  den 
Gütern  aufsteigender  Kultur  teilzunehmen.  Jenem  egoistiscben  Libertinismus 
gegenüber  hat  die  soziale  Reform  die  wahre  Freiheit  auf  ihre  Fahne  ge- 
schrieben, die  Freiheit,  die  mit  der  Gerechtigkeit  in  Einklang  steht,  die 
Freiheit  fOr  alle,  welche  die  Rechte  der  Schwachen  nicht  weniger  schützt 
als  die  Rechte  der  Starken,  welche  die  individuellen  Interessen  mit  dem 
Glück  und  Wohl  der  nationalen  Gesamtheit  vereinbart,  jene  Freiheit,  die 
aber  sich  die  sittliche  Pflicht  im  Wirtschaftsleben  anerkennt, 
das  auf  sittlicher  Grundlage  ruhende  Recht  und  Gesetz,  und  welche  nicht 
bloß  so  weit  vom  „Gesetze"  etwas  weiß,  als  es  sich  darum  handelt,  die 
selbstsüchtigen  Gelüste  mit  den  angeblichen  Naturgesetzen  der  ökonomischen 
Ordnung  zu  verdecken.  Kurz,  Freiheit  und  Pflicht  in  der  rechten  Ver- 
bindung nach  Gott«s  Gesetz  zum  allgemeinen  und  umfassenden  irdischen 
Wohle  der  Völker,  das  ist  der  Grundgedanke,  die  große,  leitende  und 
höchste  Idee  der  sozialen  Reformbewegung  im  neuen  Jahrhundert.  Von 
hier  müssen  letztlich  die  Ooldbarren  entlehnt  werden,  die  in  einer  klugen, 
stufenweise  voranschreitenden,  stets  an  die  gegebenen  Verhältnisse  an- 
knüpfenden staatlichen,  kommunalen,  korporativen,  privaten  Kleinarbeit 
ihre  Ausprägung  erhalten.  Hier  ist  aber  zugleich  der  sichere  und  feste 
Stützpunkt  gefunden,  von  dem  aus  die  nationalökonomische  Wissenschaft 
selbst  die  ihr  noch  immer  fehlende  Vollendung  erreichen  kann.  Das  haben 
die  Nationalökonomen  ethischer  Richtung  erkannt;  und  man  wird  es  lebhaft 
begrüßen  müssen,  weim  neuerdings  wiederum  die  Bedeutung  der  Pflicht 
für  das  Wirtschaftsleben  von  dem  allgemein  geachteten  Nationalöko- 
nomen und  Statistiker  Georg  v.  Mayr  mit  allem  Nachdruck  hervoi^ 
gehoben  wurdet. 

Es  handelt  sich  in  dieser  Frage,  wie  v,  Mayr  betont,  keineswegs  um 
spekulative  Liebhabereien,  sondern  geradezu  um  eine  Weichenstellung 
für  die  nationalökonomische  Forschung.  Diese  wird  offenbar  in 
ganz  andern  Geleisen  voranschreiten,  sobald  sie  neben  den  wirtschaftlichen 
in  der  rechten  Weise  auch  ethischen  Erwägungen  Beachtung  schenkt. 
Daß  im  Kulturleben  der  Gesellschaft  die  sozialen  Wechselbeziehungen 
dem  Gebiet  bloß  tatsächlicher  Machtwirkung  entrückt  seien,  fordert,  soweit 
wenigstens  der  Schutz  der  Person  und  des  Eigentums  in  Frage  steht, 
selbst  der  extremste  Libertinismus.  Man  wird  sogar  darüber  hinaus 
heutzutage  eine  gesetzliche  Eindämmung  des  gewalttätigen  oder  doch  in 
seiner  brutalen  Rücksichtslosigkeit  gehässigen  Egoismus  sich  gefallen 
lassen,  ja  selbst  dort  den  Konflikt  mit  der  staatlichen  Zwangsgewalt  zu 
vermeiden  suchen,  wo  man  nur  unwillig  die  durch  das  Gesetz  geschaffenen 
Schranken  erträgt,  die  durch  dasselbe  geforderten  Opfer  bringt.  Die 
Frage  bleibt  aber:  Gibt  es  im  Wirtschaftsleben  außer  und  über  den 


>  Die  Pflicht  im  WirtschaftBleben  (1900). 

D.gitizedbyGoOgle 


430  5.  Kapit«].    Di»  Votkswirtechaftalalire. 

gesetzliclien  Pflichten  noch  sittliche  Pflichten?  „Die  Frage 
scheint  vielleicht  töricht",  sagt  v.  Mayr';  .denn  es  iet  nicht  abzusehen, 
warum  gerade  dieses  wichtige  Stück  des  Gesellschaftelehens,  das  wir 
Wirtschaftsleben  nennen,  den  Geboten  der  Sitte  nicht  anterliegen  sollte. 
Und  doch  ist  die  Frage  nicht  tiberflOssig.  Wir  sehen,  wie  die  Anhänger 
materialistischer  Auffassung  und  die  Bewunderer  namentlich  der  neuzeit- 
lichen wirtschaftlichen  Entwicklungstendenzen  in  rficksichtslosem  Bestreben, 
jedes  Hindernis  einer  möglichsten  Beschleunigung  der  Entwicklung  bei- 
seite zu  schieben ,  nicht  davor  zurückschrecken ,  den  Erwägungen  der 
Sittlichkeit  im  Rahmen  des  Wirtschaftslebens  keinen  Raum  zuzugestehen. 
Nach  Zeitungsnachrichten  bat  ein  Breslauer  Kollege,  Werner  Sombart^, 
gelegentlich  der  Versammlung  des  Vereins  fKr  Sozialpolitik  in  Breslau 
den  Satz  formuliert,  Sittlichkeit  auf  Kosten  des  ökonomischen  Fortschrittes 
sei  seines  Eracht«ns  der  Anfang  vom  Ende.  Hier  ist  meines  Erachtens 
der  Punkt,  wo  es  für  den  Kollegen  eines  solchen  Nationalökonomen 
Pflicht  werden  kann,  entschiedenen  Widerspruch  zu  erheben,'  Unter- 
staatssekretär V.  Mayr  steht  mit  diesem  Proteste  nicht  allein  da.  Er 
kann  sich  darauf  berufen,  daß  heute  die  Anerkennung  der  Sitte,  d.  i.  jener 
Summe  von  traditionellen  Vorstellungen,  Urteilen,  Überzeugungen  nnd 
Strebensrichtungen,  in  welchen  das  sozial  als  recht  und  geboten  Erachtete 
mehr  oder  minder  deutlich  zum  Ausdruck  gelangt,  nahezu  Gemeingut 
fast  der  ganzen  deutschen  Nationalökonomie  geworden  ist.  Han  gibt  zu 
und  fordert,  dai  auch  die  positive  Kechtsbildung  sich  dem  Ein- 
fluS  der  Sitte  beugen  müsse.  Ja  die  scharfsinnigsten  National- 
ökonomen erkennen  über  und  zum  Teil  in  jenen  als  Erbschatz  voraus- 
gegangener Kulturbestrebungen  geheiligten  sittlichen  Anschauungen  und 
Postulaten  —  also  in  der  .Sitte"  —  ohne  Rückhalt  das  von  der  Religion 
und  der  Vernunft  verkündigte  göttliche  Sittengesetz  sn  als  die 
höchste  Norm  nicht  bloS  für  den  einzelnen  Menschen,  sondern  auch 
für  die  staatliche  Gesellschaft.  Freilich  werden  die  sittlicheo 
Forderungen  auf  jeder  Stufe  nur  teilweise  eine  positiv  gesetzliche  Forma- 
lierung  flnden.  Nicht  als  oh  der  staatlichen  Gesetzgebung  für  jede  Untei^ 
lassung  ein  begründeter  Vorwurf  erwüchse;  die  volle  Verwirklichung 
aller  sittlichen  Forderungen  geht  eben  über  die  Aufgaben  und  Möglich- 
keiten des  positiven  Elechts  hinaus.  Gerade  das  ist  daher  ein  besonderer 
Vorzug  der  Sittlichkeit,  daß  sie  weiter  greift  als  der  staatliche  Zwang  und 
daß  sie  auch  dort  die  Ordnung  des  sozialen  Lehens  mit  kräftigen  Motiven 
wahrt,  wohin  das  positive  Recht  und  die  staatliche  Handhabung  der 
Rechtspflege  nicht  zu  dringen  vermag.  Die  Bedeutung  der  Moral  för 
das  Wirtschaftsleben  wird  anderseits  keineswegs  durch  den  Umstand  ver- 

>  Die  Pflicht  im  WirtachaftBleben  8  f. 

*  Vgl.  auch  desBeo  Werk  .Moderner  Kapital! amnB*  1  xzx  etc.;  dazu  Hefferts 
Aafsatz  in  den  Hi stör. -pol it.  BUtteni  CXXIX  (1902)  S55  ff;  ferner  Soinbart,  Die  Ide&le 
der  Sozialpolitik,  im  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  1897. 
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bürzt,  ä&&  die  ethische  Beurteilung  gewisser  sozialer  und  ökonomischer 
Verhältnisse  nicht  selten  nach  dem  Stande,  nach  der  Klasse  der  Beurteiler 
wechselt.  Handelt  es  sich  dabei  nicht  etwa  um  ein  durch  das  Eigen- 
interesse irregeleitetes  Bewußtsein,  sondern  um  wirklich  objektiv  sitt- 
liche Forderungen ,  so  werden  dieselben  sich  durchweg  kaum  lange  auf 
die  zunächst  interessierte  Klasse  beschränken,  vielmehr  nach  und  nach 
ebenfalls  in  der  Qrundstimraung  und  allgemeinen  Überzeugung  der  nor- 
malen gesellschaftlichen  Gesamtheit  zu  klarem  Ausdruck  gelangen,  wie  dies 
z.  B.  in  unserer  Zeit  in  den  dringendsten  Fragen  des  Arbeiterschutzes 
sich  bekundet  hat. 

War  nun  auch  die  Beachtung  des  sittlichen  Uomentee  in  der  neueren  National- 
ökonomie im  allgemeinen  als  ein  bedeutender  Fortschritt  anzuerkennen,  so  haftete 
gleichwohl  der  ethischen  AuH'aesung  nicht  selten  ein  bedenklicher  Alangel  an,  der 
die  auf  positiv  christlichem  Standpunkte  stehenden  Nation alokonomen  und  Sozial- 
politiker  abhalten  mußte,  der  nenen  Richtung  ohne  Vorbehalt  sich  anzuschließen. 
Es  zeigte  sich  nämlich,  wie  manche  Autoren,  in  einer  unklaren,  relativistiachen 
und  positivistischen  Auffassung  von  Sitte  und  Recht  befangen,  jener  festen, 
unwandelbaren  Grundlage  völlig  entbehrten,  in  welcher  eine  ethisch  gerichtete 
Nationalökonomie  die  dem  Charakter  der  WissenBchaft  entsprechende  StOtze  suchen 
mu&  und  einzig  finden  kann.  So  konnte  es  geschehen,  daß  z.  B.  Gustav  Schmoller 
in  seinen  bekannten  „Grundfragen  des  Rechts  in  der  Volkswirtschaft'  Recht, 
Gerechtigkeit,  Sitte  nicht  als  absolute  Größen  anerkennen  wollte,  anderseits  doch 
wieder  von  dem  „ewigen  Grundprinzip  alles  staatlichen  und  gesellschafthchen  Lebens' 
sprach'.  In  seinem  .Grundriß  der  allgemeinen  Volkswirtschaftelehre'  '  unterscheidet 
dann  Schmoller  zwischen  Moral  und  Sitte,  indem  er  von  einer  Entstehung  der  Moral 
neben  und  Aber  Sitte  und  Recht  spricht.  Doch  was  versteht  er  darunter?  Ver- 
nehmen wir  ihn  selbst.  Er  sagt:  , Indem  man  begann,  die  in  Spruch  und  Lied, 
in  gereimter  und  ungereimter  Form  fiberlieferten  sozialen  Normen  zu  sammeln, 
zu  vergleichen,  zu  interpretieren,  ergab  sich  das  Beddrftiis,  sie  gewissen  obersten 
Vorstellungen  von  der  Welt,  von  den  Gottem,  vom  Uenschenschickeal  unter- 
zuordnen; die  Regeln  erschienen  nun  als  Gebote  der  Gottheit,  verbunden  durch 
kosmogonische  VorsteUungen ,  die  man  erklärte,  ausdeutete.  Es  ergaben  sich  so 
einheitliche  religiöse  Lehrsysteme ,  die  die  ersten  Versuche  rationaler  Erklärung 
alles  Seienden  ebenso  enthatten,  wie  sie  die  Lenkung  alles  Bandeins  zum  Guten 
bezwecken;  es  handelt  sich  um  einen  Glauben,  der  die  Zweifel  beruhigt,  das 
Gemflt  beherrscht,  der  das  Gute  finden  lehrt,  der  ein  klares  und  deutUches  Sollen 
vorschreibt.  Alle  ältere  Moral  wird  so  als  das  logische  Resultat  eines  religiösen 
Glaubenssfstems  erfa&t;  sie  fällt  mit  Sitte  und  Recht  noch  ganz  oder  teilweise 
zusammen.  Man  ist  eich  .  .  .  lange  über  den  Gegensatz  von  Sünde,  Ritual- 
vorsehrift,  Sitte  und  Recht  nicht  klar.  Aber  immer  zielt  die  priesterliche  Moral 
schon  auf  etwas  anderes  als  Sitte  und  Recht.  Die  äußeren  Satzungen  der 
Priester  mOgen  noch  auf  Befestigung  der  gesellschaftlichen  Verlesung  gerichtet 

'  Vgl,  Qitsere  diesbezüglichen  Ansfflbruiigea  in  .Philosophische  Grundlagen  des 
Ökonomischen  Liberalismus""'  (1899)  385  388  ff. 

■  L  Teil  (1900)  55  ff.  Über  Sitte,  Sittlichkeit,  Recht  vgl.  auch  Wund  t,  Methoden- 
lehre, 2.  Abt.  (1895)  629  f. 
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sein,  die  Spekulation  über  den  Willen  der  Qottheit  fuhrt  zur  Erörterung  des 
inneren  Seelenlebens  der  Menschen.  Zumal  die  haheren  Religionssysteme  erkennen 
mehr  und  mehr  die  Bedeutung  der  sittlichen  Gesinnungen  fQr  das  Leben  und  die 
Handlungen.  Das  zusammenhängende,  einheitliche  Nachdenken  flb^r  die  Ursachen, 
warum  wir  gut  handeln  sollen.  Ober  die  sittlichen  GefDhle,  Urteile,  Handlungen 
erzeugt  die  Moral,  d.  b.  einheitliche  Lehrgebäude,  welche  das  Gute  begreifen, 
darstellen  und  lehren  wollen,  welch«  aus  einheitlichen  Grundgedanken  und  Prin- 
zipien die  sittlichen  Pflichten,  Tugenden  und  Güter  ableiten  wollen.  Die  Moral, 
das  Moralsystem  ist  so  stets  im  Gegensatz  zu  Sitte  und  Recht  ein  theoretisches 
und  praktisches  Ganzes ;  sie  will  Regeln  und  Gebote  fOr  alles  Leben  geben,  aber 
sie  formuliert  sie  nicht  fest  und  klar,  wie  Sitte  und  Recht.  Dnd  sie  will  nicht 
blo&  das  Aufiere  Leben  regulieren,  sondern  auch  das  Innere  in  die  rechte  Ver- 
fassung setzen.  Sie  will  das  Gute  an  sich  lehren,  sie  will  überreden,  überzeugen, 
sie  will  die  sittlichen  Kräfte  schaffen,  aus  denen  Sitte  und  Recht  selbst  als  ab- 
geleitete Erscheinungen  herrorsprießen.  .  .  .  Sitte  und  Recht  sind  Regeln  des 
äußeren  Lebens,  die  Moral  umfaßt  äußeres  und  inneres  Leben,  alles  menschliche 
Handeln  und  alle  Gesinnung.  Sitte  und  Recht  sind  in  bestinunten  Geboten  und 
Verboten  fixiert;  die  Moral  wendet  sich  ohne  feste  Formeln  und  Sätze  an  die 
Wurzel  des  Handelns,  sie  will  die  Seele  zum  richtigen  Handeln  ßlhig  machen, 
das  Gewissen  schärfen.  Ihr  Höhepunkt  ist  die  ireie  Sittlichkeit,  die  ohne  Bindung 
an  schablonenhafte  Regeln  sicher  ist,  aus  sich  heraus  Überall  das  Gute  und  Edle 
zu  tun.  Die  Moral  leuchtet  als  fahrende  Fackel  der  Sitte  und  dem  Recht,  die 
ihr  gar  oft  nur  zdgemd  folgen,  voran ;  sie  fordert  Gesinnungen  und  Taten,  denen 
oftmals  nur  die  Sitte  der  Besten  entspricht,  die  zu  einem  großen  Teil  vom  Recht 
nicht  verlangt  werden  können.  Die  Sitte  hat  in  der  Öffentlichen  Meinung,  in  der 
Ehre,  im  Klatsch  der  Nachbarn,  das  Recht  in  der  Staatsgewalt,  die  Moral  haupt- 
sächlich im  Gewissen  ihren  Exekutor.  Die  Moral  ist  ein  unendlich  feineres, 
verzweigteres  Gewebe  als  Sitte  und  Recht;  aber  sie  hat  keine  andern  Mittel,  zur 
Geltung  zu  konuaen,  als  Überredung  und  Überzeugung."  Wenn  Schmoller  an- 
erkennt, daß  die  Begriffe  des  Moralischen  und  der  Sitte  in  ihrer  herkömm- 
lichen Bedeutung  sich  nicht  völlig  decken,  so  pflichten  wir  ihm  darin  vollkommen 
bei.  Doch  wird  die  Art  und  Weise,  wie  der  verdienstvolle  Gelehrte  die  Diffe- 
renzierung der  Moral  von  Sitte  und  Recht  sich  vollziehen  läßt,  kaum  als  eine 
wissenschaftlich  hinreichend  begründete  anerkannt  werden  können.  Die  Moral 
ist  eben  nicht  das  wechselnde,  historische,  menschliche  Gebilde, 
als  welches  sie  hier  wiederum  erscheint.  Es  gibt  vielmehr  fest«,  allgemeino, 
objektive,  von  Zeit  und  Raum  unabhängige,  darum  unwandelbare  mo- 
ralische Postulate,  die,  soweit  sie  die  Gesellschaft  in  ihren  wesentlichen 
Fennen  und  Gestaltungen  ordnen,  in  der  Tat,  um  Schmollers  eigenee  Wort  zu 
gebrauchen,  das  , ewige  Grundprinzip  alles  staatlichen  und  gesell schaftlicheo 
Lebens'  darstellen  '.  Wer  diese  dauernden  Postulate  verletzt,  der  handelt  nicht 
bloß  den  traditionellen  und  befestigten  Anschauungen  und  Forderungen  der  Enltnr- 
geeellschaft  entgegen ,  er  widersetzt  sich  auch  dem  Willen  desjenigen ,  in  dem 
allein  .evrige  Grundprinzipien"  ihre  Stütze,  unwandelbare  Normen  ihren  QaeJl 
haben  können,  der  sein  die  soziale  Ordnung,   das  Gedeihen   und  die  kulturelle 


'  Übet  .ewige'  Wahrheiten  vgl.  E.  Diehls  Rezension  in  den  Jahrbüchern  für 
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Entwicklung  der  Menschheit  forderndes  und  garantierendes  Gesetz,  als  solches 
erkennbar,  der  menschlichen  Vernunft  unauslSschUch  eingeschrieben  hat.  Der 
Begriff  der  bloßen  Sitte,  die  äich  auf  eüi  soziales  Geeuntempfinden  zurQckfuhrt 
und  die  von  der  Kulturgesellschaft  stets  neu  erzeugt  wird  als  ein  Inbegriff  von 
Urteilen,  Überzeugungen,  Strebensrichtungen,  greift  in  äußeren  Dingen  nicht  selten 
veiter  als  der  Begriff  der  Moral,  soweit  diese  das  Andere  Leben  zum  Gegenstand 
hat  Dort  aber,  wo  die  historische  Sitte  mit  der  ewigen  Moral  sich  deckt,  z.  B. 
im  Hinblick  auf  die  Anerkennung  des  natürlichen  Endzweckes  der  staatlichen 
Gesellschaft,  auf  die  Autorität  der  Staatsgewalt,  auf  Treue  und  Gerechtigkeit 
im  Verkehr  usw. ,  ersoheiot  die  Sitte  zugleich  als  geschichtliche  Manifestation 
und  Verkörperung  des  Moralgesetzes  der  menschlichen  Vernunft.  So  gefa^,  findet 
die  Sitte  in  ihren  wichtigsten  Anfordwungen  die  unentbehrliche  ErgAnznng,  nm 
der  vollen  Idee  der  Sittlichkeit  als  einer  verpflichtenden  Norm  des  menschlichen, 
darum  auch  des  wirtschaftlichen  Handelns  zu  genflgen.  Wo  von  Verpflichtung  die 
Eede  ist  —  und  hier  wird  ja  die  KulturgesellBchaft  selbst  als  verpflichtet  voraus- 
gesetzt — ,  da  mug  es  eine  höhere  Autorität  geben,  die  sich  Über  die  Kultnrgesell- 
schaft  erhebt,  ihr  als  Herr  und  Gesetzgeber  gegenflbertreten  kann.  Ohne  diesen 
höchsten  Gesetzgeber  wAre  ihr  Gesamtempfinden  durch  keine  wahre  Autoritftt  ge- 
stützt, und  was  als  Pflicht  gefordert  wird,  nicht  bloß  ganz  und  gar  relativ  und 
wandelbar,  sondern  Überhaupt  ohne  jeden  festen  Halt  —  man  müßte  denn  an  die 
, öffentliche  Meinung,  die  Ehre,  den  Klatsch  der  Nachbarn*  appellieren  und  darin 
einen  ausreichenden  Halt  für  die  Pflicht  im  Gesellschafts-  und  Wirtschaftsleben 
snchen  wollen  oder  mit  dem  bloß  individuellen  Gewissensspruch  des  einzelnen 
sich  begnflgen '. 

Kur  zu  lange  ist  der  Name  Gottes  in  der  Wissenschaft  entweder 
gar  nicht  mehr  oder  nur  mit  einer  gewissen  ZurUckbaltang  und  Schüchtern- 
heit genannt  worden.  Man  sollte  endlich  diesen  heiligsten  Namen  nennen 
und  vor  aller  Welt  offen  bekennen,  daß  allein  dort,  wo  das  göttliche 
Sittengesetz  gebührend  beachtet  wird,  das  wahre  Gemeinwohl  der  Völker 
sichern  Schutz  und  kräftige  Förderung  finden  kann.  Die  Anerkennung 
eines  in  seinen  Normen  unwandelbaren  göttlichen  Sittengesetzes  entzieht 
der  Sitte,  so  wie  die  heutige  Wissenschaft  sie  versteht,  keineswegs  den 
Boden,  sie  stärkt  im  Gegenteil  die  Achtung  vor  dem  Hergebrachten,  die 
Ehrfurcht  vor  dem  Bestehenden;  sie  gewährt  dazu  den  obersten  sozialen 
Nonnen  jene  Festigkeit,  Beständigkeit,  Allgemeingültigkeit,  wie  eine 
bloß  geschichtliche  und  menschliche  Herkunft  sie  nicht  zu  verleihen 
vermag. 

Gerade  nach  dieser  Richtung  hin  hat  nun  Georg  v.  Mayr  die  Fortbildung 
der  historisch-ethischen  Auffassung  eingeleitet.  Wie  er  von  einem  festen 
Kern  von  Rechtsnormen  redet*,  ohne  deren  Gewährleistung  die  Weiter- 
entfaltung  unseres  Kulturlebens  undenkbar  erscheint!  so  gibt  es  ihm  zu- 
folge nicht  minder  anf  dem  weiteren  Gebiete  der  Sitte  ebenfalls  einen 


'  Vgl.  Max  Weber,  Die  .ObjektivitSt*  sozial wiasenschaftlicher  und  sozialpoliti- 
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festen  Eem  normalen  Ctesamtempflndens,  ein  festgeachloseeoes  Programm 
für  das  in  der  Elulturgesellscliaft  unerläfiUcherweise  als  sittlich  Gebotene^. 
Mögen  immerhin  die  historischen  Einzelgestaltungen  wechseln,  in  jeder 
geschicbtlicli  bedingten,  sei  es  durch  dauernde,  traditionelle  Überzeugungen 
getragenen,  sei  es  lediglich  von  praktischen  Erwägungen  mit  Rücksicht 
auf  vorübergehende  Bedürfnisse  geforderten  Ausprägung  muä  dieser 
feste  Kern  rechtlicher  und  sittlicher  Normen  (z.  B.  die  Soli- 
darität im  Gtesellschaftfileben ,  der  soziale  Charakter  der  Arbeit ,  der 
natürliche  Staatflzweck,  die  Gerechtigkeit  im  Tauschverkehr  usw.)  zur 
tatsächlichen  Geltang  gelangen,  wo  überhaupt  von  einer  Kulturgesellschaft 
die  Rede  sein  kann.  Eine  derartige  ganz  allgemeine  Hindeutung  auf  Recht 
und  Sitte  genügt  freilich  nicht.  Es  wird  vielmehr  im  einzelnen  näher 
dai'zulegen  sein,  in  wie  ausgedehnter  und  mannigfaltiger  Weise  das  Wirt- 
schaftsleben unter  der  Eontrolle  jener  absoluten  Normen  steht,  und  wie 
daraus  —  mit  Berücksichtigung  der  gegebenen  konkreten  Geeellschafts-  und 
Wirtschaftsverhältnisse  —  für  die  verschiedenen  Gruppen  der 
am  Wirtschaftsleben  Beteiligten  eine  Fülle  sittlicher 
Pflichten  erwächst.  Wir  müssen  uns  hierfür  auf  einige  Beispiele 
und  kurze  Andeutungen  beschränken,  indem  wir  mit  v.  Mayr  der  Reihe 
nach  den  Güterverbrauch ,  die  Erzeugung  und  Verteilung  der  Güter  ins 
Auge  fassen^. 

a.  Es  liegt  auf  der  Ebnd,  daS  die  Art  und  Weise,  wie  sidi  der 
Verbrauch  der  Güter  vollzieht,  von  den  wichtigsten  Folgen  wirt- 
schaftlicher Art  für  den  einzelnen  wie  für  die  gesellschaftliche  Gesamtheit 
begleitet  ist.  Man  kann  nun  freilich  von  dem  NationalOkonomen  nicht 
fordern,  daß  er  sich  als  Lehrer  der  christlichen  Askese  geriere  um  der 
besondem  Zwecke  willen,  welche  diese  verfolgt.  Was  er  jedoch  voa 
seinem  Standpunkt  aus  wünschen  ma%  das  ist:  bei  angemessener  Differen- 
zierung der  körperlichen  und  geistigen  Genüsse  Vermeidung  der  Exzesse 
nach  einer  Richtung  und  gebührende  Rücksichtnahme  auf  die  Gestaltung 
der  Leistungsföhigkeit  in  Gegenwart  und  Zukunft,  wobei  kluge  Zurück- 
haltung im  Augenblicksgenuß  die  Möglichkeit  künftigen  Aufsteigens  zu 
einer  höheren  wirtschaftlichen  und  sozialen  Stufe  nicht  selten  gewähr- 
leistet. Der  Nationalökonom  ist  ex  officio  Lobredner  vernunftgemäßer 
Sparsamkeit.  Er  verurteilt  die  Verschwendung.  Indem  er  anderseits 
für  einen  jeden  den  dessen  Stand  und  Verhältnissen  entsprechenden 
Güterverbrauch  in  der  Regel  wünschen  möchte,  da  der  Verbrauch  die 
soziale  Voraussetzung  erfolgreicher  Gütererzeugung  darstellt,  so  erwartet 
er  doch  insbesondere  von  dem  Reichen,  daß  er  die  überfließenden  Mittel 
dem  Gemeinwohle,  der  Unterstützung  der  Armen,  der  Förderung  von 
Kunst  und  Wissenschaft  zu  Diensten  stelle,  anstatt  nur  auf  Akkumu- 
lation   seiner   Spekulations-    und    Rentengewinne   zu    sinnen.     Um    eine 
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solche  natioDalOkonomiBch  wünschenswerte  Ausbildung  des  GtUterverbraucbs 
zu  erreicben,  kOnnen  Kechtsfonnulierungen  nur  wenig  nützen,  wie  die 
alten  Eleid^ordnungen,  die  Versuche  einer  staatlichen  Bekämpfung  des 
Alkoholgenusses  usw.  beweisen,  ganz  abgesehen  davon,  daß  der  Ein- 
griff der  Gesetzgebung  in  das  Gebiet  der  privaten  Konsumtion  allzu 
leicht  zu  einer  durchaus  ungebührlichen  Beschränkung  der  persönlichen 
Freiheit  führen  müßte.  Hier  hilft  nur  jene  Mäßigung  und  Regelung 
der  Begierden,  jene  Selbstbeherrschung,  Nüchternheit  und  Klugheit,  wie 
sie,  in  einer  für  den  Öesamtzustand  des  Voltes  entscheidenden  Ausdehnung, 
lediglich  die  praktisch  lebendige  Geltung  der  Idee  sittlicher  Pflicht  zu 
gewähren  im  stände  ist.  In  der  gewissen  Erkenntnis,  daß  bei  der 
Regelung  der  Güterverwendung ,  mag  es  sich  um  die  Lebenshaltung 
eines  Millionärs  oder  um  Führung  und  Überwachung  des  schlichten 
Haushaltes  einer  Arbeiterfamilie  handeln ,  die  sittliche  Pflicht  för  die 
weitesten  Kreise  das  eigentlich  entscheidende  Wort  spricht,  wird  daher 
jeder  verständige  NationalOkonom  von  seinem  eigensten  Standpunkt  aus 
nicht  umhin  können,  die  hohe  Bedeutung  allgemeiner  praktischer  Geltung 
der  sittlichen  Normen  für  das  Gedeihen  der  Volkswirtschaft  offen  anzu- 
erkennen. 

tJm  BO  auffälliger  muß  es  erscheinen,  daß  gerade  hier  Röscher  dem  katho- 
liecheD  Standpunkte  Mißtrauen  entgegenbringt,  ja  fast  Unheil  fürchtet  von  einer 
(Eatholisiemng*  der  Volkswirtschaft.  Leider  hat  der  hochverdiente  Gelehrte 
in  theologischen  und  asketischen  Fragen,  wie  es  scheint ,  seine  Kenntnisse  nur 
aus  nichtkatholiechen  Quellen  geschöpft.  Sonst  vürde  er  kaum  zu  der  una  fremd- 
artig berOlirenden  Gegenflberstellung  zwischen  .katholischem  Entsagungs- 
prinzip*  und  .chriatlicfaem  Gewissen"  gelangt  sein.  Er  riclitete  seine 
Einwendungen  zunächst  gegen  Perin.  Im  schroffen  Gegensatz  zu  der  Qber- 
triebenen  Einachfttzung  der  Selbstliebe,  des  Eigennutzes  fOr  das  Wirtschaftsleben 
hatte  nftmlich  Charles  Ferin  in  seinem  berühmten  Werke  ,De  la  Richesse  dans, 
les  societes  chrstiennes'  '  das  Prinzip  der  Entsagung  an  die  Spitze  seiner 
nationalflkonomischea  Erörterungen  gestellt.  Hoscher  aber  seinerseits  war  befangen 
in  dem  alten  Vorurteil,  als  ob  nach  katholiecher  Auffassung  die  Entsagung  ihrer 
selbst  wegen,  als  Selbstzweck,  geübt  und  empfohlen  würde.  Eine  so  aufgefaMe  Ent- 
sagung würde  allerdings  für  die  Wissenschaft  vom  Volkswohlstande  von  geringer 
Bedeutung  sein.  Allein  die  katholische  Lehre  empfiehlt  die  Entsagung,  Selbstver- 
leugnung,  AbtOtung  nicht  der  bloßen  Mortilikation  wegen,  sondern  als  unent- 
behrliches Mittel,  um  die  Harmonie  des  inneren  Menschen,  die  Herrschaft  des 
Geistes  über  die  niederen  Triebe,  die  Ordnung  im  äußeren  Verhalten,  herzustellen. 
In  diesem  Sinn  aufgefaßt,  gewinnt  das  Opfer  auch  fOr  das  gosellschaftUche  Leben, 
insbesondere  für  die  wirtschaftliche  Seite  desselben,  die  höchste  Bedeutung.  Man 
mag  wegen  der  sehr  nachdrücklichen  Hervorhebung  des  Opfers  P^rin  den  Vor- 
wurf eines  für  die  Nationalökonomie  übertriebenen  Idealismus  machen.  Baraber 
wollen  wir  nicht  weiter  streiten.  Allein  ungerecht  ist  es,  wenn  Perin  beschuldigt  wird, 

>  2-  id..  2  Bde  (1868). 

28* 

D.gitizedbyGoOgle 


436  ^-  £apitel.    Die  Tolkswirtechaftalehre. 

«r  habe  unter  dem  Opfer,  der  EntBagaDg  nichts  anderes  Terstanden  als  den  bloßen 
Terzicht  auf  die  irdischen  Güter.  Auch  der  Arbeit,  dem  wirtBchafUichen  Streben 
und  Bingen  ist  manches  Opfer  beigemischt.  Das  katholische  EntBagungsprindp 
ist  kein  , durchaus  negatives  Prinzip',  wie  Koscher '  meint.  Es  enthält  zugleich 
den  Sporn,  den  Antrieb  zu  positivem,  mühevollem  Schaffen. 

b.  Die  Hervorbringung  oder  Beschaffung  einer  genügeuäeu  Menge 
von  SachgUtera  in  gebührender  Aosgliederung  und  Verschiedenheit 
ist  für  die  Erhaltung  unseres  Geschlechts  und  im  Hinblick  auf  den 
kulturellen  Fortschritt  unerläßlich.  Triebe  und  Pflichten,  Selbsterbaltung, 
Selbetvervollkommnung,  Eigeninteresse,  die  pflichtmä&ige  Sorge  für  die 
Zukunft,  für  das  Glück  der  Familie,  die  Arbeitspflicht  ubw.  gewähren 
die  Garantie,  daß  es  an  SachgUtem  innerhalb  einer  Volksvrirtschaft  regel- 
mäßig nicht  fehlen  wird.  Unter  Umständen  freilich  können  die  gesetz- 
gebenden und  administrativen  Instanzen  zum  Eingreifen  verpfiichtet  sein, 
z.  B.  mit  Rücksicht  auf  «inen  vernachlässigten  Bergbau  oder  Bodenanbau 
u.  dgl.  Notwendiger  jedoch  als  der  nur  selten  berechtigte  Betriebszwang 
wird  es  sein,  daß  die  Staatslenker  ihrerseits  in  treuer  Pflichterfüllung 
das  Erforderliche  tun,  um  das  Interesse  der  Unternehmer  an  der  heimi- 
schen Produktion  zu  erhalten  und  zu  steigern. 

Bei  aller  Verschiedenheit  in  der  vielfach  verzweigten  Berufsschich- 
tung lassen  sich  ferner  speziell  für  den  Unternehmer  als  solchen  eine 
Anzahl  allgemeiner  ethisch-sozialer  Pflichten  zunächst  im 
Hinblick  auf  die  Ausgestaltung  der  Produktion  feststellen. 
Handelt  es  sich  um  eine  durch  wirkliche  Fortschritte  der  Technik  bedingte 
Großentwicklung  von  Unternehmungen,  die  sich  unter  möglichster  Schonung 
anderer  selbständiger  ßkoDomischer  Existenzen  vollzieht,  so  wird  man 
dabei  von  einer  Verletzung  sittlicher  Normen  an  und  für  sich  nicht 
reden  können.  Die  Betriebsformen  sind  eben  in  ihrer  Eigenart  nicht  für 
ewige  Zeiten  festgelegt.  Sie  unterliegen  dem  Gesetze  historischer  Wandel- 
barkeit nach  den  wechselnden  Bedürfnissen  und  Möglichkeiten  fort- 
schreitender Eultur.  Durch  den  Eulturfortschritt  aber  nicht  bedingt  ist 
die  künstlich  erzeugte  Not,  welche  gewissenlose  Monopolisten  in  hab- 
süchtiger Geldgier  schaffen ,  jene  rücksichtslose  Ausdehnung  einer  ins 
ungemessene  gehenden  Produktions-  und  Handelstätigkeit,  so  zwar,  daß 
der  Groß-  oder  Kolossalbetrieb  zugleich  zielbewußt  die  Vernichtung  zahl- 
reicher Mittel-  und  Kleinbetriebe  erstrebt,  jenes  brutale  Niedertreten 
alles  dessen,  was  hindernd  im  Wege  steht,  die  skrupellose  Geltendmachung 
der  Übermacht  im  Konkurrenzkampfe  ubw.  Das  Gesetz  mag  in  solchen 
Anlässen  viel  leisten  können  zum  Schutze  der  Schwächeren,  einem  ge- 
wissenlosen Großunternehmertum  gegenüber  erreicht  es  doch  niemals 
vollständig  sein  Ziel.    Und  bedarf  es  ferner  noch  besonderer  Erwähnung, 
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daß  der  sittliche  Fflichtenkreis  des  UoternehmerB  mitKück- 
sicht  auf  die  in  eeinem  Betriebe  tätigen  Arbeiter  in  den 
Anforderungen  anch  der  besten  Ärbeiterschutz-  und  Versicberungsgesetz- 
gebung  keineswegs  seine  Grenze  findet?  Die  vom  sittlichen  Staudpunkt 
ausgehende  Beurteilung  der  Lohnarbeit  fordert  eine  gerechte,  menschen- 
freundliche ,  rücksichtsvolle  Behandlung  des  Arbeiters  und  nicht  zum 
wenigsten ,  daß  bei  der  Entlohnung  zugleich  mit  der  jeweiligen  epeziö- 
schen  oder  individuellen  ßkonomischen  Bedeutung  der  Arbeitsleistung 
alle  jene  Lebenszwecke  Beachtung  finden,  zu  deren  Erreichung  und  Be- 
friedigung der  Lohn  die  Möglichkeit  gewähren  muß,  wenn  nicht  der 
Arbeiterstand  und  mit  ihm  die  ßesellschaft  dem  Verderben  anheimfallen 
soll.  Wie  sehr  sie  aber  jede  ungebührliche  Beschränkung  der  Frei- 
heit des  Arbeiters  mit  Bezug  auf  die  Eingehung  des  Lohnverhältnisses, 
auf  die  Festsetzung  der  Arbeitsbedingnngen  zurückweist,  so  kann  sie 
anderseits  nicht  davon  absehen,  auch  auf  die  Pflichten  des  Arbeiters 
gegenüber  dem  Arbeitgeber  hinzuweisen.  Sie  muß  insbesondere 
die  für  den  gedeihliehen  Verlauf  des  Produktionsprozesses  notwendige 
Unterordnung  des  Arbeiters  unter  die  Leitung  des  Unternehmers,  ge- 
wissenhaften Fleiß  wie  eine  ausdauernde,  das  Interesse  des  Unternehmers 
währende  Treue  fordern.  Sie  kann  es  ebensowenig  billigen,  daß  zur 
Durchsetzung  selbst  gerechter  Forderungen  gegen  den  Unternehmer 
Recbtsbruch  und  Gewalttaten  verilbt  oder  Mittel  angewendet  werden,  die 
das  Gemeinwohl  der  ganzen  Gesellschaft  bedrohen.  Was  speziell  die 
Arbeiterorganisationen  betrifFt,  so  verdient  hier  das  von  ethischen  Ei> 
wägungen  ausgehende  ernste  Mahnwort  eines  aufrichtigen  Freundes  des 
Arbeiteretandes ,  des  Kardinals  James  Gibbons ,  beachtet  zu  werden : 
Diese  Organisationen  haben  unzweifelhafte  Bechte,  die  ihnen  gewähr- 
leistet werden  müssen,  sie  führen  Klagen,  die  beherzigenswert  sind,  aber 
sie  haben  auf  der  andern  Seite  auch  heilige  Pflichten  zu  erfüllen.  * 
Sie  sollen  und  müssen  sich  hüten,  leichtfertigen  Demagogen  Gehör  zu 
schenken,  sie  dürfen  sich  nicht  zu  politischen  Wahlmaschinen  herab- 
würdigen lassen.  Sie  sollen  ihre  eigene  Keputation,  das  Ansehen,  die 
Ehre,  die  Rechte  ihres  Stfindes  auf  das  nachdrücklichste  wahren.  Aber 
sie  dürfen  nicht  den  Kampf  suchen  um  des  Kampfes  willen,  nicht  durch 
ein  ungerechtes ,  gewalttätiges  Verhalten  gegen  Unternehmer ,  andere 
Arbeiter  oder  deren  Verbände,  durch  staatsstürzende,  revolutionäre  Theorien 
und  Agitationen  ihre  Verbindung  in  den  Augen  der  Öffentlichkeit  herab- 
setzen, das  Mißtrauen  der  Gesellschaft  wachrufen  und  staatliche  Zwangs- 
maßregeln  geradezu  herausfordern.  Die  gewaltsame  Repression  dürfte 
freilich,  selbst  wo  sie  als  äußerstes  Mittel  erlaubt  wäre,  einem  in  seiner 
breiten  Masse  entsittlichten  Volke  gegenüber  nur  von  höchst  prekärem  Erfolge 
sein.  Darum  wird  jede  einsichtsvolle  Regierung  um  so  mehr  ihre  ganze 
Kraft  daransetzen ,  daß  alle  für  die  sittliche  Hebung  des  Volkes  bedeut- 
samen Faktoren  in  Kirche  und  Schule  zur  vollen  Geltung  kommen  können. 
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Das  ist  auch  die  Ansicht  Georg  v.  Mayrs':  ,Bed«atuDgavoller  noch  als 
das,  was  die  Staatsgewalt  in  Qestalt  der  Strafeetzung  leisten  kann  und 
aus  Rücksichten  der  Selbstachtung  leisten  muß,  ist  das,  was  hier  die 
Massenerziehung  zu  leisten'  berufen  ist.  Gegenüber  dem  vergiftenden 
EinSuß  der  Agitatoren,  welche  mittels  Aushöhlung  alles  sittUchen  In- 
halts des  Arbeitslebens  den  Arbeiter  zur  wirtschaftlichen  Maschine  im 
Massenkampfe  gegen  die  bestehende  GeseUschaftsordnung  umzugestalten 
bemüht  sind ,  erwächst  allen  Instanzen ,  die  unsere  Eulturerrungen- 
Schäften  wahren  wollen,  eine  gewaltige  Aufgabe  der  Belehrung  und  Er- 
ziehung. Staat  und  Kirche  stehen  hier  auf  dem  gemeinsamen  Boden 
der  Wahrung  sittlicher  Normen  gegenüber  dem  Anprall  materialistischer 
Sturmflut." 

Der  katholische  Arbeiter  wird  daher  seiner  Kirche  dankbar  aein,  da&  sie  dieser 
ihrer  Aufgabe  und  Pflicht  voll  und  ganz  genügt.  Wir  erinnern  vor  allem  an  die 
Enzyklika  Leo  XIII.  ober  die  Arbeiterfrage,  in  welcher  der  Papst  mit  der  Liebe 
und  Hingabe  des  Taters  an  den  von  dem  Christentum  feindlichen  Mochten  um- 
worbenen Arbeiterstand  seine  oberhirtlichen  Mahnungen  richtet.  Da  handelt  es 
sich  in  keiner  Weise  darum,  das  christliche  Sitten geaetz,  Christentum  und  Kirche 
auf  eine  bestimmte  geschichtliche  Gestaltung  des  Wirte chaftslebeus ,  des  Wirt- 
echaftseyateme,  des  positiven  Wirtechafterechtes  festzulegen.  Blofie  ZweckmA&ig- 
keitelragen  sollen  nicht  zu  sittlichen  Fragen  gestempelt  werden.  Der  Papst  weifi 
wohl  zwischen  Tsriabeln  und  konstanten  Elementen  des  positiven  Wirtachafte- 
rechts  zu  unterscheiden.  Aber  er  tritt  eben  ein  fOr  die  konstanten  Elemente  des 
unwandelbaren  christlichen  Sittengeeetzes ,  verwahrt  sich  dagegen,  daß  sie  nicht 
von  der  Variation  hinweggeachwemmt  werden,  fordert,  da&  die  positiven  Gestal- 
tungen, welcher  Form  sie  seien,  nicht  in  Gegensatz  treten  zum  Sittengesetz,  dem 
natarlichen  Recht.  Gewiß  können  sehr  verschiedene  Gestaltungen  des  Wirtechafte- 
rechts  dem  Sittengesetz  genfigen.  Aber  folgt  daraus,  daß  nun  das  Sittengeeetz 
jeder  beliebigen  Porm  gegenüber  neutral  sei,  daß  alle  und  jede  Gestaltung. ilmi 
entspreche,  ihm  genügen  mOsse?  Und  ist  ein  Widerspruch  zwischen  dem  Sitten- 
gesetz nnd  einer  geschichtlichen  Gestaltung  des  Wirtschaftsrechtes  möglich,  kann 
es  dann  der  Kirche  gleichgültig  sein,  in  welcher  Weise  das  Wirtachaftsleben  sich 
formiere?  Die  christliche  Offenbarung  enthalt  nun  einmal  manche  Lehren,  die 
unmittelbar  und  direkt  die  Gesellschafts-  und  Wirtschaftsordnung  berühren'. 
.Außerdem  geboren  zur  christlichen  Offenbarung  viele  Wahrheiten,  aus  welchen 
vennittelst  etreng  logischer  Vemunftschiasse  wicht^e  Folgerungen  fQr  die  Ge- 
staltung der  gesellschaftlichen  und  speziell  der  wirtschaftlichen  Verhaltnisse 
sich  ergeben.  Auch  solche  durch  VerunnftschlDsse  aus  den  ausdrücklich  geofren- 
barten  Wahrheiten  abgeleiteten  Satze  gehören  mit  zum  Inhalt  der  OfTeabaniDg. 
Es  ist  die  Aufgabe  der  Kirche,  welche  für  die  Bewahrung  des  ganzen  Schatzes 
der  OfFenbarungswahrheiten  Sorge  zu  tragen  hat,  darüber  zu  wachen,  daß  diese 
Wahrheiten  weder  geleugnet  oder  vergeeaen  noch  durch  unrichtige  Schlußfolge- 
rungen verdunkelt  oder  verfälscht  werden.' '    Im  Bewußtsein  seines  Eechtes  und 

'  Die  Pflicht  im  Wirtschaftsleben  55. 

'  Vgl.  Ad.  Ott  in  der  Theol.  Revue  190*,  Nr  8. 

»  J.  Biederlack,  Soziale  Frage»  (1904)  112. 
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seinör  Pfliolit  erhebt  darum  der  Papst  seine  Stimme :  .Mit  voller  Zuversicht  treten 
wir  an  diese  Aufgabe  (Heilmittel  für  die  sodalea  Schaden  anzugeben)  heran  und 
in  dem  BeTu£taein,  dafi  uns  das  Wort  gebohrt.  . . .  Denn  die  Kirche  ist  es, 
velehe  aus  dem  Evangelium  einen  Schatz  von  Lehren  verkündet,  unter  deren 
kr&ftigem  Einfluß  der  Streit  sich  beilegen  oder  wenigstens  seine  Scharfe  verlieren 
und  mildere  Formen  annehmen  wird."  Der  Papet  ist  dabei  weit  entfernt,  ver- 
hindern zu  wollen,  dafi  das  Arbeitsverhältnis  auch  materiell  und  sozial  in  einer  Weise 
sich  ausgestalte,  wie  es  der  heute  anerkannten  formellen  Rechtsgleichheit  zwischen 
Unternehmer  und  Arbeits  entspricht,  er  tritt  nicht  zu  Gunsten  eines  patriarcha- 
lischen Verhältnisses  gegen  die  mehr  Iconstitutionelle  Form  in  die  Schranken;  er 
wendet  nichts  dagegen  ein,  dafi  die  gewerkschaftliche  Uachtorganisation  die 
Preisbildung  zu  Gunsten  des  Arbeiters  in  gerechter  Weise  beeinflusse,  dafi  die 
gesamte  soziale  Stellung  des  Arbeiters  in  der  modernen  Gesellschaft  gehoben 
werda  Aber  er  verkennt  auch  nicht,  dafi  die  Arbeiterbewegung  der  Jetztzeit  keines- 
wegs mit  blo6  wirtschaftlichen  Fragen  in  Berührung  kommt,  dafi  es  sich  dabei 
nicht  blofi  um  Zahlen  handelt,  um  moralisch  indifferente  Fragen  der  Arbeitszeit, 
des  Aus-  und  Einfahrtsdisnetes  im  Bergwerk  usw.,  sondern  nicht  minder  um 
Horalfragen,  Fragen  des  natOrlichen  Beohts,  der  Gerechtigkeit,  dafi  die  Arbeiter- 
bewegung in  concreto  einen  Komplex  von  Fragen  einschlieM  unter  viel* 
facher  Berührung  mit  dem  sittlichen  Gebiete.  UOgen  die  Arbeiter 
sich  vereinigen,  mOgen  sie  ein  besseres  Los  sich  erkämpfen!  Das  ist  ihr  gutes 
Recht.  Die  Kirche  wehrt  es  ihnen  nicht.  Sie  fordert  aber,  dafi  bei  diesem 
Kampfe  keine  Ziele  verfolgt,  keine  Mittel  gewählt  werden,  die  im  Widerspruch 
stehen  mit  den  Lehren  des  Evangeliums,  den  Grundsätzen  dee  ohristlicben  Lebens, 
dafi  die  Bestrebungen  der  Arbeiter  sich  ohne  Gewalttat  vollzieben,  ohne  Unrecht, 
ohne  Verletzung  der  sittlichen  Pflichten  gegen  den  Arbeitgeber,  die  Standee- 
genossen,  die  staatliche  Gemeinschaft.  Hier  zu  mahnen,  hier  zu  warnen,  hier 
eine  prinzipielle  Direktive  zu  geben,  ist  das  gute  Recht,  die  heilige  Pflicht  der 
Kirche,  doppelt  wichtig  in  unsern  verwirrten,  gefahrvollen  Zeiten '.  Der  Katholik 
weifi  ans  seinem  Glauben,  dafi  Papst  und  Bischöfe  nicht  bloß  des  Priestertums 
walten,  die  christliche  Lehre  verkQndigen ,  sondern  auch  gemafi  ihrer  göttlichen 
Sendung  Ober  eine  weit  greifende  Hirtengewalt  verfügen.  Der  Stimme  des 
Hirten  setzt  der  Katholik  nicht  seinen  eigenen  Willen  entgegen;  er  läfit  sich 
lenken ,  er  gehorcht  im  Vertrauen  auf  Gottes  gütige  Vorsehung,  die  ihn  durch 
seine  Stellvertreter  die  rechten  Wege  des  Heiles  führen  werde. 

Die  in  unserer  Frage  wichtigsten  prinzipiellen  Leitsatze  hat  Pius  X. 
in  einer  zunächst  au  die  .christliche  Demokratie*  Italiens  gerichteten  Kund- 
gebung kurz  zusammengeeteUt.  Der  Wortlaut  dieses  Motu  proprio  vom  18.  De- 
zember 1903  ist  der  Hauptsache  nach  folgender:  .Unser  erhabener  Vorg&nger 
Leo  XIH.  seligen  Andenkens  hat  in  seinen  berühmten  Enzykliken  ,Quod  Aposto- 
lici  mnneris'  vom  28.  Dezember  1878,  ,Rerum  novanun'  vom  15.  Mai  1891  und 
iGraves  de  oommuni'  vom  18.  Januar  1901  in  glänzender  Weise  die  Grundsätze 


'  Ans  jenem  unzweifelhaften  Rechte  der  Kirche  kann  jedoch  an  and  fdr  sich  die 
Notwendigkeit  direkter  kirchlicher  Leitung  wirtschaftlicher  Organisationen  nicht  ge- 
folgert werden.  Wir  wallen  mit  dieser  Bemerkung  die  Frage  konfessioneller  oder  nicht 
konfessioneller  Organisation  in  keiner  Weise  berDhren,  da  hierfür  Gesichtspunkte  in 
Betracht  kommen,  die  sich  der  mitionalOkonomischen  Beurteilung  vollständig  entziehen. 
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der  chrietlichen  Tolksbewegung  beh&ndelt;  feroer  in  einer  von  d^  heiligen  Kon- 
gregation fOr  dio  außerordentlichen  kirchlichen  Angelegenheitoi  heranegegebenen 
Anweisung  Tom  27.  Januar  1902.  Da  Wir  nicht  weniger  als  Unser  Vor- 
gänger die  gro&e  Notwendigkeit  erkennen,  da£  die  christliche  Volkabewegong 
in  rechter  Weise  gemäßigt  und  geleitet  werde,  ist  es  Unser  WLUe,  daß  diese 
sehr  weisen  Grundsätze  genaue  und  volle  Beachtung  linden  nnd  daß  niemand 
es  wage,  sich  von  denselben  auch  nur  ein  wenig  zn  entfernen.  Um  sie 
nun  in  leichter  Weise  zu  vergegenwärtigen,  haben  Wir  sie  in  den  folgenden 
Artikeln  wie  in  einem  Auszuge  zusammengefaßt  als  Fundamentalanweisung 
der  christlichen  Yolksaktion,  die  Wir  aus  den  oben  erwähnten  Akten  heraus- 
gehoben haben.     Diese  sollen  fOr  alle  Katholiken  die  danemde  Richtschnur  ihrer 


,1.  Die  menschliche  Gesellachaft  ist  nach  gottlicher  Anordnung  ans  ungleichot 
Teilen  zusammengesetzt,  sowie  die  Glieder  des  menschlichen  Leibes  ungleich  eind; 
eine  Gleiche telllung  aller  ist  unmöglich  und  hat  die  Auflösung  der  Geaellschaft 
selbst  zur  Folge.     (Enzyklika  ,Quod  Apostolici  muneris'.) 

,2,  Die  Gleichheit  der  verschiedenen  Glieder  der  Gesellschaft  besteht  nur 
darin,  daß  alle  Menschen  ihren  Ursprung  von  Gott,  dem  Schopfer,  herleiten,  daß 
alle  von  Jesus  Christus  erlöst  worden  sind,  und  daß  alle  genau  nach  ihren  guten 
und  bOsen  Handlungen  von  Gott  gerichtet  werden,  um  Lohn  und  Strafe  zn 
empfangen.    (Enzyklika  ,Quod  Apostolici  muneris'.) 

,3.  Daraus  sowie  aus  der  Anordnung  Gottes  folgt,  daß  es  in  derselben  Fürsten 
und  Untertanen,  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  Reiche  und  Arme,  Gelehrte  und  Un- 
gelehrte, Vornehme  und  Geringe  gibt,  die,  dnrch  das  Band  der  Liebe  geeinigt, 
sich  gegenseitig  nnterstfltzen  sollen,  um  ihre  letzte  Bestimmung  im  Himmel,  und 
hier  -auf  Erden  ihr  materielles  und  sittliches  Wohl  zu  erreichen.  (Enzyklika  ,Quod 
Apostolici  muneris'.) 

,4.  Der  Mensch  hat  auf  Erden  nicht  nur  wie  das  Tier  das  einfache  Ge- 
brauchsrecht ,  sondern  auch  ein  dauerndes  Eigentumsrecht ,  und  zwar  nicht 
alldn  bezüglich  jener  Dinge,  die  durch  den  Gebrauch  verbraucht,  sondern  auch 
jener ,  die  durch  den  Gebrauch  nicht  verbraucht  w^den.  (Enzyklika  ,Renun 
novamm'.) 

„3.  Das  Privateigentum  ist  unter  allen  Umständen,  sei  es  als  Frucht  der 
Arbeit  oder  des  Gewerbes  oder  infolge  von  Übertragungen  oder  Schenkungen,  ein 
Naturrecht,  und  jedermann  kann  darüber  in  vernünftiger  Weise  nach  seinem  Gut- 
dünken verfügen.     (Enzyklika  ,Rerum  novarum'.) 

,6.  Bei  der  Beilegung  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Besitzenden  und  den 
Besitzlosen  muß  zwischen  Gerechtigkeit  und  Liebe  unterschieden  werden.  Wenn 
die  Gerechtigkeit  nicht  verletzt  worden  ist,  besteht  kein  Recht  auf  eine  Zurflck- 
forderung.     (Enzyklika  ,Berum  novarum'.) 

,7.  Die  Pflichten  der  Gerechtigkeit,  die  dem  Besitzlosen  und  Arbeiter  ob- 
liegen, sind  folgende:  volle  und  treue  Leistung  der  in  freier  Weise  nach  Billigr 
keit  vereinbarten  Arbeit;  Unterlassung  der  Beschädigung  des  Gutes  und  der 
Beleidigung  der  Person  des  Arbeitgebers;  Unterlassung  von  gewalttätigen  Hand- 
lungen bei  der  Verteidigung  der  eigenen  Rechte,  die  niemals  in  Empörung  über- 
gehen darf.     (Enzyklika  ,£eram  novarum'.) 

,8.  Die  Pflichten  der  Gerechtigkeit,  die  dem  Besitzenden  und  dem  Arbeitgeber 
obliegen,  sind  folgende:  Ausfolgung  des  gerechten  Lohnes  an  die  Arbeiter;  Unter- 
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lAssuQg  der  Scbädigung  Ton  deren  ErsparnisaeD  durch  Gewalt  oder  Liet  oder 
offene  und  verdeckte  Ausbeutung;  Gewährung  der  zur  ErfQlIung  der  religiösen 
Pflichten  nötigen  Freiheit;  Bewahruog  vor  der  Gefahr  der  Verfahrung  und  des 
Ärgernisses;  Wahrung  des  Familien geiates  und  des  Sparsinnes;  Nichtverlangung 
von  Arbeiten,  die  mit  den  Kräften,  dem  Alter  und  dem  Geschlechte  der  Arbeiter 
nicht  vereinbar  sind.    (Enzyklika  ,Berum  novarum'.) 

,9.  Liebespflicht  des  Reichen  und  des  Besitzenden  ist  es,  nach  der  Torschrift 
des  EvangeliumB,  die  Armen  und  Dürftigen  zu  unteretOtzeu.  Die  Verpflichtung 
dieser  Vorschrift  ist  eine  so  schwere,  daß  nach  den  Worten  Christi  selbst  (Mt  25) 
am  Tage  des  Gerichtes  Aber  die  Erfollung  derselben  in  spezieller  Weise  Rechen- 
schaft abgelegt  werden  muß.    (Enzyklika  ,Reram  novarum'.) 

,10.  Die  Armen  sollen  sich  ihrer  Dürftigkeit  nicht  schämen   und  die  Liebe 

der  Reichen  nicht  verschmähen,  indem  sie  sich  vor  allem  Jesus  den  Erlöser  vor 

■  Angeu  halten,  der,  obwohl  er  unter  BeichtOmem  hätte  geboren  werden  können, 

arm  geworden  ist,  um  die  Dürftigkeit  zu  ehren  und  mit  besondem  Verdiensten 

für  den  Himmel  zu  bereichem.    (Enzyklika  ,Rerum  novwnm'.) 

,11.  Zur  Lösung  der  Arbeiterfrage  kdonen  die  Besitzenden  und  die  Arbeiter 
selbst  viel  durch  Einrichtungen  beitragen,  welche  den  Zweck  verfolgen,  den  Hilfs- 
bedOrftigeu  die  entsprechende  Unterstützung  zu  gewähren  und  die  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  einander  zu  nähern  und  zu  einigen.  Solche  Einrichtungen  sind  die 
Gesellschaflen  zur  wechselseitigen  Unterstfitz ung,  die  verschiedenen  Pnvatversiche- 
Fungen,  die  Anstalten  für  den  Einderschutz  und  vor  allem  die  Arbeiter-  und 
Handwerkervereine.     (Enzyklika  ,Berum  novarum'.) 

,12.  Nach  diesem  Ziele  hin  soll  im  besondern  die  chrietliche  Volksaktien  oder 
die  christliche  Demokratie  mit  ihren  vielen  und  verschiedenen  Unternehmungen 
gMichtet  sein.  Die  ohnsUiche  Demokratie  muß  in  dem  bereits  in  autoritativer 
Weise  erklärten  Sinn  aufgefaßt  werden;  diese  Au^assung,  weit  entfernt  von  der 
Sozialdemokratie,  hat  die  Prinzipien  der  katholischen  Glaubens-  und  Sittenlehre 
zur  Grundlage,  welche  besonders  jede  Verletzung  des  unantastbaren  Rechtes  des 
Privateigentums  zurückweist.     (Enzyklika  ,Graves  de  communi'.) 

,13,  .  . .  Die  christliche  Demokratie  soll  eine  wohltuende  Tätigkeit  zu  Gunsten 
des  Volkes  entwickeln,  gegründet  auf  das  Naturrecht  und  auf  die  Gebote  des 
Evangeliums.  .  .  .     (Enzyklika  ,Gravea  de  communi'.) 

,14.  In  der  Ausübung  ihrer  Tätigkeit  hat  die  christliche  Demokratie  die 
strengste  Pflicht,  der  geistlichen  Behörde  sich  zu  unterwerfen,  indem  sie  den 
Bischofen  und  ihren  Vertretern  voDe  Unterwürfigkeit  und  Gehorsam  zeigt.  Es 
zeugt  von  keinem  verdienstlichen  Eifer  noch  von  wahrer  Frömmigkeit,  wenn  schOne 
nnd  an  sich  gute  Dinge  unternommen  werden,  die  von  dem  eigenen  Hirten  nicht 
gebilligt  worden  sind  (Enzyklika  ,Graves  de  communi')  usw.* 

Wie  immer  man  den  Zusammenschluß  der  Arbeiter  gestalten  mag,  darauf 
wird  ohne  Zweifel  zu  achten  sein,  da&  die  entwickelten  christlichen  Grund- 
sätze zur  Geltung  kommen  bezw.  ihre  Geltung  bewahren.  Es  hieße  das  Christen- 
tum völlig  kalt  stellen  zum  schweren  Schaden  des  Arbeiterstandes  selbst,  wenn 
hier  die  christlichen  Lehren  ohne  jeden  praktischen  Einfluß  blieben. 

Kehren  wir  nunmehr  zu  unsem  allgemeineren  Erwägungen  Über  den 
hohen  praktischen  Wert  dee  Moralgesetzes  und  einer  gesteigerten  Versitt- 
lichung  des  Volkes  zurilck. 
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c.  Gesetzgebung  und  Verwaltang  achafifen  nicht  den  allgemeinen, 
höchsten  Zweck  der  staatlichen  Gesellschaft.  Er  ist  von  der  Natur  ge- 
geben, für  die  Staatsleitung  ein  pflichtmä&ig  zu  verwirklifilieiiHes  Ziel  der 
Art,  daß  alle  speziellen  Hechte  und  Pflichten  der  Staatsgewalt  von  jener  funda- 
mentalen Pflicht  sich  herleiten.  Ebenso  wird  auch  die  Pflicht  der  Individuen 
und  Einzelwirtschaften,  sich  der  staatlichen  Rechtsordnung  zu  unterwerfen 
und  dem  gesellschaftlichen  Ganzen  harmonisch  sich  einzufügen,  von  der  Natur, 
dem  Moralgesetze,  nicht  vom  Staate  diktiert.  Der  natürliche  Zweck  der 
staatlichen  Gesellschaft,  die  Öffentliche  Wohlfahrt,  und  durch  diese  im 
Verein  mit  der  Selbstbetätigung  der  Bürger  vermittelt,  der  Wohlstand  des 
Volkes,  steht  nun  in  wesentlicher  Abhängigkeit  von  der  Art  und  Weise, 
wie  die  Güter  sich  unter  die  Volksgenossen  verteilen,  man 
mag  die  fortlaufende  Austeilung  der  Produktionserfolge  unter  die  Gesamtheit 
der  an  der  Produktion  Beteiligten  oder  die  relativ  dauernde,  konsolidierte 
Besitzschichtung  ins  Auge  fassen.  Wir  wollen  nicht  zurückkommen  auf 
die  sittliche  Forderung  nach  Wahrung  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit 
im  Tauschverkebre,  besonders  in  der  Lohnzumessung,  nicht  noch  einmal 
der  Pflicht  der  Reichen  gedenken,  von  ihrem  Überflüsse  den  Armen  mit- 
zuteilen, oder  der  staatlichen  Pflicht,  das  Ärmenwesen  im  Sinne  der  Vor- 
beugung und  der  Pflege  zweckmä^g  zu  regeln,  nicht  reden  vom  Schutze 
der  wirtschaftlich  Schwachen,  des  Mittelstandes,  durch  entsprechende 
Staatsaktionen  und  Förderung  der  korporativen  Organisationen,  nicht  von 
der  Hintanhaltung  der  bekannten  Mißbrauche  gewisser  GroSuntemehmer- 
verbände,  der  Monopolisierungen,  künstlichen  Preiasteigerungen  u^dgl. — 
nicht  von  der  Pflicht,  Spiel  und  Gewinnsucht  im  Zaume  zu  halten,  den 
mühelosen  Gewinn  ohne  Gegendienst  nicht  zum  berufsmäßigen  Erwerb 
zu  machen  mit  Mißachtung  des  Wohles  und  der  Rechte  anderer  Per- 
sonen and  der  gesellschaftlichen  Gesamtheit.  Lediglich  das  sittliche 
Pflichtbewußtsein,  das  weit  über  die  Grenzen  gesetzlicher  Verpflichtung 
hinausreicht  und  auch  in  die  dunkelste  Verborgenheit  seine  Wirksamkeit 
erstreckt,  kann  es  ferner  durchsetzen,  daß  die  Eapitalwidmung  für  pro- 
duktive oder  sonstige  Zwecke  in  den  Bahnen  verbleibe ,  wie  Gerechtig- 
keit ,  Billigkeit ,  Gemeinsinn ,  Liebe  sie  erheischen ,  daß  nicht  dem 
Feinde  Geld  und  Waffen  gegeben  werden  zum  Eampfe  gegen  das  eigene 
Vaterland,  zur  Vernichtung  der  einheimischen  Industrie  usw.  Nur  das 
Pflichtgefühl  kann  allseitig  bewirken,  daß  der  Kredit,  der  seiner  Natur 
nach  Hilfe  sein  soll,  in  der  Tat  Rettung  und  Förderung  sei,  nicht  aber  zor 
wirtschaftlichen  Erdrosselung  der  Mitmenschen  diene  usw.  Die  Besteuerung 
sodann  nach  Maßgabe  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  und  unter 
Berücksichtigung  der  persönlichen  Verhältnisse,  wie  die  distributive  Ge- 
rechtigkeit es  verlangt,  die  stärkere  Belastung  des  fundierten  Einkommens, 
die  verstärkte  Heranziehung  von  Spiel-  und  Spekulationsgewinn  neben 
der  direkten  Vereitelung  von  VermOgensanhäufungen  sittlich  bedenklicher 
Art  durch  legislatorische  Maßnahmen  usw.,  das  sind  nur  wenige  aus  dem 
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UoralgeseÜ  abgeleitete  Momente,  deren  Wichtigkeit  fQr  die  Erhaltung 
der  nationalen  Wohlfahrt  anf  den  ersten  Blick  sich  ergibt. 

Wiederholt  aber  betonen  wir,  da&  von  allen  legislatorischen  Maß- 
nahmen  nur  ein  Teilerfolg  zu  erhoffen  steht.  Lediglich  dort,  wo  ein  sitt- 
lich hoch  entwickeltes,  in  seiner  breiten  Masse  pflichtbewußtes 
Yolk  in  treuer  Hingabe  an  die  Arbeit  und  den  Beruf  um  des  Gewissens 
willen  auf  jedes  unruhige  Hasten  nach  maß-  und  mQhelosem  oder  gar 
ungerechtem  Gewinn  verzichtet,  wo  man  Rücksicht  nimmt  auf  der  andern 
BQrger  Wohl,  das  Gedeihen  des  Ganzen,  da  und  da  allein  besitzt  die 
allgemeine  Wohlfahrt  sichere,  ja  die  besten  Garantien,  Das  muß  der 
Nationalökonom  anerkennen.  Mehr  verlangen  wir  von  ihm  nicht.  Er 
braucht  nicht  den  Moralisten  oder  Sittenprediger  zu  machen,  nicht  das 
Oute  als  Gutes  zu  fordern,  nicht  die  ethischen  Prinzipien  und  Gesetze 
aufzusuchen  oder  zu  entwickeln.  Sie  sind  ihm  gegeben.  Es  gentigt, 
wenn  er  sie  achtet  und  beachtet.  Aber  es  bleibt  fUr  den  Kulturfortschntt 
von  höchster  Bedeutung,  daß  heute  gerade  von  nationalökonomischer 
Seite  klar  nnd  unumwunden  eingestanden  wird,  wie  auch  die  materielle 
Wohlfahrt  der  Nationen  wesentlich  bedingt  ist  durch  die 
lebensvolle  Herrschaft  des  ewigen,  göttlichen  Sitten- 
gesetzes. Eine  Nationalökonomie,  die  nur  mit  dem  positiven  Recht, 
mit  der  historisch  wandelbaren  Sitte  und  mit  angeblich  von  Menschen 
erfundenen  Moralsystemen  operiert,  bleibt  außer  stände,  das  Gemeinwohl 
gegen  den  libertinistischen  Egoismus  und  die  Eigentumsinstitution  gegen 
den  Andrang  des  Sozialismus  auf  die  Dauer  wirksam  zu  schtitzen. 


Gesetze  der  Volkswirtschaft. 

Litcratnr:  Quetelet,  Sar  rhomme,  ese&i  de  phfBiqo«  sociale  (1S35),  deatsdi 
von  Riecke  (1636);  Dn  Systeme  aocial,  deutsch  unter  dem  Titel:  Zur  Naturgeschichte 
der  Oesellscbftft.  tod  Adler  (1856).  ~  Rhenisch,  über  Moralstatistik  (Kritik  der 
ÄosichteD  Qaetelets),  Id  der  Zeitschrift  ftr  Philosophie  uad  philosophische  Kritik,  nene 
Folge  LXVJII  nnd  LXtX.  —  A.  Wagner,  OrnodleguDg  I  225—24-2;  Die  Gesetzmagig- 
keit  io  den  scheinbar  wiUkQrlichen  menschlichen  Handlnugen  (1864);  Artikel  , Statistik' 
in  Blantschlis  und  Braters  Wörterbuch.  —  Drobiech,  Die  moralische  Sta- 
tistik nnd  die  Willensfteiheit  (1867).  ~  Windelband,  Die  Lehren  vom  Zn^l 
(1870).  —  Schmollep,  Über  die  Resnltate  der  Bevölkemogs-  and  Moralstatistik 
(1871),  in  Virchows  und  Holtzendorffs  Sammlang,  6.  Sene;  Artikel  .Tolka- 
irirtschaft*  im  Handwörterbuch  der  8taatswissonscbaft«n  VII'  574  ff;  Grandriß  I 
107 ff.  —  Rflmelin,  Reden  ond  Aufsatze,  neae  Folge  (1661).  —  v.  Mayr,  Die  Gesetz- 
mäßigkeit im  Geoellschaftaleben  (1877) ;  Statistik  und  Gesellschaftslebre  I  ( 1895)  4  f .  ~- 
Lexis,  Kor  Theorie  der  Massenerscheinungea  in  der  menschlichen  Gesellschaft  (1877); 
Artikel  , Gesetz"  im  UandwCrterbiich  der  Staatswissenschaften  1 V  234 ff.  —  Öttingen, 
Die  Moralstatistik  und  ihre  fiedeutnng  für  eine  Sozialethik  '  (1862).  —  Laveleye,  Lee 
Lois  naturelles,  im  Journal  des  ßconomiates  1883.  —  Dilthej,  Einleitung  in  die 
Oeistegwisaenscbaftan  (1883).  —  Edgeworth,  Methods  of  Statiatics  (1885).  ~  Moli- 
nsri,  Les  Lois  naturelles  de  l'^conomie  poUUqne  (1886).  —  Wundt,  Über  den  Begriff 
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des  QfiMtzeB,  in  den  Philosophischen  Stadien  III  und  IT  (1886).  —  Doormann,  Ober 
Gesetz  nnd  Qesetzmäfiigkeit  (1888).  —  Block,  Progrte  de  la  science  äconomique  I 
(18S0).  —  Barr,  La  Methode  atatistiqae.  in  der  Nouvelle  Revue  1890.  —  Sinmel,  Die 
Probleme  der  Geschieh taphiloaophie  (1892).  —  Neamann,  Naturgaaetz  und  Wirtachafts- 
gesetz,  in  der  Zeitachrift  fOr  die  gesamten  StaBtswisBenachafUn  XI.VIII  (18S2)  462  ff; 
Wirtschaftliche  Gesetsa  Dach  froherer  uod  jetziger  Anffassang,  in  den  Jahrbachem  fQi 
Nationalakonomie  nnd  Statistik,  IH.  Folge,  XVI  (1898).  —  Sigvsrt,  Logik  II* 
(1893).  —  Encken,  Gmndbegriffe  der  Gegenwart*  (1893),  Abhandlung  .Gesetz'  173  ff.  — 
Bernheim,  Lehrbuch  der  hlatoriechen  Methode  >  (1891)87  ff.  —  Schenherg,  Tolks- 
wirtschaft,  im  Handbuch  der  poLtiscben  Ökonomie  I  *  (1896)  20ff  93  ff.  —  Bort- 
kiewitsch,  Das  Gesetz  der  kleinen  Zahlen  (1898). 

Wiederholt  war  bereits  die  Kede  von  den  Gesetzen  geschichtlicher 
Entwicklung  dee  gesellscbaftlicheo  und  wirtschaftlicbeD  Lebens.  An 
dieser  Stelle  wendet  sieb  unsere  Aufmerksamkeit  denjenigen  Gesetzen  zu, 
welche  die  Wirksamkeit  und  die  Beziehungen  der  innerhalb  einer  Volke- 
wirtschaft  tätigen  Wirtschaftssubjekte  regeln. 

144.  Die  rechte  Verbindnng  von  teleologischer  und  kansaltr  Be- 
trachtuDg,  zugleich  mit  Ausschluß  einer  rein  naturalen  Kausal- 
erklärung, das  ist  die  Grundauffassung ,  von  welcher  wir  beim  Studium 
dieser  Beziehungsgesetze  (Wundt)  ausgehen,  wie  wir  früher  bei 
der  Beeprecbung  der  Entwicklungsgesetze  von  ihr  ausgegangen  sindi. 
Naturgesetze  gelten  für  die  Körperwelt.  Auch  der  Menacb ,  in- 
soweit er  Körper  ist,  bleibt  solchen  Gesetzen  unterworfen.  Innerhalb  der 
geistigen  Ordnung  kommt  die  natürliche  Notwendigkeit  zur  Geltung,  in- 
sofern unser  Denken  und  Erkennen  an  gewisse  völlig  evidente  Wahi^ 
heiten  gebunden  ist.  Im  übrigen  gelten  für  das  Wollen  und  das  äußere 
Handeln  des  Menschen,  darum  auch  für  sein  Gesellschaftsleben,  sog. 
Ereiheitsgeaetze,  die  sich  zunächst  durch  die  Vernunft  an  die  innere 
Gesinnung  wenden  und  nur  mittelbar,  direktiv  auf  das  Handeln  des 
freien  Menschen  einwirken^. 

Einen  Beweis  dafür,  daß  das  Gesellschafts-  und  Wirtschaftsleben 
sich  nicht  nach  Naturgesetzen  regelt,  bildet  namentlich  der  große  Reich- 
tum des  Singulären,  der  sich  auf  diesen  Gebieten  kundgibt.  Wo 
Naturgesetze  walten ,  da  herrscht  Gleichförmigkeit.  Naturgesetze  ei^ 
zeugen  die  ständige  gleiche  Wiederkehr  gleicher  Erscheinungen  als 
Wirkungen  gleicher  elementarer  Ursachen.  Mau  mag  sich  drehen  und 
wenden,  diese  oder  jene  Voraussetzungen  machen,  wie  man  will,  die  volle 
Gleichförmigkeit  wird  aber  für  unser  Gebiet  nirgend  erreicht.  Einen 
andern  Beweis  bilden  die  Werturteile,  durch  welche  wir  das  mensch- 
liche und  gesellschaftliche  Geschehen,  die  sozialen  Institutionen  und  Zu- 
stände nach  ihrer  Güte,  Richtigkeit,  Gerechtigkeit  bemessen.  Würden 
Naturgesetze  das  menschliche  und  gesellschaftliche  Handeln  beherrschen. 


I  Vgl.  Hap.  2,  §  4,  S.  108  f. 

'  Vgl.  Staatelexikon  der  GOrrea-Gesellschaft  II  ■ 
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dann  fehlte  für  derartige  Werturteile  jede  Unterlage.   Sie  wären  völliger 
Widereinn. 

Wenn  wir  nun  aber  gegenüber  der  einseitig  naturalen  Eausalerkläning 
die  Freiheit  und  das  Telos  betonen,  wenn  wir  ferner  im  Hinblick  auf 
das  sittlich  verpflichtende  Ziel  des  staatlich-gesellschaftlichen  Lebens 
mit  seiner  Rückwirkung  auf  die  Volkswirtschaft  in  gewisser  Weise  das 
Ciceronianische  Wort:  Fine  constituto  constituta  sunt  omnia,  anzuwenden 
berechtigt  sind,  ao  soll  damit  doch,  wie  gesagt,  durchaus  keine  Ab- 
lehnung jeder  Art  kausaler  Betrachtung  ausgesprochen  sein.  Die  Erkenntnis 
der  Wirkungsfaktoren  und  des  Bewirkten  ist  auch  uns  wichtig,  nur  nicht 
das  Wichtigste ;  wir  erblicken  in  dem  aktiven  Wirken  vielmehr  etwas,  das 
selbst  wieder  der  Leitung  bedarf,  und  zwar  der  Leitung  gemäß  dem 
objektiven  Zwecke.  '  Im  übrigen  gehört  ebenfalls  der  Zweck  zu  den 
Ursachen  (causa  finalis).  Wenn  Telos  und  Causa  einander  gegenübei> 
gestellt  werden,  so  denkt  man  bei  der  Causa  speziell  an  die  Wirtursache 
(causa  efficiens).  Man  kann  nun  den  Zweck  einmal  als  vom  handelnden 
Subjekt  bereits  erfaMes  Motiv  ins  Auge  fassen.  So  erscheint  der  Zweck 
in  der  vernünftigen  Wirkursache  selbst  und  mit  ihr  verbunden  wirk- 
sam. Der  Zweck  kann  aber  auch  objektiv,  als  ein  zu  erreichendes  Gut 
oder  als  ein  Zustand  sich  darstellen,  der  noch  rein  sachlich  als  ein  Ziel 
vor  uns  liegt,  das  geprüft  wird,  um  festzustellen,  ob  es  wert  sei,  Gegen- 
stand und  Motiv  des  menschlichen  Handelns  und  Strebens  zu  werden,  ob 
es  vielleicht  gar  ein  notwendiges,  pflichtmäßiges  Ziel  ist.  Wird  es  als 
solches,  als  ein  des  Strebens  würdiges  oder  noch  überdies  als  ein  not- 
wendiges, pflichtmäßiges  Ziel  erkannt,  dann  erscheint  dieses  Ziel  als  das 
höchste  ordnende  Prinzip  für  die  bewirkende  Tätigkeit  der  Menschen, 
somit  auch  für  die  Verwendung  der  durch  den  Menschen  beherrschten  und 
geleiteten  Kräfte.  Das  Ziel  der  Volkswirtschaft  aber  wird  nicht  willkürlich 
gewählt  und  nicht  ,von  selbst'  en-eicht.  Es  ist  ein  pflichtmä&iges  Ziel, 
muß  bewußt  erfaßt,  erstrebt,  durch  richtige  Auswahl  der  Mitte!  verwirklicht 
werden.  Eine  bloße  Kenntnis  der  jeweilig  subjektiv  wirksamen  und  allgemein 
oder  fUr  eine  Gruppe  .prävalierenden  Motivreihen'  reicht  daher  für  unsere 
Wissenschaft  nicht  aus.  Hier  ist  das  Ziel  vielmehr  etwas  objektiv  Ge- 
gebenes, dem  sich  die  wirkenden  Faktoren  mit  ihren  besondern  Motiven 
unterordnen  müssen.  Das  Gewinnstreben  des  modernen  Kapitals  z.  B. 
mag  ja  allerdings  in  machtvoller  Weise  Sombarts  Ideal  der  Sozialpolitik  *: 
das  Wirtschaftssystem  höchster  Produktivität,  fördern,  aber  eine  Organi- 
sation des  Wirtschaftslebens,  in  welcher  die  gesellschaftliche  Arbeit  ihre 
höchste  Ergiebigkeit  erreicht,  wo  man  mit  verhältnismäßig  geringer  Mühe 
viel  produziert,  ist  noch  lange  nicht  zu  dem  vollen  Ideale  gelangt,  wie 
es  dem  Nationalökonomen  vorschwebt  und  vorschweben  muß. 

■  Ideale  der  Sozialpolitik,  im  Archiv  fSr  soziale  Oesetzgebang  nnd  Statistik  X 
(1897)  1  ff. 
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Nach  dem  Oesagteo  kann  kein  Zweifel  Bein,  daä  ^s  im  Grunde  ge- 
nommen nar  ein  einzigee  oberstes  Gesetz  der  Yolkewirtschaft  gibt. 

145.  Das  Gesetz  der  Volkswirtschaft  xaT  i^ox^v  ist  mit  ^em  all- 
gemeinen Ziele  gegeben:  das  materielle  Gemeinwohl,  der  Volk&Tohl- 
stand  bildet  die  höchste  Norm,  die  alles  beherrscht.  Die  Volkswirt- 
schaftslehre verfugt  allerdings  auch  Über  einen  reichen  Schatz  von  B«* 
griffen,  der  geschichtlichen  und  philosophischen  Betrachtung  entnommenen 
Wahrheiten,  die  nicht  den  Charakter  einer  Norm  an  sich  tragen.  So 
belehrt  sie  uns  z.  B.  über  das  Wesen  der  materiellen  Wohlfahrt  eines 
Volkes,  Ober  den  Begriff  der  Produktion,  des  Ökonomischen  Gutes,  des 
Wertes,  des  Preises,  des  Vermögens,  des  Reichtums  usw.  Indem  sie 
aber  nach  den  Ursachen  der  materiellen  Volkswohtfahrt  forscht,  indem 
sie  gewisse  Grundsätze  aufstellt  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  wirt- 
schaftliche Tätigkeit  usw.  sich  gestalten  mu£,  damit  das  naturgemäße 
Ziel  der  Volkswirtschaft  überhaupt  erreicht  werden  könne,  indem  sie  untei^ 
sucht,  welche  Arten  von  sozialen  Einrichtungen,  welche  Gestaltung  der 
positiven  Rechtsordnung,  sei  es  im  allgemeinen,  sei  es  mit  Rücksicht  auf 
besondere,  geschichtlich  gegebene  Verhältnisse  und  Bedürfnisse,  zur  Ver- 
wirklichung jenes  Zieles  führen,  nehmen  ihre  Sätze  den  Charakter  7on 
Regeln  an  für  das  praktische  Handeln  der  Bürger,  der  Gesellschaft,  der 
öffentlichen  Gewalten.  Diese  Anweisungen  und  Ratschläge  bilden  das 
Schlußergebnis  der  nationalökonomischen  Forschung.  Sie  beziehen  sich 
auf  Fragen  der  Organisation,  der  Fortbildung  der  Rechtsordnung  usw., 
sind  im  einzelnen  zum  großen  Teil  praktische  Forderungen  der  Vei^ 
nunft,  welche  die  allseitig  geeigneten  Mittel  für  ein  gegebenes  Ziel, 
hier  für  das  naturgemäße  Ziel  des  sozialen  Wirtschaftslebens  innerhalb 
einer  staatlichen  Geseilschaft,  zu  erkennen  sucht  und  die  Recht-  und 
Zweckmäßigkeit  der  bezeichneten  Mittel  wissenschaftlich,  durch  Schluß 
folgerungen  aus  allgemeinen  Prinzipien  oder  auf  Grund  von  Erfahrungs- 
tatsachen beweist. 

So  ergibt  Bich  z.  B.  schon  sofort  aus  der  blo&en  Analyse  des  Begriffes 
.YolkBwohlBtand*  als  dee  Zieles  der  Volkswirtschaft  die  richtige  Erkenntnis,  von 
wie  hoher  Bedeutung  für  eine  Volksvirtscliaft  die  Erhaltung,  Verbreitung,  Be- 
festigung der  Mittelstände  iat,  und  hieraus  für  die  berufenen  Instanzen  die  zunächst 
noch  indeterminierte  Begel,  die  Mittelstände  seien  zu  schützen,  zu  fordern.  Di« 
Geschichte  lehrt  uns  femer,  daß  die  Schwachen  und  die  Mittelstände  nur  durch 
Beschränkung  der  Freiheit  der  Starken  erhalten  werden  können,  und  da&  die  vfillig 
freie  Bewegung  der  wirtschaftlich  Mächtigen  zur  Konzentration  des  Besitzes 
führe.  Hieraus  zieht  die  Volkswirtschaftslehre  ihre  Folgerungen  für  die  gesetz- 
liche Eigentums-  und  Wirtschaftsordnung,  für  das  Assoziationswesen  usw.  Aber 
auch  in  den  einzelnen  besondem  Fragen  des  volkswirtschaftlichen  Lebens  sucht 
die  nationalokono mische  Wissenschaft  durch  Analyse  imd  Synthese,  durch  De- 
duktion und  Induktion,  durch  geschichtliche  Betrachtung  und  vemOnftige  Er- 
wägung  zur  Erkenntnis  jener  Formen  und  Normen  zu  gelangen ,   nach  welchen 
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allea  und  jedes  sich  ordnen  mnß,  um  die  Eireichnng  des  Zieles  der  Volks- 
wirtschaft anter  den  gegebenen  Verhältnissen  zu  ermöglichen. 

Außer  dem  Oesetze  der  Volkswirtschaft  gibt  es 

146.  Gesetze,  die  für  die  Volkswirtschaft  von  großer  Bedentnng  sind, 
ohne  volkswirtschaftliche  Gesetze  zu  sein. 

Im  wirtschaftlichen  Leben  kommt  der  Mensch  als  Subjekt  der  öko- 
DomiBchen  Tätigkeit,  die  änßere  Natur  ala  deren  Objekt  in  Betracht.  Die 
Wirtschaftslehre  wird  daher,  wie  schon  angedeutet, 

1.  die  Naturgesetze  der  Körperu>eü  (den  leibUchen  OrganismuB  das 
Menschen  mit  eingeschlossen)  nicht  unbeachtet  lassen  dürfen.  Diese  Ge- 
setze entscheiden  Ober  des  Menschen  Geburt  und  seinen  Tod,  seine  Arbeits- 
kraft, seine  Nahrung  und  Kleidung.  Die  Beschaffenheit  der  Erdoberfläche, 
Bodengliederung,  Fruchtbarkeit,  Klima  usw.  bestimmen  Ansiedelung,  Wirt- 
schaft, Verkehrsrichtung.  Welche  Bedeutung  haben  nicht  die  naturgesetz- 
lich  wirksamen  Kräfte  der  äußeren  Welt  für  die  Erzeugung  der  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Produkte,  die  Notwendigkeit  des  Kräfteersatzes,  die 
Was8ei>,  Wind-,  Dampfkraft,  die  Gesetze  der  Physik  und  Chemie  usw.! 
Durch  ihre  Wirksamkeit  und  den  Grad,  in  welchem  die  Menschen  jene 
natürlichen  Kräfte  zu  benutzen  und  zu  beherrschen  vermögen ,  sind  die 
Grenzen  bezeichnet,  innerhalb  deren  sich  alle  menschliche  Wirtschaft 
bewegt '.  Aber  es  liegt  auf  der  Hand ,  daß  jene  Naturgesetze  der 
KSrperwelt  keine  «national ökonomischen'  Gesetze  darstellen. 
Sie  sind,  wie  Knies  ausführt,  nur  Gesetze,  .die  überall  und  somit 
auch  für  die  ökonomische  Tätigkeit  des  Menschen  in  Wirksamkeit  ver- 
bleiben, es  sind  in  der  Volkswirtschaft  zur  Erscheinung  gelangende  und 

~  von  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  zu  beachtende  Gesetze  der  Natur.  So- 
wenig die  Gesetze  des  Falles,  der  Schwere,  der  Hagelbildung,  der  An- 
ziehungskraft, sind  die  festen  Naturgesetze,  nach  denen  die  verschiedenen 
Arten  sachlicher  Güter  entstehen,  verändert  und  zerstört  werden,  wie  das 
Aufwachsen  nutzbarer  Pflanzen  mit  Hilfe  des  Nahningsstoffes  im  Boden 
und  in  der  Atmosphäre,  die  Entstehung  von  Milch,  Fleisch  und  Fett  aus 
der  Nahrung  der  Haustiere  —  für  sich  Gesetze  der  Volkswirtschaftslehre, 
Solche  Naturgesetze  festzustellen,  ihre  Wirksamkeit  zu  bestimmen  usw., 
ist  Sache  anderer  Disziplinen ;  für  uns  können  sie  nicht  ein  ökonomisches 
Gesetz,  sondern  nur  den  naturgesetzlichen  Faktor  in  der  wirtschaftlichen 
Tatsache  erstellen"  ^. 

Wichtiger  als  die  Gesetze  der  Körperwelt  sind  für  die  Volkswirtschafts- 
lehre die 

2.  Gesetze  des  menschlichen  Woüena  und  Strebens,  weil  die  Volks- 
wirtschaft nicht  bloß  mit  ihrem  Ziele  den  menschlichen  Zwecken  sich 
einfügt,  sondern  auch  das  Produkt  menschlicher  Handlungen,  ein  soziales 

■  SchODberg.  Hnndbaeh  I  19  ff.    Stastelexikon  der  GOireg-OeBellscIiaft  n*  829. 
'  Eniea,  PolitiBche  Ökonomie  852. 
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Gebilde  ist.  Diese  Gesetze  können  aber  in  zwei  Gruppen  geteilt  werden: 
einmal  die  sittlichen  Gesetze  mit  verpflichtendem  Charakter  und  sodann 
die  empirischen  Gesetze,  welche  sich  auf  das  regelmäßige  tatsächliche 
Verhalten  der  Menechen  unter  gewissen  Voraussetzungen  beziehen. 

a.  Das  Sittengesetz.  Die  Gesetze  des  sittlichen  Lebens  geben 
«die  praktische  Regel  jeder  menschlichen  Tätigkeit  nach  den  Glaubens- 
tiberzeugungen und  den  Ideen,  die  in  der  Gesellschaft  herrschen,  und  sie 
bestimmen  autoritativ  die  Richtung,  welche  die  Arbeit  in  der  ökonomi- 
schen Ordnung  nrnimt.  Es  wäre  überflüssig,  daran  zu  erinnern,  welche 
tiefgreifenden  Unterschiede  in  dem  wirtschaftlichen  Leben  der  Völker 
Platz  gegrifTen  haben,  je  nachdem  dieselben  sich  in  der  Praxis  zam 
Leben  des  Heidentums,  des  Buddhismus,  des  Islams  oder  des  Christen- 
tums bekannt  haben"  *.  In  einer  christlichen  Gesellschaft  bildet  selbst- 
verständlich das  positive  christliche  Sittengesetz  die  höchste  Norm  jeder 
menschlichen  Tätigkeit.  In  demselben  ist  das  natürliche  Sittengesetz 
eingeschlossen.  Als  HUter  und  Erklärer  des  göttlichen  Sittengesetzes 
aber  gilt  jedem  katholischen  Christen  die  mit  wahrer  Lehrgewalt  aus- 
gestattete Etrche. 

Neben  jenen  im  Gewissen  verpflichtenden  Gesetzen  und  neben  der 
„Sitte",  die  uns  darüber  belehrt,  was  sich  nach  den  herrschenden  Auf- 
fassungen und  Gewohnheiten  schickt,  hat  die  Nationalökonomie 

b.  die  sog.  .empirischen  Gesetze"  zu  berOcksichtigen.  Diese 
stellen  allgemeine  Erfahrungstatsachen  des  menschlichen  und  gesellschaft- 
lichen Lebens  dar,  die  ihrer  Regelmägigkeit  wegen  den  Namen  .Gesetze* 
erhalten  haben.  Wh-  verstehen  aber  unter  .empirischen  Gesetzen*  nicht 
nur  solche  aus  der  Erfahrung  abstrahierte  Wahrheiten,  die  Aufschluß 
geben  darüber,  was  unter  gegebenen  Verhältnissen  als  nützlich  und  zweck- 
mäßig sich  erwiesen  hat,  sondern  namentlich  gewisse  empirische 
Regelmäßigkeiten  in  den  freien  Handlungen  der  Menschen, 
in  menschlichen  und  gesellschaftlichen  Verhältnissen  —  im  Gegensatz  zu 
den  Gesetzen,  welche  auf  rein  naturaler  Kausalität  sich  aufbauen. 

Es  war  gerade  jene  Gleichförmigkeit  und  Regelmäßigkeit,  welche 
bei  oberflächlicher  Beobachtung  und  bei  dem  Mangel  zuverlässiger  philo- 
sophischer Leitung  zu  der  Vermutung  Anlaß  bot,  als  ob  der  menschliche 
Wille  dabei  unter  der  Herrschaft  wirklicher  Naturgesetze  stehe. 

,Der  unabänderlich  gleichiD&&ige  Verlauf  der  Natur  im  großen',  sogt 
Schmoller',  .die  Wiederkehr  von  Tag  und  Nacht,  von  Sommer  und  Winter,  von 
Mond  und  Sternen,  wie  die  Wiederkehr  von  Hunger  und  Durst,  von  Wachen 
und  Schlafen,  von  Jugend  und  Alter  ist  es  ohne  Zweifel  gewesen,  . . .  welche  die 
Menschen  zum  Vergleichen  und  Unterscheiden  und  endlich  zur  Erforschung  der 
Ursachen   dieser   Regelmäßigkeiten  hinführte.  .  .  .    Auch  die  Wissenschaft   der 


*  Pdrin,  Doctrines  äcoDomiqnes,  überaetzung  178. 

*  Uaudvörterbuch  der  Staatawisaenachaften  VII  äT4f. 
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Tolkswirtsohaftslehre  heftete  sich  zuerst  an  die  Eonstatienmg  der  Wiederkehr 
gleicher  ErBcheinungen.  Man  bemerkte  dieselbe  Hauswirtechaft,  denselben  Güter- 
auetauBch,  die  gleiche  Einrichtnng  des  Geldes,  dieselbe  Arbeitsteilung,  dieselben 
wirtachaftlichen  Klassen,  das  gleiche  Zusammenwirken  von  üntemehmem  und 
Arbeitern,  man  entdeckte  dieselbe  Wiederholung  von  Preisbewegungen,  dieselben 
Wirkungen  guten  und  schlechten  Geldes,  reicher  und  armer  Ernten,  dieselben  Regel- 
raä&igkeiten  in  den  Zahlen  der  Geburten,  der  Sterbefälle,  der  Ehen.  Und  je  mehr 
ein  noch  wenig  geschulter  Geist  das  Ähnliche  für  gleich  h&lt,  desto  mehr  war  man 
zunächst  geneigt,  (iberwiegend  auf  diese  gröberen  Übereinstimmungen  und  Regel- 
mäßigkeiten zu  achten,  sie  zu  registrieren  und  so  in  einer  beschränkten  Summe 
«ich  regelmäßig  begleitender  oder  sich  regelmäßig  folgender  Erscheinungen  das 
Wesen  der  Wissenschaft  zu  sehen.  Die  Zusammenstellung  einiger  typischen 
Formen  gesellschaftlicher  Organisation  und  gesellschaftlichen  Verkehrs  nebst  den 
regelmäßigen  Veränderungen  und  Bewegungen  innerhalb  dieser  Formen ,  all  das 
abstrahiert  aus  den  westeuropäischen,  hauptsächlich  engUsch-äunzOsischen  Zu- 
ständen  von  1750  bis  1850,  das  war  der  Gegenstand  der  älteren  Volkswirtschafts- 
lehre. Die  Formen  erklärte  man  nicht  näher,  sondern  nahm  sie  als  gegeben  und 
selbstverständlich  an;  man  bildete  sich  ein,  de  seien  als  eine  direkte  Folge  der 
menschlichen  Natur  stets  vorhanden  gewesen  und  bei  allen  Völkern  zu  treffen. 
Was  man  aus  Ursachen  erklären  wollte,  war  wesentlich  die  Preisbildmig  und  die 
Einkommensverteilung  zwischen  Grundeigen tOm em ,  Kapitalisten  (man  dachte  bei 
diesem  Worte  wesentlich  an  die  Klasse  der  Unternehmer)  und  Arbeitern.  Und 
die  Regeln,  die  man  aus  der  angeblichen  allgemeinen  Uenschennatur  Aber  Preis- 
bildnng  und  Einkommensverteilung  abgeleitet,  nannte  man  Gesetze,  man  sprach 
vom  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage,  von  dem  Gesetz,  daß  bei  freiem  Uit- 
bewerb  die  Preise  nach  den  Kosten  gravitieren,  vom  Gesetz  der  Grundrente,  vom 
ehernen  Lohngesetz,  ja  von  den  ,unzähligen  Naturgesetzen'  der  Volks- 
wirtschaft. ...  Es  ist  klar,  was  man  mit  diesem  etwas  lockern  Sprach- 
gebranch bezweckte:  man  wollte  nachdrücklich  damit  die  Notwendigkeit  des  Ein- 
tretens und  der  Wiederholung  gewieser  Ereignisse  und  Folgen  betonen.* 

Die  ,  naturgesetzliche  *  Auffassung  der  Volkswirtschaft  schien  dann 
eine  neue  Bestätigung  und  Kräftigung  zu  erhalten,  als  das  scheinbar 
erfolgreiche  Bestreben,  vermittelst  der  Statistik  zur  zahlen- 
mäßigen Berechnung  der  menschlichen  Handlungen  zu 
gelangen,  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  erregte.  „Man  sagte",  be- 
merkt Bernheim ',  ,wie  immer  es  auch  mit  den  Impulsen  der  einzelnen 
und  ihrer  Handlungen  bestellt  sei,  im  großen  Ganzen  betrachtet,  zeigen 
die  scheinbar  willkürlichsten  Handlungen  einer  grüneren  Gesellschafts- 
gruppe so  konstante  Regelmäßigkeit,  wie  sie  nur  den  Naturvorgängen 
eigen  ist.  Die  Statistik,  der  wir  diese  Erkenntnis  verdanken,  mug  nur 
auf  möglichst  weite  und  mannigfache  Gebiete  ausgedehnt  werden,  dann 
wird  sie  uns  in  den  Stand  setzen,  tiberall  Gesetzmäßigkeit  zu  erkennen 
und  die  Handlungen  der  Terchiedenen  Gesellschaftsgruppen  im  voraus  zu 
bestimmen."    Es  war  der  Belgier  Adolph  Qu^telet,  der,  von  naturwissen- 


■  Lehrbach  der  bistorischen  Methode'  (1894)  E 

ich,  Lebrbugb  der  NitloulükoDomla.  I. 
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schaftJichen  Studien  zur  Statistik  übergegangen,  in  seinem  Werke  ,Sur 
l'homme"  ^  zuerst  in  diesem  Sinne  die  Regelmätügkeit  gewisser  Yorkomm- 
nisse,  wie  Verbrechen  usw.,  in  einer  bestimmten  Gesellschaft  nachwies. 
,Je  weiter  diese  Untersuchungen  ausgedehnt  wurden,  um  so  erstaunlicher 
erschienen  die  Resultate.  Gewissermaßen  geblendet  dadurch,  ließ  maa 
sich  zu  phantastischen  Hoffnungen  hinreißen:  man  glaubte  in  dem  .Ge- 
setz der  großen  Zahl',  in  den  Resultaten  der  vergleichenden  Demo- 
graphie oder  Demologie  das  Universalmittel  zur  IjÖsung  aller  sozialen 
Erkenntnisprobleme  gefunden  zu  haben."  ' 

Welch  eine  verheerende  Wirkung,  auf  das  volkswirtschaftliche  Gebiet  an- 
gewendet, die  Herrschaft  einer  solchen  Änffaesung  für  die  Erkenntnis  der  Ziele, 
Mittel,  Methode  usw.  haben  müßte,  liegt  auf  der  Hand,  ganz  abgesehen  von  der 
allgemeinen  Demoralisation  im  Volke,  die  unaimbleibliche  Folge  sein  würde. 
Hatte  Sü&milch,  ein  freisinniger  Theologe,  den  Einfluß  des  moralischen 
Menschen  auf  den  natOrlichen  darzulegen  gesucht,  dann  wollte  ja  Quetelet  um- 
gekehrt  den  Einfluß  des  natürlichen  auf  den  moralischen  Menschen  nachweisen, 
offenbar  zum  Schaden  des  letzteren,  seiner  Freiheit  und  Verantwortlichkeit.  ,Ich 
behaupte  nicht",  sagt  Steintahl  *,  «daß  Buckle.  Quetelet,  ond  wer  sonst  noch  dieser 
statistiBchen ,  d.  h.  fatalistischen  Theorie  anhangt,  unsittlich  sei;  aber  allerdii^ 
behaupte  ich,  daß  sie  nur  trotz  ihrer  Theorie  sittlich  sind,  insofern  sie  es  sind, 
ond  daß  ihre  Theorie  wie  die  Pest  wirken  würde." 

Die  Unh  alt  barkeit  der  ganzen  Auffassung,  insofern  sie  eine 
naturhafte  Notwendigkeit  mit  Ausschluß  der  persönlichen  Freiheit 
lehren  oder  nahe  legen  möchte,  kann  leicht  bewiesen  werden*.  Die 
Regelmäßigkeit  in  der  Aufeinanderfolge  menschlicher  Handlungen,  ge- 
sellschaftlicher oder  wirtschaftlicher  Vorgänge,  wenn  eine  große  Zahl 
von  Fällen  beobachtet  wird,  erklärt  sich  nämlich  auch  ohne  .Katui^ 
gesetz*  aus  der  Gleichheit  der  menschlichen  Natur ,  der  natürlicheD 
Neigungen ,  der  äußeren  Verhältnisse  u,  dgl.  überall  sind  die  zum 
Leben  notwendigen  SachgUter  beschränkt  und  von  vielen  begehrt,  alle 
Menseben  haben  die  Neigung,  sich  diese  Güter  mit  den  geringsten  Opfern 
zu  verschaffen,  alle  Menschen  lassen  sich  mehr  oder  minder  doch  auch 
von  der  Vernunft  leiten,  und  die  praktische  Zweckmäßigkeit  einer  be- 
stimmten Handlungsweise  kann  unter  gleichen  Verhältnissen  für  eine  große 
Masse  von  Menschen  dieselbe  oder  eine  ähnliche  sein  und  mit  ähnlicher 
Evidenz  der  Erkenntnis  sich  aufdrängen  usw.  Wo  aber  gleiche  Ursachen 
wirken  unter  gleichen  Bedingungen,  da  wird  ohne  Zweifel  auch  eine  ge- 
wisse Gleichartigkeit  der  Erscheinungen  zu  Tage  treten.  Der  Grad  und 
die  Art  dieser  Gleichartigkeit  ändert  sich  jedoch  sehr  mit  dem  Charakter 
der   Ursache.     Sie   ist   eine    vollkommene,    wenn    reine   Naturursachen 

>  1835.  >  BernfaeJm,  Lehrbuch  der  historischen  Methode  68. 

'  Philologie,  Geschichte,  Psychologie  in  ibien  gegen w&rti gen  Beüehimgen  §  60  a, 
A.  9.    Vgl.  Tilm.  Fesch,  Institntlonee  logicales  II  1  (1889),  Nr.  1128,  S.  609,  Ä.  4. 
'  Vgl.  oben  Kap.  2,  g  4,  S.  109  ff. 
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Trirken,  eine  unvollkommene,  wo  Ursachen  anderer  Art  tätig  sind.  So 
darf  es  uns ,  wie  gesagt ,  nicht  wundernehmen ,  da&  bei  der  Gleich- 
heit der  menschlichen  Natur  unter  gleichen  Bedingungen  in  den  statisti- 
schen Erscheinungen  eine  gewisse  Gleichförmigkeit  sich  zeigt.  Durch- 
aus fehlerhaft  aber  wäre  es,  nun  gleich  von  „Naturgesetzen"  zu  sprechen. 
Ich  habe  gezählt:  so  und  so  viel  Menschen  sind  unter  diesen  oder  jenen 
Yerhältnissen  geboren  worden,  also  müssen  jetzt  so  und  so  viel  geboren 
werden.  Neben  den  Regelmäßigkeiten  zeigen  sich  eben  auch  geringere 
oder  gröfiere  Verschiedenheiten,  da  einmal  die  Menschen  persönlich  frei 
sind  und  von  der  allgemeinen  Regel  Ausnahmen  machen  können;  andei^ 
seits,  weil  das  einzelne  Verhältnis  durch  eine  ganze  Reihe  von  objektiven 
Momenten  beeinfiußt  wird,  die  Schwankungen,  Abweichungen,  Verände- 
rungen unterliegen.  Quätelet  und  seine  Nachfolger  aber  haben  den  sta- 
tistischen Gesetzen  den  Charakter  von  Naturgesetzen  geben  wollen  und 
dabei  den  unzählbaren  Verschiedenheiten  und  Abweichungen,  wie  sie 
durch  die  freie  Individualität  trotz  aller  Durcbschnittsverhältnisse  überall 
sich  finden ,  nicht  gebührend  Rechnung  getragen.  Natürlich ,  wenn 
ich  die  statistischen  Erscheinungen  in  der  Masse  betrachte  und  da- 
bei von  den  Varietäten ,  welche  die  Freiheit  klar  offenbaren ,  abs- 
trahiere, so  bleibt  als  Rest  selbstverständlich  nur  die  RegelmäMgkeit 
übrig.  Wurde  gesagt :  die  Gleichheit  der  Tatsache  deute  auf  die  Gleichheit 
der  Ursache,  das  Vorhandensein  der  gleichen  Ursachen  aber  sei  das  Gesetz, 
so  ist  das  weder  klar  noch  richtig  gedacht  und  ausgedrückt.  Es  muS 
zuerst  untersucht  werden,  welcher  Art  die  Gleichheit  der  Tatsache 
ist,  ob  absolute  Gleichheit  in  allen  einzelnen  Fällen  oder  nur  eine 
Gleichheit  in  der  großen  Masse  mit  Ausnahmen  im  einzelnen  Falle. 
Dieser  verschiedenen  Gleichheit  der  Tatsachen  entspricht  dann  auch  die 
verschiedene  Gleichheit  der  Ursache.  Das  Vorhandensein  der  gleichen 
Naturursache  zeigt  das  an  sich  ausnahmslose  Naturgesetz,  das  Vorhanden- 
sein anderer  gleicher  Ursachen  mit  Einschluß  der  Freiheit  und  mensch- 
lichen Individualität  fuhrt  aber  nur  zur  Regelmäßigkeit  und  zum  Durch- 
schnittsverhältnis. Ein  gefundener  Durchschnitt  ist  jedoch  noch  lange 
kein  .Naturgesetz".  Sonst  könnte  man  auch  aus  Durchschnittszahlen  das 
Pferdebestandes  u.  dgl.  „Gesetze"  machen.  Es  widerspricht  ebenso  der 
gesunden  Logik,  wenn  man  aus  der  Aufstellung:  Das  Verhalten  der 
Gruppe  ist  berechenbar,  das  des  einzelnen  unberechenbar,  den  Schluß 
gezogen  hat:  Folglich  unterliegt  der  einzelne  moralischen,  die  Gesell- 
schaft Naturgesetzen  (Böckh).  Ein  wirkliches  Naturgesetz  wird  niemals 
von  dem  einzelnen  durchbrochen.  Jeder  Stein,  der  in  die  Luft  geworfen 
wird,  kehrt  zur  Erde  zurück. 

Vernehmen  wir  in  dieser  Frage  noch  Bernheime '  Urteil,  wo  er  die  Ein- 
wendungen gegen  eine  „natat^esetzliche*  AuffasBnng,  die  von  den  verechiedeneten 


>  Lehrbach  der  faiatorischen  Methode  ■  (1894)  89  f. 
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Standpunkten  unü  anch  von  FacbmänDem  der  Statistik  gemacht  wurden,  kurz 
zusammenfaßt:  „Es  ist  geltend  gemacht  worden,  daß  bei  ruhiger  Überlegung  es 
eigentlich  omgekehrt  zu  verwundem  wtLre,  wenn  in  einer  bestimmten  Gesellschafte- 
gruppe, deren  Anlagen  und  Lebensbedingnngeii  zu  einer  Zeit  gleichmäßig  gegeben 
sind,  sich  nicht  eine  gewisse  Regelmäßigkeit  der  Gesomthaltung  heranestellt«, 
solange  sich  eben  die  Anlagen  und  Lebensbedingungen  nicht  wesentlich  Terändem. 
Man  hat  verfolgt,  welchen  starken  ünregelrafi£igkeit«n  jene  angeblich  eisernen 
Gesetze  unterworfen  sind;  man  hat  treffend  bemerkt,  daß  dieselben  gar  nicht 
Gesetze  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  zu  nennen  seien,  da  durch  solche  er- 
fahrungemäßigen  Feststellungen  von  regelmäßig  sich  wiederholenden  Erscheinungen 
und  regelmäßigen  Beziehungen  zwischen  verschiedenen  Erscheinungen,  wie  sie 
die  Statistik  liefert,  nur  nachgewiesen  werde,  daß  irgendwelche  konstanten  Ur- 
eachen zu  Grunde  liegen,  keineswegs  jedoch,  welches  die  Ursachen  seien.  Man 
hat  hervorgehoben,  daß  die  Analogie  zwischen  den  Naturgesetzen  und  den  Pro- 
zessen der  menschlichen  Massenerscheinungen  nur  eine  äußerliche  sei:  der  Induk- 
tionsschluß von  den  beobachteten  Tatsachen  auf  die  nicht  beobachteten,  worauf 
die  Naturgesetze  beruhen,  ist  praktisch  von  absoluter  Oflltigkeit,  wahrend  Jone 
Prozesse  sich  immer  nur  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  wiederholen, 
mOgen  wir  ihre  Bedingungen  auch  noch  so  speziell  feststellen;  wir  kOnneu  auf 
dem  Gebiet  des  Menschenlebens  keinen  Komplex  von  Bedingungen  angeben,  der 
notwendig  und  hinreichend  wäre,  um  mit,  Sicherheit  ein  bestimmtes  mensch- 
liches Handeln  nach  sich  zu  ziehen,  und  bei  scharfer  Analysierung  der  letzten 
Faktoren  erkannte  man,  daß  die  gro&en  Zahlen  der  Massenvorgänge  schließlich 
doch  abhängig  sind  von  den  Entschließungen  der  einzelnen  Individuen, 
welche  in  dem  unberechenbaren  Grunde  der  psycho -physischen  Anlage  ruhen. 
Handelt  es  sich  z.  B.  um  das  konstante  Verhältnis  zwischen  Lebensmittelpreisen 
und  der  Zahl  der  EhegrOndungen,  so  zeigt  sich,  daß  das  Ausschlaggebende  nicht 
die  Lebensmittel  sind,  sondern  der  höhere  oder  geringere  Grad  der  Bestimmbarkeit 
der  Individuen  in  ihrem  Heiratsentschluß,  einem  Entschluß,  der  sich  in  seineu 
Motiven  zueammensetzt  aus  der  Intensität  des  Ehebedürfoisses,  der  vemunftmäßig 
oder  standesmäßig  gewohnten  Bflcksicht  auf  die  Lage  der  zukünftigen  Familie, 
persönlichen  und  allgemeinen  Anschauungen  in  zum  Teil  schwer  trennbarer  Ver- 
bindung. Diese  Motive  sind  innerhalb  einer  gegebenen  Gesellschaft  in  einer 
gegebenen  Zeit  durch  Volkscharakter,  Erziehung,  soziale  Anschauungen  und  die 
kulturelle  Gesamtlage  bestimmt  —  das  sog.  statistische  Gesetz  ist  nichts  anderes 
als  der  in  Zahlen  fixierte  Ausdruck  für  diese  Tatsache,  es  erklärt  dieselbe  in 
keiner  Weise.  ...  Es  ergibt  sich  demnach  als  das  Hindernis  fQr  die  quantitative 
Bestimmung  der  sozialen  Handlungen,  welche  dio  Phantasten  von  der  Statistik 
erhoffen,  die  Unbestimmbarkeit  der  individuellen  Entschließungen 
oder  der  individuellen  Reaktion  auf  äußere  Eindrucke  —  gerade  dasselbe  Hindernis, 
das  sich  der  mechaniechen  Erklärung  der  Geschichte  überhaupt  entgegenstellt, 
eben  dasjenige,  welches  Buckle  und  Genossen  mit  Hilfe  der  Statistik  eliminieren 
zu  können  meinten." 

Auch  Macleo d  hat  den  Grund  und  die  Natur  jener  Regelmäßigkeit  ganz 
richtig  erkannt ,  wenn  er  sie  in.  Beziehung  bringt  mit  den  dauernden ,  die  freie 
Entschließung  beeinflussenden,  aber  nicht  aufhebenden  Eigenschaften  und  Trieben 
der  menschlichen  Natur.  Wie  die  KOrperwelt  ihre  physischen  Eigenschaften,  so 
haben  die  Menschen  gewisse  gleiche  psychische  und  moralische  Naturanlagen  und 
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Leidenachaften ,  Hoffitang,  Furcht,  Eumnier,  Scham,  Verlangen  aew.  Wirken 
bestimmte  Ursachen  auf  jene  Leidenschaften  ein,  dann  erzeugen  sie  entsprechende 
Begungen  im  Menschen.  Waren  nun  die  Leidenschaften  so  gleichförmig  und 
unveränderlich  wie  die  physischen  Eigenschaften  der  EOrperwelt,  nnd  würden 
anderseits  denselben  äußeren  Einwirkongen  immer  genau  dieselben  inneren  Re- 
gungen der  Leidenschaft  entsprechen,  dann  gftbe  es  in  der  Tat  eine  , Natur- 
wissenschaft' des  menschlichen  Handelns.  Man  kflnnte  in  dieser  Toraussetzung 
wohl  bald  auch  mit  mathematischer  Sicherheit  und  Genauigkeit  den  Grad  der 
subjektiven  Erregung  messen,  wie  man  Warme  mi&t.  Neben  das  Thwmometer 
träte  das  ,Th;mometer*.  Indes  das  geht  nicht  an  und  entspricht  keineswegs 
der  Wirklichkeit.  Eine  Person,  die  sehr  mit  den  Neigungen  der  menschlichen 
Natur  vertraut  ist,  mag  ohne  Zweifel  die  Wirkungen  vorausarkennen ,  welche 
gewisse  Ursachen  auf  die  gro&e  Masse  der  Menschen  ausüben.  Grerade  in  dieser 
Kenntnis  der  menschlichen  Natur  grOndet  sich  die  Macht  des  Staatsmannes,  des 
Bednere,  des  Dichtere.  Aber  die  Erfahrung  beweist,  daß  es  viel  leichter  ist,  die 
menschliche  Natur  im  allgemeinen  als  den  einzelnen  Menschen  zu  kennen.  Der 
einzelne  vermag  immer  dem  Einfluß  jener  auf  die  Masse  wirkenden  Ursachen 
sich  zu  entziehen '. 

Wenn  man  nun  aber  auch  in  den  besprochenen  .KegelmäEigkeiten* 
keine  eigentlichen  .Naturgesetze'  erblickt,  so  <larf  anderseits  ihre  Be- 
deutung für  die  Volkswirtschaft  und  die  volkswirtschaftliche  Erkenntnis 
nicht  bezweifelt  werden.  Sie  sind  zwar  keine  Gesetze  der  Volkswirtschaft, 
aber  sie  beziehen  sich  sehr  oft  auf  das  Wirtschaftsleben ;  es  steht  darum 
selbst  nichts  im  Wege,  sie  insoweit  als  .Wirtschaftsgesetze"  zu 
bezeichnen. 

Nach  sorgfältiger  Prüfung  des  Unterschiedes  und  der  Analogien  zwischen 
Wirtschafts-  und  Naturgesetz  gelangt  Neumann  '  zu  dem  Ergebnis,  das  Wirtschafts- 
gesetz sei  lediglich  ,der  Ausdruck  fOr  eine  infolge  der  Macht  wirtschafUicher 
Zusammenhänge  aus  gewissen  Motiven  sich  e^ebende  regelma&ige  Wiederkehr 
wirtschaftlicher  Ereeheinungen  (Tendenzen  oder  Vorgänge)'.  Auch  Schmoller  ist 
der  Ansicht,  da&  mit  der  Leugnung  von  (Naturgesetzen"  die  Anerkennung  sog. 
empirischer  Gesetze  nicht  ausgeschlossen  sei  Es  lasse  sich  doch  nicht  be- 
streiten, da&  wir  ein  gro&es  Gebiet  von  Regelmäßigkeit,  Gesetzmäßigkeit,  von 
erkannten  Ursachen  vor  uns  haben,  daß  eine  Summe  von  allgemeinen  Wahrheiten 
und  Urteilen,  von  Theorien  hier  möglich  sei.  ,Wir  haben  schon  erwähnt*,  sagt 
er',  ,dsß  man  mit  besonderer  Vorliebe  die  Theorien  Ober  die  Preisbildung  Preia- 


'  Henry  Danning  Msclecd,  The  Principles  of  Economical  Philoeophy  I" 
(1872)  30  f;  .A  person  deeply  conversant  with  human  natnre  may,  no  doabt,  prognosticate 
the  effects  thst  will  be  prodaced  eu  maeses  of  men  by  ceiiein  csoees.  and  od  this 
koowledge  of  humui  natnre  is  fouuded  the  power  of  Uie  Statesman,  tbe  Orator  and 
the  Poet.  But  it  is  not  certain,  that  each  separate  man  will  be  amenafale  to  theae 
inflneDcea.  It  is  a  common  Observation  that  it  ia  mach  easier  to  know  human  nstare 
in  general  than  aoy  man  in  particnlar.* 

*  Naturgesetz  und  Wirtschaftsgesetz,  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamten  Staata- 
wissenschaften  1893,  Hft  8,  462. 

'  Handwörterbuch  der  Staatawisseuschaften  Vtl  576.  Vgl.  auch  Grundriß  107  B. 
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gesetze  Dannte,  und  bis  heute  ist  das  flblich.  Bohm-Bawerk  klagt  elegisch,  da£ 
einzelne  diesen  Sprachgebrauch  aufgeben.  Fr.  J.  Neumann  hat  in  geistreicher 
und  scharfsinniger  Weise  versucht  nachzuweisen,  daß  gevisse  psychische  Ur- 
sachen —  vor  allem  der  Eigennutz  —  in  der  Zeit  der  ausgebildeten  Geld-  und 
VerkehrewirtBchaft  bei  großen  Klassen  der  Gesellschaft  so  gleichmäßig  sich  ge- 
stalten, . . .  daß  man  deshalb  hier  wirtschaftliche  Gesetze  annehmen  kOnne.  Die 
80  sich  ergebenden  Gesetze  wQrden  —  sagt  er  (Neumann)  —  allem  Erwarten 
nach  lange  die  Basis  bleiben,  auf  die  gestützt  es  wirtschaftlicher  Einsicht  ge- 
lingen konoe,  die  kommenden  Dinge  Torauszosehen  und  drohenden  Gefahren  die 
Spitze  zu  bieten.  Er  hat  gewiß  recht ,  und  wenn,  was  er  so  nennt,  keine  exakten 
Gesetze  sind,  so  sind  sie  doch  wesentlich  mehr  als  empirische  Gesetze  im  Sinne 
der  bloßen  Begelraäfiigkeit.  Es  sind  Generalisationen  mit  einer  Erklärung  des 
Warum,  die,  aus  einem  bestimmten  Eulturzustand  für  bestimmte  Klassen  abgetötet, 
fOr  sie  und  ihre  Zeit  . . .  Gültigkeit  haben.  Aber  das  genOgt  zunächst  und  ist 
von  unendlichem  Werte.  Je  mehr  man  überhaupt  die  Untersuchung  einsdu-Ankt 
auf  einen  bestimmten  wirtschaftlichen  Kulturzustand  und  diesen  vorlaufig,  was 
sicher  ein  erlaubter  methodologischer  EunatgrifT  ist,  als  stabil  annimmt,  desto 
leichter  wird  man  dazu  kommen,  die  wichtigsten  und  vorherrschenden  psychischen 
und  anderweiten  Ursachen  richtig  zu  fassen.  ...  Ob  man  sie  (die  Generalisa- 
tionen) Gesetze  oder  hypothetische  Wahrheiten  nenne,  sie  sind,  in  richtiger 
Begrenzung  gebraucht,  das  große  Instrument  der  Erkenntnis  und  die  Stützen  jeder 
guten  Staatspraxis  und  Verwaltung.* 

Um  den  besondern  Charakter  und  die  Eigenart  der  empirischen 
Gesetze  richtig  zu  erfassen,  dürfte  aber  vielleicht  doch  noch  ein  kurzer 
Hinweis  auf  gewisse  Unterscheidungen,  deren  sich  die  philosophische 
Erkenntnislehre'  bedient,  von  Nutzen  sein.  In  derselben  Weise  wie 
hinsichtlich  der  Universalität,  Notwendigkeit,  Möglichkeit  und  Unmög- 
lichkeit unterscheidet  man  dort  zwischen  metaphysischer,  physischer  und 
moralischer  ßewißheit,  die  einer  objektiven  metaphysischen,  physischen, 
moralischen  Notwendigkeit  bzw.  einem  metaphysischen,  physischen,  mo- 
ralischen Gesetz  entsprechen. 

Metaphysisch  gewiß  ist  ein  Satz,  der  nicht  falsch  sein  kann,  ohne  daß 
ein  metaphysisches  Prinzip  umgestoßen  würde.  Gmnd  der  Gewißheit  und  der 
objektiven  Notwendigkeit  ist  hier  letztlich  das  Wesen  der  Dinge.  So  mag  z.  B. 
der  Gelehrte  alle  Uetaphysik  und  alle  absoluten  Wahrheiten  leugnen  und  dem 
vollkommensten  Relativismus  huldigen,  die  Kinder  werden  —  auch  ohne  Philo- 
sophen zu  Bein  —  unbedingt  und  mit  voller  Zuversicht  daran  festhalten,  daß  das 
Ganze  großer  ist  als  der  Teil.  Sie  werden  in  dieser  Annahme  durchaus  kein 
subjektives  Idol  sehen,  sondern  Überzeugt  sein,  daß  auch  objektiv  in  der  realen 
Welt,  und  zwar  fOr  alle  Zeiten,  ein  Stück  Kuchen  weniger  ist  als  der  ganze 
Knchen,  und  daß  diese  Wahrheit  niemals,  in  keiner  Epoche  oder  Kulturstufe,  sich 
Andern  werde.  Metaphysisch  und  darum  absolut  gewiß  ist  auch,  daß  der  Ver- 
schwender,   der   sein  Geld  zum  Fenster  hinauswirft,    armer  werden   muß.     Denn 

■Tgl.  Konstantin  Outberlet,  Logik  and  Erkenntnistheorie  (1883)  146  f; 
Karl  Frick,  Logica  (1893)  140  ff;  Tilm.  Pesch,  Institntiones  lagicales,  in  der  Phi- 
losophia  LaceDsie  11  (1889),  Nr  887  ff,  S.  409  ff. 
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das  Geld  kann  nicht  za  gleicher  Zeit  in  seiner  Taache  sein  und  auf  der  Stra&e 
liegen.  Wer  femer  kein  Vermögen  besitzt  und  dazu  noch  faul  ist,  also  nichts 
«nrirbt,  der  wird  mit  metaphysischer  Oewi&heit  auch  nichts  haben. 

Physisch  gewiß  ist  ein  Satz,  dessen  Gegenteil  den  physischen  Gesetzen 
widerspricht,  z.  B. :  T&glich  geht  die  Sonne  auf  und  unter.  Der  Grund  der  Gewiß- 
heit und  objektiven  Notwendigkeit  ist  hier  das  Naturgesetz.  Indem  die  christliche 
Philosophie  von  der  Annahme  ausging,  daß  Gott,  der  Urheber  der  Naturgesetze, 
in  einzelnen  Fällen  eine  AusDofaine  machen  kOnne,  nannte  sie  die  physische 
Gewißheit  schon  eine  h>'pothetische ,  d.  h.  dieselbe  besteht,  wenn  und  wo  Gott 
keine  Ausnahme  gemacht  hat.  Die  ungläubige  Philosophie  wird  freilich  auch 
hier  von  einer  absoluten  Notwendigkeit  reden  woUen.  Liegt  eine  für  sie  bloß 
.scheinbare*  Ausnahme  yor,  so  sucht  sie  eben  nach  geheimen  Er&ften,  Be- 
dingungen, Komplikationen.  Wir  als  Nationalokonomen  haben  keine  Teranlaeeung, 
sie  dabei  zu  stOren.  Uns  genfigt  die  physische  Gewißheit  in  manchen  fOr  uns 
bedeutsamen  Dingen:  Vom  schlechten,  unfruchtbaren  Boden  an  sich  kann  man 
keine  gute  Ernte  erwarten  usw. 

Moralisch  gewiß  ist  ein  Satz,  dessen  Gegenteil  den  allgemeinen  mensch- 
lichen Gewohnheiten',  Neigungen,  Tendenzen  widerspricht,  z.  B.:  Eltern  Heben 
ihre  Kinder;  oder:  Bei  starkem  Angebot  von  Waren  sind  die  Leute  nicht  geneigt, 
hohe  Preise  zu  zahlen.  Der  Grund  der  Gewißheit  ist  hier  also  das  mor^ische 
Gesetz  im  Sinne  von  Sitte,  Neignng,  Gewohnheit  u.  dgl.  Das  Gesetz  gibt  sich 
kund  in  der  Regelmäßigkeit  gewisser  Handlungen,  Erscheinungen.  Die  Gewiß- 
heit bezieht  sich  hierbei  aber  nur  auf  die  Masse,  nicht  auf  den  einzelnen 
Fall  nnd  die  einzelne  Person,  fOr  welche  nur  mehr  oderminder  große  Wahr- 
scheinlichkeit besteht,  daß  sich  auch  da  wiederhole,  was  für  die  Hasse  gilt. 
Fflgen  wir  noch  einige  Worte  zur  näheren  Erklärung  bei.  Die  in  einer  Gesell- 
schaft herrschende  Sitte  z,  B.  wirkt  dem  einzelnen  gegenüber  als  eine  gesell- 
schaftliche Macht,  der  er  sich  nicht  leicht  nach  WillkOr  entziehen  kann,  auch 
wenn  bloß  Konventiooelles  in  Frage  steht.  Man  wird  kaum  beständig  im  Frack 
und  in  Kniehosen  Berlin  durchqueren.  Aber  ein  Original  konnte  es  versuchen. 
Physisch  möglich  bleibt  es  ja.  Kein  Naturgesetz  steht  im  Wege.  Stärker  wird 
die  moralische  Notwendigkeit,  wenn  die  Freiheit  des  einzelnen  Menschen  nicht 
der  bloß  tatsächlich,  innerhalb  eines  gegebenen  sozialen  MiUeue  herrschenden 
Sitte  und  Gewohnheit  gegenübersteht,  sondern  diese  Sitte  eine  besonders  kräftige 
Stfltze  in  der  menschlichen  Natur  hat,  wenn  also  die  Macht  der  natürlichen  Nei- 
gungen und  Triebe  hinzutritt,  z.  B.  in  dem  angefOfarten  Beispiel  der  Elternliebe, 
oder  wenn  ,der  Eigennutz  in  der  Zeit  der  ausgebildeten  Geld-  und  Verkehrs- 
Wirtschaft  bei  großen  Klassen  der  Gesellschaft  sich  gleichmäßig  gestaltet'  hat. 
Ein  ganz  bestimmtes  soziales,  wirtschaftliches,  rechtliches,  sittliches  etc.  Milien 
vorausgesetzt,  kann  man  dann  allerdings  mit  einiger  Gewißheit  seine  Schlüsse 
machen  Aber  den  Weg,  welchen  der  in  der  allen  gemeinsamen  menschlichen  Natur 
begründete  Eigennutz  einschlagen  wird.  Die  Bahn  ist  ja  durch  die  Verhältnisse 
gewissermaßen  vorgezeicbnet,  und  an  der  Wirksamkeit  der  aus  der  Natur  heraus- 
wachsenden  Neigungen,  Tendenzen  kann  fQr  das  Allgemeine  kaum  ein  Zweifel 
bestehen.    Dennoch  handelt  es  sich  hier  um  keine  absolute  Notwendigkeit. 

'  .Moralisch'  im  weiteren  Sinne,  nicht  was  sittlich  gut  ist,  sondern  was  zu  den 
.Sitten'  u.  dgl.,  mores,  gehört  und  in  ihnen  seine  Stätie  bat. 
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Die  moralische  Gewißheit  ist  eine  durchaus  hypothetische. 
Was  zunächst  den  einzelnen  Menschen  betrifFt,  so  bin  ich  fiber  seine 
Handlungsweise  nur  gewiß,  wenn  ich  überdies  noch  sicher  weiß,  dai 
seine  Freiheit  im  gegebenen  Falle  tatsächlich  keine  Ausnahme  macht. 
Auch  bei  dem  einzelnen  stellen  sich  der  Ausnahme  Schwierigkeiten  in 
den  Weg,  Schwierigkeiten  in  niederem  oder  höherem  Grade,  vielleicht  bis 
zu  der  Höhe,  daß  man  fast  von  einer  moralischen  Unmöglichkeit  reden 
könnte.  Mag  aber  hierdurch  die  Freiheit  des  einzelnen  Menschen,  ent- 
sprechend der  Stärke  und  dem  Grade  der  Schwierigkeit,  mehr  oder 
weniger  beschränkt  erscheinen,  völlig  aufgehoben  wird  sie  nicht.  Die 
Möglichkeit  der  Ausnahme  seitens  des  einzelnen  bleibt  somit  bestehen.  Die 
Eltern  lieben  ihre  Kinder,  aber  diese  oder  jene  Mutter  hat  ihr  Kind 
sogar  gehaßt.  Und  ist,  um  bei  Neumanns  Beispiel  zu  bleiben,  unter  ge- 
gebenen Verhältnissen  (Kulturhöhe  einschließlich  der  Rechtsinstitutionen  etc.) 
dem  Eigennutz  auch  eine  ganz  bestimmte  Form  der  Betätigung  ängerst 
nahe  gelegt,  können  dann  A  und  B  nicht  doch  noch  ihre  eigenen  Wege 
gehen?  Handelt  es  sich  aber  um  eine  Masse,  so  ist  es  kaum  irgend- 
wie wahrscheinlich,  daß  viele  die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  oder 
Lockungen,  die  durch  die  Macht  der  Sitte,  der  natürlichen  Neigungen, 
die  eigene  Yernunft  sich  geradezu  aufdrängenden  Urteile ,  Anregungen 
Überwinden  werden.  Hier  ist  man  vielmehr  gewiß,  daß  innerhalb  der 
großen  Masse  verhältnismäßig  nur  wenige  von  der  dem  einzelnen 
allerdings  zustehenden  'Möglichkeit  der  Ausnahme  tatsächlich  Gebrauch 
machen  werden.  So  kann  man  denn  hier  wirklich  von  einem  empiri- 
schen Gesetz,  einer  sichern  erfahrungsmäßigen  Regelmäßig- 
keit sprechen ,  deren  Warum  wir  in  den  psychischen  Kräften ,  Ten- 
denzen der  allgemeinen  Menschennatur,  in  den  konkreten  und  g^chicht- 
lichen  Verhältnissen  eines  gegebenen  Milieus  zu  erkennen  haben.  Der 
hypothetische  Charakter  der  diesen  empirischen  Gesetzen  zukommenden 
Gewißheit  zeigt  sich  dabei  gleichwohl  immer  auch  in  der  wenigstens 
abstrakten  Möglichkeit,  daß  ein  größerer  Teil  oder  auch  die  ganze 
Masse  von  dem  gewohnten  Weg  abweiche,  da  ja  jeder  einzelne  Bestand- 
teil der  Masse  die  Freiheit  des  Handelns  bewahrt.  Zwar  wird  unter 
gleichbleibenden  äußeren  Bedingungen  die  ganze  Masse  ihr  Verhalten 
nicht  auf  einmal  ändern,  allein  da  gerade  in  wirtschaftlichen  Dingen 
eine  Änderung  der  konkreten  Verhältnisse  und  Voraussetzungen  leichter 
eintreten  kann,  so  erfordert  die  Klugheit,  daß  man  den  bedingten  Cha- 
rakter des  Gesetzes  und  der  Gewißheit  niemals  völlig  aus  dem  Auge 
vertiert,  Der  Trieb  der  Selbstliebe  wird  immer  vorhanden  sein  und  in 
der  Masse  sich  auch  Geltung  verschaffen.  Aber  er  ist  durchaus  nicht  an 
irgend  eine  bestimmte  und  einzige  Form  der  Betätigung  gebunden.  Er 
kann  die  verschiedensten  Gestalten  annehmen  und  Wege  einschlagen,  und 
er  wird  von  der  bisherigen  Bahn  um  so  eher  abweichen,  sobald  durch 
irgendwelche  Veränderungen  (z.  B.   der  Gesetzgebung)  neue  Ziele  mit 
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neuen  Mitteln  dem  Vorteile  des  handelnden  Subjekts  zu  dienen  scheinen. 
Bei  der  Kompliziertheit  und  Veränderlichkeit  aller  wirtachafÜichen  und 
volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  bewahren  darum  die  empirischen  Qe- 
aetze  einen  zwar  hohen,  aber  immeriiin  nur  einen  mehr  oder  minder 
begrenzten  Wert*. 

147.  Ergebnisse.  Blicken  wir  auf  unsere  bisherigen  Erörterungen  zu- 
rück, so  bieten  dieselben  einige  allgemeinere  Wahrheiten  dar,  die  für  Rich- 
tung und  Methode  der  weiteren  Untersuchung  nicht  ohne  Bedeutung  sind, 

1.  Das  naturgemäße  Ziel  des  Wirtschaftslebens  innerhalb  einer 
arbeitsteiligen,  staatlichen  Gesellschaft  ist  das  materielle  Gemeinwohl  des 
Volkes,  Als  praktische  Wissenschaft  muß  die  Nationalökonomie  dieses  Ziel 
für  ihre  gesamten  Erörterungen  als  Norm  betrachten  und  verwerten, 
darum  aber  vor  allem  eich  eine  klare  und  richtige  Vorstellung  von  der 
materiellen  Volkswohlfahrt  zu  bilden  suchen. 

2.  Der  Volkswohlstand  entsteht  nicht  von  selbst.  Er  ist  das  Er- 
gebnis menschlicher  Handlungen  und  Einrichtungen.  Deshalb  wird  die 
Nationalökonomie  eben  jene  Handlungen  und  Einrichtungen  in  ihrem 
Verhältnis  zur  materiellen  Wohlfahrt  der  Nation  ins  Äuge  fassen.  Mit 
andern  Worten :  das  rormalobjakt,  die  besondere  Rücksicht,  unter  welcher 
die  Volkswirtschaftslehre  Handlungen  und  Einrichtungen  prüft,  ist  deren 
nationalökonomische  Richtigkeit  und  Zweckmäßigkeit  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen. 

3.  Es  fragt  sich  nun,  auf  welche  Weise  erkennt  die  National- 
ökonomie jene  Handlungen  und  Einrichtungen,  die  als  Ursachen  des 
materiellen  Gemeinwohles  eines  Volkes  gelten  können  P 

a.  Wir  antworten  zunächst  negativ: 

Erstens:  Was  dem  geistigen  und  sittlichen  Gemeinwohl  wider- 
spricht, kann  auch  nicht  dem  wahren  materiellen  Gemeinwohl  dienlich 
sein.  Warum  nicht-'  Weil  die  geistigen  und  sittlichen  Kräfte  zu  den 
Hauptursachen  des  materiellen  Wohlstandes  der  Nation  gehören.  Werden 
jene  höheren  Kräfte  geschädigt,  geschwächt,  so  wird  anf  die  Dauer  die 
materielle  Wohlfahrt  selbst  Schaden  nehmen  müssen,  wenn  auch  momentan, 
vorübergehend  ein  Vorteil  erzielt  werden  könnte. 

Zweitens:  Alles,  was  der  praktischen  Vernunft  widerspricht,  d.h. 
alles,  wobei  das  vernunftgemäße  Verhältnis  zwischen  Mittel  und  Zweck, 
zwischen  Aufwand  und  erstrebtem  Erfolg  nicht  gewahrt  bleibt,  schädigt 
das  materielle  Gemeinwohl.  Warum?  Weil  beim  Fehlen  dieses  Verhält- 
nisses Kräfte  und  Güter  vergeudet  werden. 

b.  Positive  Erkenntnisquellen  sind  für  die  Nationalökonomie: 
a)  Das  Naturrecht  und  das  Sittengesetz,  namentlich  die  Vor- 
schriften der  Gerechtigkeit.     Gott,  der  das  Sittengesetz  der  Menschheit 


<  Vgl.  Georg  v.  Hsyr,  Stotietik  und  OeaelJschafUlehre  I  (1895)  4. 
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gab,  bestimmte  auch  für  die  Q^eselUchaft  das  Gemeinwohl  als  natar- 
gemäßen  Zweck.  Ein  wirklicber  Widerspruch  zwischen  Sittengesetz  und 
ßemeiDwohl  bleibt  daher  undenkbar,  und  es  ist  die  scbODe  Aulgabe  der 
Nationalökonomie,  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  ans  die  segensreiche 
Wirksamkeit  des  Sittengesetzes  und  natürlichen  Rschts  ^r  die  zeitliche 
Wohlfahrt  der  Völker  nachzuweisen,  ihrerseits  für  Religion  und  Sitte  mit 
Entschiedenheit  einzutreten. 

ß)  Die  sinnlich-vernünftige  Natur  des  Menschen.  Qanz 
besonders  Bat  die  Volkswirtschaftslehre  einmal  die  natürlichen  Bedürfnisse, 
anderseits  die  im  Erwerbaleben  so  mächtig  wirkenden  natürlichen  Triebe 
zu  beachten.  Was  von  dem  Urheber  der  Natur  in  diese  hineingelegt 
wurde,  wird  ohne  Zweifel  dem  von  Gott  gewollten  Zwecke  des  Gemein- 
wohles dienstbar  sein  können.  Allein  der  Nationalökonom  darf  nie  vei^ 
gessen,  daß  der  Naturtrieb  zwar  eine  natürliche  Kraft  im  Menschen 
mit  bestimmter  Tendenz  bedeutet,  dagegen  nicht  in  sich  selbst  das 
Prinzip  der  Regelung  besitzt.  Dazu  ist  dem  Menschen  die  Vernunft 
und  das  Gewissen  gegeben,  die,  wie  wir  sahen >,  als  Kutscher  auf  dem 
Bock  immer  sitzen  bleiben  müssen,  wenn  die  feurigen  Rosse  der  Natur- 
triebe den  einzelnen  und  die  Gesellschaft  nicht  ins  Verderben  stürzen 
sollen. 

Diejenigen  ÖkonotniBten,  welche  eich  damit  begnügten,  die  WirkBamkeit  j^ier 
Naturtriebe  zu  , analysieren",  und  damit  die  Volkswirtschaftelehre  als  Wissenschaft 
abgeschlosBen  haben,  bleiben,  wie  schon  Laveleye  richtig  bemerkt*,  mit  diesen 
Analysen  nur  beim  Anfang,  dem  ABC  der  Nationalökonomie,  stehen.  Hier  lernt 
man  bloß,  was  geschehen  würde,  wenn  man  die  wirtschaftliehe  Entwicklung 
sich  selbst  unter  dem  Einfluß  der  menschlichen  Naturtriebe  überlie&e.  Ob  das 
aber  im  Einklang  steht  mit  den  Fordemngen  der  Sittlichkeit,  des  Rechte,  des 
Gemeinwohles ,  kann  aus  den  blo&en  Tendenzen  naturhafter  Triebe  nicht  er- 
schlossen werden. 

■f)  Die  allgemeineren  Erfahrungstatsachen  der  Gegen- 
wart und  der  Vergangenheit.  Die  Geschichte  zeigt  beispielsweise 
abwechselnd  wirtschaftliche  Blüte  und  wirtschaftlichen  Verfall  der  Völker. 
Der  Nationalökonom  wird  nun  den  Ursachen  dieser  Erscheinungen  nach- 
forschen. Er  wird  finden,  daß  manche  jener  Ursachen  einen  allgemeineren 
Charakter  an  sich  tragen,  andere  dagegen  in  besondern  geographischen 
und  topographischen  Verhältnissen  u.  dgl.  oder  in  historischen  Einzel- 
tatsachen, z.  B.  in  einem  unglücklichen  Kriege,  ungünstigen  Handels- 
verträgen u.  dgl.  enthalten  sind. 

Aus  allen  diesen  Erkenntnissen  und  auf  Grund  derselben  gewinnt 
und  entwickelt  die  Volkswirtschaftslehre  ihre  Lehrsätze  und  Normen,  teils 
in  absoluter  teils  in  hypothetischer  Form. 

'  Vgl,  oben  Kap.  1,  §  2,  S.  17. 

*  Revue  des  Deu*  Mondes  1878,  1  (III  25)  900  fE. 
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§4. 

Methodenfrage. 

Lltenlnr:  Wagoer,  Ornndlegang  I  165 — 225;  Systematische  Natdonalskonomie, 
iD  den  Jahrbnchera  fOr  NaüoDslekoiiomie  XLYI  (1886).  —  SchmolUr,  Orundrifi 
I  99  ff;  Artikel  , Volts wirtachaft  und  Volkswirtscliaftslebre*  im  HandnSrterbuch  der 
Staatewiasenecliaften  TU.  —  Haabach,  Ein  Beitrag  znr  Methodologie  der  National- 
ökonomie, im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  und  Verwaltang  1885.  —  Brentano,  Die 
klassische  NationalSkonomie  (1888).  —  H.  Bietsel,  Beitrftge  znr  Methodik  der  Wirt- 
Bchaftewiasenschaft,  in  den  Jahrbüchern  fDr  NationalOkoDemis  und  Statistik,  II.  Folge, 
IX  (1884)  20—57;  Artjkel  .Seibetinteresse  and  Methodenstreif  im  Handwörterbuch 
der  Staatsnissenschaften  VI'  685  ff.  —  Devas,  Gronndwork  of  Economics  (1888). 
—  Menger,  Untersuchungen  über  die  Methode  der  Sozialwissenschaft  und  der  politi- 
schen Ökonomie  (1888) ;  Die  Irrtümer  des  Historismus  in  der  deutschen  National- 
ökonomie (1884);  QrundzUge  einer  Klassifikation  der  Wirtschaft« Wissenschaften,  in  den 
JahrbOchem  für  Nationalökonomie  LIII  (1889).  —  Sax,  Das  Wesen  nnd  die  Angabe 
dar  NatiooalOkouDmie  (1884).  —  Philippovich,  Über  Aufgaben  und  Methode  der 
politischen  Ökonomie  (1886).  —  Über  die  Methoden  dar  Geschichtswissenschaft  Tgl. 
de  Smet,  Principes  de  la  critiqae  historiqne  (1883);  Freeman,  The  methods  of 
hiatoricalstndy  (1886);  Bernheim,  Lehrbuch  der  historischen  Methode  (■  1894,  '1904). 

148.  Bedentnng  der  Frage.  Ißt  sie  denn  in  der  Tat  von  so  großer 
Wichtigkeit,  diese  Methodenfrage,  wie  der  zeitweilig  so  lebhaft  geführte 
Metbodenstreit  vermuten  läßt?  ,Die  wichtigsten  wissenschaftlichen  Ergeb- 
nisse sind  von  Männern  ausgegangen,  welche  methodischen  Untersuchungen 
fem  standen,  während  die  größten  Methodiker  sich  nicht  selten  als  höchst 
unfruchtbare  Forscher  auf  dem  Gebiete  jener  Wissenschaften  erwiesen  haben, 
deren  Erkenntniswege  sie  mit  imponierender  Klarheit  zu  weisen  vermochten," 
So  Earl  Menger'.  Aber  er  fügt  sofort  hinzu:  ,Nur  in  einem  Fall  er- 
scheinen mir  methodische  Untersuchungen  allerdings  als  das  wichtigste, 
das  nächste  und  dringendste,  was  für  die  Entwicklung  einer  Wissenschaft 
geleistet  zu  werden  vermag.  Wenn  auf  einem  Wissensgebiet  aus  irgend 
welchen  Gründen  die  richtige  Empfindung  für  die  aus  der  Natur  der  Sache 
sich  ergebenden  Ziele  der  Forschung  verloren  gegangen  ist,  wenn  neben- 
sächlichen Aufgaben  der  Wissenschaft  eine  übertriebene  oder  gar  die 
entscheidende  Bedeutung  beigelegt  wird,  wenn  von  mächtigen  Schulen 
getragene,  irrtümliche,  methodische  Grundsätze  zur  vorherrschenden  Geltung 
gelangen  und  die  Einseitigkeit  über  alle  Bestrebungen  auf  einem  Wissens- 
gebiete zu  Gericht  sitzt,  wenn,  mit  einem  Worte,  der  Fortschritt  einer 
Wissenschaft,  in  der  Herrschaft  irrtümlicher,  methodischer  Grundsätze 
sein  Hemmnis  findet:  dann  allerdings  ist  die  Klarstellung  der  methodi- 
schen Probleme  die  Bedingung  jedes  weiteren  Fortschrittes."  Bei  dem 
heutigen  Methodenstreite  handelt  es  sich  aber  schon  nicht  mehr  um  die 
ausschließliche  Herrschaft  der  einen  oder  andern  Methode.     Gerade 


■  ünterauchnngen  Über  die  Methode  der  Sozialwiseenscbaften  nnd  der   politischen 
Ökonomie  inabsBondere  (1883)  Vorrede  xii  f. 
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derjenige,  gegen  den  Menger  seine  Worte  richtete,  Gustav  Schoioller, 
gesteht  ja:  „Zu  wissenschaftlich  allseitigen  Untersuchungen  auf  volks- 
wirtschaftlichem Gebiete  gehören  Methoden  der  verschiedensten  Art.* 
Auch  er  fordert  eine  Verbindung  der  induktiven .  «ad  der  deduktiven 
Methode.  Die  Verschiedenheit  der  Ansichten  bezieht  sich  jetzt  wohl 
mehr  auf  die  Art  und  Weise,  wie  die  verschiedenen  Methoden  ver- 
standen, und  auf  den  Umfang,  in  welchem  sie  verwendet  wer- 
den. Wenn  freilich  die  Erkenntnis  fUr  die  fundamentale  Verschiedenheit  der 
Naturwissenschaften  und  Geisteswissenschaften  verloren  gegangen,  wenn 
der  horror  metaphysicus  jede  spekulative  Vemunfttätigkeit  verabscheut 
und  nur  die  Empirie  oder  Historie  in  den  Hallen  der  Wissenschaft  dulden 
will,  wenn  die  teleologische  Auffassung  als  ein  Märchen  aus  alten  Zeiten 
gilt  und  alles,  alles  mit  der  Erkenntnis  des  Werdens  und  Wirkens  be- 
beschlossen sein  soll ,  dann  allerdings  wird  die  Forschung  wiederum  un- 
rettbar der  verderblichsten  Einseitigkeit  verfallen  mUssen,  in  Bezug  auf 
Art  und  Maß  der  Anwendung  der  verschiedenen  Methoden  die  rechten 
Wege  niemals  finden  können.  In  diesem  Sinne  darf  man  sagen ,  daß 
kaum  eine  andere  Wissenschaft  unter  der  Anwendung  „falscher  Methoden' 
so  viel  von  Anfang  an  gelitten  hat,  wie  gerade  die  Nationalökonomie. 

149.  Die  „Methode"  der  „klaBsischen"  Nationaldkonomie.  Der  .Wealth 
of  nations',  Smiths  Hauptwerk,  ist  J.  B.  Say^  zufolge  ein  verworrener 
Vorrat  der  gesundesten  Gedanken ,  gestützt  auf  lichtvolle  Beispiele  und 
auf  die  interessantesten  Notizen  der  Statistik,  untermengt  mit  lehrreichen 
Betrachtungen,  aber  keine  vollständige  Abhandlung,  sondern  ein  weites 
Ghaos  triftiger  Ideen  und  positiver  Nachrichten.  Und  wie  hätte  es  anders 
sein  können? 


,Daa  iDoralphilosophieche  Werk  (die  ,Theory  of  moral  sentiments')  c 
Altmeisters',  sagt  Wilhelm  Hasbach  ^,  .ist  das  schönste  Beispiel  zu  der  Begel, 
welche  Haine  in  der  Vorrede  zum  .Traktat'  (Treatise  of  human  uature)  aufgeBtdlt 
hat.  Beobachtet  den  Uenscbeo  auf  der  Stra&e  und  im  Gemache,  beim  Gesch&fle, 
beim  Vei^Dügea,  so  ruft  er  seinen  Nachfolgern  zu:  prOft  und  vergleicht  eure 
Beobachtungen,  dann  wird  es  euch  gelingen,  zu  den  höchsten  Prinzipien  vor- 
zudringen, welche  dem  menschlichen  Geiste  zu  erkennen  beschieden  ist.  Nach 
dieser  Anweisung  handelt  Smith;  das  ganze  Buch  ist  voll  feiner  und  treffender 
Beobachtungen,  und  auf  diesem  Wege  entdeckt  er  die  einfachsten  Seelen  elemente, 
wie  den  Ahnungstrieb,  die  Sympathie,  den  Egoismus,  aus  denen  die  Erscheinungen 
des  sittlichen  Lebens  zusammenwachsen." 

Nach  dieser  Anweisung  machte  Adam  Smith  seine  moralphilosophi- 
schen, aber  auch  seine  nationalökonomischen  Untersuchungen ;  er  wendete 


*  Aosfnlirliche  Daretellong  der  Nationalökonomie,  Übersetzt  Ton  E.  Morstadt 
I  (1830)  9. 

'  Untersuch  ungen  Aber  Adam  Smith  nnd  die  Eutwicklnng  der  politischen  Oko* 
noraie  (1891)  891. 
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in  beiden  Fällen  eine  Methode  an ,  welche  ganz  wohl  am  Platz  ist, 
wo  es  sich  um  die  Feststellung  der  die  materielle  Eörperwelt  und  dae 
Tierleben  beherrschenden  Naturgesetze  handelt,  die  aber  fQr  die  grund- 
legende Erkenntnis  des  Menschen,  seines  freien  Handelns,  der  dieses 
freie  Handeln  auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  beherrschenden  Gesetze 
in  keiner  Weise  ausreicht.  Die  bloße  Beobachtung,  und  wäre  sie  weit 
umfassender  als  bei  Smith,  kann  eben  nur  unterrichten  über  das,  was 
ist  und  geschiebt,  nicht  Über  das,  was  sein  und  geschehen  soll.  Sie 
geleitet  nicht  zu  einem  wahrhaft  nationalökonomischen  System,  erfagt 
nicht  das  Volk  als  Ganzes,  genügt  allenfalls  zur  Unterweisung  in  der 
Kunst,  Schätze  aufzuhäufen.  Irregeleitet  durch  die  einseitig  empi- 
ristische Strömung  seiner  Zeit,  war  eben  Adam  Smith,  wie  wir 
sahen,  durch  die  bloäe  Beobachtung  des  tatsächlichen  Geschehens,  der 
phänomenalen  Wirklichkeit  zu  einer  ganz  falschen  Wertung  der  triebhaften 
Tendenzen  im  Menschen,  ihrer  Bedeutung,  ihrer  Wirksamkeit  —  für 
das  wirtschaftliche  Leben  speziell  der  Selbstliebe,  des  Eigennutzes  — 
veranlagt  worden '.  Diese  moralphilosophischen  Irrtümer  konnten  aber 
des  weiteren  nicht  ohne  EinQug  bleiben  auf  die  Deduktionen  im  Be- 
reiche der  nationalökonomischen  Forschung.  Ist  nämlich  die  Volkswirt- 
schaft nichts  anderes  als  eine  naturhafte  Mechanik  des  wirtschaftlichen 
Egoismus ,  und  darf  man ,  da  die  menschliche  Natur  Überall  dieselbe  ist, 
voraussetzen,  daß  alle  Menschen  in  fast  gleichem  Maße  von  denselben 
Trieben  beherrscht  werden,  dann  sind  eben  die  aus  dem  Beobachtunga- 
material  deduzierten  Naturgesetze  der  Volkswirtschaft  »ewige  Kategorien'. 
Man  kann  daher  unbedingt  und  überall  in  allen  Fragen  praktischer  Art  von 
ihnen  ausgehen  und  danach  mit  absoluter  Sicherheit  seine  Maßnahmen 
treffen  —  .Absolutismus  der  Lösungen'  (Knies). 

Die  methodischen  Fehler  finden  sich  mit  den  prinzipiellen  Irrtümern 
des  Begründers  der  „klassischen"  Nationalökonomie  zum  Teil  in  ver- 
stärktem Ma^e  bei  seinen  Nachfolgern  wieder^.  Auch  diese  zeigen  vielfach 
das  Bestreben ,  die  Ergebnisse  einer  oft  wenig  umfassenden  Beobach- 
tung zu  verallgemeinem ;  sie  stellen  anderseits  das  Hypothetische  als  Ab- 
solutes und  solche  Tatsachen  als  ständige  und  universale  Erscheinungen 
des  wirtschaftlichen  Lebens  hin,  welche  nur  in  den  konkreten  Verhält- 
nissen ihrer  Zeit  oder  ihres  Landes  zum  Dasein  gelangt  waren,  und  deren 
Veränderlichkeit  schon  durch  umfassendere  und  genauere  Beobachtung 
sieh  hätte  herausstellen  müssen.  Bei  nicht  wenigen  Vertretern  der  libe- 
ralen Richtung  zeigt  sich  dann  noch  eine  ganz  exquisite  Vorliebe  für 
Abstraktionen  und  Deduktionen,  die  hier  um  so  verderblichere  Irrtümer 
hervorrufen  mußten,  je  einseitiger  der  Ausgangspunkt  der  Deduktion  ge- 
wonnen oder  gewählt  worden  war. 


>  Tgl.  oben  Kap.  4,  $  3,  S.  258  ff  2S9  ft 

'  Vgl.  P6riD,  Die  LehTen  der  NationalOkononiie  ( 
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So  geht  z.  B.  David  Ricardo  ,Ton  gegebenen  Großen  der  praktischen  Wii^- 
lichkeit  aus,  deren  feine  und  scharfe  Beobachtung  den  Leser  gewinnt;  aber  bald 
schreitet  er  mit  rechnerischer  Logik  und  mathematischer  Abstraktion  vor,  und 
ohne  an  den  kalten  und  kflhnen  Flug  seiner  Spekulation  veiter  die  Er- 
scheinungen der  lebendigen  Erfahrung  noch  einmal  prüfend  zu  halten,  formuliert  er 
das  allgemeine  Gesetz  des  Gaterlebens,  so  ia&  bei  ihm  das  Bedingte,  Geschicht- 
liche und  Relative  verschwindet  und  überhaupt  der  Mensch  mit  seiner  sittlichen 
Kraft  und  Besonderheit,  die  Nationalität  mit  ihren  historischen,  kulturlichen  und 
ethnographischen  Eigentümlichkeiten,  der  Staat  und  die  Menschheit  mit  ihren 
höheren  Zwecken  und  das  Gesetz  des  humanit&ron  Fortschrittes  unbeachtet  bleibt* '. 
"Wenn  man  femer  z.  B.  Nassau  William  Senior  Glauben  schenken  will ,  so 
beruht  die  gesamte  Volkswirtschaftslehre  auf  einer  ganz  kleinen  Anzahl  all- 
gemeiner S&tze*,  deren  Fundament  das  Axiom  bildet:  Jeder  Mensch  verlangt 
ednen  Reichtum  zu  vermehren  mit  mOglidhst  geringen  Opfern.  Dieses  Verlangen 
fahre,  wo  Freiheit  und  Sicherheit  geboten,  zur  Arbeit,  zur  Bildung  und  Anhäufung 
von  Kapital,  zur  Teilung  der  Arbeit,  zum  Gebrauch  des  Geldes,  zur  Aneignung 
des  Bodens.  Daraus  aber  entstehe  ein  beständiges  Anwachsen  der  Produkte, 
welches  sich  als  Lohn,  Profit,  Bente  und  Zins,  nach  Maßgabe  des  Anteils,  den 
Arbeit,  Kapital,  Grund  und  Boden  an  der  Produktion  genommen,  verteile,  wobei 
das  Ganze  von  dem  höchsten  , Gesetze'  des  Angebotes  und  der  Nachfrage  be- 
herrscht werde.  Das  ist  in  kurzer  Übersicht  der  Hauptinhalt  der  rein  deduk- 
tiven Nationalökonomie.  Alles  übrige  wird  durch  abstrakte  Schlußfolgerungen  ge- 
wonnen '.  Das  Verfahren  ist  höchst  einfach.  Die  Entwicklung  der  ökonomiachen 
Gesetze  aus  dem  obersten  .Prinzip*  vollzieht  sich  leicht  und  glatt.  Übersehen 
aber  wird  nur  dabei,  daß  jenes  Axiom,  welches  der  ganzen  Deduktion  zu  Grunde 
liegt,  das  .Okonomieche  Prinzip"  (.Jeder  Mensch  verlangt  seinen  Reichtum  zu  vef 
mehren  mit  möglichst  geringen  Opfern")  für  die  Nationalökonomie  Qberhaupt  kein 
, oberstes  Prinzip"  ist.  Im  übrigen  darf  zugegeben  werden,  daß  z.  B.  Malthus 
und  J.  B.  Say  die  Erfahrung  weit  mehr  zu  Rate  zogen  als  Ricardo,  und  den  ver- 
kehrt abstrakten  Charakter  der  Nationalökonomie  viel  weniger  hervorkehrten  wie 
Senior,  Cairnes  u.  a. 

150.  Vethode  der  historischen  und  der  positivistischen  Nationsl- 
fikouomie.  Bereits  in  äer  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderte  hatte  die 
wissenschaftliche  Reaktion  gegen  die  klassische  Nationalökonomie  in 
Deutschland  begonnen  ^ 

Hier  war  zwar  die  ältere  Kameralwiseenschaft  vor  der  englischen  Lehre 
immer  mehr  zurückgewichen.    Kraus,  Hufeland,  Storch,  auch  Lotz.  Sartorina, 

'  Kantz,  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  NationalQkonomik  und  ihrer  Literalor 
(1860)  518. 

'  Vgl.  Senior,  Political  Economy*  (1858)  4  26f:  ,We  are  conatantly  toW,  that  it 
(Polit.  Economy)  is  a  science  of  facti  and  exprriment,  a  science  flvide  de  fait^  . .  .  bnt 
the  facts,  on  which  Uie  general  principles  of  the  science  rest,  may  be  stated  in  a  vtry 
fem  ttntencea,  and  indeed  in  a  very  few  words'   (4). 

■  Vgl.  La-veleyes  Kritik  dieser  AaffBSsang  in  der  Revue  des  Deox  Mondes 
1878,  1  (UI  25)  889  f. 

*  Vgl.  Wasserrab,  Die  Nationalökonomie  nach  ihrer  Stellung,  Methode  ond 
ihrem  neneren  Entwicklungsgang  (1894)  20. 
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Soden  atanden  im  Banne  der  neuen  Wissenechaft,  sp&terhin  noch  Bau,  besonders 
M.  Wirth,  von  Prince-Smith,  Faucher  u.  a.  zu  schweigen.  Ab  erster  trat  Ad.  Malier 
gleich  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  der  herrschenden  Schule  in  seinen  Ele- 
menten der  Staatskunat  entgegen.  Auch  der  scharfsinnige  y.  Hermann  zeigt«, 
dag  er  den  Dogmen  der  .Klassiker'  kritisch  gegenflberstand ,  indem  er  nach- 
wies, wie  eine  ganze  Reihe  von  Erscheinungen  des  wirtschaftlichen  Lebens, 
Einrichtungen,  üntemehmungea ,  Verbänden  sich  nicht  aus  dem  Egoismus,  son- 
dern nur  BUS  andern  Regungen,  wie  Familiensinn,  Gemeingeist  und  charitstiver 
Gesinnung,  erklären  lassen'.  Entschiedener  noch  trat  Friedrich  List  auf.  TJr- 
sprOnglich  ein  Anhänger  der  englischen  Schule,  wurde  er  deren  achärfeter  Gegner, 
nachdem  er  in  Amerika  die  tatsächlichen  Verhältnisse  des  wirtschaftlichen  Lebens 
näher  kennen  gelernt  hatte.  Der  klassische  Ökonomismus  verlangt«  fQr  die  .natur- 
gesetzlich' wirkenden  individuellen  .Triebe'  freie  Bahn.  Unbehindert  durch 
Staat  und  Geaellschaft  aoUt^n  jene  Triebe  sich  auswirken  können  im  inländischen 
wie  im  ausländischen  Verkehr.  Das  Individuum  stand  der  Welt  und  die  Welt 
dem  Individuum  unmittelbar  gegenüber.  Diesen  Individualismus  und  Kosmopoli- 
tiemus  der  A.  Smithechen  Lehre  bekämpfte  List  durch  sein  .Nationales  System 
der  politischen  Ökonomie".  Über  den  Individuen  und  der  Menschheit  dürfe  man 
nicht  das  Mittel  und  Bindeglied,  die  Nation  und  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung 
vergessen.  Das  ist  der  Grundgedanke,  auf  welchem  List  sein  System  aufbaute'. 
Zwar  erblickt  auch  er  in  der  Welthan delsfreibeit  ein  Ideal,  aber  ein  Ideal,  dessen 
Verwirklichung  erst  dann  den  Volkern  zum  Segen  gereichen  kOnne,  wenn  viele 
Nationen  gleich  hoch  entwickelt  sind,  ähnlich  wie  der  ewige  Friede  eine  Mehr- 
Eahl  gleich  mächtiger  Staaten  voraussetze. 

Man  konnte  aber  mit  den  wichtigsten  Lehrsätzen  der  klassischen 
Nationalökonomie  nicht  brechen  und  zugleich  an  der  fehlerhaften  Methode 
festhalten,  deren  die  Klassiker  sich  bedient  hatten.  Als  eigentliche  Be- 
gründer dar  historischen  Richtung  innerhalb  der  deutschen  National- 
ökonomie müssen,  neben  Bruno  Hüdebrand,  Wilhelm  Röscher  und  Karl 
Knies  genannt  werden.  Röscher  legte  die  historische  Methode  kurz  dar 
in  seinem  Grundriß  fQr  Vorlesungen  (1843),  während  Knies  nach  Roschers 
eigenem  Zeugnisse  .zuerst  die  geschichtliehe  Methode  unserer  Wissen- 
schaft zu  einer  reichen,  mit  trefflich  durchgeführten  Beispielen  versehenen 
Methodologie  entwickelte"  ".    Die  historische  Schule  der  Nationalökonomen 


■  Friedr.  Benedikt  Wilh.  v.  Hermann,  Staatsrat  and  Professor  zu  Manchen, 
bedentend  insbesondere  dorch  seine  Staatawissenschaftlichen  Untersuchungen  (1832,  *  1870, 
herausgegeben  von  Mayr  und  Helferich). 

■  Das  nationale  System  der  politischen  Ökonomie  (tnerst  1841,  in  7.  Aufl.  1883  mit 
einer  historisch-kritiachen  Einleitung  von  E.  Th.  Eheberg).  FrJedr.  Liste  Gesammelte 
Schriften,  beransgegeben  von  Hänaaer  1850.  Vgl.  Roacher,  Geschichte  der  National- 
skonomik  in  DeetacfalaDd  (1874)  970  B. 

■  Röscher  a.  a.  0.  1038.  Sein  Eanptwerk  ist  das  .System  der  Volks  Wirtschaft'. 
Der  erste  Band,  .Die  Grundlagen*,  jetst  von  P&hlmann  besorgt,  der  zweite  von  Bade, 
Gewerbewesen  von  Stieda.  Knies,  Politische  Ökonomie  vom  Standponkte  der  ge- 
scfaicbtlichen  Methode  (1858,  *1883).  Bruno  Eildebraod,  Nationalökonomie  der 
Gegenwart  and  Zukunft  I  (1648)  und  die  von  ihm  begiDndeten  Jahrbäcber  fDr  National- 
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ist  die  jüngere  Schwester  der  historischea  Bechtsschul«  genannt  worden. 
,Auch  sie  betrachtet  die  Geschichte  als  den  Weg  zum  Yerstfindnis  der 
Gegenwart,  und  wie  sie  den  Znaammenhang  der  Zeitalter  beachtet,  so 
die  Abhängigkeit  des  einzelnen  vom  Ganzen."  i  Nor' tritt  die  Betonung 
der  Veränderlichkeit  (Relativitätsgesetz)  in  ihren  Anschauungen 
noch  stärker  hervor  als  innerhalb  der  historischen  Bechtsschule '.  Hier 
lag  die  Gefahr  einer  "Übertreibung  nahe,  welcher  in  der  Tat  die  jüngere 
historische  Schule  nicht  immer  in  ausreichendem  Maße  widerstan- 
den hat,  so  dag  man  diese  neuere  Richtung  als  positivistisch  oder  als 
evolutionistißch  bezeichnen  durfte.  Ob  Hildebrand  oder  Schmoller  die 
Spezialforachungen  inauguriert  hat,  lassen  wir  dahingestellt.  Auch 
verkennen  wir  in  keiner  Weise  die  außerordentlichen  Verdienste,  welche 
Schmoller  und  seine  Schule  auf  diesem  Gebiete  sich  unstreitig  erworben 
haben.  Aber  die  Frage  ist:  Kann  uns  genügen,  was  hier  geleistet 
wurde?  Ist  das  Verfahren,  dessen  man  sich  mit  Vorliebe  bediente,  wirklich 
das  richtige,  dem  Gegenstand  allseitig  entsprechende?  Das  aber  wagen 
wir  nicht  zu  bejahen.  Wurden  auch  manche  Fehler  der  klassischen 
Nationalökonomie  vermieden,  die  Beobachtung  und  Erfahrung  in  viel 
grö^rem  Umfang  zu  Rate  gezogen,  die  Relativität  der  hierauf  gegrün- 
deten SchluMolgerungen  unbedingt  anerkannt,  so  beschränkte  man  sich 
eben  doch  zu  einseitig  auf  das  rein  tatsächliche,  geschichtliche  Material 
und  bediente  sich  demgemäü  fast  ausschlie&Uch  der  Methoden,  die  für 
die  Geschichtsforschung  und  auch  für  die  Volkswirtschaftalehre ,  soweit 
sie  sich  mit  geschichtlichem  Stoffe  beschäftigen  mu&,  die  richtigen  sind  ^, 
also:  Sammlung  des  geschichtlichen  Stoffes  (menschlicher  Handlungen, 
Begebenheiten,  Einrichtungen),  Feststellung  der  Tatsächlichkeit  der  Hand- 
lungen, Einrichtungen,  Erkenntnis  des  Zusammenhanges  der  festgestellten 
Tatsachen  usw.  Auf  diese  Weise  blieb  es  natürlich  völlig  ausgeschlossen, 
daß  die  Nationalökonomie  innerhalb  der  neueren  , historischen  Schule  zu 
einem  in  sich  abgeschlossenen ,  volkswirtschaftlichen  System  gelangte. 
Eine  Reihe   überaus  gei&iger ,    „mikroskopischer"    Detail-   und   Spezial- 

Skonomie  ani  Statistik.  Auch  Lorenz  v.  Steia  gehört  zu  den  ersten  Vertretärn  der 
historischen  ßichtaag.  Trotz  seiner  mehr  philosophischen  Anlagen  bietet  er  in  seineo 
LehrbBchern  der  Volkswirtschaft  (1858)  und  der  Finanzwissenschaft  (1860,  »  1885)  in- 
teressante und  groß  angelegte  historische  Überblicke.  Vgl,  Röscher  a.  a.  O.  1039  ff, 
wo  die  Vertreter  der  hbtorischen  Richtung  aufgezahlt  und  gewürdigt  werden. 

'  Merkel,  Zeitschrift  für  Privat-  und  öffentliches  Recht  IV  1  ff.  L.  v.  Stein, 
Die  soziale  Frage  im  Lichte  der  Philosophie  (1897)  419  430. 

>  Historische  Zeitschrift  LXXXI  201. 

'  In  einer  Besprechung  des  Schmollerschen  Grundrisses,  in  den  JahrbDchem 
für  Natioiialekonomie  XXIV  (1902}  107  f,  bemerkt  Earl  Diehl:  , Es  ist  meines  Erach- 
tens  besonders  für  den  Änftnger  nicht  ansgeschlossen,  daß  die  FOUe  technischen,  ethno- 
graphischen, geographischen  Materials,  das  Schmoller  in  seinem  Grundrisse  bietet,  ihn 
gar  nicht  zum  Bewußtsein  kommen  läßt,  was  denn  eigentlich  Volkswirt- 
aehaft  sei." 
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forschungen  Ober  gegebene  Tatsachen,  aneinandergereihte,  höchst  inter- 
essante Essays  über  diesen  oder  jenen  TolkswirtschaftUchen  oder  auch 
kulturhistorischen  Stoff,  das  ist  das  ganze,  in  seinen  Einzelheiten  wert- 
volle, aber  in  seiner  Gesamtheit  nicht  voll  befriedigende  Ergebnis  einer 
rastlosen,  mit  Außiietimg  geradezu  bewundernswerter  geistiger  Kraft 
vollzogenen  überaus  mQhevollen  Tätigkeit.  Die  wisBenschaftliche  Er- 
kenntnis bleibt  dabei  notwendig  lückenhaft  und  erschöpft  ftir  kein  Gebiet 
den  ganzen  Reichtum  der  Wahrheit.  Der  Fortschritt  der  nationalöko- 
nomischen Wissenschaft  wird  daher  in  einer 

151.  richtigen  Terbindnng  von  Empirie  nnd  Metaphysik,  Geschichts- 
forschnng  und  Spekulation  Wr  unser  Gebiet  bzw.  in  einer  dieser  Ver- 
bindung entsprechenden  Anwendung  der  induktiven  und  deduktiven,  der 
analytischen  und  synthetischen  Methode  gesucht  werden  müssen.  Beide 
Methoden  sind  notwendig  und  berechtigt,  wenn  auch  in  der  einen  Frage 
mehr  die  induktive,  in  der  andern  mehr  die  deduktive  zur  Anwendung 


Der  Empirismus  verteidigt  die  Ansicht;,  unser  menschliches  Wissen  kOnne 
die  Grenzen  der  Erschein ungsweU  nicht  Oberechreiten ;  keine  andere  Aufgabe 
dflrfe  sich  aUo  der  forschende  Geist  stellen  als  die  Beobachtung  der  Phänomene 
Bowie  deren  Ordnung  und  Gruppierung  zum  Zweck  der  Erkenntnis  der  Gesetze, 
durch  velche  die  phänomenale  Welt  beherrscht  wird.  Der  Empirismus  ist  nicht 
so  sehr  ein  festes  System  als  vielmehr  seinem  Wesen  nach  krankhaftes  Zweifeln 
an  jeder  die  innere  nnd  iln^re  Sinneswahmehmnng  übersteigenden  Erkenntnis. 
Diese  Krankheit  hatte  die  wisseo schaftliche  Welt  zur  Zeit,  wo  Adam  Smith 
schrieb,  ergriffen  and  dauert  bis  auf  unsere  Tage  fort.  Der  Empirismus  besitzt 
seine  Anhänger  unter  den  Vertretern  im  fibrigen  ganz  verschiedener  wissenschaft- 
licher Richtungen.  Am  meisten  verwandt  ist  er  mit  dem  alten  Nominalismus,  mit 
dem  Sensualismus  und  Materialismus,  ohne  jedoch  mit  diesen  IrrtOmem  sich  vCUig 
zu  decken.  Dag  der  Empirismus  wissenschaftlich  unhaltbar  ist,  liegt  klar  auf  der 
Hand,  da  unzweifelhaft  gar  manches  an&er  der  singulftren  Erscheinung  existiert,  was 
Gegenstand  sicherer  Erkenntnis  ist,  nnd  wir  flberdiee  selbst  von  dem  rein  Materiellen 
mittels  der  Vernunft  mehr  erkennen  kOnnen  als  das  bloß  siimfitUige  Ph&nomen. 
Die  Empiristen  geben  das  im  Widerspruch  mit  ihren  Voraussetzungen  wenigstens 
soweit  zu,  als  sie  unter  Anwendung  aller  Verstandesoperationen  das  Allgemeine 
in  dem  ßesondem,  das  Gesetz  in  den  Einzelerscheinungen  und  den  Znsammenhang 
derselben  zu  erforschen  suchen,  von  Wissenschaft  reden  usw.  Schließlich  Aber* 
schritten  die  Empiristen,  wie  die  Geschichte  der  modernen  Wissenschaft  bezeugt, 
auch  meist  insofern  die  Grenzen  der  reinen  Erfahrung,  als  sie  sich  als  Anhänger 
des  Deismus,  Pantheismus,  Atheismus  usw.  bekannten  und  die  Bichtigkeit  dieser 
Philosopheme  mit  VemunftgrOnden  zn  beweisen  sich  bemühten  *. 

Speziell  für  unser  Gebiet  ist  die  Unzulänglichkeit  jeder  rein  empiri- 
stjschen,  positivistischen,  evolutionistischen  Auffassung  nnd  der  entsprechen- 
den Methoden  unmittelbar  gegeben.  Man  frage  nur  den  nationalökonomischen 


'  Vgl.  Tilm.  Pesch,  Die  grofien  WeltrStsel  I'  (18B2)  1  82  88  139. 

■  <  h ,  LshrbDBh  der  NiHonüGkonomia.  L 
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Forscher,  ob  er  einen  persönlichen  Gott  als  Schöpfer  der  Welt  und  des 
Menschengeschlechtes,  als  die  letzte  Quelle  des  Rechts,  den  höchsten  Gesetz- 
geber anerkenne,  ob  er  das  göttliche  Sittengesetz,  ob  er  notwendige  Ziele 
auch  fQr  den  Bereich  der  Volkswirtschaft  gelten  lasse,  ob  er  feststehende, 
unveränderliche  Wahrheiten  annehme,  ob  er,  bei  aller  Differeoziernng 
der  Menschen  noch  an  allgemein  Menschliches  glaube,  bei  allem  Wechsel 
der  äuEeren  Verhältnisse,  bei  allem  Wandel,  den  die  menschliche  Freiheit 
herbeiführt,  an  der  Unveränderlichkeit  der  menschlichen  Natur,  an  der 
wesentlichen  Erhebung  des  Menschen  ober  die  Tierwelt,  auch  in  den  Ur- 
an^gen  der  Menschheit,  festhalte.  Wer  nur  das  bejaht,  der  kann  schon 
nicht  bloßer  Empirist ,  Fositivist ,  Evolutionist  mehr  sein ;  der  kommt 
zur  Metaphysik,  zur  philosophischen  Betrachtung,  zur  Deduktion  auch  aus 
Vemunftwahrheiten ,  solange  die  Gesetze  der  XiOgik  noch  irgendwie  für 
sein  Denken  maggebend  sind.  Also  weder  bloße  Deduktion  noch  bloBe 
Induktion,  sondern  die  Verbindung  beider  Methoden  in  der  rich- 
tigen, d.  h.  dem  Stoffe  entsprechenden  Anwendung,  das  ist 
der  Standpunkt,  den  wir  in  der  Methodenfrage  einnehmen.  Die  direkte 
Beobachtung,  die  historische  Kritik,  die  Prüfung  der  Erfahrungen,  die 
man  mit  neuen  Gesetzen,  Einrichtungen  u.  dgl.  gemacht  hat,  aber  auch 
die  Induktion  im  engereu  Sinne,  welche  in  dem  Wandelbaren  und  der 
vielgestaltigen  Entwicklung  des  Lebens  das  tatsächhch  Dauernde  und 
Gemeinsame,  allgemeine  Erfahrungstatsachen  usw.  aufsucht  und  fest- 
stellt, werden  der  Nationalökonomie  stets  einen  reichen  Schatz  wertvoller 
Wahrheiten  zuführen.  Mittels  der  Deduktion  anderseits  wird  die  Volks- 
wirtschaftslehre aus  der  Natur  des  Menschen,  aus  der  allgemeinen  Ge- 
sellschaftslehre,  dem  Naturrechte,  dem  Sittengesetze  usw.  wichtige  Folge- 
rungen ziehen  für  das  wirtschaftliche  Verhalten  der  einzelnen,  für  die 
Gesellschaft,  für  die  Stellung  der  Staatsgewalt  gegenüber  der  Volkswirt- 
schaft usw.  * 

152.  Hohe  Bedeatnng  der  Erfahrung,  der  Geaehiehte.  Wenn  wir 
also  die  Einseitigkeiten  des  Empirismus  und  des  Historismus 
abweisen  müssen,  so  bleibt  dabei  der  Wert  der  Empirie  und  der  Geschichte 
unangetastet.  Wir  wollen  kein  Philosophieren,  das  sich  nicht  auf  der 
soliden  Basis  der  Empirie  aufbaut  und  die  sichern  Ergebnisse  der  Ei^ 
fahrung  unbeachtet  lä&t,  keine  rationalistische  Metaphysik,  aber  auch  keine 
Forschung,  die  der  Mitwirkung  der  ratio  sich  entzieht,  die  über  den  Ge- 
setzen und  Tatsachen  die  universalen  physischen  und  metaphysischen 
Wahrheiten  und  Grundsätze  vergi&t.  Die  Auffassung  des  Wirt- 
schaftslebens als  eines  Bestandteiles  und  zum  großen  Teil  auch  als  eines 
geschichtlichen  Produktes  des  ganzen  Volkslebens,  nicht  bloß  der  natui^ 
haften  Triebe  der  einzelnen  Menschen,  ist  richtig,  unanfechtbar.    Allein 

'  Vgl.  P.  Bahlmanns  Aufeatz  Ober  , die  Einteilnng  der  Wissenschaften  und  ihre 
Methodea'  im  Philosophischen  Jalurbnch  der  GSrreB-OesellBchaft  1893,  160 fF;  l8M,ie2e. 


§  4.   Hethodenfrage.  467 

daraus  folgt  noch  keiaeewegB,  daß,  was  die  Geschichte  bietet,  unserer 
Wissenschaft  geniigen  kann.  Der  Nationalökonom  muß  eben  nicht  nur 
sammeln,  berichten,  darstellen,  beobachten;  er  muß  nicht  minder  denken 
nnd  urteilen  und  Schlüsse  ziehen,  nicht  wie  die  klassischen  Kational- 
ökonomen  auf  Grund  bIo£er  und  dazu  noch  mangelhafter  Empirie,  sondern 
ausgehend  zugleich  von  wohlbegründeter  philosophischer,  insbesondere 
psychologischer  und  ethischer  Erkenntnis  und  ausgedehntem  positiven 
Wissen. 

Schließt  aber  die  Anerkennung  allgemeiner  Wahrheiten  und  Grund- 
sätze das  Interesse  für  das  Einzelne,  Tatsächliche,  Geschichtliche  Übei^ 
haupt  nicht  aus,  so  tritt  in  Fragen  der  praktischen  Anwendung 
jener  Wahrheiten,  in  den  Problemen  der  Wirtschaftspolitik,  Wirtschafts- 
pflege  die  historische  Auffasssung  ganz  besonders  in  ihr  volles  Recht. 

Denn  1.  ,die  Prinzipien  sind  gemeinsam,  aber  die  Bedingungen,  von 
welchen  sie  ihre  Anwendung  fordern,  ungemein  verschieden  von  Land  zu 
Land,  von  Epoche  zn  Epoche.  Die  allgemeinen  Prinzipien  schreiben  den 
Ereis  vor,  in  welchem  sich  die  Tätigkeit  der  Völker  bewegt;  aber  dieser 
Ereis  ist  groß  und  läßt  der  freien  Tätigkeit  jeder  Gesellschaft  einen 
weiten  Spielraum.  Die  Aufgabe  des  Ökonomisten  besteht  nun  gerade  auch 
darin,  die  besondern  Bedingungen  kennen  zu  lernen,  unter  welchen 
die  allgemeinen  Gesetze  ihre  Anwendung  zu  finden  haben,  und  nach 
diesen  Bedingungen  die  Richtung  zu  bestimmen,  welche  man  den  Willen 
einprägen  muß,  um  sie  für  die  möglich  besten  Lösungen  bei  der  einmal 
gegebenen  Lage  der  Dinge  zu  bestimmen.  Kurz,  alle  praktischen  Vor- 
schläge mQssen  zunächst  an  die  jeweilig  vorhandenen  Verhältnisse  an- 
knüpfen* >. 

2.  Wie  notwendig  anch  Beformen  erscheinen,  nie  soll  das  Re- 
formieren zur  Leidenschaft  werden.  Sehr  richtig  bemerkt  Taine, 
der  Hauptvertreter  der  Lehre  vom  Milieu  ^  daß  „die  plötzliche  Erfindung 
einer  völlig  neuen,  zugleich  zweckmäßigen  und  dauerhaften  Verfassung 
ein  Unternehmen  ist,  welches  die  Kräfte  des  menschlichen  Geistes  über- 
steigt, daß  die  politische  und  soziale  Form,  die  sich  ein  Volk  bleibend  geben 
kann,  keine  Sache  seiner  Willkflr,  sondern  bestimmt  ist  durch  seinen 
Charakter  und  seine  Vergangenheit".  Staatsverfassungen  und  Wirtschafts- 
verfassungen lassen  sich  «nicht  auf  Menschen  wie  Schößlinge  anf  Bäume 
pfropfen.  Denn  wo  die  Zeit  und  die  Natur  nicht  vorgearbeitet  haben,  da 
ist's,  als  binde  man  Blüten  mit  Fäden  an.  Die  erste  Mittagssonne  ver- 
sengt sie"  (Fester). 

3.  Einer  echt  historischen  Auffassung  widerspricht  jede  unbescheidene 
Verachtung  der  Vergangenheit.  Die  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
früherer  Zeiten  soll  man  eifrigst  studieren.    Man  muß,  wie  M,  Wolowski 

'  P£rin,  Die  Lebren  der  NatioaalQkonomie  Beit  einem  Jahrhtmdert  (1882)  333. 
■  Daß  Taine  dabei  aach  vielfach  übertreibt,  iat  bereiU  herrorgehobea  worden. 
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in  der  Einleitung  zu  den  .Principes  d'^conomie  politique  par  M.  Guülanme 
Röscher'  i  sagt,  die  verBchiedenen  Perioden  der  Entwicklung  der  lebenden 
Nationen  nicht  nur  verfolgen,  sondern  anch  den  Todesursachen  der  ver- 
storbenen Nationen  ^  nachforschen,  nnd  was  die  Vergangenheit  Gutes  hat, 
bereitwilligst  anerkennen. 

4.  Es  enthält  aber  auch  die  Überschätzung  der  Vergangen- 
heit eine  Gefahr.  Mit  Recht  nennt  es  Wolowski  einen  Exzeß,  wenn 
man  die  Vergangenheit  der  Gegenwart  entgegenstellt  nicht  als  eine 
Lehre,  sondern  als  ein  Muster,  das  man  schleunigst  kopieren  soll.  Der 
wahre  historische  Geist  wird  sich  in  der  Fähigkeit  der  zutreffenden 
Unterscheidung  dessen  offenbaren,  was  jeder  Epoche  zu  eigen  gehört. 
Nicht  Wiederbelebungsversuche  der  Vergangenheit  bilden  sein  Ziel,  son- 
dern die  Wiederbelehong  dessen,  was  frflher  zum  Segen  der  Völker  ge- 
reichte, in  einer  der  Gegenwart  entsprechenden  Form. 

Damit  ist  unser  Standpunkt  in  der  Methodenfrage  klar  dargelegt. 
Es  erflbrigt,  einige  Nachträge  hier  beizufügen. 

1.  Zonilchst  mOge  der  sog.  mathematischen  Methode  kurz  Erw&lmung 
geschehen.  Dieselbe  will  alle  wirtschafÜichen  ErBcfaeinangen  auf  eine  mathema- 
tische Form  znrDckfOhren  und  der  Berechnung  unterwerfen. 

Zur  Beurteilung  bemerken  wir  folgendes: 

a.  Die  Annendimg  Ton  Zahlenbeispielen  kann  zur  Erläuterung  wirtschaft- 
Udier  Erscheinungen  gute  Dienste  leisten  aberall  da,  wo  nnd  soweit  es  sich  um 
wirklich  meßbare  Gr0&en  und  Orfl^enverhaltnisBe  handelt. 

b.  Zuverlässige,  genaue  GrO&enangaben  stehen  jedoch  verhaltnismäMg  selten 
ZQ  Gebote.  Überdies  mu&  stets  der  Standpunkt,  mUssen  die  Voraussetzungen  be- 
rücksichtigt werden,  welche  die  ersten  Ansätze  der  Rechnmig  mid  deren  weitere 
Entwicklung  bestimmen. 

c.  Nur  einzelne  Erscheinungen  sind  FOr  die  mathematische  Berechnung  ihrer 
quantitativen  Seite  erreichbar,  keineswegs  aber  das  ganze  wirtschaftliche  Leben 
und  Streben  des  Menschen.  Solange  die  Freiheit  des  Menschen,  der  Gesellschafl, 
der  Staatsgewalt  die  Voraussetzungen  des  Mathematikers  jeden  Augenblick  IXber 
den  Hänfen  stA&en  kann,  wird  die  Methode,  welche  die  wirtschaftlichen  TTuter- 
snchnngen  im  allgemeinen  beherrscht,  nicht  die  mathematische  Methode  sein  dOrfan. 

Vertreter  der  ,  mathematischen  Methode"  sind  neben  Gonmot  Edgeworth, 
Walras,  Jevons  u.  a.  * 

2.  Müssen  wir  auch  eine  mathematische  Behandlung  der  Nationalökonomie 
ablehnen,  so  legen  wir  anderseits  der  Statistik  um  so  größere  Bedeutung 
bei.  Unter  den  Hilfswissenschaften  der  Nationalökonomie  nimmt  sie  eine  hervor* 
ragende  Stellung  ein.  Die  Statistik  hat  zuerst  gestattet,  sagt  Schmoller*,  die 
Massenerscbeinungen ,   die  frflher  nur  einer  vagen  schatzenden  Gharakterisierang 

■  1857,  2  Bde. 

*  Qastav  RnhUnd,  System  der  politischen  ötconomie  I  (1903)  158  ff. 

'  Vgl.  Julius  Lehr,  Grandbegriffe  29,  und  Schaffles  Äufierong  hieran  in 
der  Zeitschrift  für  Literatur  and  Oeachichte  der  Staats  Wissenschaften  II  (1893)  6.  Jevons, 
The  Theory  of  PoUtical  Economy  (1888)  7  ff. 

*  BandwOrterbnch  der  Staats wisseuscbaften  1.  Aufi.  VI  542  f ;   2.  Aofl.  VII  553  ff. 
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zugänglicb  waren,  einer  festen  Beobaditnng  za  unterwerfen;  eie  hat  durch  ihre 
Tabellen,  graphischen  Darstelinngen  und  andere  Hilfsmittel  der  Yergleichtmg  die 
Verftndenmgan  in  der  Entwicklang  festgestellt,  auf  die  Erkenntnis  der  Ur&achen 
hingelenkt,  den  Einfluß  bestimmter  Haupt-  und  Nebennrsachen  zu  messen  gestattet. 
Die  Statistik  hat  die  BeTdlkernngelehre  geschaffen  (Peter  Sfißmilch  schuf  sie  aus 
den  ZahlenergebniBsen  der  Eirchenbflcher),  der  Vfilkerknude  und  Finanz  ihr  festes 
Fundament  gegeben;  sie  hat  die  Geld-  und  Preislehre  von  groben  Irrtflmem  ge- 
reinigt, die  Schiefheit  so  vieler  voreiliger  Yerallgemeinerangen  auf  verschiedenen 
Gebieten  aufgedeckt;  sie  ist  das  Hauptinatrument  der  beschreibenden  Yolks- 
wirtschaftalehre  geworden.  Ihre  heutigen  Fortschritte  in  der  Lohnstatistik, 
Beru&Btatistik ,  Hausbaltsstatistik  zeigen,  wie  sehr  sie  fähig  ist,  auch  ferner- 
hin wichtige  Teile  der  Wiss^ischaft  zu  verbessern  und  gänzlich  umzugestalten. 
Aber  anderseits  warnt  3chmoller  auch  vor  einer  Überschätzung  der  Statistik. 
Denn:  a.  Dir  gesamtes  Material  gehört  einer  kurzen  Spanne  der  neueren  Zeit 
und  wenigen  Kulturstaaten  an.  b.  Sie  liefert  Wahrheiten  immer  nur  im  Zu- 
sammenhang mit  andern  Spezialwissenschaften ,  niemals  allein:  nur  der  National- 
ffkonom,  der  Anthropolog,  der  £riminaliat,  der  Mediziner,  der  ganz  in  seinem 
Fache  zu  Hause  ist,  kann  mit  diesem  MeKnstmment  richtig  die  Gegenetände 
seiner  Untersuchung  behandeln,  c.  Sie  kann  immer  nur  Quantitätsverhältnisse 
ergeben;  die  Qualitäten,  die  jenseits  dieser  Grenze  liegen,  also  vor  allem  die 
wichtigsten  sittlichen  und  geistigen  Torkonunnisse ,  sind  uneireichbar,  soweit  sie 
sich  nicht  in  zählbaren  Ereignissen  (wie  in  Selbstmorden  oder  Strafen)  darstellen, 
d.  V(Mi  den  zählbaren  Dingen  kennen  wir  häufig  das  eigentlich  Interessante  nicht 
erfahren,  weil  die  FragestelluDgen  zu  kompliziert,  die  Antworten  zu  falsch  werden, 
zu  schwierig  summierbar  sind.  e.  Lexis  führt  aus,  daß  da,  wo  wir  die  Ursachen 
einfach  typisch  sich  wiederholender  YorgOnge  bereits  kennen,  die  statistische 
Untersuchung  überflflssig  sei  oder  haohsteus  als  Berichtigungeverfahren  wirke, 
und  dag  sie  da,  wo  es  sich  um  historisch  individualisierte  Massenerscheinungen 
handle,  als  Hübwissenschaft  in  dem  Mafie  zurücktrete,  tis  die  Erscheinmigen 
individueller  werden.  Bleibt  zwischen  diesen  zwei  Gruppen  ein  großes  und  wich- 
tiges Gebiet  &r  die  Statistik,  soweit  sie  durchfohrbar  ist,  die  komplizierten 
Ursachen  nnd  ürsachenkomplexe  deckt  sie  nie  direkt  auf,  sie  erlaubt  nur  dem 
Sachkenner  durch  den  Yergleich  der  Zahlen  die  Zusammenhänge  zu  vermuten. 

In  den  Bereich  der  Statistik  fallen  die  sog.  Enqueten',  d.  h.  jene  von 
parlamentarischen  AnsschOssen  oder  Regierungsbehörden  und  gelehrten  Gesell- 
schaften neuerdings  vielfach  ausgefOhrten  einmaligen  Untersuchnngen  und  Be- 
schreibungen,  die  hauptsftchlicb  auf  volkswirtschaftliche,  für  die  Gesetzgebung 
vorzubereitende  Gegenstände  sich  beziehen.  Die  betreffenden,  zur  Untersuchung 
amtlich  eingesetzten  oder  freiwillig  zusammengetretenen  Personen  entwerfen  zu- 
nächst einen  Arbeitsplan,  stellen  fest,  was  statistisch  erhoben  werden  soll, 
ergänzen  dann  aber  das  statistiBcfae  Material  durch  schriftliche  oder  mündliche 
Befragung  einer  möglichst  großen  Zahl  sachverständiger  Personen.  Besonders 
die  mündliche  Befragung  unter  einem  gesetzlichen  Zengniszwang  und  unter  An- 
wendung eines  Kreuzverhörs  zwischen  den  verschiedenen  befragten  Interessenten 

'  Über  Enqneten  vgL  außer  Schmoller  a.  s.  0.  such  Stiedas  Aofsätie  im 
Handwörterbuch  der  StaatswisseDscbafteD  1.  Aufl.  Ut  243  ff;  2.  Aufl.  III  615  S;  ferner 
Sombarts  ßemerknugen  Ober  die  statistische  Methode  I  656  ff. 


.„Google 


470  S-  Kspit«!.    Die  Tolkswirtechaftalehre. 

und  unter  Bereehtigimg  jedes  Mitglieds  der  Eommiasion ,  Fragen  za  stellen,  hat 
zu  sehr  brauchbaren  und  wahrheitegetreuen  Ergebniasen  gefOhrt.  Wenn  einzelne 
G«Iehrte  ihre  pereOnKchen  Untersuchungen  .Enqueten'  nennen,  so  wollen  sie 
damit  nur  sagen,  da&  Bie  in  ähnlich  umfassender  Weise  wie  Enquetekommissionen 
Fragebogen  ausgesandt  und  Erkundigungen  saigest«llt  haben. 

3.  Im  Gegensatz  zu  der  neueren  historischen  Richtung  innerhalb  der  deut- 
schen Nationalökonomie  glaubten  die  Yertreter  der  Österreichischen  sog. 
analytischen  oder  psychologischen  Schule,  an  deren  Spitze  Karl  Menger ' 
und  Eugen  v.  Böhm-Bawerk'  stehen,  eine  mehr  theoretische  und  psychologische 
Auf&ssnng  der  Wirtschaftslehre  betonen  zu  mOssen.  Sie  wenden  ihre  Anftnerk- 
samkeit  zunächst  den  inneren  Erscheinungen,  Gedanken,  Gefühlen  zu,  wollen  die 
Erkenntnis  des  inneren  Menschen  in  Bezug  auf  die  allgemeinen,  in  seiner  Natur 
begrOndeten  Eigenschaften  mit  zum  Ausgangspunkt  ihrer  Forschung  machen. 
Dabei  veikennen  die  heutigen  Anhanger  der  analytisch-psychologischen  Methode 
keineswegs  den  Wert  der  Beobachtung  und  der  historischen  Kritik.  .Das  Wesen 
der  exakten  Richtung  der  theoretischen  Forschung  auf  dem  Gebiet  der  ethischen 
Erscheinungen',  sagt  Menger,  „besteht  darin,  da&  wir  die  Menschheitsphänomene 
auf  ihre  ursprünglichsten  und  einfachsten  konstitutiven  Faktoren  zurfickfObren,  an 
diese  letzteren  das  ihrer  Natur  entsprechende  Ma&  legen  und  endlich  die  (exakten) 
Gesetze  zu  erforschen  suchen,  nach  welchen  sich  ans  jenen  einfachsten  Elementen, 
in  ihrer  Isolierung  gedacht,  kompliziertere  Menschheitsphfinomene  gestalten.** 
Wie  der  Naturforscher  die  Natnrphänomene  auf  , Atome  und  Kräfte"  zurü<A- 
fOhrt,  so  sollen  auch  wir  also  zunächst  durch  Analyse  emporsteigen  zu  den 
elementarsten  Faktoren  menschlicher  Wirtschaft,  diese  sodann  vermittelst  der 
Abstraktion  von  allen  für  die  ökonomische  Seite  des  menschlichen  Lebens  und 
Handelns  unwesentlichen  Momenten  isolieren.  Die  ,  ursprünglichen  Faktoren  der 
Wirtschaftephfinomene*  aber  (d.  i.  die  unmittelbaren  Bedürfnisse,  die  unmittelbar 
von  der  Natur  gebotenen  Güter,  das  Streben  des  Menschen  nach  möglichst  voll- 
ständiger Befriedigung  der  Bedürfnisse)  sind  .alle  in  letzter  Linie  unabhängig 
von  der  menschlichen  Willkür  durch  die  jeweilige  Sachlage  gegeben'  *.  Dem 
Einwände  gegenüber,  da&  eine  strenge  GesetzmäMgkeit  wirtschaftlicher  Hand- 
lungen schon  deshalb  ausgeschlossen  sei,  weil  der  Mensch  von  zahllosen,  zum 
Teil  sich  widersprechenden  Modven  geleitet  werde,  beruft  Menger  sich  auf 
die  Abstraktionsfahigkeit  des  menschlichen  Cieistee  und  das  Recht  der  Theorie, 
von  dieser  Fähigkeit  Gebrauch  zu  madien.  Wer  will  es  der  Okononüedien 
Wissenschaft  verargen,  wenn  sie  vom  Irrtum,  von  Unkenntnis  der  Sachlage,  von 
äu&erer  Gewalt  abstrahiert,  obwohl  diese  Umstände  auf  das  Ökonomische  Yer- 
halten  des  Menschen  im  einzelnen  Falle  von  nicht  geringem  Einfluß  sein  können? 
Nun  wohl,  wenn  hier  die  Abstraktion  dem  Theoretiker  erlaubt  ist,  warum  sollte 
er  nicht  auch  von  Gemeinsinn,  Nächstenliebe,  Sitte  und  Becbtsgefühl  abstrahieren, 
warum  sich  nicht  auf  die  Untersuchung  beschränken  dürfen,  zu  welchen  Qestal- 

'  Grandsätze  der  Volkswirtachaftslahre  (1872);  Untersachongen  aber  die  Methode 
der  Sozialwiesenschaften  und  der  politischen  ökoDomie  (1683) ;  Die  Irrtümer  des  Histcris- 
mns  in  der  dentschen  National OkoDomie  (1884). 

*  Rechte  und  Terhältniase  vom  Staadpunkle  der  volkswirtschaftlichen  Güter- 
lehre  (1884). 

■  Menger,  Uaterauchungen  43,  vgl.  auch  39  f.  *  Ebd.  45  262  ff  865. 
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tnngen  menBohlicher  Tätigkeit  einzig  and  allein  ,daa  freie  und  durch  andere 
Faktor«n  nnbeeinflo&te  Spiel*  jenes  aUgemeineten  nnd  mächtigsten  aller  Triebe, 
des  Eigennutzes,  notwendig  führen  mnß?  '  Das  ist  in  der  Tat  der  Geeichtepunkt, 
unter  welchem  die  , exakte*  Nationalökonomie  das  wirtschaftliche  Leben  zu  ver- 
stehen snobt.  Sie  ergrOndet  nicht  die  .volle  empiriache  Wirklichkeit*,  betrachtet 
vielmehr  den  Menschen  abstrakt,  einzig  unter  dem  Einfluß  des  Eigennutzes 
stehend,  und  gelangt  auf  diese  Weise  zu  jenen  , exakten  Qeaetzen  der  ethischen 
Welt*,  welche  an  Bestimmtheit  und  Allgemeinheit  den  Naturgesetzen  der  ma- 
teriellen Ordnung  durchaus  analog  sind.  Da  gilt  dann  der  Satz:  .Was  immer 
auch  nur  in  einem  Falle  beobachtet  wurde,  muß  unter  den  nämlichen  tatsäch- 
lichen Bedingungen  stets  wieder  ztir  Erscheinung  gelangen." ' 

Die  Isoliermethode  ist  nichts  Neues.  Alles  Zasanunengesetzte ,  jedes 
Ganze  wird  volletänd^  erst  begriffen  durch  Zerlegung  in  seine  letzten  Teile. 
Schon  Aristoteles'  hat  diese  Methode  angewendet  im  Hinblick  auf  die  sozialen 
Gemeinschaften.  Sie  behalt  ihre  Bedeutung  fOr  jeden  Eräftekomplex ,  auch 
fQr  die  Gesamtheit  der  Triebe,  Neigungen,  Motive,  individnal-  und  eozial-psychi- 
achen  Kräfte,  die  das  Handeln  der  Menschen  beeinflussen.  So  sagt  Thomas 
von  Aquin  ganz  allgemein  *:  ,Ad  cognitionem  compositorum  primo  opus  est  via 
resolutionis ,  nt  scilicet  dividamus  compositum  usque  ad  individua.  Fostmodum 
vero  necessaria  eet  via  compositionis ,  ut  ex  principüs  indivisibilibue  iam  notis 
düudicemus  de  rebus,  quae  ex  principüs  causantur.*  Ohne  also  den  Wert  der 
Isoliermethode  für  die  wissenschaftliche  Erkenntnis  zu  unterschätzen,  mochten 
wir  lediglich  davor  warnen; 

1,  aus  der  isolierten  Betrachtung  einzelner  Triebe  allzuweit  gehende 
SchluMolgemngen  zu  ziehen,  da  in  der  Wirklichkeit  des  Lebens  der  Mensch  unter 
dem  Einfluß  vieler  Triebe,  aber  auch  geistiger  and  sittlicher  Motive  steht,  ander- 
seits die  Wirksamkeit  der  Triebe  nicht  bei  allen  Individuen  in  ganz  gleicher  Stärke 
nnd  Foim  sich  zeigt,  überdies  durch  die  äußeren  Verhältnisse  bedingt  erscheint. 

Sodann  muß  2.  beachtet  werden,  daß  ans  den  Trieben  Oberhaupt  für  den 
Menschen  ein  leitendes  Gesetz  nicht  deduziert  werden  kann.  Der  Trieb 
ist  eine  impulsive  Kraft  und  Tendenz  innerhalb  unserer  menschlichen  Natur.  Man 
mag  diese  Tendenz  in  sich  seihst  betrachtet  .Gesetz*  nennen,  wie  ja  auch  der 
hl.  Paulus  von  einem  doppelten  Gesetz  in  uns  spricht,  einem  niederen  and  einem 
höheren  Gesetze.  Die  den  freien,  vemflnftigen  Menschen  leitenden  Gesetze 
gehören  aber  der  geistigen  und  sittlichen  Ordnung  an. 

Doch  auch  3.  laßt  sich  in  der  bloßen  kausalen  Betrachtung  aus  dem  iso- 
lierten einzelnen  Trieb  ein  .Wirtechaftsgesetz*  nicht  ableiten.  Die 
oben'  besprochenen  .empirischen  Gesetze*  (die  empirischen  Regelmäßigkeiten, 
Massen erscheinungen)  gehen  nicht  von  einem  isolierten  Triebe,  sondern  von  dem 
ganzen  Menschen  innerhalb  der  konkreten  Yemmständung  ans.  Prävaliert  dabei 
unter  den  Ursachen  der  Massenerscheinung  auch  ein  einzelner  Trieb  nach  einer 
bestimmten  Richtung  hin,  so  ist  damit  doch  nicht  gesagt,  daß  derselbe  Trieb, 
obwohl  in  sich  unverändert,  unter  andern  Umständen  auf  gleiche  Weise,  in  gleicher 
Stärke  wirken  werde. 

'  Ebd.  74  ff  77  ff.  'Ebd.  40.  •  PoUt.  1,  c.  I. 

'  In  Polit  1,  1,  1.    Vgl.  Cathrein,  Moralphilosophie  II«  380,  A. 

*  Siehe  oben  S,  448  fF. 
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472  5.  Kapitel.    Die  Volkswirtschaftslelire. 

Schiedlich  4.  mOseen  vir  vom  StiiDilpiinkt  unserer  teleologischen  Anf- 
fasEung  erst  recht  Bedenken  tragen,  natOrliohe,  triebhafte  Tendenzen,  die  sich 
auf  das  wirtschaftliche  Leben  beziehen,  ak  .Gesetze*  oder  gar  als  , exakte 
Gesetze  der  Volkswirtschaft"  zu  bezeichnen.  Wer  mit  ime  in  der  Volka- 
wirtAchaftelehre  eine  praktische  Wissenschaft  erkennt,  wer  demgemäß  innerhalb 
derselben  alle  theoretische  Erkenntnis  dessen,  was  ist,  der  Erkenntnis  dessen, 
was  sein  soll,  unterordnet,  der  wird  der  obigen  Anweisung  des  hl.  Thomas 
gemä£  die  Synthese  mit  der  Analyse  verbinden  mOssen,  wenn  er  die  «Gesetze* 
formuliert,  nach  denen  der  materielle  Wohlstand  der  Gesamtheit  eines  Volkes  sich 
bildet  nud  erhftlt.  Er  wird  dabei  die  impulsiven  Erftfte  der  menschlichen  Natur 
und  ihre  Tendenzen  wohl  beachten;  aber  die  leitenden  Gesetze  entnimmt 
er  der  praktischen  Vernunft. 

Doch  noch  einmal  sei  es  gesagt:  die  stärkere  Betonung  der  psychologi- 
schen Betrachtung,  auch  die  Einzelbetrachtnng  der  verschiedenen,  in  der 
unveränderlichen  Menschennatur  begründeten  .Tendenzen*  wird  von  uns  nicht 
abgelehnt,  vielmehr,  wenn  richtig  durchgeftlhrt,  als  ein  Fortschritt  begrfl&t.  Wir 
teilen   hierbei  sachlich   den   Standpunkt,    den  Adolf  Wagner    in    dieser  Frage 


Es  erübrigt,  kurz  den  Plan  vorzulegen,  nach  welchem  wir  die  Volks- 
vrirtscbaftslebre  darzustellen  beabsichtigen. 

153.  Die  Volkswirtschaftslehre  als  wissenschaftliches  System  zerföllt 
in  einen  allgemeinen  und  einen  besondem  Teil.  Die  allgemeine  Volks- 
wirtschaftslehre bezieht  sich  auf  das  Wirtschaftsleben  des  Volkes  in  seiner 
Qesamtheit.  Die  besondere  Volkswirtschaftslehre  beschäftigt 
sich  mit  den  einzelnen  Wirtschaftsgebieten:  Äckerbau,  Gewerbe,  Handel 
und  Verkehrswesen,  Finanzwirtschaft. 

Der  allgemeine  Teil  handelt  1.  von  dem  Ziele  der  Volkswirtachaftt 
dem  Volkswohlstande  seinem  Wesen  nach;  2.  von  den  Ursachen 
des  Volkswohlstandes. 

Hierbei  kommen  in  Betracht:  a.  die  Grundfaktoren  des  wirtschaft- 
lichen Lebens,  und  zwar  a)  das  Territorium,  ß)  die  Bevölkerung; 
b.  die  wichtigsten  Vorgänge  des  Wirtschaftslebens  unter  volkswirtschaft- 
lichem Gesichtspunkte:  a)  die  Erzeugung  der  Güter,  ß)  der  Um- 
tausch der  Güter,  r)  die  Verteilung  der  Güter,  S)  der  Vei^ 
brauch  der  Güter;  c.  die  politischen  und  sozialen  Mächte  und 
Faktoren,  von  deren  Wirksamkeit  der  Volkswohlstand  wesentlich  be- 
einflußt wird,  nämlich  «)  Staat  und  Gemeinde,  /9)  berufsgenossen- 
schaftliche  Verbände. 
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Monfiuig  S55. 
MoreUj  287  289. 
Uorgon  113  147. 
Moros  288  289. 
MUhlberger  284. 
Malier  Ad.  463. 
—  Jok  188. 
Mnn  de  353  389. 


Nuaa  vn  363  369. 
Nathosioa  v.  154  351  357. 
Nandet  353. 
Netachajew  SSO. 
Nenmann  2  8  18  26  48  115 

20»  352  444  453  454. 
Nenraih  64  66  194  253. 
Nickel  283. 
Nicolini  361. 
Nietzache  282. 
Nitti  361. 
HoTdlioff  300. 
NoricQS  851. 
NoatitE  Hans  v.  28S. 
Nostitz-Rieneck  t.   107  122 


812. 


0. 


Oberdörffer  199  356. 

O'Brien  306. 

Oettiogen  v.  443. 

Oloiaga  861. 

Oncben  A.  216  224  ff  232 

252  f  267  ff  260  267. 
Oppersdorff  v.  356  387. 
Oppert  184. 
Oreamina  413. 
OrU  7  Lara  357. 
Ott  438. 

Orerberghe  van  283. 
Owen  287  299  f  303. 


PachUer  283. 

Pascal  353. 

Pasay  SS5  406. 

Paahir  216. 

PaszkowBki  253. 

Fatricina  413. 

Patten  57  361. 

Paolsen  812. 

Fadns  hl.  199. 

Pecqoenr  352. 

Feiser  184. 

Peisker  187. 

Pärin  206  851  361  ff  412  424 

435  f  448  461  467. 
Pescb  Christ.  154  156. 
—  Tihn.  18  81  f  77  139  407 

450  454  465. 
Feschel  147. 
Peshine-Smith  361. 
Pfölf  162  300  355  369. 


Peiaonenregiater. 

Philippi  187. 
Fhilippov)chT.2I0  18  23  27 

67  216  219  243  251  851 

368  402  459. 
Pic  406. 
Pichler  356. 
Pieper  352  856. 
Pierstorff  226. 
Fireone  95. 
Fioa  X.  439  ff. 
FUnck  ITÖ. 
Plato  287  f  412  415. 
Platter  117  248  800. 
PlechBDow  284. 


Plene 


■.  805. 


PlinioB  418. 

PlötE  376. 

Fohle  13  216  229  236  283. 

Fshlmann  185  283  288  463. 

FoBada  361. 

Fottäer  353. 

Prince-Smith  274  ff  463. 

Proiidhon  284  292ff  803344  ff 

Pnchta  207. 

Pnfendorf  181  255. 

<*. 

Qaeansr  252  256  ff. 
Qu^Ulet  443  449  f. 


BahbsDo  361. 
Racbfahl  95  99  108  183. 
Bamband  360  862  406. 
Ratzel  147  148  155  183. 
Ratzinger  107  180    198  356 

412  424. 
Kan  45  115  463. 
Baamer  t.  208  397. 
ßecloB  351. 
Beinke  108. 
Reischle  107. 
Rentsch  274. 
Ketzbach  356. 
Beybaad  284  300  306. 
Rhenisch  448. 
Ricardo  27  54  268  f  273  303 

319  462. 
Ricco-Salemo  361. 
Rickert  119. 
Riehl  145  152  312. 
mtacU  A.  198. 
Ritter  E.  255. 
Roberty  de  81. 
Rodbertua  52  156  169  ff  295. 
Rondetet  424. 
RoBcher   1    18  43   114  158 

184  186  201  212  363  435  f 

463  464. 
Rosin  11. 
ROsler  179  218  243  253  266 

271  851363  369ff402  424. 
Rossi  410  411  421. 
Boataad  395. 


Rofibacfa  72  ff  122  145. 
ßottmamier  197. 
RooBaean  176  181  255 
ßoox  352. 

Bohland  351  402  468. 
ROmelin  114  130. 
Rnskio  854 1  874. 
Rassel  200. 


'  Sainte-BeuTe  284. 

I  Saint-Oennain  Lednc  424. 

j  Saint-Ifarc  406. 

I  Saiut-Simon  78  f  290  ff  296  f 

!      803. 

j  SftlmaaioB  177. 

I  Samter  181. 

I  Sascha  j  Nervaa  357. 

!  Banz  j  Escartin  361. 

I  Sartorins  462. 

Saz  18  351  411  459. 

Sar  J.  B.  4  22  27  268 1  406 
460  462. 

—  L.  406. 
Sayce  184. 
SchsepmaD  357. 

Schi^e  V.  2  7  18  27  82  84 

283  296  297  300  348  351 

863  898  468. 
SchauE  310. 
Scharling  27. 
Schanb  180  197  206  282  310 

337  856  413. 
Scheel  t.  180  283. 
ScheichsT  356. 
Scheimpflng  856. 
Schell  130. 
ScheUe  253. 
Schenffgen  77. 
Schiffini  18  19  135  143. 
Schindler  356. 
Schitiowsky  310. 
Schmidt  KÖsp.  (Uax  Stimer) 

348  f. 

—  Konr.  327  340. 

—  Rieh.  144  419. 
Schmoller  2  8  11  13  36  109 

114  115  147  149  187  218 
216  221  ff  242  243  254 
307  312  325  363  402  481  f 
448  448  f  453  f  464  469. 

Schneider  W.  77  148. 

SchnOrer  95. 

SchOuberg  48  66  216  f  218 
221  243  363  402  404  412 
427  444  447. 

SchOnlank  306. 

Schorlemer  v.  856. 

Schröder  148  186. 

Schobert  253. 

Schnlze-Gaevemiti  v.  79  339 


„.,  Coo^^lc 


Schatz  427. 

Scfawalm  381. 

Schweizer  258  259. 

8ehne;er  248. 

SegretsD  406. 

Seidenberger  284. 

Seneca  413. 

Senior  273  410  462. 

SeriDg  329. 

Sidgwick  425. 

SJgwart  444. 

Simmel  112  122. 

Simon  Jnl.  406. 

Singer  291  ff. 

Sismondi  359. 

Skarzyneki  258  260. 

Smet  de  459. 

Smith  Ad.  27  52  ff  253  255 

259  ff  278  808  405  460  f. 
—  G.  184. 
Soden  463. 

Soderini  282  351  857. 
Soetbeer  274. 
Sombut  8  9  10   11  12  IS 

82  33  118  183  216  f  240  ff 

283  300  304  810  312  827 

385  480  445  469. 
Somtnerlad  199. 
Sorel  395. 
Spencer  82  84  147  200  277  ff 

281  f  875. 
SpiUniBDn  2S8. 
Spinoza  178. 
Stahl  127  198. 
Stamm  200. 
Stammhaoimer  283. 
Stammler  107  123  f  154  180 

283  308  310  3U. 
Starke  148. 
Steccanella  357. 
St«gmann  200  283  284  304. 
Stein  Lor.   v.   75   283   296 

297  299  402  464. 
Stein  Lndw.  87  119. 
Steintahl  450, 
St«phens  304. 
Stewart  D.  267. 
Stieda  468  469. 
SÜeTe  48. 
StUcker  357. 
StOckl  145  180  252  270. 
Storch  462. 
Stoarm  895. 
Strafimaier  184. 
Strang  D.  66. 
Strave  810. 
Soarez  19. 
Sflfimilch  450  469. 
Sybel  V.  185. 


T. 

Tacitna  185. 

Taine  103  467. 

Taller  406. 

TapareUi  20   131    133  136  f 

154  408. 
Tarda  de  81  395. 
Thöry  362. 
ThUl  180. 
Thisaen  356. 
Thoemes  413. 
Thomas  y.  Aqnin  hl.  19  27 

29  125  146  175   178   197 

206  877  408  409  411  413 

471. 
Thompson  295. 
Thomson  361. 
Thomton  263  .389. 
Thacydidee  413. 
Thünen  268. 
Tiring  351. 
Todt  357. 
Toniolo  357  358. 
Toynbee  354. 
Traub  107  125. 
Treitschke  75. 
Trendelenbnrg  181. 
Trimbom  356. 
Tronchet  181. 
Tncker  S84  351. 
Tnrgot  259  260  291. 

U. 


T. 

Vairaase  289. 
Van  Geatel  180. 
Yarro  418. 
Vanghan  355. 
Verhaegen  283  353. 
Yermeersch  24   27  47    144 

165  179  197  210  £283  351 

857  386  f. 
Vicent  357. 
Yierkandt  182. 
YUley  406. 
Virgil  418. 
Ylieberg  180. 
Vogelsang  t.  -8  70  145  243 

351  356  857  897. 
YoUmar  t.  329  831  339. 


Wacker  356. 

Wagner  Ad.  tu  2  6  8  10  18 
15  16  18  27  49  65  ff  85 
115  f  154  163   172  ff  179 
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204  209  212  f  216  218 
I  220  t  226  232  248  253 
!      269  f  277   285   351   868 

364  ff  388    398   402  409 

412  443  459  472. 
Walker  413. 
'  Wallace  200. 
I  Walras  57  180  202  468. 
I  Walter  Perd.  176. 

—  Franz  127    180    199  212 
;      245  282  ff  284  316   852 

353  412  413. 
Wasmann  85. 
!  Waeserrab  401  462. 
:  Webb  839. 
I  Weber  Max  433. 

—  Sim.  8. 
Weiche  v.  356. 

I  Weül  78. 
Weinand  177  253  284  352 

360. 
Weisengran  283. 
Weifi  A.  M.  8  37   70  145 

282  296  351  8Ö6. 
WeUBtein  35. 
Werthmann  856. 
Weryho  310. 
Westermark  148. 
Whately  404. 
Wichern  357. 
Wieser  v.  18  27  57. 
Wilhelm  I.  182. 
Wilhelmi  ix. 
Willmann  126  131  252. 
Windelband  112  443. 
Winterer  282. 
Winterstein  180  199  399. 
Wirth  274  463. 
Wittich  187. 
Wolf  J.  148  232  283  364. 

—  M.  146. 
WoIlastoD  254. 
Woloweki  467. 
Weltmann  268  810. 
Worms  82  84. 
Waermeling  vnr. 

Wandt  93  100  108  111  119 
416  417  418  431448  444. 


Xenophon  41S 
X^opol  94. 


Zeller  252. 
Zenker  284  349. 
Zeffi  258  260  f. 
Ziegler  252  303. 
Zimmer  148. 
Zaekerkandt  27. 
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Sachregister. 

Ein  aagfDlirliches  Sachregister  des  ganzen  Werkes  bringt  der  dritte  Band. 
Die  Zahlen  geben  die. Seiten  an. 


1. 

Abeolntismos  und  chriatl.  Gesellschaftslehre 
73;  sofgeklArter  A.  74;  der  politiBche 
A.  177. 

Aestimatio  cemmanie  and  Tauschwert  45  f. 

Agrarfrage  und  moderner  SozialiamnB  331. 

Agrarkommnniemos  a.  PriTateigentam  1 92  f ; 
der  moderne  A. :  die  Gesellechaft,  der 
Staat,  die  Gemeinde  hat  keinen  anmittel- 
baren .Anteil*  an  dem  Wertzuwachse  des 
Bodens  203  f;  die  Bodenreformer  204. 

Ähnlichkeiten  im  wirtschaftlichen  Yolker- 
leben  117. 


Methode 

Anarchismus ,  ob  eine  Form  des  Sozia- 
lismua  844;  Proadhon:  Leben,  Wirken, 
Sjstem ,  nicht  gewaltsamer  A.  344  ff, 
.Tolkabank'nnd.Organiaationder  Arbeit* 
346  f,  Übergang  znm  Fsderatismua  847  f ; 
Stimer  (Schmidt)  Theoretiker  des  A.  : 
.Egoismus"  343  f;  Bakonin:  Atheiemna 
and  materialietiecher  DarwinismuB  als  Vor- 
stufen znr  Anarchie  349  f;  Netechajew 
Apostel  der  Propaganda  der  Tat,  der 
Pandestniktion  350  f;  Forst  Krapotkin 
351. 

Angebot  und  Nachfrage  47. 

Anthropozentrisch-teleologische  Anf^waunc 
18. 

Äqnivalenzgeaetz  48. 

Aroeit,  Gesetz  derA.8  Individaalgeaetz,  kSr- 
perlicbe  A.  Mensch  heitageeetz  9;  sozialer 
Charakter  der  A.  86  f;  A.  ab  Amt  37, 
A.  als  Ware  24.  A.  als  Rechtstitel  für 
Eigentameenrerb  206. 

Arbeitsteilnng  28  f. 

Arbeitetheorie  zur  BegrQadcmg  dea  Privat- 
eigentums 193. 

Ärheitsvereinigang  28. 

Askese,  Bedeatong  der  christl.  A.  für  die 
Tolkswirtechaftelehre  434  «. 


Anfeaben  der  Volkswirtachaftalehr«  409  f. 

AnftlftraDgaphiloBophio  and  Oesellscbafte- 
lehre  74;  A.  Anagangsponkt  dealndividus- 
lismna  258  ff. 

Autorität  wesentliches  Element  der  Gesell- 
schaft, ihre  Seele  135  fr. 

B. 

Bachofens  Matterrechtstheorie  148  f. 

Bastiatsche  Wertlehre  55  f. 

Bedarfadecknng  als  Zweck  der  Wirtecbaft 
II. 

BedOrfaiB,  Begriff  3  f ;  Verhältnis  von  B.  und 
spezifischer  Vollkommenbeit  des  Uen- 
scheo  4:  Erweiterang  der  B.  4;  Eintei- 
lung 4  ff;  materiella,  immaterielles,  an- 
geborene ,  angenommeue  5 ;  Exiatenz-, 
EnltuT-,  Nator-,  Anstands-  nnd  Lnznab. 
5  f;  Individnal-  and  Eollektivb.  6  f; 
öffentliche  nnd  private  B.  7;  sittliche 
Grenze  der  B.:  rechte  Aaswahl,  rechtes 
Maß  7  f. 

Bernsteins  Kritik  des  Uarxismas  831  ff ;  B. 
verwirft  die  materialistische  Gaachidita- 
anffassnng  332  f,  die  Marxiatische  Wert- 
theorie 334,  die  Vereleadnngstheorie  334  f, 
die  Lehre  von  der  Akknmulation  des 
Kapitale  etc.  835  f,  die  Krisentheorie  386, 
die  Znaammenbrucfastheorie  886ff;  sein 
Urteil  fiberMarz  338,'  B.  Aber  das  End- 
ziel des  Sozialismua  389  ff. 

Besitzergreifung  Recbtstitel  fOr  Eigentoms- 
erwerb  205. 

BesitzgUter,  freie  22. 

Betrieb  als  Wirtscbaftsbetrieb  der  Wirt- 
schaftseinheit und  unterschieden  von  Wirt- 
schaft 11;  im  Sinne  der  Arbeitenrersiche- 
rung  II,  A, 

Betriebseinheit  10. 

Betriebsform  12. 

Bodenrecht  204. 

Bodenreformer,  die  deotschen  204. 
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BDcher-ScIuiiollerscheTb«orieder  wirtachaft- 
licheu  Entwicklang:  Erklärnng  220  f; 
PrioritAtaBtreit  wegen  der  Urheberscliaft 
der  Theorie  221;  Schmoller  legt  aeine 
Theorie  dar  221  ff;  BenrteUnng  der  Theorie 

223  ff;     geschichtliche    Schwierigkeiten 

224  ff;  priiuipielle  Schwierigkeiteo  232ff; 
■  s  EndorteU  286  ff. 


Careys  Wertauffassnog  Bit. 

Caosa  nnd  Teloa  in  der  Entwicklung  der 
Gesellschaft  122  ff. 

Chartisten  304. 

Chriaten,  die  erstea,  nnd  der  Eommanisinua 
198  f. 

Christliche  Demokratie:  Bedeutnng  S5Sf; 
Leitsätze  Pins'  X.  fflr  di«  cbristl.  Demo- 
kratie Italiens  439  ff. 

Christi.  Philosophie  nnd  die  naturgeaetEliche 
EutwiclJung  der  menschlichen  Gesell- 
schaft 111,  chriatl,  Ph.  nnd  der  Staata- 
zweck  163,  s.  Staat. 

.Cbrietl.  SoEialismus'  857, 

Comte  A.,  BegrOnder  der  .Sosiologie* ;  in- 
tellektoelle  oder  psychologische  Sdinle 
79  ff. 

D. 

DarwiuisrnDs  in  der  SoEioIogie  277  ff. 

Deismua,  der  natnralietiache,  nnd  der  In- 
dividnalismoB  254  f. 

Demokratie  ais  Staatsform  176  f ;  .christl. 
D.* :  Bsdeutang,  Beziehim^zam  SÖlidaria- 
mos  958  f;  christL  D.  Italiens  und  Pins  X. 
489  ff. 

Diktatur,  die  proletarische  818. 


Ecole  nonvelle  und  ihr  .Solidarisme'  894  ff. 

Egoismns  263  f  348  f. 

Ehe  nnd  Familie  151  ff;  die  E.  als  Sakra- 
ment 151  f. 

Ehescheidung  nnd  die  Familie  152. 

Eigenproduktion  86. 

Eigentnm  s.  Privateigentum. 

Eigentümer  einer  Ssche  anch  E.  ihres  Wertes 
nnd  ihrer  Früchte  205. 

Einkommen :  Begriff,  Erklänuig,  Einteilnng 
2I2ff;  Qaetlen  des  £.  214;  freies  nnd 
gebundenes  E.  215. 

Einzelwiitschsft,  ihr  I«ben  in  der  Gesell- 
schaft 66  ff. 

.Empirischo  GasetEe'  im  WirtechaftBleben, 
Erklfirong  448  ff. 

Empirismus  Methode  der  Nationalökonomie 
465  ff. 

Kndogamie  nnd  Ezogsmio  148. 

Entsagung,  das  Prinzip  der  E.  in  darYolks- 
wirtschaftslehre  (Pärin)  435  f 

,Entwick]nng',  der  Begriff,  seine  Entstehung 
122f ;  E.  ohne  Änntüime  des  8ch6pfüngs- 
aktes  unmöglich  122;  .Ursachen*  Dei  der 
E.  123;  die  .Zwecke'  in  der  E.  128  f. 


I  Entwicklung,  nationale,  nach  Lamprecht  97; 

E,  der  Qeeellschaft,  kansale  und  teleo- 
logische Auffassung  107  ff;  E.  des  Geaell- 
echaftslebens,  na  targesetzliche  109  ff;  Be- 

I       nrteilung  111  ff. 
Entwicklungsgesetz    in    der   Menschheits- 
geschichte 128  f. 
Entwicklnngslehre.aoziologische,  noch  Comte 

I        79  ff,  nach  Spencer  82  ff  277  ff,  nach  Mari- 
Engela  85  f  309  ff. 
Entwicklungsreiha  der  geistigen  und  ma- 

I       teriellen  Kultur  nach  Lampreeht  97  f. 

I  Entwicklungsstufen  im  Leben  der  Völker, 

!       gleiche    und    notwendige    £.    abgelehnt 
119  f, 

I   Erbrecht  206. 

'  Erfahrung,  ihre  Bedeutung  fQr  die  Naljonal- 

i       skouomie  458  466  f. 

!  Ertrag  212  f. 

I  Erwerb  ab  Zweck  dea  Wirtechaftasnbjektes 

!       11;  E.  wirtschaftlicher  GOter,  ntsprUug- 

I       lieber  und  sbgeleitater  204. 
Erwerbatitel,   abgeleiteter:   Erbrecht,  Ver- 
trag,   Schenkung  205  f;    ursprünglicher 
"     "    ■  "  Zuwachs,    Arbeit 


205  f. 

Ethik  nnd  Volkswirtechsft  16. 

.Ethische  Richtnng*  in  der  Volkswirt- 
schaftslehre 427  ff. 

.Ethische  Sozialisten'  und  Carlyle  854. 

Ethnologie  als  Hilfswissenschaft  der  National- 
Okonomie  416. 

Evolntionismus  als  Weltanschauung  87  ff. 

Evolutionatheorie,  die  absolute  E.  dea  Privat- 
eigentums 182  f ;  die  gemS&igte  E.  188ff. 

Existenzminimum  5  f. 

Exogamie  und  Endogamia  148. 

F. 

Familie:  Wesen  nnd  Zweck  145  f,  ihre  Be- 
standteile 146,  Geschichtliches  146  ff,  ihre 
uraprOngliche  Form  149,  ihre  wirtschaft- 
liche Funktion  150  f;  Wichtigkeit  ihrer 
Erhaltnng  fQr  die  Gesellschaft  151  ff; 
Einflufi  der  Religion  auf  die  F.  151  f; 
Bedeutung  der  F.  für  den  Staat  152  f; 
die  F.  Wurzel  nnd  Vorbild  aller  geselligen 
Verbindnng  152  f. 

Feudalsjetem  208. 

Föderalismus,  der,  Prondhona  347  f. 

Fortschritt,  der  wahre,  sein  Wesen  130. 

Freihandel  273 ;  Manehesterpartei  274; 
deutsche  Freihandelspartei  274  f. 

Freiheitsgesetze  keine  Naturgesetze ,  die 
beherrschende  Norm  des  menschlichen 
Handelns  444  «. 

Freiwirtschaft  270  ff,  biologisch-sotiologi- 
sches  Fundament  83  277  ff. 


Gebrauchswert  und  Tauachwert  88  ff. 

Geld  65  f. 

Geldwirtschaft  und  Kreditwirtschaft  219  f. 
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Gern  ein  Wirtschaft  67:  freie  and  Zwange-G. 

67. 
Qentilver&ssiuig  149  f. 
George  Uenn  und  L«os  XIII.  AoBfttlining 

über  das  Privateigentnni  189  f. 
Gerechtigkeit,  ailgemeine  164,   besondere: 

verteilende  u.  ausgteicliende  164  f,  soziale 

165  f. 

—  und  Liebe  im  GesellscbaftslebeD  30. 
Geschichte,    Bedeutnng  für  die  National- 
ökonomie 466  ff. 

—  der  Familie  146  ff;  0.  des  Staates,  seine 
Eatwicklang  l&5ff. 

Gesellacbaft,  der  aittliche  Rahmen,  das  eitt- 
licbe  Band  der  G.  29  ff. 

—  als  Gattungsname  70;  geaellschaftliche 
Yerb&nde  70;  G.  nnd  Staat  71  f. 

—  ihr  Wesen,  ihre  Elemente  lS2ff;  Begriff 
Definition  137  f;  die  G.  ab  Organismne 
188  B;  Ähnlichkeiten  und  Verschieden- 
heiten 140  ff;  die  6.  als  moralische  Pereon 
US  f. 

Gesellschaftslehre,  griechische,  römische  78; 
christliche,  deren  YorzQge  73  f;  individna- 
Ustiscbe  der  AnfkUmngaphiloeophie  74 
255  f ;  TrennnnK  der  G.  von  der  Staats- 
lehre 75 ;  geschichtliche  nnd  philosophische 
Betrachtnng  in  der  G.  75  f ;  Statik,  Dyna- 
mik 76  79  ff;  evolntionistische  Soiiologie 
7«  ff. 

Oesellschafteordnong,  ihre  drei  GnindpfeUer 
145  ff. 

GesetK  der  Entwicklang,  das  eine  wahre 
129. 

Gesetze  der  Volkswirtschaft  a.  Volkswirt- 
schaft 448  ff. 

Gesinnung  nnd  Verhalten  nach  dem  christ). 
SittengesetE  124. 

Gewinn,  mtlheloser  37  f 

GewiBheit,  metaphjsiacbe,  physische,  mora- 
lische 454  ff. 

Gleichmäßigkeit  nnd  Übereinatimmnog  im 
Velkerlebes  119  f. 

Gott,  der  persSnliche,  SchQp^r,  höchster 
Gesetzgeber  I24f;  Gottes  Walben  in  der 
Geschichte  127 ;  Gottes  Sittengesetz  Norm 
der  menschlichen  Tätigkeit  125. 

Greoznotzen  57  ff. 

Grenzwerttheorie  57  ff. 

Grundgesetze  der  sittlichen  Weltordnong 
125. 

Gat,  Begriff  18  f;  nfltzliche,  angenehme 
Güter  19;  wirtschaftliches,  Skonomisehes 
G.  21  ff;  freie  GDter  22  f;  gemeinfireie 
GOt«r,  freie  BesitzgQter  22;  atigemeine 
Guter  23 ;  Materialität  der  Okonomiachen 
GOter  23,  peraOnliche  GDter  in  der  Wirt- 
schaft 28 ;  EinteiloDg  der  Skonomischen 
GQtor  24 1. 

Gate,  Begriff  19. 

Gflter  e.  Gut. 

Gnternmlanf  36. 

Gflterwecbsel,  An&erer  nnd  innerer,  in  der 
Einzelwirtschaft  67  ff. 

Gnterwert  im  Taaschverkehre  88  ff. 


Hilfsstoffe  24. 

Hilfswissenschaften  der  NationalSkooomie 
415  ff 

Historisch-ethische  Äaffassnng  der  Volks- 
wirtschaftslehre 429  ff. 

EUstorisch-ökonomische  Theorie  znr  Begrün- 
dung des  PriTateigentnras  s.  ETolations- 
theorie.  die  gem&oigte  188f  194. 

Historische  Nationalökonomie,  ihre  Methode 
462  ff. 

Historische  Schale  Ober  Natorrecht  and 
geschichtlich  aberliefertes  Recht  127. 


ladiridnalismus  and  christliche  G  esellsch  af ts- 
lefare  74;  I.  das  individuelle  Prinzip  als 

Organisationsprinzip  der  Volkswirtschaft 
250  ff;  philosophischer  Ausgangspunkt 
des  T.  S5.'if;  Mangel  einer  begrOndeten 
Wettanschanung  254;  die  einzelnen  philo- 
sophischen StrSmungen;  naturalistischer 
Deismus,  Sensnalismus  usw,  254f;  Aas- 
schaltang des  natOrlichen  Gottosreohtes 
255 ;  das  Geraeinwohl  nicht  mehr  Staats- 
zweck 256 ;  die  Fhreioki'atie  256  ff;  Adam 
Smith  und  die  Frei  Wirtschaft ,  Smiths 
Philosophie,  Kritik  derselben  260  ff;  die 
, klassischen  Nationalökonomen*  Smith, 
Halthus,  Ricardo,  Saj,  Mill  268  ff;  frei- 
wirtachafüiches  Prinzip  270  f;  .Selbst- 
verantwortlichkeit'272 ;  Freihandel  273; 
englische  U^nchesterpartei  274;  deutsche 
Freihandelspartei  27iff;  Steuerlehre  des 
Individualismus  276  f ;  der  I.  im  Bnnde 
mit  der  Daiwinistiachen  Soziologie  S77  ff; 
Spencers  Staatstheorie  279;  Kritik  der 
Evolatioostheorie  279  f;  die  Philosophie 
des  Kampfes  ums  Dasein  irrig  280  ff, 
degradiert  den  Menschen  282. 

Individnnm,  seine  Bedentang  im  Leben  Dnd 
in  der  Geschichte  111. 

Isoliennethode  471. 


K. 

.Kampf  nms  Dasein'  und  die  Spencersche 

Philosophie  279  ff, 
Kapital,  Begriff,  Einteiinng  210  f;  das  K. 

aufgehäufte  fremde  Arbeit  s.  ManistiBche 

Werttheorie  821. 
Kapitalismus  212;  die  Entwicklangsgesetze 

des  E.  in  sozialistischer  Auffaaaung  316  ff. 
KarteUe  381. 
Kathedereozi  allsten  364. 
Eansale  ErklSrnng   der   gesellschaftlichen 

Entwicklung  107ff  123. 
Kirche  and  Familie  151  ff. 
Kirchenvater  tiber  das  Privateigentom  196  f. 
Klasse  71. 
Klassische  Nationalökonomie  268  ff;   ihre 

Methode  460  ff. 
Klöster  and  Komraunismns  200. 
Kommnnismua  bei  Thomas  von  Aqnin  197, 

bei  den  ersten  Christen  198  f;  der  E. 


der  ElOster  200,    ia   den   Redaktionen 
PuBguajs  200;  s.  anch  SoEialiemne. 
Coi^anktor,    Begriff  68;    Bildong  der  E. 

EonEeutrationsgeseU  328  ff. 

Eost«nweii  49  ff. 

Kredit  66. 

Ereditwirtechoft  ond  Geldwirtechaft  219  f. 

EriBentheorie  im  Marxiatiachen  SodaliBnins 

828  ff. 
Eultnrfortscliritt,  Onaehen  des  K.  nach  den 

Natoralisten  128. 
Emidenprodnktion  S6. 

I.. 

Laasalle  gegen  Marx  380  f. 

Lebenekaltimg  5  f. 

Legaltheorie  znr  Begrttndiing  des  Privat- 
eigentoma  180  f. 

Leo  XIU.  aber  Ehe  und  Familie  151;  h. 
aber  das  Privateigentom  189  f;  die  En- 
zyklika .Rerum  noTanun'  196  f;  L.  über 
die  Arbeiterfrage  488  f. 

Leviratsehe  147. 

Liebe  s.  NAchstentiebe. 


Hschiavelli,  seine  Staatelebre  177. 

Harkt,  BegrifF,  Erkl&mng  219. 

Marktproduktion  36. 

Marx-EngeUache  Theorie  dargelegt  and 
widerlegt  309  ff. 

MarxismoB  106  f  285  301  ff  316  ff. 

MarxscheWerüebrelOf,  Darlegung  319  ff, 
Widerlegung  323  ff. 

Materialiamna  Hegels  ondFenerbachsWnriel 
dea  modernen  Sozialismus  307  f. 

Materialitttt  der  Skonomischen  Güter  23. 

Uathematiache  Methode  in  der  National- 
Skonomie  468. 

Mensch,  seine  Herrschaft  Ober  die  finSere 
Welt:  Talaache,  Omodlagen,  Entwicklung 
dieser  HeiTSchaft  1  ff,  Teilnahme  aller 
Henschea  an  derselben  3f,  Zweck  und 
Norm  deraelben  3,  keine  pflichtenloae 
Herrachaft  18;  der  M.  Subjekt  und  Ziel 
der  Wirtschaft  IT  f ;  seine  soziale  Natur 
27  f. 

Kenschheitsgeachiclite,  iIireTeleologiel88ff. 

Methoden  frage,  Bedeatung  derselben  459  ff; 
falsche  Methoden  460;  die  M.  der  klassi- 
SchenIIational6kooomen,ihreFehler460ff; 
'  M.  der  historischen  und  der  positivisti- 
schen  NationalSkoDomie,  Entstehung  462  f, 
Begründer  und  Hauptvertreter  463  f,  ihre 
VoraOge  und  Mängel  464  f;  die  richtige  M. 
induktiv-dednktiT,  analytisch-synthetisch 
465;  Empiriamus  allein genflgt  nicht  465 f ; 
Bedeutung  der  Erfahrung  und  Geschichte 
4669;  mathematische  M.  468;  Bedeu- 
tung der  Statistik  468  ff;  die  analytisch- 
psTcbologiBche  H.  der  Osterreicluachen 
Schule,  die  Isoliermethode  470  ff. 

Paicb,  Lthrbneh  der  KatloiulUanomla.   L 
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Monarchie  als  Staatsform  176  f. 

Monogamie  147. 

Morallehre,  ihre  Beziehnng  zur  Tolkawirt- 

scbaftslehre  420  ff,  8.  auch  Sittengeaetz. 
Moralische  Gewißheit  ond   Notwendigkeit 

B.  Notwendigkeit  445  ff. 
Morgan  und  seine  Entwicklungstheorie  113. 
Mutterreefatstheorie  Bachofens  148  f. 


NBchatenliebe  als  soziales  Band  SO;  christl. 
N.  und  Solidarismns  387. 

Nationale  Entwicklung  97;  nationale  Im- 
manenz gleicher  Entwicklnngskräft«  104  ff. 

Nationaler  Charakter  der  Volkswirtachaft 
121  f. 

Nationalökonomie  a.  Volkswirtschaftslehre. 

—  ,dte  reine  N.'  41Dff 

Natur,  menschliche,  in  sich  onver&nder- 
lich  2 ;  Habitns  Terttnderlich  15 ;  Gemein- 
gut aller  Menschen  3f;  wirtschaftliche 
N.  des  Menschen  15. 

—  die  Sufiere  N.  dem  Menschen  unterworfen 
2 ;  zur  Erhaltung  und  Entfaltung  seines 
Lebens,  Befriedigung  seiner  Bedtlrftüsse  3. 

—  soziale,  des  Menschen  27  f. 
Naturalisten  und  dar  EulturfortBchritt  128. 
Natural  wirtBchaft     als     Bedarf^  Produktion 

2lSt;  N. im  Gegensatz  zur  Geldwirtschaft, 

als  TauachTerkehr  mit  den  QQtem   in 

natura  219. 
Natorgasetzlicbe  Entwicklung  des  Gesell- 

schaftatebens  109ff;  Benrteilnng  111  ff 
Natnrrecht,  Bedeutung  l'ifOf,   notwendige 

Grundlage  des  Staates  156  ff. 
.Notwendigkeit*    in   der   Entwicklung   des 

Gesellschaftslebens  llOff;  naturhafte  N. 

der  Tod  allen  Fortschrittes  Ul. 
Notwendigkeit,  metaphysische,  phyaische, 

moralische,  Begriff,  angewendet  auf  die 

empirischen  Gesetze  desWirtechaftalehens 

4£4ff. 
NDtzlichkeit  und  Wert  25  38  ff. 


Okkopationetheorie  nod  Privateigentum  113. 

Ökonomie,  ursprOngliche  Bedeutung  14. 

Ökonomik  und  Technik  12  f. 

ökonomiechra  Prinzip  13ff  undSoIidaritäba- 
prinzip  34  f. 

Organisationsprinzip  der  Volkswirtschaft 
250  ff  898  ff. 

Organiache  Auffassung  des  Gesellsehafts- 
lebens,  soziologische  Übertreibnngen  84  f. 

.Organische  Staatelehre*  178. 

Organiamns,  Begriff, __Wesen  188  ff;  die  Ge- 
sellschaft ein  0.,  Ähnlichkeiten  und  Ver- 
Bchiedenheiten  140  ff. 


Pandestruktion  im  Anarchismus  350. 
Paraguay  und  der  Eommanismos  200. 


„.,  Coo^^lc 


Fatriarcfafttjsche  Familie  als  Anagang  des 

Staates  155. 
Patriucfaaliscbe     FamilieDTsrfasBUDg     nr- 

spTDngliche  Ponn  der  Familie  149. 

PersQnlichkeit,  ihre  Bedeutung  fQr  lieben 
Qnd  Oeachichte  111. 

.PeraJbilicfakeit"   und  .ToUcseeele'  96  f. 

Phildsopliie ,  chriatL,  ond  die  oaturgMetz- 
liehe  Entwicklung  der  GesollechaÄ  111; 
nnd  der  St&atameck  163. 

—  der  AnfklSrang  ÄDBgangapnnkt  des  In- 
dividualismus 25SS;  Ph.  Hegels  und 
Feaerbacha  ala  Quelle  des  modemen 
Sozialiamus  307  f. 

Plan  der  darzustellenden  -Tolkawirtechafts- 
lehre  472. 

Polytuidrie  nnd  Polygamie  147. 

Preis  65. 

Prjvateigentuni,  Begriff  180,  falsche  Theorien 
180  ff  198  f;  Entstehong  des  privaten 
Qnindeigentnma  183  f,  geschichtliche 
Elntnickiang  164  ff;  bei  den  Qermanen 
185,  die  vergleichende  Methode  185,  die 
Vertreter  dieser  Methode  185  f,  Beurtei- 
lung 186  f;  P.  inwiefern  Produkt  der 
Geschichte  188 ;  Berechtigung  des  P. 
188  ff;  Rechtsgründe  aus  der  Natnr 
des  Individuums  189  ff;  P.  gefordert 
durch  die  Pflicht  der  Selbsterb altnng 
189,  infolge  der  Vorsorge  des  vernünf- 
tigen Menschen  189  f,  von  der  Liebe  nnd 
Fürsorge  der  Eltern  190  f ,  dorch  das 
Recht  des  Menschen  auf  die  Frucht  seiner 
Arbeit  191,'  das  Hecht  auf  P.  abgeleitet 
ans  der  , Persönlichkeit*  des  Menschen 
198;  die  Arbeitstheorie  193,  die  Okku- 
pationstheorie  193,  die  historisch- i5kono- 
mischs  Theorie  194;  P.  gefordert  von  der 
Gesellschaft  194  zum  geistigen,  sittlichen 
nnd  materiellen  Fortschritt  194,  für  die 
gesellschaftliche  Ordnung  195 ;  P.  wii'd 
erworben  durch  orspranglicben  Eigen - 
gewinn  oder  durch  abgeleiteten  Erwerb 
204:  ursprangliche  Recbtetitel  205,  ab- 
geleitete Rechtstitel  205  f ;  Schranken  des 
P.  306ff;  abhangig  von  der  sittlichen 
'Wettordnung206f;  nicbt  höchstes  Recht 
207,  nicht  Selbstzweck  207 ;  die  römische 
Eigentnmsordnuog  207  f;  die  dentsch- 
rechtliche  Idee  des  P.  208;  Vennegen 
209,  Reichtum  209  f,  Kapital  210ff,  Ein- 
kommen 212  ff. 

Privat  wirtschafte)  ehren  405. 

Produktionskosten  und  Wert  49  ff. 

.PromiakuiUt*  und  Ehe  146  f. 

Propaganda  der  Tat  im  Anarchismus  350  f 

Psjchologie,  ihre  Bedentung  für  die  volks- 
wirtachaftlichen  Probleme  16. 

R. 

.Recht  auf  Arbeit'  291  f. 

.Recht    auf    den    vollen    Arbeitsertrag* 

295  f. 
.Recht  auf  ExieUnz*  290  f. 


Recht  in  geschichtlicher  Anfhssmig  186  f, 
8.  anch  Naturrecbt  n.  S. 

Rechtatitel  fllr  Eigentumaerwerb :  nrsprflng- 
liche  205,  abgeleitet«  205  f. 

Regelmäßigkeit  in  der  wirtechaftlichen  Ent- 
wicklung der  Valker,  ErklSning  120. 

Reichtom  und  Wohlstand,  Begriff  209  f 

Religion ,  ihr  Einfluß  auf  die  Familie 
151  f. 

BeproduktioDskosten  55. 

Bepublik  ab  Staatsform  176  f. 

Ricardo,  seine  Wertlehre  54,  seine  Methode 
462. 

Rodbertus ,  der  Klasaiker  des  deutschen 
StaaUsozialisrnns  168  ff. 

Rohstoffe  24. 

Römische  Eigentumsordnung  807  f. 

ROsiere  Lehre  vom  sozialen  Gesetze  869  ff. 

Rousseau  und  der  iltere  Sozialiemna  889  f. 


8f 

Saint-Simonisten  296  f. 

Schenkung  als  Erwerbstitel  204  206. 

Schmollersche  Theorie  s.  BOcher-Schmoller- 
eche  Theorie. 

Schöpfer  als  Weltordner  nnd  höchster  Ge- 
setzgeber 124  f. 

Schranken  des  Eigentuinsreehtee  206  ff;  Seh. 
der  Selbstliebe  nach  Smith  263  f. 

Schutzzoll-Politik  und  Handelsverträge  nnd 
der  Sozialismus  SBl. 

Selbstliebe,  ihre  Schranken  nach  Smiäi 
263  f. 

.Selbstverantwortlichkeit'imfreiwirtschaft- 
liohen  System  272. 

Seltenheit  und  Wert  26  88  ff. 

Senior,  seine  Methode  468. 

Sippen  Verfassung  149  f. 

Sitte,  Moral  und  Recht  431  f. 

Sittengesetz,  das  göttliche,  Norm  der  mensch- 
lichen Tätigkeit  125;  8.  and  Volkswirt- 
schaftslehre 448  ff. 

Smith  Adam  259  ff,  seine  Wirtschafta- 
lehre, ihre  Quellen  259  ff,  seine  Lehre 
von  den  Trieben  261  ff;  die  Schranken 
der  Selbstliebe  263  f ;  Kritik  265  f ;  seine 
Staatsauffaeaung  266  ff;  seine  Methode 
460  f. 

Smith-Ricardosche  Werttheorie  52  ff. 

Solidarismns,  SolidaritSt  als  Organiaations- 

Srinzip  der  Volkswirtschaft  250  ff;  der 
,  vermittelt  zwischen  Individualismus 
und  Sozialismus  352 ;  der  B.  nnd  die  Sozlal- 

tiolitiker  852  ff;  die  .ethischen  Sozia- 
lsten*, Carlyle,  Rusktn  854  f ;  v.  Ketteier 
und  die  deotsche  Arbeiterschutigesetz- 
gebung  355  f ;  v.  Vogelsang  u,  a.  356  f; 
christt.  Sozialismns  857;  christl.  Demo- 
kratie; Bedeutung,  Beziehang  zum  S, 
358  f;  der  S.  nnd  die  NationalOkoDomie 
359;  La  Play  860;  P«rin  861  ff;  Adolf 


Wagner,  bbid  Stetem  364  ff,  dessen  Kam- 

Einkt  366  ff;  Hermen  Rfisler,  seine 
ehre  vom  aoEJalen  Geseti  S69f,  seine 
Ansichten  Ober  die  Oeaetie  der  Voltcs- 
wirtschaft,  Betonung  des  ethischen  Mo- 
mentes 870  ff;  Begriff  and  Begrtlndnng 
des  3. ,  Definition  381  f ;  der  3.  etymo- 
logisch 332;  dar  S.  in  Bexiehnng  snf 
Individnum,  Staat,  GesellschBft  382  ff; 
dreifache  Form  der  Solidarität  884;  der 
S.  und  die  privat  wirtschaftliche  Ordoong 
385  ff;  der  S.  nnd  die  chriatl.  Nächsten- 
liebe  337 ;  der  S.  nnd  das  Individaom  , 
888  ff;  der  8.  nnd  die  Stsndeaassoda- 
tionen  389  ff;  der  3.  und  der  Stsat  ' 
891  ff;  die  ,£co!e  nonvelle'  nnd  ihr  ' 
,8alidarisDte' ,  £rklteung  nsch  Dnrk- 
heim  und  Läan  Bonrgeois  894  f,  Kritik 
396  f;  die  wesentlichen  Elemente  des 
S.  399  ff. 
Solidarität,  Prinzip  der  S.  30C:  S.  als  Tat* 
Sache  nnd  als  Pflicht  31  ff;  S.  nnd  Wirt- 
schaftsordnong  33;  S.  nnd  Okonomischee 
Priniip  8ö  f. 
Sombartsche  Entwickln  ngstheorie  240  £ 
Sozialismus  250  ff;  Name  nnd  Begriff  284; 
der  .wissenschaftliche*  oder  Man istiache 
S.  285;  8.  und  Komm unismns  285f;  der 
totale  Kommunismus  und  der  S.  286; 
Einteilung  des  8.  in  Qeaellschafts-,  Staats- 
mid  Qemeinde-S.,  in  üniversalkoliektiTis- 
mns  and  Partikularsodalisnins  286 ;  die 
kommnnistische  Gleichheit  alter  Traum 
286 f;  die  Staatsromane:  Piatos  Poüteia 
237  f,  Thomas  Mores  ütopia  288,  Mores 
Nachahmer,  Campanella  bis  Bellamv  289 ; 
der  Altere  franEOsische  and  engliscne  S. : 
Freiheit  und  Gleichheit  nach  Rousseau 
(Babenf)289f,  Hecht  auf  Existenz  (Fourier, 
Saint-Simon)  290  f,  Recht  auf  Arbeit 
(Fourier,  Prondhon,  Mario)  291  ff,  Recht 
des  Arbeitfiis  auf  den  vollen  Arbaiteertrag 
(Enfantin.  Bazsrd,  Prondhon,  Hall,  Thomp- 
son) 295  f,  I'Une  des  utopistiflchen  S-,  der 
Saint-SimonismuB  296f,  die  Ideen  Fonriers 
297  ff,  Owen  290  f,  Kritik  300  f;  die 
Haraisten,  Unterschied  ihrer  Theorie  von 
dem  alteren  S.  dreifach  301  f;  Hanpt- 
vertreter:  Mars  302  ff,  Engels  804  f, 
Lassalle  305  f ;  Weltanschanong  des  mo- 
dernen 8. :  Hegel  und  Feaerbach  807  f, 
die  Marx- Eage lasche  Theorie,  materia- 
listischeGesohichtaanffassuDg809f,  Kritik 
310ff;  die  Bewegnngsgesetze  der  kapita- 
listischen Epoche  316  ff;  die  Harssche 
Werttheorie:  Darlegnag  319ff,  der  Be- 
weis Marx'  321,  Widerlegong  823  ff;  die 
Krisentheorie  nnd  dss  Konzentratione- 
gesetz  328ff;  der  Marxiamna  in  der  Äuf- 
ISsnng :  Gegensatz  von  Marx  und  Lassalte 
830  f,  Kampf  im  SchoBe  des  8.  nm  die 
Taktik  831,  Kampf  am  Einzelfrsgen  331, 
Bemateins  Kritik  an  den  Hauptsfttzen  des 
Marxismus  881  C,  s,  unter  Bernstein;  der 
Zakunftestaat  als  Ziel  des  Harziatiscbea 
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8.,  Darlegung  und  Bearteilung  841  ff; 
der  ADai'chismua ,  ob  eine  Form  des 
Sozialismaa  844 ;  Hauptvertretar  und 
8;8teme  des  Anarchismus  344  ff,  a.  unter 
Prondhon,  Stimer,  Bakunin,  Netschajew, 
Krapotkin;  8.,  christlicher  357,  e.  unter 
Solidarismns. 
Sozialpsychi  scb  er  E  vol  ation  ism  ns,  Dsriegu  ng 

95  ff,  Beurteilung  98  ff. 
Soziologie  70ff,  evolutionistische  S.  76  ff; 
soziologische  Sehnten  (Comte ,  Spencer, 
Marx)  78  ff,  ihre  Verdienste  85  f. 
—  Selbstkritik  90  f;  empirische  8.  91  ff; 
8.  und  Geschichte  93  ff;  Darwinistische 
277  ff. 
Spencer  H.  als  Soziologe;  biologische  und 
organische  Schule  82  ff;  individualisti- 
s(£er  Charakter  der  8pencerschen  Sozio- 
logie (Forderung  der  Frei  Wirtschaft)  83 
277  ff. 
Staat,  ürsprang  lS4f.  Geschichte  155  f, 
Grundlage  156  f,  Zweck  157  ff;  Öffentliche 
Wohlfahrt  Staatszweck  160  ff;  Gerechtig- 
keit, Ordnung,  Freiheit  im  St.  164 ff; 
StABtssoziaiiamua  166  ff;  Autorität  im 
St.  174  ff;  Staatsgewalt  175  ff;  Staatsform 
176  f ;  der  St.  als  moralischer  Organis- 
mus 177  ff;  Definition  oder  Beschreibung 
des  Staates  179;  der  St.  und  der  Soli- 

I       dsrismus   391  ff;    s.   such   Zuknnfts- 
Staat. 

!  Staatslehre,  .organische*  178. 
,Staateromane*:PlatosPoliteia287f,Thomaa 
Mores  Utopie  888,   Mores  Nacbafamer: 

I        Gampanella,  Andrea,  Bsco  von  Tenilam, 

'       Bellam;  u.  s.  289. 

I  Staatasozialismns  verwerflich  166  ff;  nicht 


der  SL  A.  Wagners  172  ff. 
Staatswissenschaften  156  f  419. 
Stand  71. 
Standeaaseoziationen  und  der  Solidarierons 

889  ff. 
StaÜatik,  ihre  Bedeutung  fOr  die  Tolks- 

«irtschaftstehre  468  ff. 
Statistische  Kausslitfit  nnd  Induktion  95  f. 
Staaerlehre  nnd  der  Individualismus  276  f. 
Stufen  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  s. 

Wirtschaftsstofen . 

T. 

Tätigkeit,  wirtschaftliche  10. 

Tausch  und  Taaschverkehr  85  ff  206. 

Tauachwert  88. 

Taxpreis  65. 

Taxwert  48. 

Technik  und  ökaooinik  12  f ;  mat«rielle  und 
Ökonomische  T.  12  f ;  T.  nnd  Volkswirt- 
schaftslehre 404  f. 

Teleologieche  Erklärung  der  gesellschaft- 
lichen Entwicklung  107  ff  123  f. 

TeloB  in  der  Volkswirtschaft  17  f;  T.  nnd 
Wert  39  52. 
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Teloa  in  christlicher  AofTaasung  124ff;  dasT. 

des  UeDBcheu  127 1;  Teleologie  der  Mensch- 
heitsgeschichte 128?. 
, Tendenzen*  im  wirtschaftlichen  Leben  der 

Tolter  115  117. 
Theologen ,    die    alten ,    Aber  Fragen    des 

Wirtechaftslebens  197f  41S,  die  neueren 

413  f. 
Triebe   and    die   wirtschaftlich«  Natur  des 

Menachaa  16 ;  T.  and  sittliche  Motive  16 ; 

in  sidi  wertvolle  Erfifte  17. 


Übereinstiinmang  nnd  Gleichmäßigkeit  im 

YOlterlebsD,  ErklSrang  119  f. 
Umgebung,  Einüah  der  103. 
Unanflealichkeit  der  Ehe  und  die  Familie 

15S. 
Untemehmong  36. 
Ursachen  bei  der  Entwicklung  123. 
ürznst&nde  der  Ehe  und  Familie  146  ff. 
ütopia  Thomas  Mores  28ä. 

T. 

Verband,  geselUchaftlicher  70 ;  die  mensch- 
lichen Verbfiade,  ihr  Wesen  131  f;  die 
V.  als  .Persönlichkeiten'  14Sf. 

Tereleodnngstheorie  321. 

Vergleichende  Methode  in  der  Wirtecbafta- 
geachichte  120,  s.  anch  Methodenfrage. 

Verhalten  and  Uesimmng  nach  dem  Sitten- 
geaetz  124. 

Verkehr  35;  wirtschaftlicher  V.  36. 

Verkehrswirtachaft  218  f. 

Verm&gen,  Begriff  20S. 

Veretaatiichnng,  ihre  Berechtigung  167  f. 

Vertrag  als  abgeleitat«r  Erwerbatitel  206. 

Vertragstheorie  des  PriTsteigentums  181  f. 

.Volksseele'  und  .PersDulichkeit'   96  f. 

Volkswirtschaft,  Wesen  131  ff;  Begriff  der 
V.  243  ff;  Einheit  der  V.  243  ff;  Ziel  der 
V.  die  materielle  Wohlfahrt  des  ganten 
Volkes  246  f ;  Definition  der  V.  247  ;  Vei- 
hsltnis  der  V.  zn  den  Einzelwirtschaften 
247  f,  ZOT  Staatswirtschaft  248,  zur  Welt- 
wirtschaft 248  f ;  Organisationsprinzip  der 
Volkswirtschaft  250^  b.  nnter  Indivi- 
dualismus, Sotidarismus,  Saxia- 
lismus. 

Volks  wirtecbaftliche  Gesetze  nicht  rein  kau- 
sale Naturgesetze,  sondern  Freiheits-G. 
444  f ;  das  Telos  als  Motiv  und  ordnendes 
Prinzip  445;  nur  ein  oberstes  Gesetz 
446  f ;  V.  Q.  und  die  Gesetze  der  ESrper- 
welt  447,  und  die  Gesetze  des  mensch- 
lichen Wollens  447  f,  nnd  dos  Bittengesetz 
448,  und  die  empirischen  Gesetze  448  ff; 
die  empirischen  Gesetze  und  die  Freiheit 
449  ff;  die  Theorie  QuäteleU  u.  a.  450  f; 
Hacleod  Ober  die  Regelmäßigkeit  der 
empirischen  Gesetze  451  f ;  ihre  Notwendig- 
keit und  Gewißheit  nicht  metaphysische 
oder  physische,  sondern  moralische  455; 


ihr  hypothetischer  nnd  begrenzter  Wert 
456f;  Ergebnis  457. 
Volkawirtschaftalehre ,  ihr  Gegenstand  im 
allgemeinen  402;  Material-  und  Fonnal- 
objekt  403 ;  Begriff  und  Definition  403  f ; 
die  V.  eine  Wissenschaft  407,  nnd  zwar 
eine  praktische  407  f ;  V.  lehrende  Knnst 
und  Wissenschaft,  Anfgaben  der  V.  409  f ; 
die  .reine  National Bkonomie"  410  ff;  die 
V.  selbstAndige  Wissenschaft  erst  in 
der  Neuseit  412f ;  die  alten  und  neueren 
Theologen  Ober  Wirtschaflsfragen  413f; 
der  eigentliche  Begründer  der  V.  414 ; 
die  V.  ein  besonderer  Wissenszweig  415 ; 
ihre  Hilfswisseuschaften  415 :  die  V.  Teil 
der  Gesellschaftslebre  416 ;  V.  nnd  Ethno- 
logie 416,  Statistik  416  ff,  ti^taatewissen- 
schsft  419;  die  V.  nicht  die  erste  unter 
den  Sozialwissenschsften  419  f;  die  V. 
und  die  Morallebre,  Beziehangen  420  ff; 
die  V.  ethische  Wissenschaft,  nicht  Teil 
der  Morallehre  423  f;  sbhBngig  von  der 
Moral,  Einwendungen  nnd  deren  Wider- 
legung 425  ff;  die  .ethische  Richtung* 
in  der  V.  427  ff;  Sitte  und  Recht 
nach  Schmoller  n.  a.  481  ff;  unwandel- 
bares göttliches  Sittongeaetz  notwendig 
für  die  V. ,  v.  Mayt  nnd  die  historisch- 
ethische  ÄnffassunR  433  f;  das  Sitten- 
gesetz und  die  Lehre  vom  Verbrauche 
der  Gbter  434  f;  das  Prinzip  der  Ent- 
sagung von  Röscher  mißverständen  435 ; 
Herstellong  der  GOter,  das  Sittengesetz 
regelt  insbesondere  die  Beziehungen  von 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  usw.  486  f;  die 
katholische  Kirche,  Leo  XIII. ,  Pins  X. 
EU  dieser  Frage  438  ff;  das  Sittaugesetz 
nnd  die  Verteilung  der  Gflt«r  442  f. 


Ware  36;  Arbeit  ab  W.  24. 

Weibergemeinschaft  bei  Plato  n.  a.  147. 

Weltplan  dea  SchDpfers  124  f. 

Wert,  Begriff  19  f  21 ;  Objektivitit  des  W. 
20;  Relativität  des  W.  20;  Einfluß  sub- 
jektiver Momente  auf  das  Werturteil  21 ; 
nkonomischer  W.  nnd  seine  Bemessung 
25  f ;  Tauschwert  38  ff;  teleologische  Auf- 
fossnng  des  W.  89  52 ,  genetische  Auf- 
fassung 52  ff;  Eostenwert49f;  W.  nach 
A.  Smith  52  ff,  nach  Ricardo  54 ,  nach 
Carey54f,  nach  Baatiat  55f ;  Grenzwert 
57  ff;  Marxistische  Werttheorie,  dargelegt 
319  ff,  widerlegt  328  ff. 

Wirtschaft  9  ff ,  als  Tfitigkeitsart  9  f ,  als 
Wirtschaftseinheit  10;  W.  und  Betrieb 
11,  W.  und  Technik  13;  Öffentliche  und 
private  W.  67 ;  Einzelwirtschaft  nnd  Ge- 
meinwirtschaft 67;  freie  nnd  Zwangs- 
gemeinwirtechaft  67 ;  s.  auch  W  i  r  t- 
Schaftsstufen. 

Wirtschaftliche  Tätigkeit  nnd  .wirtschaften* 
10. 

WirtechAftUchkeit,  Prinzip  der  W.  ISff. 


Wirtsehaftaemlteit  10. 

WirtBchaftBfonn  12. 

Wirtecbafteleben  in  der  Familie  150  f. 

WirtsclkftftoordDnDg  und  das  SolidanUta- 
prinzip  33. 

WiTtechaftsperiode  9. 

Wirtechaftasobj«kt  10. 

Wirtsdtaftetufeii ,  Bedentung  120,  Eintei- 
langsprinzip  216  f,  Grundformen  217 ;  die 
Verkehrsentwicklun  g  als  £inte  ilnagsgrund 
217  f;  Natural-  und  Verkehrs  Wirtschaft, 
Bedarfs-  und  YerkehrsprodaktioQ  218  f; 
Natoralwirtschaft  als  Tausch  der  Güter 
in  natura,  Geldvirtociiaft,  Kreditwirt- 
echaft  219  f;  Hana-,  Stadt-,  Yolka- 
wirtscliaft ,  Eigenprodnktion ,  Eanden- 
prodnktion ,  Warenproduktion  220 ;  die 
Bfldier-SchmolIerscoeTheorie:  Darlegung, 
Benrteilong  220  ff ,  geschichUiche  Be- 
denken gegen  diese  Theorie  224  £F,  prin- 
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zipielle  Einwendnngen  232  ff,  Sclilu£iirteil 
236  ff;  die  Sombartsche  Theorie:  lo- 
dividual-,  Übergangs-,  Gesellschaftswirt- 
schaft 240  f,  die  Wirtschaftssysteme  nnd 
die  Wirtschafteatafen  241  f,  Beorteilung 
242,  Mingel  der  Sombartschen  Theorie 
243. 

Wohlfahrt,  Öffentliche,  nnd  IndividnalismuB 
256,  als  Staatszweck  160  ff  393  ff 

Wohlstand  des  Volkea  als  oberstes  natiooal- 
Skonomisches  Gesetz  446  ff. 


Zuknnftsstaat  im  Sozialisrnns  341  ff. 
Zuwachs  alsBechtstitel  für  Eigentum  serwerb 

205. 
Zweck ,   Einheit  des    Z.    als  wesentliches 

Element  der  Gesellschaft  188  f. 
Zweck  des  Staates  157  ff  s.  Staat. 


D.gitizedbyGoOgle 


D,3,l,zedb,G00gle 


Von  dentMlben  TerfaMer  ist  in  der  HerderMken  Verlag Aasdiniig  ni  Fnibnrg 
IM  Bnisgai  ersohieo«!!  nnd  kann  durch  alle  BuolihandluiigeD  bezogen  werden: 

Liberalismus,  Sozialismus  uud  christliclie 
GesellscliaftsordüUüg. 

Zwei  Bände.    8»    (XL  u.  1770)    M  14 — 
Büdet  einen  Bestandteil  der  „SonkleB  Frage"  (a.  n&cbste  Seite). 

,Wla  In  BBtnoD  flbrlgaD  Aibeltan  bekondat  dar  Terfkuer  mach  hiar  sin«  Hbr  BBigsdeliDte  Lltentnr- 
kannfail«.  BrflDdUiiis  pUloaopbl>clw  nnd  Tt>lk>irirtMb>ftU<h*  BiMang  und  «lue  MhT  Uan  DantaUnng,  dia 
■Iah  anah  dam  Ualaan  Huma  aatort  «am  ampBaUt.  AUardlDgi  tat  dar  knadlga  TertUMT  nulMut 
bemDht,  dl*  blsoliea  vi>lkawlrtoofa*RlichaD  SjaUm«  aalbat  u  «rkllran.   DuMbea  ricbtst  er  abar  bewuidara 


■ala  Anganmerk  anf  dIa  geacUahUldw  EntwiaUoBS  doiMlbaD.   In  dleaat  Rlchtang  ist  aalD  Buch  guu  bi 

---'-m  in  aniifcbleii.  E*  W  iuia*i«  Ibato  Ubenewung.  data  dir  '  -■-— —  '■ ^ — — ' 

n  Kreisen  ala  denen  dar  Anliln(ar  dar  Beilaldenüikntle  ei 


.  . .  le  BawaBuW  Mit  Faidlnud  Laa 
Kritik  Barnataint  (bsohllelM.  Der  letttare  Htma  daiitet  bin  auf  die  t< 
der  ganisn  Bawagnng  innawalinL  Mehr  and  mehr  TerHaren  die  alten  T 
buchen  Zubw.   Dia  Qeaoblobta  dteaar  Bair^nna  atUlt  nena  Bewalae,  ..  

DDTerglBgllebe  Kraft  der  ohrletlicben  WelUuachmnung.    Der  kBontniardahe  Vertaner  hat  alch  u 
Bieg  der  laUteren  grolka  Vardlanate  anrorban.* 

(Beha  der  Oegenmrt.   Aa«b«n  IVOOt   Utenr.  Bell.  SS.  Kai.) 


undlagan  dea  Libarallanmii  der  dritte  Teil 

demngen  dea  lltaran  wie  da*  naneren  SoiUllunn*  inn  SeganaUnd.    Ein*  alnnhande  Betreebtong  lit  der 

Lebra  von  PrlTatelBentmn  gewidmet,  fier  Verftuer  lUat  anob  die  Oegner  de«  PrlratelsentnniB  nm  Worte 

■- ■* "' ' '--  -'-—■--•■'- ^— .-.  — -.  mltlogUeber"-'-— ''—    ■■-■- 

Gnindlae 

_„__ entasbland    

;  cbrlatHebam  daiat*  erfUlt  nnd  inglaleh  wohl  unterrlshret  flbsr 

•eb  in  dleiem  Werke  ein  AiBehea  und  klares  Gesuntblld  der  Boilalen  StrSmungeu  niiiensr  1.B11.- 
(Akadem.  UoutibllCUr.    KSIu  IWl.    Kr  11.) 

.  Ka  wird  wobl  kinm  eine  Frage  der  modernen  Wirtscbafli-  and  OeeeUechtftatebre  gaben,  «sLetae 
P.  Helnrioh  Fesob  8.  J.  in  aeinem  Werke  nicht  wenlgatsDi  kun  berthrt.  and  es  wird  «obl 
ifgeatellte  Aneiokt  geben,  die  er  giai  nnbeachtat  galiuen 


b  acbon  gesagt,  dafs  der  Baüiige  Verlaeier  ■[oh  gani  grOndlieb  in  dleeeo  Dtsge 
Kbiekter  Hand  bat  er  aas  der  groFaen  Literatur  du  Wiehtlget«  anagaleaeo,  am 
leeprooben  bat,  mit  seinen  elgeneii  Warten  itir  Seltnng  kommen  la  lasaen.  Du  Ihm  nnrlehtlB 
gebt  er  recht  Bashllcb  in  widerlegen.   Wir  m«cht*n  du  Gania  als  ein  Sammelwerk  Dber  die 


ledsi 

Schel 


d  soiJUiatlaiiheii  Ideen  der  Oeeellachaft  nnd  VolkawlrtealuiR  Ih 

en,  welche  sich  mit  dlaaan  Fragen  beHblftlgen,  ekcuella  Dienit*  leiaten, 

>*■'''  (KBhier  Eorrespondeni  1900.    Heft  lO/lE.) 


tr  ohrtetlichen  OeaeliaduiRilehre  m 


,P.  Heinrich  Fesch  Igt  alt  VatloDilSkanom  Ton  Rat  auch  bei  den  Gegnern  uierkunt.  Ult  schufsm 
stand  Hebt  er  an  die  ■chvileiigeten  Aufgaben  and  Probleme,  um  dia  hlerfOr  mslegebenden  Prlntiplen 
lunnarbeiten.  Wie  disa  muehmil  aina  recht  achwers  Uflbe  kostet,  eo  macht  sie  aach  die  Lekctlre 
:elner  leichten.  Am  gelegen tlichen  AubUien  in  den  Lsaeber  Stimmen  bat  sieb  der  Vereach  kriattl- 
rt,  wis  PhÜDBophie,  Jurieprudeni,  Uorsl,  Nationalökonomie  nnd  Geaeblchte  aile  diejenigen  l«bnn  unter 
m  einbeltllcben  GealchUpuDbt  znaenuneniugtelten,  welche  fOr  ein  tleferea  Veratlndui*  der  Elmpre 
Gegenwart  oiiantbehi-lii^k  elnd.  Bsnd  1  bebanda.t  den  cbristlicbeu  StsatabegrlJT,  du  FHTatelgentum 
wilale  Institution  nnd  die  WlrtaeliAftsordnang.  wobei  stete  die  UbersJen.  sotUlialliehen  und  ebiiatliehan 
ndalUe  inr  Du-atalluug  kommen;  Band  11  gibt  die  philosopUsoben  Grundlagen  des  akooomlacben 
inllemas  nnd  den  modernea  Soiiallimas.  Ana  letzterem  Teil  beben  wir  ab  beaondera  sehlsgend  und 
m  historlsclien  Usterialismus  hervor,  wie  die  Oeachichte  d«r  aotlJleCleolien 
(Kotreap.-  u.  OlfertenbUtt.    Begenaborg  1)01.    Nr  S,) 

,.  .  .  Daa  Gessmtwerk  H.  Peaehs  aollle,  laut  Vorwort  n 
■ophl*.  der  Jorfaprudeni,  dar  Her«),  der  HttloualAkonomik  n 

waleba  lu  einem  grflndUehen  Btndinm  der  aoaialen  Frage  gehSren  nnd  deren  Keantnis  d 
tieferes  Vanrtindiiis  der  Kinipfe  der  Gegenwut  unentbehrllob  Ist,  in  s^stemstiseber  Dststeiiung  onngsn. 

0  grOndlichea  nnd  eäeBltlgea  VerstlUidnts  nlebt  nnr  eins  tdcbtlge  philo  so  phlüebe 
■oadem  saeh  angeslrengtee  HacbdaDke»  erheischt  Wer  die  areter*  alah  an- 
Uiteren  nlebt  tnrdekeobent .  für  den  ist  du  Stndlnm  diesen  Werkei  eine  r^ha 


Herdersche  VerlagskiuidlBiii;  kb  Frefbnrg  im  Breia^i. 


Die  soziale  Frage 

beleuchtet  durch  die  ..Stimmen  ana  M&ria-Lueh". 


Die  antmiJa  In  dm  .StSninian  «u  UuiirLuth*  TarüffentllcfaUD  infutu  wnidan  UararbCJMt,  er- 

it  ud  grappinwclie  i ■■— "       "*-  «-•.-  .=-  -.-a  -■ — i-  ...--.. i  — j  j — t  .1..  » — v 

Gmdlkisen  in  beilekcn. 


einit  ud  grappinwclie  inMBBCigstriDBt.  ~  Dte  HsfM  (S<]  alnd  cliuli  kl*fll«h  »d  di 


1.  Heft:  Die  clirfBtIIcta-eUilBolien  Soriklprindplm  und  die  Arbelterfrsge.    Von 

Tb.  lHey«r  3.  J.    Vierte,  Terbesserte  AtifUge.    (VIU  n.  142)    if  1.80 

2.  Heft:  ArbeltsTertn? ind Streik.  Von  A. Lehnknkl  3.  J.  Vierte,  verbeeaerte 
Auflage.    {IV  n.  64)    60  Ff. 

3.  Heft:  Die  Ziele  der  Sodaldemokratie  imd  die  liberalen  Ideen.  Von  H.  Flekt- 
ier S.  J.    Vierte  Anfluge.    (IV  n.  76)    80  flf. 

4.  Heft:  Die  sedale  Not  md  der  klrcUlcke  isinflnfft.    Von  A.  LekmkKkl  S.  J. 
.      Dritte,  Termehrte  und  Terbesserte   AnfUge.    (IV  u.  88)     70  iT- 

5.  Heft:  DoB  PriTRtelffentoi  nnd  sdne  fiepier.  Von  V.  CatkreiB  S.  J.  Dritte, 
darchgeBehene  Auflage.     (IV  n.  »6)    80  i^. 

6.  Heft:  Die  BOEtale  f^age  nnd  die  staatUcbe  Qewalt.  Ton  A.  Ukmkiikl  S.  J. 
Dritte,   rermehtte  nnd  Terbesserte  Auflage.    (IV  o.  80)    70  Pf. 

7.  Heft:  Internationale  Regelung  der  sodalen  Frage.  Von  A.  LehvkaU  S.  J. 
Dritte  AnfUge.     (IV  u.  34)     85  if. 

Heft  1—7  ab  I.  Band.    (XX2V1II  u.  580)    if  5.25 ;  geb.  in  Leinwand  Af  6.10 

—  Einbanddaeke  60  If. 

8.  Heft:  LiberaUamug,  SodaliBmus  nnd  ckrlstücke  Oegellscbaflsordnug.  Von 
H.  Pcseb  S.  J.  Ereter  Teil.  I.  Der  chrüitllcbe  Staatsbegrlff.  Zweite  Auf- 
lage.    (Xll  u.  8.  1—194)     M  1.60 

9.  Heft:  Dasselbe.  Erster  Teil.  U.  Das  FrlTatelgentom  ab  soslale  IngtJtotion. 
Zweite  Auflage.    (IV  u.  8.  195-418)    if  1.80 

10.  and  II.  Heft:  Dasselbe.  Erster  Teil.  III.  Freiwlrtsckatt  oder  Wlrtsckafts- 
ordnnngl    Zweite  Auflage.    (IV  u.  S.  419— 772)     Af  8.— 

Heft  8—11  als  II.  Band.     (XXVI  u.  772)    M  6.40;   geb.  in  Leinwand  Af  7.40 

—  Einbanddecke  60  Ff. 

12.  nnd  13.  Heft:  Dasselbe.  Zweiter  Teil.  Die  pUlosophlschen  Gnindlagen  des 
SkonomlBcken  Llberallsmas.    Erste  und  zweite  Anflage,    (IV  u.  396)    Jf3.— 

14.  bis  16.  Heft:  Dasselbe.  Dritter  Teil  (Sclbufs).  Der  moderne  SoriaUsnus. 
Erste  nnd  zweite  Auflage.     (IV  u.  602)     if  4.60 

Heft  12—16  als  UI.  Band.    (XIV  u.  998)    if  7.60;   geb.  in  Leinwand  if  S.80 

—  Einbanddecke  60  Ff. 

17.  Heft:  Die  Franenfrage.    Von  V.  Catkrein  ä.  J.    (VI  n.  164)    M  1.50 

Weitere  Hefte  der  BaramlnnB  .Die  eoiiile  Fnca*  ^d  In  Tariwreltiing. 


.Die  bieher  erKhleneaeD  ScfaHtten  gobCreii  in  den  gedlegentten  yerSffroCIldiDngeB  aof  dam  aoiiiloi 
ita;  vir  inilBhten  dlesalbao  In  den  Binden  mllar  gebildeten  Kithollken  nehan.'- 

(SSln.  Vslkuciltang  ISM,  Nr  308.) 

n  Fngan  k«uien  lernen  will,  daa 

. imaa  em  Huit-Lueh'  anlnerf 

EvangaL  WoehenbUtt.  Zflrieh  ISSl,  fir  ■ 


(Dentuha  ETUigeUnlie  KlnfaenHltong,  Berlin  1«00.  Baile««  Nr  10.) 


^y^ 


/y 


D,3,l,zedb,G00glc 


D,3,l,zedb,G00gle 


D,3,l,zedb,G00gle 


D,3,l,zedb,G00gle 


